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Vorrede. 


Jjas  Bedürfnis  einer  genaueren  Kenntnis  von  dem  Zu- 
stande des  Schulwesens  in  den  hervorragendsten  Culturstaaten 
Europa's  macht  sich  gegenwärtig  in  immer  weiteren  Kreisen 
geltend. 

Nicht  nur  der  eigentliche  Schulmann  fühlt  für  seine 
Zwecke  die  Nothwendigkeit,  sich  mit  den  mannigfachen 
Veränderungen  vertraut  zu  machen,  welche  die  Organisation 
der  einzelnen  Gattungen  von  Schulen  im  ganzen  wie  im  ein- 
zelnen gerade  in  den  letzten  zwei  Decennien  erfahren  hat; 
auch  jene  Organe,  denen  die  Errichtung,  Erweiterung,  Er- 
haltung und  Leitung  von  Lehranstalten  zunächst  obliegt,  als 
Regierungsbehörden,  weltliche  und  geistliche  Corporationen, 
Gemeinde-  und  Landesvertretungen  haben  ein  wesentliches 
Interesse  daran,  den  gegenwärtigen  Zustand  des  Schulwesens 
überhaupt  schärfer  ins  Auge  zu  fassen,  da  von  ihren  bezüg- 
lichen Massnahmen  das  Gedeihen  des  Unterrichtes  und  mit 
ihm  die  Hebung  der  Bildung  des  Volkes  und  die  Erhöhung 
seines  Wohlstandes  und  seiner  Kraft  abhängt» 

Ein  Unternehmen ,  welches  sich  zur  Aufgabe  stellt,  die 
Fortschritte  des  Unterrichtswesens  in  den  Culturstaaten  Eu- 
ropa's seit  den  letzten  zwei  Decennien  darzustellen,  kann 
daher  wohl  schon  durch  seinen  Inhalt  einige  Berechtigung 
für  sich  in  Anspruch  nehmen. 


Wir  haben  eine  solche  Darstellung,  zunächst  für  Schul- 
kreise berechnet,  im  siebzehnten  Jahrgange  der  Zeitschrift 
für  die  österreichischen  Gymnasien  (Wien,  Carl  Gerold's 
Sohn  1866)  in  einer  Reihe  von  Artikeln  begonnen,  die  vor- 
erst nur  Oesterreich,  Frankreich  und  Russland  behandeln, 
denen  aber  demnächst  weitere  Artikel  über  Belgien,  Italien, 
Deutschland  u.  s.  w.  folgen  sollen. 

Die  freundliche  Aufnahme,  welche  diese  Darstellung 
fand,  bestimmte  uns,  dieselbe  nunmehr  umgearbeitet  und  er- 
weitert, dazu  mit  Beilagen  aus  amtlichen  Quellen  vermehrt, 
als  eigenes  Werk  einem  grösseren  Leserkreise  vorzuführen. 

Der  vorliegende  erste  Band  des  auf  drei  Bände  berech- 
neten Werkes  enthält  die  Darstellung  des  Schulwesens  von 
Frankreich  und  Oesterreich.  Für  Frankreich  haben  die  oben 
bezeichneten  Artikel  in  der  Zeitschrift  für  die  österreichischen 
Gymnasien  als  Grundlage  gedient,  aber  einige  Partien  sind 
wesentlich  erweitert  und  nach  den  neuesten  amtlichen  Quellen 
umgearbeitet  worden.  Oesterreich  ist  durchweg  neu  bearbeitet, 
und  wie  der  Umfang  dieses  Abschnittes  bezeugt,  in  grösserer 
Ausführlichkeit.  Diese  Ausführlichkeit  möge  nicht  bloss  da- 
durch entschuldigt  werden ,  dass  dies  Werk  in  Oesterreich 
erscheint,  sondern  mehr  durch  den  Umstand,  dass  die  öster- 
reichischen Schulverhältnisse  überhaupt  weniger  bekannt  sind, 
als  die  anderer  Länder,  daher  einer  eingehenderen  Darstellung 
für  österreichische  wie  für  nichtösterreichische  Leser  wohl 
bedürfen. 

Wir  hatten  die  Absicht  am  Schlüsse  dieses  Bandes  die 
wichtigsten  organischen  Gesetze  und  Verordnungen  in  einem 
Anhange  abzudrucken ,  der  grosse  Umfang  des  Buches  nÖ- 
thigte  uns  dieselben  für  den  zweiten  Band  zurückzustellen. 
Es  sind  desshalb  am  Schlüsse  dieses  Bandes  bloss  ein  paar 


Belegstücke  aufgenommen,  auf  die  wir  im  Texte  ausdrück- 
lich verwiesen  haben. 

Der  zweite  Band  des  Werkes,  dessen  Erscheinen  Ostern 
1868  bevorsteht,  wird  Russland  und  Polen,  Belgien  und  Hol- 
land ,  dann  Italien  enthalten ,  für  welche  Länder  die  Vorar- 
beiten bereits  vorliegen.  Ein  dritter ,  später  erscheinender 
Band  soll  Deutschland ,  Dänemark  und  Schweden ,  endlich 
England  und  die  Schweiz  behandeln  und  hiemit  die  Darstel- 
lung ihren  Abschluss  finden. 

Die  Verfasser  werden  bemüht  sein ,  sich  die  jedesmal 
nöthigen  Quellen  in  grösster  Vollständigkeit  zu  verschaffen 
und  dieselben  mit  der  grössten  Gewissenhaftigkeit  zu  be- 
nützen; sie  hoffen  dadurch  ihrem  Werke  einen  thatsächlichen 
Gehalt  zu  verschaffen,  der  abgesehen  von  der  Darstellung 
an  und  für  sich  von  Werth  sein  dürfte. 

Wien,  den  9.  Mai  1866. 

Adolf  Beer.  Franz  Hochegger. 


FRANKREICH. 


lieer  und  Hocheggpr,  die  Forfscliritte  des  Unterrichtswesens  etc. 


Das  Studium  des  Unterriclitswesens  in  Frankreich  ist 
für  den  Culturhistoriker  und  Pädagogen  gleichmässig  belehrend 
und  von  grossem  Interesse.  Keine  der  Gewalten,  welche  seit 
dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  im  raschen  Wechsel 
aufeinander  folgten,  ist  spurlos  an  dem  Unterrichtswesen 
vorübergegangen ,  jede  hat  demselben  das  Gepräge  ihres 
Geistes  aufzudrücken  gesucht.  Die  Tendenzen  der  Politik 
spiegeln  sich  mit  besonderer  Klarheit  in  den  Massnahmen 
ab,  welche  für  die  Erziehung  der  Jugend,  der  Trägerin  der 
Zukunft,  getroffen  wurden.  Die  richtigen  pädagogischen  Grund- 
sätze kommen  nur  selten  dort  zum  Durchbruche,  wo  man 
die  Institutionen  des  Unterrichtswesens  durch  die  Brille  der 
Partei  ansieht  und  die  Jugend  den  jeweiligen  politischen  An- 
sichten gemäss  heranbilden  will.  Ob  die  Regierung  einen 
mehr  klericalen  oder  weltlichen,  mehr  liberalen  oder  reactio- 
nären  Charakter  an  den  Tag  legt,  ist  in  den  getroffenen 
Regelungen  der  Schulen  deutlich  sichtbar.  Der  Convent  und 
das  Kaiserthum,  die  Restauration  und  das  zweite  Kaiserreich 
haben  mehr  oder  minder  dies  wichtige  Feld  der  Legislation 
zu  eigenen  Zwecken  auszubeuten  gesucht,  und  nur  der  Juli- 
regierung gebührt  in  der  ersten  Zeit  der  Ruhm,  den  Bedürf- 
nissen des  Volkes  an  und  für  sich  in  wirklich  anerkennens- 
werther  Weise  Rechnung  getragen  zu  haben.  Nirgends  haben 
aber  eine  solche  Anzahl  hervorragender  Geister,  glänzender 
Namen,  grosser  Gelehrter  an  dem  Aufbau  des  Unterrichts- 
wesens mitzuwirken  Gelegenheit  gehabt,  wie  in  Frankreich, 
und  unter  den  Männern,  welche  zur  Leitung  des  öffentlichen 
UnteiTichtes  in  erster  und  zweiter  Reihe  herangezogen  wurden, 
finden  wir  die  ersten  Namen   der  Literatur.  Bureaukratische 


Massregelimg  fehlt  auch  hier  nicht,  aber  sie  trägt  einen  anderen 
Charakter,  als  in  den  meisten  Continentalstaaten  Europa's  — 
einen  Charakter,  der  in  der  eigenthümlichen  Verqnickung 
des  Pensionats  mit  der  Schule  seine  Erklärung  findet.  Es 
ist  mehr  Formalismus  in  dem  französischen  Studiensystem, 
aber  die  Bureaukratie  konnte  daselbst  nicht  so  viel  Spielraum 
gewinnen,  als  z.  B.  in  Oesterreich. 

Das  französische  Unterrichtswesen  steht  in  vielfacher 
Beziehung  hinter  dem  deutschen  zurück.  Aber  man  war 
immer  aufrichtig  bemüht,  von  den  Nachbarn  zu  lernen  und 
sich  jene  Verbesserungen  anzueignen,  welche  durch  die 
Wissenschaft  und  die  Erfahrung  erhärtet  worden  sind.  Die 
eingehende  Prüfung  der  Einrichtungen  im  Studienwesen  ande- 
rer Länder,  die  Veranstaltung  von  Enqueten,  wozu  die  ersten 
Kräfte  des  Landes  herangezogen  wurden,  verdient  ungetheiltes 
Lob,  unbedingte  Anerkennung,  wenn  sich  auch  die  Resultate 
nicht  durchweg  der  Zustimmung  nüchterner  Pädagogen  zu 
erfreuen  haben.  Principielle  Fragen  im  Gebiete  des  Unter- 
richtes wurden  mit  einer  Schärfe,  mit  einer  Umsicht,  einer 
Weite  des  Blickes  erörtert,  die  für  den  denkenden  Pädagogen 
anziehend  und  belehrend  zugleich  ist.  Die  Betheiligung  der 
Gemeinden  an  dem  Elementarunterrichte  wurde  jedenfalls  in 
einer  mustergiltigen  Weise  gelöst  und  die  Früchte  der  wohl- 
dm-chdachten  Normen  hätten  bedeutender  werden  können, 
wenn  der  Franzose  für  Selbstregierung  so  viel  Neigung  und 
Talent  besässe  als  der  Engländer.  Auf  dem  Gebiete  des 
Secundärunterrichtes  war  man  eifrigst  bemüht,  die  Gegen- 
sätze der  humanistischen  und  realistischen  Richtung  auszu- 
gleichen und  besonders  den  Forderungen  um  grössere  Berück- 
sichtigung der  exacten  Wissenschaften  gerecht  zu  werden, 
und  die  vielfachen  Versuche  zeigen,  dass  es  den  Männern, 
denen  die  Lösung  dieses  schwierigsten  Problems  des  Mittel- 
schulwesens oblag,  nicht  an  Eifer  und  Geschick  fehlte,  wenn 
auch  die  gefundene  Formel  den  Widerspruch  mächtig  heraus- 
fordert. Für  den  höheren  Unterricht  waren  einsichtige  Mi- 
nister in  mannigfacher  Weise  thätig;  der  Liberalität,  mit  der 
man  die  ersten  Männer  des  Landes  heranzuziehen  suchte, 
dürfte  nur  in  wenigen  Staaten  ein  Analogen   an   die   Seite 


gesetzt  werden  können.  Für  wissenschaftliche  Institute  ist 
in  einer  Frankreichs  würdigen  Weise  Sorge  getragen  worden; 
der  angehende  Gelehrte  und  der  greise  Forscher,  Natur- 
wissenschaften und  historische  Studien  konnten  auf  Unter- 
stützung von  der  Regierung  rechnen,  wenn  es  sich  um  För- 
derung der  Wissenschaften  handelte. 


I.  Historische  Rückblicke. 

Das  Unterrichtswesen  Frankreichs  stand  beim  Aus- 
bruche der  Revolution  im  grossen  und  ganzen  auf  derselben 
Stufe  wie  in  den  übrigen  europäischen  Ländern*).  Der  Volks- 
schule widmeten  die  Regierungen  damaliger  Zeit  geringe  Auf- 
merksamkeit. Die  lateinischen  Schulen  waren  fast  ausschliess- 
lich Gelehrtenschulen  und  bezweckten  die  Heranbildung  der 
Schüler  für  die  späteren  Universitätsstudien ;  das  Studium  des 
classischen  Alterthums  war  und  blieb  Hauptsache.  In  Frank- 
reich erwachte  bei  denkenden  Schulmännern,  welche  es  in 
beträchtlicher  Anzahl  besass,  frühzeitig  das  berechtigte  Stre- 
ben, neben  den  classischen  Studien  auch  anderen  Bildungs- 
mitteln Eingang  zu  verschaffen.  Die  im  1*7.  Jahrhundert  rasch 
aufblühende  französische  Literatur  machte  der  lateinischen 
auch  in  der  Schule  den  Boden  allmählich  streitig,  die  Lehrer 
an  den  Schulen  von  Port-Royal  haben  sich  um  die  Einbür- 
gerung des  Französischen  und  eine  rationelle  Unterrichts- 
methode unstreitig  grosse  Verdienste  erworben.  Männer,  wie 
Lancellot,  Nicole,  Rollin  u.  a.  m.  waren  hiefür  thätig,  und  ne- 
ben den  classischen  Sprachen  erschienen  französische  Sprache 
und  Geschichte  im  Lectionsplan.  Die  Universität  bewahrte 
bis  zur  Revolutionszeit  ihren  mittelalterlichen  Charakter. 


*)  Ueber  die  Geschichte  des  französischen  Unterrichtswesens  vor 
1848  sind  zu  vergleichen :  Hahn  Ludwig,  Das  Unterrichtswesen  in  Frank- 
reich, Breslau  1848 ;  Thiersch  Friedrich,  Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand 
des  öffentlichen  Unterrichts  in  den  westlichen  Staaten  von  Deutschland, 
in  Holland,  Frankreich  und  Belgien,  Stuttgart  und  Tübingen  1838,  Bd.  II, 
S.  86—388,  und  einzelne  Parthien  des  neuesten  Werkes  von  Cournot 
Des  institutions  de  Instruction  publique  en  france,  Paris  18G4. 


Das  ungenügende  des  französischen  Unterrichtswesens 
war  allgemein  anerkannt,  und  die  Deputierten  der  consti- 
tuierenden  Versammlung  Avaren  von  ihren  Mandataren  ange- 
wiesen worden,  die  Neuordnung  und  Freiheit  des  Unterrichtes 
anzubahnen.  Eine  Versammlung,  welche  das  gesammte  Ge- 
biet des  Staatslebens  einer  einschneidenden  Reform  bedürftig 
glaubte,  konnte  das  Unterrichtswesen  nicht  bei  Seite  liegen 
lassen.  Man  gieng  jedoch  erst  spät  an  diese  Frage.  Im  Sep- 
tember 1791  fasste  die  constituierende  Versammlung  den  Be- 
schluss,  „es  soll  ein  System  des  öffentlichen  Unterrichtes  her- 
gestellt werden,  welches  die  allen  Menschen  unentbehrlichen 
Kenntnisse  unentgeltlich  anbiete  und  dessen  Anstalten  im 
Verhältnis  zum  Bedürfnis  der  verschiedenen  Theile  des  Rei- 
ches vertheilt  werden  sollen.''  Tallejrand  wurde  mit  der 
Ausarbeitung  eines  hierauf  bezüglichen  Entwurfes  betraut. 
Nach  seinem  Plane  sollten  sämmtliche  öffentliche  Unterrichts- 
anstalten sich  in  vier  Stufen  gliedern:  Elementarschulen; 
Primarschulen^  im  Hauptort  jedes  Cantons;  Secundar-  oder 
Districtsschulen,  den  Gymnasien  entsprechend,  im  Hauptorte 
der  Districte;  Departementsschulen  (Universitäten),  in  den 
Departementshauptstädten,  und  endlich  das  Institut  von  Paris. 
Der  Staat  muss  seiner  Ansicht  nach  den  Unterricht  vollstän- 
dig in  die  Hand  nehmen;  „man  müsse  vor  allem  die  Grund- 
verfassung kennen  lehren;  die  Erklärung  der  Menschenrechte 
müsse  in  Zukunft  einen  neuen  Katechismus  für  die  Jugend 
bilden."  Bezüglich  des  classischen  Unterrichtes  adoptiert  Tal- 
leyrand  die  Ansichten,  welche  schon  damals  in  Frankreich 
ziemlich  verbreitet  waren  und  sich  gegen  die  ausschliessliche 
Bildung  der  Jugend  mittelst  Latein  und  Griechisch  ausspra- 
chen. Die  realen  Unterrichtsstoffe  dürfen  in  den  Districts- 
schulen nicht  vernachlässigt  werden.  Die  Schule  habe  die 
Aufgabe  den  Verstand  zu  bilden  und  hiezu  bieten  die  Grund- 
lehren der  Mathematik  die  beste  Gelegenheit,  deren  Methode 
das  beste  Muster  logischen  Denkens  ist,  so  wie  die  mit  jener 
vielfach  verbundenen  Grundsätze  der  Physik  und  die  ersten 
Elemente  der  Chemie;  Geschichte  darf  nicht  fehlen,  um  das 
Gedächtnis  zu  stärken;  Beredsamkeit  und  Poesie,  die  Ele- 
mente der  Musik  und  Malerei  müssen  dazu  beitragen  die  Ein- 


bildungskraft  anzuregen ;  die  Moral  solle  auf  Vernunft  be- 
gründet sein,  Tugend  als  eine  Wissenschaft  gelehrt,  als  eine 
vortheilhafte  Berechnung  empfohlen  werden.  Was  die  Frei- 
heit des  Unterrichtes  anbelangt,  so  forderte  der  Berichter- 
statter, dass  jeder  Privatmann  unter  Beobachtung  der  allge- 
meinen Gesetze  über  den  öffentlichen  Unterricht  berechtigt 
sein  solle  Unterrichtsanstalten  zu  gründen;  nur  die  Ortsbe- 
hörde sei  davon  in  Kenntnis  zu  setzen  und  ein  Programm 
der  Anstalt  bekannt  zu  machen.  Der  Entwurf  Talleyrand's 
blieb  ohne  praktisches  Resultat,  die  Berathung  endigte  einige 
Tage  vor  Auflösung  der  Nationalversammlung  und  der  Be- 
richt wurde  als  brauchbares  Material  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung zur  weiteren  Ausführung  übergeben. 

Condorcet  erhielt  von  der  legislativen  Körperschaft  den 
Auftrag  zur  Abfassung  eines  neuen  Unterrichtsplanes.  In  dem 
am  20.  April  1792  erstatteten  Berichte  schlug  er  folgende 
Stufenreihe  der  Unterrichtsanstalten  vor:  Primärschulen,  Se- 
cundärschulen,  Institute,  Lyceen,  die  Nationalgesellschaft  der 
Wissenschaften  und  Künste.  Die  Primärschulen  entsprechen 
nach  dem  Entwürfe  den  gegenwärtigen  Lehranstalten  dieses 
Ranges,  die  Secundärschulen ,  welche  in  jeder  Stadt  über 
4000  Einwohner  gegründet  werden  sollen,  den  heutigen  Bür- 
gerschulen Deutschlands.  In  den  Instituten  sollten  ausser  den 
Wissenschaften,  welche  jedem  Menschen  unumgänglich  noth- 
wendig  sind ,  auch  die  für  einen  praktischen  Beruf  wichtigen 
Kenntnisse  gelehrt  werden,  so  der  Ackerbau,  die  mechani- 
schen Fertigkeiten,  die  niedere  medicinische  Praxis,  die  für 
die  Hebammenkunst  und  Thierarzneikunst  nöthigen  Gegen- 
stände; sie  entsprechen  im  grossen  und  ganzen  jenen  An- 
stalten, welche  man  gegenwärtig  ecoles  professionelles  nennt. 
Die  alten  Sprachen  sollten  durch  Mathematik  und  Physik  zu- 
rückgedrängt werden;  ein  tiefes,  langes  Studium  der  alten 
Sprachen  sei  eher  schädlich  als  nützlich,  ein  oberflächliches 
fruchte  nichts.  Den  Lyceen  waren  alle  jene-  Wissenschaften 
zugewiesen,  welche  zumeist  auf  Universitäten  gelehrt  werden, 
das  Nationalinstitut  endlich  erhielt  die  Aufgabe,  sich  mit 
allem  zu  beschäftigen,  was  zur  Förderung  der  Wissenschaft 
und   der   Studien  nöthig  ist.    Auch   die  gesetzgebende  Ver- 
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Sammlung  brachte  es  bezüglich  des  Unterrichtswesens  zu  kei- 
nem Abschlüsse. 

Im   Convente   wurden   mannigfache  Projecte   angeregt, 
verworfen,   wieder  aufgenommen  und  schliesslich  wieder  be- 
seitigt.   Es  ist  begreiflich,    dass  man,   bei  den  herrschenden 
Ansichten  von  der  Aufgabe  des  Staates,  der  Familie  nur  einen 
geringen   Einfluss   auf  die   Erziehung   des   Kindes    gestatten 
wollte.    Das  Spartanerthum  sollte  seine  Auferstehung  feiern. 
Der   Entwurf  Michel   Lepelletier's    entnahm   das   fünfjährige 
Kind   dem   Elternhause,    um    es   in  einem  für  die  gesammte 
Jugend  des  Vaterlandes   gemeinschaftlichen  Erziehungsinsti- 
tute bis  zum  zwölften  Jahre  heranbilden  zu  lassen.  Es  schien, 
dass   der   Convent   diese   Ansichten   adoptieren  und  an  ihre 
Durchführung  gehen  wolle.  Sämmtliche  Collegien  und  Facul- 
täten  wurden  aufgehoben,  ihre  Güter  verkauft;  das  neue  re- 
publikanische Frankreich  musste  ja  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Unterrichtes  eine  von  der  königl.  Zeit  total  verschiedene 
Färbung  haben.    Ende  1793  erliess  der  Convent  das  Decret: 
Der  Unterricht  ist  frei  5  er  soll  öffentlich  ertheilt  werden    Die 
Bürger  und  Bürgerinnen,    welche  von    dieser    Freiheit  Ge- 
brauch machen  wollen,  haben  erstens  der  betreffenden  Muni- 
cipalbehörde   von   ihrer  Absicht   und  von   der   Stufe  der  zu 
stiftenden  Schule  Kenntnis  zu  geben,   und  zweitens   ein  be- 
glaubigtes Zeugnis  des  Bürgersinnes  und  guter  Sitten  beizu- 
bringen. Der  Convent  legte  sonst  seine  vollständige  Unfähig- 
keit an   den   Tag,    irgend   lebenskräftiges    zu   schaffen;    die 
Collegien  waren  geschlossen,  dies  war  alles.    Barrere  schlug 
die  Gründung  einer  Normalsclmle  vor,   wohin  sechs  Bürger 
aus  jedem  District  im  Alter  von  16 — 17  Jahren   geschickt 
werden  sollten.  Söhne  der  tüchtigsten  Sansculotten,  um  den 
Unterricht   und   die   Sitten   eines   Revolutionssoldaten  zu  er- 
halten ! 

Erst  die  Stiftung  der  Normalschule  war  ein  Werk,  wel- 
ches von  praktischer  Tragweite,   aber   erst  in  der  Folgezeit 
ward.    Sie    erhielt   die    Aufgabe    Lehrer   heranzubilden    und 
wurde  mit  einem    gewissen   Pompe  und   grosser  Ostentation 
eröffnet.     Die  Republik  zahlte  1200  Schülern  die  Reisekosten; 
die  besten    Namen  des  damaligen  Frankreichs  gehörten  zu  den 


Lehrern:  Lagrange,  Monge,  Laplace  übernahmen  den  Unter- 
richt in  der  Mathematik,  Brethollet  und  Hauy  die  Physik, 
Daubenton  lehrte  die  Naturwissenschaften,  Volney  die  Ge- 
schichte, Moral  Bernardin  de  St.  Pierre,  die  Literatur  La 
Harpe.  Die  Schule  wurde  jedoch  nach  dreimonatlichem  Be- 
stände wieder  aufgehoben.  Man  beschloss  die  Gründung  von 
Centralschulen,  in  denen  Mathematik,  Physik,  Experimental- 
chemie ,  Naturgeschichte ,  Ackerbau  und  Handel ,  wissen- 
schaftliche Methodik,  Logik,  Analyse  der  Empfindungen  und 
Ideen,  Nationalökonomie  und  Gesetzgebung,  philosophische 
Geschichte,  Heilkunst,  allgemeine  Grammatik,  Literatur,  alte 
und  neue  Sprachen,  Zeichnen  gelehrt  werden  sollte.  Es  wur- 
den wirklich  fünf  derartige  Centralcollegien  in  Paris  gegrün- 
det und  95  in  den  Departements  angeordnet.  Aber  schon  in 
dem  kurze  Zeit  darauf  erlassenen  allgemeinen  Schulgesetze 
erhielten  die  Centralschulen  eine  Aenderung,  ohne  auch  in 
ihrer  neuen  Gestalt,  wonach  sie  in  drei  Sectionen  zerfielen, 
Wurzel  fassen  zu  können. 

Eine  bedeutende  Schöpfung  war  die  Gründung  der  poly- 
technischen Schule,  deren  dauernde  Organisation  erst  Napo- 
leon vorbehalten  blieb.  Unter  den  von  dem  Convente  decre- 
tierten  Centralschulen  befand  sich  auch  die  Hauptschule  für 
den  öffentlichen  Dienst  (Ecole  centrale  des  travaux  publics), 
welche  1794  errichtet  wurde.  Der  Unterricht  umfasste  Ma- 
thematik, Analysis  in  ihrer  Anwendung  auf  Geometrie  und 
Mechanik,  beschreibende  Geometrie,  und  zwar  reine  und 
deren  Anwendung  auf  Architektur  und  Befestigung,  Physik 
und  Chemie.  Den  Plan  hat  Monge  unter  Mitwirkung  Four- 
croy's  entworfen.  Den  Namen  der  polytechnischen  Schule 
erhielt  die  Anstalt,  deren  Lehrcursus  auf  drei  Jahre  festge- 
setzt ward,  im  Jahre  1795.  Sie  war  die  erste  bedeutende 
Lehranstalt  für  die  technischen  Wissenszweige. 

Noch  weniger  erfolgreich  waren  die  Bestrebungen  des 
Directoriums.  Erst  das  Consulat  bahnte  bessere  Zustände  an. 
Von  den  früheren  Anstalten  der  Universität  hatte  sich  bloss 
das  Collegium  Louis-le-Grand  während  der  Revolution  unter 
dem  Namen  College  de  l'Egalite  erhalten,  und  das  Directo- 
rium  gab  ihm  den    „passenderen  und  edleren  Namen"   Pry- 
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taneum.  Aus  den  reichen  Fonds  der  Anstalt  gründete  das 
Consulat  im  Jahre  1800  vier  Collegien  mit  je  100  Freischü- 
lern und  ebenso  viel  zahlenden  Pensionairen,  und  zwar  zu 
Paris ^  Versailles,  Fontainebleau  und  St.  Germain;  endlich 
ein  Realcollegium  mit  300  Schülern  zu  Compiegne.  Die  Orga- 
nisation war  eine  durchweg  militärische,  mit  CorporäleU;  Ser- 
genten u.  s.  w.  Jedes  College  zerfiel  in  zwei  Sectionen;  die 
eine,  die  classische  Section,  erhielt  die  Aufgabe,  die  Elemen- 
tarkenntnisse zu  lehren  bis  zum  Verständnisse  des  Cornelius 
Nepos  und  der  leichteren  Briefe  Cicero's  5  das  Auswendig- 
lernen französischer  und  lateinischer  Musterstücke,  die  Ele- 
mente der  alten  Geschichte,  Geographie,  Naturgeschichte  und 
eine  Sammlung  von  Beispielen  der  Tugend  und  des  Helden- 
muthes  füllen  den  Lectionsplan.  Der  Unterricht  wurde  Vor- 
mittag und  Nachmittag  in  je  zwei  Stunden  ertheilt.  Die  obere 
Section  zerfiel  in  eine  Abtheilung  für  die  Civillaufbahn  und 
in  eine  für  das  Militär.  Jene  bestand  aus  vier  Classen,  zwei 
sogenannten  classes  d'humanites,  einer  Classe  de  Rhetorique, 
endlich  einer  Classe  der  Philosophie.  Die  dreiclassige  Ab- 
theilung für  das  Militär  sollte  eine  gründliche  Kenntnis  in 
Mathematik,  Statik,  Astronomie,  Befestigungskunde,  Physik, 
Chemie,  Taktik  und  Kanonenmanöver  vermitteln.  Die  auf 
öffentliche  Kosten  erzogenen  Schüler  erhielten  nach  Vollen- 
dung ihrer  Studien  eine  Staatsanstellung.  Das  Realcollegium 
in  Compiegne  bezweckte  die  Heranbildung  für  die  industriel- 
len Berufszweige  und  den  Seedienst. 

Der  Abschluss  des  Concordats  mit  Rom  führte  den  Re- 
ligionsunterricht wieder  in  der  Primärschule  ein.  Ein  umfas- 
sendes Gesetz  wurde  im  Jahre  1802  erlassen,  welches  später 
mit  einigen  Modificationen  in  die  Constitution  der  kaiserlichen 
Universität  übergegangen  ist  und  die  Basis  bildet,  worauf  das 
Unterrichtswesen  in  Frankreich  auch  in  der  folgenden  Zeit 
fortbaut ;  die  Unterrichtsfreiheit  wurde  beseitigt ,  der  Staat 
nahm  wieder  die  Errichtung  und  Ueberwachung  der  Schulen 
in  die  Hand  und  gestattete  nur  unter  besonderen  Bedingungen 
die  Gründung  von  Privatanstalten.  Die  Communalschulen  er- 
freuten sich  einer  besonderen  Unterstützung  von  Seiten  der 
consularischen  Regierung;    man  stiftete  32  Lyceen,    welche 
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an  Stelle  der  Centralschulen  traten,  der  Unterricht  sollte  nebst 
den  classischen  Studien  in  den  ehemaligen  Collegien  auch 
reale  Gegenstände  je  nach  den  Ortsverhältnissen  und  Bedürf- 
nissen berücksichtigen.  Generalinspectoren  wurden  mit  der 
Beaufsichtigung  der  Schulen  betraut,  zwei  Commissionen  zur 
Entwerfung  eines  geordneten  Lehrplanes  niedergesetzt,  her- 
vorragende Männer  mit  der  Abfassung  der  Schulbücher  be- 
traut. Das  Schulwesen  machte  in  den  beiden  ersten  Jahren 
nach  Erlass  des  Gesetzes  grosse  Fortschritte.  Es  entstanden 
in  den  13 1  Departements  des  damaligen  Frankreichs  46  Ly- 
ceen,  370  Communalschulen,  361   Privatanstalten. 

Eine  umfassende,  tiefeingreifende  Reorganisation  erhielt 
das  Unterrichtswesen  durch  das  Statut  über  die  Universität. 
Einer  einzigen  Corporation  sollte  das  ganze  Gebiet  des  Öffent- 
lichen Unterrichtes  im  Interesse  des  Staates  und  der  Wissen- 
schaft anvertraut  werden.  Die  Motive,  welche  den  Kaiser 
Napoleon  zu  dieser  Schöpfung  bewogen,  hat  Fourcroy  for- 
muliert: „Se.  Majestät  hat  die  Universität  als  Corporation 
gestiftet,  weil  eine  Corporation  nie  ausstirbt,  weil  in  ihr  die 
Organisation  und  der  Geist  sich  fortpflanzen.  —  Se.  Majestät 
wollten  in  einem  Staate  von  40  Millionen  ausführen,  was 
Sparta  und  Athen  besessen  haben,  was  die  religiösen  Orden 
versucht,  aber  nur  unvollkommen  erreicht  haben.  Se.  Maje- 
stät will  eine  Corporation,  deren  Lehre  nicht  jedem  Fieber 
der  Mode  ausgesetzt  sei,  welche  immer  vorschreite,  wenn 
die  Regierung  schlummere,  deren  Verwaltung  und  Statuten 
so  national  werden  sollen,  dass  man  nie  leichtsinnig  die  Hand 
daran  legen  dürfe.  Wenn  diese  Hoffnung  erfüllt  wird,  so 
denkt  Se.  Majestät  in  dieser  Corporation  selbst  eine  Gewähr 
gegen  die  verderblichen  Theorien  allgemeiner  Umwälzung 
zu  finden." 

Am  10.  Mai  1806  wurde  durch  den  gesetzgebenden 
Körper  das  Gesetz  votiert:  „es  soll  unter  dem  Namen  kai- 
serliche Universität  eine  Corporation  gebildet  werden,  welche 
mit  dem  öffentlichen  Unterricht  und  mit  der  Erziehung  im 
ganzen  Reiche  ausschliesslich  beauftragt  werde  und  die  Mit- 
glieder der  Lehrcorporation  haben  besondere  bürgerliche  Ver- 
pflichtungen für  eine  bestimmte   Zeit  einzugehen.     Die  Cr- 
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ganlsatlon  der  Lehrcorporation  soll  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung in  Form  eines  Gesetzes  in  der  Sitzung  von  1810 
vorgelegt  werden."  Letzteres  ist  nicht  geschehen.  Schon  nach 
zwei  Jahren  (17.  März  1808)  regelte  ein  kaiserl.  Decret  die 
Organisation  der  Universität.  Die  wichtigsten  Bestimmungen 
desselben  sind  folgende :  Der  öffentliche  Unterricht  im  ganzen 
Kaiserreiche  ist  ausschliesslich  der  Universität  anvertraut; 
keine  Schule,  keine  Lehranstalt  darf  ausserhalb  der  kaiser- 
lichen Universität  und  ohne  Ermächtigung  ihres  Chefs  ge- 
gründet werden.  Niemand  darf  eine  Schule  eröffnen  oder 
öffentlich  lehren,  der  nicht  Mitglied  der  Universität  und  von 
einer  ihrer  Facultäten  graduiert  ist.  Nur  der  Unterricht  in 
den  Seminaren  wird  den  Erzbischöfen  und  Bischöfen  in  ihren 
Diöcesen  anheimgestellt,  und  ihnen  zugleich  das  Recht  er- 
theilt,  die  Directoren  und  Professoren  darin  zu  ernennen; 
sie  haben  sich  bloss  an  die  von  der  Regierung  über  die  Se- 
minare im  allgemeinen  erlassenen  Bestimmungen  zu  halten 
(art.  1—3). 

Die  Universität  zerfällt  in  ebenso  viel  Akademien  als 
es  Appellationshöfe  in  Frankreich  gibt.  Die  zu  einer  jeden 
Akademie  gehörigen  Schulen  sind  die  Facultäten,  die  Lyceen, 
die  Collegien,  die  Institute,  die  Pensionate  und  die  Primär- 
schulen. Die  Lyceen  sind  für  den  Unterricht  in  den  classi- 
schen  Sprachen,  der  Geschichte,  Geographie,  Logik,  den 
Elementen  der  mathematischen  und  physikalischen  Wissen- 
schaften bestimmt ;  mit  den  Elementen  derselben  Gegenstände 
haben  sich  die  Collegien  oder  wie  sie  noch  benannt  wurden, 
die  communalen  Secundarschulen  zu  befassen.  Dasselbe  Ziel 
verfolgen  die  Institute,  die  aus  Privatmitteln  erhalten  werden ; 
die  Pensionate  sind  Privatinstitute  niederen  Ranges,  welche 
denselben  Unterricht,  aber  in  einem  geringeren  Umfange 
geben  dürfen  (art.  4).  Facultäten  sollte  es  fünf  geben:  für 
Theologie,  Jurisprudenz,  Medicin,  Facultäten  der  mathemati- 
schen und  physischen  Wissenschaften  (facultes  des  sciences 
mathematiques  et  physiques,  später  kurzweg  facultes  des 
sciences  genannt),  endlich  Facultäten  der  Literatur  (des 
lettres). 

Die    folgenden    Paragraphen    enthalten    Bestimmungen 
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über  die  gelehrten  Grade  im  allgemeinen  und  über  jene  der 
Facultäten  im  besonderen  (16—28).  In  jeder  Facultät  wurden 
als  Grade  bestimmt:  das  Baccalaureat,  die  Licenz  und  das 
Doctorat. 

Die  Beamten  der  Universität  stehen  in  folgender  Rang- 
ordnung (art.  29):  1.  der  Grossmeister,  2.  der  Kanzler,  3.  der 
Schatzmeister,  4.  die  lebenslänglichen  Räthe,  5.  die  gewöhn- 
lichen Räthe,  6.  die  Universitätsinspectoren,  7.  die  Rectoren 
der  Akademien,  8.  die  Inspectoren  der  Akademien,  9.  die 
Decane  der  Facultäten,  10.  die  Facultätsprofessoren,  11.  die 
Provisoren  der  Lyceen,  12.  die  Censoren  der  Lyceen,  13.  die 
Lycealprofessoren,  14.  die  Principale  der  Collegien,  15.  die 
Aggregierten  an  den  königl.  Collegien,  16.  die  Vorsteher  der 
Institute,  17.  die  Pensionsvorsteher,  18.  die  Studienlehrer. 
Von  diesen  Functionären  gehören  nur  10,  13,  15,  16,  18  dem 
Lehramte,  alle  übrigen  der  Verwaltung  an. 

Die  verschiedenen  Titel  und  Ehrenbezeigungen,  welche 
Napoleon  für  die  Mitglieder  der  Universität  schuf,  waren: 
1.  titulaires,  2.  officiers  de  l'Universite,  3.  officiers  de  l'Aca- 
demie.  Titulaires  sind:  der  Grossmeister,  der  Kanzler,  der 
Schatzmeister  und  die  übrigen  lebenslänglichen  Räthe.  Offi- 
ciere  der  Universität  sind  von  Rechtswegen :  die  ausserordent- 
lichen Studienräthe,  die  Universitätsinspectoren,  die  Rectoren 
und  Inspectoren  der  Akademien,  die  Decane  und  Professoren 
der  Facultäten.  Derselbe  Titel  kann  vom  Grossmeister  der 
Universität  den  Provisoren,  Censoren  und  den  Professoren  der 
ersten  beiden  Lycealclassen,  welche  sich  Verdienste  erworben 
haben,  verliehen  werden.  Die  letztgenannten  und  die  Prin- 
cipale der  CommunalcoUegien  sind  von  Rechtswegen  Officiers 
de  l'Academie.  Der  Grossmeister  kann  dazu  alle  übrigen  den 
niederen  Rangordnungen  angehörigen  Mitglieder  der  Univer- 
sität ernennen. 

Die  Universität  und  ihr  Grossmeister  erhielten  die  Auf- 
gabe, unaufhörlich  dahin  zu  arbeiten,  den  Unterricht  in  allen 
Zweigen  der  Wissenschaft  zu  vervollkommnen  und  die  Ab- 
fassung tüchtiger  Lehrbücher  zu  befördern.  Sie  sollen  vor- 
züglich darüber  wachen,  dass  der  Unterricht  immer  mit  den 
Fortschritten  der  Wissenschaft   gleichen  Schritt  halte.     Alle 
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Schulen  der  kaiserlichen  Universität  sind  gehalten  als  Grund- 
lagen ihres  Unterrichtes  anzunehmen:  die  Vorschriften  der 
katholischen  Religion,  die  Treue  gegen  den  Kaiser,  die  kai- 
serliche Monarchie,  als  die  Bewahrerin  des  Glückes  der 
Völker,  und  gegen  die  Napoleonische  Dynastie,  die  Erhal- 
terin der  Einheit  von  Frankreich  und  aller  liberalen  Ideen, 
welche  durch  die  Constitution  verkündigt  worden  sind  *). 
Die  Mitglieder  der  Universität  müssen  geloben,  die  Statuten 
und  Reglements  derselben  zu  beobachten  und  dem  Gross- 
meister Gehorsam  in  allem  versprechen,  was  er  im  kaiser- 
lichen Dienst  und  im  Interesse  des  Unterrichtes  verlangen 
kann,  sich  verpflichten,  ohne  ausdrückliche  Erlaubnis  des 
Grossmeisters  die  Lehrcorporation  nicht  zu  verlassen,  kein 
öffentliches  oder  Privatamt  ohne  Erlaubnis  anzunehmen,  den 
Grossmeister  oder  seine  Unterbeamten  davon  zu  verständigen, 
wenn  sie  erfahren,  dass  in  einer  öffentlichen  Unterrichtsanstalt 
irgendwie  gegen  die  Lehren  und  Grundsätze  der  Corporation 
Verstössen  wird.  Sie  haben  bei  jeder  öffentlichen  Function 
das  Universitäts-Costüm  zu  tragen,  welches  aus  einer  schwar- 
zen Toga  mit  einem  gestickten  blauen  Palm  zweig  auf  der 
linken  Seite  der  Brust  besteht.  Die  Mitglieder  der  Univer- 
sität sind  einer  besonderen  Jurisdiction  unterworfen.  Beson- 
dere Strafen  sind  auf  die  Uebertretung  dieser  Bestimmungen 
gesetzt  (art.  39—49). 

Die  Leitung  der  gesammten  Universität  führte  der  Gross- 
meister (grand  maitre),  dem  eine  berathende  Körperschaft, 
der  hohe  Studienrath  (Conseil  de  l'instruction  publique)  und 
eine  Anzahl  Generalinspectoren,  welche  die  Controle  im  ge- 
sammten Land  auszuüben  hatten,  zur  Seite  standen.  Die 
Universität  war  in  26  Akademien  oder  Universitätsbezirke 
eingetheilt.  Der  Vorstand  einer  jeden  Akademie  hiess  Rector, 
an  dessen  Seite  ein  Rath  der  Akademie  und  die  Inspectoren 


*)  Toutes  les  Ecoles  de  l'Universite  Imperiale  prendront  pour  base 
de  leur  enseignement  1.  les  prdceptes  de  la  religion  catholique,  2.  la  fide- 
lit^  k  Tcmpercur,  h  la  monarchie  imperiale,  depositaire  du  bonheur  des 
peuples  et  h  la  dynastie  Napol^onienne,  conservatrice  de  l'unit^  de  la  France 
et  de  toutes  les  id^es  liberales  proclam^es  par  la  Constitution. 
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der  Akademie  standen  —  also  eine  Organisation^  welche  jener 
der  Central  Verwaltung  nachgebildet  war.  Der  Grossmeister 
leitete  die  ganze  Universität,  in  persönlichen  Angelegenhei- 
ten entschied  er  unbeschränkt ;  in  allen  andern  pädagogischen 
und  didaktischen  Angelegenheiten  unter  Mitwirkung  des  Stu- 
dienrathes.  Ihm  unterlag  die  Bestätigung  der  von  den  Prü- 
fungscommissionen ertheilten  Grade.  Bei  Verweigerung  der- 
selben hatte  er  an  den  Kaiser  Bericht  zu  erstatten,  welcher 
das  Urtheil  des  Studienrathes  einholte.  Er  ertheilte  die  nö- 
thige  Erlaubnis  zur  Eröffnung  von  Privatanstalten  auf  dem 
Gebiet  des  Secundarunterrichtes,  er  vergab  die  Freistellen  in 
den  königlichen  Collegien,  veröffentlichte  die  vom  Studien- 
rathe  ausgearbeiteten  Studienprogramme  und  Disciplinarvor- 
schriften  und  hatte  über  den  Zustand  des  öffentlichen  Unter- 
richtes alljährlich  Bericht  zu  erstatten.  Der  Studienrath  ver- 
sammelte sich  unter  seinem  Präsidium,  die  Ernennung  der 
neuen  Mitglieder  sowie  auch  die  der  akademischen  Räthe 
und  Prüfungscommissionen  stand  ihm  zu. 

Der  Studienrath  bestand  aus  30  Mitgliedern,  wovon  10 
lebenslänglich  waren  und  20  ausserordentliche,  welche  jähr- 
lich gewählt  wurden,  aber  nach  ihrem  Austritt  wieder  wählbar 
waren,  u.  z.  aus  der  Reihe  der  Generalinspectoren,  Decane, 
Professoren  und  Directoren  der  Collegien. 

Um  wirklicher  Rath  zu  werden,  musste  man  wenigstens 
10  Jahre  Mitglied  der  Universität,  5  Jahre  Rector  der  Aka- 
demie oder  Inspector  und  als  solcher  zugleich  ausserordent- 
licher Rath  gewesen  sein.  In  die  Competenz  des  Studien- 
rathes gehörte  die  Disciplin,  die  Rechnungsführung,  die  all- 
gemeine Verwaltung  der  Universitätsanstalten,  die  Feststel- 
lung des  Budgets,  die  Schlichtung  der  Streitigkeiten  zwischen 
höheren  und  niederen  Beamten  der  Corporation,  die  Entschei- 
dung über  Competenzconflicte,  die  Prüfung  und  Bestimmung 
der  Schulbücher,  die  Beurtheilung  neuer  Reglements  und  Pro- 
gramme. Einer  der  wirklichen  Räthe,  der  Kanzler  und  Siegel- 
bewahrer der  Universität,  unterzeichnete  alle  vom  Grossmei- 
ster und  Studienrathe  ausgehenden  Acte.  Mit  dem  gesamm- 
ten  Rechnungswesen  war  ein  anderer  der  wirklichen  Räthe 
als  Schatzmeister  beauftragt.   In  Abwesenheit  des  Grossmei- 
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sters  präsidierte  der  Kanzler  oder  Schatzmeiser  im  Studien- 
rath.  Der  Studienrath  theilte  sich  bezüglich  der  leichteren 
Erledigung  der  Geschäfte  in  5  und  später  in  7  Sectionen, 
deren  Mitglieder  der  Grossmeister  bezeichnete.  Jedoch  konnte 
ein  Mitglied  des  Rathes  in  verschiedenen  Abtheilungen  fun- 
gieren. Der  Grossmeister  hatte  das  Recht,  den  Berichterstat- 
ter und  die  Secretäre  jeder  Section  zu  ernennen.  In  Ange- 
legenheiten von  geringerer  Bedeutung  berichtete  man  unmit- 
telbar an  den  Grossmeister,  in  wichtigen  Fällen  ward  die 
Arbeit  der  Commission  erst  der  Plenarversammlung  zur  aber- 
maligen Berathung  vorgelegt. 

Das  Grundprincip  dieser  Institution  ist  die  Monopoli- 
sierung und  Uniformität  des  gesammten  Unterrichtes,  ihr 
Zweck  kein  pädagogischer,  sondern  politischer.  Es  hat  an 
Bewunderern  dieser  in  ihrer  Art  gewiss  einzig  dastehenden 
Organisation  nicht  gefehlt  und  es  lässt  sich  auch  schwer  in 
Abrede  stellen,  dass  sie  dem  Lande  grosse  Dienste  geleistet 
hat,  vielleicht  auch,  dass  sie  unter  den  damaligen  Verhält- 
nissen die  einzige  mögliche  war.  Die  Corporation  brachte 
Geist  und  Leben  in  das  Unterrichtswesen,  hat  sich  um  das- 
selbe unbestreitbare  Verdienste  erworben.  Der  Studienrath 
namentlich  entwickelte  eine  regsame  Thätigkeit  und  hat  in 
vielfacher  Weise  zur  Hebung  des  Unterrichtes,  zur  Verbes- 
serung der  Methoden  beigetragen.  Die  Mängel  und  Gebrechen, 
welche  später  hervortraten  und  mit  Recht  in  der  Presse  und 
den  Kammerberichten  hervorgehoben  wurden,  lagen  nicht  so 
sehr  in  einer  verfehlten  Einrichtung  desselben,  als  in  der  Ver- 
stümmelung, welche  dies  Institut  durch  die  Restauration  er- 
fuhr. Immer  und  überall  wird  man  behaupten  können,  dass 
an  der  Gestaltung  und  Entwickelung  des  Unterrichtes  die 
Männer  der  Schule  und  Wissenschaft  mitwirken  müssen, 
wenn  etwas  lebenskräftiges  zu  Tage  gefördert  werden  solle, 
und  die  etwaigen  Nachtheile  sind  nicht  so  gross  als  jene, 
welche  meist  im  Gefolge  der  Bureaukratie  auftreten. 

Die  Restauration  hat  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts- 
wesens nichts  originelles,  bedeutendes  geschaffen.  Man  be- 
ruft sich  zwar  auf  das  Gesetz  vom  29.  Februar  1816,  um  die 
Verdienste  der  Bourbonen  um  den  Primärunterricht  in's  rechte 
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Licht  zu  setzen.  Das  Gesetz  ist  jedocli  ohne  erkleckliche 
Wirksamkeit  gewesen.  Man  gieng  von  der  richtigen  Vor- 
aussetzung aus,  dass  die  bestehenden  Lehranstalten  den  Be- 
dürfnissen und  Anforderungen  wenig  oder  nicht  entsprächen, 
dass  die  Ueberwachung  nicht  genüge  und  andere  Erfolge  er- 
zielt werden  müssten,  wenn  den  Uebelständen  abgeholfen  wer- 
den sollte ;  der  Unterricht  müsse  sich  auf  die  wahren  Grund- 
sätze der  Religion  und  Moral  stützen,  und  sei  dann  eine  wahre 
Quelle  der  öffentlichen  Wohlfahrt.  Zum  Behufe  der  Verbes- 
serung des  Volksschulunterrichtes  wurde  die  Aufsicht  einem 
cantonalen  Comite  anvertraut  (Comite  gratuit  et  de  charit^ 
pour  surveiller  et  encourager  l'instruction  primaire  vom  Ge^ 
setze  genannt)  und  sollte  aus  dem  Cantonalpfarrer ,  dem 
Friedensrichter,  dem  Principal  eines  College  und  aus  drei 
bis  vier  vom  Rector  der  Akademie  mit  Zustimmung  des  Prä- 
fecten  gewählten  Mitgliedern  bestehen.  Die  Specialaufsicht 
wurde  den  Pfarrern  und  Maires  anvertraut  (Ord.  den  29.  Febr. 
1829  art.  1—3  und  8—9).  Die  Eröffnung  einer  Privatschule 
(ecole  libre)  wurde  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft:  an 
ein  von  den  Pfarrern  und  Maires  beglaubigtes  Moralitäts- 
zeugnis  bezüglich  der  letzten  drei  Jahre,  an  ein  Fähigkeits^ 
Zeugnis  in  Folge  einer  Prüfung  u.  s.  w.  Eine  jede  solche 
Schule  ward  den  Rectoren  und  Inspectoren  der  Akademien, 
den  Cantonalcomite's  und  Specialaufsehern  unterstellt  und 
musste  sich  eine  ähnliche  Aufsicht  gefallen  lassen  wie  eine 
öffentliche  Lehranstalt.  Auch  bezüglich  aller  von  der  Com^ 
mission  des  öffentlichen  Unterrichtes  erlassenen  Vorschriften, 
der  anzuwendenden  Methode  beim  Unterrichte,  der  appro- 
bierten Lehrbücher  waren  dieselben  Normen  für  die  freien 
Schulen  und  Öffentlichen  Lehranstalten  gleichmässig  bindend. 
Für  die  Öffentlichen  Lehrer  ward  in  keiner  Weise  genügende 
Vorsorge  getroffen.  Die  Ordonnanz  schärfte  den  Gemeinden 
ein,  für  einen  geeigneten  Primärunterricht  zu  sorgen,  ohne 
jedoch  nähere  Bestimmungen  darüber  zu  treffen;  selbst  die 
Bestimmung  des  Gesetzes  vom  Jahre  1802,  dass  die  Gemein- 
den verhalten  werden  sollen,  dem  Lehrer  Wohnung  und  Be- 
zahlung zu  sichern,  fehlte.  Man  schien  dies  dem  freien  Er- 
messen der  Gemeinden  selbst  anheimstellen  zu  wollen,  musste 
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aber  schon  im  vorhinein  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass 
auf  diese  Weise  bei  der  Indolenz  der  Landbevölkerung  wenig 
oder  nichts  würde  erreicht  werden.  Anstatt  schöpferisch  ein- 
zugreifen, begnügte  sich  die  Restauration  mit  Reglements. 
Alles  war  genau  fixiert,  Ernennung  und  Beseitigung  der  Leh- 
rer; dem  Mangel  an  genügenden  Lehrkräften  wurde  nur  in 
ungenügender  Weise  abgeholfen.  Die  Geistlichkeit  lieferte 
das  grösste  Contingent  für  die  erledigten,  karg  besoldeten 
Lehrstellen.  Die  Restauration  rechnete  es  sich  ohnehin  zum 
grossen  Verdienste  an,  einer  grössern  Anzahl  religiöser  Cor- 
porationen  die  Wiederherstellung  gewährt  zu  haben.  Die 
Gesellschaft  der  christlichen  Schulen  der  Vorstadt  St.  Antoine, 
die  Congregation  der  christlichen  Lehre  der  Diöcese  zu  Strass- 
burg  versorgte  die  Schulen  in  den  Departements  Ober-  und 
Niederrhein  mit  Lehrern.  Fast  in  jeder  Diöcese  waren  ähn- 
liche Genossenschaften  seit  dem  Beginn  der  zwanziger  Jahre 
in's  Leben  getreten  mit  ähnlichen  Zielen  und  Zwecken.  Es 
hatte  allen  Anschein,  als  ob  die  alten  Zeiten  wiederkehren 
und  dem  Clerus  das  gesammte  Unterrichtswesen  anheim  ge- 
geben würde.  Dass  man  dies  im  Sinne  hatte,  geht  auch  aus 
den  verschiedenen  Erlässen  über  die  Cantonalaufsichtsbehör- 
den,  welche  allmählich  den  Einfluss  des  Pfarrers  erhöhten, 
hervor.  Die  Geistlichkeit  ward  von  jeder  Prüfung  befreit. 
Auch  die  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichtes,  welche  für  die 
armen  Kinder  in  der  Ordonnanz  vom  29.  Februar  1816  aus- 
gesprochen ward,  erhielt  durch  die  Ordonnanz  vom  Jahre 
1824  eine  Beschränkung.  Nur  fünfzig  Kinder  der  Ortsge- 
meinde sollten  einen  unentgeltlichen  Unterricht  geniessen.  Im 
letzten  Jahre  der  Bourbonischen  Regierung  sprach  der  König 
selbst  das  Verdammungsurtheil  über  diese  Seite  seiner  Re- 
gierung in  den  Worten  aus:  „Wir  haben  uns  Bericht  erstat- 
ten lassen  über  den  Zustand  des  Primärunterrichtes  im  König- 
reiche und  haben  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  noch 
einer  Anzahl  Gemeinden  die  Mittel  des  Unterrichtes  fehlen, 
welchen  allen  unseren  Unterthanen  zugänglich  zu  machen  un- 
ser königlicher  Wille  war."  Wol  war  der  Minister  Guernon- 
Ranville  in  letzter  Stunde  bemüht  Abhilfe  zu  schaffen,  die 
von  ihm  erlassenen  Bestimmungen  zeugen  von  Einsicht  und 
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gutem  Willen.  Die  Revolution  gieng  darüber  hinweg  und 
die  Juliregierung  übernahm  den  Primärunterricht  in  einem 
wahrhaft  kläglichen  Zustande.  Wir  verzichten  darauf  nach 
dem  vorliegenden  Material  ein  getreues  Bild  von  dem  ge- 
sammten  Elementarunterricht  damaliger  Tage  zu  entrollen, 
wir  begnügen  uns  mit  einigen  Umrissen,  welche  aber  hin- 
reichen, die  späteren  Verdienste  des  Bürgerkönigthums  ge- 
nauer zu  würdigen. 

Im  Jahre  1833  entsendete  die  Regierung  490  Inspec- 
toren  zur  Visitation  sämmtlicher  Schulen  Frankreichs.  Einer 
derselben.  Lorain,  hat  im  Jahre  1837  ein  höchst  verdienst- 
liches Werk  aus  den  ihm  vorliegenden  Berichten  zusammen- 
gestellt: „Tableau  de  Tlnstruction  primaire  en  France."  In 
vielen  Communen  waren  die  Municipalräthe  des  Lesens  und 
Schreibens  unkundig;  während  der  Sommermonate  sah  sich 
der  Lehrer  ohne  Schüler,  welche  bei  allerhand  häuslichen 
und  Feldarbeiten  beschäftigt  wurden,  obwol  er  sich  erbötig 
zeigte,  während  dieser  Zeit  unentgeltlichen  Unterricht  zu 
ertheilen.  Ein  Pfarrer  machte .  sich  anheischig  den  Eltern 
Geld  zu  geben,  wenn  sie  ihre  Kinder  in  die  Schule  schicken 
wollten.  Sie  schlugen  es  aus:  die  Jungen  haben  besseres 
zu  thun,  das  Vieh  zu  hüten,  Aehren  zu  lesen,  Früchte  zu 
pflücken.  Dies  fand  an  Orten,  wo  sich  wenigstens  eine  Schule 
befand,  welche  die  Möglichkeit  des  Lernens  bot,  statt;  an 
anderen,  und  zwar  an  sehr  vielen  fehlte  jede  Schule.  In  einer 
Gemeinde,  welche  128  schulfähige  Kinder  besass,  erklärten 
die  Municipalrichter,  es  wäre  nutzlos,  eine  Schule  zu  grün- 
den. Man  thäte  viel  besser,  für  den  Wegebau  zu  sorgen, 
als  für  Schulen;  aus  Schulen  mache  man  sich  wenig,  war 
eine  stereotype  Ansicht.  Die  Sonne  beleuchte  ja  die  Unwis- 
senden wie  die  Gelehrten,  man  habe  bisher  Brod  zu  essen 
gehabt,  ohne  lesen  und  schreiben  zu  können,  den  Kindern 
werde  es  nicht  schlimmer  gehen;  wie  solle  man  Hände  für 
den  Ackerbaubetrieb  erhalten,  wenn  einmal  alle  Kinder  lesen 
und  schreiben  könnten.  Und  derartige  Ansichten  äusserten 
Personen,  die  einflussreich  in  ihren  Gemeinden  waren.  In 
einigen  Departements  kamen  auf  13  Gemeinden  eine  Schule, 
in  anderen  sogar  auf  25  eine.    Der  Bildungsgrad  der  Lehrer 
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war  ein  niedriger;  man  fand  welche,  die  nicht  mehr  wussteri 
als  ihre  Schüler,  andere,  die  nicht  einmal  anzugeben  im 
Stande  waren,  was  sie  zu  lehren  hatten;  an  einem  Orte  war 
sogar  ein  aus  dem  Bagno  entlassener  Sträfling  mit  dem  Un- 
terrichte betraut;  bei  der  Kärglichkeit  der  Besoldung  erregt 
es  keine  Verwunderung,  wenn  Tagelöhner  oder  Ackerknechte 
sich  während  des  Winters  mit  dem  Schulhalten  befassten,  zu 
einer  Zeit,  wo  jeder  anderweitige  Verdienst  fehlt.  Andere 
sind  Handwerker,  welche  während  der  Schulzeit  arbeiten  und 
die  strebsame  Dorfjugend  sich  selbst  überlassen.  Messner 
und  Todtengräber,  Kirchendiener  imd  Hinfällige  finden  sich 
unter  den  Concurrenten  um  einen  erledigten  Lehrposten.  Ein 
Schulgebäude  fehlt  in  den  meisten  Gemeinden.  In  den  Tanz- 
sälen und  Vorhallen  der  Kirchen,  in  Ställen  und  Kellern^ 
wohin  man  nur  auf  Vieren  kriechend  gelangen  kann,  muss 
sich  die  lernbegierige  Jugend  einfinden,  um  die  Weisheit 
ihrer  Meister  zu  vernehmen.  In  Ermangelung  eines  Locales 
hält  ein  Lehrer  auf  freiem  Felde  Schule!  So  haben  es  sich 
die  Vertheidiger  der  legitimen  Könige  Frankreichs  nicht  vor- 
gestellt, und  es  ist  begreiflich,  dass  das  Buch  Lorain's,  eines 
frommen  und  gemässigten  Mannes,  in  weitesten  Kreisen  Auf- 
sehen machte  und  Verdächtigungen  allerlei  Art  gegen  den 
gewissenhaften  Mann  nicht  fehlten!  Daran  hat  es  jenen  nie 
gefehlt,  welche  nackt  und  ungeschminkt  die  Wahrheit  sagten 
und  mit  Gewissenhaftigkeit  und  Unparteilichkeit  die  Schäden 
der  Gesellschaft  biossiegten. 

Bezüglich  des  Secundärunterrichtes  wurden  unter  der 
Restauration  eine  Anzahl  Verordnungen  erlassen,  welche  mit 
vielfachen  Modificationen  die  Grundlage  dieses  Lehrzweiges 
bis  zum  Anfange  des  vorigen  Jahrzehents  bildeten.  Man  be- 
gnügte sich  jedoch  zumeist  das  bestehende  zu  erhalten.  Man 
ersetzte  den  Namen  Lyceen,  welcher  an  das  Kaiserreich  er- 
innerte, durch  die  Bezeichnung  Collegien  (arrete  22.  Aug. 
1815);  schuf  für  das  Lehrfach  der  Geographie  und  Geschichte 
besondere  Professuren  (arrete  15.  Mai  1818)  und  verfügte 
durch  Ordonnanz  vom  27.  Feb.  1821,  dass  die  Grundlage 
des  Unterrichtes  die  Religion,  die  Monarchie,  die  Legimitat 
und   die   Charte  sein   solle,    so   wie   dass  die   scientifischen 
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Lehrfächer  von  den  literarischen  getrennt  vorgetragen  werden 
sollten,  der  philosophische  Curs  in  den  Collegien  zwei  Jahre 
dauern  und  die  Unterrichtssprache  lateinisch  sein  sollte.   Das 
alte  scholastische  System  schien  wieder  aufzuleben,  die  roya- 
listisch-klericale  Partei  feierte  Triumphe.  Es  blieb  glücklicher- 
weise beim  blossen  Versuche,  und  schon  im  selben  Jahre  re- 
gelte ein  Statut  vom  4.  Sept.  die  Angelegenheit  auf  die  un- 
verfänglichste Weise,  indem  es  bestimmte,  dass  jene,  welche 
einen  gelehrten  Grad  nicht   zu  erlangen   streben,    nach  der 
dritten  Classe  (troisieme)  in  die  Abtheilung  für  Philosophie 
und  die  mathematischen  und  physischen  Wissenschaften  über- 
treten können,  anticipierte  demnach  das  später  von  Fortoul 
consequenter    durchgeführte    System    der    Bifurcation. 
Indes   schon   nach   wenigen    Jahren   gieng    man  hievon  ab; 
1826  (arrete  16.  Sept.)    verfügte  man,    dass  alle  Schüler  an 
dem  mathematischen  Unterricht,    welchei'  im   zweiten  Jahre 
der  Humanitätsclassen  begann,  Theil  zu  nehmen  haben.   Jene, 
welche  bloss  das  Baccalaur^at  es  lettres  zu  erlangen  wünsch- 
ten, mussten  während  eines  dreijährigen  Cursus  den  mathe- 
matisch-physicalischen  Disciplinen  obliegen,  ein  viertes  Jahr 
trat  für  die  Aspiranten  des  Baccalaur^ats  es  sciences,  welches 
zur  Aufnahme  in  die  polytechnische  Schule  befähigte,  hinzu. 
Im  Vorjahre  der  Julirevolution  erlies s  der  damalige  Minister 
Vatisnesnil  die  Verordnung  (26.  März),  dass  das  Studium  der 
lebenden    Sprachen   je    nach    den  Ortsbedürfnissen    in    den 
königl.  Collegien   gelehrt  werden  solle;    dass  der  geschicht- 
liche Unterricht  bis   in  die  Rhetorik  weiter  zu  führen   und 
Philosophie  in   französischer  Sprache  zu  lehren  sei.     Durch 
die  letzte  Bestimmung  beseitigte  man  formel  die  obenerwähnte 
Verordnung  bezüglich  des  Gebrauches  der  lateinischen  Sprache, 
factisch  hatte  man  sich  derselben  nie  bedient.  Es  ist  begreif- 
lich, dass  die  Restauration   aus  der  napoleonischen  Schulge- 
setzgebung alle  jene  die  Geistlichkeit  beschränkenden  Nor- 
men   beseitigte    und    den    geistlichen    Secundarschulen   eine 
grössere  Selbständigkeit  einräumte.     Hie  und  da   hatte  der 
Jesuitenorden  unter  dem  Namen :  Väter  des  Glaubens  (peres 
de  la  foi)  glückliche  Versuche  gemacht,  sich  des  Secundar- 
unterrichtes    zu  bemächtigen,    einige   altbekannte  Methoden 


des  16.  und  17.  Jahrh.  wieder  eingebürgert,  und  die  mehr 
glänzenden  als  fruchtbaren  Ergebnisse  derselben  befriedigten 
die  glaubenseifrigen  Familien  vollkommen.  Der  Franzose 
hascht  nach  dem  Scheine,  hängt  an  der  Form,  und  diesem 
Charakterzuge  entsprachen  auch  die  Jesuitenschulen.  Hul- 
digte ja  die  Regierung  einem  ähnlichen  Gebahren,  indem  sie 
in  einem  minutiösen,  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Lehrer 
vernichtenden  Statute  vom  4.  Sept.  1821  den  Unterricht,  die 
Disciplin  der  königlichen  und  communalen  Collegien  regelte, 
und  den  Rectoren  demgem'ass  einschärfte,  die  erlassenen  Be- 
stimmungen auszuführen  und  Ausnahmen  nicht  zu  gestatten, 
weil  eine  Ausnahme  eine  andere  im  Gefolge  habe  und  den 
Ruin  der  Institution  und  der  Lehranstalten  nach  sich  ziehe 
(Circulaire  an  die  Rectoren  vom  23.  Sept.  1821). 

Der  höhere  Unterricht  unterlag  ebenfalls  mannigfachen 
Beschränkungen.  Die  studierende  Jugend  Frankreichs  ath- 
mete  von  jeher  einen  freieren  Geist,  der  mit  den  ultraconser- 
vativen  Bestrebungen  nicht  im  Einklänge  stand.  Die  Hörsäle 
der  alten  Universitäten  in  den  Provinzialstädten  waren  ver- 
ödet, alles  eilte  in  die  Weltstadt  Paris,  um  hier  Studium  und 
Genuss  mit  einander  zu  verbinden.  Die  Regierung  that  nichts, 
um  die  hohen  Schulen  in  den  Piovinzen  wieder  aufleben  zu 
lassen.  Napoleon  wollte  wol  an  jedem  Akademiesitz  eine  Fa- 
cultät  der  Literatur  und  eine  der  exacten  Wissenschaften  be- 
gründet wissen,  aber  unter  den  Hauptstudiensitzen  gab  es 
viele,  welche  mehr  Lehrer  als  Schüler  zählten.  Eine  Ordon- 
nanz vom  J.  1816  hob,  momentan  wenigstens,  17  literarische 
und  drei  wissenschaftliche  Facultäten  auf.  „Aber  es  wäre 
ein  Schritt  zu  einer  besseren  Zukunft  gewesen,  wenn  man 
mit  der  Aufhebung  der  isolierten  erbärmlichen  Schulen  zu- 
gleich an  die  Gründung  von  fünf  bis  sechs  grossen  Sitzen 
vollständiger  tiefer  allseitiger  Studien  nach  dem  Pariser  Muster 
geschritten  wäre,  wenn  man  mit  der  Stiftung  und  ordentlichen 
Ausstattung  der  Lehrstühle  auch  die  Stiftung  von  Bibliothe- 
ken und  allen  übrigen  wissenschaftlichen  Hilfsanstalten  ver- 
bunden hätte"  *).  Die  medicinische  Facultät  erfuhr  im  J.  1823 


*)  Dubois,  Rapport  sur  le  Budget  de  rinstruction  publique  de  1837.  Hahn  584- 


23 

eine  Reorganisation,  der  jedoch  nicht  scientilische,  sondern 
politische  Motive  zu  Grunde  lagen ;  die  wissenschaftliche  Aus- 
bildung des  Mediciners  blieb  im  wesentlichen  dieselbe,  wie 
sie  das  Kaiserthum  normirt  hatte,  und  die  Gesetze  vom  Jahre 
1803  bilden  gegenwärtig  noch  die  Grundlage  des  medicini- 
schen  Unterrichtes.  Auch  in  den  juridischen  Studien  waren 
die  Aenderungen  nicht  bedeutend  und  von  ähnlichen  Motiven 
eingegeben,  wie  bei  den  medicinischen  Facultäten.  Nachdem 
Turin,  Brüssel  und  Coblenz  von  Frankreich  abgetreten  werden 
mussten,  gab  es  nur  noch  neun  Rechtsschulen,  zu  Paris,  Tou- 
louse, Strassburg,  Rennes,  Poitiers,  Grenoble,  Dijon,  Caen 
und  Aix.  Unruhen  unter  der  studierenden  Jugend  im  Jahre 
1819  hatten  eine  strengere  Disciplin  und  Erschwerung  der 
Bedingungen  bezüglich  der  Zulassung  zu  den  Prüfungen  zur 
Folge.  Die  Unterrichtsgegenstände  erhielten  in  demselben 
Jahre  einen  Zuwachs  dm'ch  Creirung  vier  neuer  Lehrstühle 
für  Völkerrecht,  Verwaltungsrecht,  Rechtsgeschichte  und  Na- 
tionalökonomie. Eine  Ordonnanz  vom  J.  1822  hob  sie  sämmt- 
lich  wieder  auf  und  erst  sechs  Jahre  später  wurden  die  drei 
ersten  wieder  hergestellt.  Wir  kommen  auf  die  Einrichtung 
sämmtlicher  Facultäten  später  ausführlich  zurück. 

Es  schien,  dass  die  Restauration  die  Axt  an  die  Orga- 
nisation der  Universität  legen  würde.  Die  Ordonnanz  vom 
22.  Juni  1814  verfügte  die  provisorische  Geltung  der  beste- 
henden Gesetze  und  Verordnungen.  Schon  am  17.  Februar 
1814  trat  man  mit  dem  Plane  hervor,  die  Universität  als 
einzige  Corporation  aufzuheben  und  an  deren  Stelle  17  Uni- 
versitäten, welche  den  bisherigen  Akademien  entsprachen, 
treten  zu  lassen.  Die  Ordonnanz  gelangte  nicht  zur  Ausfüh- 
rung, die  Rückkehr  Napoleons  von  Elba  kam  dazwischen 
und  der  Kaiser  hielt  an  seiner  Institution  fest.  Nachdem  Lud- 
wig XVIIL  zum  zweitenmale  vom  Throne  Besitz  ergriffen 
hatte,  bestimmte  die  Ordonnanz  vom  15.  August  1816,  dass 
provisorisch  an  dem  Gesetze  von  1808  festgehalten  werden 
und  die  administrative  Organisation  des  öffentlichen  Unter- 
richtes vorläufig  intact  bleiben  solle.  Nur  die  Functionen, 
welche  bisher  der  Grossmeister  und  der  Rath  der  Univer- 
sität ausgeübt,  sollten  einer  aus  fünf  Mitgliedern  bestehenden 
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Commission  übertragen  werden.  Royer  Collard  präsidierte, 
die  übrigen  Mitglieder  waren :  Ciivier,  Silvestre  de  Saey,  der 
Abbe  Frayssinous,  öueneau  de  Muessy.  Vier  Jahre  dauerte 
die  Wirksamkeit  dieser  Commission,  welche  während  dieser 
Zeit  an  die  oben  erwähnte  Organisation  des  Primärimter- 
richtes  Hand  anlegte.  Eine  Ordonnanz  vom  22.  Juli  1820 
erhöhte  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  sieben ;  einige  Monate 
später  wurde  verfügt  (1.  Nov.),  dass  die  Commission  den 
Namen  königlicher  Rath  (Conseil  royal)  führen  solle.  Ausser 
zwei  Mitgliedern,  welche  als  Kanzler  und  Schatzmeister  fun- 
gierten, vertheilten  die  übrigen  die  einzelnen  Zweige  des 
Unterrichts  Wesens  unter  sich  (Ord.  1.  Nov.  1820).  Seit  1.  Juni 
1822  versah  Frayssinous  die  Grossmeisterwürde,  der  am  6.  Au- 
gust zugleich  zum  Minister  des  Cultus  und  öffentlichen  Unter- 
richtes ernannt  wurde.  Durch  die  Vereinigung  der  Würde 
eines  Grossmeisters  mit  der  eines  Ministers  für  öffentlichen 
Unterricht  legte  die  Regierung  an  den  Tag,  dass  sie  auf  diese 
Weise  die  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Univer- 
sität, ihre  allmächtige  Stellung  lahm  legen  wolle.  Man  Hess 
zwar  den  einzelnen  Mitgliedern  ihren  Einfluss  auf  die  ein- 
zelnen Zweige  des  Unterrichtswesens,  welche  ihnen  durch 
die  Ordonnanz  vom  Jahre  1820  zugetheilt  worden  waren, 
aber  der  Minister  brauchte  sich  nicht  allen  Entscheidungen 
des  Rathes  zu  fügen.  Der  Wirkungskreis  des  Ministers  war 
jedoch  nicht  fest  umgrenzt  und  genau  bestimmt,  erst  die  Or- 
donnanz vom  J.  1829  (26.  März)  setzte  fest,  dass  die  Ent- 
scheidungen des  königl.  Rathes  der  Billigung  des  Ministers 
bedürfen,  und  nur  jene  Fälle,  welche  sich  auf  die  Jurisdiction 
und  Disciplin  beziehen,  dem  Rathe  ausschliesslich  zustehen. 
Die  Stellung  des  Rathes  war  eine  durchaus  anomale.  Jedes 
Mitglied  desselben  hatte  einen  Zweig  des  öffentlichen  Unter- 
richtes in  Händen  und  verfügte  in  seinem  Ressort  selbständig. 
Die  collegiale  Berathung  konnte  etwaige  Misbräuche  nicht  be- 
seitigen, da  ein  College  in  die  Wirkungssphäre  des  andern 
so  wenig  als  möglich  eingreifen  wollte,  um  selbst  unbehelligt 
zu  bleiben.  Die  Vorschläge  der  Rectoren  der  Akademien,  der 
Generalinspectoren  und  der  anderen  Behörden,  welche  mit 
den  Bedürfnissen  der  Schule   in   ihren   Bezirken  vertrauter 
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sein  mussten,  als  die  in  der  Hauptstadt  wohnenden  Räthe, 
wurden  wenig  beachtet.  Die  Zahl  der  Mitglieder  war  für  das 
grosse  Gebiet  des  Unterrichtswesens  eine  zu  geringe.  Unter 
den  Männern,  welche  im  Studienrathe  Sitz  und  Stimme  hatten 
waren  ausgezeichnete  Namen,  ja  Koryphäen  ersten  Ranges, 
deren  Competenz  auf  dem  von  ihnen  vertretenen  Gebiete  un- 
bestreitbar war.  Aber  es  bleibt  immer  eine  misliche  Seite, 
wenn  ein  einziger  Mann  mit  dem  vollen  Gewichte  seiner, 
wenn  auch  bedeutenden  Persönlichkeit  die  Studien  in  eine 
bestimmte  Richtung  zu  lenken  sucht.  Bei  dem  Zusammen- 
hange des  mittleren  und  höheren  Unterrichtes  kann  nur  eine 
eingehende  gemeinsame  Berathung  einseitige  auf  die  Spitze 
getriebene  Forderungen  abschwächen  und  unbefangene  und 
nüchterne  im  Wesen  der  Sache  begründete  Normen  zur  Folge 
haben.  Nirgends  rächt  sich  eine  gewisse  Einseitigkeit  mehr, 
als  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtes.  Man  hat  in  neuerer 
Zeit  aus  der  Opposition,  welche  in  Frankreich  gegen  den 
Studienrath  sich  geltend  machte,  die  Waffen  geholt,  um  eine 
ähnliche  Einrichtung  in  0 esterreich  zu  bekämpfen,  ohne  zu 
bedenken,  dass  man  dort  gegen  die  Institution  als  solche 
nichts  einzuwenden  hatte,  sondern  nur  die  Art  und  Weise 
ihrer  Zusammensetzung  ungenügend  fand.  Man  hat  in  Frank- 
reich nie  in  Abrede  gestellt,  dass  Männer,  welche  selbst  in- 
mitten des  Lehrfaches  stehen,  bei  Organisationen  und  Re- 
organisationen ein  gewichtigeres  Wort  mitzusprechen  berufen 
sind,  als  solche,  welche  die  Forderungen  der  Schule  nur  aus 
den  Acten  schöpfen.  Und  dabei  befand  sich  das  Ministerium 
des  öffentlichen  Unterrichtes  dort  häufig  in  Händen  von 
Männern,  welche  Schule  und  Wissenschaft  aus  eigener  Er- 
fahrung kannten,  was  doch  bei  uns  nicht  immer  der  Fall  war. 

Die  Juliregierung  brachte  Geist  und  Leben  in  die  Unter, 
richtsmaschine.  Der  erste  Minister  des  Cultus  und  öffentlichen 
Unterrichtes  war  der  Herzog  von  Bröglie,  aber  erst  mit  der 
Uebernahme  des  Portefeuilles  für  öffentlichen  Unterricht  durch 
Guizot  —  das  Departement  für  Cultus  ward  an  das  Justiz- 
ministerium abgegeben  —  beginnt  eine  neue  Aera  in  der  Un- 
terrichtsgesetzgebung. 

Der  erste  wichtigere  Erlass  betraf  die  Schullehrersemi- 
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narien.  Wollte  man  an  die  Hebung  der  Volksschulen,  die, 
wie  wir  gesehen  haben,  unter  der  Restauration  kläglich  genug 
waren,  Hand  anlegen,  so  musste  für  geeignete  Lehrlo'äfte  zur 
Durchführung  des  grossen  Werkes  Sorge  getragen  werden. 
Die  wohlgemeintesten  Verordnungen,  die  tüchtigsten  Gesetze 
bleiben  erfolglos,  wenn  es  an  den  Männern  fehlt,  denen  die 
Arbeit  zufällt,  den  todten  Buchstaben  zu  beseelen  und  zu 
begeistigen.  Die  Regierung  Louis  Philipp's  betrachtete  es 
als  ihre  wichtigste  Aufgabe,  das  Volksschulwesen  zu  verbes- 
sern. Sie  gieng  hiebei  mit  einer  seltenen  Gründlichkeit  und 
Systemmässigkeit  vor.  Cousin  wurde  nach  Deutschland  zur 
Prüfung  des  Volksschulunterrichtes  geschickt  und  der  von 
ihm  erstattete  Bericht  ist  ein  glänzendes  Zeugnis  von  der 
Schärfe  und  Klarheit  des  Berichterstatters.  Cousin  empfahl 
seiner  Regierung  die  preussischen  Seminarien  zur  Nach- 
ahmung: „Die  Erfahrungen  Deutschlands,  besonders  Preus- 
sens,  dürfen  für  Frankreich  nicht  verloren  gehen.  National- 
eifersucht und  Empfindlichkeit  wäre  hier  vom  Uebel." 

Die  Regierung  hoffte  durch  die  Organisirung  der  Nor- 
malschulen dem  Lande  einen  tüchtigen  seiner  Aufgabe  ge- 
wachsenen Lehrerstand  heranzubilden.  Die  Anforderungen, 
welche  an  die  Zöglinge  bei  der  Aufnahme  und  am  Schlüsse 
des  Cursus  gestellt  wurden,  waren  nicht  überspannt,  aber 
es  durften  eben  nur  massige  Ansprüche  gemacht  werden, 
wenn  den  Uebelständen  abgeholfen  und  dem  Volks  Unterricht 
geeignete  Lehrkräfte  gewonnen  werden  sollten.  In  welcher 
Weise  der  Gesetzgeber  die  schwierige  Aufgabe  gelöst  wissen 
wollte,  darüber  hat  sich  Guizot  in  einem  Circular  an  die 
Directoren  klar  und  bündig  ausgesprochen :  „Der  Zweck  der 
Normalschulen  sei,  Schullehrer,  besonders  Landschullehrer 
zu  bilden,  deren  Kenntnisse  bestimmt  und  praktisch  sein 
müssen;  ein  mannigfaltiger  und  ausgedehnter,  aber  vager 
und  oberflächlicher  Unterricht  mache  die,  welche  ihn  erhalten 
haben,  fast  immer  für  das  bescheidene  Amt  unfähig.  Scharf- 
sinnige gelehrte  Untersuchungen  müssen  vermieden  werden; 
man  habe  die  wahren  rechtmässigen  Bedürfnisse  des  Volkes 
und  der  Lehrer  zu  berücksichtigen.  Es  sei  nothwendig,  dass 
der  Volksunterricht  sich  nicht  bloss  an  den  Verstand  wende; 
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sondern  die  ganze  Seele  umfasse,  das  sittliche  Bewusstsein 
erwecke.  Dies  könne  nur  durch  den  religiösen  Unterricht 
geschehen,  und  die  Lehrer,  welche  zur  Hebung  dieses  Geistes 
in  den  Primärschulen  mitwirken  wollen,  müssen  dazu  vor- 
bereitet werden  und  in  den  Normalschulen  einen  gründlichen, 
soliden  Unterricht  erhalten." 

Die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Durchführung  zu 
überwinden  waren,  haben  in  vielfacher  Weise  eine  erspriess- 
liche  Wirksamkeit  des  Gesetzes  beeinträchtigt.  Die  Zahl  der 
Normalschulen  genügte  den  Bedürfnissen  des  Landes  nicht, 
und  erst  allmählich  haben  sich  die  Departementsstände  an  der 
Gründung  derselben  betheiligt.  Die  Geistlichkeit  zeigte  sich 
diesen  Anstalten  gegenüber  nicht  gerade  freundlich  gesinnt; 
sie  fürchtete  die  Verdrängung  der  geistlichen  Congregationen 
aus  dem  Primärunterrichte.  Die  Sprödigkeit  und  Theilnahm- 
losigkeit  der  Bischöfe  im  Allgemeinen  machte  nur  bei  einigen 
einer  hingebenden  Theilnahme  Platz.  Es  fehlte  an  tüchtigen 
Geistlichen,  welche  den  Religionsunterricht  geschickt  ertheilt 
hätten,  es  fehlte  vor  allem  an  Seminardirectoren.  In  den 
Kreisen  der  Secundarlehrer  fanden  sich  nur  wenige  bereit, 
das  mühselige  und  nicht  lucrative  Amt  eines  Directors  einer 
Normalschule  anzunehmen.  Die  Vorbildung,  welche  man  von 
den  Candidaten  bei  der  Aufnahme  in  die  Normalschule  for- 
derte, war  eine  geringfügige;  mit  vielen  Zöglingen  konnte 
das  gerade  nicht  hoch  und  weit  gesteckte  Ziel  nicht  erreicht 
werden.  Bei  den  meisten  war  und  blieb  es  ein  blosses  Ab- 
richten zum  Primärunterrichte,  ohne  selbständige  Einsicht, 
ohne  selbständiges  Erfassen. 

Trotz  alledem  haben  die  Normalschulen  bedeutendes 
geleistet  und  im  Laufe  der  Zeit  einen  Lehrerstand  heran- 
gebildet, welcher  den  Vorgängern  weit  überlegen  war.  Einige 
Directoren  haben  sich  um  die  Entwickelung  der  ihnen  an- 
vertrauten Lehranstalten  besondere  Verdienste  erw^orben  und 
Musterschulen  gebildet,  welche  den  anderen  voranleuchteten 
und  die  W  ege  zeigten.  So  Lebrun  an  der  Normalschule  von 
Versailles.  An  einigen  Schulen  erweiterte  man  den  Curs  auf 
drei  Jahre,  so  in  Strassburg,  einer  vom  Grafen  Lezay-Mar- 
nesia  im  J.  1  810  gegründeten  Lehranstalt,  welche  am  meisten 
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den  Seminaren  Deutschlands  ähnelt.  Der  Pädagogik  als  Wis- 
senschaft, welche  in  dem  Gesetze  unter  die  Lehrgegenstände 
nicht  aufgenommen  wurde,  wurde  hier  besondere  Sorgfalt 
zugewendet.  In  der  Mitte  der  40gcr  Jahre  dauerte  der  Stu- 
diencursus  in  49  Normalschulen  zwei,  in  27  drei  Jahre.  Die 
Vorlesungen  für  schon  angestellte  Lehrer  wurden  ziemlich 
zahlreich  besucht,  theils  freiwillig,  theils  über  Aufforderung 
von  den  Kreiscomit^s.  Die  Cantonalconferenzen  der  schon 
angestellten  Lehrer,  in  welchen  gemeinschaftliche  Uebungen 
und  pädagogische  Unterhaltungen  gepflogen  wurden,  fanden 
grosse  Theilnahme. 

Das  grösste  Verdienst  erwarb  sich  die  Regierung  Louis 
Philipp's  durch  die  definitive  Organisation  des  Primärunter- 
richtes. Dieses  unter  Guizot  ausgearbeitete  Gesetz  ist  von 
solch  essentieller  Bedeutung,  dass  eine  eingehendere  Dar- 
legung derselben  wol  gerechtfertigt  erscheint. 

Das  Gesetz  über  den  Primärunterricht  vom  28.  Juli 
1833  bestimmte  in  wesentlichen  folgendes :  Der  Primärunter- 
richt begreift  zwei  Grade,  den  Elementarunterricht  und  den 
höheren  Primärunterricht  (F  Instruction  primaire  elementaire 
et  superieure).  Der  Elementarunterricht  sollte  Religionslehre 
und  Moral,  Lesen,  Schreiben,  die  Elemente  der  französischen 
Sprache  und  des  Rechnens,  sowie  den  Unterricht  über  das 
gesetzliche  System  der  Masse  und  Gewichte  umfassen.  Der 
höhere  Primärunterricht  erstreckte  sich  ausserdem  noch  auf 
die  Elemente  der  Geometrie  und  ihre  gewöhnlichsten  Anwen- 
dungen; ausserdem  waren  Unterrichtsgegenstände:  Linear- 
zeichnen und  Vermessen,  die  Anfangsgründe  der  Physik  und 
der  Naturgeschichte,  soweit  diese  im  gewöhnlichen  Leben 
anwendbar  sind,  Grundriss  der  Geschichte  und  Gesang.  Es 
wurde  indes  freigestellt,  den  Primärunterricht  nach  Bedürf- 
nis und  den  Mitteln  der  Localität  zu  erweitern.  Bezüglich 
der  Theilnahme  der  Kinder  am  Religionsunterrichte  sollte 
immer  der  Wille  der  Eltern  befragt  und  beachtet  werden. 
Das  Gesetz  machte  ferner  einen  Unterschied  zwischen  Privat- 
und  öffentlichen  Anstalten.  Eine  Privatanstalt  konnte  jeder 
leiten.  Als  Erfordernis  wurde  hingestellt:  das  zurückgelegte 
18.  Lebensjahr,  Nachweis  eines  Zeugnisses  der  Lehrfähigkeit 
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auf  Grund  einer  für  die  Stufe  der  zu  stiftenden  Schule  be- 
standenen Prüfung  und  eines  Sittenzeugnisses  ^  welches  von 
den  Maires  jener  Gemeinden  ausgestellt  werden  muss,  in 
welchen  der  Bewerber  sich  in  den  letzten  3  Jahren  aufge- 
halten hat;  Personen,  welche  irgendwie  entehrende  Strafen 
erhalten  haben,  solche,  welche  wegen  Diebstahl,  Gaunerei, 
Bankrott,  Misbrauch  des  Vertrauens  verurtheilt  worden  sind, 
blieben  von  der  Befugnis,  Schulen  zu  gründen,  ausgeschlossen. 

Die  Eröffnung  einer  Schule,  ohne  den  gesetzlichen  Ver- 
pflichtungen nachgekommen  zu  sein,  wurde  mit  einer  Strafe 
von  50 — 200  Frs.  belegt,  die  Schule  sollte  geschlossen  werden. 
Im  Falle  der  Wiederholung*  erfolgte  2~  4  Wochen  Gefängnis 
und  eine  Geldstrafe  von  2 — 400  Frs. 

Oeffentliche  Primärschulen  sind  diejenigen,  Avelche  ganz 
oder  zum  Theile  von  den  Communen,  den  Departements  oder 
vom  Staate  erhalten  werden.  Jede  Commune  ist  verpflichtet, 
entweder  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  einer  oder  meh- 
reren benachbarten  Ortschaften  wenigstens  eine  Elementar 
schule  zu  unterhalten.  Die  Communen  in  den  Hauptstädten 
eines  Departements  oder  solche,  welche  über  10.000  Seelen 
zählen,  müssen  ausserdem  noch  eine  Primärschule  haben. 
Jedem  Departement  liegt  die  Verpflichtung  ob,  sei  es  allein, 
sei  es  in  Gemeinschaft  mit  mehreren  Departements,  eine 
Primär-Normalschule  zu  haben.  Die  Vereinigung  kann  nur 
durch  eine  königliche  Ordonnanz  gestattet  werden.  Jedem 
Communallehrer  muss  ein  angemessenes,  eingerichtetes  Local 
zu  seiner  Wohnung  und  als  Lehrsaal  für  die  Schüler  ange- 
wiesen werden,  ein  fester  Gehalt  und  zwar  für  eine  Elementar- 
schule nicht  unter  200  Frs.,  für  eine  höhere  Primärschule 
nicht  unter  400  Frs.  In  Ermanglung  von  Stiftungen,  Schen- 
kungen oder  Legaten,  welche  zur  Sicherung  de  s  Locals  oder 
des  Gehaltes  dienen,  hat  der  Municipalrath  die  Mittel  zu  be- 
rathen,  wie  dieselben  aufzubringen  sind.  Im  Falle  die  ge- 
wöhnlichen Gemeindefonds  nicht  hinreichen,  darf  die  Ge- 
meinde eine  ausserordentliche  Steuer  von  zwei  oder  höch- 
stens drei  Cents,  über  den  gewöhnlichen  Satz  der  Grund- 
und  Kopfsteuer  auflegen,  das  fehlende  hat  das  Departemen 
und  im  Nothfalle  der  Staat  zuzuschiessen.     Der  Schullehrer 
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bezieht  ausser  seinem  festen  Gehalt  noch  ein  monatliches 
Schulgeld,  welches  durch  den  öffentlichen  Steuer-Einnehmer 
einzucassieren  ist.  Jene  Kinder  jedoch,  deren  Bedürftigkeit 
von  den  Stadtverordneten  gehörig  bezeugt  ist,  müssen  un- 
entgeltlich zugelassen  werden.  Auch  in  den  höheren  Primär- 
schulen müssen  eine  bestimmte  Anzahl  von  Freistellen  armen 
Schülern,  welche  sich  im  Elementarunterricht  ausgezeichnet 
haben,  vorbehalten  bleiben,  jedoch  hängt  ihre  Zulassung  von 
einem  Concurs  ab.  In  jedem  Departement  wird  eine  Spar- 
casse  für  die  Schule  gestiftet,  wozu  die  Lehrer  den  zwan- 
zigsten Theil  ihres  jährlichen  Einkommens  beizusteuern  haben. 
Der  Lehrer  erhält  bei  seinem  Austritt  aus  dem  Amt  den  gan- 
zen Ertrag  seines  Ersparnisses,  im  Falle  seines  Todes  seine 
Wittwe  oder  seine  Erben.  Die  Privatschullehrer  müssen  die 
von  den  Communallehrern  geforderten  Bedingungen  erfüllen. 
Die  dem  Primärunterricht  vorgesetzte  Behörde  ist  der  Orts- 
schulvorstand,  welcher  bei  jeder  Communalschule  aus  dem 
Maire  oder  seinem  Adjuncten  als  Präsidenten,  dem  Curator  oder 
Pastor  und  einem  oder  mehreren  Notabein  des  Ortes  zu  wählen 
ist.  Wo  die  Einwohner  verschiedenen  Confessionen  angehören, 
ist  der  älteste  Ortspfarrer  und  ein  vom  protestantischen  Con- 
sistorium  zu  wählender  Pastor  in  den  Ortsschulvorstand  auf- 
zunehmen. Mehrere  Schulen  derselben  Gemeinde  dürfen  unter 
demselben  Vorstand  stehen.  Wo  sich  mehrere  Communen 
zur  Errichtung  einer  Schule  vereinigen,  bestellt  der  Kreis- 
vorstand einen  oder  mehrere  Notabein  aus  jeder  derselben  zu 
Mitgliedern  des  besonderen  Vorstandes,  wie  auch  die  Maires 
der  verschiedenen  Gemeinden  Mitglieder  desselben  sind. 

Für  jedes  grössere  Arrondissement  soll  ein  Kreisschul- 
vorstand gebildet  werden  (Comite  d'arrondissement),  dem  die 
Leitung  und  Hebung  des  Primärunterrichtes  im  gesammten 
Kreis  zugewiesen  ist.  Der  Minister  des  öffentlichen  Unter- 
richtes kann  jedoch  je  nach  der  Bevölkerung  und  den  be- 
sonderen Bedürfnissen  der  Localität  in  demselben  Kreis 
mehrere  Schulvorstände  bilden,  deren  Wirkungskreis  sich 
auf  einen  oder  mehrere  Bezirke  erstrecken  kann.  Die  Schul- 
vorstände versammeln  sich  wenigstens  einmal  im  Monat, 
können  aber  auch   in   ausserordentlicher  Weise  von  einem 
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Bevollmächtigten  des  Ministers  zusammen  berufen  werden. 
Zur  Beschlussfähigkeit  gehören  wenigstens  drei  Mitglieder 
bei  dem  Ortsvorstand  und  fünf  bei  den  Kreis  vorständen ;  im 
Falle  gleicher  Stimmenanzahl  entscheidet  das  Votum  des 
Präsidenten.  Der  Ortsschulvorstand  hat  die  Aufsicht  über 
alle  öffentlichen  und  Privatschulen  der  Gemeinde,  er  sorgt 
für  die  Aufrechterhaltung  guter  Ordnung,  für  die  Gesundheit 
der  Locale;  er  versichert  sich,  dass  die  Kinder  der  Armen 
freien  Unterricht  erhalten,  verfasst  die  Listen  aller  Kinder, 
welche  gar  keinen  Unterricht  geniessen  und  hat  die  Pflicht, 
die  Kreisvorstände  mit  den  Bedürfnissen  der  Gemeinde  in 
Bezug  auf  den  Volksunterricht  bekannt  zu  machen. 

Der  Maire  hat  in  dringenden  Fällen  das  Recht,  auf  die 
Klage  des  Ortsvorstandes  die  vorläufige  Absetzung  eines  Schul- 
lehrers zu  bestimmen,  jedoch  muss  er  unverzüglich  dem  Kreis - 
vorstand  davon  Rechenschaft  geben.  Das  Vorschlagsrecht  für 
die  öffentlichen  Schullehrerstellen  hat  der  Stadtrath  (Conseii 
municipal),  jedoch  nach  vorhergegangener  Einholung  des 
Gutachtens  des  Ortsvorstandes. 

Der  Kreis  vorstand  hat  die  Pflicht,  alle  Schulen  seines 
Bezirkes  zu  visitieren  oder  visitieren  zu  lassen.  Er  verfasst 
jährlich  einen  Bericht  an  den  Präfecten  und  unterrichtet  den 
Minister  über  den  Zustand  der  Schulen  in  seinem  Bezirke, 
bringt  die  nöthigen  Verbesserungen  in  Anregung,  ernennt 
die  Lehrer  jedoch  unter  dem  Vorbehalt  der  Bestätigung 
durch  den  Minister.  Er  hat  das  Recht,  im  Falle  dauern- 
der Nachlässigkeit  oder  bedeutender  Fehltritte  von  Seite  des 
Schullehrers  ihn  vor  sich  fordern  zu  lassen,  zu  rügen,  zeit- 
weilig oder  dauernd  zu  entfernen ;  jedoch  hat  der  Lehrer  das 
Recht,  an  den  Minister  zu  appellieren,  indes  muss  das  Ur- 
theil  vorläufig  vollzogen  werden.  Bezüglich  der  Prüfung  der 
Candidaten  für  das  Diplom  der  Lehrfähigkeit  sollen  in  jedem 
Departement  eine  oder  mehrere  Commissionen  sowohl  für  den 
Elementarunterricht  als  auch  für  den  höheren  Primärunter- 
richt eingesetzt  werden.  Dieselbe  Commission  leitet  auch  die 
Eintritts-  und  Abgangsprüfungen  in  den  Normalschulen.  Die 
Mitglieder  werden  vom  Minister  ernannt.  Die  Prüfungen  finden 
öffentlich  statt. 
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Das  Gesetz  Ist  ein  legislativer  Act  von  hervorragender 
Bedeutung,  und  macht  den  Männern,  welche  sich  an  der  Ar- 
beit betheiligt,  der  Regierung,  welche  es  erlassen,  alle  Ehre. 
Der    praktische,    die   Verhältnisse    berücksichtigende    Geist, 
welcher  daraus  spricht,    ist   bewunderungswürdig.     Alle  der 
Gesellschaft  verfügbaren  Kräfte  sollten  an  der  Durchführung 
mitarbeiten,  die  Gemeinden,  die  Departements.    Es  wahrt  dem 
Staate,    was  des  Staates   ist,    ohne  der  individuellen  Bethä- 
tigung  jeden  Spielraum  zu  nehmen.  Dem  Principe  der  Frei- 
heit des   Unterrichtes   und   der  Beaufsichtigung   von   Seiten 
des  Staates   ist  gleichmässig  Rechnung   getragen.     Wol  war 
manches   unberücksichtigt   geblieben,    dessen  Erfüllung  der 
Zukunft  oblag,  aber  der  Grundbau  war  aufgeführt,  der  spä- 
tem Zeit   konnte   der  Ausbau  anheimgestellt  werden,    wenn 
jeder  seine  Schuldigkeit  that.    Mit  Bestimmtheit  spricht  das 
Gesetz  den  Gemeinden   die   Pflicht   zu,   für  den   Elementar- 
unterricht  Sorge   zu  tragen.     Die  Gemeinde   habe   die  Aus- 
gaben zu  tragen,  nur  wenn  die  Mittel  derselben  ungenügend 
sind,  tritt  das  Departement  und  der  Staat  ein.     Das  Gesetz 
sorgt  für  das  Schulhaus,    für  die  Besoldung   und  Heranbil- 
dung  der  Lehrer,    die   Schulaufsicht   ist    in   entsprechender 
Weise  geregelt. 

Trotz  der  Schwierigkeiten,  auf  welche  die  Durchfüh- 
rung eines  jeden  neuen  Gesetzes  stösst,  welches  mit  alther- 
gebrachten Anschauungen,  eingewurzelten  Vorurtheilen  bricht, 
hat  es  sich  im  vollsten  Masse  bewährt  und  seine  praktische 
Wirksamkeit  erprobt.  Und  die  Hindernisse  waren  nicht  un- 
bedeutender Natur.  Der  Eifer  für  eine  bessere  Pflege  des 
Volksschulunterrichtes  musste  erst  in  weitesten  Kreisen  ge- 
weckt und  die  Theilnahme  der  Communen  und  Municipien 
angestachelt  werden.  Es  fehlte  an  Lehrern,  welche  die  Wich- 
tigkeit ihrer  Stellung  vollkommen  begriffen  hätten,  die  Zahl 
jener  war  nicht  klein,  welche  der  neuen  Ordnung  des  Schul- 
wesens Härte  und  Theilnahmslosigkeit  entgegenbrachten. 
Durch  Ermuthigung  und  Unterstützung  musste  die  Central- 
Verwaltung  erst  die  Lehrer  aus  der  Lethargie  emporrütteln, 
wenn  der  Erfolg  nicht  in  Frage  gestellt  werden  sollte.  Da 
das  Gesetz  die  Schulpflicht  der  Kinder  nicht  aussprach^   da 


sich  in  Frankreich  fast  alle  Parteien  gegen  den  Schulzwang 
erklärten,  trotzdem  derselbe  auch  einige  glänzende  Vertreter 
hatte,  so  konnte  erst  die  Zeit  die  wohlthätigen  Intentionen 
der  Regierung  zur  Reife  bringen  und  die  weitere  Verbreitung 
des  Elementarunterrichtes  kommenden  Generationen  vorbe- 
halten bleiben.  Der  Paragraph  21 ,  welcher  den  Ortsschul- 
vorständen zur  Pflicht  macht,  darüber  zu  wachen,  dass  die 
Kinder  armer  Eltern  freien  Unterricht  erhalten,  und  ihnen 
auferlegte,  die  Listen  aller  Kinder,  welche  gar  keinen  Unter- 
richt geniessen,  zu  verfassen,  war  nur  ein  Ersatz  problema- 
tischer Natur  für  den  Abgang  einer  stricten  Bestimmung  des 
Schulzwanges.  Nicht  überall  erfüllten  die  Orts-  und  Kreis- 
schulvorstände ihre  Pflicht,  ja  vielen  fehlten  die  richtigen 
Vorstellungen  über  die  Art  und  Weise  der  Beaufsichtigung. 
„Die  Communal-  und  Kreisschulvorstände",  klagte  noch 
in  den  vierziger  Jahren  einer  der  geistreichsten  Franzosen, 
Emil  de  Girardin,  „leiden  an  demselben  Uebelstande,  dass  sie 
meist  aus  Mitgliedern  bestehen,  welche  weder  Competenz, 
noch  richtige  Kenntnisse  haben,  und  berufen  sind  die  Aus- 
führung von  Methoden  zu  untersuchen,  welche  sie  nicht  ver- 
stehen, über  einen  Lehrer  zu  urtheilen,  welcher  bei  aller  Un- 
wissenheit noch  mehr  weiss,  als  sie."  Man  kann  nicht  be- 
haupten, dass  die  Geistlichkeit  eine  besondere  Thätigkeit, 
an  der  Bildung  der  Massen  mitzuarbeiten,  an  den  Tag  ge- 
legt hätte,  obwol  die  Staatsgewalt  derselben  einen  berechtig- 
ten Einfluss  auf  den  Primärunterricht  eingeräumt  hatte.  „Die 
Geistlichkeit",  sagte  Cousin,  „ist  im  allgemeinen  in  Frank- 
reich gegen  die  Volksbildung  gleichgiltig  und  feindlich  ge- 
sinnt." In  besonderen  Circularen  wurden  die  Lehrer  vom 
Minister  ermahnt,  ein  gutes  Einverständnis  zu  üben.  „Nichts 
wäre  mehr  zu  erstreben  als  Einigkeit  zwischen  dem  Geist- 
lichen und  dem  Schullehrer,  beide  geniessen  moralisches 
Ansehen,  beide  können  sich  verständigen,  um  mit  verschie- 
denen Mitteln  einen  gemeinsamen  Einfluss  auf  die  Kinder 
auszuüben.  Eine  solche  Einigkeit  sei  wol  werth,  dass  man 
für  sie  Opfer  bringe,  und  die  Regierung  erwarte  von  der 
Einsicht  und  Klugheit  der  Lehrer,  dass  sie  gerne  alles,  was 
sich  mit  Ehren  tliun  lässt,  thun  werden,  um  jenes  gute  Ein- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  3 


34 

verstüDclnls  herzustellen,  ohne  welches  alle  Anstrengungen 
für  den  Volksschulunterricht  fruchtlos  wären."  Die  Geistlich- 
keit verharrte  trotz  des  Entgegenkommens  von  Seiten  der 
Regierung  in  ihrer  spröden  Zurückhaltung  und  beschränkte 
sich  auf  die  Schulen  der  Brüder  der  christlichen  Lehre  und 
ähnlicher  Congregationen.  Weil  man  ihr  nicht  die  Schule 
ganz  und  gar  überlieferte,  verzichtete  sie  Decennien  hindui'ch 
auf  jeden  Einfluss  und  überliess  die  Schule  sich  selbst;  Ein- 
busse  erlitten  hat  die  Schule  in  Frankreich  dadurch  nicht, 
wenn  man  auch  bereitwillig  zugestehen  mag,  dass  es  wün- 
schenswerth  gewesen  wäre,  wenn  die  Geistlichkeit  hilfreiche 
Hand  zum  grossen  Werke  der  Volksbildung   geboten  hätte. 

Der  Eifer  der  Minister  erlahmte  nicht;  die  nächsten 
Jahre  brachten  Erläuterungen  und  Erweiterungen  des  Ge- 
setzes vom  J.  1833,  theils  die  Aufsichtsbehörden,  theils  die 
Prüfungscommissionen  betreffend.  Wir  müssen  uns  beschrän- 
ken das  wichtigste  hervorzuheben. 

Zur  Ausführung  des  Art.  25,  welcher  besagte,  dass  es 
in  jedem  Departement  eine  oder  mehrere  Prüfungscommis- 
sionen für  den  Primärunterricht  geben  soll,  wurde  ein  Statut 
am  19.  Juli  1833  erlassen.  Es  bestimmt,  dass  in  jeder  De- 
partements-Hauptstadt eine  Prüfungscommission  für  die  Aspi- 
ranten auf  das  Fähigkeitszeugnis  gegründet  werden  soll;  sie 
wird  alle  drei  Jahre  neugewählt,  doch  sind  die  Mitglieder 
derselben  immer  wieder  wählbar.  Die  Commission  muss  aus 
sieben  Mitgliedern  bestehen,  wovon  drei  nothwendig  Schul- 
männer, Mitglieder  der  Universität,  sein  müssen.  Die  Com- 
missionen  versammeln  sich  zweimal  im  Jahre,  Anfangs  März 
und  im  September.  Ausser  der  im  Hauptort  des  Departements 
zu  bildenden  Prüfungscommission  kann  jedoch  in  jeder  Kreis- 
hauptstadt eine  Untercommission  ausschliesslich  zur  Prüfung 
der  Elementarlehrer  gegründet  werden.  Unter  den  Personen, 
welche  aus  den  Schulmännern  zur  Theilnahme  an  der  Com- 
mission berufen  werden,  muss  ein  Geistlicher  sein. 

Was  die  Fähigkeitszeugnisse  anbelangt,  so  gab  es  deren 
zweierlei:  für  den  Elementarunterricht  und  für  den  höheren 
Primärunterricht.  Jedermann  konnte  sich  diesem  Gesetz  zu- 
folge, auf  den  blossen  Ausweis,  dass  er  das  18.  Lebensjahr 
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zurückgelegt  hat,  bei  einer  Prüfungscommission  melden,  um 
das  Fälligkeitszeugnis  zu  erlangen;  er  hatte  weiter  keine 
Formalität  zu  erfüllen,  als  sich  24  Stunden  vor  der  Prüfung 
einzuschreiben.  Die  Prüfungen  mussten  öffentlich  sein  und 
14  Tage  vorher  durch  öffentlichen  Anschlag  angekündigt 
werden.  Die  Candidaten  für  den  Elementarunterricht  hatten 
folgende  Kenntnisse  nachzuweisen :  Religions-  und  Sittenlehre, 
Katechismus,  biblische  Geschichte  des  alten  und  neuen  Te- 
stamentes, geübtes  Lesen  des  französischen  und  lateinischen 
Druckes,  von  Handschriften  oder  lithographierten  Heften; 
Fähigkeit  des  Schreibens  in  runder  und  Cursivschriffc  in 
kleinen  und  grossen  Buchstaben,  Bekanntschaft  mit  den 
Methoden  des  Unterrichtes  im  Lesen  und  Schreiben,  Ver- 
trautheit mit  den  Elementen  der  französischen  Sprache,  und 
zwar  Grammatik  und  grammatische  Analyse  dictierter  Sätze, 
Orthographie,  die  vier  Rechnungsarten  mit  ganzen  Zahlen 
und  mit  Decimalbrüchen ,  Kenntnis  des  gesetzlichen  Mass- 
und Gewichtssystems,  Elementarkenntnisse  der  Geographie 
und  Geschichte.  —  Von  den  Candidaten  für  den  höheren 
Primärunterricht  wurde  ausserdem  noch  der  Nachweis  fol- 
gender Kenntnisse  gefordert:  Im  Rechnen  die  Proportion, 
die  Regel  de  tri  und  die  Gesellschaftsrechnung,  in  der  Geo- 
metrie die  Lehre  von  den  Winkeln,  Perpendikeln,  Parallelen, 
vom  flachen  Dreieck,  Polygon,  dem  Kreise,  der  Grösse  der 
einfachen  Körper,  Linearzeichnen,  gewöhnliche  Anwendung 
der  Geometrie,  Vermessen  und  Planzeichnen ;  die  physischen 
und  naturwissenschaftlichen  Kenntnisse,  die  im  gewöhnlichen 
Leben  anwendbar  sind,  besondere  Bekanntschaft  mit  den 
einfachsten  Maschinen,  Elemente  der  Geschichte  und  Geo- 
graphie, besonders  der  von  Frankreich,  Himmelskunde,  Ge- 
sang und  Theorie  der  Musik,  endlich  Kenntnis  der  verschie- 
denen Unterrichtsmethoden.  Nach  jeder  Prüfung  geben  die 
Commissäre  ihr  Urtheil  über  jeden  der  angenommenen  Can- 
didaten durch  die  Noten  sehr  gut,  gut  oder  ziemlich  gut  an. 
Unter  dem  9.  December  1833  erliess  Minister  Guizot 
ein  Circular  an  alle  Rectoren  der  Akademien,  worin  er  ihnen 
ihre  Aufgabe  und  ihre  Stellung  ausführlich  verzeichnete. 
„Die  Aufsicht",  heisst  es  daselbst,  „kann  nur  dann  wirksam 
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sein^  wenn  sie  sich  auf  feste  Principien,  auf  genaue  be- 
stimmte Massnahmen  berufen  kann,  deren  strenge  Ausfüh- 
ining  sie  zum  Ziele  habe."  Es  sei  deshalb  noth wendig,  dass 
jede  Schule  ihren  Plan,  ihr  Reglement  hat,  worin  die  Dauer 
der  Schulzeit,  die  Stunden  des  Eintrittes  in  den  verschie- 
denen Jahreszeiten,  die  Ferientage  u.  s.  w.  festgesetzt  werden. 
Eine  oftmalige  Inspicierung  der  Schule  von  Seiten  des  Kreis- 
comit6s  sei  nothwendig.  Die  Kreiscomites  haben  Erkun- 
digungen über  das  Verhalten  der  Lehrer,  über  ihren  Eifer 
in  der  Amtserfüllung,  über  ihre  Befähigung  und  Kenntnisse, 
über  ihre  Beziehung  zu  den  Schülern,  zu  den  Eltern  und 
Ortsbehörden  einzuziehen,  sie  haben  die  Aufgabe,  sich  von 
der  Ausdehnung  und  Behandlung  des  Unterrichtes  zu  über- 
zeugen. Sie  sollen  mit  aller  möglichen  Vorsicht  und  Scho- 
nung verfahren,  zugleich  aber  auch  nöthigenfalls  mit  Ernst 
von  dem  ihnen  zugetheilten  Recht  Gebrauch  machen.  —  Be- 
sondere Inspectoren  sollten  in  jedem  Departement  über  den 
Primärunterricht  die  Aufsicht  führen.  Das  Aufsichtsrecht  er- 
streckt sich  auf  alle  Primäranstalten  mit  Einschluss  der 
Kleinkinderschulen  und  der  Schulen  für  Erwachsene.  Sie 
werden  auf  Vorschlag  des  Studienrathes  vom  Minister  er- 
nannt. Niemand  kann  dazu  berufen  werden,  wenn  er  nicht 
in  einem  College  angestellt  gewesen,  oder  fünf  Jahre  hin- 
durch am  Primärunterrichte,  sei  es  als  Lehrer,  sei  es  als 
Mitglied  eines  Vorstandes  mit  Auszeichnung  Theil  genommen 
hat.  Die  Wirksamkeit  der  Primärinspectoren  wurde  durch 
ein  besonderes  Statut  des  hohen  Studienrathes  geregelt.  In 
ausgedehnten  Departements  wurden  noch  Unterinspectoren 
den  wirklichen  Inspectoren  beigegeben.  Schliesslich  wurden 
zwei  Oberinspectoren  für  den  Primärunterricht  ernannt. 

Der  höhere  Primär  unter  rieht  (1' instruction  pri- 
maire  superieure)  sollte  nach  dem  Gesetze  eine  Anzahl  Lehr- 
gegenstände umfassen,  welche  dem  Bedürfnisse  nach  höherer 
Bildung,  als  die  Volksschule  zu  bieten  vermag,  Rechnung 
tragen  sollten,  und  die  Bestimmung,  dass  bei  dem  Lehrplane 
die  Bedürfnisse  und  die  Mittel  der  Commune  berücksichtigt 
werden  sollen,  war  eine  ganz  angemessene.  Man  beabsich- 
tigte   für    Frankreich    eine   Anzahl  jener    Lehranstnlten    zu 
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schaffen,  wie  sie  Deutschland  in  den  sogenannten  Büiger- 
schulen  oder  in  den  Realschulen  besass.  Die  Gründung  der- 
artiger Schulen  wurde  den  Städten  von  6000  Einwohnern 
auferlegt.  Allein  die  Opferwilligkeit  der  Gemeinden  erwies 
sich  hier  nicht  in  glänzender  Weise  und  der  Mangel  an 
tüchtigen  Lehrern  hemmte  jeden  Aufschwung.  Im  Jahre  1837 
gab  es  97  höhere  Primärschulen,  im  Jahre  1843  161;  viele 
Gemeinden,  welche  das  Gesetz  zur  Gründung  von  höheren 
Primärschulen  verpflichtete,  kamen  meist  aus  Mangel  an 
Geldmitteln  der  Aufforderung  nicht  nach.  Dagegen  grün- 
deten 103  Gemeinden  aus  freien  Stücken  derartige  Lehr- 
anstalten, hiezu  kamen  1841  noch  191  von  Privaten  gegrün- 
dete und  geleitete  Schulen.  Alle  diese  ecoles  primaires  su- 
perieures  wurden  1841  von  15.285  Schülern  besucht.  Eine 
stricte  Norm  wurde  nicht  eingehalten,  die  Anzahl  der  Jahre 
und  Curse  sowie  die  Lehrgegenstände  waren  nirgends  die 
gleichen.  Nur  bei  etwa  der  Hälfte  der  Lehranstalten  war 
die  Schulzeit  auf  drei  Jahre  festgesetzt.  Die  Lehrfächer 
waren  in  den  ausgebildetsten  Schulen:  Französische  Sprache, 
Geschichte  und  Geographie,  Geometrie  und  Feldmessen,  Li- 
nearzeiclmen,  Naturgeschichte,  Chemie,  Physik,  Buchführung, 
Englisch  und  Deutsch,  natürlich  in  grösserer  oder  geringerer 
Ausdehnung.  Man  erwartete  viel  von  ihnen,  sie  leisteten  wenig, 
die  öffentliche  Meinung  entschied  gegen  sie  und  am  Ende  der 
vierziger  Jahre  schrumpfte  die  Zahl  der  Schulen  und  Schüler 
zusammen. 

Theils  dieselben,  theils  höhere  Ziele  verfolgte  jene  Classe 
der  Colleges  communaux,  welche  überwiegend  die  realistischen 
Fächer  in  ihren  Lehrplan  aufnahmen  und  dem  Latein  keine 
oder  nur  eine  verhältnismässig  geringe  Ausdehnung  gaben.  Es 
wiederholte  sich  bei  dieser  Gattung  von  Schulen  das  Schau- 
spiel, welches  wir  auch  in  Deutschland  erlebten,  dass  man 
aus  ihnen  alles  machen  wollte,  Gewerbe-,  Handwerk-  und 
Kunstschulen,  und  dass  man  die  mannigfachsten  Lehrfächer 
aufnahm,  um  nur  den  verschiedensten  liichtungen  Rechnung 
zu  tragen,  die  mannigfachsten  Anforderungen  zu  befriedigen. 
Die  ernsten  Bestrebungen  tüchtiger  Schulmänner,  welche  sich 
redlich  abmühten  ihnen  den  Charakter  von  allgemeinen  Bil- 
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dungsanstalten  für  den  Mittelstand  zu  geben,  drangen  leider 
nui'  selten  durch.  So  waren  und  blieben  sie  Zwitteranstalten. 

Eine  grosse  Lücke  im  französischen  Unterrichtssystem 
war  nur  unvollständig  ausgefüllt  worden,  Mittelschulen  für 
jene  grosse  Classe,  welche  ohne  gelehrte  Bildung  zu  bedürfen 
sich  praktischen  Berufszweigen  zuwendet,  waren  nur  in  ge- 
ringer Anzahl  vorhanden.  Man  hat  diesen  Mangel  wohl  ge- 
fühlt, mancherlei  Palliativmittel  angewendet,  dem  Bedürfnisse 
nach  ähnlichen  Unterrichtsanstalten,  wie  die  deutschen  Real- 
schulen, abzuhelfen ;  zu  einer  rationellen  allen  Anforderungen 
entsprechenden  Organisation  kam  es,  wie  wir  gesehen,  nicht. 
Das  im  J.  1840  von  Cousin,  dem  damaligen  Unterrichts- 
minister, erlassene  Reglement,  bestimmte  wol,  dass  nach  den 
unteren  Classen  der  Collegien  für  jene  Schüler,  welche  keinen 
Beruf  zur  Fortsetzung  der  classischen  Studien  haben,  ein  be- 
sonderer ein-  bis  zweijähriger  Cursus  eingeführt  werden  sollte, 
nämlich  die  Classe  der  Mathematiques  616mentaires,  auch  Rh6- 
torique  fran9aise  genannt,  und  die  Classe  der  Math6m.  spe- 
ciales, womit  ein  Cursus  der  Philosophie  verbunden  werden 
könne.  Die  Gegenstände,  welche  in  diesen  beiden  Jahrgängen 
gelehrt  wurden,  waren  sämmtlich  facultativ,  der  Schüler  wählte 
sich  jene  aus,  welche  er  für  seinen  Zweck  am  meisten  zu  be- 
nöthigen  glaubte.  So  beschäftigten  sich  jene  Schüler,  welche 
später  in  den  staatlichen  Specialschulen  Aufnahme  finden  woll- 
ten, bloss  mit  den  exacten  Wissenschaften,  ohne  die  Lücken 
ihrer  humanistischen  Bildung,  welche  doch  gewiss  sehr  man- 
gelhaft sein  musste,  irgendwie  auszufällen,  andere  Hessen  Na- 
turwissenschaften oder  einzelne  Zweige  derselben  bei  Seite, 
um  sich  im  Französischen,  Grammatik  und  Stilistik  zu  ver- 
vollkommnen, wenn  sie  die  Absicht  hatten  der  commerciel- 
len  Laufbahn  sich  zuzuwenden.  Der  Vortheil,  welchen  ein 
gut  geleiteter,  zweckmässig  organisierter  Unterricht  in  diesen 
zwei  Classen  möglicherweise  hätte  bringen  können,  gieng 
durch  die  facultative  Freiheit  in  die  Brüche. 

An  manchen  Lehranstalten  suchte  man  durch  Annex- 
schulen (ecoles  annexes),  welche  mit  den  Collegien  nur 
wenige  Unterrichtsgegenstände  gemein  hatten,  dem  Mangel 
an  Realschulen  abzuhelfen.  So  in  Ronen,  Versailles,  Marseille, 
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Metz,  Caen,  Douai,  Angers,  Montpellier,  Rennes,  Brest,  Lorient, 
Cherbourg.  An  anderen  Orten  suchte  man  in  besonderen  Vor- 
bereitungsschulen für  spätere  Specialcurse  vorzubilden.  In 
La  Rochette  gründete  man  eine  besondere  Vorbereitungsschule 
für  SchifFfahrt  und  Handel,  woraus  sich  eine  Vorschule  für 
Militär-  und  Seeschulen  entwickelte. 

Indes  auch  in  Regierungskreisen  brach  sich  die  Ueber- 
zeugung  bald  Bahn,  dass  das  Reglement  vom  J.  1840  nur 
unvollständig  seinen  Zweck  erreiche.  Der  Minister  Salvandy 
beauftragte  1846  den  Decan  der  Facultät  der  Wissenschaften 
über  den  scientifischen  Unterricht  ein  Gutachten  abzugeben. 
Die  Facultät  übergab  einer  aus  den  Professoren  Pouillet, 
Poncelet,  Milne-Edwards ,  Leverrier  und  Dumas  zusammen- 
gesetzten Commission  die  Untersuchung  der  Frage,  in  wie- 
fern der  scientifische  Unterricht  genüge  und  welche  Aen- 
derungen  zu  treffen  seien.  Der  Bericht  ist  ein  eingehender, 
legt  die  Mängel  des  bestehenden  Unterrichtssystemes  in  klarer, 
präciser  Weise  bloss,  und  macht  eine  Anzahl  recht  beachtens- 
werther  Vorschläge  *).  Noch  ehe  der  Minister  das  Votum 
der  Facultät  in  Händen  hatte,  erschien  eine  Ordonnanz  vom 
5.  März,  welche  in  ihrem  zweiten  Theile  (Art.  7  und  8)  dem 
scientifischen  Unterrichte  gerecht  zu  werden  suchte.  Vom 
J.  1847/48  an  sollte  nach  und  nach  in  den  königl.  und  Com- 
munalcollegien  ein  vom  literarischen  Unterricht  getrennter, 
mit  ihm  jedoch  gleichlaufender  Unterricht  eingerichtet  werden, 
wozu  die  Schüler  auf  elterlichen  Wunsch  nach  der  Quatri^me 
zugelassen  werden  sollten.  Dieser  Unterricht  sollte  drei  Jahre 
umfassen  und  sich  auf  folgende  Lehrgegenstände  beschrän- 
ken :  im  ersten  Jahre  Mathematik,  Physik  und  Chemie,  phy- 
sische Geographie,  Linearzeichnen,  Latein,  Geschichte  und 
Geographie,  lebende  Sprachen ;  im  zweiten  Jahre  Mathematik, 
Physik  und  Chemie,  Mechanik,  Naturgeschichte,  Latein,  fran- 


*)  Rapport  sur  l'^tat  actuel  de  Tenseignement  scientifique  dans  les 
coll(5ges,  les  ecoles  interraediaires  et  les  ecoles  primaires  adresse  k  M.  le 
Ministre  de  rinstructioii  publique  par  la  facult^  des  Sciences  de  Paris  1847. 
8".  63  S.,  eine  Kritik  und  Analyse  des  Rapports  bei  Pomp^e:  Etudes  de 
Teducation  professionelle  en  France.  Paris  1863.  S.  185  ff. 
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zösischc  Literatur,  Geschichte  und  Geographie,  Zeichnen, 
lebende  Sprachen;  im  dritten  Jahre  Mathematik,  descriptive 
Geometrie,  Physik  und  Chemie,  Maschinenkunde,  Natur- 
geschichte, Zeichnen,  französische  Rhetorik,  Ucbersetzung, 
Analyse  und  Aufsätze,  lebende  Sprachen.  Es  kann  im  dritten 
Jahre  auch  gelehrt  werden:  Rechnungsführung,  Handelsrecht 
und  agricole  Oekonomie.  Dieselbe  Ordonnanz  bestimmte  be- 
züglich des  wissenschaftlichen  Unterrichtes  (Art.  10  und  11): 
Die  Schüler,  welche  den  ganzen  classischen  Cursus  oder  den 
des  Specialunterriches  zurückgelegt  haben,  können  je  nach 
dem  Grade  ihrer  erworbenen  Kenntnisse  entweder  in  den 
Cursus  der  Mathematiques  elementaires  oder  in  den  der  Ma- 
thematiques  speciales  eintreten,  welcher  letztere  den  Namen 
Mathematiques  superieures  führen  soll.  Der  erste  Cursus  ist 
in  allen  CoUegien  beizubehalten,  der  letzte  kann  in  den  Col- 
legien  zweiter  und  dritter  Classe,  wo  er  in  den  letzten  fünf 
Jahren  nicht  wenigstens  zehn  T heiin ehmer  gefunden  hat, 
aufgehoben  werden.  Dem  Minister  blieb  es  noch  vorbehalten 
ein  ausführliches  Programm  für  den  ersten  Jahrgang  am 
22.  September  1847  zu  veröffentlichen.  Die  Revolution  hatte 
den  Rücktritt  Salvandy's  zur  Folge  und  das  zweite  Studien- 
jahr des  Specialunterrichtes  wurde  durch  eine  Verordnung 
Vaulabelle's  vom  7.  October  1848,  das  dritte  durch  Lanjuinais 
am  7.  October  1849  geregelt.  —  Von  diesen  Veränderungen 
abgesehen  wurde  an  dem  Secundärunterricht  wenig  gerüttelt. 
Man  gruppierte  zwar  bisweilen  die  Lehrgegenstände  in  an- 
derer Weise,  traf  Bestimmungen  über  die  Vertheilung  des 
historischen  und  geographischen  Unterrichtes,  erliess  Normen 
über  den  philosophischen  Cursus,  worauf  man  grosse  Stücke 
hielt;  die  Methode  blieb  im  Wechsel  der  Ziele  dieselbe,  der 
Charakter  der  Lehranstalten,  Pensionat  und  Unterrichts- 
anstalt zu  gleicher  Zeit,  wurde  intact  gelassen.  Jene  Verord- 
nungen, welche  unter  der  Herrschaft  Napoleons  und  Lud- 
wigs XVni.  bezüglich  der  Verwaltung  und  der  Stellung  des 
Lehrerpersonals  erlassen  wurden,  erfuhren  wol  einige  Aen- 
derungen,  aus  denen  die  Sucht  zu  reglementieren  imd  re- 
organisieren hervorleuchtet,  ohne  jedoch  den  gesammten  Bau 
des  Verwaltungs-  und  Unterrichtssystems    irgendwie    umzu- 
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gestalten.  Alle  Enqueten,  Reiseberichte  hervorragender  Männer^ 
welche  zum  Studium  fremder  Lehranstalten  auf  Kosten  der  Re- 
gierung ausgesendet  wurden,  haben  in  dieser  Beziehung  wenig 
Früchte  getragen.  Die  Classen  der  Schüler,  Interne  und  Ex- 
terne, unter  jenen  Pensionäre  der  Regierung  und  der  Gemein- 
den, sind  geblieben. 

Das  Statut  vom  4.  September  1821  hat  alle  die  für  die 
C  o  1 1  e  g  i  e  n  Frankreichs  giltigen  Normen  zusammengefasst 
und  ergänzt  und  bildet  bis  auf  die  Gegenwart  mit  theil weise 
mehr  oder  minder  wichtigen  Modificationen  die  Grundlage  des 
Secundärunterrichtes.  Es  umfasst  die  ökonomischen  Verhält- 
nisse der  Anstalten,  ihre  Administration  und  Disciplin  *).  An 
der  Spitze  der  Anstalt  steht  der  Provisor,  welcher  für  die  ge- 
sammte  Verwaltung  und  Leitung  verantwortlich  ist.  Er  hat, 
heisst  es  in  dem  Statute  von  1821  (Art.  3 — 12),  die  unmittel- 
bare Aufsicht  über  alles,  was  die  Religion,  die  Sitten,  die  Ord- 
nung und  die  Studien  betrifft.  Zu  seinen  Pflichten  gehört  es, 
täglich  zweimal  Besuche  im  Krankensal  zu  machen,  ebenso 
im  Speisesal  während  der  Mahlzeiten,  um  sich  zu  überzeugen, 
ob  die  Zöglinge  gute  Nahrung  erhalten.  Er  hat  den  Lehr- 
stunden beizuwohnen,  das  Tagebuch  einer  jeden  Classe  durch- 
zusehen und  die  Schüler  vor  sich  zu  eitleren,  welche  eine  be- 
sondere Rüge  verdient  haben.  In  der  allmonatlich  am  ersten 
Montag  abzuhaltenden  Conferenz  bespricht  er  mit  den  Leh- 
rern die  Bedürfnisse  der  Anstalt.  Den  Eltern  werden  über 
sittliche  Aufführung  und  Fortgang  ihrer  Kinder  Censuren  zu- 
geschickt. Er  wohnt  von  Zeit  zu  Zeit  mit  dem  Censor  den 
Vorlesungen  bei.  Am  Ende  eines  jeden  Semesters  erstattet 
er  an  den  akademischen  Rath  Bericht  über  den  Gang  und 
Fortschritt  der  Studien  an  der  Anstalt  überhaupt,  sowie  über 
jeden  Schüler  insbesondere.  Dem  Provisor  ist  der  Censor  und 
der  Oekonom  untergeordnet.  Erster  er  hat  die  Studien  und  die 
Disciplin  zu  beaufsichtigen,  an  ihn  haben  sich  alle  Lehrer  zu 
wenden  und  dm'ch  ihn  steht  der  Lehrkörper  mit  dem  Provisor, 
den  er  auch  zu  vertreten  hat,  in  Verbindung.  Der  Censor  ist 


*)    Code  Universitaire  par  A.   Kendu.    3.  edit.    Paris  1846.    p.  130 
und  439. 
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unstreitig  die  beschäftigste  Person  in  der  Lehrer  -  Hierarchie 
eines  Collegiums.  Der  Censor  beaufsichtigt  das  Aufstehen  und 
Schlafengehen  der  Schüler,  den  Eintritt  und  das  Verlassen  der 
Classen,  die  Mahlzeiten,  die  Spaziergänge  und  das  Spiel.  Die 
Bibliothek  und  die  anderen  Sammlungen  sind  ihm  unterstellt. 
Die  gesammte  Disciplin  ausserhalb  der  Schulclassen  hat  er 
aufrecht  zu  erhalten;  er  empfängt  jeden  Abend  die  maitres 
d'^tudes  und  tibergibt  dem  Provisor  die  Noten  über  die  Zög- 
linge der  Anstalt,  welche  in  die  Journale  eingetragen  sind; 
ein  Resum6  der  wöchentlichen  Leistungen  der  Schüler,  sowie 
Berichte  über  die  sittliche  Führung  derselben  müssen  jeden  Se- 
mester erstattet  werden.  Der  dritte  Verwaltungsbeamte  ist  der 
Oekonom,  welcher  für  die  Einnahmen  verantwortlich  ist.  Das 
Mobiliar,  das  ganze  Besitzthum  der  Anstalt  stehen  unter  seiner 
Aufsicht,  er  hat  die  Ausführung  aller  Finanzoperationen  auf 
Befehl  des  Provisors  durchzuführen,  da  dieser  auch  die  finan- 
zielle Verwaltung  zu  tiberwachen  hat.  Der  Almosenier  oder 
Beichtvater  hat  die  geistliche  Leitung  der  Schulen.  Er  hat 
eine  gleiche  Rangstufe  mit  dem  Censor  oder  den  Professoren 
der  ersten  Classe.  Die  Ernennung  erfolgt  auf  Vorschlag  des 
Provisors  und  Rectors  der  Akademie  nach  Einholung  des  Gut- 
achtens des  Bischofs  der  Diöcese  vom  Minister.  An  jedem  In- 
ternencollegium  ist  auch  für  ärztliche  Hilfe  Sorge  getragen. 
Den  wissenschaftlichen  Unterricht  leiten  ordentliche  Pro- 
fessoren (Professeurs  titulaires),  deren  Anzahl  ebenso  gross  ist, 
als  die  Zahl  der  Classen.  Ausserdem  gibt  es  aber  auch  bei 
stark  besuchten  Anstalten  eine  Anzahl  ausserordentlicher  Pro- 
fessoren (Professeurs  adjoints),  welche  den  ordentlichen  zwar 
dem  Range  nach  gleichgestellt  sind,  aber  nicht  an  Gehalt- 
Das  Classen  System  war  in  Frankreich  ebenso  wie  in  Oester- 
reicli  auf  das  consequenteste  durchgeführt,  und  zwar  hatte 
der  Classenprofessor  den  gesammten  literarischen  Unterricht 
zu  leiten,  nur  für  den  Geschichtsunterricht  und  die  exacten 
Wissenschaften  gab  es  besondere  Professoren,  welche  in  allen 
Classen  lehrten,  ebenso  auch  Lehrer  für  die  neuen  Sprachen 
und  die  Kunstfertigkeiten  (Maitres  des  langues  et  Maitres  des 
arts  d'agrement),  die  Professoren  waren  verhalten  nicht  bloss 
den  wissenschaftlichen  Unterricht  zu  leiten,  sondern  auch  jede 
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Gelegenheit  zu  benutzen^  um  den  Schülern  ihre  Pflichten  gegen 
Gott  und  Eltern,  gegen  den  König  und  das  Vaterland  vorzu- 
halten. Jeden  Sonnabend  tibergibt  der  Professor  dem  Censor 
die  Noten  über  Fortgang  und  moralische  Führung  der  Schüler. 
Ihre  Vorlesungen  sind  sie  im  Amtskleide  zu  halten  verpflichtet 
(en  robe).  Unverheiratete  oder  Wittwer  sollen,  so  weit  es  thun- 
lich,  im  College  wohnen.  Kein  Professor  darf  ein  Pensionat 
besitzen,  nur  ein  oder  zwei  Pensionäre  zu  halten  ist  ihm  ge- 
stattet (Stat.  1821,  26—33). 

An  jedem  Lyceum  sind  eine  Anzahl  Männer  angestellt, 
welche  die  Professoren  im  Verhinderungsfall  zu  vertreten  be- 
stimmt sind  (agr^g^s);  Studienleiter  (maitres  d'etudcs)  über- 
nehmen die  Zöglinge  ausserhalb  den  Unterrichtsstunden.  Täg- 
lich übergeben  sie  ihre  Bemerkungen  über  die  ihnen  anver- 
traute Jugend  dem  Censor,  jeden  Sonnabend  ein  Resume  über 
die  Woche.  Sie  haben  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Ar- 
beiten von  den  Schülern  verfertigt  werden,  unterstützen  sie 
und  wiederholen  mit  ihnen.  Sie  speisen  mit  den  Zöglingen, 
führen  sie  spazieren  u.  s.  w.  Die  Zahl  der  maitres  d'etudes 
schwankte.  Nach  dem  Statut  vom  J.  1814  sollten  40  —  50 
Schüler  unter  einem  maitre  d'etude  stehen,  später  1824  kam 
man  auf  die  Bestimmung  vom  J.  1809  zurück  und  über- 
wies ihnen  bloss  je  25  (Regl.  5.  Aug.  1828  und  Ordonnanz 
26.  März  1829). 

Die  französischen  Colleges  bestanden  aus  folgenden 
Classen:  Die  Classe  Philosophie,  die  drei  humanistischen 
Classen  (Rhetorik,  Seconde  und  Troisi^me)  und  die  drei 
grammatischen  Classen  (quatrieme,  cinquieme  und  sixi^me); 
ausserdem  noch  an  den  meisten  königl.  Collegien  zwei  bis 
drei  Vorbereitungs-  oder  Elementarclassen  (septi^me,  hui- 
tieme,  neuviöme). 

Das  vorschriftsmässige  Alter  war  früher  auf  neun,  später 
auf  acht  Jahre  festgesetzt,  als  Vorkenntnis  wurde  lesen  und 
schreiben  gefordert.  Die  Aufnahme  externer  Schüler  konnte 
vom  Provisor  verweigert  werden.  Sämmtliche  Schüler  der  un- 
teren Classen  wurden  behufs  besonderer  Beaufsichtigung  in  drei 
Classen  eingetheilt.  Das  Leben  in  einem  College  ist  genau  ge- 
regelt. Man  steht  zur  bestimmten  Stunden  auf  und  legt  sich 
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pünctlicli  nieder,  man  speist  auf  die  Minute,  man  erholt  sich  in 
der  eigens  dazu  bestimmten  Stunde.  Hieran  wurde  auch  nichts 
geändert.    Die  Einthcilung  des  Tages   ist  an  fast  allen  Pen- 
sionen dieselbe.    Der  Donnerstag  ist  halb  frei,  d.  h.  von  10 
bis  12   sind   sonst  Arbeitsstunden,    am  Donnerstag  religiöse 
Conferenzen,  von  1  Vi — 4  '/^  anstatt  Arbeitsstunden  und  Nach- 
mittagsclasse  ein  gemeinschaftlicher  Spaziergang.   Im  J.  1830 
feierten   der  Tambour,    der   Sergeant    und  die    militärischen 
Uebungen   in  den  Colleges   ihre  Auferstehung;    man   kehrte 
zu  den  napoleonischen  Einrichtungen  zurück  (arrete  30  Nov. 
1830).  Die  externen  Zöglinge  durften  keine  Uniform  tragen. 
Die  Strafen  bestehen  in  Strafarbeiten,  Verlust  der  Freistun- 
den,   einer  Schüssel   beim  Mittagsessen,    des  Spazierganges, 
des  Sonntagsbesuches  bei  den  Eltern,  Arrest  mit  Strafarbeiten, 
Verlust  der  Ferien,  Ausstossung  aus  der  Anstalt.     Das  Ab- 
schreiben spielte  bei  Strafarbeiten  eine  grosse  Rolle;  es  war 
alles  genau  taxiert,  schlechte  Arbeiten,  Nichtwissen  des  Lehr- 
pensums, Plaudern,  sich  prügeln  wurde  je  nachdem  mit  100 
bis  1000  Linien,  ja  sogar  mit  10.000  Linien  gebüsst.    Gegen 
den  Misbrauch,  dass  Schüler,  welche  eine  grosse  Strafarbeit, 
z.  B.   10.000  Linien  erhielten   und  nicht  eher   in  die  Classe 
kommen  durften,  bis  sie  fertig  sind,  schritt  eine  Verordnung 
vom  J.  1835  ein  (arrete  27.  Januar).  Unter  den  Belohnungen 
figurierten  in  den  verschiedenen  hiefür  erlassenen  Reglements : 
die  günstigen  Censuren,  die  Ehrentafel,  die  Ehrenbank,  Preise 
am  Ende  des  ersten  Semesters  und  am  Schlüsse  des  Jahres 
Letzteres  findet  Mitte  August  vor  den  Eltern  und  eingelade- 
nen Gästen  unter  Trompeten-  und  Paukenschall  statt    An  dem 
sogenannten  grossen  Concurs  nehmen  die  besten  Schüler  von 
acht  Pariser  Anstalten   Theil;    es   gilt  als  die   höchste  Ehre 
einen  Preis  oder  ein  Accessit  davonzutragen.  Auf  die  Nach- 
theile  dieser    Concursc   hat  Hahn   in   treffender  Weise  hin- 
gewiesen *). 

Der  Unterricht  in  den  Elementarclassen  beschränkte 
sich  auf  heilige  Gescliichte,  lateinische  und  französische  Gram- 
matik, Geographie,  Arithmetik  und  Schreiben.  Jeden  Morgen 


*)  Vgl.  Hahn  S.  367  ff. 
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eine  Lection  in  der  französischen  Grammatik,  um  die  Schüler 
mit  der  grammatischen  und  logischen  Analyse  bekannt  zu 
machen,  hierauf  eine  lateinische  Lection  in  der  lateinischen 
Grammatik,  und  zwar  Declination,  Conjugation  und  die  Haupt- 
regeln der  Syntax ;  in  Phrasen  und  Sprüchen  die  wichtigsten 
Worte,  ihre  Bedeutung  u.  s.  w.;  vorhergieng  das  Aufsagen 
von  memorierten  Vocabeln,  welche  sodann  zu  mündlichen 
und  schriftlichen  Uebersetzungen  in  der  lateinischen  Sprache 
benützt  werden,  so  dass  die  Schüler  nach  Beendigung  des 
Elementarcurses  mit  den  am  häufigsten  vorkommenden  Wor- 
ten und  mit  den  wichtigsten  Idiotismen  bekannt  wurden.  In 
den  Nachmittagsstunden  wurde  täglich  Geographie  gelehrt, 
ferner  schriftliche  Arbeiten  über  die  Vormittags  abgehandel- 
ten Partien  der  lateinischen  Grammatik. 

Der  literarische  Unterricht  (enseignement  des  lettres) 
umfasste  von  sixieme  an  Lesung  lateinischer,  griechischer 
und  französischer  Texte,  allgemeine  Geschichte  in  Verbin- 
dung mit  Geographie,  Mythologie,  die  elementaren  Kennt- 
nisse griechischer  und  römischer  Alterthümer  und  die  Ele- 
mente der  Naturwissenschaften.  —  Der  Unterricht  in  den 
classischen  Sprachen,  ferner  im  Französischen  war  folgender- 
massen  nach  dem  Statut  von  1821  vertheilt:  sechste  Classe: 
Selecta  e  profanis  scriptoribus  oder  de  viris  illustribus  urbis 
Romae,  Fabeln  von  Phädrus,  Lafontaine;  fünfte  Classe:  Er- 
klärung von  Justinus  und  Cornelius  Nepos,  eine  Auswahl 
ciceronianischer  Briefe,  griechische  Formenlehre,  im  zweiten 
Semester  Aesops  Fabeln ;  vierte  Classe :  Auswahl  von  Curtius, 
Livius,  Ciceros  Abhandlungen  de  amicitia  et  de  senectute, 
Auswahl  der  Gespräche  Lucians  und  die  Cyropädie,  Virgils 
Eclogen  und  Bücher  vom  Landbau,  Ovids  Metamorphosen; 
dritte  Classe :  Sallust,  Tacitus,  Auswahl  lateinischer  und  grie- 
chischer Moralisten,  Aeneide  und  Iliade;  zweite  Classe:  Ci- 
ceros Reden,  Horaz,  Aeneide  und  Iliade;  erste  Classe  oder 
Rhetorik :  Conciones  e  veteribus  historicis  excerptae,  Ciceros 
Reden,  Demosthenes,  Conciones  poeticae  und  griechische  Tra- 
giker, Vorträge  über  Rhetorik  und  Stylarten,  Memorieren  von 
Stücken  lateinischer  und  französischer  Beredsamkeit. 

Hieran  wurden  mehrere  Veränderungen  vorgenommen, 
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Wii-  geben  zur  Vergleichung  den  Studienplan  vom  Jahre 
1846/47.  In  den  Elementarclassen  französische  und  lateinische 
Grammatik;  Epitome  historiae  sacrae  —  Epitome  historiae 
graecae  —  de  viris  illustribus  urbis  Romae  —  Appendix  de 
Diis  et  Heroibus,  Fen^lons  und  Lafontaines  Fabeln;  in 
sixi^me:  französische,  lateinische  und  griechische  Grammatik, 
Selecta  e  profanis  scriptoribus ,  Cornelius  Nepos,  Phädrus, 
Aesop,  Aelian,  Fleury  Moeurs  des  Israelites  et  des  chretiens, 
Fenelon  Morceaux  choisis,  Lafontaine;  in  cinquieme:  latei- 
nische und  griechische  Grammatik,  Selecta  e  profanis  scrip- 
toribus, Justinus,  Curtius,  Chrestomathie  aus  Cicero,  Ovid, 
Lucians  Dialoge,  Xenophons  Cyropädie  und  Anabasis,  Fe- 
nelon, Racine;  in  quatri^me:  Neues  Testament  (Griechisch), 
Gradus  ad  Parnassum,  Prosodie,  lateinische  und  griechische 
Grammatik,  Curtius,  Caesar  de  hello  gallico,  Cicero  pro 
Archia,  pro  Marcello,  de  amicitia,  de  senectute,  Ovids  Meta- 
morphosen, Virgils  Eclogen  und  Aeneide,  Plutarch,  Isokrates, 
Babrius,  Fenelon,  Voltaire,  Racine;  in  troisi^me:  Neues  Te- 
stament (Griechisch),  lateinische  Prosodie,  griechische  Accent- 
lehre,  Sallust,  Cicero  de  signis,  de  officiis,  in  Catilinam,  Vir- 
gils Georgica  und  Aeneide,  Terenz,  Plutarch,  Xenophons 
Memorabilia,  Reden  der  griechischen  Kirchenväter,  Homers 
Iliade,  Vertot,  Massillon,  Boileau;  in  Seconde:  Narrationes 
excerptae  e  latinis  scriptoribus,  Cicero  Somnium  Scipionis, 
Tuscul.  Quaest.,  Orator,  Tacitus  Orator,  Agricola  und  Histo- 
riae, Plinius,  Virgil,  Horatius,  Plato,  Demosthenes,  Reden  aus 
Herodot,  Homer,  Euripides  (Hecuba,  Hippolyt,  Iphigenia), 
Fenelon,  Montesquieu,  Bossuet,  Buffon,  Boileau,  Rousseau, 
Racine;  in  der  Rhetorik:  Reden  aus  lateinischen  Schriftstel- 
lern, Cicero  pro  Milone,  Brutus,  de  oratore,  Tacitus  Annales 
und  Germania,  Reden  aus  Herodot,  Demosthenes,  Aeschines, 
Horaz,  Virgil,  Lucian,  Homer,  Pindar,  Theocrit,  Aeschylus, 
Sophokles,  Buffon,  Fenelon,  Bossuet,  Labruyere,  Pascal,  Vol- 
taire, Corneille,  Racine,  Moliere. 

Genauere  Bestimmungen  über  den  geschichtlichen  Un- 
terricht erfolgten  seit  1818.  Ein  eigener  Professor  wurde  für 
Geographie  und  Geschichte  bestimmt;  der  Unterricht  sollte 
in  cinquieme,   seit  1826  in  sixieme  beginnen.     Ein  ausfähr- 
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liches  Programm  erscliien  1838  (arrete  2.  März  1838).  Der 
Lehrstoff  ward  folgendermassen  vertheilt  in  sixieme:  alte 
Geschichte  von  der  Erschaffung  der  Welt  bis  zum  Jahre  449 
vor  Christi,  und  zwar  heilige  Geschichte,  Aegypter,  Perser, 
Phönicier,  Griechen,  bis  zur  Beendigung  des  persischen 
Krieges;  in  cinquieme:  Beendigung  der  griechischen  Ge- 
schichte, Geschichte  der  Juden  seit  der  Rückkehr  aus  dem 
Exil  bis  auf  Herodes ;  in  quatri^me:  römische  Geschichte 
bis  zum  Tode  Constantin  des  Grossen;  in  troisi^me:  Mittel- 
alter bis  1453;  in  seconde:  neue  Zeit  bis  zur  Revolution; 
in  der  Rhetorik:  Geschichte  Frankreichs.  Für  jede  Classe 
war  ein  entsprechender  Cursus  in  der  historischen  Geographie 
vorgeschrieben.  Die  Mängel  dieses  Studienprogrammes  sind 
in  die  Augen  springend.  Der  historische  Stoff  wird  nur  ein- 
mal durchgenommen  und  an  die  Schüler  in  den  unteren 
Classen  verhältnismässig  grosse  Anforderungen  gestellt.  Der 
Wissensstoff  ist  in  den  einzelnen  Classen  ungleichmässig  ver- 
theilt. Der  Lehrer  war  angewiesen,  nicht  blos  Daten  und 
minutiöse  Details  den  Schülern  beizubringen,  sondern  schon 
in  der  untersten  Classe  die  politischen  Listitutionen  ein- 
gehend zu  besprechen ;  ferner  „notions  sommaires  sur  la  Phi- 
losophie, les  lettres,  les  sciences  et  les  arts"  schon  in  sixieme. 
Der  geographische  Unterricht  war  ein  durch  und  durch  man- 
gelhafter. 

Der  Unterricht  in  der  Philosophie  war  nach  dem  Statut 
vom  Jahre  1821  folgendermassen  vertheilt:  im  vorletzten  Jahre 
Logik  und  Metaphysik,  im  letzten  Moral  und  Völkerrecht. 
Später  wurde  letzteres  eliminiert  und  an  dessen  Stelle  kam 
Theodicee  und  Geschichte  der  Philosophie.  Mit  besonderer 
Ausführlichkeit  wurde  bloss  Logik  und  Psychologie  behan- 
delt. Es  wurde  schon  erwähnt,  dass  die  Vorschrift,  der  phi- 
losophische Unterricht  solle  in  lateinischer  Sprache  gegeben 
werden,  in  der  Praxis  nicht  aller  Orten  zur  Durchführung 
kam.  Die  Lection  sollte  drei  Theile  haben,  Lesung  der  Er- 
örterungen (dissertations)  vom  letzten  Tage,  Erklärung  der 
neuen  Lection  und  Argumentation  der  Schüler.  Diese  Me- 
thode blieb  im  wesentlichen  aufrecht  erhalten,  nur  einige 
Modilicationen   wurden    beliebt,    indem    nämlich    später    ein 
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nicht  unbeträchtHeher  Theil  der  Schulzeit  der  Leetüre  von 
classischen  philosophischen  Werken  gewidmet  wurde.  Das 
Alterthum  war  durch  Plato,  Aristoteles  und  Cicero  vertreten, 
die  neue  Zeit  durch  Descartes,  Mallebranche,  Arnauld,  Bos- 
suet,  Fenelon,  Leibnitz,  Locke,  Maistre,  Bonald  u.  s.  w.  Man 
wird  gestehen,  dass  die  Zusammenstellung  sonderbar  genug 
ist.  Die  Lehrer  erklärten  bloss  die  schwierigen  Stellen,  die 
Schüler  hatten  eine  Analyse  der  gelesenen  Schriften  zu  lie- 
fern, welche  in  der  That  eine  ganz  tüchtige  Geistesübung 
für  sie  bildete.  Der  philosophische  Unterricht  hatte  in  Frank- 
reich im  grossen  und  ganzen  jene  Stellung,  welche  er  vor 
1848  in  Oesterreich  in  den  sogenannten  philosophischen  Jahr- 
gängen einnahm. 

Die  mathematischen  und  naturwissenschaftlichen  Dis- 
ciplinen  haben  es  im  Organismus  der  französischen  Collegien 
nie  dauernd  zu  einer  selbständigen  Stellung  gebracht.  Wir 
haben  oben  die  Wandlungen  auseinandergesetzt,  welche  der 
Lehrplan  in  dieser  Hinsicht  in  den  zwanziger  Jahren  zu  er- 
fahren hatte.  Nach  dem  Statute  vom  Jahre  1821  war  der  Unter- 
richt in  den  Wissenschaften  auf  die  letzten  beiden  Jahre  be- 
schränkt, und  umfasste  die  ganze  Arithmetik,  die  Geometrie,  die 
Trigonometrie  und  die  ersten  Begriffe  der  Algebra  im  ersten 
Jahre,  während  im  zweiten  Statik,  Algebra  und  ihre  An- 
wendung auf  die  Geometrie,  Physik,  Chemie,  die  Elemente 
der  physischen  Geographie  vorgetragen  wurden  (Statut  1821, 
Art.  190  —  192);  1826  wurde  dieser  Lehrstoff  auf  die  vier 
letzten  Jahre  vertheilt.  Das  Jahr  1830  brachte  wieder  einige 
Modificationen  in  den  Lectionsplan  der  Collegien.  Naturge- 
schichte wurde  nach  troisieme  verlegt,  in  seconde  wurde  Geo- 
metrie, in  der  Rhetorik  Cosmographie,  der  ein  Resume  des 
schon  durchgearbeiteten  Lehrstoffes  aus  der  Mathematik, 
Arithmetik  und  Geometrie  vorangehen  sollte,  gelehrt;  Ele- 
mentarmathematik, die  Elemente  der  Physik  und  Chemie 
wurden  im  ersten  Jahre  der  Philosophie,  Mathematik,  Physik 
und  Mineralogie  im  zweiten  Jahre  in  beträchtlicher  Stunden - 
anzahl  vorgetragen.  Modificationen  dieses  Lehrplanes  traten 
1833  und  1837  ein.  Die  Concessionen,  welche  man  den 
naturgeschichtlichen   Disciplinen   machte,    w^aren  eine  Folge 
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jener  Forderungen,  welche  in  Frankreich  ebenso  wie  in  den 
andern  Ländern  bezüglich  einer  grösseren  Berücksichtigung 
des  realistischen  Lehrstoffes  erhoben  worden  sind.  In  der 
Abgeordneten -Kammer  machten  die  Vertreter  der  Realien 
ihre  Ansichten  geltend.  Der  classische  Unterricht  wie  er  von 
altersher  gegeben  worden,  sei  ein  Widersinn.  Die  beiden 
todten  Sprachen  Griechisch  und  Latein  seien  am  wenigsten 
den  Neigungen  und  dem  Temperamente  der  Stände  gemäss, 
behauptete  unter  Widerspruch  von  Seiten  öuizot's  und  Saint 
Marc  Girardin's,  Herr  von  Tracy  zu  wiederholten  Malen*). 
Ausgezeichnete  Männer  auf  dem  Gebiete  der  französischen 
Literatur  haben  sehr  wenig  Latein  und  noch  weniger  Grie- 
chisch gewusst  u.  s.  w.  Der  damalige  Minister  des  öffentlichen 
Unterrichts  suchte,  so  weit  er  es  verstand,  die  Anklagen  de 
Tracy's  gegen  die  classischen  Sprachen  zurückzuweisen,  gab 
jedoch  zu,  dass  eine  grössere  Berücksichtigung  der  neueren 
Sprachen  und  des  Realunterrichtes  dringend  geboten  sei.  Bei 
der  Kammerdebatte  über  ein  den  Secundärunterricht  betref- 
fendes Gesetz  wiederholten  sich  diese  Reden  und  Gegenreden. 
Alle  Angriffe,  welche  der  classische  Unterricht  zu  erfahren 
hatte,  wurzelten  in  einem  Mangel  des  französischen  Unter- 
richtswesens, in  dem  Mangel  an  Lehranstalten  für  den  Bür- 
gerstand; man  forderte  ein  wohlgeordnetes  System  des  real- 
wissenschaftlichen Unterrichts.  Damals  hielt  Arago  seine  be- 
kannte Rede,  herausgefordert  durch  de  Sade,  der  den  exacten 
Wissenschaften  das  humanisierende  Princip  absprach. 

Indess  schienen  sich  die  bestehenden  Normen  über  den 
scientifischen  Unterricht  nicht  zu  bewähren.  Im  Jahre  1840 
erschien  ein  arrete,  welches  besagte,  dass  die  Naturgeschichte, 
Arithmetik,  Geometrie,  Cosmographie,  w^elche  in  den  untern 
Classen  bisher  gelehrt  worden  seien,  in  den  philosophischen 
Jahrgang  verlegt  werden  sollten.  Die  auf  diese  Weise  ent- 
fallenden Stunden  wurden  den  classischen  Sprachen,  der  Ge- 
schichte u.  s.  w.  zugewiesen.  Dagegen  wurden  für  troisieme, 
seconde    und   Rhetorique    sogenannte    vorbereitende    mathe- 


*)  Vergl.  Die  Kammer  -  Verhandlungen  vom  Jahre  1835  und  1836 
im  Moniteur. 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  4. 
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matische  Conferenzen  angeordnet,  an  denen  die  Schüler 
theilnehmen  konnten,  aber  hiezu  nicht  verpflichtet  waren 
(arrete  14.  September  1841).  Das  Programm  schrieb  für 
troisi^me  einen  Cursus  der  Elementarmathematik  vor,  für 
seconde  die  Elemente  der  Geometrie ;  die  Schüler  der  Rhe- 
torik konnten  sich  an  dem  einen  oder  andern  betheiligen, 
oder  auch  an  den  höheren  mathematischen  Lehrstunden.  In 
der  Classe  Philosophie,  also  im  letzten  Schuljahre,  bildete 
der  Cours  des  mathematiques  accessoires  einen  ordentlichen 
Bestandtheil  des  Unterrichts.  Er  beschränkte  sich  auf  das 
ganze  Gebiet  der  Elementarmathematik  bis  zu  den  Gleichun- 
gen zweiten  Grades  mit  einer  Unbekannten  und  zur  Geo- 
metrie kam  die  ebene  Trigonometrie  hinzu.  Er  umfasste  ge- 
rade so  viel  als  für  das  baccalaureat  es  lettres  gefordert  wird. 
Ausserdem  waren  die  Physik,  Chemie  und  Naturgeschichte 
zusammen  mit  drei  Stunden  vertreten;  was  ein  um  so  ge- 
ringeres Ausmass  ist,  da  in  den  untern  Classen,  wie  schon 
erwähnt,  der  naturwissenschaftliche  Unterricht  gänzlich  fehlte. 

Für  jene  Schüler,  welche  sich  speciellen  Studien  und 
den  mathematisch  -  naturwissenschaftlichen  Disciplinen  wid- 
meten, gab  es  einen  speciellen  Curs  als  Nebenclasse  der 
Rhetorik  und  Philosophie,  mathematiques  elementaires  und 
mathematiques  et  physiques  speciales  genannt,  wo  ausser  der 
Elementarmathematik  im  oben  skizzierten  Umfange  analyti- 
sche Geometrie,  Statik,  Physik  und  Chemie  in  beträchtlicher 
Ausdehnung  gelehrt  wurde.  Die  Mathematiques  speciales  be- 
reiteten zum  Baccalaureat  es  sciences  vor. 

Der  Unterricht  in  den  lebenden  Sprachen  wurde  am 
Ende  der  zwanziger  Jahre  angeordnet*).  Man  sollte  in  cin- 
quieme  beginnen.  Das  Studium  einer  lebenden  Sprache  war 
bloss  anfangs  obligatorisch  in  allen  Collegien.  Deutsch  und 
englisch  sollten  in  allen  Collegien  vorgetragen  werden,  nur 
die  Anstalten  der  Akademien  von  Corsica,  Aix,  Grenoble 
und  Montpellier  konnten  italienisch,  jene  von  Bordeaux,  de 


*)  Hahn  459  bemerkt  fälschlich,  dass  Guizot  zuerst  die  lebenden 
Sprachen  im  Unterrichtsplane  regelte.  Die  erste  uns  bekannte  Verordnung 
ist  vom  Jahre  1829.  Kendu :  Code  üuiversitaire  3  4dit.  Paris  1846,  p.  615. 
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Pau  und  Toulouse  spanisch  an  Stelle  einer  derselben  treten 
lassen.  Bestimmungen  vom  Jahre  1838  regelten  den  fremden 
Sprachunterricht.  Dieser  hatte  mit  denselben  Uebelständen 
zu  kämpfen^  welchen  ein  jeder  nicht  obligatorische  Unter- 
richt an  Mittelschulen  unterliegt  und  die  auch  bei  uns  in 
Oesterreich  Veranlassung  zu  vielen  Klagen  gegeben  haben. 
Es  betheiligten  sich  eine  verhältnismässig  sehr  geringe  An- 
zahl von  Schülern  daran,  und  diese  nicht  regelmässig,  trotz- 
dem man  von  den  Candidaten  der  Facultät  des  lettres  die 
Kenntnis  einer  der  fremden  Sprachen  forderte,  und  sie  in  die 
Reihe  der  Gegenstände  des  grossen  Concurses  aufnahm  (ar- 
rete  21.  August  und  2.  October  1838)  und  jährliche  Preise 
für  das  Englische  bestimmte.  Der  Unterricht  wurde  in  zwei 
Abtheilungen  von  zwei  Lehrern  (cours  superieur  et  inferieur), 
anfangs  bloss  in  einer  Stunde  wöchentlich,  seit  1841  in  zwei 
Stunden  ertheilt.  Grammatik,  Uebersetzungen ,  Lesen  und 
Auswendiglernen  leichter  Stücke  bildeten  das  Programm, 
welches  aber  nur  selten  durchgeführt  wurde.  Für  die  Lehrer 
ward  ein  besonderes  Fähigkeitszeugnis  vorgeschrieben  (certi- 
iicat  d'aptitude,  arrete  2.  November  1841).  —  Zu  den  nicht 
obligatorischen  Gegenständen  gehörten  auch  Gesang,  Gymna- 
stik und  Zeichnen. 

Das  Ziel  des  Secundärunterrichtes  ist  die  Baccalaureats- 
prüfung  (baccalaureat  es  lettres),  welche  früher  vor  selbstän- 
digen hiezu  bestimmten  Prüfungscommissionen,  seit  1840 
(durch  Reglement  vom  14.  Juli)  vor  den  philosophischen 
Facultäten  abgelegt  wird,  und  sich  insofern  von  unsern  Ma- 
turitätsprüfungen unterscheidet,  als  mit  dem  Diplome  über 
eine  gut  zurückgelegte  Prüfung  zugleich  der  erste  gelehrte 
Grad  der  Facultät  erworben  wird,  der  nicht  geringe  Rechte 
gewährt.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Reglements  vom 
J.  1840  sind:  Die  Facultäten  treten  dreimal,  später  viermal, 
zur  Vornahme  der  Prüfung  zusammen;  ausser  den  festnor- 
mierten Zeitpuncten  kann  ohne  specielle  Erlaubnis  des  Mini- 
sters keine  Prüfung  vorgenommen  werden.  Der  Candidat 
darf  sich  nur  im  Hauptsitze  der  Akademie  melden,  wo  er 
seine  Studien  vollendet  oder  seinen  gesetzlichen  Wohnort  hat. 
Die  Prüfungen   sind  öffentlich  und  werden  im  vorhinein  in 
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den  Journalen  und  durch  Anschlag  angekündigt.  Es  müssen 
mindestens  vier  Commissäre  anwesend  sein.  Die  Prüfung  hat 
aus  drei  Theilen  zu  bestehen:  der  schriftlichen  Arbeit,  der 
Erklärung  der  Autoren,  den  mündlichen  Fragen.  Für  die 
schriftliche  Prüftmg  sind  zwei  Stunden  in  strenger  Clausur 
bestimmt ;  sie  besteht  in  der  Uebersetzung  eines  lateinischen 
Stückes,  etwa  wie  in  der  Classe  Bhetorique,  andere  Hilfs- 
mittel als  Wörterbücher  dürfen  nicht  gebraucht  werden.  Nach 
der  Correctur  soll  entschieden  werden,  ob  der  Candidat  zur 
mündlichen  Prüfung  zuzulassen  sei.  Die  Erklärung  der  Au- 
toren erstreckt  sich  auf  lateinische,  griechische  und  fran- 
zösische Schriftsteller.  Die  Fragen  werden  durchs  Loos  ge- 
wählt. Schliesslich  hat  der  Candidat  Fragen  aus  der  Philo- 
sophie, Literatur,  Geschichte,  Mathematik  und  Physik  zu 
beantworten.  Die  Prüfung  eines  Candidaten  muss  %  Stunden 
dauern;  das  Urtheil  wird  in  öffentlicher  Sitzung  verkündigt. 
Ein  Hauptübelstand  dieser  Prüfung  war,  dass  das  geforderte 
Wissen  blosse  Gedächtnissache  war  und  der  mehr  oder  minder 
intensiven  Assimilierung  des  Wissensstoffes  gar  keine  Be- 
rücksichtigung zu  Theil  wurde,  da  ein  nur  einigermassen 
genaues  Eingehen  dem  Examinator  in  der  für  jeden  Ein- 
zelnen festgesetzten  kurzen  Spanne  Zeit  schlechterdings  un- 
möglich war.  In  dreiviertel  Stunden  neun  Gegenstände!  In 
jedem  Lehrgegenstand  wurden  50  Fragen  bestimmt,  welche 
durch  das  Loos  gezogen  wurden.  Da  das  Programm  früher 
veröffentlicht  wurde,  so  konnte  der  Examinand  sich  aus 
eigens  zu  diesem  Behufe  verfassten  Büchern  für  die  Prüftmg 
vorbereiten  oder  sich  für  100 — 50  Frcs.  in  einem  viertel  oder 
halben  Jahre  von  einem  „Bachelierfabrikanten"  das  nöthige 
Wissen  eindrillen  lassen.  Ein  gutes  Gedächtnis  und  man  war 
gegen  alle  Wechselfälle  eines  Examens  gefeit.  Ein  tüchtiger 
Kenner  des  französischen  Studienwesens  damaliger  Tage,  der 
Gelegenheit  hatte  aus  eigener  Anschauung  zu  schöpfen,  Hahn, 
bricht  mit  Entschiedenheit  über  die  Baccalaureatsprüfung  den 
Stab.  „Es  kommt  vor,  dass  die  besten  Schüler  zurückgewiesen 
werden,  während  die  schlechtesten  gut  bestehen,  die  Prüfung 
steht  mit  dem  thatsächlichen  Studienlauf  der  Collegien  in  gar 
keiner  Beziehung.  Was  hilft  den  starken  Schülern  alle  ihre 
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Fertigkeit  im  eleganten  Lateinschreiben,  die  Rundung  und 
Fülle  der  rhetorischen  Kunststücke,  die  Leichtigkeit  elas- 
tischen Versbaues,  was  auch  die  Tiefe  der  philosophischen 
Dissertationen  ?  Von  dem  allen  und  von  dem  Geschick,  wel- 
ches diese  Uebungen  voraussetzen,  von  der  Geistesgewandt- 
heit, die  sie  beweisen  sollen,  kann  der  Schüler  bei  der  Prü- 
fung, zu  der  ihn  sein  Studium  führen  soll,  keinen  Gebrauch 
machen,  was  er  dagegen  braucht,  das  wird  in  den  Classcn 
nicht  gelehrt."  —  Die  Ueberzeugung,  dass  diese  Prüfung 
durchaus  nicht  zweckentsprechend  sei,  war  auch  bei  fast 
allen  einsichtigen  Schulmännern  allgemein. 

Der  Juliregierung  war  es  auch  vorbehalten  eine  An- 
gelegenheit zum  Abschlüsse  zu  bringen,  welche  für  den  Se- 
cundärunterricht  von  grosser  Wichtigkeit  und  Bedeutung 
war.  Um  einen  Lehrerstand  nach  seinen  Grundsätzen  und 
dem  Geiste  gemäss,  welchen  er  dem  Unterrichtswesen  ein- 
impfen wollte,  zu  gewinnen,  nahm  Napoleon  den  Plan  des 
Conventes  wieder  auf  und  verfügte  eine  Umgestaltung  der 
Normalschule.  Diese  erhielt  die  Aufgabe,  in  einem  zweijäh- 
rigen Cursus  junge  Leute,  welche  bei  der  Aufnahme  min- 
destens 17  Jahre  alt  sein  mussten,  für  den  Unterricht  in  der 
Literatur  und  den  Wissenschaften  heranzubilden.  Sie  sollten 
den  Vorträgen  am  College  de  France,  an  der  polytechni- 
schen Schule  oder  am  Museum  der  Naturgeschichte  beiwohnen, 
je  nachdem  sie  sich  fiir  das  Lehrfach  der  Literatur  oder  für 
die  Wissenschaften  vorbereiten  wollten,  ausserdem  aber  im 
Pensionate  von  den  ältesten  und  geschicktesten  Mitschülern 
theils  zu  Experimenten  in  der  Physik  und  Chemie  angeleitet, 
theils  in  der  Kunst  des  Unterrichtens  eingeübt  werden.  Der 
Gedanke  war  ein  vortrefflicher,  die  Resultate  konnten  aber 
der  Natur  der  Sache  nach  nicht  durchweg  befriedigend  sein, 
wenn  man  die  Kürze  der  Zeit  in's  Auge  fasst,  binnen  welcher 
absolvierte  Lycealschüler  von  17  Jahren  zum  Lehrfache  für 
die  Lehranstalten,  welche  sie  so  eben  verlassen,  herangebil- 
det werden  sollten.  Dennoch  wurde  durch  diese  Lehranstalt 
eine  Anzahl  tüchtiger  Kräfte  dem  Lehrfache  zugeführt.  — 
Dasselbe  Statut  setzte  einen  Concurs  für  die  Professuren  an 
Lyceen  fest.   Zugelassen  werden  durften  die  maitres  d'etudes, 
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wie  die  Normalschüler  genannt  wurden,  und  die  Regens  des 
Colleges. 

Die  von  Napoleon   reorganisierte  Normalschule  wurde 
von   der  Restauration  durch  Ordonnanz  vom   9.   September 
1822  aufgehoben.    Der  daselbst  herrschende  Geist  entsprach 
den  Principien  und  Ansichten  der  damaligen  Regierung  nicht. 
Zur  Heranbildung  von  Lehrern  verordnete  die  Ordonnanz  vom 
8.  März  1828  an  mehreren  königlichen  Collegien  die  Errich- 
tung  von   Vorbereitungsanstalten    für   das   Lehrfach    (ecoles 
preparatoires),  und  am  31.  September  desselben  Jahres  erhielt 
das  College  Louis  le  Grand  eine  solche  Schule.  Die  Leistun- 
gen genügten  den  Anforderungen  nicht^  wenn  auch  dem  mo- 
mentanen  Bedürfnisse   nach   Lehrkräften   wenigstens   in   ge- 
eigneterer Weise  als  in  den  letzten  Jahren  abgeholfen  wurde. 
Die  Wiederherstellung  der  Normalschule  war  einer  der  ersten 
Acte  der  neuen  Regierung  (16.  August  1830),  das  neue  Statut 
wurde  am  18.  Febr.  1834  erlassen.  Die  Aufnahme  der  Normal- 
schüler, deren  Zahl  beschränkt  war,  sollte  durch  zwei  Con- 
curse  erfolgen.  Der  erste  fand  an  jeder  Akademie  statt;  die- 
jenigen Candidaten,  welche  denselben  mit  Erfolg  bestanden, 
wurden  vom  Ministerium  ausgewählt  und  hatten  sich  sodann 
einer  zweiten  Concursprüfung  zu  unterwerfen. 

Die  Normalschule  zerfiel  in  die  zwei  Sectionen  des  lettres 
und  des  sciences.  In  jener  ward  das  erste  Jahr  einer  vertief- 
teren  Revision  des  Lehrstoffes  der  Collegien  gewidmet,  das 
zweite  sollte  diesen  erweitern  und  steigern,  das  dritte  eine 
Specialisierung  der  Studien  in's  Auge  fassen  (arrete  18.  Febr. 
1834,  Art.  3).  Den  Lehrstoff  der  ersten  Jahre  bildeten:  latei- 
nische und  griechische  Sprache,  und  zwar  Grammatik,  Pro- 
sodie  und  Metrik,  drei  Stunden  wöchentlich;  im  lateinischen 
Curse,  neben  Erklärung  der  Autoren  verschiedener  Epochen 
eine,  so  weit  die  Zeit  reichte,  vollständige  Geschichte  der 
Sprache  und  Uebersetzungen,  ebenfalls  drei  Stunden ;  alte  Ge- 
schichte mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Einrichtungen, 
Sitten,  Gebräuche,  Religion,  Alterthümer  und  Künste,  drei 
Stunden;  Philosophie  drei  Stunden;  ausserdem  Mathematik, 
Physik  und  Naturgeschichte,  um  jenes  Wissen,  welches  man 
aus  den  Collegien  mitgebracht,  zu  befestigen.  Ferner  waren 
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die  Schüler  des  ersten  Jahres  verpflichtet,  sich  unter  Leitung 
e'nes  ihrer  Kameraden  zu  Conferenzen  über  neuere  Sprach- 
fo:schung  zu  vereinigen.  Am  Schlüsse  des  Jahres  musste  sich 
jedT  einer  Prüfung  unterziehen,  von  deren  Erfolg  das  Auf- 
steigen in  das  zweite  Jahr  abhieng.  Die  Studien  dieses  Jahr- 
gange?  sollten  rein  literarisch  sein;   Geschichte  der  griechi- 
schen, lateinischen  und  französischen  Literatur,   Geschichte 
der  mit'keren  und  neueren  Zeit,  Geschichte  der  Philosophie, 
jeder  Ge^nstand  zwei  Stunden  wöchentlich,  waren  die  Wis- 
senszweigt   womit   sich  die  Eleven  zu   beschäftigen  hatten. 
Eine  Prüfui.  bedingte  den  Uebertritt  in's  dritte  Jahr.   Dieses 
hatte  die  Au^^be  Professoren  zu  bilden,  indem  es  den  Geist 
der  Kritik  den^Qg^ngen  einimpfen  und  sie  in  der  Methodik 
einüben   sollte.  \)qj,  Unterricht  spaltete   sich   dem    späteren 
Berufe  gemäss  i-^ine  grammatische,    humanistische,  philo- 
sophische und  hist.|g^]^g  Abtheilung.  Der  für  die  Lehrer  der 
grammatischen  Glas ^  ^^^  Collegien  bestimmte  Cursus  hatte 
die  Aufgabe,  die  Zö^^g^  mündlich  und  schriftlich  mit  den 
schwierigeren  Problen^  ^^^  classischen  Grammatik  vertraut 
zu  machen,  lateinische  ,^  griechische  Texte    „philologisch 
und  grammatisch  tiefemdi^^^^c^  ^u  erläutern,  mit  der  Kritik 
und  Methode  des  Unterrici^  bekannt  zu  machen.  Ein  ähn- 
licher Cursus,  nur  m  ^^^^^Sm  Massstabe,  bestand  für  die 
Professoren  der  classes  d'hum.^^^^  j^^^  historische  und  der 
philosophische   Cursus  bezwec^    ^.^  Vorbereitung  für  das 
Lehramt  dieser  Fächer.  Die  bc.^^  ^^^^^^^  ^^^^^^  Vorträge 
geübt  werden,    um    aus    ihnen    L^^^^^^    ^^^    aufgeklärte 
Lehrer  zu  bilden.    Die  Lehrer  die.  ^^^^^  ^^^^^^  ^^.^^^^ 
de  Conferences  genannt. 

Dpr  Lehrnlan   der   Abtheilung  .  , 

uer  i^euipidii   u.  o       sciences    war    fol- 

gender : 

1.  Jahr:    in    beiden   Semestern   de.  ^.^^   Geometxie, 
Chemie;   im  ersten  Semester  algebraische  ^.^  ^^_ 

Wendung   auf  Geometrie;    im  ^weite»   Semt    ^^^^.^ 
Wahrscheinlichkeitsrechnung,  Botanik,  Zeichi  _  ^  ^^^^> 
in  beiden  Semestern  Analyse  des  Unendlichen       ."^^     .^j 
ersten  Semester  Mineralogie;    im   zweiten   Semt/       ',^ 
logie,  Zeichnen.  -  3.  Jahr:  in  beiden  Semestern  ^^ 
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physikalische  Uebungen,  chemische  Uebungen  besonders  in 
der  Analyse,  Geologie,  Zoologie,  Zeichnen. 

Schon   im   Jahre   1838   trat   eine  Aenderung   und  Ve*- 
einfachung   des  Lehrplanes  ein ;    im  ersten  Jahre    sollte   an- 
gewandte  Analytik,    Differentialrechnung,    descriptive   <<^eo- 
metrie,    Chemie   und  Zeichnen  gelehrt  werden;    im  zvöiten 
Jahre  Botanik,  Mineralogie,  Mechanik,  Physik  und  Zeihnen; 
im  dritten  Jahre  Geologie,    Zoologie,  Uebungen  in -Chemie 
und  Physik,  Astronomie,  Wahrscheinlichkeitsrechnuß;  Zeich- 
nen. —  Prüfungen  fanden  am  Ende  des  ersten  ur^  zweiten 
Semesters  im  ersten  Jahrgange  statt;   die  nicht  f^tsprachen, 
hörten  auf  der  Anstalt  anzugehören.  Die  Prüfu^^^  zur  Er- 
langung des  Licentiats  der  physischen  Wissens^^^^^n  fanden 
am  Ende  des  ersten  Jahres  aus  der  Chemie  ^^  Ende  des 
zweiten   aus   der  Physik  vor  der  Facultät^^^   sciences   in 
Paris   statt;    auch   die   mathematische  Lic^^^^^^P^^ung   be- 
stand in  zwei  Theilen.  Die  Eleven,  welr^  ^^^^*  bestanden, 
verliessen  die  Anstalt. 

Die  Zöglinge   unterstanden  in  d  ^ormalschule   einer 
ähnlichen  Beaufsichtigung  und  Discir^  ^^®  ^^  ^^^  Collegien. 
Die  Regelung  erstreckte   sich  auf  '^^  kleinste  und  minutiö- 
seste.  Die  Aufsichtslehrer  (maitrr  ^'^*^^^s)  ^^ben  die  Auf- 
gabe, die  Zöglinge  fortwährend^  beobachten  während  der 
Studien,  der  Erholung,  beim  -^^^^fengehen  und  Aufstehen; 
sie  sollen  sich  bemühen,  den  ^^^^^.*®^  derselben  genau  zu 
studieren.     Der  Director   e  *   ^^^^ich    ihre   Bemerkungen 
über  Betragen,  Fleiss  undJ^^.^®^*   "^^^^^  Sonnabend  haben 
die  maitres  de  conferenr  ^^'*'^^*  ^^  erstatten.  Von  5  Uhr 
Morgens   bis   10   Uhr    ^"^^  ^^"^   ^^^^^   genau    eingetheilt. 
Man  fand  eine   Zeit    ^  ,    l  ^""^^^^^  bewunderungswürdig, 
man   wies   auf   die   ^'^^/«.^^^l^   als  auf  ein   Unicum    hin, 
welches  nirgends    -^^^^^^^^en  fände,  und  Cousin,  ein  ge- 
nauer Kenner  de'^!^''  Unterrichtswesens,  empfahl  die  fran- 
zösische Institv'.,  TT''''^^'''   Regierung;    diese  hat 
jedenfalls  we^^T^     '    f"  Franzosen  ihre  Musterschule 
zu  lassen,  t'  .^^^^^^^^^nderte  und  vielgepriesene  Gleich- 
förmigkeit   rr^^'^'f,^'^""*'  einen  selbständigen  tüch- 
tigen  Le>'^^''^  heranzubilden,  wenn  auch  nicht  geläugnet 


$7 

werden  soll,  dass  der  Studienplan  der  mathematisch  -  natur- 
wissenschaftlichen Section  manches  berücksichtigenswerthe 
hat.  Aber  dasselbe  Resultat  lässt  sich  auf  andere,  die  Indivi- 
dualität mehr  schonende  und  beachtende  Weise  erreichen. 
Lehrmaschinen,  in  denen  alles  in  schablonenhafter  Art  einge- 
trichtert wird,  haben  die  Schule  nirgends  emporgebracht, 
und  der  französische  Lehrerstand,  so  tüchtige  Mitglieder  er 
auch  aufzuweisen  hat,  dürfte  jener  Organisation  auch  nicht 
das  Wort  sprechen  können.  Doch  wir  kommen  auf  diese 
Schule,  welche  in  neuerer  Zeit  einer  Reform  unterzogen  wurde, 
späterhin  zurück. 

Die  Zulassung  zum  Lehramte  erfolgte  durch  einen  Con- 
curs  (concours  pour  agregation).  Jene,  welche  denselben  mit 
Erfolg  bestanden,  erhielten  den  Titel  agreges.  Früher  war  das 
Reglement  vom  Jahre  1810  bindend,  welches  in  das  Statut 
vom  Jahre  1821  aufgenommen  wurde  und  durch  spätere  Ver- 
ordnungen mancherlei  Ergänzungen  erfuhr;  so  bestanden 
früher  bloss  die  Concurse  für  die  Wissenschaften  (sciences), 
für  die  Humanitätsclassen  und  für  die  grammatischen  Clas- 
sen.  Ein  besonderer  Concurs  für  die  Philosophie  wurde 
1825  (arrete  12.  Juli  1825)  eingeführt;  eine  Verfügung  vom 
Jahre  1830  (19.  November)  regelte  den  Concurs  für  die  Ge- 
schichte und  Geographie.  Es  gab  demnach  fünferlei  Concurse, 
welche  im  Statute  vom  Jahre  1831  namhaft  gemacht  werden. 
Am  27.  Mai  1831  wurde  ein  neues  Statut  erlassen,  welches 
durch  das  Reglement  vom  Jahre  1845  wieder  mancherlei 
Veränderungen  erfuhr  *). 

Die  Prüfung  fand  bis  1830  in  den  verschiedenen  Haupt- 
sitzen der  Akademien  statt,  später  einmal  jährlich  in  Paris. 
Es  sollten  besondere  Concurse  für  die  Philosophie,  die  Ma- 
thematik, die  physischen  Wissenschaften,  die  humanistischen 
Classen,  Geographie  und  Geschichte,  endlich  für  die  gram- 
matischen Classen  gestattet  sein.  Zugelassen  wurden  die 
Zöglinge  der  Normalschule  nach  zurückgelegtem  Cursus,  die 


*)  Die  altern  Verordnungen  bei  Rendu:  Code  Universitaire  2.  edit. 
1835,  die  späteren  ibid.  3.  edit.  1846,  p.  566.  Irrthümlich  hält  Hahn  dus 
Statut  von  1831  für  bindend  bis  vor  1848. 
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Lehrer  an  den  Comraimalcollegien,  die  maitres  d'etudes^  jene, 
welche  zwei  Jahre  lang  provisorisch  das  Lehramt  versahen, 
ohne  aggretirt  zu  sein,  die  Lehrer  an  Privatlehranstalten 
nach  dreijähriger  Lehrthätigkeit,  die  Doctoren  es  lettres  und 
es  sciences  und  die  Eleven  der  polytechnischen  Schule,  welche 
die  Schlussprüfung  in  dieser  Anstalt  mit  gutem  Erfolg  bestan- 
den hatten.  Ferner  waren  für  die  Aggregation  besondere  Grade 
vorgeschrieben,  theils  das  Licentiat,  theils  das  Baccalaureat. 
Die  Prüfung,  welche  von  einer  aus  fünf  Mitgliedern  beste- 
henden Jury  abgehalten  wurde,  bestand  aus  schriftlichen  Ar- 
beiten, einer  mündlichen  Argumentation  oder  Disputation  — 
ähnlich  wie  bei  unseren  juridischen  Doctoraten  —  und  einem 
Probevortrag.  Die  Stimmenmehrheit  entschied  über  die  Lei- 
stungen der  Candidaten;  im  Falle  der  Stimmengleichheit  gab 
der  Vorsitzende  den  Ausschlag.  Für  die  schriftlichen  Arbeiten 
waren  5—6  Stunden  gewährt.  Der  zweite  Theil  der  Prüfung 
dauerte  2 — 3  Stunden,  der  Vortrag  eine  Stunde. 

Die  Geschichte  des  Unterrichts  unter  Louis  Philippe 
erregt  schon  dadurch  ein  grosses  Interesse,  dass  damals  die 
Geistlichkeit  sich  hinlänglich  gerüstet  glaubte,  um  das  durch 
die  Revolution  verlorne  Terrain  auf  dem  Gebiete  der  Erzie- 
hung und  des  Unterrichts  wieder  zu  erobern,  ein  Kampf,  der 
schon  durch  die  Persönlichkeiten,  welche  sich  daran  bethei- 
ligten, durch  den  Geist,  der  bei  dem  Angriff  und  der  Ver- 
theidigung  ins  Feld  geführt  wurde,  eine  erhöhte  Bedeutung 
gewinnt.  Die  kleinen  geistlichen  Seminare  (petits  seminaires 
oder  ecoles  secondaires  ecclesiastiques)  waren  ausschliesslich 
zum  vorbereitenden  Unterricht  für  die  Heranbildung  der 
Geistlichkeit  bestimmt.  Jedoch  die  Geistlichkeit  beschränkte 
sich  nicht  darauf,  sondern  nahm  auch  andere  nicht  für  den 
geistlichen  Stand  bestimmte  Zöglinge  auf.  Die  kaiserliche 
Regierung  überwies  durch  das  allgemeine  Statut  vom  Jahre 
1808,  so  wie  durch  die  Specialdecrete  vom  Jahre  1809  und 
1811  die  kleinen  geistlichen  Seminare  der  Oberaufsicht  der 
allgemeinen  Universitätsbehörde.  Die  Restauration  änderte 
dieses  Abhängigkeitsverhältnis  der  Seminarien  zur  Univer- 
sität. „Mit  Rücksicht  auf  die  Noth wendigkeit,  worin  sich 
die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  der  französischen  Kii'che  in 
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diesen  schwierigen  Zeiten  befinden",  heisst  es  in  der  Ein- 
leitung zur  Ordonnanz  vom  5.  October  1814,  „Jünglinge  von 
der  Kindheit  an  eintreten  zu  lassen,  welche  sodann  mit  Nutzen 
in  die  grossen  Seminare  aufgenommen  werden  können,  um 
ihnen  die  Möglichkeit  zu  eröffnen  diese  fromme  Absicht  leich- 
ter zu  erfüllen,  zugleich  aber  wohl  wissend,  dass  die  Schulen 
sich  ohne  stichhältige  Gründe  (sans  raisons  legitimes)  ver- 
vielfältigen, wird  folgendes  verfügt:  Die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  können  in  jedem  Departement  eine  geistliche  Schule 
zum  Unterricht  in  der  Literatur  für  Jünglinge,  welche  später 
in  die  grossen  Seminare  eintreten,  errichten.  Diese  Schulen 
können  auf  dem  Lande  oder  in  Städten  eröffnet  werden,  wo 
weder  ein  königliches  noch  ein  Communalcollegium  vorhan- 
den ist.  Wenn  diese  Schule  an  einem  Orte  gestiftet  wird, 
wo  eine  derartige  Secundärschule  sich  vorfindet,  sind  die 
Zöglinge  gehalten  nach  zweijähriger  Studienzeit  das  geist- 
liche Kleid  anzulegen.  Die  Zöglinge  einer  solchen  geistlichen 
Anstalt  können  sich  zur  Baccalaureatsprüfung  melden,  das 
betreffende  Diplom  wird  ihnen  gratis  ertheilt.  Die  kleinen 
Seminare  können  Vermächtnisse  und  Schenkungen  annehmen. 
Eine  zweite  geistliche  Schule  in  einem  Departement  darf  ohne 
königliche  Bewilligung  nicht  gegründet  werden. 

Die  grosse  Selbständigkeit,  welche  den  geistlichen  Se- 
minaren eingeräumt  wurde,  blieb  nicht  ohne  Anfechtung. 
Man  wiederholte  oft  und  laut  genug,  dass  die  Geistlichkeit, 
sich  auf  dies  Gesetz  gestützt,  des  Laienunterrichts  bemäch- 
tigt Kabe.  Es  besuchten,  durch  mannigfache  Vortheile  ange- 
lockt, eine  Anzahl  Schüler  diese  Anstalten,  welche  sich  spä- 
ter dem  geistlichen  Stande  nicht  widmeten.  Zugleich  hatten 
in  Frankreich  nicht  anerkannte  religiöse  Gesellschaften  geist- 
liche Secundärschulen  errichtet.  Die  unter  dem  liberalen 
Ministerium  Martignac  erlassenen  Ordonnanzen  vom  Jahre 
1828  suchten  diesen  Uebelständen  zu  steuern.  Man  be- 
stimmte, dass  Niemand  als  Lehrer  oder  Beamter  ah  einer 
geistlic'ien  Sclnde  verwendet  werden  könne,  der  nicht  nach- 
weise, dass  er  keiner  verbotenen  geistlichen  Congregation 
angehöre;  dass  die  Schülerzahl  der  geistlichen  Secundär- 
schulen in  jeder  Diöcese  festgestellt  werden  solle,    und  die 
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Zahl  aller  Zöglinge  sämmtlicher  Anstalten  20.000  nicht  tiber- 
schreiten, kein  Externer  in  diesen  Schulen  aufgenommen 
werden  dürfe ;  vom  1 4.  Jahre  an  müssen  alle  Schüler  die 
geistliche  Kleidung  tragen.  Diejenigen  Schüler,  welche  sich 
zur  Baccalaureatsprüfung  melden,  können  bei  ihrem  Eintritt 
in  den  geistlichen  Stand  ein  Specialdiplom  erhalten,  welches 
jedoch  nur  zur  Erlangung  der  Grade  der  theologischen  Fa- 
cultät  berechtigt  und  gegen  ein  gewöhnliches  Baccalaureats- 
diplom  für  Literatur  und  Wissenschaften  umgetauscht  werden 
kann,  sobald  sie  die  Priesterweihe  empfangen  haben  (apres 
que  les  eleves  seront  engages  dans  les  ordres  sacres).  Es 
wurden  8000  halbe  Freistellen  ä  150  Frcs.  gestiftet.  Jene 
Anstalten,  welche  diese  Bestimmungen  nicht  erfüllten,  sollten 
aufhören  als  Seminare  betrachtet  zu  werden  und  der  Leitung 
der  Universität  unterstellt  werden. 

Die  Geistlichkeit  hörte  nicht  auf  gegen  das  Gesetz  zu 
eifern,  trotzdem  sie  noch  im  Besitze  gewisser  Vorrechte  be- 
lassen wurde.  Die  Anstellung  in  ihren  Anstalten  hieng  nicht 
von  gewissen  Vorbedingungen  ab,  welche  ein  jeder  Lehrer 
einer  Laienschule  erfüllen  musste.  Das  Gutdünken  des  Bi- 
schofes  entschied.  Sie  war  von  der  lästigen  Universitätssteuer 
befreit,  welche  in  Paris  116,  in  den  Provinzen  54  Frcs.  per 
Kopf  betrug,  und  konnte  demnach  schon  durch  grössere 
Wohlfeilheit  eine  Anzahl  Zöglinge  an  sich  ziehen.  Zwar  die 
Zahl  20.000  überschritten  die  Seminare  nicht,  aber  von  den 
jährlich  Entlassenen,  welche  den  vollen  Cursus  durchgemacht, 
widmeten  sich  etwa  mehr  als  ein  Drittel  dem  geistlichen  Stande, 
die  übrigen  wendeten  sich  einem  weltlichen  Berufe  zu. 

Was  dem  Gesetze  vom  Jahre  1828  ein  besonderes  In- 
teresse verleiht,  ist  der  Umstand,  dass  sich  daran  der  Ruf 
der  Geistlichkeit  nach  Unterrichtsfreiheit,  die  entschiedene 
Opposition  derselben  gegen  das  Universitätsmonopol  tnüpft. 
Nur  auf  diese  Weise  konnten  die  bischöflichen  Lehranstalten 
allgemeine  Bildungsanstalten  werden,  alle  Hemmnifse  und 
Beschränkungen  der  geistlichen  Schulen  aufhören.  Und  die 
Geistlichkeit  berücksichtigte  nicht,  dass  die  Bourbon^n  ohne- 
hin schon  viel  zu  viel  Vorrechte  ihr  eingeräumt  halten  und 
die  Universität   selbst  unter  geistlicher  Leitung  staad.     Man 
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eiferte  gegen  das  Monopol  von  dem  Zeitpuncte^  als  man  die 
Entschlossenheit  zeigte,  der  Geistlichkeit  die  Benützung  ihrer 
Lehranstalten  zur  Erziehung  der  weltlichen  Jugend  zu  er- 
schweren. Früher  fand  zwar  der  Clerus  nicht  alles  vortreff- 
lich, aber  er  fügte  sich  ;  er  forderte  ein  Decennium  lang  nicht 
einmal  ein  Recht,  welches  die  Charte  vom  Jahre  1830  im 
69.  Artikel  versprach:  ein  Gesetz  zur  Anordnung  des  öffent- 
lichen Unterrichts  und  der  Lehrfreiheit.  Auch  in  den  Kam- 
mern erhob  sich  Niemand,  um  die  Erfüllung  des  gegebenen 
Versprechens  zu  verlangen.  Die  ersten  Versuche  machten 
einige  sehr  begabte  Mitglieder  der  geistlichen  Partei  wie 
Lamennais,  damals  noch  ultramontan,  Lacordaire  und  Mon- 
talembert.  Ohne  Erlaubnis  der  Regierung  eröffneten  sie  eine 
sogenannte  Freischule  (ecole  libre).  Die  Polizei  schloss  die- 
selbe. Die  Sache  kam  vor  die  Pairskammer,  welche  gegen 
die  Angeklagten  entschied,  obzwar  man  sich  von  vielen  Seiten 
gegen  das  Monopol  der  Universität  aussprach.  Guizot  brachte 
indes  durch  sein  liberales  Unterrichtsgesetz  das  Princip  der 
Freiheit  auf  dem  Gebiete  des  Primärunterrichts  zur  Geltung, 
und  legte  einige  Zeit  hernach  ein  specielles  Gesetz  für  den 
Secundärunterricht  vor,  welches  auf  demselben  Grundsatze 
basiei-te.  Der  Gesetzesvorschlag  rief  eine  ungemein  interes- 
sante Debatte  in  der  Kammer  hervor.  Man  stritt  jedoch  nicht 
über  geistliche  und  weltliche  Schulen,  sondern  über  die  Be- 
rechtigung der  humanistischen  und  realistischen  Disciplinen 
in  den  Mittelschulen.  Selbst  von  Seiten  der  Geistlichkeit  fand 
man  es  nicht  übertrieben,  wenn  das  Gesetz  an  die  Leiter  eines 
Instituts  wissenschaftliche  Anforderungen  stellte,  von  jedem 
Lehrer  forderte,  dass  er  sich  einer  strengen  Prüfung  vor  einer 
Commission  unterziehen  solle.  Das  Gesetz  Hess  allerdings  die 
geistlichen  Schulen  unberücksichtigt,  und  der  Berichterstatter 
S.  Marc-Girardin  schlug  vor,  die  Seminare  als  Privatanstalten 
ähnlichen  Bedingungen  wie  alle  übrigen  Schulen  zu  unter- 
werfen. 

Dieses  Gesetz  über  den  Secundärunterricht  kam  nicht 
zur  Ausführung ;  die  zweite  Kammer  nahm  dasselbe  an,  allein 
es  kam  in  Folge  eines  Ministerwechsels  nicht  vor  die  Pairs- 
kammer.  Erst  Villemain  nahm  die  brennende  Frage  über  die 


63 

Unterriclitsfrellieit  wieder  auf.  Sein  Entwurf  gestattete  der 
Geistlichkeit,  sich  an  dem  Secundärunterricht  mit  vollster 
Freiheit  zu  betheiligen,  er  wollte  die  Beschränkung  der 
Schülerzahl  an  geistlichen  Schulen  beseitigt,  dafür  aber  die 
Geistlichkeit  denselben  Bedingungen  wie  die  weltlichen  Leiter 
von  Unterrichtsanstalten  unterworfen  wissen.  Um  der  Geist- 
lichkeit die  weitere  Fortführung  ihrer  Lehranstalten  nicht 
unmöglich  zu  machen,  sollten  alle  damals  schon  thätigen 
und  die  innerhalb  fünf  Jahren  zu  ernennenden  Directoren 
und  Lehrer  von  dem  Nachweis  der  einzuführenden  Grade 
und  Fähigkeitsbedingungen  befreit  sein.  Die  entschiedene 
Opposition,  mit  welcher  die  Geistlichkeit  den  ministeriellen 
Entwurf  begrüsste,  bewog  die  Regierung  denselben  zurück- 
zuziehen, noch  ehe  es  zur  Discussion  in  der  Kammer  kam. 
Der  Clerus  hatte  seine  Kräfte  versucht  und  einen  Sieg  er- 
rungen. Er  blieb  dabei  nicht  stehen,  er  eröffnete  den  Kampf 
gegen  das  Monopol  der  Universität,  für  die  Freiheit  des  Un- 
terrichts. 

Es  ist  eine  eigenthümliche  Erscheinung,  die  Geistlich- 
keit als  Vorkämpferin  eines  so  wichtigen  Principes  zu  er- 
blicken, und  man  kann  sich  der  Ansicht  des  Geschicht- 
schreibers des  französischen  Unterrichtswesens,  Hahn,  nur 
anschliessen,  „dass  zur  Verwirklichung  seiner  Ansprüche  auf 
die  Volkserziehung  dem  Episcopate  kein  anderer  Weg  offen 
stand,  als  die  Forderung  der  Freiheit  des  Unterrichts.  Wäre 
eine  Hoffnung  vorhanden  gewesen,  die  Erziehung  ohne  diesen 
äussersten  Weg  an  sich  zu  reissen,  wäre  ein  Monopol  für  den 
Clerus  möglich  gewesen,  hätte  eine  Aufhebung  der  Beschrän- 
kungen, welche  auf  den  kleinen  Seminaren  lasteten,  erreicht 
werden  können,  so  hätte  man  nichts  verlangt."  So  aber 
eiferte  man  in  Broschüren  und  Pamphleten,  in  Zeitungen 
und  Zeitschriften  gegen  die  Universität,  beschuldigte  sie  des 
Unglaubens,  klagte  ihre  Mitglieder  des  Atheismus  an,  bewies 
aus  den  jährlichen  Criminalprocessen  den  Geist  der  Sitten- 
losigkeit  und  der  Verderbnis,  der  in  den  Schulen  des  Staates 
hause!  Erzbischöfe  und  Bischöfe  standen  unter  den  Streitern 
in  erster  Linie,  die  niedere  Geistlichkeit  fehlte  nicht.  Die 
Forderungen  des  Clerus  präcisierte  am  schärfsten  der  Erz- 
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bischof  von  Toulouse:  die  katholische  Religion  solle 
die  Grundlage  des  Universitätsunterrichtes  bilden, 
diejenigen,  welche  das  Baccaulaureat  erwerben,  sollen  von 
dem  Nachweis  eines  Studienzeugnisses  befreit  sein,  katho- 
lische Schulen  dürfen  ausserhalb  des  Kreises  der 
Universitätsaufsicht  gegründet  werden^  und  den 
Bischöfen  soll  es  gestattet  sein,  in  ihren  kleinen 
Seminaren  eine  unbegrenzte  Anzahl  von  Schü- 
lern aufzunehmen.  Man  machte  auch  kein  Hehl  daraus, 
dass  man  zugleich  für  die  Betheiligung  der  Jesuiten,  welche 
eine  verbotene  Congregation  waren,  kämpfte.  Man  wies  im 
Gegensatz  zu  den  verweltlichten  unheilvollen  Schulen  des 
Staates  auf  die  Vorzüge  der  Jesuitenschulen  hin,  und  sah  in 
ihnen  das  einzige  Heil,  der  Verderbnis  zu  steuern. 

Der  Streit  zwischen  der  Geistlichkeit  und  den  Mitglie- 
dern des  College  de  France,  welche  die  Fahne  der  Univer- 
sität hoch  hielten^  ward  mit  grosser  Erbitterung  geführt. 
Auch  die  Regierung  fühlte  die  Nothwendigkeit,  dem  uner- 
quicklichen Zustande  ein  Ende  zu  machen  und  durch  eine 
neue  Gesetzes  vorläge  die  Unterrichtsfrage  zu  erledigen.  Offen- 
bar konnte  der  Streit  im  liberalen  Sinn  dadurch  geschlichtet 
werden,  wenn  ein  Gesetz,  an  dem  durch  die  Charte  gewähr- 
leisteten Princip  der  Unterrichtsfreiheit  festhaltend,  die  geist- 
lichen Seminare  denselben  Gesetzen  und  Normen  unterworfen 
hätte,  wie  andere  Schulen  ähnlicher  Gattung.  Zu  einer  solch 
energischen  principiellen  Entscheidung  war  die  Regierung 
Louis  Philipp's  nicht  angethan.  Man  versuchte  zu  tempori- 
sieren,  ohne  der  Universität,  um  die  sich  die  liberale  Partei 
schaarte,  etwas  zu  vergeben,  den  gemässigten  Theil  der  Geist- 
lichkeit zu  gewinnen.  Man  wagte  einerseits  nicht  an  den  mo- 
nopolistischen Prärogativen  der  Universität  zu  rütteln,  die 
allmächtige  Corporation  musste  geschont  werden,  anderseits 
konnte  man  die  Ansprüche  der  ultramontanen  Partei  unmög- 
lich befriedigen. 

Bei  den  Debatten  über  den  zweiten  Villemain'schen 
Gesetzentwurf  in  der  Pairskammer  kam  die  grosse  Frage 
über  das  Recht  der  Staatsgewalt  auf  den  öffentlichen  Unter- 
richt zur  Sprache.    Montalembert  hatte  die  Aufgabe^  die  di- 
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öffentlichen  Unterricht  zu  bestreiten,  während  der  Bericht 
des  Herzogs  von  Broglie  das  Recht  zu  unterrichten  im  In- 
teresse des  Staates,  vorzüglich  aber  im  Interesse  der  Wissen- 
schaft ernsten  Bedingungen  unterworfen  wissen  wollte,  Be- 
dingungen, welche  die  sittliche  und  wissenschaftliche  Be- 
fähigung der  Aspiranten  bewähren  sollten,  und  Cousin  mit 
Entschiedenheit  und  Energie  die  Rechte  der  Universität,  die 
absolute  Gewalt  des  Staates  in  dem  öffentlichen  Unterricht 
betonte.  Die  Majorität  einigte  sich  schliesslich  dahin,  dem 
Staate  nicht  bloss  die  Aufsicht  über  die  Schulen  und  die  Be- 
rechtigung zur  Unterdrückung  der  Misbräuche  zu  vindicieren, 
sondern  dass  er  den  Zugang  zu  dem  Geschäfte  des  Unter- 
richtes durch  allerlei  Präservativmasregeln  zu  erschweren 
die  Befugnis  habe.  „Er  habe  die  Fähigkeit  und  Moralität 
der  Unternehmer,  wie  ihrer  Gehilfen  ausser  Zweifel  zu  stellen, 
ferner  den  Kreis  der  Unterrichtsgegenstände  im  allgemeinen 
vorzuzeichnen.  Die  Staatscollegien  seien  als  Norm  für  alle  übri- 
gen hinzustellen,  und  zwar  dadurch,  dass  die  Baccalaureats- 
prüfung,  welche  den  Zugang  zu  den  meisten  bürgerlichen  Car- 
rieren  eröffne,  in  ganz  genauer  Uebereinstimmung  nicht  bloss 
mit  der  in  den  Collegien  erreichten  Höhe  der  Studien,  son- 
dern vorzüglich  auch  mit  dem  in  denselben  befolgten  Gange 
und  Systeme  erhalten  werde." 

Bei  den  weitern  Debatten  setzte  man  die  Bedingungen 
bezüglich  der  Zulassung  zum  Lehramte  fest.  Diese  waren^ 
nach  deutschen  Begriffen  nicht  exorbitant.  Die  geistlichen 
Schulen  sollten  von  den  bisherigen  Beschränkungen  befreit, 
aber  denselben  Normen  unterworfen  werden  wie  die  welt- 
lichen Lehranstalten.  Die  Geistlichkeit  gerieth  über  dieses 
Ansinnen  in  die  heftigste  Aufregung.  Seminare  mit  wissen- 
schaftlichen Graden,  Baccalaureatsprüfung ,  welche  Zumu- 
thung!  Die  Regierung  Louis  Philippe's  schlug  auch  hier  im 
Geiste  der  Juste  -  milieu  -  Politik  einen  Mittelweg  ein.  Man 
wollte  es  den  Bischöfen  freistellen,  ob  sie  die  ihnen  unter- 
stehenden Seminare  den  allgemeinen  Rechten  und  Bedin- 
gungen unterwerfen,  dafür  aber  von  jeder  Beschränkung 
befreit  sein  wollten,  oder  ob  sie,  ohne  sich  den  allgemeinen 
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Normen  zu  fügen,  sich  auf  die  specielle  Ausbildung  von 
Priestereleven  beschränken  wollten;  auch  schlug  das  Mini- 
sterium vor,  dieser  letztern  Art  von  Seminaren  zu  gestatten, 
die  Hälfte  ihrer  Schüler  zum  Civilbaccalaureat  zu  präsen- 
tieren. Die  Pairskammer  lehnte  die  letztere  Proposition  mit 
gutem  Grunde  ab.  Endlich  einigte  man  sich  trotz  der  Op- 
position von  Seiten  mancher  hervorragender  Mitglieder  da- 
hin, dass  man  den  geistlichen  Seminaren  gestattete,  entweder 
im  Status  quo  mit  allen  Beschränkungen  und  Privilegien  zu 
beharren,  oder  freie  Privatanstalten  zu  werden  mit  Unter- 
werfung unter  alle  durch  das  Gesetz  normierte  Bedingungen, 
endlich  unter  Belassung  aller  übrigen  Vorrechte,  für  die  bei- 
den höchsten  Classen  Lehrer  mit  den  nöthigen  höheren  Gra- 
den anzustellen,  und  ihre  Schüler  zum  Baccalaureat  präsen- 
tieren zu  dürfen,  sonst  aber  in  ihrer  Ausnahmsstellung  zu 
verbleiben. 

Diese  Beschlüsse  stiessen  auf  energischen  Widerspruch 
in  der  Deputirtenkammer,  die  Universität  fand  hier  in  Thiers 
einen  glänzenden  Vertheidiger.  Die  Commission  schlug  vor, 
den  geistlichen  Seminaren  den  Laienunterricht  nicht  zu  ge- 
statten. Die  strenge  Ausführung  der  Ordonnanzen  vom  Jahre 
1828  sollte  aufrecht  erhalten  werden.  Eine  Lösung  der  wich- 
tigen Frage  blieb  bei  den  Differenzen  der  beiden  Kammern 
der  Zukunft  überlassen.  Salvandy  überreichte  am  12.  April 
1847  einen  neuen  hierauf  bezüglichen  Gesetzesentwurf.  Schon 
früher  durch  die  Ordonnanz  vom  7.  Dec.  1845  hatte  er  den 
Studienrath  in  seiner  ehemaligen  im  Grunddecret  vom  Jahre 
1808  vorgeschriebenen  Einrichtung  und  Gestalt  rehabilitiert; 
sein  Name  war  fortan  königl.  Kath  der  Universität;  die  Ge- 
neralinspectoren  der  Studien  sollten  fortan  Generalinspectoren 
der  Universität  heissen.  Nach  dem  neuen  Vorschlage  wollte 
der  Minister  bloss  die  Universitätsanstalten  den  Beamten  der 
Universität  unterstellt  wissen,  alle  übrigen  allgemeinen  Fra- 
gen so  wie  die  unabhängigen  Anstalten  einer  eigenen  Be- 
hörde unterordnen,  einem  grossen  Rath  des  öffentlichen  Un- 
terrichtes, welcher  aus  dem  Studienrath  der  Universität  und 
aus  zwölf  freien  Mitgliedern  bestehen  sollte.  Folgende  Gegen- 
stände sollten  hienach  in  sein  Ressort  gehören :  die  Reglements 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Uuterrichtswesens  etc.  5 


66 

in  Betreff  der  Studienprogramme,  die  Gradprüfungen,  die 
allgemeine  Disciplin  der  Schulen,  die  Bestätigung  von  Leh- 
rern u.  s.  w.  Anderseits  machte  der  Minister  im  Gesetzent- 
wurf den  Versuch,  die  Stellung  der  geistlichen  Seminare  in 
einer  zweckentsprechenden  Weise  zu  regeln.  Durch  die  An- 
nahme des  Gesetzes  wäre  der  erste  Schritt  zur  Begründung 
einer  Freiheit  des  Secundärunterrichtes  geschehen.  Zu  einer 
definitiven  Schlussfassung  kam  es  nicht,  die  Frage  wurde 
abermals  vertagt  —  durch  die  Revolution. 

Die  Republik  ward  proclamiert,  eine  neue  Aera  sollte 
für  das  Unterrichtswesen  hereinbrechen,  so  verkündete  we- 
nigstens der  am  24.  Februar  ernannte  provisorische  Minister 
des  öifentlichen  Unterrichtes,  Carnot.  Das  Unterrichtswesen, 
betonte  der  neue  Minister  in  einem  Rundschreiben,  solle  auf 
neuen  den  modernen  Anforderungen  entsprechenden  Grund- 
lagen aufgebaut  werden.  Eine  neue  Aera  brach  auch  in  der 
That  für  dieses  Gebiet  staatlicher  Thätigkeit  heran,  wenn 
auch  in  einem  anderen  Sinne,  in  einer  ganz  anderen  Rich- 
tung, als  die  Männer  des  republikanischen  Frankreichs  es 
auffassten.  Das  zweite  Kaiserreich  darf  den  Ruhm  für  sich 
in  Anspruch  nehmen,  dass  es  eine  Anzahl  Reformen  theils 
angebahnt,  theils  durchgeführt  hat,  welche  schon  längst  sich 
als  nothwendig  erwiesen ;  die  Minister  Napoleon's  III.  haben 
es  begriffen,  welch  wichtiges  Moment  das  Erziehungs-  und 
Unterrichtswesen  im  Leben  des  Staates  bildet.  Die  Energie 
und  Klarheit  der  Gesichtspuncte,  welche  man  hiebei  ent- 
wickelte, verdienen  jedenfalls  Anerkennung,  wenn  auch  die 
Mittel,  wodurch  man  bestimmte  Ziele  zu  erreichen  wähnte, 
nicht  in  jeder  Beziehung  der  kritischen  Prüfung  Stand  halten. 
Unermüdlich  war  und  ist  man  bemüht  Unhaltbares  aufzugeben, 
Falsches  zu  beseitigen,  und  die  stete  Rücksichtnahme  auf  die 
wirklichen  Bedürfnisse  des  fortschreitenden  Lebens,  wodurch 
jeder  Stillstand,  jede  Stagnation  zur  Unmöglichkeit  wird,  ist 
ein  charakteristisches  Kennzeichen  der  thätigen  Verwaltung 
Frankreichs  auf  diesem  Felde,  wie  auf  den  Gebieten  der 
materiellen  Thätigkeit.  Nirgends  bieten  sich  dem  Cultur- 
historiker  so  viele  Gesichtspuncte  für  die  vergleichende  Be- 
urtheilung  über  den  Zusammenhang  der  geistigen  und  ma- 
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teriellen  Entwickelung  einer  Nation  dar,  wie  gerade  in  Frank- 
reich. Es  gibt  fast  keinen  Zweig,  keine  Seite  des  Unterrichts- 
wesens, welche  durch  die  Reformen  der  letzten  Jahre  unbe- 
rührt geblieben  wäre.  Die  Centralverwaltung  wurde  umge- 
staltet, das  Universitätsmonopol  machte  der  Freiheit  des  Un- 
terrichtes Platz ,  der  Primärunterricht  erlitt  Veränderungen, 
das  mittlere  Schulwesen  erhielt  neue  Ziele  angewiesen,  in 
den  höheren  Studien  treten  Spuren  reformatorischer  Bestre- 
bungen an  den  Tag.  So  unvollkommen  manches  sein  mag, 
die  Reform  legt  Zeugnis  ab  von  einer  Regsamkeit  des  Gei- 
stes, welche  jedenfalls  mehr  Nutzen  bringt  als  zähes  Fest- 
halten an  dem  einmal  bestehenden  und  eingeführten. 


II.  Die  Behörden. 

An  der  Spitze  des  Unterrichtswesens  steht  der  Minister 
des  öffentlichen  Unterrichtes,  dem  auch  seit  1848  eine  Zeit 
lang  die  Cultusangelegenheiten  überwiesen  wurden.  Im  Jahre 
1864  wurden  diese  wieder  mit  dem  Justizministerium  ver- 
einigt. Die  einflussreiche  Stellung  des  Ministers,  früher  durch 
die  Universität  vielfach  beengt  imd  beschränkt,  wurde  erst 
durch  das  Gesetz  vom  15.  März  1850,  durch  die  Umbildung 
der  Oberstudienbehörde,  dauernd  befestigt.  Das  Ministerium 
für  öffentlichen  Unterricht  erlangte  nun  einen  ausgedehnteren 
Wirkungskreis,  nachdem  die  selbständige  Stellung  der  Uni- 
versität vernichtet  ward  und  der  Oberstudienrath  vollständig 
dem  Minister  unterstellt  wurde. 

Die  Universität  schmeichelte  sich  übrigens  noch  immer 
ihren  ehemaligen  Wirkungskreis  zu  erhalten,  da  selbst  der 
republikanische  Minister  Carnot  die  etwaigen  Befürchtungen, 
welche  einzelne  Mitglieder  der  Corporation  vielleicht  hegten, 
zu  verscheuchen  suchte ;  die  Bedeutung  und  Stellung  der  Uni- 
versität, so  hiess  es,  werde  unter  der  republikanischen  Re- 
gierung nur  gewinnen.  Es  kam  anders  als  man  glaubte. 
Wir  haben  gesehen,  dass  Salvandy  durch  die  Ordonnanz 
vom  7.  December  1845  den  alten  Rath  der  Universität,  wie 
er  durch  das   Decret  vom   J.  1808   organisiert  worden  war, 
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wiederhergestellt  hat,  und  auf  welche  Weise  er  denselben  zu 
einem  allgemeinen  Studienrath  für  sämmtliche  Lehranstalten 
erweitern  wollte.  Das  Gesetz  vom  15.  März  1850  vollzog  diese 
Umgestaltung.  Der  Oberstudienrat h  (conseil  sup^rieur 
de  l'instruction  publique)  bestand  nach  dem  Gesetze  vom 
J.  1850  aus  dem  Minister  als  Präsidenten,  vier  Erzbischöfen 
oder  Bischöfen,  je  einem  von  den  Consistorien  gewählten 
reformierten  und  lutherischen  Geistlichen,  einem  Mitgliede 
des  israelitischen  Centralconsistoriums ,  drei  Staatsräthen, 
drei  Cassationsräthen,  drei  Mitgliedern  des  Institutes,  und 
zwar  sämmtlich  von  den  betreffenden  Körperschaften  ge- 
wählt, endlich  aus  den  vom  Minister  aus  den  Kreisen  der 
Privatinstitute  ernannten  Mitgliedern.  Ihre  Functionsdauer 
wurde  auf  sechs  Jahre  festgesetzt,  sie  waren  jedoch  wieder 
wählbar.  Zu  diesen  periodischen  Käthen  kamen  acht  auf 
lebenslang  vom  Präsidenten  der  Republik  ernannte  Mitglie- 
der, welche  die  permanente  Oommission  bildeten  und  eine 
Besoldung  erhielten.  Der  Oberstudienrath  sollte  alljähi4ich 
mindestens  vier  Sitzungen  halten.  Er  hatte  sein  Gutachten 
abzugeben  über  Prüfungen  betreffende  Reglements,  über  Con- 
curse  und  Studienprogramme,  über  die  Ueberwachung  der 
Privatanstalten,  überhaupt  über  alle  Verordnungen  den  öffent- 
lichen Unterricht  betreffend,  über  die  Gründung  von  Lyceen, 
Facultäten  und  Collegien,  über  die  in  den  Schulen  einzufüh- 
renden Bücher.  Alle  die  specielle  Administration  der  Lehr- 
anstalten betreffenden  Angelegenheiten  wurden  der  perma- 
nenten Oommission  zur  Begutachtung  vorgelegt.  Das  Gesetz 
vom  9.  März  1852  vernichtete  auch  den  geringen  Grad  von 
Selbständigkeit,  den  der  Oberstudienrath  etwa  noch  besass. 
Die  permanente  Oommission  wurde  beseitigt,  sämmtliche 
Mitglieder  sollten  fortan  nicht  mehr  gewählt,  sondern  von 
der  Regierung  auf  ein  Jahr  ernannt  werden.  Der  Ober- 
studienrath (später  conseil  superieur  imperiale  de  l'instruction 
publique  benannt)  besteht  gegenwärtig  aus  je  drei  Mitglie- 
dern des  Senats,  des  Staatsraths  und  des  Oassationshofes, 
fünf  Erzbischöfen  oder  Bischöfen,  drei  nichtkatholischen 
Geistlichen,  fünf  Mitgliedern  des  Instituts,  acht  General- 
inspectoren    und  zwei  Vertretern   der   Privatanstalten.     Der 
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Minister  präsidiert  und  beruft  mindestens  zweimal  alljähr- 
lich den  Rath,  um  allgemeine  Fragen  zu  berathen.  Die  Mit- 
glieder beziehen  keinen  Gehalt. 

Die  alte  ganz  unabhängige  Corporation  der  Univer- 
sität wurde  auf  diese  Weise  aus  ihrer  monopolistischen  Stel- 
lung verdrängt,  sie  hörte  auf  einen  Staat  im  Staate  zu  bilden. 
Der  erste  Napoleon  hatte  sie  organisiert,  um  das  Unterrichts- 
wesen vollständig  in  Händen  zu  haben,  ihr  Machteinfluss  wuchs 
im  Laufe  der  Zeit  und  alle  Versuche  denselben  zu  unter- 
graben scheiterten.  Was  den  ßourbonen  nicht  gelungen  war, 
wogegen  die  Geistlichkeit  unter  der  Juliregierung  vergebens 
anstürmte,  vollführte  der  Präsident  und  später  der  Kaiser 
Louis  Napoleon.  Der  neue  kaiserliche  Studienrath  hat  wol 
noch  einen  wichtigen  Wirkungskreis,  er  wird  in  allen  päda- 
gogischen und  didaktischen  Fragen  zu  Rathe  gezogen,  aber 
der  ministerielle  Einfluss  überwiegt  auch  hier,  da  die  jähr- 
liche Zusammensetzung  der  Mitglieder  dem  Minister  das 
Mittel  bietet,  ihm  beliebige  Männer  in  den  Oberstudienrath 
zu  berufen.  Es  ist  zwar  begreiflich,  dass  die  Politik  das 
Unterrichts wesen  zu  eigenen  Zwecken  auszubeuten  sucht 
und  dass  das  zweite  Kaiserreich  in  der  Jugend  ein  wich- 
tiges Werkzeug  für  die  Dauer  seiner  Institutionen  zu  ge- 
winnen hofft;  aber  es  ist  mislich,  wenn  die  pädagogische 
und  didaktische  Tüchtigkeit  bei  der  Wahl  der  Männer,  welche 
an  der  Organisation  des  Studienwesens  mitzuwirken  berufen 
sind,  nicht  allein  entscheidet  und  die  politische  Parteifarbe 
fast  ausschliesslich  den  Ausschlag  gibt.  Schon  die  Zusammen- 
setzung des  kaiserlichen  Rathes  ist  der  Art,  dass  mehr  die 
Rücksichten  auf  die  Politik  als  auf  die  grössere  oder  ge- 
ringere Befähigung  über  Unterrichtsfragen  mitzusprechen  in 
den  Vordergrund  treten.  Und  immer,  wenn  es  sich  um  rein 
didaktische  Fragen  handelte,  musste  man  zu  Commissionen 
ausserhalb  des  Rathes  seine  Zuflucht  nehmen,  so  erst  in 
jüngster  Zeit,  als  die  Organisierung  des  professionellen  Se- 
cundärunterrichtes  an  der  Tagesordnung  stand.  Der  Rath 
setzt  dem  Minister  keine  Schwierigkeiten  bei  der  Durchfüh- 
rung seiner  Pläne  entgegen,  ein  oder  zweimal  im  Jahre  ver- 
sammeln  sich  die  Mitglieder   in  kurzen  Sessionen,   um  den 
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Vorlagen  ihre  ZuBtimmnng  zu  ertheilen,  mit  den  Details  des 
Studienwesens  haben  sie  selten  Müsse  und  Kenntnisse  genug 
sich  zu  beschäftigen.  Man  kann  ein  tüchtiger  Beamter,  ein 
vorzüglicher  Priester  sein,  ohne  vom  Schulwesen  etwas  zu 
verstehen,  und  die  Mitgliedschaft  einer  gelehrten  Corporation, 
wie  das  Institut  es  ist,  beweist  für  die  Befähigung  in  organi- 
satorischen Unterrichtsfragen  gar  nichts. 

Die  finanzielle  Unabhängigkeit  der  Universität  wurde 
ebenfalls  beseitigt.  Die  Einkünfte  der  Universität  bestanden 
früher  in  400.000  Frcs.  Rente,  welche  dem  Öffentlichen  Un- 
terricht schon  vor  der  Gründung  der  Universität  zugewiesen 
worden  waren;  dazu  kamen  die  Honorare  für  die  ertheilten 
Grade  der  theologischen  Facultät  und  der  Facult'äten  der 
Literatur  und  der  Wissenschaften,  ferner  der  zehnte  Theil 
von  den  Einkünften  der  Facultäten  des  Rechtes  und  der 
Medicin;  der  zwanzigste  Theil  der  Summe,  welche  jeder 
einzelne  Eleve  für  den  Unterricht  bezahlte,  von  allen  Schü- 
lern des  Reiches.  In  jenen  Lehranstalten,  wo  die  Zahlung 
für  den  Unterricht  mit  der  Pension  für  Kost  u.  s.  w.  zu- 
sammenfiel, ward  der  Betrag  der  Universitätssteuer  durch  das 
akademische  Conseil  normiert,  ebenso  die  Siegelgebühren 
für  alle  Diplome,  Brevet's  und  Erlaubnisscheine,* welche  von 
dem  Kanzler  der  Universität  ausgestellt  wurden.  —  Die  Uni- 
versität war  auch  ermächtigt,  Schenkungen  und  Dotationen 
anzunehmen.  Napoleon  hatte  überdies  auch  die  Absicht,  der 
Universität  eine  Anzahl  Waldungen  und  Aecker  zuzuweisen, 
welche  von  den  confiscierten  Gütern  der  geistlichen  Corpo- 
rationen  vorhanden  waren.  Die  Massregel  kam  jedoch  nicht 
zur  Ausführung.  Ludwig  XVIII.  hob  durch  die  Verordnung 
vom  17.  Februar  1815  die  Vicesima  auf  und  bestimmte,  dass 
der  Ausfall  von  den  Einkünften  der  Universität  aus  seiner 
Civilliste  gedeckt  werden  sollte,  wozu  er  eine  Million  anwies. 
Indes  die  abermalige  Aufrichtung  des  Kaiserthums  verhin- 
derte die  Durchführung  dieser  Massregel,  die  Steuer  wurde 
wiederhergestellt  und  seitdem  erhoben,  trotzdem  dass  bei 
den  oftmaligen  Erörterungen  des  Budgets  in  den  Kammern 
die  Angelegenheit  zu  wiederholten  Malen  zur  Sprache  kam. 
Das  Vermögen  der  Universität  wuchs  rasch  heran;  dieselbe 
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hatte  einen  eigenen  Schatzkanzler^  bis  unter  dem  Ministerium 
Guizot  auf  Veranlassung  des  Finanzministers  Humann  der 
Schatz  der  Universität  mit  dem  öffentlichen  vereinigt  wurde ; 
das  Einkommen  derselben  ward  zu  einem  Theil  des  Öffent- 
lichen erklärt;  von  den  Beamten  des  Finanzministeriums  er- 
hoben und  ähnlich,  wie  bei  den  übrigen  Steuern  auch  ver- 
rechnet. Am  22.  August  1850  ward  der  Durchstrich  der 
Renten  in  dem  Hauptbuche  der  Nationalschuld  beschlossen 
und  die  Domänen  mit  denen  des  Staates  vereinigt. 

Eine  ähnliche  Organisation  wie  der  Oberstudienrath 
erhielt  der  akademische  Rath.  Die  ehemalige  Anzahl  von 
27  Akademien  reducierte  man  im  Jahre  1848  auf  20,  Algier 
miteinbegriffen  (7.  September),  indem  man  die  verschiedenen 
Departements  auf  eine  gleichmässigere  Weise  den  Akademien 
zutheilen  wollte.  Da  früher  der  Wirkungskreis  der  Akademie 
mit  dem  Appellationsgerichtssprengel  zusammenfiel,  so  kam 
es,  dass  mancher  Akademie  sieben,  einer  anderen  nur  ein 
Departement  zufiel.  Das  Gesetz  vom  15.  März  1850  be- 
stimmte für  jedes  Departement  eine  Akademie.  Diese  Ein- 
richtung bestand  bis  zum  Jahre  1854,  wo  man  sich  der  im 
J.  1848  getroffenen  Einrichtung  annäherte.  Das  Gesetz  vom 
14.  Juni  1854  theilte  Frankreich  in  sechszehn  Akademien 
ein,  mit  den  Hauptorten  zu  Aix,  BesanQon,  Bordeaux,  Caen, 
Clermont,  Dijon,  Douai,  Grenoble,  Lyon,  Montpellier,  Nancy, 
Paris,  Poitiers,  Rennes,  Strassburg,  Toulouse.  Nach  der  An- 
nexion Savoyens  und  Nizza's  wurde  eine  neue  Akademie  in 
Chambery  errichtet.  Der  akademische  Rath  versammelt  sich 
zweimal  im  Jahre,  im  Juni  und  November,  auf  Einberufung 
des  Rectors  und  kann  durch  den  Minister  des  öffentlichen 
Unterrichts  zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  berufen 
werden.  In  der  Juni-Session  werden  dem  akademischen  Rathe 
Rechenschaftsberichte  von  den  Inspectoren  der  Akademie 
über  den  Secundär-  und  Primärunterricht  vorgelegt.  In  der  No- 
vember-Session beschäftigt  er  sich  mit  den  ihm  von  den  De- 
canen  übermittelten  detaillirten  Berichten  über  die  Studien 
und  die  Erfolge  der  Prüfungen  in  den  Facultäten.  Der  aka- 
demische Rath  wacht  über  die  Aufrechterhaltung  der  durch 
den  Minister  im  Einvernehmen  mit  dem  kaiserlichen  Studien- 
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nithe  vorgeschriebenen  Lehrmethoden,  die  in  den  öffentlichen 
Primär-,  Secundär-  imd  höheren  Schulen  befolgt  werden  sollen. 
Er  gibt  sein  Gutachten  über  alle  Fragen  der  Administration, 
der  Finanzen  und  der  Disciplin  bezüglich  der  Collegien,  Ly- 
ceen  und  höheren  Lehranstalten  seines  Bezirkes  *).  Der  frü- 
here ziemlich  ausgedehnte  Wirkungskreis  des  akademischen 
Ratlies  ist  demnach  beträchtlich  zusammengeschrumpft. 

Jede  Akademie  wird  von  einem  Rector  verwaltet,  der 
den  Grad  eines  Doctors  besitzen  muss  und  auf  Vorschlag 
des  Ministers  vom  Kaiser  ernannt  wird.  Die  Pflichten  des 
Rectors  sind:  Die  Leitung  und  Ueberwachung  der  öffent- 
lichen Institute  für  den  höhern  Unterricht,  für  den  Secundär- 
unterricht,  die  Ueberwachung  der  privaten  Secundäranstalten 
und  die  scientifische  Leitung  des  öffentlichen  Primärunter- 
richts. Er  leitet  und  überwacht,  sei  es  allein  oder  mit  Unter- 
stützung der  Inspectoren  der  Akademie,  die  Institute  des  hö- 
hern Unterrichts,  wohnt,  wenn  er  es  für  gut  findet,  den  Be- 
rathungen  der  Facultäten  und  Vorbereitungsschulen  bei,  er 
führt  in  diesem  Falle  den  Vorsitz,  aber  an  den  Beschlüssen 
hat  er  keinen  Antheil.  Er  vereinigt  monatlich  zu  einem 
comite  de  perfectionnement  die  Decane  der  Facultäten  und 
die  Directoren  der  Vorbereitungsschulen.  Er  beruft  die  Fa- 
cultäten, sei  es  zusammen,  sei  es  getrennt,  zur  Berathung 
der  speciellen  Programme  und  übermittelt  dieselben  mit  sei- 
nem motivirten  Bericht  dem  Minister,  dem  er  auch  seine  Vor- 
schläge über  das  Budget  und  die  jährlichen  Rechnungen  der 
Institute  für  den  höhern  Unterricht  zu  erstatten  hat. 

Der  Rector  leitet,  im  Nothfalle  von  den  Inspectoren 
der  Akademie  unterstützt,  die  öffentlichen  Secundärschulen. 
Er  erhält,  mit  dem  Bericht  des  Inspectors,  die  Rapporte  der 
Provisoren  der  Lyce^n  und  der  Principale  der  Communal- 
collegien,  welche  sodann  zusammengefasst  allmonatlich  dem 
Minister  vorgelegt  werden  müssen.  Die  Vorschläge  über  Vor- 
rückung und  Ernennung  der  Lehrer  und  Beamten,  die  Be- 
aufsichtigung der  Privatlehranstalten  gehören  in  sein  Ressort. 


*)  Decret  imperial.  22.  Aug.  1854,  Art.  14,  und  loi.  vom  14.  Juni 
1854,  Art.  4. 
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Er  hat  Sorge  zu  tragen,  dass  die  speciellen  Institute  jährlich 
wenigstens  einmal  inspiciert  werden  und  das  Resume  der 
Inspectionsberichte  an  den  Minister  zu  leiten;  ferner  über- 
wacht er  mit  Beihilfe  der  akademischen  und  der  Primärschul- 
inspectoren  die  Ausübung  des  Studienreglements  in  allen 
öffentlichen  Primärschulen  im  Bezirke,  macht  Vorschläge 
über  die  Verbesserung  der  Methoden  an  den  Normal-Primär- 
schulen und  den  öffentlichen  Primärschulen,  erstattet  ferner 
jährlich  Bericht  über  den  Zustand  des  öffentlichen  und  pri- 
vaten Primärunterrichtes  an  der  Akademie. 

Eine  etwas  abweichende  Organisation  hat  die  Akademie 
von  Paris.  Hier  kann  der  Minister  des  öffentlichen  Unter- 
richtes die  Functionen  eines  Rectors  ausüben  und  wird  durch 
einen  Vicerector  unterstützt.  Es  gibt  8  Inspectoren  im  Haupt- 
ort der  Pariser  Akademie  unter  der  Aufsicht  des  Rectors;  je 
einen  für  die  juridische,  medicinische,  literarische  und  wissen- 
schaftliche Facultät,  zwei  für  den  Unterricht  der  Lyceen  und 
Collegien  in  Paris ;  einer  von  ihnen  hat  auch  den  freien  Se- 
cundärunterricht  zu  überwachen.  Der  8.  Inspector  ist  dem 
Präfecten  unterstellt  und  mit  den  Geschäften  des  freien  oder 
öffentlichen  Primärunterrichts  betraut.  Die  Primärinspectoren 
des  Seine-Departements  sind  ihm  unmittelbar  beigegeben  und 
untergeordnet. 

Der  Inspector  der  Akademie  hat  sich  in  allem,  was  die 
scientifische,  didaktische  und  pädagogische  Seite  des  höhern 
Unterrichtes,  des  öffentlichen  oder  freien  Secundärunterrichtes 
und  die  Studienmethoden  des  öffentlichen  Primärunterrichtes 
anbelangt,  mit  dem  Rector  zu  verständigen.  Vierteljährlich 
hat  er  diesem  über  den  Zustand  der  Studien  an  den  Nor- 
mal- und  Primärschulen  des  Departements  einen  Bericht  zu 
übergeben  und  in  Abwesenheit  des  Rectors  denselben  in 
manchen  Angelegenheiten  zu  vertreten.  Er  ist  verpflichtet, 
dem  Präfecten  Bericht  über  die  Ernennung  und  Versetzun- 
gen der  Communallehrer  und  über  die  (im  Art.  33  des  Ges. 
vom  15.  März  1850  bezeichneten)  allenfalls  anzuwendenden 
Disciplinarstrafen  zu  erstatten.  Bezüglich  der  Geschäfte  des 
Primär  Unterrichts  setzt  er  sich  mit  den  Abgeordneten  des 
Departemental  -  Schulrathes,    den  Maires,    Seelsorgern   und 
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den  öffentlichen  oder  freien  Primärschul-Institutsinhabern  in 
Verbindung.  Der  Inspcctor  der  Akademie  übt  im  Haupt- 
ort des  Arrondisseraents  die  Functionen  des  Primärinspec- 
tors  aus  und  hat  in  diesem  Theil  seines  Dienstes  zur  Bei- 
hilfe einen  der  Primärinspectoren  des  Arrondissements,  den 
er  jährlich  bezeichnet  und  der  für  diese  zeitweilige  Mission 
eine  Gehaltszulage  nach  Bestimmung  des  Ministers  des  öifent- 
lichen  Unterrichts  erhält.  Die  Primärinspectoren  stehen  un- 
mittelbar unter  dem  Inspector  der  Akademie.  Der  Inspector 
der  Akademie  von  Corsica  führt  den  Titel  Vice-Rector;  er 
steht  direct  mit  dem  Minister  des  öffentlichen  Unterrichts  in 
Verbindung  in  Bezug  auf  alles,  was  die  Verwaltung  der  Ly- 
ceen  und  Collegien,  sowie  die  Ueberwachung  des  privaten 
Secundärunterrichts  betrifft. 

Die  Inspectoren,  welche  Licentiaten  einer  Facultät  sein 
müssen,  werden  vom  Minister  ernannt.  Sie  werden  gewählt  aus 
den  Facultätsprofessoren,  den  Provisoren  und  Censoren  der  Ly- 
ceen,  den  Principalen  der  Collegien,  den  Vorstehern  der  Privat- 
Secundäranstalten ,  den  Professoren  der  höheren  Classen  der 
verschiedenen  Lehranstalten,  den  Agreges  der  Facultäten  und 
Lyceen,  den  Licentiaten  und  Primärschulinspectoren. 

Die  Anstellung  als  Primärschulinspector  ist  an  ein  cer- 
tificat  d'aptitude  aux  fonctions  d'inspecteur  de  l'enseignement 
primaire  geknüpft.  Von  dem  Nachweise  desselben  sind  bloss 
die  Directoren  der  Normalschulen,  die  Principale  der  Col- 
legien,  die  Vorsteher  der  privaten  Secundärschulen  und  die 
Licentiaten  befreit.  Um  ein  Fähigkeitszeugnis  als  Inspector 
des  öffentlichen  Primärunterrichtes  zu  erhalten,  muss  man 
mindestens  25  Jahre  alt  sein  und  sich  mit  einem  Fähigkeits- 
zeugnis für  den  Elementarunten-icht  auch  in  den  facultativen 
Lehrfächern  ausweisen,  oder  ein  Baccalaureatsdiplom  besitzen, 
mindestens  zwei  Jahre  beim  Unterricht  oder  als  Secretär  einer 
Akademie  in  Verwendung  stehen.  Das  Examen  selbst  ist 
mündlich  und  schriftlich.  Die  Prüfung  erstreckt  sich  über  das- 
jenige, was  wir  zum  Theil  in  Deutschland  Pädagogik  nennen, 
nämlich  über  die  Pflichten  des  Lehrers,  über  die  Leitung  der 
Unterrichtsanstalten,  über  die  Methoden,  welche  beim  Unter- 
richt angewendet  werden,  über  die  Pläne  und  Einrichtungen 
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der  Schulhäuser,    über  die  Gesetze,    Reglements,    Decrete, 
welche  den  gesammten  Elementarunterricht  betreffen  *). 

Neben  den  Inspectoren  der  akademischen  Kreise  gibt 
es  Generalinspectoren  (inspecteurs  generaux)  für  den  höhern 
Unterricht,  nach  dem  Gesetze  vom  J.  1852  acht  an  Zahl,  und 
zwar  je  drei  für  die  Facultäten  des  lettres  und  des  sciences, 
je  einen  für  die  juridischen  und  medicinischen  Facultäten; 
sie  können  jedoch  auch  mit  der  ausserordentlichen  Inspection 
aller  Secundärlehranstalten  betraut  werden.  Die  regelmässige 
Oberaufsicht  über  den  Secun  dar  Unterricht  üben  sechs  General- 
inspectoren, und  zwar  drei  für  die  literarischen,  ebenso  viel 
für  die  exacten  Lehrfächer,  endlich  gibt  es  noch  vier  Ge- 
neralinspectoren des  Primärunterrichtes.  Die  Generalinspec- 
toren können  vom  Minister  mit  berathender  Stimme  in  den 
Oberstudienrath  berufen  werden,  wenn  sie  nicht  ordentliche 
Mitglieder  desselben  sind. 

Die  Gehalte  der  Akademiebeamten  wurden  seit  1850 
mehrmals  verbessert.  Nach  dem  Decrete  vom  27.  Mai  1850 
betrug  der  Gehalt  des  Akademie  -  Rectors  des  Seinedeparte- 
ments 8000  Frcs.,  die  Rectoren  der  übrigen  Departements  zer- 
fielen in  drei  Gehaltskategorien,  18  erster  Classe  mit  6000  Frcs., 
24  zweiter  Classe  mit  5000  und  43  dritter  Classe  mit  4500  Frcs. 
Die  Inspectoren  der  Pariser  Akademie  erhielten  4000,  die 
übrigen  3000  Frcs. ;  die  Secretäre  von  Paris  4000,  die  übrigen 
2000,  1800  und  1500  Frcs.,  je  nach  der  Kategorie.  Eine 
neue  Gehaltsnormierung  brachte  das  Decret  vom  22.  August 
1854.  Der  Vicerector  von  Paris  und  die  drei  Rectoren  zu 
Lyon,  Toulouse,  Bordeaux  beziehen  je  15.000  Frcs.;  die 
Rectoren  zu  Caen,  Rennes,  Montpellier,  Poitiers,  Dijon, 
Strassburg  je  12.000  Frcs.,  die  Rectoren  der  übrigen  Aka- 
demien 10.000  Frcs.  Jene  Rectoren,  welche  noch  mit  der 
Direction  einer  höheren  Lehranstalt  betraut  sind,  beziehen 
überdies  noch  einen  Supplementargehalt  von  5000 — 7000  Frcs. 
Die  8  Inspectoren  der  Pariser  Akademie  und  der  Inspector 
der  Akademie  von  Corsica  erhalten  6000  Frcs.  Die  übrigen 
Inspectoren   sind   in  vier  Classen   eingetheilt,    und  zwar   15 


*)  Decret  vom  29,  Juli  1850;  Arrete'  vom  16.  Dec.  1850. 
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erster  Classe  mit  5000  Frcs.,  25  zweiter  Classe  mit  4500  Frcs., 
16  di'itter  Classe  mit  4000  Frcs.  und  28  vierter  Classe  mit 
3500  Frcs.  Gehalt.  Die  Secretäre  der  Akademie  beziehen 
5000,  3000,  2500  und  2000  Frcs.  Gehalt.  Ausserdem  besitzt 
jede  Akademie  zwei  Hilfsarbeiter  (commis),  von  denen  6 
erster  Classe  mit  1600  Frcs.,  10  zweiter  Classe  mit  1400  Frcs. 
und  16  dritter  Classe  mit  1200  Frcs.  Gehalt.  Das  kaiserliche 
Decret  vom  27.  December  1865  endlich  bestimmte  folgende 
Bezüge  für  die  Inspectoren  der  Akademie ;  der  zu  Versailles 
wohnende  Akademieinspector  6000  Frcs.,  23  Akadcmieinspec- 
toren  erster  Classe  5500  Frcs.,  22  zweiter  Classe  5000,  44 
dritter  Classe  4500  Frcs.  Der  Inspector  und  Director  Cor- 
sicas  bezieht  noch  eine  Zulage  von  500  Frcs. 

Die  Gehalte  der  Generalinspectoren  wurden  1852  fest- 
gesetzt ;  es  beziehen  die  mit  der  Inspection  der  höheren  Lehr- 
anstalten betrauten  12.000  Frcs.,  die  Generalinspectoren  des 
Secundärunterrichts  10.000  Frcs.  und  endlich  jene  des  Pri- 
märschulwesens 8000  Frcs.  Die  Bezüge  der  Primärschul- 
inspectoren  wurden  1858  einer  neuen  Regelung  unterzogen. 
Bis  dahin  zerfielen  sie  in  fünf  Kategorien  und  zwar  gehörten 
20  in  die  erste  Classe  mit  2000  Frcs.  Gehalt,  40  in  die  zweite 
Classe  mit  1800  Frcs.,  50  in  die  dritte,  60  in  die  vierte  und 
105  in  die  fünfte  Classe  mit  1600,  1400  und  1200  Frcs.  Ge- 
halt. Die  290  Primärschulinspectoren  (die  neun  des  Seine- 
departements mit  4000  Frcs.  Gehalt  nicht  inbegriffen)  sind 
gegenwärtig  in  drei  Kategorien  eingereiht,  und  die  Bezüge 
für  die  erste  Classe,  95  an  Zahl,  betragen  2400  Frcs.,  für  die 
zweite  Classe,  95  an  Zahl,  2000  Frcs.,  endlich  100  Inspec- 
toren dritter  Classe  1600  Frcs.  Seit  1864  beziehen  die  letz- 
teren noch  eine  provisorische  Zulage  von  400  Frcs.  Sie  be- 
ziehen 7  Frcs.  täglich  Diäten  bei  den  ordentlichen,  9  Frcs. 
bei  ausserordentlichen  Inspectionsreisen. 

III.  Die  Primarschule^ 

Die  Neuordnung  des  Unterrichts  wesens  datiert  vom 
15.  März  1850,  das  damals  erlassene  loi  de  1' enseignement 
bildet  den  Ausgangspunct  der  modernen  Schulgesetzgebung 
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Frankreichs.  Indes  hat  schon  die  republikanische  Regierung 
in  vielfachen  Gesetzesvorlagen  das  Bestreben  an  den  Tag 
gelegt;  um  manche  Verbesserungen  im  Schulwesen  theils  an- 
zubahnen, theils  weiterzuführen,  welche  leider  später  bei  der 
definitiven  Organisation  nicht  jene  Beachtung  fanden,  die 
sie  wohl  verdienten.  Die  kurze  Amtsthätigkeit  Carnot's  zeigte 
genugsam,  von  welch  richtigem  Gesichtspuncte  die  leitenden 
Männer  der  republikanischen  Aera  ausgiengen,  und  dass  auf 
diesem  Gebiete  nicht  jene  Ueberstürzung  sich  geltend  machte, 
welche  nur  zu  häufig  im  Gefolge  des  Republikanismus  in 
Frankreich  in  den  legislatorischen  Massnahmen  hervortrat. 
Nirgends,  meinte  Carnot,  müsse  der  Unterschied  zwischen 
monarchischer  und  republikanischer  Unterrichtsverwaltung 
sich  schärfer  geltend  machen ,  als  im  Volksschulwesen.  Die 
elementaren  Kenntnisse,  welche  die  Primärschule  in  alther- 
gebrachter Weise  fast  ausschliesslich  vermittelt,  genügen  nicht 
zur  Erziehung  des  Bürgers,  der  berufen  ist  dem  Staatswesen 
das  Gepräge  seines  Willens  aufzudrücken.  Wenn  auch  das 
am  30.  Juni  1848  der  Nationalversammlung  vorgelegte  Ge- 
setz über  den  Primärunterricht  nicht  zur  endgiltigen  Bera- 
thung  gelangte,  so  verdient  es  dennoch  der  Vergessenheit 
entrückt  zu  werden,  nicht  bloss  weil  es  dem  Geiste  seines 
Urhebers  ein  glänzendes  Zeugnis  gibt,  sondern  weil  die 
gegenwärtige  Regierung  sich  mehrere  Gesichtspuncte  der 
Carnot'schen  Gesetzesvorlage  zu  eigen  gemacht  hat. 

Das  Primärschulgesetz  Carnot's  beschränkte  die  Volks- 
schule nicht  bloss  auf  Lesen,  Schreiben,  die  Elemente  der 
französischen  Sprache,  Rechnen,  sondern  es  sollten  auch  die 
wichtigsten  Kenntnisse  aus  der  Physik,  dem  Ackerbau  und 
der  Industrie,  Linearzeichnen,  Gesang  und  die  Elemente 
der  Geschichte  und  Geographie  Frankreichs  gelehrt,  und 
ferner  die  Schüler  mit  den  Pflichten  und  den  Rechten  des 
Menschen  und  Bürgers,  mit  der  Entwicklung  der  Idee  der 
Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  bekannt  gemacht 
werden.  Es  ward  ausgesprochen,  dass  der  Primär- 
unterricht ein  obligatorischer  und  unentgeltlicher 
sein  sollte.  Die  Ernennung  der  Elementarlehrer  ward  auf 
Vorschlag  des  Municipalrathes  dem  Minister  übertragen.    Sie 
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zerfielen  in  vier  Classen,  indem  in  jedem  Departement  von 
100  Lehrern  10  in  die  erste,  20  in  die  zweite,  30  in  die 
dritte  und  40  in  die  vierte  Classe  eingereiht  wurden.  Die 
Gehalte,  welche  insgesammt  vom  Staat  gezahlt  werden  sollten, 
betrugen  600  für  die  vierte,  800  für  die  dritte,  1000  für  die 
zweite  und  1200  Frcs.  für  die  erste  Classe.  Ausserdem  schlug 
der  Minister  vor,  dass  in  allen  jenen  Gemeinden,  welche 
über  5000  Seelen  zählen,  die  Lehrer  im  Verhältnis  zur  Be- 
völkerung eine  Zulage  zu  erhalten  hätten,  und  zwar  von  200 
bis  1800  Frcs.  Die  Gehalte  der  Lehrerinnen  wurden  auf  500, 
700,  800  und  1000  Frcs.  normiert,  ferner  eine  Zulage  von  % 
des  für  die  Lehrer  festgesetzten  Betrages.  Eine  jede  Gemeinde, 
deren  Bevölkerung  mindestens  300  Seelen  beträgt,  müsse  zur 
Errichtung  einer  öffentlichen  Primärschule  verpflichtet  werden, 
die  Gemeinde  jedoch  bloss  dazu  verhalten  sein,  das  Schul- 
gebäude nebst  Wohnung  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  herbei- 
zuschaffen. Was  die  Privat  -  Elementarschulen  anbelangt,  so 
sollte  jeder,  der  mit  einem  Befähigungszeugnis  versehen  ist, 
nachdem  er  dem  Rector  der  Akademie  die  Anzeige  gemacht 
hatte,  eine  Schule  eröffnen  können,  jedoch  in  einer  solchen 
Schule  ein  gemeinschaftlicher  Unterricht  für  beide  Geschlech- 
ter nicht  ertheilt  werden. 

Niemand  sollte  Privatschulen  eröffnen  dürfen,  welcher 
als  Lehrer  einer  öffentlichen  Schule  entfernt  worden  war. 
Strafen  wurden  festgesetzt  für  jene  Eltern,  deren  Kinder 
keine  Schule  besuchen  und  zu  Hause  keinen  Unterricht  er- 
halten. Die  Ueberwachung  der  Schulen  sollte  durch  ein  Ge- 
meinde-Comite ,  durch  ein  Central- Co  mite  im  Hauptort  des 
Arrondissements,  durch  einen  Rath  im  Hauptort  des  Departe- 
ments und  durch  die  Inspectoren  des  Elementarunterrichtes 
erfolgen.  In  einem  jeden  Arrondissement  sollte  wenigstens  ein 
Primär-Inspector  ernannt  werden.  Der  Gehalt  wurde  auf  1500, 
1800  und  2000  Frcs.  fixiert,  überdies  eine  Zulage  in  den  Städ- 
ten über  40.000  Seelen  von  500,  1000  oder  1500  Frcs.  Die  In- 
spectoren könnten  bloss  aus  der  Classe  der  Lehrer  erster  Ord- 
nung gewählt  werden.  Sie  hätten  zweimal  im  Jahre  wenigstens 
alle  Schulen  ihres  Kreises  zu  besuchen,  an  allen  Comites  theil- 
zunehmen  und  an  einer  jeden  Akademie  sollte  wenigstens  ein 
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Oberinspector  des  Primärunterrichtes  ernannt  werden.  Vier 
General-Oberinspectoren  mit  dem  Wohnsitz  in  Paris  krönten 
das  Gebäude  der  Hierarchie  des  Primärunterrichtes. 

Der  Minister  verlangte  zur  Durchführung  des  von  ihm 
vorgelegten  Gesetzes  einen  Credit  von  47,420.350  Frcs.,  wo- 
von nach  dem  Vorschlage  als  fixer  Gehalt  für  die  Lehrer 
31,688.000  Frcs.,  für  die  Lehrerinnen  11,256.000  Frcs.,  fer- 
ner als  Zulage  etwas  über  3  Mill.  präliminiert  war. 

Das  Gesetz  Carnot's  athmet  durchweg  einen  liberalen 
Geist.  Der  Volksschule  ist  ein  weiterer  Wirkungskreis  ge- 
steckt, die  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichtes,  der  Schulzwang 
klar  und  bestimmt  ausgesprochen,  die  Stellung  der  Lehrer 
beträchtlich  verbessert,  den  Mädchenschulen  eine  besondere 
Sorgfalt  zugewendet.  Für  den  Primärunterricht  47  Millionen 
Frcs.  fordern,  konnte  in  der  That  nur  ein  aufgeklärter  Mi- 
nister; bis  zu  dieser  Höhe  hatte  sich  noch  niemand  verstie- 
gen, trotzdem  viele  die  Nothwendigkeit  und  Wichtigkeit  der 
Volksschulbildung  zu  wiederholten  Malen  in  wohlgerundeten 
Reden  betont  hatten.  Die  Höhe  der  Ziffer  setzte  auch  alle 
Welt  in  Erstaunen;  man  wunderte  sich  über  die  Kühnheit 
des  Mannes,  der  zu  einer  Zeit,  wo  die  wirthschaftliche  Welt 
aus  den  Fugen  gieng,  dem  Unterrichte  und  noch  dazu  dem 
Volksschulunterrichte  so  viel  zugewendet  wissen  wollte.  Das 
Gesetz  kam  nicht  zur  Ausführung.  Die  hiefür  niedergesetzte 
Commission  der  Nationalversammlung  war  mit  ihrem  Be- 
richte noch  nicht  fertig,  da  zog  einer  der  Nachfolger  Car- 
not's, Falloux,  der  unter  der  Präsidentschaft  Louis  Napo- 
leon's  das  Portefeuille  des  öffentlichen  Unterrichtes  und  Cultus 
übernommen  hatte,  das  Gesetz  zurück  (4.  Januar  1849),  nach- 
dem er  Tags  zuvor  eine  Commission  zur  Vorbereitung  eines 
neuen  Gesetzes  niedergesetzt  hatte.  Am  18.  Juni  legte  Falloux 
ein  neu  ausgearbeitetes  Gesetz  über  den  öffentlichen  Unter 
rieht  vor,  welches  von  der  legislativen  Versammlung  am 
15.  November  1850  mit  einigen  Veränderungen  angenommen 
wurde.  Dieses  Gesetz  bildet,  wie  schon  erwähnt,  den  Aus- 
gangspunct  der  neueren  Schulgesetzgebung  unter  dem  zwei- 
ten Kaiserreich. 

Die   gegenwärtige  Organisation   des   Volksschulwesens 
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beruht  auf  dem  Gesetze  vom  15.  März  1850,  ferner  auf  den 
Reglements  vom  29.  Juli  und  dem  Decrete  vom  7.  October 
1850,  auf  dem  organischen  Decrete  vom  9.  März  1852,  dem 
Gesetze  vnm  14.  Juni  1854,  näher  erläutert  durch  das  Be- 
eret vom  22.  August  und  die  Circuläre  vom  31.  October 
desselben  Jahres  *). 

Die  unmittelbare  Aufsicht  der  Primärschulen  führt  die 
Ortsschulbehörde,  aus  dem  Maire,  dem  Pfarrer  und  einigen 
Bürgern  bestehend,  welche  von  den  Präfecten  des  Arron- 
dissements  gewählt  werden.  Sie  hat  die  öffentlichen  und  die 
Privatschulen  in  der  Gemeinde  zu  überwachen;  das  Recht, 
Lehrer  zu  ernennen,  wurde  ihr  genommen,  doch  hat  der 
Maire  das  Recht,  in  besonders  dringenden  Fällen  den  Lehrer 
seiner  Stelle  zu  entheben,  er  muss  jedoch  dem  Primär -In- 
spector  unmittelbar  davon  Anzeige  machen.  Ferner  hat  die 
Ortsschulbehörde  bei  Neubesetzungen  zu  bestimmen,  ob  sie 
einen  weltlichen  oder  geistlichen  Lehrer  will.  Die  Primär-In- 
spectoren  haben  sämmtliche  Schulen  eines  Arrondissements 
zu  überwachen  und  alljährlich  einen  eingehenden  Bericht  an 
den  Inspector  der  Akademie  über  den  sittlichen  und  scien- 
tifischen  Zustand  der  Schulen  ihres  Bezirkes  abzustatten. 
In  jedem  Departement  bilden  der  Rector  der  Akademie  und 
der  Präfect  des  Departements  die  Oberbehörde  des  Primär- 
schulwesens. Dem  erstem  steht  ein  Inspector  der  Akademie 
zur  Seite.  Der  Rector  erstattet  alljährlich  einen  Bericht  über 
sämmtliche  Schulen  seines  Departements  an  den  Unterrichts- 
minister. Die  scientifische  Leitung  der  Schulen,  die  Ueber- 
wachung  der  Methoden,  der  Schullehrerseminare ^  die  Prü- 
fungen der  Seminaristen  gehören  in  seinen  Wirkungskreis, 
worin  er  von  dem  Inspector  der  Akademie  unterstützt  wird. 
Die  äussere  Leitung,  die  Ueberwachung  und  Administration 
der  Volksschulen  besorgt  der  Präfect;  er  trifft  die  Bestim- 
mungen über  die  Herstellung  der  Schulen,  ihre  Abtheilung 
in  Knaben-  und  Mädchenschulen,  er  ordnet  die  Einnahmen 
und  Ausgaben,  beruft  und  entlässt  Lehrer  und  Lehrerinnen, 
er  hat  das  Recht  denselben  Verweise  zu  ertheilen,  amtliche 


*j  Vgl,  Eugene  Kendu:  Manuel  de  l'euseiguement  primaire,  Paris  1861 
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Suspension  mit  oder  ohne  Gehaltsentzielmng  auszuspreelien. 
Die  Departementösclmlbehörde  ist  dem  Präfecten  als  Ratli  bei- 
gegeben. Sie  gibt  ihre  Meinung  über  die  verschiedenen  Schu- 
len des  Departements  ab,  über  Reformen,  welche  im  Unter- 
richt, in  der  Disciplin  und  der  Administration  der  öffent- 
lichen Schulen  zu  treffen  sind,  über  Unterstützungen,  welche 
einzelnen  Schulen  zu  bewilligen  sind,  sie  ertheilt  den  Ge- 
meinden die  Erlaubnis,  sich  zur  Gründung  einer  Schule  zu 
vereinigen,  bewilligt  dem  Communallehrer  ein  administratives 
Amt  anzunehmen  oder  ein  Primär-Pensionat  zu  eröffnen,  be- 
misst  die  Höhe  des  Schulgeldes,  ertheilt  den  Gemeinden  das 
Recht  zur  Gründung  einer  Schule,  bezeichnet  wieder  andere, 
welchen  die  Verpflichtung  zukömmt,  eine  Mädchenschule  zu 
gründen.  Sie  hatte  früher  auch  das  Recht,  die  vollständige  Aus- 
schliessung der  Lehrer  und  Lehrerinnen  aus  dem  Schulstand 
zu  verhängen,  wobei  jedoch  die  Berufung  an  die  Oberschul- 
behörde in  Paris  gestattet  war.  Der  seines  Amtes  verlustig  er- 
klärte Lehrer  unterliegt  der  Recrutierung,  wenn  er  nicht  zehn 
Dienstjahre  zurückgelegt  hat.  Die  Departementsschulbehörde 
bezeichnet  jene  Schulen,  welche  einen  Unterlehrer  bedürfen. 
Jeder  Franzose,  der  21  Jahre  alt  ist,  kann,  wenn  er 
ein  Befähigungszeugnis  (brevet  de  capacite)  besitzt,  öffent- 
lichen oder  Privatunterricht  ertheilen.  Das  Lehramts- Beüihi- 
gungszeugnis  kann  jedoch  ersetzt  werden  durch  ein  Diplom 
der  Baccalaureatsprüfung,  durch  ein  Zeugnis,  dass  der  Can- 
didat  in  eine  staatliche  Specialschule  aufgenommen  wurde. 
Ebenso  bedürfen  die  Geistlichen,  die  einer  gesetzlich  an- 
erkannten Kirche  angehören,  desselben  nicht.  Wer  wegen 
eines  Vergehens  gegen  die  Moral  und  das  Recht  bestraft 
worden  ist,  bleibt  vom  Primärunterricht  ausgeschlossen  (Art. 
25  u.  26,  15.  März  1850).  Der  Unterlehrer  muss  mindestens 
18  Jahre  alt  sein  und  wird  mit  Genehmigung  der  Präfecten 
vom  Schullehrer  ernannt  und  entlassen.  Dieser  hat  die  Ver- 
antwortlichkeit für  die  vom  Unterlehrer  geleitete  Classe. 
Das  Fähigkeitszeugnis  wird  durch  eine  Prüfung  erworben. 
Die  frühere  Unterscheidung  von  zwei  Graden  der  Lehramts- 
befähigung wurde  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1850  aufge- 
hoben, doch  kann  sich  der  Candidat  noch  aus  anderen  Fä- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unten iclitsweseus  etc.  Q 
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ehern  als  den  obligatorischen  einer  Prüfung  unterziehen,  was 
auf  dem  Zeugnisse  besonders  bestätigt  wird.  Dieses  Examen 
kann  folgende  Gegenstände  umfassen :  Geographie,  Geschichte, 
Geometrie,  Physik,  Naturgeschichte,  Ackerbaukunde  u.  a.  m. 
Die  Prüfungscommission  wird  alljährlich  von  dem  Departe- 
ments-Schulrath  ernannt.  Sie  muss  zum  mindesten  aus  sieben 
Mitgliedern  bestehen,  unter  diesen  noth wendig  ein  Primär- In- 
spector,  ein  Geistlicher  von  der  Confession  des  Candidaten 
und  zwei  Primärlehrer  *).  Fünf  Mitglieder  müssen  wenigstens 
bei  einer  Prüfung  gegenwärtig  sein.  Die  Majorität  entscheidet 
bei  der  Abstimmung.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  der 
Präsident,  der  von  der  Commission  selbst  gewählt  wird,  den 
Ausschlag.  Der  Prüfungscandidat  muss  mindestens  18  Jahre 
alt  sein.  Die  Prüfung  erstreckt  sich  über  Moral  und  Religion, 
Lesen,  Schreiben,  die  Elemente  der  französischen  Sprache, 
Rechnen,  Münz-  und  Gewichtswesen. 

Die  Noten  werden  durch  Ziffern  von  0  bis  10  ausge- 
drückt, und  zwar  bezeichnet  10  und  9  sehr  gut,  8  und  7 
gut,  6  und  5  genügend,  4  und  3  mittelmässig ,  2  und  l 
schlecht,  0  sehr  schlecht  Jeder  Candidat  muss  mindestens 
20  Puncto  erlangt  haben,  wenn  er  zum  mündlichen  Examen 
zugelassen  werden  will.  Die  Note  0  schliesst  von  der  Zu- 
lassung zum  schriftlichen  Examen  absolut  aus.  Das  Fähig- 
keitszeugnis kann  nur  jenen  Candidaten  gegeben  werden, 
welche  mindestens  40  Puncto  erlangt  haben. 

Um  als  Gemeinde  -  Primärlehrer  angestellt  zu  werden, 
muss  man  mindestens  3  Jahre  Hilfslehrer  (maitre  adjoint) 
oder  Unterlehrer  (maitre  suppl^ant)  gewesen  sein  (Decret 
vom  29.  Nov.  1853  Art.  1—3).  Um  als  Unterlehrer  ange- 
stellt zu  werden,  muss  man  das  Lehrfähigkeitszeugnis  er- 
worben haben.  Die  Unterlehrer  können  von  dem  Rector  der 
Akademie  mit  der  Leitung  einer  Schule  in  jenen  Communen 
betraut  werden,  deren  Bevölkerung  500  Seelen  nicht  über- 
steigt. Die  Ausübung  irgend  einer  Profession  ist  dem  Pri- 
märlehrer nicht  gestattet,  doch  darf  die  Frau  desselben  z.  B. 

*)  Gesetze  vom  15.  März  1850  und  21.  Juni  1865,  Decret  vom 
29.  Zuni  1850,  Arrete  vom  15.  Feb.  1853  und  27.  August  1862,  endlich 
Circulaire  vom  8.  Mai  1855  und  11.  August  1858. 
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einen  kleinen  Handel  betreiben,  jedoch  nur  unter  ihrer  Firma. 
Der  Lehrer  darf  Schulbücher  an  die  Schüler  verkaufen,  Vor- 
singer, Verwalter  des  Kirchengutes,  Schreiber  sein ;  um  aber 
irgend  ein  Gemeindeamt  zu  bekleiden,  um  Notar,  Vorsteher 
eines  Pensionats  u.  s.  w.  zu  werden,  bedarf  es  der  Ge- 
nehmigung der  Departements-Schulbehörde. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1850  bestimmte  folgende  Lehr- 
fächer für  den  Primärunterricht:  Religionsunterricht  und 
Sittenlehre,  Lesen,  Schreiben,  die  Elemente  der  Grammatik, 
Rechnen  mit  Einübung  des  metrischen  Gewichts-  und  Mass- 
systemes  und  besonderer  Berücksichtigung  der  im  täglichen 
Leben  vorkommenden  Fälle.  Doch  ist  es  gestattet,  je  nach 
den  örtlichen  Bedürfnissen  und  Verhältnissen  auch  andere 
Lehrgegenstände  in  den  Kreis  des  Primärunterrichtes  zu 
ziehen,  und  zwar  Elemente  der  französischen  Geschichte  und 
Geographie,  Naturgeschichte  und  Physik,  Ackerbaukunde, 
Industrie-  und  Gesundheitslehre,  Elemente  der  Flächenberech- 
nung und  des  Feldmessens,  Linear-  und  Freihandzeichnen, 
Singen  und  Turnen  (Art.  23.  1850). 

Die  Belohnungen  für  die  Schüler  bestehen  in  guten  Stri- 
chen (bons  points) ;  eine  gewisse  Anzahl  derselben  gibt  eine 
„Exemtion'*,  d.  h.  der  Schüler  wird  für  einen  leichten  Fehler 
nicht  bestraft;  eine  grosse  Anzahl  von  bons  points  gibt  das 
Recht  auf  einen  Fleisszettel  (billet  de  satisfaction) ,  der  den 
Eltern  zugeschickt  wird.  Bei  fortdauernd  guten  Leistungen 
wird  der  Schüler  auf  eine  Ehrentafel  geschrieben,  sodann  in 
das  Ehrenbuch  der  Classe  eingetragen.  Belohnungen  durch  De- 
corationen und  Medaillen  sind  seltener  und  können  wieder  ab- 
genommen werden.  Die  körperliche  Züchtigung  ist  durchwegs 
verboten.  Als  Strafen  sind  folgende  gestattet :  schlechte  Striche 
(mauvais  points),  Arrest  mit  besonderer  Aufgabe,  Einschrei- 
ben auf  die  Schandtafel  der  Schule,  der  öffentliche  Verweis, 
der  provisorische  Ausschluss  und  die  vollständige  Ausschlies- 
sung.   Letztere  wird  nur  durch  den  Präfecten  verhängt. 

Die  Schullehrerseminare  erhielten  im  J.  1851  eine 
theilweise  veränderte  Einrichtung.  Die  Lehrgegenstände  blie- 
ben zwar  dieselben,  aber  die  Dauer  des  Cursus  wurde  all- 
gemein auf  drei  Jahre  festgesetzt,   während  früher  nur  zwei 
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vorgeschrieben  waren,  obwol,  wie  schon  erwähnt,  in  mehre- 
ren Anstalten,  bei  der  Nothwendigkeit  einer  längeren  Unter- 
richtszeit, längst  eine  Erweiterung  des  Schulcursus  auf  drei 
Jahre  eingetreten  war.  Die  Unterrichtsgegenstände  sind:  Le- 
sen, Schreiben,  die  Elemente  der  französischen  Sprache,  das 
gesetzliche  Münz- und  Mass wesen,  religiöser  Gesang  *).  Fer- 
ner können  auch  noch  gelehrt  werden:  Arithmetik  in  ihrer 
Anwendung  auf  das  praktische  Leben,  die  Elemente  der  Ge- 
schichte und  Geographie,  Grundlehren  der  Physik  und  Na- 
turgeschichte, Unterweisung  im  Ackerbau  und  in  verschie- 
denen Industriezweigen,  Feldmessen,  Linearzeichnen,  Gymna- 
stik ;  doch  sind  diese  Lehrfächer  bloss  facultativ  und  nur  die 
tüchtigsten  Zöglinge  erhalten  vom  akademischen  Rathe  nach 
vollendetem  zweiten  Jahrescursus  auf  Grund  ihrer  bisherigen 
Leistungen  die  Erlaubnis,  den  Vorträgen  beizuwohnen f  die 
schwächeren  Zöglinge  bleiben  auf  die  obligatorischen  Lehr- 
fächer beschränkt.  Mit  den  Seminarien  sind  meist  Elemen- 
tarschulen verbunden,  welche  zur  praktischen  Durchbildung 
der  Zöglinge  benutzt  werden.  Dem  Director  fällt  die  Lei- 
tung und  Ueberwaehung  der  Schule  zu,  der  auch  an  dem 
Unterricht  den  Hauptantheil  hat ;  seine  Ernennung  geschieht 
durch  den  Minister  auf  Grund  eines  Vorschlages  von  Seiten 
der  Akademie»  Als  Gehilfen  sind  ihm  einige  Lehrer,  ur- 
sprünglich höchstens  zwei,  seit  1865  an  mehreren  Schulen 
drei  beigegeben  (maitres  adjoints)^  welche  auf  Vorschlag  des 
Rectors   der  Akademie  vom  Minister   ernannt  werden.     Sie 


*)  Der  Lehrplan  ist  folgender:     I.  Jahr        II.  Jahr  III.  Jahr 

Religion       ..»..,  3  Stunden  3  Stunden  3  Stunden 

Lesen 6         „  6         „  2         „ 

Recitation 3         „  3         „  2         „ 

Schreiben 5         „  5         „  2         „ 

Franz.  Grammatik  ...  9         „  9         ,,  3         „ 

Rechnen 6         „  .6         „  6         » 

Gesang 3         „  3         „  3         „ 

Geschichte —       „  —       „  1         „ 

Geographie —       „  —       „  1         n 

Naturwissenschaften      .     .  —       „  —       »  3         „ 

Linear-  und  Planzeichnen  —       „  —       „  5         „ 


35  35  31 
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müssen  im  Seminar  wohnen.  Der  frühere  Gebranch,  dass 
einige  von  ihnen  Externe  waren,  noch  andere  Nebenbeschäf- 
tigungen hatten  und  nur  in  die  Anstalt  kamen,  wenn  ihre 
Verpflichtung  sie  dahin  rief,  ist  durch  das  Gesetz  1851  ab- 
gestellt worden.  Auch  der  Almosenier  wohnt  im  Seminar, 
er  ertheilt  den  Katholiken  den  Religionsunterricht,  für  Zög- 
linge anderer  Confessionen  sind  besondere  Lehrer  angestellt. 
Nur  der  Gesangslehrer  kann  ausserhalb  des  Institutes  stehen. 
Die  Ueberwachung  der  Normalschule  ist  einer  aus  fünf  Mit- 
gliedern bestehenden  Commission,  welche  auf  drei  Jahre  vom 
Rector  auf  Vorschlag  der  Akademie  ernannt  wird,  übertragen ; 
der  Director  ist  Mitglied  der  Commission  mit  berathendcr 
Stimme  in  allen  ihn  selbst  nicht  betreffenden  Fällen.  Die 
Commission  hat  die  Liste  der  Aufzunehmenden  abzufassen, 
das  Schulreglement  zu  bestimmen,  über  das  Aufsteigen  der 
Zöglinge  Beschlüsse  zu  fassen,  das  Budget  festzustellen  und 
die  Ausgaben  zu  prüfen.  Sie  hat  mindestens  vierteljährlich 
einmal  die  Schule  zu  besuchen,  um  vom  Stande  der  Classen 
Kenntnis  zu  nehmen  und  die  Zöglinge  zu  prüfen,  die  vom 
Director  anzufertigenden  Tabellen,  welche  Bemerkungen  über 
Fleiss,  Fortgang,  sittliche  Führung,  Charakter  und  Befähigung 
der  Zöglinge  enthalten,  zu  besichtigen.  Diese  Tabellen  müssen 
alle  drei  Monate  abgefasst  werden.  Sie  erhält  alljährlich  einen 
ausführlichen  Bericht  vom  Director,  den  sie  mit  ihren  Be- 
merkungen versehen  dem  Rector  und  dem  Präfecten  über- 
mittelt. Dieser  sendet  ihn  an  den  Minister.  Sie  selbst  erstattet 
über  den  Zustand  der  Anstalt,  über  das  Personal  und  dessen 
Leistungen  alljährlich  einen  selbständigen  Bericht.  —  Die 
Zahl  der  Aufzunehmenden,  die  mindestens  18  Jahre  alt  sein 
müssen,  bestimmt  der  Minister,  sowohl  diejenigen,  welche 
auf  ihre  Kosten  die  Anstalt  zu  besuchen  wünschen,  als  auch 
die  Freischüler.  Die  Liste  der  Aufnahmswerber  auf  Grund- 
lage von  Sittlichkeitszeugnissen  u.  s.  w.  entwirft  die  Com- 
mission. Die  Freischüler  der  Departements  müssen  sich  ver- 
pflichten, zehn  Jahre  in  dem  Departement,  welches  ihre  Er- 
haltung bestreitet,  Dienste  zu  leisten;  von  dieser  Verpflich- 
tung können  sie  nur  von  dem  Rector  auf  Grundlage  eines 
Gutachtens  der  Akademie  befreit  werden.   Diejenigen,  welche 
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vor  der  Beendigung  des  Cursus  die  Schule  verlassen  oder 
ihren  übernommenen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen, 
müssen  die  Kosten  zurückerstatten.  Die  Schüler  stehen  unter 
fortwährender  Aufsicht  des  Directors  und  der  Lehrer.  Die 
Vorschriften  über  die  Arbeiten  sind  genau  geregelt.  Strafen 
sind :  Einsperrung,  welche  der  Director  verhängt,  Verweise, 
welche  der  Director  oder  die  Commission,  oder  der  Rector 
je  nach  dem  Grade  der  Strafbarkeit  ertheilt;  die  Ausschlies- 
sung erfolgt  auf  Vorschlag  des  Directors  im  Einvernehmen 
mit  der  Commission  durch  den  Rector,  und  muss  dem  Mini- 
ster unmittelbar  angezeigt  werden.  Jeder  Eleve,  der  nicht 
für  fähig  erachtet  wird,  nach  Beendigung  eines  Schuljahres 
in  die  höhere  Classe  vorzurücken,  muss  die  Anstalt  verlassen. 
Krankheitsfälle  machen  eine  Ausnahme. 

Ein  genau  eutworfenes  Programm  regelt  den  ganzen 
Gang  des  Unterrichtes,  die  Lehrbücher  werden  alljährlich 
von  der  Akademie  bestimmt.  Der  Wissensstoff  erstreckt  sich 
auf  das  nothwendigste.  Als  Lesebücher,  welche  ein  eingehen- 
deres Verständnis  der  Autoren  anbahnen  sollen,  sind  aufge- 
nommen :  Lafontaine's  und  Fenelons  Fabeln,  Fleury's  Moeurs 
des  Israelites  et  des  Chretiens,  Lhomond ,  doctrine  chr^tienne, 
histoire  de  la  religion  et  histoire  de  l'Eglise,  Bossuet  discours 
sur  r histoire  universelle,  eine  Anthologie  guter  Autoren*). 
Ausgewählte  Stücke  der  zugelassenen  Werke  müssen  aus- 
wendig gelernt  werden  (recitation).  Mit  Grammatik  wird  nicht 
viel  Plage  gemacht,  der  Unterricht  soll  so  praktisch  als  mög- 
lich sein,  ohne  viele  Kegeln,  alle  grammatischen  Subtilitäten, 
alles  was  an  die  Metaphysik  der  Sprache  streift,  soll  sorg- 
fältig vermieden  werden.  Im  Rechnen  geht  man  über  die 
noth wendigsten  im  täglichen  Leben  am  häufigsten  vorkom- 
menden arithmetischen  Operationen  nicht  hinaus.  Wie  gering- 
fügig der  geographische  Lehrstoff  ist,  zeigt  schon  der  Stunden- 
ansatz ;    in   fünf  Stunden   im   ganzen   sollen   die   Elementar- 

*)  Eine  Verordnung  des  Ministers  vom  7.  October  1851  ernannte 
zur  Ausarbeitung  einer  solchen  Anthologie  eine  Commission,  aus  den 
Abbe  Daniel,  Mitglied  des  Studienrathes  als  Präsident,  Pillet,  Chef  im 
Unterrichtsministerium,  den  Inspectoren  Magin,  Ritt,  Beauvain  d' Altenheyn, 
Lebnm,  Rapet,  de  Moyencourt,  Behic  und  Eugene  Rendu  bestehend. 
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begriffe  vorgetragen  werden,  für  Europa  sind  im  ganzen  sechs 
Stunden,  für  die  übrigen  Welttheile  fünf  Stunden  bestimmt, 
24  entfallen  für  die  Specialgeographie  Frankreichs,  wovon 
sechs  ausschliesslich  für  das  Departement,  dem  die  Schule 
angehört.  Und  dabei  soll  auf  alles  mögliche  Rücksicht  genom- 
men werden.  Der  Geschichtsunterricht  kann  nur  sehr  kurze 
Notizen  über  alte  und  französische  Geschichte  umfassen ;  alte 
Geschichte  im  ganzen  zehn  Lectionen,  Geschichte  Frank- 
reichs bis  1789  27,  neue  Geschichte  Frankreichs  bis  1815 
vier  Lectionen.  Sehr  zweckmässig  ist  der  naturwissenschaft- 
liche Lehrstoff  zusammengefasst,  welcher  die  Eleven  mit  den 
im  Leben  nothwendigsten  Kenntnissen  bekannt  machen  soll. 
Das  wichtigste  aus  der  Chemie  und  Physik  mit  Hinweisung 
auf  Ackerbau  und  Industrie  wird  nach  einem  sehr  verständig 
durchgearbeiteten  Programme  vorgetragen.  In  den  letzten 
zwei  Jahren  praktische  Uebungen  im  Schulhalten.  Man  sieht, 
die  französischen  Normalschulen  halten  im  ganzen  ein  ver- 
ständiges Mass  ein,  sie  sind  von  aller  Verstiegenheit  frei, 
welche  nur  allzuhäufig  in  den  deutschen  Lehranstalten  dieser 
Art  thront.  Pädagogik  als  selbständige  Wissenschaft  fehlt, 
wofür  nicht  unwichtige  Gründe  sprechen.  Alles  Theoretisie- 
ren  nützt  dem  künftigen  Elementarlehrer  nicht  so  viel,  als 
ein  einfacher  praktischer  Kunstgriff.  Der  Unterricht  hat  in 
den  letzten  Decennien  schon  dadurch  nicht  unbeträchtlich 
gewonnen,  dass  sich  im  Laufe  der  Zeit  einige  tüchtige  Männer 
herangebildet  haben,  denen  man  mit  gutem  Fug  und  Recht 
die  Leitung  einer  solchen  Lehranstalt  anvertrauen  kann.  Doch 
ist  an  derartigen  Individuen  noch  kein  Ueberfluss  und  die  Lei- 
stungen der  verschiedenen  Lehranstalten  stehen  nicht  auf  glei- 
cher Höhe.  Man  erstrebt  im  allgemeinen  ein,  wenn  auch  be- 
schränktes, doch  gründliches  Wissen,  vermeidet  jedes  Haschen 
nach  dem  Scheine,  jede  Oberflächlichkeit  und  Gelehrsamkeit. 
Manche  Directoren  erwerben  sich  um  die  Erziehung  der 
ihnen  anvertrauten  Zöglinge  grosse  Verdienste  und  erstreben 
eine  wahrhafte  Durchbildung  des  Charakters  *). 


*)  VgL   das   sehr   verständig  abgefasste   Circulär   an   die   Rectoren 
vom  24.  März   1851  im  Rocueil  des  lois  p.   190. 
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Die  Gehalte  der  DIrectoren  und  Hilfslehrer  an  den  Nor- 
malschulen  wurden  durch  ein  kaiserliches  Beeret  1855  (26.  De- 
cember)  geregelt.  Erstere  zerfallen  in  drei  Classen :  die  erste 
bezieht  einen  Gehalt  von  2800—3000  Frcs.,  die  zweite  2500 
bis  2700,  die  dritte  2200—2400  Frcs.  20  Directoren  gehören 
in  die  erste  Classe,  25  in  die  zweite.  Die  Minister  bestimmen 
die  Classe  und  den  Gehalt.  Die  Hilfslehrer  beziehen  je  nach 
der  Classe  16— 1800,  13—1500,  1000—1200  Frcs.;  20  Hüfs- 
lehrer  gehören  in  die  erste,  40  in  die  zweite  Classe.  Die 
Freischüler  sind  entweder  ganze  oder  Viertelboursiers. 

Fassen  wir  die  Veränderungen  und  Modificationen  in's 
Auge,  welche  durch  das  Gesetz  vom  15.  März  und  die  Ver- 
ordnungen und  Gesetze  der  folgenden  Jahre  im  Primärunter- 
richte vorgenommen  worden  sind,  so  kann  man  diese  nicht 
unbedingt  als  einen  Fortschritt  begrüssen,  manche  Bestim- 
mungen müssen  ganz  entschieden  verurtheilt  werden.  Das 
Kaiserreich  namentlich  hat  bei  der  Sehulgesetzgebung  nicht 
ausschliesslich  das  Interesse  der  Schule  berücksichtigt,  son- 
dern andere,  vornehmlich  politische,  Gesichtspuncte  als  mass- 
gebend betrachtet.  Die  Ernennung  der  Lehrer  wurde  im  Ge- 
setze vom  J.  1850,  Art.  31  *)  dem  Municipalrath  zugewiesen, 
nur  dass  der  akademische  Räth  die  Liste  entwarf,  wonach 
die  Wahl  getroffen  werden  sollte.  Dies  Recht  wurde  den 
Communen  durch  das  oi-ganische  Gesetz  vom  9.  März  1852 
genommen,  indem  es  den  Rectoren  die  Ernennung  der  Schul- 
lehrer, den  Gemeinden  bloss  das  Vorschlagsrecht  zuwies  **). 
Eine  weitere  Aenderung  trat  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juni 
1854  ein,  welches  die  Präfecten  mit  der  Ernennung  der 
Lehrer  betraute  (Art.  8).  Der  Präfect  kann  die  Lehrer  zeit- 


*)  Art.  31  lautet:  les  institiiteurs  sont  nommes  par  le  conseil  mu- 
nicipal  de  chaquc  commune,  et  choisis,  soit  sur  une  liste  d'admissibilite 
et  d'avancement  dressee  par  le  conseil  academique  du  departement,  soit 
sur  la  pre.sentation  qui  est  faite  par  les  superieurs  pour  les  membres  des 
associations  religieuses  vouees  k  V  enseignement  et  autorisees  par  la  loi 
ou  reconnues  comme  etablissements  d'utilite  publique. 

**)  Les  recteurs  par  delegation  du  ministres  nommeut  les  insti- 
tuteurs  communaux,  les  conseils  municipaux  entendus  apres  le  mode  pre- 
scrit  par  les  deux  paragraphes  de  l'art.  31  de  la  loi  du  31  Mars  1850. 
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weilig  entfernen,  bestrafen  u.  s.  w.,  kurz  und  gut  diese  sind 
ilim  vollständig  überliefert.  Der  Präfect  ist  ein  politischer 
Beamter,  der  wie  die  meisten  Beamten  vom  Schulwesen  wenig 
oder  nichts  versteht,  ihm  ist  also  in  gewisser  Beziehung  die 
Oberaufsicht  über  die  Schule  anheimgegeben.  Nicht  päda- 
gogische Gründe  entscheiden,  sondern  bloss  politische,  die 
Schullehrer  sollen  an  die  Regierung  gekettet  werden,  die 
Interessen  der  Schule  sich  mit  dem  Interesse  der  jeweiligen 
Machthaber  identificieren.  Man  weiss,  welche  gewichtige 
Rolle  die  Schulmeister  bei  den  Wahlen  spielen.  Die  Regie- 
rung wollte  sich  derselben  vergewissern,  dass  sie  ihren  Ein- 
fluss  nicht  im  feindlichen  Sinne  ausüben.  Ob  die  Schule 
dabei  gewonnen  hat,  dass  das  Schulregiment  den  Rectoren 
entrissen  wurde,  darf  billig  bezweifelt  werden.  Die  Stellung 
des  Rectors  unterscheidet  sich  nun  wenig  von  der  eines  ge- 
wöhnlichen Inspectors,  die  wichtigen  Befugnisse,  welche  er 
ehemals  besass,  sind  ihm  genommen  worden.  Früher  ent- 
schieden pädagogische  Gründe  über  die  Bestrafung  der  Leh- 
rer, jetzt  kann  ein  Präfect  aus  beliebigen  ausserhalb  der 
Schule  liegenden  Gründen  die  Suspension  aussprechen.  Der 
Präfect  ist  nun  in  der  Lage,  sich  an  den  von  ihm  abhän- 
gigen Schullehrern  tüchtige  Werkzeuge  zu  Bearbeitung  der 
Massen  heranzubilden,  sie  zu  Agenten  der  Regierung  zu 
machen.  Man  schlage  diese  Seite  nicht  gering  an,  sie  ist 
von  weittragender  Bedeutung.  In  den  agricolen  Departements 
ist  der  Schullehrer  in  den  einzelnen  Dorfschaften  oft  der  ein- 
zige Mann,  dessen  Gesichtskreis  weiter  reicht,  der  in  viel- 
fachen Beziehungen  zu  Rathe  gezogen  werden  kann,  er  hat 
nur  einen  einzigen  Rivalen,  den  Geistlichen,  und  diesem  — 
mistraut  man  allzuhäufig.  In  einem  politisch  aufgeregten 
Lande  ist  ein  solches  Gesetz  eine  zweischneidige  Waffe,  die 
Schule  jedoch  muss  darunter  leiden. 

Es  bleibt  indes  anerkennenswerth,  dass  man  wenigstens 
für  die  materielle  Stellung  in  ergiebigerer  Weise  Sorge  ge- 
tragen hat,  obwol  die  hierüber  erlassenen  Bestimmungen 
derart  getroffen  sind,  dass  die  Lehrer  in  eine  noch  grössere 
Abhängigkeit  von  der  Regierung  gerathen.  Die  Gehalte  der 
Lehrer  im  J.  1850  auf  600  Eres.,    die  Schulgeldereinnahme 
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inbegriffen,  festgesetzt,  wurden  schon  1853  insofern  verbes- 
sert, als  der  Minister  einen  Credit  bewilligt  erhielt,  um  die 
Gehalte  der  verdienstvollen  Lehrer  nach  fünfjähriger  Dienst- 
zeit auf  700,  nach  zehnjähriger  auf  800  Frcs.  zu  erhöhen, 
jedoch  derart,  dass  nur  der  zehnte  Theil  aller  Lehrer  über- 
haupt an  dieser  Verbesserung  des  Einkommens  participieren 
sollte.  Das  Decret  vom  19.  April  1862  hat  den  Schullehreru 
abermals  eine  Verbesserung  gebracht.  Nach  den  Bestimmim- 
gen  desselben  sollten  sämmtliche  Lehrer  nach  fünfjähriger 
Dienstzeit  ein  Einkommen  von  700  Frcs.  erhalten ;  der  Mi- 
nister kann  jedoch  nach  10-  und  löjähriger  Dienstleistung 
den  Lehrern  als  Belohnung  für  gut  geleistete  Dienste  eine 
weitere  Zulage  von  je  100  Frcs.  gewähren,  doch  soll  diese 
Begünstigung  sich  nur  auf  '/go  der  Lehrer  erstrecken.  Nach 
dieser  noch  jetzt  giltigen  Norm  erhalten  demnach  die  Lehrer 
bei  ihrer  ersten  Anstellung  als  wirkliche  Lehrer  600  Frcs., 
das  Schulgeld  natürlich  mit  inbegriffen,  700  Frcs.  nach  5jäh- 
riger  Dienstzeit,  ob  sodann  noch  eine  Aufbesserung  eintritt, 
hängt  lediglich  vom  Minister  ab.  Bezüglich  der  Pension 
wurden  ebenfalls  erhebliche  Veränderungen  vorgenommen, 
die  Lehrer  sind  in  dieser  Beziehung  den  anderen  Öffentlichen 
Beamten  gleichgestellt,  während  sie  früher  für  die  Zeit  ihres 
Rücktrittes  aus  dem  Amte  durch  Sparcassen  (caisses  d'epargne 
et  de  prevoyance)  Sorge  tragen  mussten.  Die  Ruhegehalte 
sind  jedoch  niedrig  genug  und  keineswegs  ein  genügendes 
Entgelt  für  langjährige  Dienste.  Die  Unterlehrer  zerfallen 
in  zwei  Classen  und  beziehen  mindestens  500  und  400  Frcs. 
Oehalt,  das  Schulgeld  inbegriffen;  die  Gehalte  jener  Unter- 
lehrer, welche  einen  wirklichen  Lehrer  vertreten,  werden 
durch  den  Präfecten,  früher  durch  den  Rector  der  Akademie, 
normiert;  das  Aufsteigen  in  eine  höhere  Gehaltsciasse  ist 
nicht  unbedingt  mit  einer  Aenderung  des  Domicils  verbunden, 
doch  kann  die  Anzahl  der  Unterlehrer  erster  Classe  den  drit- 
ten Theil  sämmtlicher  Unterlehrer  in  einem  Departement  nicht 
übersteigen. 

Die  Klagen  über  die  mangelhaften  Leistungen  der  Ele- 
mentarschulen sind  auch  in  den  letzten  Jalu-en  laut  genug 
gewesen.     Die  grosse  Anzahl  der  Schüler  trete  mit  ungenü- 
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genden  Kenntnissen  aus  der  Volksschule  und  sei  nicht  ein- 
mal fähig  die  elementarsten  Begriffe  der  angewandten  Wis- 
senschaften aufzufassen.  Eine  Verlängerung  der  Volksschule 
um  ein  bis  zwei  Jahre  sei  eine  Nothwendigkeit;  die  Auf- 
nahme von  Linear-  und  Ornamentzeichnen,  ein  erweiterter 
Unterricht  in  der  Arithmetik  erweisen  sich  als  geboten.  Die 
oificielle  Statistik  gebe  wol  die  Anzahl  jener  an,  welche  ohne 
Unterricht  bleiben,  verabsäume  aber  die  grosse  Masse  jener 
zu  bezeichnen,  welche  ein  durchaus  oberflächliches  Wissen, 
das  nicht  für's  Leben  anhalte,  vielmehr  in  einigen  Jahren 
sich  verflüchtige,  besitzen.  Letzterem  hat  wol  die  jüngste 
officielle  Publication  Rechnung  getragen  und  nur  zu  evident 
bewiesen,  wie  berechtigt  die  Wünsche  um  weitere  Verbes- 
serungen, wie  begründet  die  Klagen  über  den  gegenwärtigen 
Zustand  der  Volksschulen  sind.  Doch  kann  nicht  immer  und 
überall  die  Regierung  verantwortlich  gemacht  werden,  man 
muss  gerecht  sein  anzuerkennen,  dass  die  Leiter  des  Unter- 
richtes in  Frankreich  den  Volksschulen  besondere  Aufmerk- 
samkeit schenken  und  bemüht  sind,  Mängel  und  Uebelstände 
zu  beseitigen.  Die  Schullehrer  selbst  erhielten  Gelegenheit 
sich  darüber  auszusprechen,  welche  Reformen  im  Primär- 
unterrichte noth wendig  seien*).  Das  Bild,  welches  sie  ent- 
warfen, war  gerade  kein  glänzendes.  Die  meisten  Stimmen 
beklagen  sich  über  die  Indifferenz  der  Eltern,  denen  sie  es 
zumeist  zuschreiben,  dass  die  Erfolge  der  Schule  so  viel  zu 
wünschen  übrig  lassen.  Beim  Durchlesen  des  Buches  wird 
man  vielfach   an   das  Buch  Lorrain's    erinnert.     „Man   habe 


*)  Durch  ministerielle  Verordnung  vom  12.  December  1860  wurde 
ein  Concurs  unter  den  Schullehrern  über  die  Frage  ausgeschrieben:  wel- 
ches ist  der  Zustand  des  Primärunterrichtes  und  welche  Reformen  sollen 
eingeführt  werden.  Es  liefen  6000  Arbeiten  ein,  die  zur  Beurtheilung 
niedergesetzte  Commission  behielt  1116  zurück.  Einzelnes  wurde  in  dem 
Buche  de  l'ignorance  des  populations  ouvriferes  et  rurales  de  la  France  et 
des  causes  qui  tendent  ä  la  perp^tuer,  renseignements  rassembles  par 
M.  Charles  Robert,  Montbelliard  1863  veröflFentlicht.  Dies  Buch  gibt  ein 
ähnliches  Bild  von  dem  gegenwärtigen  Bildungsgrade  der  Bevölkerung 
Frankreichs  wie  das  Buch  Lorrain's  von  jenem  am  Ende  des  dritten  und 
am  Anfangfe  des  vierten  Jahrzehents. 


n 

früher  all  das  Zeug  nicht  gebraucht  und  sei  dennoch  glück- 
lich gewesen;  mein  Sohn  wird  es  ebenso  treffen  wie  ich,  der 
ich  nie  etwas  gelernt  habe;  man  brauche  nicht  Lesen  und 
Schreiben  zum  Bebauen  des  Bodens;  ich  bin  nicht  in  die 
Schule  gegangen,  mein  Sohn  braucht  es  auch  nicht  zu  thun, 
ich  will  nicht,  dass  er  mich  überrage",  so  und  ähnlich  lauten 
die  Antworten  in  vielen  Departements,  wenn  man  sich  die 
Mühe  gab,  die  Eltern  zu  überreden,  ihre  Kinder  zur  Schule 
zu  schicken.  Die  Municipalräthe  sind  nicht  überall  der  Schule 
freundlich  gestimmt,  namentlich  dort  nicht,  wo  der  Maire 
des  Lesens  nicht  kundig  ist.  Allerdings  ist  es  bloss  die  Land- 
bevölkerung, welche  sich  in  ihrer  Unwissenheit  glücklich  fühlt, 
in  den  Städten  hat  die  Schule  durch  die  Anstrengungen  der 
Juliregierung  und  des  zweiten  Kaiserthums  den  Sieg  davon- 
getragen, aber  noch  immer  zählt  die  grosse  an  der  Spitze 
der  Civilisation  einher  schreitende  Nation  der  Unwissenden, 
der  gegen  jede  Bildung  Indifferenten  viele.  Befragen  wir 
nun  die  Statistik  um  die  Fortschritte  des  Schulwesens,  sie  ist 
keine  Schmeichlerin  und  enthüllt  ungeschminkt  die  Wahrheit. 

Der  gegenwärtige  Minister  des  öffentlichen  Unterrichtes, 
Duruy,  hat  sich  unstreitig  das  Verdienst  erworben,  durch  die 
Veröffentlichung  einer  Primärschulstatistik  der  Beurtheilung 
Anhaltspuncte  gegeben  zu  haben,  ja  er  hat  nicht  verschmäht 
aus  den  zu  Tage  geförderten  Daten  jene  Gesichtspuncte  an- 
zudeuten, welche  bezüglich  der  Erweiterung  und  Fortbildung 
des  Volksschulwesens  von  bedeutendem  Interesse  sind  *).  An 
der  Hand  dieser  Publication  wollen  wir  es  versuchen,  ein 
statistisches  Gemälde  des  Primärunterrichtes  zu  entwerfen, 
zugleich  aber  auch  einige  Daten  über  die  Entwicklung  des 
Volksschulwesens  vor  1850  vorausschicken.  Die  Bedeutung 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1833  und  sein  tiefeingreifender  Ein- 
fluss   tritt  dadurch  klar  hervor. 

Das  Gesetz  über  den  Primärunterricht  hat  in  dem  Zeit- 
räume von  1834  bis  1848  nachhaltige  Resultate  zur  Folge 
gehabt.     Besonders   in  den  ersten  Jahren   nach   seinem   Er- 


*)    Vgl.    Statist.ique   de  1' instniction    primaire    poiir  l'annee    1863. 
Situation  au  1  Janvier  1804.    Paris,  18(j5. 
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scheinen  hat  die  Anzahl  der  Elementarschulen   in  beträcht- 
licher Weise  zugenommen.    Es  gab 

im  Jahre  Elementarschulen     im  Jahre  Elementarschulen 


1834 

22.641 

1842 

30.286 

1835 

24.868 

1843 

30.638 

1836 

26.804 

1844 

31.138 

1837 

29.449 

1845 

31.578 

1838 

29.329 

1946 

32.059 

1839 

29.683 

1847 

32.619 

1840 

29.983 

1848 

32.964 

1841 

30.075 

Um  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  zu  genügen, 
fehlten  noch  im  Jahre  1848  bei  7036  Schulen,  da  nach  einer 
damals  angestellten  Berechnung  etwa  40.000  nothwendig 
waren.  Diese  Schulen  vertheilten  sich  nicht  gleichmässig 
auf  alle  Departements;  es  gab  Departements,  wo  fast  jede 
Commune  eine  Schule  hat,  während  in  anderen  die  Hälfte 
der  Gemeinden,  ja  wo  %  ^^^  Vio  ^^^  Ortschaften  ohne  Ele- 
mentarschulen waren.  Ausserdem  zählte  man  im  J.  1848 
7652  Mädchenschulen,  welche  erst  durch  die  Ordonnanz  vom 
J.  1836  geregelt  worden  sind,  im  Jahre  1837  5455.  Auch 
diese  Anstalten  waren  höchst  ungleichmässig  vertheilt.  Nicht 
jede  Gemeinde,  welche  eine  Elementarschule  besass,  hatte 
dafür  ein  eigenes  Schulhaus,  1834  zählte  man  bloss  10.316 
den  Communen  gehörige  Schulhäuser  für  Knaben,  1848  schon 
20.899.  Mädchenschulhäuser  zählte  man  1837  5453,  1848 
7652,  also  ebenso  viel,  als  es  Unterrichtsanstalten  dieser 
Art  gab. 

Die  Zahl  der  schulbesuchenden  Kinder  betrug 
im  Jahre  Knaben  Mädchen         Zusammen 

1831  1,200.715  734.904  1,935.624 

1834  1,470.220  882.977  2,353.197 


1838 

1,608.504 

1,154.073 

2,762.577 

1842 

J,707.480 

1,336.684 

3,044.169 

1846 

1,791.526 

1,443,910 

3,240.436 

1847 

1,733.977 

1,412.533 

3,146.510 

Hiebei    ist    keine    Unterscheidung    gemacht    zwischen 
öffentlichen  und  Privatschulen.    Im  allgemeinen  ist  nachge- 
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wiesen,  dass  die  öffentlichen  Lehranstalten  im  Primärunter- 
richte eine  Vermehrung,  die  Privatanstalten  eine  Vermin- 
derung im  Schulbesuche  erfahren  haben,  und  zwar  bei  Kna- 
ben, während  bei  Mädchen  das  umgekehrte  Verhältnis  statt- 
fand, da  die  öffentlichen  Schulen  dem  Bedürfnisse  nicht  ent- 
sprachen. Vergleicht  man  1834  mit  1847,  so  weisen  die 
öffentlichen  Knabenschulen  eine  Vermehrung  von  289,  die 
Privatanstalten  eine  Verminderung  von  352  auf  1000  auf. 
Bei  Mädchen  betrug  die  Zunahme  467  bei  den  öffentlichen 
und  962  bei  Privatlehranstalten  auf  1000.  Nimmt  man  diese 
beiden  Arten  Schulen  zusammen,  so  betrug  die  Zunahme 
der  schulbesuchenden  Knaben  444 ,  der  Mädchen  922  auf 
1000.  So  beträchtlich  auch  die  Fortschritte  sind,  welche  unter 
der  Regierung  Louis  Philipp's  der  Schulunterricht  gemacht 
hat,  so  verblieb  dennoch  ein  grosser  Theil  der  Bevölkerung 
in  ti-äger  Unwissenheit.  Wir  besitzen  statistische  Angaben 
über  die  Zahl  jener,  welche  bei  der  Recrutierung  wenigstens 
das  elementarste  Wissen  besassen,  und  zwar  die  des  Lesens 
kundig  waren.    Es  kamen  hier  auf  1000 

1827   429  1840   579 

1831    490  1843   600 

1834   510  1846    604 

1837   550  1849   618. 

Die  Zahl  der  Lehrer,  welche  vor  dem  J.  1834  in  den 
damals  schon  bestehenden  Normalschulen  gebildet  wurden, 
betrug  1644.  Unter  der  Juliregierung  kamen  nur  neun  An- 
stalten hinzu  und  bis  zum  J.  1848  waren  10.545  Lehrer  aus 
denselben  entlassen  worden;  im  Durchschnitte  alljährlich  in 
den  letzten  vierzehn  Jahren  von  1834 — 1848  679  Lehrer. 
Es  hatte  demnach  bloss  ein  Drittheil  der  angestellten  Lehrer 
eine  entsprechende  Vorbildung  erhalten. 

Der  §.  36  des  Gesetzes  vom  J.  1850  verpflichtet  eine 
jede  Gemeinde  zur  Gründung  einer  Schule.  Eine  Befreiung 
findet  nur  dann  statt,  wenn  sich  mehrere  Gemeinden  zur 
Erhaltung  einer  Schule  vereinigen  oder  für  den  unentgelt- 
lichen Unterricht  der  mittellosen  Kinder  in  einer  Privat- 
schule Vorsorge  treffen.  Man  zählt  in  Frankreich  37.510 
Communen,  in  36  690  derselben  gibt  es  38.386  Knaben-  oder 
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Mischschiilen  (ecoles  mixtes  für  Kinder  beiderlei  Geschlech- 
ter), und  zwar  20.703  Knabenschulen,  17.663  Mischschulen. 
Hiervon  sind  35.348  von  Weltlichen  und  3080  von  Geist- 
lichen geleitet.  Von  den  Mischschulen  stehen  J581  unter 
weltlichen  und  1072  unter  geistlichen  Lehrerinnen,  ein  jeden- 
falls eigenthümlicher  Vorgang,  dass  Knaben  in  Schulen  unter 
weiblicher  Führung  Unterricht  erhalten.  Nur  in  3968  Schulen 
reicht  ein  Lehrer  nicht  aus  und  muss  durch  Hilfslehrer  (ad- 
joints)  unterstützt  werden.  Wanderschulen  (ecoles  temporaires), 
welche  nur  4 — 5  Monate  im  Jahre  Unterricht  ertheilen,  gibt 
es  in  28  Departements  788,  und  zwar  215  bloss  für  Knaben, 
573  für  Kinder  beiderlei  Geschlechter.  Noch  immer  gibt  es 
eine  Anzahl  Schulen,  die  nicht  im  eigenen  Hause  unterge- 
bracht sind,  obzwar  schon  das  Gesetz  vom  J.  1833  jeder 
Gemeinde  die  Erbauung  eines  eigenen  Schulhauses  zur  Pflicht 
gemacht  hat.  Es  fehlt  viel  von  jener  amerikanischen  Einrich- 
tung, wo  bei  jeder  neuen  Ansiedelung  für  Schule  und  Kirche 
zuerst  gesorgt  wird.  Bedenkt  man,  welche  Summen  der  mo- 
derne Staat  für  unproductive  Arbeit  volkswirthschaftlich  ver- 
geudet, so  dürfte  man  nicht  allzuviel  fordern,  wenn  man  es 
ihm  zur  Pflicht  macht,  dort  einzutreten,  wo  die  ungenügen- 
den Mittel  der  Gemeinden  die  Erbauung  eines  Schulgebäudes 
unmöglich  machen.  Noch  gibt  es  1880  Gemeinden,  welche 
ihre  Kinder  in  eine  benachbarte  Schule  schicken  müssen, 
weil  eine  eigene  fehlt;  noch  gibt  es  146  Gemeinden,  wo  in 
Ermangelung  einer  öffentlichen  Schule  eine  Privatschule  aus- 
helfen muss;  noch  findet  man  818  Gemeinden  ohne  Schule, 
denen  also  jede  Möglichkeit  fehlt,  ihre  Kinder  mit  den  ele- 
mentarsten Kenntnissen  bekannt  machen  zu  lassen.  Ein  Fort- 
schritt ist  allerdings  seit  1850  sichtbar,  aber  noch  ist  ein 
weiter  Weg  bis  allen  vernünftigen  Anforderungen  nach  einem 
genügenden  Elementarunterricht  wird  Rechnung  getragen 
sein.  Eine  Nation,  welche  sich  rühmt  an  der  Spitze  der  Cultur 
zu  stehen,  ohne  vollkommen  entsprechenden  Unterricht,  ist 
jedenfalls  eine  eigenthümliche  Erscheinung. 

Der  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  Jahre  1850,  wor- 
nach  es  jeder  Gemeinde  freistehen  sollte,  unentgeltliche  Lehr- 
anstalten zu  errichten,  kam  man  nur  spärlich  nach.  Von  den 
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38.386  öftentliclien  Schulen  sind  2752  imentgeltlicli ,  und 
zwar  S6i)  durch  Geistliche  und  1886  durch  Weltliche  ge- 
leitet. Jene  machen  28  V2  %  sämmtlicher  geistlichen  Primär- 
schulen, diese  5*3  °/o  sämmtlicher  weltlichen  aus.  Was  die 
Religion  anbelangt,  so  bestimmt  der  Art.  15  dieses  Gesetzes, 
dass  für  jede  Religionsgenossenschaft  Specialschulen  bestehen 
sollen,  und  der  Departementalrath  normiert  in  Fällen,  wo 
die  Verhältnisse  es  erfordern,  die  Gründung  oder  Erhaltung 
solcher  Lehranstalten,  wo  Kinder  verschiedener  Confession 
einen  gemeinschaftlichen  Unterricht  erhalten.  Es  gibt  37.236 
katholische,  917  protestantische,  67  israelitische  und  166 
Schulen  für  Kinder  verschiedener  Religionsbekenntnisse. 
Nicht  sämmtliche  Schulen  besitzen  eigene  Gebäude;  10(^65 
Schulen  sind  in  Miethgebäuden  untergebracht,  509  in  Lo- 
calitäten,  welche  von  Privaten  geliehen  sind,  70  gehören 
religiösen  Körperschaften  und  nui'  27.642  sind  in  eigenen 
Schulgebäuden  der  Gemeinden  untergebracht.  Jedoch  diese 
entsprechen  nicht  überall  den  Anforderungen,  indem  bloss 
69  ^/o  der  weltlichen  Schulen  und  79%  ^^i'  geistlichen  Pri- 
märschulen den  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Bedin- 
gungen genügen.  Rechnet  man  auch  von  den  Miethgebäu- 
den diejenigen  ab,  welche  absolut  schlecht  gelegen  sind,  so 
können  15.634  Schulen  in  diese  Categorie  gezählt  werden, 
und  zwar  14.762  weltliche  und  872  geistliche.  Was  die 
Schuleneinrichtung  anbelangt,  so  lässt  sie  ebenfalls  in  vielen 
Schulen  zu  wünschen  übrig.  Bloss  6470  Schulen  sind  mit 
Bibliotheken,  welche  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1862  vor- 
schreibt, versehen;  26.320  Schulhäuser  sind  mit  Gärten  um- 
geben, wovon  jedoch  bloss  338  zum  Unterrichtsgebrauche 
ftir  Gartencultur  benützt  werdeia.  Man  berechnet  die  nöthigen 
Kosten  zur  Erbauung  neuer  und  zur  Adaptierung  alter  Schul- 
häuser, welche  derselben  dringend  bedürfen,  auf  134.122  ^i^l- 
Francs. 

Die  öffentlichen  Knaben-  und  Mischschulen  wurden  im 
Jahre  1863  von  2,399.293  Kindern  besucht,  und  zwar  von 
2,053  674  Knaben  und  345.619  Mädchen.  Hievon  kamen  auf 
weltliche  Lehranstalten  1,986.441  Kinder  oder  im  Durch- 
schnitt auf  eine  Schule  56,  auf  die  geistlichen  412,852  oder 


135  Kinder  im  Durchschnitte  auf  eine  Schule;  64  ^/q  sind  zah- 
lend, 36°/o  unentgeltlich.  Der  Schulbesuch  ist  kein  gleich- 
massiger.  Bloss  34.6  "/(,  der  Schüler  frequentierten  die  Schule 
1 — 6  Monate  im  Jahre ;  mehr  als  sechs  Monate  besuchen  19  "/q 
die  Schule ;  mehr  als  9  Monate,  fast  während  des  ganzen  Jahres 
wird  die  Schule  nur  von  46.4  ^/q  Schülern  besucht. 

Was  die  Lehrer  anbelangt,  so  zählt  man  an  den  öffent- 
lichen Knaben-  und  Mischschulen  33767  weltliche  Lehrer 
und  2690  Hilfslehrer,  1966  geistliche  Lehrer  und  4355  Hilfs- 
lehrer, 1581  weltliche,  1072  geistliche  Lehrerinnen,  33  welt- 
liche und  566  geistliche  Hilfslehrerinnen.  Die  gesammte  Zahl 
der  Lehrer  und  Lehrerinnen  beträgt  38386,  die  der  Hilfs- 
lehrer und  Hilfslehrerinnen  7644.  Die  Gehalte  sämmtlicher 
Lehrkräfte  an  den  Knaben-  und  Mädchenschulen  betrugen 
im  J.  1863  28.5^3  Mill.  Frcs.,  hievon  entfielen  lO.g^g  Mill. 
auf  die  Communen  und  Stiftungen,  I2.,j^^  Mill.  auf  das  Schul- 
geld, 2.^5  3  Mill.  auf  das  Departement,  2.392  Mill.  auf  den 
Staat.  Im  Durchschnitte  kamen  auf  den  Lehrer  778  Frcs. 
52  Cent.,  auf  den  Hilfslehrer  392  Frcs.  17  Cent.  Die  Ge- 
halte der  geistlichen  Lehrer  und  ihrer  Gehilfen  betrugen 
4.39  Mill. ,  wozu  der  Staat  33.505,  die  Departements  77.546 
beisteuerten,  990.702  Frcs.  betrug  das  Schulgeld,  der  Rest 
entfiel  auf  die  Gemeinden.  Der  Gehalt  eines  geistlichen  Leh- 
rers betrug  im  Durchschnitte  824  Frcs.  46  Cent,  der  Ge- 
hilfen 383  Frcs.  84  Cent.  Die  Ausgaben  bezüglich  der  in- 
neren Einrichtung  der  Schulen  betrugen  4.788  Mill.,  wobei 
jedoch  weder  die  Subventionen  des  Staates  noch  der  De- 
partements inbegriffen  sind,  da  diese  nicht  genau  festgestellt 
werden  können.  Sämmtliche  Ausgaben  für  den  Primärunter- 
richt belaufen  sich  demnach  auf  37.756  Mill.  Frcs. 

Die  Vorbildung  der  Lehrer  ist  nicht  überall  eine  ganz 
entsprechende.  Es  gibt  in  Frankreich  in  83  Departements 
78  Normalschulen,  6  Departements  ersetzen  dieselben  durch 
Normalcurse,  welche  mit  Privatlehranstalten  in  Verbindung 
stehen.  Ausser  diesen  gibt  es  noch  24  Bildungsschulen  für 
Lehrer  (ecoles  stagiaires),  wo  die  Lehramtszöglinge  bloss 
praktisch  herangebildet  werden,  ohne  einen  theoretischen 
Cursus  durchzumachen.  Dieser  Bildungsgang  hat  sich  jedoch 
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nicht  bewährt.  Die  Kosten  der  Normalschulen  und  Normal- 
curse  belaufen  sich  auf  2.429  Mill.  Frcs.;  hievon  entfällt  der 
grösste  Theil  auf  die  Departements,  welche  l.^gn  Mill.  Frcs. 
jähi'lich  beisteuern,  während  der  Staat  bloss  278.395  Frcs. 
und  die  Städte,  wo  die  Normalschulen  sich  befinden, 
40.875  Frcs.  beitragen.  Die  Gesammtzahl  der  Eleven  be- 
trug am  1.  Januar  1864  3359  und  zwar  in  den  Normal- 
schulen 3155,  133  in  den  Normalcursen  und  71  in  den 
6coles  stagiaires.  Indessen  genügen  die  Normalschulen  den 
Bedürfnissen  der  Volksschule  nicht.  Es  verlassen  im  mitt- 
leren Durchschnitt  alljährlich  1060  Schüler  diese  Schulen, 
die  Zahl  der  vacanten  Plätze  beträgt  1451,  so  dass  beiläufig 
%  der  erledigten  Stellen  durch  genügend  vorgebildete  Lehrer 
besetzt  werden  können  und  dass  mehr  als  400  Lehrerposten 
an  solche  verliehen  werden  müssen,  welche  keine  Lehrer- 
bildungsanstalt besucht  haben. 

Mit  den  öffentlichen  Knabenschulen  sind  818  Primär- 
pensionate  verbunden,  und  zwar  602  weltliche,  216  geistliche; 
jene  hatten  7952  Interne  oder  13  auf  ein  Pensionat,  letztere 
5815  Interne  oder  im  Durchschnitte  27  auf  ein  Pensionat. 

Privat-Primärschulen  gibt  es  in  1965  Communen,  welche 
in  146  Gemeinden  die  fehlende  Öffentliche  Lehranstalt  ver- 
treten; in  den  übrigen  machen  die  Privatlehranstalten  den 
öffentlichen  Concurrenz.  Die  Anzahl  der  Privatlehranstalten 
beträgt  3108,  wovon  128  Schüler  beiderlei  Geschlechtes  auf- 
nehmen. Von  diesen  sind  2572  weltliche,  536  geistliche.  Die 
Anzahl  der  Schüler  beträgt  208,582  und  zwar  206.418  Kna- 
ben, 2164  Mädchen.  Dazu  kommen  noch  563  Pensionate  und 
zwar  419  weltliche,  149  geistliche,  welche  von  25240  internen 
Eleven  besucht  werden.  Die  Zahl  der  Lehrer  beträgt  6807, 
von  denen  3621  ein  Fähigkeitszeugnis  besitzen,  185  sind  bache- 
liers,  652  sind  Professoren  an  andern  Lehranstalten  und  2349 
fehlt  jeder  Nachweis  einer  Eignung  zum  Lehrfache. 

Es  muss  als  ein  bedeutender  Fortschritt  bezeichnet 
werden,  dass  man  in  letzter  Zeit  auch  der  Mädchen- 
erziehung eine  grössere  Sorgfalt  zuwendet,  als  dies  bis- 
lang der  Fall  war.  Zwar  hatte  schon  der  Convent  den  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  der  Staat  nicht  bloss  für  die  Heran- 
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bildung  der  Knaben  zu  sorgen  habe,  und  in  dem  Decrete 
vom  17.  November  1794  heisst  es,  dass  die  Primärschulen 
die  Aufgabe  haben,  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  zu  freien 
Menschen  zu  erziehen  und  dass  auf  1000  Einwohner  eine 
Schule  kommen  solle.  An  jeder  Schule,  welche  naturgemäss 
in  zwei  Abtheilungen  getheilt  werden  müsse,  solle  ein  Lehrer 
und  eine  Lehrerin  angestellt  werden.  Man  bestimmte  für  die 
Lehrerinnen  eine  Besoldung  von  1000 — 1200  Livres.  Diese 
Verordnung  wie  so  viele  andere  rationelle  Massnahmen, 
welche  diese  Versammlung  getroffen  hat,  nahmen  sich  auf 
dem  Papiere  vortrefflich  aus,  die  Ausführung  blieb  besseren 
Zeiten  vorbehalten.  Die  republikanischen  Staatsmänner  da- 
maliger Tage  zeigten  wenigstens,  dass  sie  die  Bedeutung  des 
Lehramtes  wohl  zu  schätzen  wussten.  Längere  Zeit  blieben 
die  Mädchenschulen  von  den  aufeinanderfolgenden  Regie- 
rungen ganz  vernachlässigt.  Unter  der  Restauration  bestan- 
den zwar  eine  Anzahl  sogenannter  gemischter  Schulen  (ecoles 
mixtes),  aber  viel  zu  wenig.  Guizot  hatte  in  seinem  Gesetze 
über  den  Primärunterricht  auch  den  Bedürfnissen  nach  Mäd- 
chenschulen Rechnung  tragen  wollen,  aber  die  Kammer  eli- 
minierte den  Artikel  aus  dem  Entwürfe  und  erst  durch  die 
Ordonnanz  vom  J.  1836  wurden  einige  allgemeine,  dem  Ge- 
setze von  1833  nachgebildete,  Bestimmungen  über  den  Pri- 
märunterricht in  den  Mädchenschulen,  über  das  Fähigkeits- 
zeugnis, über  die  vorgesetzten  Behörden  u.  s.  w.  erlassen.  Die 
Verordnung  unterscheidet  einen  elementaren  und  höheren  Pri- 
märunterricht auch  bei  Mädchen,  ohne  dass  gerade  ein  grosser 
Unterschied  zwischen  beiden  Kategorien  von  Schulen  bezüg- 
lich des  zu  erreichenden  Zieles  gemacht  worden  wäre.  Es 
gab  demgemäss  auch  zwei  Arten  von  Fähigkeitszeugnissen, 
für  den  Elementarunterricht  und  für  den  höheren  Unterricht. 
Der  höhere  Mädchenunterricht  blieb  jedoch  fast  ganz  ver- 
nachlässigt, die  Pensionate  und  Institute  mussten  den  Mangel 
an  öffentlichen  Lehranstalten  ersetzen,  sie  waren  sich  selbst 
überlassen  und  standen  nicht  unter  Aufsicht  der  Universitäts- 
beamten. Erst  seit  1840  ist  den  Rectoren  und  Inspectoren 
ein  beschränktes  Inspectionsrecht  über  die  Mädchenschulen 
eingeräumt  worden.  Mit  der  Prüfung  der  Vorsteherinnen  und 


Lehrerinnnen  einer  Pension  war  eine  Commission  aus  meh- 
reren Damen  bestimmt.  Die  Vorsteherin  musste  25,  die  Hilfs- 
lehrerin (sous-maitresse)  18  Jahre  alt  sein.  Die  Kenntnisse, 
welche  verlangt  wurden,  beschränkten  sich  auf  Religion, 
Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  französische  Grammatik,  Ge- 
schichte und  Geographie. 

Im  Jahre  1848  schien  eine  bessere  Epoche  für  die 
Mädchenschulen  hereinzubrechen;  in  dem  von  Carnot  der 
Nationalversammlung  vorgelegten  Gesetzentwurfe  werden  sie 
den  Knabenschulen  gleichgestellt.  Das  Gesetz  vom  15.  März 
1850  behandelt  im  fünften  Capitel  die  Mädchenschulen.  Der 
wichtigste  Artikel  51  bestimmt,  dass  eine  jede  Commune 
über  800  Seelen  verpflichtet  sei  eine  Mädchenschule  zu 
gründen,  wenn  die  Mittel  der  Gemeinde  hiezu  ausreichen. 
Von  einer  Unterstützung  von  Seiten  des  Staates  oder  der 
Departements  war  keine  Rede.  Es  ward  den  Lehrerinnen 
nicht  gleichmässig  mit  den  Lehrern  ein  Minimum  des  Ge- 
haltes sichergestellt,  für  eine  eventuelle  Pension  keine  Sorge 
getragen  und  auch  für  das  Schulgeld  durchaus  keine  Norm 
vorgeschrieben.  Erst  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1854  hat  be- 
züglich des  letzten  Punctes  eine  Besserung  anzubahnen  ge- 
sucht. Der  Staat  selbst  hat  bisher  den  Mädchenschulen  nur 
winzige  Unterstützungen  zu  Theil  werden  lassen,  in  den  letz- 
ten Jahren  360.000  Eres,   zur  Aushilfe   und  Aufmunterung! 

Bei  dieser  Sachlage  muss  man  sich  noch  wundern,  dass 
die  Zahl  der  Mädchenschulen  in  verhältnismässig  beträcht- 
licher Weise  zugenommen  hat.  Es  gibt  in  Frankreich  14.059 
Mädchenschulen  in  13.913  Gemeinden,  hiezu  kommen  17.683 
sogenannte  Mischschulen  (ecoles  mixtes),  welche  Knaben  und 
Mädchen  beherbergen.  Da  es  in  Frankreich  37.510  Communen 
gibt,  so  fehlt  etwa  6392  Gemeinden  jeder  Mädchenunterricht. 
Indes  das  Uebel  ist  noch  grösser,  als  man  dem  Anscheine 
nach  anzunehmen  gewillt  wäre.  Die  Mischschulen  entsprechen 
nicht  und  sind  doch  nur  ein  Palliativ,  den  Mädchenschulen 
fehlt  es  noch  immer  an  tüchtigen  Lehrkräften,  die  sich  nicht 
finden  werden,  so  lange  die  materielle  Lage  der  Lehrerinnen 
keine  bessere  wird. 

Die  Mischschulen,    welche  für  die  fehlenden   selbstän- 


digen  Mädchenschulen  einen  Ersatz  bieten  sollten,  haben  die 
Gesetzgebung  zu  wiederholtenmalen  beschäftigt,  da  man  das 
misliche,  Kinder  beiderlei  Geschlechter  in  einer  und  derselben 
Schule  zu  beschäftigen,  nicht  verkannte.  Die  Ordonnanz  vom 
29.  Februar  1816  untersagte  die  Vereinigung  von  Knaben  und 
Mädchen  in  einer  Schule  *).  Diese  Bestimmung  ward  oft 
wieder  eingeschärft  und  da  man  die  Unmöglichkeit,  ftir  den 
Mädchenunterricht  zu  sorgen,  wohl  einsah,  so  bestimmte  man, 
dass  dort,  wo  es  an  Lehrerinnen  gebricht,  Vormittags  die 
Knaben,  Nachmittags  die  Mädchen  unterrichtet  werden  sollen. 
Die  Thatsachen  waren  hier  wie  auch  anderswo  stärker  als 
alle  Normen  und  Regeln,  welche  Beseitigung  von  Uebelstän- 
den  heischen,  ohne  wirkliche  Abhilfe  zu  gewähren.  Der  von 
uns  oben  erwähnte  Lorain  berichtet  wahrheitsgetreu,  dass 
trotz  alledem  Mischschulen  nicht  bloss  auf  dem  Lande,  son- 
dern sogar  auch  in  Städten  fortbestanden.  Nicht  bloss  Kinder, 
sondern  erwachsene  Knaben  und  Mädchen  erhielten  gemein- 
schaftlichen Unterricht;  Mädchen  von  15 — 16  Jahren  und 
gleichalterige  Knaben!  Und  dies  in  Gemeinden,  wo  es  Mäd- 
chenschulen gab,  weil  man  die  Lehrer  für  tauglicher  hielt, 
als  die  Lehrerinnen  **).  Es  gab  in  derartigen  Lehranstalten 
vielerlei  zu  vertuschen,  um  Scandale  zu  vermeiden.  Die  Juli- 
Regierung  suchte  Abhilfe  zu  schaffen,  aber  es  war  immerhin 
besser  einen  mangelhaften  Unterricht  in  Mischschulen  zu  er- 
halten, als  ohne  die  nöthigsten  Elementarkenntnisse  die  Mäd- 
chen heranwachsen  zu  lassen. 

Selbst  das  Gesetz  vom  J.  1850  behielt  die  Mischschulen 
bei  ***).  Nur  sollte  eine  Lehrerin  den  Unterricht  in  weiblichen 
Handarbeiten  übernehmen.  Ein  anderer  Uebelstand  derartiger 
Mischschulen  ist  der  nicht  allzuselten  vorkommende  Fall,  dass 
keine  Lehrer,  sondern  Lehrerinnen  den  Unterricht  auch  für 
Knaben  ertheilen.  Dies  ist  nach  dem  Reglement  vom  31.  De- 
cember  1853,    Art.  9  gestattet  f),    wenn   nicht  mehr   als  40 


*)   Les   gar^ons  et  les   filles   ne  pourront  jamais   etre   r^unis    pour 
recevoir  Tenseignemeiit  (Art,  32).  Vgl.  das  Circulaire  vom  3.  Jänner  1810. 
**)  Vgl.  Lorain  p.  328-330. 
***)  Vgl.  Circulaire  vom  31.  October  1854. 

t)  Des  institutrices  peuvent  etres  chargdes  de  la  direction  des  dcoles 


Zöglinge  die  Anstalt  besuchen.  Von  den  17.683  Mischschulen 
werden  2653  von  Lehrerinnen  geleitet.  In  vielen  Coramunen 
ist  der  Versuch  mislungen,  dass  Knaben  einer  weiblichen  Ob- 
hut hätten  anvertraut  werden  können,  sie  wurden  von  den 
Eltern  der  Schule  entzogen  und  aus  einer  Mischschule  wurde 
eine  Mädchenschule! 

Den  bedeutendsten  Antheil  an  dem  Mädchenunterricht 
haben  die  weiblichen  Congregationcn.  Von  den  2972  Asso- 
ciationen dieser  Art,  welche  Frankreich  anfangs  1860  besass, 
beschäftigten  sich  553  ausschliesslich  mit  dem  Unterrichte, 
2101  versahen  nebenbei  auch  Spitaldienste.  Es  gab  im  J.  1861 
beiläufig  90.000  Nonnen,  von  denen  etwa  über  70  ^/q  Unter- 
richt ertheilten.  Einige  beschränken  sich  bloss  auf  den  Ele- 
mentarunterricht, andere  haben  auch  ein  Pensionat  zur  Er- 
ziehung von  Töchtern  der  höheren  Stände;  einige  Congregatio- 
ncn haben  auch  die  Leitung  von  Kinderb ewahran stalten  über- 
nommen. Viele  Gemeinden  ziehen  die  Anstellung  einer  Nonne 
als  Lehrerin  den  Laien  aus  vielfachen  Gründen  vor^  vor- 
nehmlich wegen  der  geringen  Besoldung.  So  kommt  es,  dass 
von  den  öfi'entlichen  Mädchenschulen  8061  unter  geistlicher, 
5998  unter  weltlicher  Leitung  stehen.  Die  weltlichen  Privat- 
lehranstalten sind  zahlreicher,  5571  geistliche,  7637  weltliche. 
Die  Schülerinnen,  welche  geistliche  Schulen  besuchen,  be- 
tragen 697.195,  jene  der  weltlichen  317.342,  hiezu  kommen 
allerdings  noch  345.619  Mädchen  in  den  Mischschulen,  welche 
fast  insgesammt  weltlich  sind*).  Die  geistlichen  Schulen 
werden  demnach  von  68.7  ^/^ ,  die  weltlichen  von  31  «/^ 
der  Mädchen  besucht;  32  7o  besuchen  die  Schule  1—6  Mo- 
nate, 20®/o  mehr  als  sechs  Monate,  mehr  als  neun  Monate 
bloss  48o/o. 

Das  neue  Gesetz  vom  Jahre  1850  fordert  von  den 
Geistlichen  und  Klosterfrauen  kein  Fähigkeitszeugnis,  son- 
dern einen  einfachen  lettre  d'obedience.   Man  muss  diese  Be- 


publiques  coimnunes  aux  enfants  des  deux  sexes,  qui,  d'apres  la  moyenne 
des  trois  dernikes  annees,  ne  re9oivent  pas  annuellement  plus  de  qua- 
rante  eleves. 

*)  Statistique  de  rinstruction  primaire  p.  XIV,  XVII. 
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Stimmung  als  einen  Rüekschritt  bezeielmen  und  das  Gesetz 
vom  J.  1836  ist  in  dieser  Beziehung  weit  consequenter.  Man 
könnte  es  übrigens  noch  entsprechender  finden^  wenn  die 
Befreiung  von  der  Prüfung  bloss  auf  Geistliche  beschränkt 
bliebe,  man  kann  vielleicht  mit  Fug  und  Recht  voraussetzen, 
dass  die  Kenntnisse,  welche  ein  Geistlicher  sich  erworben 
haben  muss,  ihn  genügsam  befähigen,  Elementarunterricht 
zu  ertheilen,  obzwar  es  auch  einleuchten  dürfte,  dass  ein 
Elementarlehrer  noch  ganz  anders  gebildet  sein  muss  als  ein 
Geistlicher.  Man  kann  in  der  Theologie  wohl  bewandert  sein, 
mit  allen  dogmatischen  und  religiösen  Fragen  sich  vortreff- 
lich bekannt  gemacht  haben  und  dennoch  für  die  bescheidene 
Stellung  eines  Elementarlehrers  unfähig  sein.  Aber  wie  ge- 
sagt die  Möglichkeit  ist  wenigstens  vorhanden,  dass  ein 
Geistlicher  genügendes  Wissen  für  diesen  Beruf  besitze.  Bei 
den  Frauen  ist  dies  schlechterdings  nicht  vorauszusetzen. 
Ihre  Vorbildung  vor  dem  Eintritte  in  den  geistlichen  Stand 
ist  in  der  Regel  eine  sehr  mangelhafte,  und  eine  barmher- 
zige Schwester  ist  noch  keine  Lehrerin.  Die  Kenntnisse, 
welche  bei  der  Prüfung  gefordert  werden,  sind  zwar  im 
Grossen  und  Ganzen  nicht  bedeutend  zu  nennen,  aber  die 
Nonnen  haben  nicht  überall  Gelegenheit  sich  diese  zu  er- 
werben. Das  Gesetz  ist  von  einem  falschen  Liberalismus 
dictiert.  Der  Kampf  der  Geistlichkeit  für  Unterrichtsfreiheit 
ist  nicht  in  verständiger  Weise  gelöst  worden;  sie  braucht 
nicht  in  solch  enge  Grenzen  eingeschlossen  zu  werden,  wie 
dies  beim  Secundärunterricht  vor  1850  der  Fall  war,  aber 
auf  geistliche  Lehrer  muss  dasselbe  Gesetz  anwendbar  sein, 
welches  für  Laien  gilt. 

Um  ein  Fähigkeitszeugnis  als  Lehrerin  einer  Elementar- 
schule zu  erhalten,  muss  die  Aspirantin  mindestens  18  Jahre 
alt  sein  und  sich  einen  Monat  vor  der  Eröffnung  der  Prü- 
fungssession bei  der  Präfectur  des  Departements  melden,  wo 
sie  die  Prüfung  bestehen  will.  Das  Examen  selbst  zerfällt 
in  ein  schriftliches  und  ein  mündliches.  Die  schriftliche  Prü- 
fung besteht  im  Schönschreiben,  Orthographie,  einer  Erzäh- 
lung aus  der  heiligen  Schrift  und  aus  mathematischen  Auf- 
gaben. Nur  diejenigen,  welche  diesen  Theil  der  Prüfung  mit 
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gutem  Erfolg  zurückgelegt  haben,  werden  zur  mündlichen 
Prüfimg  zugelassen,  welche  sich  aui  Lesen,  Katechismus, 
heilige  Geschichte,  grammatische  Analyse  und  auf  Arithmetik 
erstreckt  *).  Bei  der  Prüfung  über  die  facultativen  Fächer 
erhält  man  ein  brevet  complet,  wobei  Geschichte,  Geographie, 
Physik,  Naturgeschichte,  Zeichnen,  Gesang  und  lebende  Spra- 
chen gefordert  werden. 

Um  ein  Fähigkeitszeugnis  als  Leiterin  eines  Erziehungs- 
hauses für  junge  Mädchen  zu  erhalten,  muss  ebenfalls  eine 
Prüfung  den  Beweis  liefern,  dass  die  Aspirantin  die  nöthigen 
Kenntnisse  besitze.  Die  Prüfung  selbst  erstreckt  sich  auf  alle 
Gegenstände,  welche  zur  Erziehung  der  Frauen  als  noth wen- 
dig betrachtet  werden  und  zwar  wird  verlangt:  eine  genaue 
Kenntnis  der  Religion  und  der  heiligen  Geschichte,  Geographie, 
allgemeinen  Geschichte,  Geschichte  Frankreichs,  Rechnen,  die 
Elemente  der  Cosmographie,  der  Physik  und  der  Naturge- 
schichte, genügende  Kenntnis  der  Literatur  und  der  Rhetorik, 
einer  lebenden  Sprache,  endlich  des  Zeichnens  und  der  Musik. 

Das  an  den  öffentlichen  Mädchenschulen  lehrende  Per- 
sonal beträgt  24.811,  wovon  6845  weltliche,  17.566  geistliche. 
Von  den  geistlichen  Lehrerinnen  besitzen  14.764  kein  Fähig- 
keitszeugnis, von  den  weltlichen  bloss  874.  Es  gibt  64  Bil- 
dungsanstalten für  Lehrerinnen  und  zwar  11  Normal  schulen 
und  53  Normalcurse,  jene  wurden  von  393,  diese  von  808 
Candidatinnen  besucht,  die  Gesammtzahl  betrug  demnach 
1201.  Pie  Kosten  der  Bildungsanstalten  für  Lehrerinnen  be- 
laufen sich  auf  471.118  Frcs.,  hievon  entfallen  auf  den  Staat 
94.210  Frcs.,  289.173  auf  die  Departements  und  3650  auf 
die  Städte. 

Mit  den  öffentlichen  Mädchenschulen  sind  1192  Primär- 
pensionate  verbunden,  184  weltliche  mit  1661  Internen,  durch- 
schnittlich also  9  Mädchen  auf  ein  Pensionat,  1008  geistliche 
mit  15.065  Eleven,  also  15  auf  ein  Pensionat.  Der  Preis 
einer  Pension   beträgt   im   Durchschnitte   in   den   weltlichen 


*)  Gesetze  vom  15.  März  1850,  14.  Juni  1854  und  21.  Juni  1865; 
Decret  vom  31.  Dec.  1853;  Arrete  vom  15.  Feb.  1853  und  27.  Aug.  1862; 
Circulaire  vom  8.  Mai  1855  und  11.  Aug.  1858. 


Anstalten  33]  Frcs.  76  Cent.,    in  den  geistlichen   336  Frcs 
83  Cent. 

Was  die  Privat-Mädchenschulen  anbelangt,  so  gibt  es 
deren  in  7348  Gemeinden,  in  5409  Communen  ersetzen  sie 
eine  öffentliche  Mädchenschule.  Man  zählt  13.208  Primär- 
Mädchenschulen,  530  von  ihnen  nehmen  indes  auch  Knaben 
auf;  7637  sind  weltlich,  5571  geistlich.  Diese  wurden  1863 
von  713.956  Kindern  besucht  und  zwar  708.292  Mädchen 
und  5664  Knaben,  also  im  Durchschnitte  kommen  54  Kinder 
auf  eine  Schule.  Die  geistlichen  Lehranstalten  haben  eine 
stärkere  Frequentation,  und  zwar  417.824,  wovon  414.461 
Mädchen,  3363  Knaben,  also  im  Durchschnitte  75  Kinder 
auf  die  Schule,  während  die  weltlichen  bloss  296.132  Kinder, 
wovon  2301  Knaben,  also  im  Durchschnitte  eine  Schule  38 
Kinder  nachweisen. 

Aus  diesen  statistischen  Angaben  geht  jedenfalls  mit 
Evidenz  hervor,  dass  die  Fortschritte,  welche  das  Volksschul- 
wesen seit  1833  gemacht  hat,  beträchtlich  sind  und  dass  die 
Thätigkeit  der  Regierung  für  die  Hebung  desselben  Anerken- 
nung verdiene.  Indes  die  Resultate  der  Primärschule  lassen 
noch  viel  zu  wünschen  übrig  und  es  wird  noch  viel  Arbeit 
kosten,  ehe  die  französische  Volksschule  auf  gleicher  Stufe 
mit  der  deutschen  stehen  wird.  Noch  hält  sich  ein  nicht  un- 
beträchtlicher Theil  der  Jugend  von  jedem  Schulbesuch  fern, 
wenn  auch  eine  Besserung  in  den  letzten  zwanzig  Jahren 
eingetreten  ist.  Im  Jahre  1832  zählte  Frankreich  bei  einer 
Bevölkerung  von  32.6 g  Mill.  I.935  Mill.  schulbesuchende  Kin- 
der, oder  auf  1000  Einwohner  kamen  59  Kinder  in  der 
Volksschule ;  1847  schon  99.8  ?  ^i®  Bevölkerung  betrug  35. 4 
Mill.  Seelen,  die  Schuljugend  4.336  Mill.;  im  J.  1863  zählte 
man  37.38  Einwohner  mit  4.33g  ^i^^-  Schulkindern,  demnach 
116  Schulkinder  auf  1000  Einwohner.  Aus  diesen  Angaben 
ist  das  grosse  Verdienst  der  Juliregierung  ersichtlich,  die 
Fortschritte  in  dem  Zeiträume  von  1833 — 47  sind  jedenfalls 
beträchtlicher,  als  von  1850—63.  Die  Ziffer  von  4.330  um- 
fasst  indessen  eine  nicht  geringe  Anzahl  jener,  welche  das 
13.  Lebensjahr  bereits  zurückgelegt  haben.  Nimmt  man  das 
normale  Schulalter  von  7 — 13  Jahren,  so  ergiebt  sich,  dass 


von  4,018.427  Kindern,  welche  1863  nach  einer  Schätzung 
der  Inspectoren  die  Schule  hätten  besuchen  sollen,  bloss 
3,133.540  eingeschrieben  waren,  also  ein  Deficit  von  884.887. 
Bringt  man  auch  in  Anschlag,  dass  ein  Theil  einen  häuslichen 
Unterricht  erhielt,  so  ist  das  Verhältnis  noch  immer  kein  ganz 
günstiges.  Bemerkenswerth  bleibt  noch  die  Thatsache,  dass 
die  protestantische  Bevölkerung  Frankreichs  fast  durchgängig 
viel  länger  die  Schule  besucht  als  die  katholische,  da  letztere 
schon  im  11.  oder  12.  Jahre  ihre  Bildung  abschliesst. 

Noch  ungünstiger  sind  die  Resultate  der  Volksschule 
in  einer  andern  Beziehung.  Von  der  inscribierten  Schuljugend 
besuchten  34  *^/o,  also  mehr  als  ein  Drittheil,  die  Schule  we- 
niger  als  sechs  Monate;  von  657.401  Kindern,  welche  1863 
die  Schule  verliessen,  konnten  bloss  60  ^/o  lesen,  schreiben 
und  rechnen,  während  40  ^/^  ein  ungenügendes  Wissen  mit- 
nahmen. Dies  ist  aber  bloss  eine  Schätzung,  welche  in  viel- 
facher Weise  der  Berichtigung  bedarf.  Von  100  Conscribierten 
konnten  27.49  ^^  J-  l^^^  weder  lesen  noch  schreiben,  im 
J.  1830  kamen  49.73:  iin  J.  1847  34.9,  auf  100.  Von  100  Män- 
nern, welche  1853  heirateten,  konnten  33.7  ^^^^  Namen  nicht 
unterzeichnen,  1862  28.g4,  bei  den  Frauen  betrug  die  Ziffer 
1853  54.7g,  1862  43.26,  also  im  Durchschnitte  konnten  1853 
37®/o,  1862  35.9  Vo  nicht  schreiben;  der  Fortschritt  ist  un- 
läugbar,  aber  in  einem  zehnjährigen  Zeitraum  ein  winziger. 

Nicht  in  allen  Departements  ist  die  Volksbildung  eine 
gleichmässige.  In  dem  Departement  Doubs  konnten  1862 
3.3  ^/o  nicht  lesen,  die  Departements  Haute  Marne  und 
Meuse  stehen  mit  demselben  auf  gleicher  Linie,  in  dem  De- 
partement Finisterre  sind  über  68  ^/^  ohne  Kenntnisse. 

Der  gegenwärtige  Minister  des  öffentlichen  Unteri'ichts, 
Duruy,  hat  sich  unstreitig  das  grosse  Verdienst  erworben, 
die  Frage  des  Volksschulunterrichts  wieder  in  Fluss  gebracht 
zu  haben.  Schon  die  von  ihm  veranstaltete  Statistik  des  Pri- 
märunterrichts ist  ein  Werk,  welches  Anerkennung  verdient, 
indem  er  die  Mängel  und  Gebrechen  der  Volksschulbildung 
in  einer  schonungslosen  Weise  enthüllte.  Der  Minister  prä- 
cisierte  scharf  und  klar,  was  Noth  thut:  Unentgeltlich- 
keit des  Unterrichts  und  Schulzwang,  Verbesserung 
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der  Methoden,  tüchtigere  Heranbildung  der  Volksschullehrer, 
energische  Volksschulaufsicht,  Schaffung  neuer  Schulen^  Ver- 
besserung der  bestehenden  Lehranstalten  durch  Lehrmittel- 
sammlungen und  Bibliotheken  u.  dgl.  mehr. 

Die  Franzosen  haben  sich  mit  der  Idee  der  Schul- 
pflicht der  Jugend  nie  besonders  befreundet,  obzwar  schon 
im  ]  6.  Jahrh.  der  Gedanke  bei  den  Ständen  von  Orleans  auf- 
tauchte *).  Abgesehen  von  einzelnen  Verfügungen  der  Bour- 
bonenkönige,  sprach  sich  auch  der  Convent  für  die  Schul- 
pflicht aus  (25.  December  1793).  Diese  Bestimmung  blieb 
ein  todter  Buchstabe»  Auch  im  19.  Jahrh.  huldigten  einige 
hervorragende  Männer  der  Ansicht,  dass  der  Staat  das  Recht 
und  die  Pflicht  habe,  den  Primär  Unterricht  obligatorisch  zu 
machen,  und  bei  den  Kammerdebatten  im  J.  1833  war  Cousin 
ein  beredter  Anwalt  derselben.  Die  Commission,  welche  mit 
der  Vorberathung  des  Carnot'schen  Gesetzentwurfes  (vergl. 
oben  S.  77)  betraut  ward,  und  welche  Männer  Avie  Rouher, 
Wolowski,  Boulay  de  la  Meurthe,  Jules  Simon  in  ihrer 
Mitte  hatte,  adoptierte  den  Vorschlag  des  republikanischen 
Ministers,  der  Berichterstatter  Barthelemy  St.  Hilaire  em- 
pfahl den  obligatorischen  und  unentgeltlichen  Unterricht. 
Auch  in  den  Kreisen  der  Schullehrer  hat  der  Schulzwang 
seine  Anwälte.  Von  1200  Schullehrern,  welche  1861  über 
die  Verbesserung  des  Volksschulwesens  ihre  Vota  abgaben, 
forderten  457  oder  38  ^/^  den  obligatorischen  Unterricht  und 
nur  65  oder  5  ^/q  waren  entschieden  dagegen.  Dennoch  drang 
Duruy  mit  seinem  Vorschlage  im  J.  1865  bei  der  Kammer 
nicht  durch  und  das  gesinnungsvolle  Buch  Jules  Simon's 
„l'Ecole"  fand  selbst  in  Louis  Reybaud,  dem  bekannten  Na- 
tionalökonomen, einen  entschiedenen  Gegner**).  Das  laissez 


*)  In  dem  12.  Art.  des  zweiten  Cahier's  vom  J.  1560  heisst  es : 
Levee  d'nne  contribution  siir  les  benefices  ecclesiastiques  pour  raisonnable- 
ment  stipendier  les  paedagogues  et  gens  lettres,  en  toutes  villes  et  villages 
pour  Tinstruetion  de  la  pauvre  jeunesse  du  plat  pays,  et  soient  tenus  les 
Tphres  et  meres,  h  peine  d'amende  k  envoyer  lesdits  enfant  a  l'ecole,  et  k 
ce  faire  soient  contraint  par  les  Seigneurs  ou  les  juges  ordinaires. 

**)  Vergl.  Journal  des  Economistes  les  ecoles  et  l'instruction  popu- 
laires  Decemberheft  1864  und  die  Fortsetzung  im  Jahrgang  1865. 
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faire  und  laissez  aller,  welches  für  die  wirthschaftliche  Thätig- 
keit  des  Staates  nach  den  Ansichten  dieser  Schule  mass- 
gebend sei,  gelte  auch  für  die  Volksschule!  Die  Geistlich- 
keit eiferte  in  Wort  und  Schrift  gegen  den  reformatorischen 
Minister.  Es  wäre  eine  Beschränkung  der  väterlichen  Gewalt, 
der  Staat  habe  nicht  das  Recht  sich  in  das  Familienleben 
einzudrängen  und  die  Prärogative  des  Oberhauptes  derselben 
zu  verkürzen;  die  Verpflichtung  für  den  Vater,  sein  Kind 
in  die  Schule  zu  schicken,  sei  eine  Verletzung  der  Gewissens- 
freiheit, eine  Verkürzung  der  materiellen  Hilfsquellen  der  Fa- 
milie. Der  arme  Junge  unterstütze  seine  Eltern  im  Erwerbe, 
es  schade  demnach  der  Cultur,  vermindere  die  Production, 
es  sei  materiel  unmöglich,  alle  Kinder  in  den  vorhandenen 
Schulen  unterzubringen,  die  Disciplin  würde  durch  die  zwangs- 
weise anwesende  Jugend  gestört  werden,  so  und  ähnlich  lau- 
teten die  Gegenreden,  welche  bei  der  Majorität  Anklang  fanden 
und  finden,  die  durch  die  Argumente  des  Ministers  sich  nicht 
überzeugen  Hess*). 

Dagegen  verfolgt  Duruy  mit  Consequenz  den  Plan,  den 
Unterricht  unentgeltlich  zu  machen.  Die  Constituante  vom 
J.  1*789  und  der  Convent  hatten  sich  schon  hiefür  ausgespro- 
chen **).  Das  Kaiserreich  beschränkte  die  Unentgeltlichkeit 
auf  den  fünften  Theil  der  Schuljugend.  Unter  der  Restauration 
trat  in  dieser  Beziehung  ein  vollständiges  Schwanken  in  der 
Schulgesetzgebung  ein,  man  verwarf  und  nahm  das  System 
des  unentgeltlichen  Unterrichts  wieder  auf.  Die  Bestimmung 
der  Gesetze  vom  J.  1833  und  1850  sicherte  jenen  einen  un- 
entgeltlichen Unterricht,  welche  das  Schulgeld  zu  zahlen 
nicht  im  Stande  seien.  Die  Bestimmung  über  die  Aufnahme 


*)  Vergl.  den  Rapport  sur  l'etat  de  renseignement  primaire  en  1863 
in  der  Statistique  de  l'instruction  primaire  p.  18  sq. 

**)  II  sera  cre6  et  organis^  Tine  instruction  publique  commune  a  tous 
les  citoyens  gatuite  a  l'egard  des  parties  indispensables  pour  tous  les  hom- 
mes  lautet  der  Beschluss  vom  J.  1789  und  im  Decret  des  Conventes  vom 
5  nivöse  an  II  (25.  Dec.  1793)  sect.  3,  art.  10  heisst  es:  les  instructeurs 
et  institutrices  ne  pourront,  sous  aucun  pretexte,  prendre  aucun  de  leurs 
elfeves  en  pension,  donner  aucune  le^on  particuli^re,  ni  recevoir  des  citoyens 
aucune  espfece  de  gratification,  sous  peine  d'etre  destitu^s. 
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derartiger  Kinder  überliess  man  den  Municipalrathen ;  diese 
machten  reichlichen  Gebrauch  von  der  Befugnis^  1850  betrug 
die  Zahl  der  vom  Schulgelde  Befreiten  35^0?  1852  40  7o- 
Von  dieser  freisinnigen  Bestimmung  kam  man  schon  im 
J.  1853  ab.  Das  Reglement  vom  31.  December  eignet  sich 
das  System  des  ersten  Kaiserreiches  in  milderer  Weise  an, 
der  Präfect  sollte  alljährlich  auf  Vorschlag  der  Cantonal- 
räthe  und  im  Einvernehmen  mit  dem  Primärschulinspector 
das  Maximum  der  unentgeltlich  zuzulassenden  Schüler  be- 
stimmen. Andererseits  erhöhte  man  das  Schulgeld  und  be- 
schwerte also  für  die  nicht  ganz  mittellose  Classe  den  Schul- 
besuch. Vor  1858  betrug  im  Durchschnitte  das  Schulgeld 
1  Frc.  19  Cent.,  später  1  Frc.  68  Cent,  monatlich,  ja  an 
manchen  Orten  erreichte  es  2 — 3  Frcs.  28  Cent.  In  vielen 
Gemeinden  war  man  wenigstens  bemüht  eine  Erleichterung 
dadurch  eintreten  zu  lassen,  dass  man  ein  Abonnement  ein- 
fiihi'te !  Anstatt  18  Frcs.  48  Cent,  zahlte  man  etwa  im  Durch- 
schnitt 10  Frcs.  89  Cent.!  Die  2.i69  Mill.  Kinder,  welche 
1863  Schulgeld  zahlten,  brachten  18y2  Mill.  Frcs.  ein,  also 
im  Durchschnitt  8  Frcs.  56  Cent,  per  Kopf.  Nur  einige  Com- 
munen  von  Eifer  für  die  Hebung  des  Schulunterrichts  be- 
seelt, gründeten  unentgeltliche  Schulen,  wozu  sie  nach 
Art.  41  des  Gesetzes  vom  J.  1850  berechtigt  sind.  Andere 
mittellose  Gemeinden  fordern  unentgeltlichen  Unterricht  und 
Duruy  hat  sich  in  dem  erwähnten  Berichte  an  den  Kaiser 
zum  warmen  Vertheidiger  dieser  billigen  Forderungen  und 
Wünsche  gemacht.  Der  Minister  blieb  hiebei  nicht  stehen. 
Am  24.  Feb.  1864  erliess  er  ein  Circulaire  an  die  Präfecten, 
worin  er  sie  aufforderte,  dass  alle  bedürftigen  Kinder  in  die 
Listen  eingetragen  und  unentgeltlich  zum  Schulbesuche  zu- 
gelassen werden  sollen,  und  durch  ein  kaiserliches  Decret 
vom  28.  März  1866  wurden  die  Bestimmungen  des  Art.  13 
des  Decretes  vom  31.  Dec.  1853  über  die  Festsetzung  eines 
Maximums  beseitigt.  In  vielen  Gemeinden  wurden  überdies 
unentgeltliche  Schulen  nach  Art.  36  des  50ger  Gesetzes  ge- 
gründet. Die  Zahl  derselben  steigerte  sich  von  Jahr  zu  Jahr, 
trotzdem  dass  auch  die  vollständige  Unentgeltlichkeit  von 
einer  nicht  unbedeutenden  Partei  bekämpft  wurde. 
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Die  Abend-,  Sonntags-  und  Arbeiterschulen, 
welche  in  Frankreich  unter  dem  Namen  classes  d'adultes  zu- 
sammengefasst  werden,  sind  ein  um  so  grösseres  Bedürfnis, 
als  der  Elementarunterricht  nicht  in  allen  Departements  einen 
gleich  hohen  Grad  der  Ausbildung  erreicht  hat.  Die  Zahl 
jener,  welche  ohne  genügende  Kenntnisse  die  Volksschule 
verlassen  oder  ohne  eine  solche  besucht  zu  haben,  im  ge- 
reiften Alter  die  Nothwendigkeit  sich  die  elementaren  Kennt- 
nisse anzueignen  fühlen,  ist  noch  gegenwärtig  in  Frankreich 
eine  beträchtliche.  Dass  die  Regierung  für  Schulen  für  Er- 
wachsene, also  für  einen  ergänzenden  Volksschulunterricht 
Sorge  zu  tragen  habe,  drängte  sich  jenem  Manne  auf,  dem 
Frankreich  das  grosse  Werk  der  Organisation  des  Primär- 
unterrichtes zu  danken  hat.  Guizot  machte  die  Präfecten 
hierauf  aufmerksam  und  die  von  ihm  gemachten  Anstren- 
gungen sind  aller  Anerkennung  werth.  Mehrere  Gesellschaften 
waren  hierbei  thätig,  besonders  die  sogenannte  protestantische 
Gesellschaft  erwarb  sich  um  diesen  Zweig  des  Schulunter- 
richtes grosse  Verdienste.  Der  Unterricht  wird  am  Abend 
nach  Schliessung  der  Fabriken  oder  Werkstätten  und  am 
Sonntag  ertheilt;  die  Lehrgegenstände  sind  dieselben  wie  in 
den  Elementarschulen ;  nur  an  einigen  Orten,  wo  der  Arbeiter- 
stand einen  höheren  Grad  der  technischen  Bildung  zu  erlan- 
gen strebte,  wurden  auch  einige  Lehrfächer  aufgenommen 
welche  nach  dem  Gesetze  dem  höheren  Primärunterricht  an- 
heimfallen sollen.  Die  Kosten  tragen  die  Gemeinden,  die  De- 
partements und  der  Staat.  Die  französischen  Abend-  und 
Sonntagsschulen  standen  vor  der  Februarrevolution  hinter 
den  sogenannten  deutschen  Gewerbeschulen  zurück.  Man 
zählte  am  L  Januar  1837  1584  Lehranstalten  dieser  Art,  die 
von  3L824  Schülern  besucht  wurden;  am  1.  Januar  1847 
7363  Schulen  mit  106.028  Schülern;  1848  gab  es  nur  6645 
Schulen  und  93.031  Schüler;  1863  4394  öffentliche  Schulen 
mit  91.263  Schülern  und  187  Schulen  für  Mädchen  mit  7853 
Schülerinnen.  Privatanstalten  dieser  Art  zählte  man  für  Män- 
ner 257  mit  8191  Schülern  und  78  weibliche  Anstalten,  welche 
von  2121  Mädchen  besucht  wurden;  am  1.  Februar  1866 
zählte  man   22.765   classes  d'adultes  für  Männer  und  1300 
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für  das  weibliche  Geschlecht.  Hieher  gehören  auch  die  so- 
genannten Lehrlingsschulen  (ecoles  d'apprentis)^  welche  Kin- 
dern, die  Tags  über  in  den  Fabriken  beschäftigt  sind,  in 
den  Abendstunden  den  nöthigen  Unterricht  im  Lesen,  Schrei- 
ben und  Rechnen  unentgeltlich  ertheilen  und  meist  von  den 
Fabriksherren  und  Wohlthätigkeitsgesellschaften  erhalten 
werden.  Die  Gesetzgebung  hat  sich  um  die  Entwicklung 
dieser  Anstalten  seit  1841  Verdienste  erworben,  indem  sie 
den  Fabrikskerren  zur  Pflicht  macht,  der  Jugend  die  nöthige 
Zeit  zur  Erwerbung  der  nothwendigsten  Kenntnisse  zu  ge- 
währen *).  Im  J.  1863  gab  es  297  Lehrlingschulen  mit  17.663 
Schülern,  59  Sonntagsschulen  mit  4250  Schülern,  71  Fabriks- 
schulen mit  3713  Schülern.  Für  Mädchen  war  durch  244 
Sonntagsschulen  und  298  ouvroirs  gesorgt,  jene  wurden  von 
10.677,  diese  von  8050  Mädchen  besucht.  Auch  an  Privat- 
lehranstalten dieser  Art  fehlt  es  nicht. 

Nebst  dem  Primärunterrichte  hat  die  Regierung  auch 
die  Kleinkinderbewahranstalten  einer  definitiven  Re- 
gelung unterzogen.  Seit  1825  bildete  sich  in  Paris  ein  Damen- 
comite,  um  nach  dem  Muster  der  in  Schottland  von  Robert 
Owen  eingerichteten  Kinderschulen  für  Fabriksarbeiter  ähn- 
liche Schulen  in  Frankreich  zu  begründen.  Man  entsendete, 
nachdem  man  ein  erstes  Asile  gestiftet  hatte,  Cochin,  Maire 
des  12  Arrondissements  von  Paris,  mit  einigen  Damen  nach 
Schottland  und  England ,  um  die  dortigen  Infant  -  School's 
kennen  zu  lernen.  Bis  1828  waren  drei  derartige  Anstalten 
in  Paris ;  die  Stadt  übernahm  später  die  Etablissements  d'uti- 
lite  publique  et  de  charite  auf  eigene  Rechnung.  Schon  Guizot 
fasste  den  Plan,  ein  Gesetz  zur  Regelung  dieser  Anstalten 
zu  erlassen,  erst  unter  Salvandy's  Ministerium  kam  es  zur 
Ausführung.     Die  Kleinkinder  schulen  sind  Wohlthätigkeits- 


*)  Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  in  dem  1851  (22.  Februar) 
erlassenen  loi  relative  aux  contrats  d'apprentissage.  Hier  heisst  es  art.  10 : 
si  l'apprenti  äge  de  moins  de  seixe  ans  ne  sait  pas  lire,  ecrire  et  compter, 
ou  s'il  n'a  pas  encore  termine  sa  pr^mifere  education  religieuse,  le  maitre 
et  tenu  de  lui  laisser  prendre,  sur  la  journee  du  travail,  le  temps  et  la 
liberte  n^cessaires  pour  son  Instruction. 

N^anmoins  ce  temps  ne  pourra  pas  exceder  deux  heures  par  jour. 


anstalten,  in  welchen  Kinder  bis  zum  Alter  von  sechs  Jahren 
mütterliche  Aufsicht  und  die  erste  Erziehung  finden.  Der 
Unterricht  unifasst  die  erste  Grundlage  des  Religionsunter- 
richtes, Elementarkenntnisse  im  Lesen,  Schreiben  und  Kopf- 
rechnen, womit  belehrende  sittliche  Gesänge  und  Handarbeiten 
verbunden  werden  können.  Bei  jeder  Schule,  welche  auch 
von  Männern  geleitet  werden  kann,  muss  eine  Frau  ange- 
stellt sein.  Die  Vorsteher  und  Vorsteherinnen  führen  den 
Titel  Aufseher  und  Aufseherinnen,  wozu  ein  Alter  von  24 
Jahren  erforderlich  ist.  Die  Prüfungscommission  zur  Erwer- 
bung eines  Fähigkeitszeugnisses  (Certificat  d'aptitude)  besteht 
aus  fünf  von  den  Maires  gewählten  Damen  des  Departements, 
ferner  aus  einem  vom  Rector  der  Akademie  ernannten  Mit- 
glied des  akademischen  Rathes  und  dem  Vorstande  einer 
Primärschule.  Eine  Commission  entwirft  die  Prüfungspro- 
gramme und  Reglements,  welche  der  Studienrath  und  Minister 
prüft  und  bestätigt.  Den  leitenden  Behörden  für  den  Primär- 
unterricht unterstehen  auch  diese  Anstalten.  Mit  der  täglichen 
Aufsicht  werden  Aufsichtsdamen  (dames  inspectrices)  betraut. 
Ein  am  24.  April  1838  erlassenes  Reglement  enthält  weitere 
Details  über  Localität,  Mobiliar,  Aufsichtspersonal,  Zeitein- 
theilung,  Beaufsichtigung  u.  s.  w.,  über  die  Behandlung  der 
Kinder  und  die  Art  und  Weise  des  Unterrichtes.  Im  Lehr- 
programme figurieren  auch  die  Elemente  der  Geographie, 
Geschichte,  Musik  und  Himmelskunde,  Uebungen  im  Still- 
schweigen und  in  der  Aufmerksamkeit,  Fragen  zur  Uebung 
der  Denkkraft  u.  s.  w.  Alles  ist  genau  vorgeschrieben,  von 
der  „allmählichen  Ankunft"  der  Kinder  in  die  Schule  von 
6 — 10  Uhr  Morgens  bis  zur  „allmählichen  Entfernung"  von 
4  Uhr  bis  Abends.  Die  später  erlassenen  Verfügungen  haben 
nichts  wesentliches  geändert. 

Die  Vortheile,  welche  diese  Anstalten  der  ärmeren  Be- 
völkerungsclasse  gewährten,  traten  bald  nach  dem  Insleben- 
treten  des  Gesetzes  zu  Tage.  Die  nachstehende  Zusammen- 
stellung gibt  ein  anschauliches  Bild  von  den  Fortschritten 
dieser  Anstalten,  von  der  Zahl  der  Communen,  welche  sie 
gründeten  und  von  den  verschiedenen  Beiträgen  für  die- 
selben : 


113 

Jahr      Kleinkinderbewahranstalten     Communen  Kinder 

1837  261  172  29.214 

1840  555  352  30.986 

1843  1489  850  96.192 

Diese  Anstalten  werden  durch  Beiträge  von  Seiten  der 

Privaten,  der  Communen,  der  Departements  und  des  Staates 

erhalten.  Von  1837 — 1840  hatten  die  Communen  245.631  Frcs. 

beigesteuert;    von  1840  — 1843   votierten  die  Municipalräthe 

465-475  Frcs.,  die  Departementsräthe  184.145  Frcs.,  der  Staat 

gab  654.650  Frcs. ,  durch  Subscription  kamen  242.814  Frcs. 

zusammen. 

Von  den  im  J.  1843  bestehenden  Anstalten  waren  1439 
von  Frauen,  140  von  Männern  geleitet;  von  dem  Aufsichts- 
personale gehörten  1433  der  katholischen,  52  der  protestan- 
tischen, 4  der  jüdischen  Religion  an.  Die  Aufnahme  der 
Kinder  war  nicht  überall  unentgeltlich.  25.926  Kinder  zahl- 
ten ein  Schulgeld  im  Betrage  von  75  Cent,  für  den  Monat  in 
den  öffentlichen  und  1  Fr.  13  Cent,  in  den  Privatanstalten. 
Gegenwärtig  bestehen  Kinderbewahranstalten  in  1936  Ge- 
meinden, und  zwar  in  1417  Gemeinden  öffentliche,  in  519  Com- 
munen bloss  Privatanstalten;  1550  Gemeinden  mit  mehr  als 
2000  Seelen  haben  noch  keine  Kinderb ewahranstalt,  dagegen 
giebt  es  926  Gemeinden  mit  weniger  als  2000  Seelen,  welche 
eine  derartige  Anstalt  besitzen.  Die  Gesammtzahl  der  öffent- 
lichen Kinderbewahranstalten  betrug  1863  2335,  wovon  1226 
unentgeltliche.  Von  Weltlichen  sind  534,  von  Geistlichen  1801 
geleitet;  2173  sind  katholisch,  108  protestantisch,  4  israelitisch, 
50  gemischter  Confession.  Sämmtliche  Anstalten  wurden  im 
J.  1863  von  315.568  Kindern,  Knaben  und  Mädchen,  besucht 
und  zwar  von  157.768  Knaben  und  157.800  Mädchen.  Von 
diesen  sind  bloss  zahlende  21.^,^0,  unentgeltliche  78,4%. 
Die  Kosten  betrugen  2.g6  Mill.  Frcs.,  wovon  2.025  ^ül-  auf 
Gehalte  kommen,  der  Rest  auf  die  Unterhaltung  und  Ein- 
richtung. In  dieser  Ziffer  sind  nicht  einbegriffen  die  Unter- 
stützungen der  Departements  für  die  Erhaltung  von  Kinder- 
bewahranstalten. Der  mittlere  Gehalt  der  Vorsteherinnen  ist 
535  Frcs.,  der  Hilfslehrerinnen  316  Frcs.,  der  dienstthuenden 
Frauen  184  Frcs. 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterricht«wesens  etc,  g 
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Es  gibt  973  Privatkinderbewaliranstalten ,  wovon  519 
in  solchen  Gemeinden,  die  überhaupt  ein  ähnliches  In- 
stitut nicht  besitzen;  in  176  Gemeinden  machen  die  Privat- 
anstalten den  öffentlichen  Concurrenz ;  264  sind  unentgeltlich ; 
358  stehen  unter  weltlicher,  615  unter  geistlicher  Leitung. 
Der  dritte  Theil  der  letzteren  entspricht  allen  Anforderungen, 
während  nur  der  fünfte  Theil  der  weltlichen  genügte.  Es 
fanden  1863  68.288  Kinder  Aufnahme,  im  Durchschnitt  also 
70  Kinder  auf  eine  Anstalt.  Die  geistlichen  Anstalten  sind 
stärker  besucht  und  zwar  durchschnittlich  von  85  Kindern, 
die  weltlichen  bloss  von  45.  Hievon  waren  Knaben  32.775, 
Mädchen  35.513;  48%  sind  zahlend,  52%  unentgeltlich. 
Die  Beiträge  der  Departements,  Gemeinden  und  Privaten 
zur  Erhaltung  der  Privatkinderanstalten  erreichte  1863  die 
Summe  von  135.126  Frcs. 

Ausser  den  Kinderbewahranstalten  gibt  es  noch  so- 
genannte garderies  et  petites  ecoles,  welche  jedoch  gesetzlich 
nicht  geregelt  und  bloss  vom  Maire  autorisiert  sind.  Es  gibt 
deren  1460  in  696  Gemeinden,  wo  35.984  Kinder  Aufnahme 
fanden.  Endlich  562  6coles  charitables  (Art.  29  des  Gesetzes 
vom  15.  März  1850). 

Die  meisten  Kinderbewahranstalten  sind  von  Frauen 
geleitet.  Um  das  Fähigkeitszeugnis  für  die  Direction  einer 
Kinderbewahranstalt  zu  erhalten,  muss  man  sich  einer  Prü- 
fung unterziehen.  Um  zu  derselben  zugelassen  zu  werden, 
ist  ein  Alter  von  21  Jahren  nothwendig.  Die  Prtifung  selbst 
besteht  aus  zwei  Theilen,  einem  theoretischen  und  einem 
praktischen  Theil.  Jener  umfasst  die  heilige  Geschichte,  den 
Katechismus,  Lesen,  Schreiben,  Orthographie,  die  gewöhn- 
lichsten Rechnungsarten,  Zeichnen,  die  Elemente  der  Geo- 
graphie, Gesang  und  Handarbeiten.  Die  praktische  Prtifung 
erfolgt  in  einer  Kinderbewahranstalt  selbst.  Prüfung  und 
Zeugnis  sind  unentgeltlich  *). 

Um  eine  Privatkinderbewahranstalt  errichten  zu  können 
muss  man  das  Fähigkeitszeugnis  besitzen   und  25  Jahre  alt 


*)   Gesetze   vom    15.  März  1850   und    14.   Juni   1854,    Decret   vom 
21.  März  1855,  Arret^  vom  22.  März  1855  und  Circulaire  vom  14.  Febr.  1856. 
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sein.  Die  Klosterfrauen  bedürfen  desselben  nicht^  die  lettres 
d'obedience  ersetzen  dasselbe,  wenn  die  Oberin  bescheinigt, 
dass  man  speciell  in  der  Leitung  einer  Kinderbewahranstalt 
geübt  worden  ist.  Provisorisch  können  auch  mit  der  Leitung 
einer  Anstalt,  welche  nicht  mehr  als  40  Kinder  aufnimmt, 
Frauen  betraut  werden ,  welche  mindestens  zwei  Monate  in 
einer  Musterkinderbewahranstalt  in  Verwendung  standen  und 
hierüber  ein  Zeugnis  (certificat  de  stage)  nachweisen  können, 
oder  wenn  sie  einen  praktischen  Curs  durchgemacht  haben. 
Dieselben  Bedingungen  sind  für  jene  vorgeschrieben,  welche 
an  einer  communalen  Anstalt  Verwendung  suchen.  Die  Er- 
nennung erfolgt  durch  den  Präfecten  auf  Vorschlag  des  In- 
spectors  der  Akademie  *). 

Zur  Heranbildung  der  Vorsteherinnen  von  Kinder- 
bewahranstalten  besteht  in  Paris  ein  praktischer  Curs.  Bei 
der  Aufnahme  müssen  sich  die  Aspiranten  einer  schriftlichen 
und  mündlichen  Prüfung  unterziehen,  welche  sich  auf  das 
elementarste  Wissen  beschränkt.  Schreiben,  Orthographie, 
Rechnen,  heilige  Geschichte,  Katechismus  und  Lesen.  Nur 
jene,  welche  schon  irgend  ein  Fähigkeitszeugnis  nachweisen 
können,  werden  ohne  Examen  zugelassen.  Der  Unterricht  ist 
für  Externe  unentgeltlich,  Pensionaire  zahlen  60  Frcs,  mo- 
natlich, doch  gibt  es  auch  in  diesen  Anstalten  Freistellen  **). 

Das  Primär scliuliüesen  in  den  französischen  Colonien. 
Seit  sechszehn  Jahren  hat  die  französische  Regierung 
auch  dem  Unterrichtswesen  Algiers  eine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zugewendet.  Das  Primärschulwesen  in  Algier  wurde 
durch  das  Decret  vom  14.  Juli  1850  geregelt.  Hiernach  soll- 
ten in  den  Städten  Algier,  Constantine,  Bone,  Oran,  Blidah, 
Mostaganem  Primärschulen  für  den  Unterricht  des  Arabischen 
und  Französischen  für  muselmännische  Kinder  errichtet  und 
derartige  Anstalten  auch  in  andern  Städten ,  je  nachdem  es 
das    Bedürfnis   erheischt,    ins  Leben    gerufen  werden.     Der 


*)    Gesetze    vom    15.    März    1850,    14.    Juni    1854,    Decret    vom 
21.  März  1855. 

**)  Decret  vom  21.  März  1855,  arret^s  vom  5.  April  1840,  13.  April 
1849  und  31,  März  1859,  Circulairea  vom  19.  Aug.  1850  und  11.  Mai  1859> 

8* 
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Unterricht  Ist  unentgeltlich ;  er  umfasst  Lesen,  Schreiben  des 
Arabischen,  französisch  Lesen  und  Schreiben,  die  Elemente 
der  französischen  Sprache,  Rechnen,  Kenntnis  des  Münz-  und 
Masswesens.  An  der  Spitze  einer  jeden  Schule  steht  ein  fran- 
zösischer Director,  der  vom  General  -  Gouverneur  auf  Vor- 
schlag des  Präfccten  ernannt  wird;  er  muss  das  Fähigkeits- 
zeugnis für  den  Primärunterricht  und  für  den  Unterricht  in 
der  arabischen  Sprache  besitzen.  Dem  Director  zur  Seite 
steht  ein  muselmännischer  Hilfslehrer,  der  vom  Präfecten 
im  Einvernehmen  mit  dem  Mufti  oder  Kadi  vorgeschlagen 
wird.  Der  Gehalt  des  Directors  wurde  auf  1200  Eres.,  der 
des  Hilfslehrers  auf  600  festgesetzt.  Es  wurde  ihnen  ausser- 
dem auch  eine  jährliche  Aushilfe  zugesprochen,  welche  jedoch 
die  Hälfte  des  fixen  Gehaltes  nicht  übersteigen  darf,  ferner 
das  für  jeden  Schüler  mit  1  Frc.  pr.  Monat  festgesetzte  Schul- 
geld, wovon  y3  dem  Director,  '/g  dem  Hilfslehrer  zufällt. 
Es  wurde  ferner  die  Errichtung  von  Mädchenschulen  in  den 
Städten  Algier,  Constantine,  Oran  und  Bone  verfügt,  welche 
in  ähnlicher  Weise  organisiert  sind  wie  die  Knabenschulen, 
nur  dass  auch  Handarbeiten  gelehrt  werden.  Der  fixe  Gehalt 
der  Vorsteherinnen  wurde  auf  1000  Eres.,  der  der  Unter- 
lehrerinnen auf  500  Eres,  festgesetzt.  Die  sonstigen  Beiträge 
wie  bei  den  Knabenschulen.  Auch  für  Wiederholungsschulen 
(ecoles  d'adultes)  in  Algier,  Oran  und  Constantine  trug  das 
Gesetz  Sorge.  Der  Unterricht  ist  unentgeltlich,  die  Profes- 
soren und  Lehrer,  welche  diesen  Unterricht  ertheilen,  erhalten 
eine  Entschädigung  von  600  — 1000  Eres.  Der  Unterricht 
umfasst  die  Elemente  der  französischen  Sprache,  Rechnen, 
Geschichte  und  Geographie,  und  wird  mindestens  dreimal  in 
der  Woche  ertheilt.  Jenen  Zöglingen,  welche  sich  durch 
ihren  Eleiss  und  durch  ihren  Fortgang  auszeichnen,  können 
vom  Präfecten  besondere  Belohnungen  bewilligt  werden.  Ein 
Localcomite  führt  in  jeder  Stadt  die  Oberaufsicht,  welches 
aus  dem  Präfecten  oder  Friedensrichter,  aus  dem  Mufti  oder 
Kadi  und  einem  von  dem  Präfecten  ernannten  Würdenträger 
besteht.  Die  Inspection  der  Primärschulen  und  der  Schulen 
für  Erwachsene  führt  ein  französischer  Officier  oder  ein  an- 
derer Beamter,  welcher  von  dem  Präfecten  ernannt  wird.  In 
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jedem  Hauptort  einer  Provinz  besteht  eine  Prüfung»  -  Com- 
missicn  für  Inländer,  die  das  Fähigkeitszeugnis  erwerben 
wollen.  Diese  Zeugnisse  sind  dreierlei  Art.  Ein  Zeugnis 
dritten  Grades  wird  jenen  Candidaten  ertheilt,  welche  fran- 
zösisch sprechen  können,  ein  Zeugnis  zweiten  Grades,  welche 
französisch  lesen  und  schreiben  können,  endlich  ersten  Grades, 
welche  alle  jene  Kenntnisse,  die  an  den  Primärschulen  ge- 
lehrt werden,  besitzen.  Sämmtliche  Lehranstalten  Algiers  sind 
dem  Generalgouverneur  unterstellt.  Die  scientifische  Lei- 
tung des  Primärschulwesens  ist  dem  Rector  der  Akademie 
anvertraut,  dem  drei  Primärinspectoren ,  die  in  den  Haupt- 
orten der  Departements  ihren  Sitz  haben,  beigegeben  sind. 
Der  Gehalt  derselben  beträgt  3000  Frcs.  und  1000  Frcs. 
jährlich  Reiseentschädigung,  nur  der  Inspector  von  Algier 
erhält  1200  Frcs.  Reisevergütung  und  ausserdem  500  Frcs, 
von  Seite  des  Departements. 

Eine  zum  Theil  abweichende  Einrichtung  von  den  fran- 
zösischen Normalschulen  hat  die  Normalschule  in  Algier, 
welche  durch  das  Decret  vom  4.  März  1865  gegründet 
wurde  und  durch  die  Verordnung  vom  3.  August  1865  ihre 
weitere  Ausführung  erhielt.  Die  Normalschule  in  Algier  ist 
bestimmt,  30  Freizöglinge  aufzunehmen,  und  zwar  20  Fran- 
zosen und  10  Eingeborene.  Sechs  dieser  Freistellen  werden 
vom  Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts  verliehen,  sechs 
von  dem  Generalgouvernement  in  Algier  und  18  von  den 
Provinzen  Algier,  Oran  und  Constantine.  Die  Schule  kann 
aber  überdies  auch  Pensionäre  und  Externe  aufnehmen.  Mit 
dem  Unterricht  in  der  Religion  ist  ein  Almosenier  und  ein 
Iman,  jener  für  die  Katholiken,  dieser  für  die  Eingebornen 
betraut.  Der  Unterricht  im  Gesang,  der  arabischen  Sprache, 
der  Agricultur,  der  Gymnastik  ist  externen  Lehrern  anver- 
traut. Die  Gehalte  sind  folgende:  der  Director  4500  Frcs., 
der  Almosenier  und  Iman  je  1000  Frcs.,  die  internen  Lehrer 
2400  Frcs.,  der  Lehrer  an  der  beigegebenen  Schule  3000  Frcs., 
der  Professor  des  Arabischen  2000  Frcs.,  der  Gesangslehrer 
und  der  Lehrer  des  Ackerbaues  je  1000  Frcs.,  der  Lehrer 
der  Gymnastik  500  Frcs. 

Der  Lehrplan  ist  folgender: 
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Gegenstand  1.  Jahr        2.  Jahr        3.  Jahr 

Religion 2  2  2 

Pädagogik 1  1  1 

Schreiben 5  3  3 

Lesen 5  3  3 

Französ.  Sprache  und  Literatur.         5  5  3 

Arithmetik 5  4  3 

Linearzeichnen 3  3  3 

Geographie  und  Geschichte  .      .         2  2  2 

Naturgeschichte 1  1  1 

Naturwissenschaften     ....        —  2  2 

Mechanik  und  Lidustrie   ...        —  —  2 

Ackerbau 1  1  1 

Arabische  Sprache       ....         3  3  3 

Civil-  und  Communal-Administ.  .       —  —  1 

Gymnastik  .......  1  1  — 

Von  den  218  Gemeinden  haben  128  wenigstens  eine 
öffentliche  Schule,  14  eine  Privatlehranstalt,  76  sind  ohne 
Schulen.  Im  ganzen  gibt  es  233  Primärschulen,  und  zwar 
186  öffentliche,  47  private,  von  diesen  sind  130  Knaben- 
schulen, 103  Mischschulen.  Von  Laien  werden  geleitet  190, 
von  Geistlichen  34.  Von  den  öffentlichen  Schulen  sind  80 
gänzlich  unentgeltlich.  Die  Öffentlichen  Lehranstalten  wurden 
von  14.037  Schülern  besucht  und  zwar  12.265  Knaben,  1772 
Mädchen.  74  sämmtlicher  Schüler  haben  den  Unterricht  un- 
entgeltlich genossen,  bloss  3537  sind  zahlend.  Die  Privat- 
lehranstalten wurden  von  2062  Schülern  besucht,  demnach 
in  ganz  Algier  schulbesuchende  Kinder  16.099  und  zwar 
12.480  Katholiken,  489  Protestanten,  3130  Israeliten.  Der 
durchschnittliche  Schulbesuch  dauert  772  Monate  bei  den 
Knaben,  nicht  so  lange  bei  den  Mädchen.  Die  Ausgaben  für 
die  öffentlichen  Schulen  betrugen  429.751  Frcs.  Der  Unter- 
richt war  nicht  in  allen  Schulen  ein  gleichmässiger,  so  z.  B. 
wurde  Geographie  bloss  in  32  Schulen,  Linearzeichnen  in  14, 
die  Elemente  des  Ackerbaues  in  11  Schulen  gelehrt,  an  den 
obligaten  Lehrplan  haben  sich  bloss  63  Schulen  gehalten. 
Was  die  geistlichen  Schulen  anbelangt,  so  wird  Geographie 
in  41,  Linearzeichnen  in  9  gelehrt.  Von  100  Zöglingen,  welche 
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im  Jahre  1 863  die  weltlichen  Lehranstalten  verliessen,  konn- 
ten 5  nicht  Lesen,  15  nur  Lesen,  36  Lesen  und  Schreiben, 
34  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  allen  Anforderungen  ent- 
sprachen 10.  Bei  den  geistlichen  Schulen  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis anders;  6  waren  total  unwissend,  14  konnten  Lesen, 
31  Lesen  und  Schreiben,  38  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen, 
11  entsprachen  allen  Anforderungen. 

Oeffentlicbe  Mädchenschulen  gibt  es  in  63  Gemeinden  we- 
nigstens eine  und  in  drei  Communen  Privatanstalten ;  im  Ganzen 
zählte  man  151  Mädchenschulen  und  zwar  81  weltliche,  70 
geistliche  Privatanstalten.  139  Schulen  sind  katholisch,  6  pro- 
testantisch, 5  israelitisch,  eine  ist  allen  Culten  gemeinschaft- 
lich. Die  öffentlichen  Mädchenschulen  wurden  von  7074 
Mädchen  besucht,  %  erhielten  unentgeltlich  Unterricht.  Die 
Privatlehranstalten  wurden  von  4028  Mädchen  besucht,  von 
denen  45  unentgeltlich  Unterricht  erhielten.  Es  gibt  demnach 
in  ganz  Algier  11.102  schulbesuchende  Mädchen,  und  zwar 
10.370  Katholiken,  290  Protestanten  und  442  Israeliten.  Der 
durchschnittliche  Schulbesuch  dauert  7  Monate  1 8  Tage. 
Die  ordentlichen  Ausgaben  für  die  Öffentlichen  Mädchen- 
schulen betrugen  im  Jahr  1863  38.055  Frcs.,  von  diesen 
kamen  1044  Frcs.  als  Schulgeld  ein,  den  Rest  steuerten  die 
Gemeinden  bei. 

Kinderbe  Wahranstalten  besitzen  66  Gemeinden  und  zwar 
86,  welche  von  9636  Kindern  besucht  wurden,  und  zwar 
939  zahlend,  8697  unentgeltlich.  Die  ordentlichen  Ausgaben 
betrugen  im  Jahre  1863  94.549  Frcs. 

In  den  französischen  Besitzungen  in  Afrika 
sind  in  neuerer  Zeit  ebenfalls  Primärschulen  gegründet  worden. 
So  zählt  man  in  Senegal  und  Gore  12  Knaben-  und  4  Mädchen- 
schulen, die  Zahl  der  schulbesuchenden  Knaben  beträgt  999, 
der  schulbesuchenden  Mädchen  390;  ferner  zwei  Kinder- 
bewahranstalten,  wo  36  Kinder  Aufnahme  fanden.  In  diesen 
Primärschulen  wird  hauptsächlich  dem  Unterricht  der  fran- 
zösischen Sprache  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt. 
Die  Knaben  gehören  allen  Nationalitäten  an,  welche  in  den 
französischen  Besitzungen  sich  niedergelassen.  Die  Colonie 
Gaben  besitzt  2  Privatanstalten,    die  eine  von  Missionären 


geleitet,  zählt  80  Knaben,  die  andere,  eine  Mädchenschule, 
74  Eleven.  Säramtliche  Schiller  gehören  der  schwarzen  Race 
an  und  sind  katholisch.  Die  Unterrichtsgegenstände  sind :  Ka- 
techismus, Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  französische  Sprache, 
heilige  Geschichte  und  Geographie.  Es  besteht  ausserdem 
in  Glass  eine  Lehranstalt  der  amerikanischen  Missionäre,  wo 
nur  englisch  gelehrt  wird,  da  diese  Sprache  daselbst  wegen 
der  Handels  Verbindung  mit  den  englischen  Kaufleuten,  welche 
daselbst  Factoreien  besitzen,  wichtig  ist.  —  In  St.  Marie  (Ma- 
dagascar)  gibt  es  zwei  Lehranstalten,  eine  Knaben-  und  eine 
Mädchenschule;  jene  wird  von  Missionären  geleitet  und  zählt 
76  Pensionäre  und  300  Externe,  diese  von  den  Schwestern 
des  heil.  Joseph  50  Pensionäre  und  500  Externe.  Die  Kinder, 
welche  diese  Schule  besuchen,  gehören  dem  Stamme  Mal- 
gachen  an.  Unterrichtsgegenstände  sind:  französ.  Sprache, 
Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Geschichte  und  Geographie.  Die 
Regierung  hat  überdies  auch  einzelne  Anstalten  daselbst  ge- 
gründet, wo  sowol  Knaben  als  auch  Mädchen  in  industriellen 
Gegenständen  unterrichtet  werden,  und  zu  diesem  Behufe 
80  Freistellen  gegründet  und  zwar  40  für  Knaben,  40  für 
Mädchen.  In  Mayotte  und  Nossi-Be  zählt  man  5  öffentliche 
Primärschulen,  3  für  Knaben,  2  für  Mädchen.  Jene  werden 
von  153  Knaben,  diese  von  60  Mädchen  besucht.  In  Reu- 
nion  zählt  man  34  öffentliche  Primärschulen,  1  Mittelschule 
(ecole  professionelle  et  agricole),  2  Kinderbewahranstalten,  5 
Waisenschulen  und  7  Arbeiterschulen  (ouvroirs).  Was  die 
Primärschulen  anbelangt,  so  stehen  sie  fast  sämmtlich  unter 
geistlicher  Leitung,  19  sind  Knaben-,  15  Mädchenschulen, 
die  Zahl  der  schulbesuchenden  Kinder  betrug  5414,  3453 
Knaben,  1961  Mädchen. 

In  den  asiatischen  Bes  itzun gen  Frankreichs  be- 
stehen ebenfalls  Primärschulen.  Im  Gouvernement  Pondicherj 
gibt  es  deren  sieben ;  drei  werden  von  Franzosen  geleitet, 
vier  von  Einheimischen;  von  jenen  ist  eine  Knabenschule 
von  120  unentgeltlichen  Schülern  besucht,  die  anderen  zwei 
sind  Mädchenschulen,  und  zwar  die  eine  ausschliesslich  für 
den  Unterricht  der  Christen  bestimmt,  die  andere  wird  auch 
von  70  Indiern  besucht.    Die  Gesammtzahl  der  Schulkinder 
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beträgt  240,  120  Knaben  und  ebenso  viel  Mädchen.  Diese 
Anstalten  sind  nach  dem  Muster  der  französischen  eingerich- 
tet, zu  den  Unterrichtsgegenständen  kömmt  noch  die  indische 
Sprache  hinzu.  In  den  Mädchenschulen  wird  auch  Literatur- 
geschichte, Naturgeschichte,  Musik  und  englische  Sprache  ge- 
lehrt. Die  rein  indischen  Schulen,  vier  an  Zahl,  sind  Knaben- 
schulen und  werden  von  303  Indiern  besucht.  —  Chanderna- 
gor  besitzt  eine  Knaben-  und  eine  Mädchenschule,  beide  unter 
geistlicher  Leitung,  jene  von  110  Katholiken,  Protestanten 
und  Heiden,  diese  von  50  Eleven  französischer  und  engli- 
scher Herkunft  besucht.  —  Karikal  hat  88  Primärschulen, 
von  denen  zwei  sogenannte  höhere  Schulen;  87  sind  entwe- 
der Knaben  oder  Mischschulen.  Die  Gesammtzahl  der  schul- 
besuchenden Kinder  betrug  2001.  —  Mähe  besitzt  zwei  Pri- 
märschulen, von  118  katholischen  und  indischen  Knaben 
besucht. 

Das  tranzösische  Schulwesen  in  Amerika,  wo  alle 
öffentlichen  Schulen  unentgeltlich  sind,  erfreut  sich  einer  ziem- 
lich grossen  Blüte.  In  Martinique  zählt  man  70  Primär- 
schulen (worunter  2  Waisenanstalten,  eine  für  Knaben,  eine  für 
Mädchen  nicht  inbegriffen  sind).  Ferner  bestehen  10  Kinder- 
bewahranstalten.  Von  diesen  70  Schulen  entfallen  32  auf  die 
Knaben,  38  auf  die  Mädchen,  die  Zahl  der  schulbesuchen- 
den Knaben  beünig  2268,  die  der  Mädchen  2170.  Die  Wai- 
senanstalten wurden  von  98,  die  Kinder-Bewahranstalten  von 
156  Kindern  besucht.  —  In  Guadeloupe  befinden  sich  in 
23  Communen  72  Primär  schulen,  worunter  11  Anstalten  für 
den  höheren  Unterricht  mit  einbegriffen  sind.  Von  diesen 
72  Schulen  sind  34  solche  für  Knaben,  34  für  Mädchen  und 
4  Mischschulen.  Die  Anzahl  der  Schulkinder,  Mädchen  und 
Knaben,  beträgt  3876. —  In  Guyana  zählt  man  in  6  Commu- 
nen 9  Primärschulen  und  eine  Kinderbewahranstalt.  Für  den 
höheren  Primär-Unterricht  bestehen  nur  in  Cayenne  2  Schu- 
len. Im  Ganzen  besuchen  1298  Kinder  die  Schule.  —  Auf 
den  Inseln  St.  Pierre  und  Miquelon  sind  in  3  Communen  6 
Primärschulen  und  2  Kinderbewahranstalten.  Von  diesen  6 
Schulen  sind  2  Knaben-,  3  Mädchen-  und  eine  Misch-Schule. 
Die  Zahl  der  Schüler  der  Knabenschulen  beträgt  200,    der 


Mädchenschulen  212,  der  gemischten  Schulen  30  (14  Kna- 
ben, 16  Mädchen).  In  den  zwei  Kinderbewahr-Anstalten  be- 
finden sich  225  Kinder  beiderlei  Geschlechtes. 

In  Oceanien  zählt  man  5  Knaben-,  ebenso  viel  Mäd- 
chen- und  24  gemischte  Schulen,  erstere  mit  237,  die  Mäd- 
chenschulen mit  278  und  die  gemischten  mit  1525  (826  Kna- 
ben, 699  Mädchen)  Eleven. 

Nach  der  Nationalität  vertheilen  sich  die  Eleven  wie 
folgt:  Franzosen  41,  Eingeborne  (Taitiens)  1924,  Engländer 
20,  Amerikaner  14,  versch.  Oceanier  39,  Schweden  2.  Fran- 
zösische Schulen  befinden  sich  2  (geistliche)  in  der  Colonie, 
in  Papeete,  wovon  eine  den  Brüdern  von  Ploermel,  die  an- 
dere den  Schwestern  des  h.  Josef  v.  Cluny  anvertraut  ist. 
Auch  in  Matacia  (Ta'iti)  besteht  eine  von  den  Brüdern  ge- 
leitete Schule.  Seit  1863  befinden  sich  auf  den  Marquesas- 
Inseln  zwei  ähnliche  Schulen.  Die  Unterrichtssprache  ist  aus- 
schliesslich die  französische.  Mit  der  Schule  der  Schwestern 
in  Papeete  ist  auch  ein  Privatpensionat  verbunden.  Alle  Aus- 
gaben dieser  Schulen  werden  von  der  Colonial  -  Regierung 
bestritten,  mit  Ausnahme  der  Ausgaben  bezüglich  der  Mar- 
quesas-Inseln.  Die  Ausgaben,  welche  für  1864  präliminiert 
waren,  betrugen  84,160  Frcs. 

Ausserdem  gibt  es  noch  die  Ecoles  taitiens,  welche  jedes 
Dorf  auf  den  Inseln  zu  erhalten  verpflichtet  ist.  Diese  Schu- 
len lassen  noch  Manches  zu  wünschen  übrig;  einige  sind 
Priestern  und  Missionären  anvertraut.  Der  Fortschritt  ist 
jedoch  höchst  unbedeutend.  In  allen  Schulen,  mit  Ausnahme 
der  von  Matacia  (Taite),  sind  beide  Geschlechter  vereint. 
Das  Studium  der  französischen  Sprache-  wird,  trotzdem  es 
den  Institutoren  warm  empfohlen  wurde,  fast  ganz  vernach- 
lässigt und  daher  waren  auch  beim  letzten  Concurs  alle  Lau- 
reaten Eleven  der  französischen  Schulen;  keiner  von  den 
Missionärschülern  war  fähig  sich  melden  zu  können.  Nach 
dem  taitischen  Gesetz  ist  der  Unterricht  obligatorisch;  jeder 
Vater  verpflichtet,  seine  Kinder  in  die  Schule  zu  schicken. 
Zur  Erhaltung  der  Schule  und  der  Lehrer  wird  eine  Taxe 
erhoben,  welche  bei  zusammenlebenden  Eheleuten,  bei  allein 
lebenden  Gatten  und  Gattinnen  50  Centimes  per  Monat  be- 
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trägt,  Ehelose  zahlen  2  Frcs.,  Witwer  oder  Witwen  ohne 
Kinder  bloss  50  Cent.,  Witwer  oder  Witwen  mit  Kindern, 
Greise  und  schwache,  kranke  Leute  zahlen  nichts.  Freie 
Schulen  bestehen  4  mit  obligatem  französischen  Unter- 
richt unter  der  Leitung  von  protestantischen  Erziehern. 
Die  Freiheit  des  Lehramts  und  des  Primär-Unterrichtes  be- 
steht im  Lande  und  ist  erstere  durch  einen  Localerlass  vom 
30.  August  1863,  letztere  durch  einen  Erlass  vom  25.  Sep- 
tember 1860  decretirt. 

In  Neu-Caledonien  bestehen  8  Etablissements  für 
den  Primär-Unterricht  (5  für  Knaben,  3  für  Mädchen);  der 
Unterricht  ist  unentgeltlich;  2  von  diesen  Schulen  (in  Port 
de  France)  sind  europäische  und  ausschliesslich  der  Jugend 
der  europäischen  Auswanderer,  die  meist  Franzosen,  Englän- 
der oder  Deutsche  sind,  vorbehalten. 

Die  europäische  Knabenschule  ist  vom  Vicar  der  Pfarre, 
die  der  Mädchen  von  einer  Nonne  des  Ordens  des  heiligen 
Joseph  von  Cluny  geleitet. 

Unter  den  erwähnten  Schulen  befindet  sich  noch  ausser- 
dem eine  Schule  für  Eingeborene  zur  Heranbildung  von  Dol- 
metschen und  jungen  Handwerkern,  die  von  einem  Piaristen- 
pater,  der  französisch  lehrt,  geleitet  wird,  dem  ein  Brigadier 
und  zwei  Artilleristen  beigegeben  werden.  Die  Schule  ist  in 
zwei  Sectionen,  die  der  Arbeiter  und  Uebersetzer,  getheilt; 
in  der  erstem  werden  die  Eleven  in  den  gewöhnlichen  Hand- 
werken unterrichtet,  in  der  letzteren  wird  ihnen  die  franzö- 
sische Sprache  gelehrt,  damit  sie  zu  Dollmetschen  gebraucht 
werden  können,  die  den  Verkehr  mit  den  noch  uncivilisierten 
Einwohnern  vermitteln. 

Die  3  Knabenschulen  für  Eingeborene  in  Neapoleonville, 
Vagap  und  Lifou  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Comman- 
danten  des  Bezirkes,  in  dem  sie  sich  befinden.  Der  Unter- 
richt ist  einem  aus  der  Garnison  gewählten  Militär  anvertraut. 
Die  erwähnten  Schulen  sind  vom  Colonial  -  Gouvernement 
gegründet. 

Dagegen  wurde  die  belgische  Schule  in  Paita  unter  fol- 
genden Bedingungen  gegründet.  Ein  Anzahl  deutscher  und 
englischer  Auswanderer  gründete   eine   durch  ihre  Industrie 
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und  Handel  bemerkenswerthe  Niederlassung.  Dort  waren 
ca.  15  Kinder  ohne  Erzieher,  eines  jeden  Unterrichtes  ent- 
behrend. Ein  belgischer  Auswanderer,  der  in  Belgien  ein  Fähig- 
keitszeugnis erhalten  und  selbst  schon  gelehrt  hatte,  wurde 
ermächtigt,  sich  mit  den  Colonisten  behufs  Errichtung  einer 
Primärschule  ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Die  VerAvaltung, 
um  den  Colonisten  ihr  Wohlwollen  zu  beweisen,  garantirte 
die  Erhaltung  des  Lehrers  und  beschaffte  das  Material.  Die 
Schule  gilt  seit  6  Monaten  als  öffentliche. 

Ein  Local-Erlass  vom  15.  October  186.3  bestimmt,  dass 
Jeder,  der  eine  Schule  eröffnen  will,  ein  Fähigkeitszeugnis, 
oder  den  Grad  eines  Baccalaureaten,  oder  ein  Verwendungs- 
zeugnis in  einer  Specialschule  der  Hauptstadt  nachweisen, 
oder  endlich  Geistlicher  eines  anerkannten  Cultus  sein  muss. 
Das  Fähigkeitszeugniss  kann  eine  durch  die  Regierung  be- 
stimmte Prtifungs  -  Commission  ertheilen.  Die  Unterrichts- 
gegenstände in  den  Primärschulen  sind:  Lesen,  Schreiben, 
Rechnen,  Elemente  der  französischen  Sprache  und  Münz- 
und  Masswesen.  Das  Studium  der  zahlreichen  caledonischen 
Idiome  ist  untersagt. 

Ein  Waisenhaus  befindet  sich  in  Porte  de  France  und 
steht  unter  der  Leitung  der  Schwestern  von  St.  Joseph.  Hier 
werden  die  nach  der  Colonie  entsendeten  Mädchen  bis  zu 
ihrer  Verheiratung  untergebracht.  Eine  erste  Sendung  von 
10  jungen  Mädchen  kam  im  September  1863  an,  sie  waren  vor 
Ende  des  Jahres  alle  verheiratet.  Am  9.  Februar  1864  kamen 
andere  30,  12  sind  davon  verheiratet,  andere  haben  verschie- 
dene ihnen  angebotene  Conditionen  angenommen,  einige  erwar- 
ten noch  eine  günstige  Stellung.  Die  Eleven  des  Orphelinats 
werden  zu  guten  Haushälterinnen  gebildet  and  ausser  im  Le- 
sen, Schreiben  und  Grammatik  auch  noch  im  Kochen  u.  s.  w. 
unterrichtet.  Die  Ueberwachung  ist  einem  Inspections-Comite 
für  den  öffentlichen  Unterricht  anvertraut,  welches  die  nö- 
thigen  Verbesserungs-Vorschläge  macht  und  sich  gutachtlich 
über  Concessionsgesuche  für  Primärschulen  auszusprechen  hat. 
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IV.  Der  classische  Secundärunterricht. 

Es  ist  bereits  oben  ausfiihrlich  dargelegt  worden,  wie 
schon  vor  dem  Jahre  1850,  welches  dem  gesammten  fran- 
zösischen Unterrichtswesen  eine  neue  Grundlage  zu  schaffen 
bestimmt  war,  ein  gewisses  System  der  Bifurcation  in  den 
k.  Collegien  Eingang  gefunden  hatte.  Die  berechtigte  For- 
derung einer  zahlreichen  Classe  der  Bevölkerung,  die  durch 
Gewerbe,  Industrie  und  Handel  Frankreich  zu  einem  bis 
dahin  unbekannten  Wohlstande  emporgehoben  hatte,  nach 
einer  Reform  der  Mittelschule,  die  auch  ihren  Interessen  ge- 
hörig Rechnung  trage,  Hess  sich  nicht  mehr  einfach  zurück- 
weisen. Unterstützt  wurde  aber  diese  Forderung  ausserdem 
noch  durch  den  starken  Drang  der  studierenden  Jugend 
nach  dem  Zutritte  zu  den  grossen  militärischen  und  civilen 
Specialschulen  des  Landes,  wofür  eine  eingehende  Vorberei- 
tung in  den  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Disciplinen 
unerlässlich  war.  Der  natürliche  Weg,  dieser  unabweisbaren 
Forderung  gerecht  zu  werden  und  zugleich  die  Tradition  des 
classischen  französischen  Lyceums  zu  wahren,  wäre  nun  aller- 
dings der  gewesen,  beide  Arten  von  Mittelschulen,  wie  in 
Deutschland  Gymnasium  und  Realschule,  zu  trennen  und 
jede  ungehindert  von  der  andern  selbständig  ihr  Ziel  ver- 
folgen zu  lassen.  Dies  war  denn  auch  die  Absicht  jener 
Männer  wie  Wolowski,  Lasteyrie,  welche  bei  den  Debatten 
über  das  organische  Unterrichtsgesetz  im  J.  1850  es  durch- 
setzten ,  dass  im  Art.  62  dem  Minister  gegen  seinen  Willen 
die  Pflicht  auferlegt  wurde,  eigene  Fachcommissionen  für 
die  Einrichtung  des  sogenannten  „enseignement  special  ou 
professionnel" ,  d.  i.  des  Realunterrichtes  zu  bestellen.  Es 
wurde  nun  allerdings  eine  solche  Fachcommission  unter  dem 
Vorsitze  von  Thenard  eingesetzt ;  aber  ein  greifbares  Ergeb- 
nis hatten  ihre  Berathungen  nicht  zur  Folge.  Dieselben  Hin- 
dernisse, die  sich  der  Gründung  eigentlicher  Realschulen  bei 
früheren  Anlässen  entgegen  gestellt  hatten,  machten  sich 
wieder  geltend  und  bewirkten,  dass  man  neuerdings  nur  zu 
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halben  Massregeln  griff.  Der  französische  Geist  war,  beson- 
ders in  den  tonangebenden  Kreisen,  noch  immer  zu  sehr 
unter  dem  Banne  des  Vorurtheils,  dass  eine  wahre  höhere 
Bildung  nur  auf  der  Bahn  altclassischer  Studien  zu  erlangen 
sei,  so  dass  er  es  als  einen  Rückschritt  in  der  Nationalbildung 
ansah,  wenn  auch  nur  ein  Theil  der  studierenden  Jugend 
diesen  Studien  entfremdet  werden  sollte.  Man  hielt  daher, 
wie  schon  früher  einmal,  wieder  an  dem  Grundsatze  fest, 
dass  sämmtliche  Schüler  wenigstens  in  den  unteren  Classen 
der  Mittelschule  einen  gemeinsamen,  und  zwar  vornehmlich 
classischen  Unterricht  erhalten  sollten  und  dass  eine  Tren- 
nung derselben  in  zwei  Abtheilungen  erst  in  den  oberen 
Classen  einzutreten  habe.  Nach  diesem  Grundsatze  erfolgte 
die  neue  Regelung  des  Secundärunterrichtes  durch  das  De- 
cret  vom  10.  April  1852  unter  dem  Ministerium  Fortoul, 
womit  das  System  der  sogenannten  Bifurcation  in  allen  kai- 
serlichen und  diesen  gleichgestellten  Lyceen  definitiv  ein- 
geführt wurde.  Dies  System,  durch  die  Generalinstruction 
vom  15.  Nov.  1854  im  einzelnen  festgestellt,  hatte  folgende 
Grundzüge. 

Der  gesammte  Cursus  des  Lyceums  zerfiel,  nach  der 
seither  üblichen  Eintheilung,  in  drei  Abtheilungen:  in  die 
Division  elementaire  mit  zwei  Jahrgängen,  der  8.  und  7.  Classe, 
in  die  Division  de  grammaire  mit  drei  Jahrgängen,  der  6.,  5. 
und  4.  Classe,  und  endlich  in  die  Division  superieure  mit 
vier  Jahrgängen,  der  3.  und  2.  Classe,  dann  der  Classe  de 
Rhetorique  und  der  de  Logique.  Es  erstreckte  sich  daher 
der  gesammte  Lycealcursus  mit  Einschluss  der  beiden  Vor- 
bereitungsclassen  auf  neun  Jahre,  wobei  aber  zu  bemerken 
ist,  dass  der  Unterricht  im  Lateinischen  erst  in  der  zweiten 
Elementarciasse,  d.  i.  in  septieme  zu  beginnen  hatte.  Die 
eben  genannte  Ministerialinstruction  hob  diese  Einrichtung 
als  einen  besonderen  Vorzug  des  neuen  Studienplanes  hervor, 
„da  von  nun  an  die  Schwierigkeiten  des  Unterrichtes  für  die 
Anfänger  nicht  mehr  durch  ein  gleichzeitiges  Studium  der 
lateinischen  und  der  französischen  Grammatik  vermehrt  werden 
sollten".  Wir  werden  aber  sehen,  wie  wenig  die  Erwartung 
erfüllt  wurde,  dass  in  dem  einzigen  Jahrgange  von  septieme 
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die  ffanze  lateinische  Formenlehre  mit  den  Elementen  der 
Syntax  sich  so  bewältigen  lasse,  um  in  der  nächstfolgenden 
Classe,  in  sixieme,  gleich  mit  der  Lecture  leichter  latei- 
nischer Auetoren  beginnen  zu  können.  —  Ebenso  wurde  der 
Beginn  des  Unterrichtes  im  Griechischen  auf  das  zweite  Se- 
mester in  sixieme  verlegt,  wie  spätere  Erfahrungen  zeigten, 
auch  nicht  zum  Vortheile  gründlicher  Einschulung  der  Ele- 
mente. Im  übrigen  blieb  der  bisherige  Lehrplan  der  Ele- 
mentarclassen  ziemlich  unverändert.  Jede  derselben  hatte 
täglich  vier  Stunden  Unterricht,  von  denen  je  zwei  des  Vor- 
mittags auf  den  Sprachunterricht,  je  zwei  des  Nachmittags 
theilweise  auf  Geographie  und  Geschichte  und  auf  das  Rech- 
nen zu  verwenden  waren.  Die  auf  die  einzelnen  Lehrgegen- 
stände zu  verwendende  Zeit  ist  in  der  Ministerialinstruction 
aufs  genaueste  bemessen.  Es  entfallen  darnach  z.  B.  Vor* 
mittags  je  15  Minuten  auf  Gebet  und  Aufsagen  der  Lection, 
je  15  Minuten  auf  Erklärung  der  Lection  für  den  folgenden 
'^^Sf  j^  15  Minuten  für  den  französischen  Sprachunterricht, 
je  30  Minuten  für  Correctur  des  orthographischen  Pensums 
und  Dictat  eines  neuen,  Nachmittags  wieder  15  Minuten  für 
Gebet  und  Aufsagen  der  hist.  -  geogr.  Lection,  15  Minuten 
für  Erklärung  der  nächstfolgenden  Lection,  15  Minuten  für 
Fragen  aus  Geographie  und  Geschichte,  20  Minuten  für  Rech- 
nen an  der  Tafel  u.  s.  w.  Die  gleiche  genaue  Zeiteintheilung 
findet  sich  auch  für  die  Unterrichtsstunden  im  grammatischen 
Lehrcurs,  und  erst  in  der  oberen  Abtheilung  macht  sie  jener 
nach  einzelnen  Lectionen  Platz.  Es  ist  bezeichnend  für  die 
weitgehende  Bevormundung  des  Lehrstandes  der  französi- 
schen Lyceen,  dass  auf  die  strenge  Einhaltung  dieser  Zeit- 
eintheilung und  die  stricte  Absolvierung  des  in  ihr  vorzu- 
nehmenden Lehrstoffes  besonderes  Gewicht  gelegt  wird,  und 
dass  um  die  Ausführung  der  bezüglichen  Vorschriften  genau 
controlieren  zu  können,  Minister  Fortoul  mit  Verordnung 
vom  12.  November  1852  verfügte,  jeder  Lycealprofessor  solle 
täglich  nach  Schluss  der  Lection  in  ein  amtlich  aufliegendes 
Tagebuch  eintragen,  welche  Partie  des  Lehrstoffes  er  durch- 
genommen und  welche  Bemerkungen  er  etwa  hiebei  gemacht 
habe.    Dies  Tagebuch  sei  sorgfältig  zu  bewahren,  vom  Pro- 


1S8 

visor  oder  Censor  wöchentlich  zu  revidieren  und  auch  dem 
Generalinspector  zur  Einsicht  vorzulegen.  Auf  diese  Weise 
glaubte  man  den  einheitlichen  Gang  des  Unterrichtes  in  allen 
Lyceen  mit  Erfolg  sichern  und  den  Mangel  eigentlicher  Leh- 
rerconferenzen,  denn  diese  sind  an  den  französischen  Mittel- 
schulen nicht  üblich,  ersetzen  zu  können.  Ein  gleichförmiger 
Mechanismus  im  Lehrgange  Hess  sich  durch  solche  Massregeln 
allerdings  erzielen,  nimmer  aber  ein  organisches  Zusammen- 
greifen selbstständiger  Kräfte  unter  geistiger  Oberleitung.  Den 
Lehrstoff  dieser  zwei  Vorbereitungsclassen  bildete,  wie  schon 
oben  angedeutet  wurde,  erstens  Religionslehre,  und  zwar  nach 
einem  Lehrplane,  dessen  Anordnung  ausschliesslich  den 
Verfügungen  des  Episkopates  anheim  gestellt  wurde,  mit  der 
Weisung  an  die  Katecheten,  sich  streng  an  diese  Verfügun- 
•gen  zu  halten  ;  dann  französische  und  lateinische  Sprachlehre, 
ferner  allgemeine  Geographie  und  Geographie  Frankreichs, 
heilige  Geschichte,  Rechnen,  und  zwar  die  vier  Species  nebst 
dem  gesetzlichen  Maas-  und  Gewichtssystem,  endlich  Linear- 
Zeichnen.  Die  für  den  Sprachunterricht  vorgeschriebenen 
Bücher  waren:  französische  und  lateinische  Grammatik  von 
Lhomond,  Epitome  historiae  sacrae,  ausgewählte  Stücke  von 
Fenelon  und  La  Fontaine.  Das  Hauptgewicht  des  Unterrichts 
wurde  auf  die  Sprachen  gelegt ;  das  Ziel,  welches  hierin  erreicht 
werden  sollte,  ist  in  den  Bestimmungen  der  Aufnahmsprüfung 
bezeichnet,  der  sich  jeder  Schüler  zu  unterziehen  hatte,  um 
in  die  6.  Classe,  sixieme,  zugelassen  zu  werden.  Es  wird  ge- 
fordert, hinreichende  Kenntniss  der  französischen  Grammatik, 
um  deren  Regeln  mündlich  und  schriftlich  hinlänglich  (pas- 
sablement)  anwenden  zu  können,  dann  elementare  Kenntnis 
des  Lateinischen,  um  der  Erklärung  leichter  lateinischer 
Schriftsteller  in  sixieme  folgen  zu  können.  Geographie  und 
Rechnen  sind  in  diese  Aufnahmsprüfung  nicht  einbegriffen ; 
überhaupt  wird  in  diesen  Lehrgegenständen  auf  der  unter- 
sten Stufe  sehr  wenig  gefordert,  was  in  Bezug  auf  das  Rech- 
nen schon  daraus  erhellt,  dass  für  diesen  Gegenstand  zusam- 
mengenommen nur  zwei  Stunden  in  der  Woche  bestimmt 
sind.  Trotzdem  soll  die  praktische  Fertigkeit  im  sicheren  und 
schnellen  Rechnen   an    den  französischen  Mittelschulen  eine 
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schränkung des  Lehrstoffes  und  eine  anerkannt  tüchtige  Lehr- 
methode zu  erklären  ist.  —  Dass  in  den  Elementarclassen 
alle  Lehrgegenstände,  bis  auf  Religion  und  Zeichnen,  in  der 
Hand  eines  einzigen  Lehrers  concentrirt  sind,  und  dass  alle 
Schüler,  die  künftigen  Humanisten  so  wie  die  Realisten,  den- 
selben gemeinsamen  Unterricht,  auch  im  Zeichnen,  geniessen, 
bedarf  als  bekannt  kaum  einer  weiteren  Erwähnung. 

In  der  grammatischen  Abtheilung,  Division  de  gram- 
maire,  versuchte  das  System  vom  Jahre  1852  folgende  vier 
wesentliche  Veränderungen  durchzuführen.  Eh:'stens  sollte  der 
Lehrstoff  in  sixieme  in  Anbetracht  des  jugendlichen  Alters 
der  Schüler  angemessen  beschränkt  werden;  zweitens  der  Un- 
terricht in  Geographie  und  Geschichte  nicht  mehr  ausschliess- 
lich die  alten  Völker  zum  Gegenstande  haben,  sondern  vor- 
nehmlich Frankreich  behandeln,  auch  nicht  mehr  einem  eige- 
nen Fachlehrer,  sondern  dem  Classenlehrer  übertragen  wer- 
den. Ferner  wurde  die  regelmässige  Fortsetzung  des  Unter- 
richtes im  Rechnen  verfügt,  und  in  der  4.  Classe,  quatri^me, 
ein  elementarer  Cursus  der  Arithmetik  und  Geometrie  ein- 
geführt; endlich  für  dieselbe  Classe,  zum  Abschluss  des  ge- 
sammten  grammatischen  Studiums,  ein  Cursus  vergleichen- 
der Grammatik  (!)  der  französischen,  lateinischen  und 
griechischen  Sprache  angeordnet.  —  Von  diesen  Aenderun- 
gen  hatte  nur  die  auf  den  mathematischen  Unterricht  bezüg- 
liche bis  auf  die  neueste  Zeit  Bestand,  da  die  Nothwendig- 
keit  einer  ausreichenden  Vorbereitung  in  den  Elementen  der 
Arithmetik  und  Geometrie  in  der  unteren  Abtheilung  des 
Lyceums  sich  durch  wiederholte  Erfahrungen  als  unerläss- 
lich  herausstellte,  wollte  man  anders  in  den  oberen  Classen 
in  diesen  Fächern  irgend  einen  sicheren  Erfolg  erzielen.  Aber 
die  beinahe  gänzliche  Verdrängung  der  alten  Geschichte  aus 
dem  grammatischen  Cursus  machte  gar  bald  einer  anderen  Rich- 
tung Platz ,  so  wie  die  Uebertragung  des  historisch-geogra- 
phischen Unterrichtes  an  die  Classenlehrer  nicht  zum  Vor- 
theile  dieses  Unterrichtes  ausschlug.  Endlich  die  Verstiegen- 
heit in  der  Einführung  eines  eigenen  Cursus  der  vergleichen- 
den  Grammatik   auf  solcher  Lehrstufe    richtete   sich  durch 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  Q 
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ihre  totale  Erfolglosigkeit  bald  selbst:  der  unglückliche  Cur- 
sus  wiu'de  nach  kurzem  Scheinleben  glücklich  beseitigt. 

Der  Lehrstoff  der  drei  Grammatikalclassen,  sixieme,  cin- 
quieme,  quatrieme,  blieb  in  Bezug  auf  die  Sprachfächer  im 
wesentlichen  der  hergebrachte.  Das  Studium  der  französischen, 
lateinischen  und  griechischen  Grammatik,  mit  welch'  letzterer 
im  zweiten  Semester  von  sixieme  begonnen  wurde,  sollte  der 
Hauptsache  nach  mit  quatrieme  seinen  Abschluss  finden  und 
der  Schüler  nicht  nur  befähigt  sein,  sich  des  Französischen 
in  Wort  und  Schrift  correct  bedienen  zu  können,  sondern 
auch  ein  französisches,  nicht  zu  schweres  Dictat  ohne  grobe 
grammatische  Fehler  in's  Lateinische  und  Griechische  zu  über- 
setzen. Für  das  Griechische  wurde  Burnoufs  Grammatik  vor- 
geschrieben und  insbesondere  auf  ein  genaues  Memorieren 
der  griechischen  Wurzeln  (aus  dem  Jardin  de  racines  grec- 
ques)  gedrungen,  auch  mit  Rücksicht  auf  jene,  die  später  in 
die  Section  des  sciences  übertreten  sollten,  denen  dies  Stu- 
dium vielleicht  noch  nothwendiger  sein  dürfte,  als  ihren  hu- 
manistischen Mitschülern. 

Für  die  Leetüre  wurden  bestimmt:  im  Französischen 
neben  einer  Auswahl  von  prosaischen  und  poetischen  Mu- 
sterstücken Fleury  Moeurs  des  Israelites  et  des  Chretiens; 
Fenelon  Telemaque ,  Racine  Esther ,  Athalie ;  im  Latei- 
nischen neben  einer  Chrestomathie  „Selectae  e  profanis  scrip- 
toribus  historiae",  Cornelius,  Phaedrus,  Cicero  epist.  ad  fam. 
Auswahl ,  Curtius ,  Caesar  de  belle  galL ,  Virgilius  Eclo- 
gae,  Ovidius  Metamorph.  Auswahl;  im  Griechischen  Aesop 
Fabeln,  Lucian  Dialoge  der  Verstorbenen,  Xenophon  Cyro- 
paedie,  Plutarch  Leben  Ciceros  und  das  Evangelium  nach 
dem  h.  Lucas,  griechischer  Text.  —  Man  ersieht  hieraus, 
dass  im  Lateinischen  im  ganzen  die  Forderungen  nicht  höher 
bemessen  sind,  als  durchschnittlich  in  der  vierten  Classe  eines 
österreichischen  Untergymnasiums ;  dass  hingegen  im  Grie- 
chischen in  der  Leetüre  etwas  weiter  gegangen  wird,  als  in 
der  Regel  an  deutschen  Gymnasien  auf  dieser  Stufe  geschieht, 
jedoch  wohl  mit  Beeinträchtigung  eines  gründlichen  gramma- 
tischen Studiums. 

Die  Anforderungen  im  Französischen  aber  sind  auf  die- 
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ser  Mittelstufe  der  französischen  Lyceen  beträchtlich  höher 
als  die  Anforderungen  im  Deutschen  an  den  gleichartigen 
Lehranstalten  Deutschlands  auf  dieser  Stufe  zu  sein  pflegen, 
und  wie  glaubwürdige  Zeugen  versichern,  auch  die  bezüg- 
lichen Leistungen  der  Schüler.  Dies  hängt  zumeist  wohl  von 
der  besonderen  Sorgfalt  ab,  die  beim  classischen  Unterrichte 
in  Frankreich  von  der  untersten  Stufe  angefangen  auf  cor- 
recten  und  geschmackvollen  Ausdruck  in  der  Muttersprache 
verwendet  wird,  und  dann  wol  auch  von  dem  Genius  der 
französischen  Sprache  selbst,  der  eine  willkürliche  Einzwän- 
gung in  fremde  Formen  und  Satzfügungen  weit  energischer 
zurückweist,  als  unsere,  leider!  nur  allzu  geduldige  Mutter- 
sprache bisher  vermocht  hat.  Ueberhaupt  bieten  die  mannig- 
fachen ministeriellen  Instructionen  über  die  Methode  beim 
classischen  Unterricht  an  den  französischen  Lyceen ,  neben 
mehreren  schiefen  Ansichten,  doch  einige  sehr  beherzigens- 
werthe  Winke,  namentlich  in  Bezug  auf  eine  ausreichende 
sachliche,  durch  Mittel  der  Veranschaulichung  zu  unter- 
stützende Erklärung,  und  auf  die  wichtige  Regel,  „dass  die 
Interpretation  und  Uebersetzung  der  Classiker  nicht  blos  eine 
Uebung  der  Denkkraft,  sondern  auch  des  guten  Stiles  sein 
soll^^  Auch  auf  das  Memorieren  und  Vortragen  classischer 
Lesestücke,  nicht  nm'  französischer,  wird  starkes  Gewicht 
gelegt  und  in  jeder  Classe,  selbst  auf  der  oberen  Lehrstufe, 
ein  Theil  der  Unterrichtszeit  auf  diese  Uebungen  verwendet, 
wie  uns  dünkt  zum  grossen  Vortheile  einer  lebendigen  An- 
eignung der  Sprache  und  der  in  ihr  aufbewahrten  literari- 
schen Schätze.  In  Bezug  auf  den  historischen  Unterricht 
wurde,  wie  wir  schon  oben  angedeutet  haben,  als  Lehrpen- 
sum von  sixieme  eine  kurze,  übersichtliche  Darstellung  der 
alten  Geschichte  als  Einleitung  in  die  französische  Geschichte 
festgesetzt,  für  cinquieme  und  quatrieme  die  ausführlichere 
Behandlung  dieser  letzteren  bis  zum  Jahre  1815  angeordnet. 
Aehnlich  wurde  auch  der  geographische  Unterricht  dieser 
Classen  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Frankreich  geregelt. 
Für  beide  Lehrgegenstände  zusammen  wurde  wöchentlich  eine 
ganze  Classe,  d.  i.  das  Ausmass  von  zwei  Lehrstunden  ange- 
setzt, also  im  Durchschnitt  um  ein  Drittheil  weniger,  als  aa 
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den  deutschen  Gymnasien,  und  zwar  wieder  mit  der  genaue- 
sten Minuteneintheilung,  so  dass  15  Minuten  für  das  Aufsagen 
der  alten,  20  für  das  Dictat  einer  neuen  Lection,  45  Minuten 
für  die  mündliche  Entwicklung  dieses  Dictates,  25  Minuten 
ftir  die  Correctur  des  schriftlichen  Pensums  der  Schüler,  15 
Minuten  für  Fragen  u.  s.  w.  entfallen  sollten.  Ausser  dieser 
minutiösen  Zeiteintheilung  ist  noch  das  eigenthümliche  der 
Methode  des  Unterrichtes  zu  bemerken,  wornach  auch  in 
Geschichte  und  Geographie  jederzeit  schriftliche  Aufgaben 
von  den  Schülern  zu  bearbeiten  und  vom  Lehrer  zu  ver- 
bessern sind,  wobei  die  Weisung  nicht  vergessen  ist ,  dass 
diese  Aufgaben  nicht  bloss  als  Uebungen  des  historisch-geo- 
graphischen Wissens ;,  sondern  auch  als  Uebungen  des  Stiles 
zu  betrachten  seien. 

Der  mathematische  Unterricht  in  sixieme  und  cinquieme 
sollte  nur  den  Zweck  haben,  die  Fertigkeit  im  Rechnen  zu 
bewahren  und  weiter  zu  entwickeln,  und  es  wird  ausdrück- 
lich eingeschärft,  dass  die  Methode  eine  rein  praktische,  mit 
den  Beispielen  auf  das  wirkliche  Leben  in  Handel  und  Wan- 
del, Industrie  und  Kunst  gerichtete  sein  solle.  Diesem  Un- 
terrichte wurde  das  überaus  bescheidene  Ausmass  von  drei 
Lectionen  wöchentlich,  jede  von  e  iner  Viert  eistun  de  (!), 
zugewiesen.  —  Erst  in  quatrieme  trat  ein  vorbereitender 
Unterricht  in  den  Elementen  der  Arithmetik  und  Geometrie 
ein,  mit  einer  Classe  von  je  zwei  Stunden  wöchentlich.  Es 
sollte  in  dieser  Classe  beiläufig  der  Lehrstoff  für  die  zwei 
untersten  Classen  an  den  österreichischen  Gymnasien  durch- 
genommen werden,  also  die  vier  Operationen  in  ganzen  Zah- 
len, die  Decimalen,  die  gemeinen  Brüche,  die  Darstellung 
des  metrischen  Systems  u.  s.  w.,  dann  das  wichtigste  und 
einfachste  über  Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck,  Kreis  u.  s.  w., 
endlich  der  Gebrauch  von  Cirkel  und  Richtmass  bei  geometri- 
schen Constructionen. 

Auch  von  diesen  Abtheilungen  der  franz  ösischen  Lyceen 
blieben  die  Naturwissenschaften  wie  früher  ausgeschlossen 
und  das  Classenlehrersystem  ebenso  wie  in  den  Elementar- 
classen  beinahe  ausschliesslich  in  Anwendung.  —  Als  Ab- 
schluss  des  grammatischen  Cursus,  gleich  einer  Versetzungs- 
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prüfung,  sollte  das  sogenannte  Examen  de  Grammaire  dienen. 
Diese  Prüfung  sollte  sich  über  sämmtliche  Gegenstände  des 
grammatischen  Cursus  erstrecken  und  die  Probe  liefern,  ob 
der  geprüfte  Schüler  die  nöthige  Reife  besitze,  um  in  den 
höheren  Lycealcurs  aufgenommen  zu  werden.  Sie  sollte  da- 
her unter  Vorsitz  des  Provisors  oder  in  dessen  Verhinderung 
des  Censors  mit  gehöriger  Strenge  vorgenommen  und  darüber 
dem  Schüler  ein  eigenes  Zeugnis  (Certificat  d'aptitude)  aus- 
gestellt werden.  Die  wohlthätige  Wirkung  dieser  allgemeinen 
Verordnung,  deren  Nutzen  für  die  französischen  Lyceen,  bei 
dem  Mangel  an  eigentlichen  Versetzungsprüfungen  zum 
Schlüsse  jedes  Jahrganges  in  denselben,  nicht  zu  verkennen 
ist,  wurde  theilweise  wieder  dadurch  abgeschwächt,  dass  dies 
Examen  nur  für  die  schwächere  Hälfte  der  Schüler  als  obli- 
gatorisch erklärt  wurde,  durch  welche  Bestimmung  mancher 
unberechtigten  Nachsicht  augenscheinlich  Vorschub  gelei- 
stet war. 

Bis  zum  Schlüsse  der  Division  de  grammaire  blieb  der 
gesammte  Unterricht  für  alle  Schüler  in  allen  Gegenständen 
ein  gemeinsamer;  erst  von  da  ab  sollte  er  nach  zwei  Rich- 
tungen getrennt  werden,  also  das  System  der  Bifurcation 
eintreten. 

Die  Division  superieure,  aus  den  vier  Classen  troisieme, 
seconde,  Rhetorique,  Logique  bestehend,  wurde  nämlich  in 
zwei  Sectionen  getheilt,  in  die  Section  des  lettres  und  in  die 
Section  des  sciences,  in  welchen  die  Schüler,  Humanisten 
und  Realisten,  den  Unterricht  theilweise  getrennt,  theilweise 
vereint  erhalten  sollten.  Gemeinsam  sollte  der  Unterricht  sein 
für  beide  Sectionen  in  dem  Vortrage  und  der  Erklärung  fran- 
zösischer Classiker,  in  der  Erklärung  und  Uebersetzung  der 
lateinischen  Autoren,  in  der  französischen  Composition  und 
Stillehre,  so  wie  in  den  Regeln  der  Rhetorik  und  der  Lehre 
der  hauptsächlichsten  Stilgattungen,  endlich  in  Geschichte  und 
Geographie,  in  den  modernen  Sprachen  und  theilweise  in 
Philosophie.  —  Getrennt  hingegen  sollte  der  Unterricht  sein 
in  Mathematik  und  Naturwissenschaften,  so  wie  theilweise  in 
den  classischen  Sprachen  und  in  den  philosophischen  Disci- 
plinen.    Für  die  Humanisten   allein  bestimmt   blieb  das  Stu- 
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dium  des  Griechischen,  für  die  Realisten  jenes  der  schwie- 
rigeren Partieen  der  Mathematik  und  der  Physik.  Dabei 
wurde  die  Trennung  beider  Abtheilungen  derart  abgestuft, 
dass  sie  sich  von  Classe  zu  Classe  erweiterte  und  in  Logi- 
que  endlich  beinahe  auf  alle  Lehrgegenstände  erstreckte.  In 
einzelnen  gliederte   sich  der  Lehrgang  in   folgender  Weise : 

Französisch.  Troisieme :  Vortrag  von  Musterstücken ;  Auf- 
sätze: leichtere  Erzählungen  und  Briefe;  Voltaire  Charles  Xu., 
Boileau  Satires.  —  Seconde :  Vortrag  wie  oben,  Aufsätze :  Er- 
zählungen, Briefe,  Beschreibungen;  F^nelon  lettres  a  l'Aca- 
demie,  Bossuet  discours  sur  l'histoire  universelle,  Voltaire 
siecle  de  Louis  XIV.,  Theatre  classique,  Boileau  epitres, 
Rousseau  oeuvres  lyriques.  —  Rhetorique :  Vortrag  wie  oben ; 
Elemente  der  Rhetorik  und  Stilistik;  Aufsätze:  Reden,  liter. 
Analysen;  Auswahl  von  Pascal,  La  Bruyere,  M™®  de  Sevigne, 
Massillon,  Fontenelle,  Buffon,  Bossuet  oraisons  iunebres,  Fe- 
nelon  dialogues  sur  l'eloquence,  Massillon  le  petit  careme, 
Montesquieu  grandeur  et  decadence  des  Romains,  Theatre 
classique,  Boileau  art  poetique,  La  Fontaine  fables.  —  Lo- 
gique:  Aufsätze:  Ueb  er  sichten ,  Abhandlungen. 

Latein.  Troisieme:  Erklärung  und  Uebersetzung  von 
Cicero  or.  in  Catilinam,  de  amicitia,  Sallustius,  Virgilius 
Ausw.  aus  den  Georg.  —  Seconde:  Erklärung  und  Uebers. 
von  Livius  narrationes  excerptae,  Cicero  act.  in  Verrem, 
de  senectute,  Virgilius  Aeneis  drei  Gesänge,  Horatius  car- 
mina,  Auswahl.  —  Rhetorique:  Erklär,  und  Uebers.  der  Con- 
ciones  sive  orationes  collectae,  Cicero  Somn.  Scipionis,  Cae- 
sar comm.  de  hello  civ.,  Plinius  maj.  Auswahl,  Tacitus  An- 
nales, Virgilius  Aen.  sieben  Gesänge,  Horatius  satirae,  epi- 
stolae,  ars  poetica. 

Latein  und  Griechisch  für  die  Humanisten  getrennt. 
Troisieme:  Vortrag  lat.  und  griech.  Musterstücke;  Ueber- 
setzung ins  Lat.  und  Griechische;  lat.  Verse.  —  Herodot, 
Plutarch  Vitae,  Auswahl  aus  den  griech.  Kirchenvätern,  Ho- 
mer Ilias.  —  Seconde :  Vortrag  und  Uebersetzung  wie  oben ; 
lat.  Erzählungen,  lat.  Verse.  —  Excerpta  e  scriptoribus  grae- 
cis,  Plato  Apologie,  Plutarch  eine  mor.  Abhandlung,  Homer 
Odyssee.  —  Rhetorique:    Vortrag  wie  oben;   liter.  Analyse 
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lat.  und  griech.  Classiker;  lat.  Reden,  lat.  Verse,  griech.  Ueber- 
setzung.  —  Thucydides,  Demosthenes  Olynth,  und  Philipp. 
Reden,  die  Rede  vom  Kranz;  Sophokles  eine  Tragödie,  Ari- 
stophanes  Plutus.  —  Logique:  Lat.  Abhandlung;  Erklärung 
von  Plato's  Alcibiades  und  Gorgias,  Aristoteles  Analytica, 
Cicero  de  officiis;  St.  Augustinus  Soliloquia,  Baco  novum 
Organum,  Cartesius  de  methodo,  meditationes. 

Geschichte  und  Geographie.  Troisieme:  Geschichte  und 
Geographie  des  Alterthums;  phys.  und  polit.  Geogr.  Frank- 
reichs. —  Seconde :  Gesch.  und  Geogr.  des  Mittelalters ;  die 
auswärtigen  Besitzungen  Frankreichs;  übersichtliche  Ge- 
schichte der  Geographie;  Statistik  der  wichtigsten  Länder. 
—  Rhetorique:  Geschichte  und  Geographie  der  Neuzeit;  phys. 
pol.  industr.  und  commerc.  Geogr.  Frankreichs.  —  Logique: 
Zusammenfassende  Wiederholung  des  bist,  geogr.  Lehrstoffes. 

Deutsch  oder  Englisch  facultativ.  Troisieme:  Lesen,  Aus- 
sprache, Rechtschreibung;  Memorieren  von  Stammwörtern; 
Grammatik  erster  Theil,  Formenlehre;  mündliche  und  schrift- 
liche Uebersetzungsbeispiele ;  Auswahl  pros.  und  poet.  Lese- 
stücke. —  Seconde:  Grammatik  zweiter  Theil,  Syntax; 
Uebungen  und  Lectiire  wie  in  troisieme;  kurze  Aufsätze, 
Sprechübungen.  —  Rhetorique:  Wiederholung  der  Gramma- 
tik; Uebungen  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck; 
Leetüre  einer  Auswahl  von  Musterstücken.  —  Logique: 
Leetüre  und  Erklärung  classischer  Schriftsteller. 

Philosophie.  Logique:  Erstes  Trimester,  Studium  des 
menschlichen  Geistes  und  der  Sprache  (Psychologie) ;  zweites 
Trimester:  über  die  Methode  des  Erkennens  in  den  verschie- 
denen Wissenschaften  (Logik  und  Metaphysik);  drittes  Tri- 
mester :  Anwendung  dieser  Methode  auf  die  Hauptwahrheiten 
der  Sittenlehre  (Ethik).  —  Für  die  Humanisten  ausserdem  die 
Leetüre  und  Erklärung  ausgewählter  philosophischer  Schriften 
von  Pascal,  Malebranclie,  Bossuet,  Fenelon,  Leibnitz^  Euler. 

Mathematik  und  Naturwissenschaften.  A.  H  u  m  a  n  i  s  t  e  n. 
Troisieme:  Elemente  der  Geometrie  und  Physik.  —  Seconde: 
Elemente  der  Chemie  und  Kosmographie,  Leetüre  einer  Aus- 
wahl classischer  Schriften  über  die  Naturwissenschaften.  — 
RhHorique :  Elemente  der  Naturgeschichte ;  Leetüre  classischer 
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Schriften  wie  oben ;  Logique :  Arithmetik,  Planimetrie,  Stereo- 
metrie. Das  wichtigste  aus  der  Experimentalphysik.  — 
B.  Realisten.  Troisieme:  Arithmetik,  Planimetrie,  Anfangs- 
gründe der  Algebra,  Physik,  Chemie,  Botanik.  —  Seconde: 
Algebra,  Stereometrie,  Projectionslehre,  ebene  Trigonometrie, 
Physik,  Chemie,  Zoologie,  Geologie.  —  Rhetorique:  Aufgaben 
aus  Arithmetik  und  Algebra,  Wiederholung  der  Geometrie 
und  der  Trigonometrie,  die  gewöhnlichen  Curven,  das  Nivel- 
lieren, Mechanik,  Kosmographie,  Wiederholung  und  Schluss 
der  Chemie.  —  Logique:  Zusammenfassende  Wiederholung 
des  mathem.  naturwissenschaftlichen  Lehrstoffes,  Vorberei- 
tung für  das  baccalaureat  es  sciences. 

Hiezu  kam  noch  die  Classe  de  mathematiques  speciales 
mit  einem  ausgedehnten  und  eingehenden  Unterricht  in  Al- 
gebra, Geometrie,  Trigonometrie,  nebst  deren  Anwendung, 
dann  in  analytischer  und  descriptiver  Geometrie,  in  Mecha- 
nik, Physik,  Chemie,  in  geometrischem  und  Freihandzeich- 
nen, als  Vorbereitung  zum  Eintritt  in  die  militärischen  und 
civilen  Specialschulen. 

Zu  Erläuterung  dieses  übersichtlich  dargestellten  Lehr- 
ganges ist  noch  beizufügen,  dass  in  der  Division  superieure 
das  Fachlehrersystem  vorherrscht,  dass  also  für  die  einzel- 
nen Fächer,  als  Mathematik,  Physik,  Naturgeschichte,  geo- 
metrisches und  Freihandzeichnen,  Geschichte  und  Geographie, 
die  modernen  Sprachen,  eigene  Fachprofessoren  bestehen,  und 
nur  der  eigentlich  literarische  Unterricht,  also  der  im  Fran- 
zösischen, Lateinischen  und  Griechischen,  in  der  Hand  von 
Classenlehrern  vereinigt  bleibt;  ferner  dass  die  Combination 
beider  Schülerabtheilungen  in  den  Sprachfächern  und  Philo- 
sophie wöchentlich  auf  fünf  Schulnachmittage  oder  Classen 
von  je  zwei  Stunden  festgesetzt  wurde,  während  die  Vormit- 
tagsstunden dem  getrennten  Unterrichte  gewidmet  sein  sollten. 

Ueber  die  Tendenz,  welche  bei  Durchführung  des  eben 
geschilderten  Systemes  der  Bifurcation  an  massgebender  Stelle 
obwaltete,  gibt  wol  am  besten  die  Erklärung  des  Ministers 
Fortoul  selbst  Aufschluss.  Er  sagt  in  der  oben  erwähnten 
Generalinstruction  vom  12.  November  1854  ausdrücklich: 
„Das   neue  Unterrichtssystem   hat  trotzdem,    dass  man  ihm 
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vorwarf,  die  Trennung  der  scientiiischen  und  literarischen 
Studien  grundsätzlich  sanctioniert  zu  haben,  im  Gegentheii 
den  ausgesprochenen  Zweck,  dieser  Trennung  ein  Ziel  zu 
setzen.  —  Jene,  die  ihr  Beruf  den  Wissenschaften  zuführt, 
sollen  nicht  mehr  getrennt  sein  von  ihren  Mitschülern,  die 
sich  speciell  liter.  Studien  zuwenden.  Beide  sollen,  von  nun 
an  in  derselben  Schule  vereint,  gemeinsam  jenen  wesentlich 
literarischen  Unterricht  geniessen,  der  auf  den  Wunsch  der 
erlauchtesten  Repräsentanten  unserer  Specialschulen  ange- 
ordnet wurde.  Es  soll  sich  nicht  mehr  darum  handeln,  jungen 
Leuten,  die  darauf  nur  geringes  Gewicht  legten,  weil  dieser 
Nebenunterricht  eben  Lehrern  minderen  Ranges  anvertraut 
war,  in  aller  Hast  und  fast  zum  Verdruss  etwas  Franzö- 
sisch, Latein,  Geschichte  und  Geographie  beizubringen.  Nein, 
der  Wille  der  gemischten  Fachcommission,  so  wie  jener  des 
kais.  Unterrichtsrathes  bezweckte  gerade,  dass  die  wissen- 
schaftliche Section  unserer  Lyceen  nicht  länger  eines  gedie- 
genen literarischen  Unterrichtes  entbehren  sollte." 

So  sehr  man  das  Löbliche  dieser  Tendenz,  so  wie  den 
Ernst,  mit  dem  man  an  deren  Verwirklichung  gieng,  an- 
erkennen muss,  so  kann  man  sich  anderseits  die  vielfachen 
Mängel  und  Uebelstände  des  neuen  Studienplanes  nicht  ver- 
hehlen. Wir  wollen  nur  die  augenfälligsten  kurz  kennzeichnen. 
Abgesehen  davon,  ob  es  richtig  war,  die  Trennung  in  Sec- 
tionen  erst  auf  der  obersten  Stufe  eintreten  zu  lassen,  musste 
man  es  billig  bezweifeln,  ob,  wenn  schon  einmal  zwei  Ab- 
theilungen bestanden,  deren  theil weise  Vereinigung  in  ein- 
zelnen Lehrgegenständen  für  beide  nicht  mehr  Nachtheile 
als  Vortheile  mit  sich  führte.  Wenigstens  konnte  der  theil- 
weise  gemeinsame  Unterricht  im  Lateinischen,  wenn  er  an- 
ders der  Fassungskraft  beider  genügen  sollte,  keiner  der 
beiden  Abtheilungen  besonders  förderlich  sein,  den  Huma- 
nisten nicht,  weil  er  ihnen  leicht  zu  wenig,  den  Realisten 
nicht,  weil  er  ihnen  leicht  zu  viel  bieten  musste.  Und 
nahezu  ähnlich  mochte  es  im  Französischen,  in  Aufsatz-  und 
Stillehre,  ja  selbst  in  Geschichte  und  Geographie  sich  ge- 
stalten. Denn  das  ist  einleuchtend,  dass  Schüler,  denen  eine 
ausreichende  Leetüre  lateinischer  und  griechischer  Classiker 
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geboten  wird,  die  fortwährend  lateinische  und  griechische 
Stilübimgen  zu  machen  haben,  auch  für  die  Literatur  ihrer 
Muttersprache  ein  tieferes  Verständnis  mitbringen  und  ihre 
Gedanken  mit  grösserer  Schärfe  und  Gewandtheit  auszu- 
drücken im  Stande  sein  werden.  Und  wie  sehr  das  Studium 
der  Geschichte  durch  ein  genaueres  Verständnis  des  Alter- 
thums  überhaupt  gewinnt,  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung. 
—  Consequenter  jedenfalls  wäre  es  gewesen,  beide  Abthei- 
lungen, wie  dies  in  Bezug  auf  Mathematik  und  Naturwissen- 
schaften geschah,  so  auch  in  den  humanen  Disciplinen  zu 
trennen,  obwol  diese  Trennung  den  Humanisten  hinsichtlich 
der  sogenannten  Realien  keinen  Vortheil  brachte.  Der  magere, 
unzusammenhängende,  grossentheils  unwissenschaftliche  Unter- 
richt in  Mathematik,  Physik  und  Naturgeschichte,  der  dieser 
Abtheilung  nach  dem  Lehrplane  zugedacht  war,  konnte  un- 
möglich eine  dauernde  Frucht  für's  Leben  tragen.  Nament- 
lich musste  der  Abgang  eines  streng  wissenschaftlichen  mathe- 
matischen Elementarunterrichtes  von  jenen  Zöglingen  schmerz- 
lich empfunden  werden,  die  nach  Vollendung  ihrer  humanisti- 
schen Studien  doch  noch  oft  Neigung  fühlten,  in  eine  Special- 
schule einzutreten.  Die  Vorbereitung  hiefür  war  ihnen  durch 
den  neuen  Studienplan  wesentlich  erschwert.  Ganz  überflüssig 
aber  musste  das  früh  abgebrochene  Studium  des  Griechischen 
füi'  die  künftigen  Realisten  erscheinen ;  denn  schwerlich  wird 
selbst  die  Einschärfung,  die  Racines  grecques  tüchtig  zu  me- 
morieren, in  den  meisten  Fällen  deren  gänzliches  Vergessen 
in  der  oberen  Abtheilung  verhindert  haben.  Und  selbst  wenn 
einige  Stammwörter  im  Gedächtnis  haften  blieben,  war  dies 
Ergebnis  ein  dreijähriges  Studium  dieser  Sprache  werth? 
Nach  all'  dem  Gesagten  kann  man  von  rein  didaktischem 
Standpuncte  aus  den  eben  geschilderten  Versuch  der  Bifur- 
cation  an  den  französischen  Lyceen  unter  dem  Ministerium 
Fortoul  als  einen  besonders  gelungenen  nicht  bezeichnen. 
Und  dass  dies  Urtheil  kein  ungerechtfertigtes  ist,  dies  hat 
die  Erfahrung  weniger  Jahre  in  Frankreich  selbst  bewiesen ; 
denn  gar  bald  stellte  sich  die  Thatsache  heraus,  dass  auf 
der  einen  Seite  der  wissenschaftliche  Unterricht  der  Huma- 
nistenabtheilung  verkümmerte,    auf  der  anderen  der  litera- 
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rische  Unterricht  der  Realistenabtheilung  nicht  gedieh^  dass 
somit  keine  von  beiden  aus  der  künstlichen  Trennung  irgend 
einen  erheblichen  Nutzen  zog. 

Dem  Gewichte  dieser  Thatsache  konnte  sich  selbst  der  Be- 
gründer des  neuen  Systemes  der  Bifurcation  nicht  ganz  entzie- 
hen. In  einem  am  15.  Nov.  1855  an  die  Rectoren  erlassenen 
Rundschreiben  musste  Minister  Fortoul  eingestehen,  dass  die 
Prüfungen  der  Candidaten  für  das  Baccalaureat  und  für  die  Spe- 
cialschulen trotz  der  neuen  Studienordnung  selbst  bescheidenen 
Anforderungen  nicht  entsprachen.  So  in  den  Wissenschaften, 
noch  mehr  aber  in  den  Sprachen.  Die  in  diesen  gelieferten 
Proben  seien  geradezu  mittelmässig.  Die  Uncorrectheit  der 
Sprache,  das  Unvermögen,  die  Gedanken  klar  und  bestimmt 
auszudrücken,  bezeuge  eine  vollkommene  Gleichgiltigkeit,  wo 
nicht  gar  eine  Art  Geringschätzung  aller  literarischen  Studien, 
die  doch  die  Basis  jeder  gründlichen  und  edlen  Bildung  seien. — 
Allerdings  wurde  die  Schuld  dieser  betrübenden  Erscheinung 
vornehmlich  der  Nichtbeachtung  der  neuen  Studienvorschriften 
beigemessen ;  aber,  wie  der  weitere  Verlauf  der  Dinge  zeigte, 
lag  das  Uebel  tiefer,  im  Systeme  selbst.  —  Schon  der  un- 
mittelbare Nachfolger  Fortouls,  Rouland,  sah  sich  genöthigt, 
in  der  neuen  Studienordnung  wesentliche  Modificationen  ein- 
zuführen, wenn  er  auch  im  ganzen  noch  an  dem  Grundsatze 
der  Zweitheilung  der  oberen  Classen  festhielt.  So  wurde  mit 
Verordnung  vom  7.  Aug.  1857  auf  Grund  der  gemachten  Er- 
fahrungen der  Beginn  des  Lateinunterrichtes  in  huitieme, 
jener  des  Griechischen  in  sixieme  angeordnet,  um  die  so 
nöthige  Einübung  der  grammatischen  und  lexikalischen  Ele- 
mente in  diesen  Sprachen  zu  sichern.  Ferner  wurde  der  höchst 
überflüssige  Cursus  der  vergleichenden  Grammatik  in  qua- 
trieme  aufgehoben,  so  wie  der  verfrühte  Unterricht  in  der 
Stillehre  und  die  Ausarbeitung  freier  lateinischer  Aufsätze 
aus  troisi^me  auf  die  Classe  Rhetorique  übertragen.  — 
Mit  den  Verordnungen  vom  3.  Oct.  1857  und  vom  18.  Mai 
1859  wurde  der  bist.  -  geographische  Unterricht  neu  geregelt, 
und  zwar  sowohl  mit  Rücksicht  auf  eine  bessere  Vertheilung 
des  Lehrstoffes  als  auf  die  Anwendung  einer  zweckmässigeren 
Lehrmethode.  —  Folgenreich  aber  für  die  weitere  Entwick- 
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hing  des  Systemes  der  Bifarcation  waren  zwei  spätere  Ver- 
ordnungen desselben  Ministers  vom  9.  Oct.  1859. 

Die  erste  derselben  verfügte  auf  ausdrücklichen  Wunsch 
des  Kriegsministeriums,  dem  die  bisherigen  Leistungen  der  Can- 
didaten  bei  den  Aufnahmsprüfungen  in  die  Militärschulen  nicht 
genügten,  eine  neue  Vertheilung  des  mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen Lehrstoffes  in  der  Section  des  sciences,  und  gleich- 
zeitig die  Trennung  der  Prüfung  für  das  Baccalaureat  es 
sciences  in  zwei  Hälften  der  Art,  dass  in  der  ersten  Session 
das  Examen  aus  Physik,  Chemie  und  Naturgeschichte,  in  der 
zweiten  Session  das  Examen  aus  den  literarischen  Fächern 
und  aus  Mathematik  abzulegen  war.  Diese  Trennung  war, 
wie  sich  später  zeigte,  von  grossem  Nachtheile  namentlich 
für  ein  strenges,  wissenschaftliches  Studium  der  Physik,  da 
der  Professor  dieses  Faches  genöthigt  war,  auch  jene  Theile 
seines  Gegenstandes,  die  zu  ihrem  Verständnisse  ausreichen- 
der mathematischer  Vorkenntnisse  bedürfen,  wie  z.  B.  die 
Gesetze  der  Schwere,  der  Hydrostatik,  der  Ausdehnbarkeit 
der  Körper  u.  s.  w.,  mit  Schülern  zu  behandeln,  denen  selbst 
die  Elemente  der  Algebra  und  Geometrie  noch  keineswegs 
geläufig  waren.  Denn  das  Hauptstudium  der  Mathematik  war, 
eben  in  Folge  dieser  beliebten  Trennung  des  Baccalaureats- 
examens,  auf  die  Classe  de  Khetorique  verlegt,  jenes  der 
Naturwissenschaften  aber  auf  Troisieme  und  Seconde  be- 
schränkt worden. 

Die  zweite  dieser  Verordnungen  verfügte,  dass  in  allen 
kaiserlichen  Lyceen,  wo  die  Anzahl  der  Schüler  zur  Bildung 
zweier  Abtheilungen  in  den  drei  oberen  Classen  ausreiche, 
die  Zöglinge  der  Section  des  sciences  im  literarischen  Un- 
terrichte von  den  Zöglingen  der  Section  des  lettres  getrennt 
werden  sollten.  „Diese  Massregel,  so  lautete  die  Verordnung, 
sei  im  Interesse  sowol  der  Humanisten  getroffen,  die  fortan 
von  ihren  Lehrern  ungehindert  auf  der  Höhe  ihrer  speciel- 
len  Studien  erhalten  werden  könnten,  als  auch  in  jenem  der 
Realisten,  die  nunmehr  nach  Massgabe  ihrer  Kräfte  speciell 
unterrichtet  nicht  mehr  durch  einen  allzu  ungleichen  Kampf 
mit  vorgeschrittenen  Collegen  in  ihren  Bestrebungen  ent- 
muthigt  würden. "  Man  war  also,  durch  wiederholte  Erfahrun- 
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gen  belehrt,  zur  Einsicht  gekommen,  dass  die  halbe  Mass- 
regel einer  theilweisen  Trennung  und  theilweisen  Vereini- 
gung zwei  so  verschiedener  Schülerclassen  keinen  von  bei- 
den zum  Vortheile  gereichte,  und  dass  wenigstens  die  bis- 
herige Anwendung  des  Systemes  der  Bifurcation  keine  guten 
Früchte  getragen  hatte. 

Einen  wichtigen  Schritt  zur  Einlenkung  in  eine  neue 
Bahn  machte  aber  das  Ministerium  Duruy  durch  die  Ver- 
ordnung vom  22.  September  1863,  durch  welche  der  wissen- 
schaftliche Unterricht  in  der  oberen  Abtheilung  der  Lyceen 
neu  geregelt  wurde.  Mit  aller  Entschiedenheit  wurde  her- 
vorgehoben, dass  die  bisherigen  Erfahrungen  bei  den  Prü- 
fungen für  das  Baccalaur^at  es  lettres  nur  die  äusserste 
Schwäche  der  Candidaten  aus  allen  Theilen  der  Mathematik 
dargethan  hätten.  Eben  so  entschieden  wurde  aber  auch  be- 
tont, dass  die  Ursache  dieses  kläglichen  Erfolges  nur  in  der 
unwissenschaftlichen  Methode  zu  suchen  sei,  die  bis  dahin 
im  mathematischen  Unterrichte  der  Section  es  lettres  vor- 
geherrscht habe.  „Was  für  eine  Anstrengung,  wird  gefragt, 
kann  der  Lehrer  von  den  Schülern  fordern,  die  da  amtlich 
wissen,  dass  es  ihnen  erlaubt  ist,  jede  strenge  Beweisführung 
zu  ignoriren?"  „Ich  weise  eine  solche  Art  des  mathemati- 
schen Unterrichtes  zurück,  welche  die  Zöglinge,  und  sei  es 
auch  nur  ein  Semester  lang,  an  das  „beiläufig"  in  geometri- 
schen Dingen  gewöhnt ;  ich  ziehe  es  bei  weitem  vor,  sie  früh- 
zeitig in  die  bewundernswerthe  Verkettung  der  Sätze  Euclids 
einzuweihen,  und  sie  so  zwar  nicht  so  viel,  aber  das  wenige 
gründlicher  zu  lehren."  Dies  das  Bekenntnis  des  Ministers, 
das  an  Offenheit  und  Bestimmtheit  sicher  nichts  vermissen 
Hess  und  den  Geist  scharf  genug  kennzeichnete,  in  dem  die 
Reform  des  Lehrplanes  der  Lyceen  vorgenommen  werden  sollte. 

Zuerst  wurde  verfügt,  dass  die  Schüler,  welche  bisher 
mit  Eintritt  in  die  Classe  de  troisieme  in  zwei  Sectionen 
auseinander  giengen,  von  nun  an  in  dieser  Classe  noch  ver- 
einigt bleiben  und  sowol  den  literarischen  als  den  wissen- 
schaftlichen Unterricht  gemeinsam  geniessen  sollten.  Gleich- 
zeitig wurde  als  mathematischer  Lehrstoff  dieser  Classe  Arith- 
metik,   dann   Elemente   der  Algebra    und   Planimetrie    be- 
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zeichnet.    Ferner  wurde  für  die  zwei  folgenden  Classen  der 
vorderhand  noch  beibehaltenen  Section  des  lettres  eine  zweck- 
mässige Fortsetzung  des  mathematischen  Unterrichtes   ange- 
ordnet. Endlich  wurde  die  oben  erwähnte  Scheidung  des  Exa- 
mens für  das  Baccalaureat  es  sciences  in  zwei  Hälften   auf- 
gehoben und  verfügt,   dass  der  physikalische  Unterricht  auf 
die  Classes  de  Seconde  und  de  Rh^torique  zu  verlegen  sei, 
um   für  denselben  Schüler   mit    genügender   mathematischer 
Vorbereitung   zu  haben.    —    Nicht   minder    eingreifend   war 
eine    weitere    Verordnung    vom    29.    September    1863,    die 
eine    gänzliche  Aenderung    des   Lehrplanes  für  die    moder- 
nen Sprachen   brachte.     Man  gieng   hiebei  von  dem   gewiss 
nicht  unberechtigten  Grundsatze  aus,    dass   ein  Hauptzweck 
des  Studiums  dieser  Sprachen  der    sei,   sich  ihrer   in  Wort 
und  Schrift  beim  täglichen  Verkehre    bedienen    zu    können. 
Die  Wichtigkeit  des  literarischen  und  ästhetischen  Elemen- 
tes in  ihnen  wurde  hiebei  nicht  ausser  Acht  gelassen.    Man 
glaubte  aber,  auch  zu  fruchtbarer  Erfassung  dieser  Elemente 
sei  die  Erwerbung  einer   hinlänglichen   praktischen  Sprach- 
fertigkeit eine  Hauptbedingung.  Demnach  wurde  das  Studium 
des  Deutschen  und  des  Englischen,  an  deren  Stelle  je  nach 
Ortsverhältnissen  auch  das  Italienische  oder  Spanische  sollte 
treten  können,  in  die  grammatische  Abtheilung  verlegt,   für 
diese    aber  auch   als    obligatorisch   erklärt.     Der  Unterricht 
sollte  in  sixieme  mit  zwei  Lectionen  wöchentlich,  jede  von 
einer  Stunde,   beginnen  und  bis  zum  Schlüsse  von  quatrieme 
fortgeführt  werden.    Als  Ziel  für  diesen  dreijährigen  Unter- 
richt wurde  Kenntniss   der  Formen-  und  Satzlehre,   Fertig- 
keit in  Verwendung  des  nöthigsten  Wortschatzes  zu  münd- 
lichem und    schriftlichem  Ausdrucke   angesetzt.     Die  Lehr- 
methode sollte  eine  möglichst  praktische  sein,    wenig  gram- 
matische Regeln,  aber  viel  Uebung,  mehr  Lesen  und  Spre- 
chen als  Schreiben.  —  An  den  obligatorischen  Cursus  in  dieser 
Abtheilung  wurde  ein   facultativer  in  den  Humanitätsclassen 
angereiht,  wo  also  den  Schülern   die  Wahl   frei    blieb,    das 
Studium  der  einen  oder  der  anderen  modernen  Sprache  fort- 
zusetzen.    Als  Ziel   dieses  Cursus  wurde  neben  der  Befesti- 
gung und  Erweiterung  des  fertigen  Gebrauches  der  betreffen- 
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den  Sprache  in  Schrift  und  Wort,  auch  die  Kenntniss  der 
vorzüglichsten  Meisterwerke  ihrer  Literatur  bezeichnet ,  so 
füi*  das  Deutsche  die  Leetüre  ausgewählter  Werke  von  Les- 
sing, Goethe  und  Schiller,  für  das  Englische  von  Sheridan, 
Macaulay,  Milton  und  Shakespeare.  Um  für  diesen  gesamm- 
ten  Unterricht  die  nöthige  Zeit  von  je  zwei  Stunden  wöchent- 
lich in  jeder  Classe  zu  gewinnen,  ohne  die  Schüler  zu  über- 
bürden, wurde  in  den  Grammatikclassen  die  Anzahl  der  her- 
kömmlichen Repetitionen,  in  den  Humanitätsclassen  jene  der 
Conferenzen  beschränkt:  eine  weise  Massregel,  deren  An- 
wendung nur  noch  in  weiterer  Ausdehnung  zu  wünschen  ge- 
wesen wäre. 

Mit  den  eben  erwähnten  Verordnungen  war  zwar  eine 
durchgreifende  Reform  des  bisherigen  Studiensystemes  der 
Lyceen  angebahnt  worden;  aber  vollends  entscheidend  für 
das  bis  dahin  giltige  System  der  Bifurcation  wurde  das  Rund- 
schreiben, das  derselbe  Minister  Duruy  unter  dem  2.  Octo- 
ber  1863  an  die  Rectoren  der  Akademien  über  die  Errich- 
tung neuer,  selbstständiger  Curse  für  den  Realunterricht  er- 
liess.  Mit  voller  Bestimmtheit  wurde  darin  verkündet,  das 
bisher  eingehaltene  System  einer  künstlichen  Bifurcation 
solle  fortan  dem  einer  natürlichen  Zweitheilung  des 
mittleren  Unterrichtes  Platz  machen,  und  zwar  nach  einem 
sehr  einfachen  Plane.  „Auf  der  erweiterten  und  befestigten 
Grundlage  des  Primärunterrichtes  solle  sich  nebeneinander 
ein  zweifacher  Secundärunterricht  aufbauen:  der  classische 
für  alle  sogenannten  höheren  Berufsstudien;  der  realistische 
für  die  Bedürfnisse  der  Industrie,  des  Handels  und  des  Acker- 
baues. Dieses  nothwendige  Auseinandergehen  nach  zwei  Rich- 
tungen solle  nicht  zwei  Schülerclassen  schaffen,  von  denen 
die  eine  als  die  bevorzugte  höhere,  die  andere  als  die  zurück- 
gesetzte niedrigere  zu  betrachten  sei.  Nein,  dasselbe  Haus 
solle  beide  umfassen  ohne  sie  zu  vermengen,  dieselbe  Ver- 
waltung sie  leiten  und  regieren,  dieselben  Lehrer,  so  weit 
dies  irgend  möglich  sei,  sie  unterrichten.  So  werde  das  Ly- 
ceum,  diese  nationale  Institution  mit  dem  Gepräge  jener 
Gleichheit,  die  Frankreich  so  sehr  liebe,  bleiben  was  es  sein 
solle,    der  Ort,    wo  man  sich  durch  eine  edle  und  uneigen- 
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nützige  Ausbildung  des  Geistes  für  den  Kampf  des  Lebens 
vorbereite,  aber  zugleich  auch  der  Ort,  von  dem  aus  die 
Wege  zu  all'  jenen  Berufsgattungen  führen,  die  öffentliche 
Achtung,  Ehre  und  Glück  verheissen." 

Mit  der  Durchführung  der  eben  entwickelten  Grund- 
sätze, welche  die  Gründung  eigentlicher  selbständiger  Real- 
curse  zui'  Folge  hatte,  schwand  ein  Hauptgrund  für  das  bis- 
her beobachtete  System  der  Bifurcation,  das  denn  auch  nicht 
lange  darnach  mit  Decret  vom  4.  Febr.  1864  wirklich  be- 
seitigt wurde.     Dies  Decret  lautete : 

„Art.  I.  Die  Theilung  der  Schüler  der  Humanitäts- 
classen  in  zwei  Sectionen,  die  eine  für  den  literarischen,  die 
andere  für  den  scientifischen  Unterricht,  wie  sie  mit  Decret 
vom  10.  Apr.  1852  eingerichtet  wurde,  ist  hiemit  aufgehoben. 
Art.  IL  Es  soll  in  jedem  Lyceum  ein  Curs  der  Ele- 
mentarmathematik errichtet  werden,  der  sich  nach  Umständen 
auf  zwei  Jahre  erstrecken  kann."   — 

Mit  dieser  Verordnung  kehrte  das  Ministerium  Duruy 
so  ziemlich  wieder  zu  dem  zurück,  was  weiland  das  Mini- 
sterium Salvandy  im  J.  1847  verfügt  hatte,  und  das  System 
Fortoul's,  das  sich  mit  so  grossem  Selbstbewusstsein  als  den 
Ausgang  einer  neuen  Aera  des  Lycealunterrichtes  angekün- 
digt hatte,  blieb  nichts  als  eine,  wenn  auch  der  Hauptsache 
nach  mislungene,  aber  immerhin  sehr  lehrreiche  Episode  im 
französischen  Unterrichtswesen.  — 

Wir  geben  im  Folgenden  einen  kurzen  Ueberblick  über 
diese  neueste  Gestaltung  des  Lehrplanes  der  französischen 
Lyceen  nach  den  Andeutungen  der  Ministerialinstruction  vom 
24.  März  1865,  in  welcher  der  fortan  einzuhaltende  Lehrgang 
im  einzelnen  vorgezeichnet  ist.  Wir  werden  hiebei  nicht  unter- 
lassen auf  manche  interessante  Motivierung  hinzuweisen,  weil 
dies  am  meisten  geeignet  sein  dürfte,  den  Charakter  und  die 
Tendenz  der  nunmehrigen  Studienordnung  gehörig  zu  be- 
leuchten. Die  hergebrachte  Eintheilung  des  gesammten  Ly- 
cealcurses  in  eine  Division  elementaire  und  eine  Division  de 
grammaire  mit  je  drei  Jahrgängen,  dann  eine  Division  su- 
perieure,  mit  Einschluss  der  Classe  de  philosophie,  von  vier 
Jahrgängen,  blieb  aufrecht. 
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Der  Lectionsplan  für  die  Elcmentarabtlreilimg 
lautet  wie  folgt:  Französisch:  durch  alle  drei  Classen 
Lesen,  Schreiben,  Vorti-agen,  orthographische  Uebungen; 
genaue  Wort-,  Sach-  und  Satzerklärung.  —  Geographie 
und  Geschichte:  in  der  Vorbereitungsciasse  und  der 
nächstfolgenden  Classe  (Classe  de  neuvi^me  et  de  huiti^me) 
heilige  Geschichte  und  Elemente  der  allgemeinen  Geographie; 
in  septieme  Grundriss  der  Geschichte  und  Geographie  Frank- 
reichs; einfache  Erzählungen,  vom  Lehrer  vorgelesen  und 
vom  Schüler  mündlich  oder  schriftlich  wiedergegeben.  — 
Rechnen:  die  vier  Grundrechnungen  und  das  gesetzlicho 
Mass-  und  Gewichtssystem  praktisch  eingeübt.  —  Latein: 
in  huiti^me  und  septieme  lateinische  Grammatik,  eingeübt 
durch  mündliche  und  schriftliche  Uebersetzungen  aus  dem 
Latein  und  ins  Latein. 

Für  diese  Lehrgegenstände  sind  wöchentlich  10  Classes, 
d.  i.  20  Lehrstunden  bestimmt,  welche  sämmtlich  der  Classen - 
lehrer  zu  geben  hat.  Dazu  kommen  je  wöchentlich  1  Stunde 
Religionslehre,  dann  2  Stunden  Linearzeichnen,  für  welche 
Gegenstände  eigene  Fachlehrer  bestellt  sind.  Die  vorge- 
schriebenen Lehr-  und  Lesebücher  für  diesen  Elementar- 
unterricht blieben  im  allgemeinen  dieselben  wie  früher;  nur 
im  Lateinischen  wurden  die  Epitome  historiae  Graecae ,  dann 
das  Buch  de  viris  illustribus  Romae  und  ein  Appendix  de 
diis  et  heroibus  poeticis,  alle  bereits  schon  früher  im  Ge- 
brauche, definitiv  hinzugefügt.  Auch  das  vom  Ministerium 
Fortoul  für  die  einzelnen  Lectionen  und  Gegenstände  vor- 
gezeichnete Minutensystem  erlitt  keinerlei  Veränderung.  Von 
der  früher  geforderten  eigenen  Prüfung  zur  Aufnahme  in  den 
grammatischen  Curs  hingegen  seheint  Umgang  genommen 
zu  sein;  wenigstens  wird  ihrer  in  der  obgenannten  Mini- 
sterialinstruction  nicht  mehr  erwähnt. 

Lectionsplan  für  den  grammatischen  Curs. 
Gemeinschaftliche  Uebungen  für  alle  drei  Jahre: 
Vortrag  französischer  und  lateinischer  Classiker;  französische, 
lateinische  und  griechische  Grammatik;  Erklärung  von  Schrift- 
stellern in  diesen  Sprachen;  lateinische  Uebersetzungsubungen ; 
obligates  Studium  einer  modernen  Cultursprache,  Gesang,  Zeich- 

Beer  und  Hoclicgirftr,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  10 
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nen,  Turnen.  —  Speciell  in  Sixi^me:  alte  Geschichte  des 
Orients,  allgemeine  Erdbeschreibung,  neuere  Geographie 
Asiens;  Fortsetzung  der  praktischen  Rechnungsübungen.  — 
In  Cinqui^me:  griechische  Uebersetzungen ;  Geschichte  des 
alten  Griechenlands,  neuere  Geographie  von  Europa  und 
Afrika;  Rechnungsübungen  wie  oben.  —  In  Qua  trimme:  la- 
teinische Prosodie,  griechische  Uebersetzung ;  römische  Ge- 
schichte; allgemeine  Geographie  von  Amerika  und  Austra- 
lien; Elemente  der  Arithmetik  und  Geometrie.  Zahl  und 
Verwendung  der  Lehrstunden  im  allgemeinen  wie  im  Ele- 
mentarcurs,  nur  in  quatrieme  speciell  14  Stunden  wöchent- 
lich für  Französisch,  Latein  und  Griechisch,  2  Stunden  für 
Geographie  und  Geschichte,  2  Stunden  für  moderne  Sprachen^ 
endlich  2  Stunden  für  Mathematik,  somit  ebenfalls  20  Stun- 
den, mit  Ausschluss  der  für  den  Unterricht  in  Religion,  Zeich- 
nen, Gesang  und  Turnen  bestimmten  Lectionen.  —  Die  Ver- 
setzungsprüfung, Examen  de  grammaire,  für  das  Aufstei- 
gen in  die  obere  Abtheilung  ist  beibehalten  und  erstreckt  sich 
auf  die  Gegenstände  von  quatrieme;  kein  Schüler  ist  davon 
dispensiert  und  jedem  wird  ein  Zeugnis  über  seine  Leistungen 
vom  Rector  der  Akademie  ausgestellt.  —  Lehr-  und  Lese- 
bücher im  ganzen  unverändert  die  bisher  üblichen,  speciell 
für  das  Englische  und  das  Deutsche  Sammlungen  von  Lese- 
stücken, Gesprächen,  leichten  Uebersetzungsübungen,  dann 
zur  Leetüre  Forester  von  Miss  Edgeworth,  The  vicar  of 
Wakefield  von  Goldsmith,  Auswahl  von  Fabeln  von  Lessing, 
so  wie  von  leichteren  Musterstücken  deutscher  Classiker.  — 
Das  Lehrpensum  in  den  einzelnen  Gegenständen  und  Classen 
ebenfalls  fast  unverändert  das  bisherige. 

Während  somit  der  Lectionsplan  für  die  untere  und 
mittlere  Abtheilung  des  Lyceums  nur  geringe  Modificationen 
erfuhr,  wurde  jener  der  oberen  Abtheilung  infolge  der  Be- 
seitigung des  Systemes  der  Bifurcation  einer  durchgreifenden 
Reform  unterzogen.  Er  ist  übersichtlich  in  folgender  Weise 
festgestellt. 

Gemeinschaftliche  Uebungen  für  alle  drei 
Jahre:  Vortrag  lateinischer,  griechischer' und  französischer 
Classiker ;    lateinische  und  griechische  Uebersetzung ;    latei- 
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nische  Verse ;  facultatives  Studium  einer  modernen  Sprache ; 
Musik,  Gesang,  Turnen. 

Speciell  inTroisieme:  lat.  Aufsatz ;  Geschichte  Frank- 
reichs und  des  Mittelalters  vom  5.  bis  zum  14.  Jahrhundert; 
besondere  Geographie  Europas ;  Arithmetik  und  Planimetrie. 
—  Stundenein theilung:  wöchentlich  16  Stunden  Unterricht 
in  den  Sprachen,  2  Stunden  in  Geschichte,  eine  Wieder- 
holungsstunde (Conference)  in  Geographie,  2  Stunden  in  Ma- 
thematik. Neben  dem  philologischen  Classenlehrer  Fachlehrer 
in  Geschichte,  in  Mathematik,  so  wie  in  den  facultativen 
Lehrgegenständen. 

In  Seconde:  Analyse  französ.  Autoren;  lat.  Aufsatz, 
lat.  Erzählung;  Geschichte  Frankreichs,  des  Mittelalters  und 
der  Neuzeit  vom  14.  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts;  be- 
sondere Geographie  von  Asien,  Afrika,  Amerika  und  Au- 
stralien ;  Fortsetzung  der  Planimetrie,  Elemente  der  Algebra ; 
Zoologie,  Botanik,  Geologie  eine  Lection  wöchentlich  im  2. 
Semester,  sonst  Stundeneintheilung  durchweg  wie  in  Troisi^me. 

Classe  deRhetorique:  literarische  Analyse  französi- 
scher, lateinischer  und  griechischer  Autoren ;  französische  Re- 
den; neuere  Geschichte  und  Geschichte  Frankreichs  von  Ludwig 
dem  14.  bis  1815;  Wiederholung  der  allgemeinen  Geographie; 
Elemente  der  Stereometrie,  der  mathematischen  Geographie 
und  der  Astronomie.  —  Stundeneintheilung:  wöchentlich  16 
Stunden  für  den  literarischen,  2  für  den  historischen,  2  fiir 
den  mathematischen  Unterricht,  nebst  einer  Wiederholungs- 
stunde für  Geographie. 

Classe  de  Philosophie:  Psychologie,  Logik,  Meta- 
physik, Ethik ;  lat.  und  französ.  Abhandlungen ;  Analyse  und 
Erklärung  philos.  Musterstücke;  Geschichte  der  Neuzeit  von 
1789  bis  auf  die  Gegenwart;  Ergänzung  und  Wiederholung 
des  mathematischen  Unterrichtes  in  Troisieme,  Seconde  und 
Rhetorique;  Elemente  der  Physik  und  Chemie.  —  Stunden- 
eintheilung :  wöchentlich  8  Stunden  für  den  philosophischen, 
2  für  den  historischen,  10  für  den  mathematisch-physikalischen 
Unterricht;  ausserdem  2  Wiederholungsstunden  für  den  liter. 
Unterricht  und  für  Uebersetzungs-  und  Compositionsübungen 
im  Latein. 

10* 


In  Bezug  auf  das  Ausmass  des  Lehrstoffes  in  den  ein- 
zelnen Classen  und  Gegenständen  und  das  in  denselben  zu 
erreichende  Lehrziel  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Wenn  man  von  der  Classe  de  Philosophie  absieht,  in 
welcher  dem  mathem. -naturwissenschaftlichen  Unterricht  eine 
sehr  bedeutende  Zahl  von  Lehrstunden  eingeräumt  ist,  so 
ergibt  sich  schon  aus  der  obigen  Skizze,  dass  auch  nach 
der  jüngsten  Reform  in  der  oberen  Abtheilung  der  franzö- 
sischen Lyceen  das  Hauptgewicht  entschieden  auf  die  soge- 
nannten humanen  Disciplinen  geleg-t  wird.  Die  Leetüre  der 
lateinischen  und  griechischen  Classiker  wird  theilweise  in 
grösserer  Ausdehnung  betrieben,  als  dies  z.  B.  an  den  öster- 
reichischen Gymnasien  der  Fall  ist.  Es  erscheinen  unter  den 
nach  den  neuesten  Ministerialerlässen  für  die  oberen  Classen 
vorgeschriebenen  Autoren  nicht  nur  Cicero,  Orator,  Brutus, 
ausgewählte  Reden,  de  republica,  Tusculanae  disp.,  de  officiis, 
Sallust,  Catilina,  Jugurtha,  Livius,  Auszug,  Tacitus, 
Agricola,  Annalen,  V  i  r  g  i  1 ,  Georgica  und  Aeneide,  H  o  r  a  z , 
Oden,  Satiren,  Episteln,  dann  Homer,  Iliade  und  Odyssee, 
Demosthenes,  Olynthische  und  Philippische  Reden,  die 
Rede  vom  Kj»anz,  Xenophon,  Memorabilia,  Plato,  Apo- 
logie, ELriton,  Gorgias,  Sophokles,  eine  Tragödie ;  sondern 
auch  Terenz,  Andria,  Seneca,  ausgewählte  Briefe,  Iso- 
krates,  Panegyrikus,  Plutarch  und  Lucian,  Auswahl, 
Euripides,  eine  Tragödie,  Thucydides  und  Aristopha- 
nes,  Auszüge,  nebstbei  eine  Auswahl  aus  den  griechischen 
Kirchenvätern.  Ueberdies  wird  den  lateinischen  Stilübungen, 
und  zwar  nicht  nur  in  Prosa  sondern  auch  in  Versen ,  nach 
alter  Tradition  noch  immer  grosse  Aufmerksamkeit  zugewen- 
det; dagegen  wurden  in  Troisi^me  und  Seconde  die  schrift- 
lichen Ausarbeitungen  im  Griechischen  aufgehoben,  „weil 
die  Schüler  nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen  nicht 
dahin  gebracht  werden  können,  einen  anständigen  griechischen 
Aufsatz  zu  liefern."  Im  Französischen  hinwieder  wird  auf 
eine  umfassende  und  eingehende  Leetüre  der  Hauptmeister- 
werke der  betreffenden  Literatur,  so  wie  auf  Correctheit  und 
Gewandtheit  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck  der 
Gedanken  der  allergrösste  Nachdruck  gelegt,  und  in  Bezug 
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auf  den  gesamraten  Unterricht  in  der  Muttersprache  und 
deren  Literatur  dürften  die  Leistungen  der  französischen  Ly- 
ceen  den  deutschen  Gymnasien  wol  überlegen  sein.  Auch 
das  durch  die  neueste  Reform  geregelte  facultative  Studium 
der  modernen  Sprachen  in  den  oberen  C lassen  gewährt  Aus- 
sicht auf  besseren  Erfolg,  als  dies  bisher  der  Fall  war.  Durch 
die  Verweisung  des  obligaten  grammatischen  und  lexikali- 
schen Unterrichtes  in  diesen  Sprachen  in  die  mittlere  Ab- 
theilung der  Lyceen  ist  die  Möglichkeit  eröffnet,  das  der 
oberen  Abtheilung  vorgesteckte  Ziel,  einige  Fertigkeit  im 
gewöhnlichen  Gebrauche  dieser  Sprachen  in  Wort  und  Schrift 
und  Kenntnis  hervorragender  Werke  ihrer  Literaturen  zu 
erreichen.  —  Für  das  Englische  sind  zur  Leetüre  auf  dieser 
oberen  Stufe  bestimmt:  Sheridan  the  school  for  scandal, 
Macaulay  Essays,  Milton  Paradise  lost,  Shakespeare 
J.  Caesar,  Macbeth,  King  Lear;  für  das  Deutsche:  Schiller 
Wilhelm  Teil,  Maria  Stuart,  dreissigjähr.  Krieg,  Goethe, 
Iphigenie,  Hermann  und  Dorothea,  Lessing,  Laokoon.  — 

Für  den  historischen  Unterricht  ist  nach  dem  Programme 
vom  25.  März  1865  in  der  oberen  Abtheilung  nach  einer 
übersichtlichen  Wiederholung  der  alten  Geschichte  die  Be- 
handlung der  mittleren  und  neuen  Geschichte  vom  5.  Jahr- 
hundert bis  auf  die  Gegenwart  vorgeschrieben.  Der  Lehr- 
plan hebt,  natürlich  stets  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
historische  Entwicklung  Frankreichs,  die  Hauptpuncte  der 
allgemeinen  Geschichte  in  verständiger  Auswahl  hervor.  Zu 
beklagen  ist  nur,  dass  der  alten  Geschichte,  deren  heilsame 
Wirkung  auf  die  Bildung  des  historischen  Sinnes  bei  der 
Jugend  sich  doch  nur  im  engsten  Anschlüsse  an  die  Leetüre 
der  alten  Classiker  bewähren  kann,  in  den  oberen  Classen 
nicht  mehr  eingehend  behandelt  wird,  sondern  der  Hauptsache 
nach  auf  die  mittlere  Abtheilung  beschränkt  bleibt,  wo  ihr 
volles  Verständnis  bei  dem  Mangel  der  nöthigen  Reife  hic- 
für  den  Schülern  nicht  eröffnet  werden  kann.  — 

Die  Einführung  der  neuesten  Geschichte,  von  1789  bis 
auf  die  Gegenwart  herauf,  in  der  letzten  Classe  des  Lyceums 
dürfte  sich,  den  in  Betreff  der  Ausdehnung  des  bist.  Unter- 
richtes an  Mittelschulen  Liöher  üblichen  Grundsätzen  gegen- 


über,  zunächst  wol  dadurch  rechtfertigen  lassen,  dass  diese 
oberste  Classe  des  französischen  Lyceums  ihrer  ganzen  An- 
lage nach  bereits   über  den  Bereich  der  eigentlichen  Mittel- 
schule hinausgreift,  was  sich  auch  in  der  ziemlich  beträcht- 
lichen Ausdehnung  und  der  starken  Betonung  des  in  ihr  zu 
bewältigenden  philosophischen  Lehrpensums  darthut.  —  Be- 
zeichnend für  die  Art,  wie  diese  schwierige  Partie  der  Ge- 
schichte an  den  französischen  Lyceen  behandelt  werden  soll, 
ist  die  Instruction  des  Ministers  Duruy  vom  24.  Sept.  1863. 
Es  wird  in  ihr  hervorgehoben,   „die  gegenwärtige  französische 
Gesellschaft  mit   ihrer  Organisation   und  ihren  Bedürfnissen 
datiere  von  der  Revolution  im  J.  1789  her;  man  müsse  daher, 
um  diese  Gesellschaft  verstehen  und  ihr  gut  dienen  zu  können, 
sie  auch  gut  kennen.  Deshalb  sei  der  Entwickelung  der  so- 
cialen Verhältnisse  seit  jener  grossen  Epoche  der  Umwälzung 
die  vollste  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  und  bei  dem  Vor- 
trage weniger  auf  die  jeweilig  handelnden  Persönlichkeiten, 
die  ja  vorübergehen,    als  auf  die  Thatsachen,  deren  Folgen 
sich  noch  heute  bemerkbar  machen,    Rücksicht  zu  nehmen. 
Auch  Winke   über  die  wirthschaftlichen   und   Ökonomischen 
Verhältnisse  der  Neuzeit  seien  nicht  zu  vermeiden,  und  da- 
her wenigstens    einige   Grundbegriffe   der   Nationalökonomie 
einzuflechten.  Kurz,   der  Zweck  dieses  Unterrichtes  sei,    zu 
verhüten,  dass  der  junge  Studierende  beim  Austritte  aus  dem 
Lyceum   sich   plötzlich   in  eine   ganz   unbekannte  Welt  ver- 
setzt finde,  und  zu  vermitteln,  dass  er  die  Organisation  der 
heutigen  Gesellschaft    und    die    nothwendigen   Bedingungen, 
unter  denen  sie  besteht,    wenigstens   in   den  Hauptumrissen 
kennen  lerne."   Dass  hiebei  der  politische  Nebenzweck  dieses 
abschliessenden  historischen  Unterrichtes  nicht  aus  dem  Auge 
verloren  wurde,  versteht  sich  bei  dem  ausgesprochenen  Cha- 
rakter des  gesammten  französischen  Lycealwesens  im  neuen 
Kaiserreiche  von    selbst.     In  dieser   Beziehung  verweist   die 
erwähnte  Ministerialinstruction    auf   den  Geist   des  Friedens 
und   der  Gerechtigkeit,    in  welchem  dieser  Unterricht    nach 
den    wohlwollenden   Absichten   der    Staatsregierung    ertheilt 
werden  solle,    und  thut    hiebei  den   beachtenswerthen  Aus- 
spruch: „Achten  wir  die  Männer,  die  vor  uns  die  Last  des 
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Tages  getragen  haben,  auf  dass  auch  wir  dereinst,  trotz  un- 
serer Fehler,  Achtung  finden.  Das  Kaiserreich  sucht,  wie 
sein  ruhmvoller  Gründer,  die  Versöhnung  aller  Parteien,  und 
sein  schönster  Sieg  wäre  der,  all'  jene  Parteien,  die  uns  un- 
sere Revolutionen  hinterlassen  haben,  in  eine  einzige  zu  ver- 
schmelzen; in  die  Frankreichs."  — 

In  Bezug  auf  den  geographischen  Unterricht  wurde 
schon  oben  bei  Darlegung  des  Lehrplanes  erwähnt,  dass 
demselben  je  eine  Stunde  wöchentlich  zur  Wiederholung  und 
Ergänzung  gewidmet  ist.  Jedoch  ist  hiefür  keine  eigentliche 
Vortragsstunde  bestimmt,  sondern  eine  sogenannte  Conference 
ausserhalb  des  Classenunterrichtes,  wobei  die  Ueberzeugung 
massgebend  war,  dass  für  die  Geographie,  in  so  weit  sie  Sache 
des  Gedächtnisses  und  der  Anschauung  sei,  Ueberprüfungen 
und  Zeichnungs Übungen  genügen.  — 

Der  philosophische  Unterricht  nahm  in  den  französi- 
schen Lyceen  nach  althergebrachter  Sitte  von  jeher  einen 
weit  grösseren  Raum  ein  als  dies  in  den  verwandten  deut- 
schen Lehranstalten  der  Fall  war  und  noch  ist.  Er  hat 
auch  nach  der  neuesten  Studienreform  seinen  Platz  in  der 
obersten  Lycealclasse  ungeschmälert  beibehalten.  Bemerkens- 
werth  in  Bezug  auf  die  Methode,  die  bei  diesem  Unterrichte 
beobachtet  wird,  ist  der  Umstand,  dass  man  das  Interesse 
für  das  philosophische  Studium  bei  der  Jugend  nicht  so  sehr 
durch  systematische  Vorträge  über  die  einzelnen  Disciplinen 
nach  vorgeschriebenen  Compendien  zu  wecken  und  zu  nähren 
sucht,  obgleich  solche  Compendien  vorschriftsmässig  im  Ge- 
brauche sind,  sondern  mehr  durch  Lesung  und  Erklärung 
ausgewählter  Musterstücke  von  Plato,  Aristoteles,  Cicero, 
Seneca,  Baco,  Descartes,  Pascal,  Malebranche,  Bossuet,  Leib- 
nitz  u.  a.  m.,  wobei  allerdings  die  bunte  Mischung  der  ver- 
schiedenartigsten Elemente  den  gewissenhaften  Schulmann, 
dem  es  vor  allem  um  eine  strenge,  folgerichtige  Zucht  der 
Gedanken  zu  thun  ist,  etwas  sonderbar  anmuthet.  — 

Der  mathematisch-naturwissenschaftliche  Unterricht  hat 
durch  die  neueste  Studienreform,  wenn  man  dessen  Abschwä- 
chung  und  Zersplitterung  in  der  aufgehobenen  Section  des 
lettres    nach    dem   vorigen   Systeme   mit  der   gegenwärtigen 
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Lehreinrichtung  vergleicht,  im  ganzen  entschieden  gewonnen. 
Zwar  all'  jenen  Forderungen,  die  in  der  vormaligen  Section 
des  Sciences  aus  diesem  Gebiete  an  die  Schüler  gestellt 
wurden,  um  sie  zum  Uebertritte  in  die  wissenschaftlichen 
Fachschulen  genügend  vorzubereiten,  konnte  durch  den  neuen 
Lehrplan  nicht  genügt  werden,  wollte  man  anders  nicht 
entweder  die  Schüler  ungebührlich  überbürden  oder  die 
Kraft  der  humanistischen  Studien  abschwächen.  Jedoch  kam 
in  das  ganze  System  dieses  Unterrichtes  mehr  Ordnung, 
Gründlichkeit  und  Zusammenhang,  wenn  auch  einiges,  wie 
z.  B.  die  kümmerliche  Behandlung  der  Natui'geschichte  im 
einzigen  zweiten  Semester  von  Seconde,  als  eine  didaktisch 
unbegreifliche  Massregel  erscheint.  Es  mag  noch  zugegeben 
werden,  dass  es  vorzuziehen  war,  diesen  Gegenstand  nicht 
mehr  wie  früher  so  nebenbei  in  den  zwei  obersten  Classen 
lehren  zu  lassen,  sondern  ihn  auf  eine  untere  Stufe  zu  ver- 
legen. Aber  das  Zusammendrängen  von  Zoologie,  Botanik 
und  Geologie  auf  ein  Semester,  und  dazu  noch  mit  nur  einer 
einzigen  Lection  wöchentlich,  lässt  sich  in  keiner  Weise  recht- 
fertigen, und  es  wäre  wahrlich  besser  gewesen,  diesen  ganzen 
Unterricht  einfach  zu  streichen,  als  ihn  einer  so  ganz  ober- 
flächlichen, unfruchtbaren  Behandlung  preiszugeben.  —  Da- 
gegen verdient  die  Anordnung  und  vor  allem  die  Beschrän- 
kung des  mathematisch-physikalischen  Unterrichtes  alle  An- 
erkennung. Speciell  in  Mathematik  geht  der  vorgeschriebene 
Lehrplan  theilweise  nicht  so  weit,  hat  auch  nicht  so  viele 
Lehrstunden  wöchentlich  zugewiesen,  als  dies  an  den  meisten 
deutschen  Gymnasien  der  Fall  ist.  So  sind  z.  B.  analytische 
und  sphärische  Trigonometrie  u.  a.  m.  vom  Programm  aus- 
geschlossen; dagegen  wird  z.  B.  in  Rhetorique  die  mathe- 
matische Geographie  nach  einem  genau  formulierten  Plane 
eingehend  behandelt,  und  in  der  Classe  de  Philosophie  der 
gesammte  mathem.  Unterricht  der  oberen  Classen  im  ersten 
Semester  in  drei,  im  zweiten  in  zwei  Lehrstunden  wöchent- 
lich wiederholt,  eingeübt  und  ergänzt.  Trotz  dieser  theilweisen 
Beschränkung,  und  vielleicht  gerade  wegen  derselben  und 
wegen  der  dadurch  gebotenen  Möglichkeit  gründlicher  Ein- 
übung und  Wiederholung,  lautet  das  Urtheil  der  Fachmänner 
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über  die  Leistungen  der  französischen  Schüler  in  der  Ma- 
thematik ausnehmend  günstig,  und  Minister  Duruy  konnte 
in  seiner  Instruction  vom  24.  März  mit  Grund  die  Erwar- 
tung aussprechen,  dass  ein  guter  Lycealschüler  nach  Absol- 
vierung der  philosophischen  Classe  mit  geringer  privativer 
Vorbereitung  im  Stande  sein  werde,  nicht  nur  die  realistische 
Maturitätsprüfung,  sondern  auch  die  Aufnahmsprüfung  für 
die  Fachschulen  zu  bestehen.  —  Noch  grösser  erscheint  die 
Beschränkung  des  physikalischen  Lehrstoffes  in  der  oberen 
Abtheilung  der  französischen  Lyceen,  namentlich  vergli- 
chen mit  den  Anforderungen,  die  man  z.  B.  an  den  Öster- 
reichischen Obergymnasien  aus  diesem  Lehrgegenstande  zu 
stellen  pflegt,  und  die  manchem  eifrigen  Fachmanne  trotz- 
dem noch  nicht  zu  genügen  scheinen.  Der  betreffende  Unter- 
richt ist  nach  der  neuesten  Anordnung  ausschliesslich  in  die 
Classe  de  Philosophie  verlegt  und  es  sind  demselben  im 
ersten  Semester  dieses  einen  Jahrganges  zwei,  im  zweiten 
drei  Lehrstunden  wöchentlich  zugewiesen.  In  dieser  beschei- 
denen Stundenzahl  können  natürlich  nur  die  wichtigsten  Par- 
tien, als  Schwere,  Wärme,  Elektricität ,  Magnetismus,  Aku- 
stik, Optik  und  die  Grundbegriffe  der  Chemie  in  elementarer 
Weise  behandelt  werden.  Dabei  wird  aber  noch  mit  speciel- 
1er  Rücksicht  auf  die  Lehrstunden  in  der  Chemie  die  Wei- 
sung ertheilt:  „der  Professor  möge  nicht  aus  den  Augen  ver- 
lieren, dass  der  Zweck  dieses  Unterrichtes  nicht  sei,  dem 
Gedächtnis  der  Schüler  eine  Einzelbeschreibung  der  Körper, 
sondern  nur  die  allgemeinsten  Kenntnisse  über  Luft,  Wasser, 
Oxydation,  Verbrennungsprocess  u.  s.  w.  einzuprägen."  Auch 
in  Bezug  auf  den  physikalischen  Unterricht  wird  wiederholt 
eingeschärft,  dass  es  sich  bei  demselben  vor  allem  um  ein 
sicheres  und  klares  Verständnis  der  Hauptgrundgesetze  und 
nicht  so  sehr  um  ein  ausgedehntes  Detailwissen  in  Beschrei- 
bung einzelner  Vorgänge,  mechanischer  Apparate  u.  s.  w. 
handle.  Kurz,  durchweg  wird  auf  ein  weises  Masshalten  in 
diesem  Unterrichtszweige  hingewiesen  und  vor  der  Gefahr 
einer  zu  ausgedehnten,  zu  sehr  ins  einzelne  eingehenden  Be- 
handlung desselben  gewarnt,  einer  Behandlung,  die  zum 
Nachtheile  des  Gesammtunterrichtes  am  Lyceum  die  Aufgabe 
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der  Facultät  zu  anticipieren  versuche.  —  Dies  die  Grimdzüge 
des  neuen  Lehrplanes  der  französischen  Lyceen  nach  Besei- 
tigung des  Systemes  der  Bifurcation.  — 

Ein  Zugeständnis  an  den  ausgesprochenen  Drang  man- 
cher studierenden  Jünglinge,  sich  den  Zutritt  zu  den  Fach- 
schulen des  Staates  etwas  früher  zu  eröffnen,  als  dies  nach 
dem  regelmässigen  Verlaufe  des  vollständigen,  zehn  Jahr- 
gänge umfassenden  Lycealcurses  geschehen  kann,  war  die 
Errichtung  eines  eigenen  vorbereitenden  Curses  der  Ele- 
mentarmathematik neben  dem  gewöhnlichen  Lycealcurs,  eine 
Einrichtung,  die  bekanntlich  schon  im  J.  1847  unter  dem 
Ministerium  Salvandy  getroffen  und  auch  späterhin  unter 
dem  Systeme  der  Bifurcation  in  der  Classe  de  Mathema- 
tiques  speciales  in  ihrer  Spitze  beibehalten  worden  war.  — 
Demnach  ist  es  gestattet,  dass  junge  Leute  mit  Gutheissung 
ihrer  Eltern  bereits  nach  Vollendung  von  Troisieme  oder 
Seconde  in  diesen  Vorbereitungscurs  eintreten  können,  jedoch 
nur  auf  Grund  einer  Prüfung,  welche  nachweist,  dass  sie 
gehörige  Kenntnisse  in  allen  für  Troisieme  vorgeschriebenen 
Lehrgegenständen  besitzen.  Aber  als  Grundsatz  wird  an- 
genommen, dass  die  volle  Absolvierung  des  ganzen  Lyceal- 
wesens  als  die  Regel,  der  frühere  Eintritt  in  die  Vorberei- 
tungsciasse nur  als  eine  Ausnahme  gelten  solle,  und  hiebei 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  diese  Vorbereitung,  wol 
rascher,  aber  weniger  sicher,  nur  für  jene  Candidaten  vor- 
theilhaft  sein  könne,  die  durch  ihr  Alter  zu  einer  Beschleu- 
nigung ihrer  Studien  gezwungen  seien.  Auch  wird  vor  Ueber- 
eilungen  in  dieser  Hinsicht  ernstlich  gewarnt  und  den  Vor- 
ständen der  Lyceen  aufgetragen,  die  Familienväter  in  geeig- 
neter Weise  aufmerksam  zu  machen,  dass  es  sich  nicht  darum 
handle,  möglichst  schnell,  sondern  gut  zum  Ziele  zu  gelangen. 
Im  ganzen  waltet  die  Ueberzeugung  vor,  dass  man  auch  ein 
specielles  mathematisches  Fachstudium  erst  dann  mit  wahrem 
Nutzen  und  Erfolg  betreiben  könne,  wenn  man  hiezu  durch 
ausreichende  literarische  Studien  vorbereitet  sei.  Auch  wird 
die  auf  Erfahrung  beruhende,  zuversichtliche  Hoffnung  aus- 
gesprochen, dass  ein  fähiger  Lycealschüler  nach  Absolvie- 
rung des  wissenschaftlichen  Lehrcurses,    wie  ihn  die   obere 
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Abtliellung  der  Lyceen  nach  der  jetzigen  Einrichtung  biete,  in 
der  Regel  nur  noch  eines  einjährigen  Studiums  der  Elementar- 
mathematik zur  Aufnahme  in  die  Militärschule  von  Saint-Cyr, 
und  eines  zweijährigen  zum  Uebertritte  in  die  polytechnische 
Schule  bedürfe. 

Der  genannte  Vorbereitungscurs  in  der  Elementarmathe- 
matik ist  folgenderweise  organisiert : 

Im  ersten,  oder  sogenannten  eigentlichen  Vorbereitungs- 
Jahrgange  wird  in  5  Lectionen  wöchentlich  der  mathematisch- 
naturwissenschaftliche Lehrstoff  nach  den  für  Troisi^me,  Se- 
conde  und  Rh^torique  vorgeschriebenen  Programmen  durch- 
genommen ;  5  andere  Lectionen  wöchentlich  sind  dem  literari- 
schen Unterrichte  gewidmet,  nämlich  dem  Latein,  dem  Franzö- 
sischen, der  Geschichte  und  Geographie,  einer  modernen  Sprache. 
Das  Griechische,  so  wie  die  lat.  Stil-  und  Versübungen  sind 
ausgeschlossen.   Die  Lectionen  zu  je  2  Stunden  gerechnet. 

Im  zweiten  Jahrgange,  dem  sogenannten  wirklichen 
Curs  der  Elementarmathematik  wird  vorgenommen: 

In  5  Lectionen  wöchentlich  Mathematik,  und 
zwar  Wiederholung  der  Arithmetik;  Elemente  der  Algebra; 
Wiederholung  der  "Planimetrie ;  Stereometrie,  Trigonometrie, 
Elemente  der  descriptiven  Geometrie;  mathem.  Geographie 
und  Elemente  der  Astronomie ;  Mechanik,  d.  i.  Elemente  der 
Statik,  Kinematik  und  Dynamik. 

In  3  Lectionen  wöchentlich  Physik,  und  zwar 
Einleitung,  Schwere,  Wärme,  Elektricität,  Magnetismus,  Aku- 
stik, Optik;  Elemente  der  Chemie. 

Je  eine  Lection  wöchentlich  Uebersetzung  und  Erklä- 
rung lateinischer  und  französischer  Autoren;  eine  Lection 
Geschichte;   eine  Lection  Philosophie. 

Die  Lectionen  zu  je  2  Stunden,  mit  Ausnahme  jener 
für  Philosophie,  die  einstündig  ist.  Ausserdem  Wiederholungs- 
stunden (Conferences)  für  Geographie  und  moderne  Sprachen, 
so  wie  für  Zeichnen.  — 

In  diesen  zweiten  Jahrgang  können  nur  Schüler  auf- 
genommen werden,  die  entweder  den  ersten  Jahrgang  des 
Vorbereitungscurses  oder  die  Classe  der  Rhetorik  oder  jene 
der  Philosophie  absolviert  haben.   —    Der  höhere  mathema- 


156 

tische  Curs  (Ics  Matheraatlques  speciales)  zur  Vorbereitung 
für  die  technischen  Fachschulen  wurde  in  seiner  bisherigen 
Organisation  beibehalten. 

Ueber  den  Geist  und  die  Tendenz  der  gesammten,  eben 
geschilderten  jüngsten  Reform  des  französischen  Lycealwesens 
gibt  den  besten  Aufschluss  das  bereits  oben  erwähnte  Rund- 
schreiben, welches  Minister  Duruy  unter  dem  21.  März  1865 
aus  Anlass  der  neuen  Studienordnung  an  die  Rectoren  der 
Akademien  erliess.  Es  heisst  in  demselben  wörtlich:  „Durch 
die  neuen  Massnahmen  wird  der  regelmässige  Curs  der  Hu- 
raanitätsclassen  mit  mehr  Rücksicht  auf  die  Wissenschaften 
organisiert  als  ehemals,  damit  der  Geist  der  Zöglinge  gleich- 
zeitig durch  wissenschaftliche  Methoden  gestärkt,  wie  durch 
literarische  Studien  erweitert  werde.  Zum  Schlüsse  der  Pih- 
losophie  die  humanistische  Maturitätsprüfung  (baccalaur^at 
es  lettres)  und  die  Laufbahnen,  zu  denen  diese  den  Zugang 
eröffnet;  nach  dem  Curs  der  Elementarmathematik,  der  nach 
Bedürfnis  durch  eine  Vorbereitungsciasse  erweitert  werden 
kann,  die  realistische  Maturitätsprüfung  (baccalaureat  ^s 
Sciences),  und  die  Schulen,  zu  denen  diese  hinführt ;  endlich 
der  specielle  mathematische  Lehrcurs  (les  mathematiques 
speciales)  für  die  hohen  wissenschaftlichen  Schulen  des  Staa- 
tes, dies  ist  die  Gliederung  des  neuen  Studienplanes.  Er 
unterscheidet  sich  von  dem  bisherigen  dadurch,  dass  von 
nun  an  niemand  gezwungen  sein  wird,  in  gegebenem  Mo- 
mente zwischen  der  wissenschaftlichen  oder  der  literarischen 
Studienlaufbahn  zu  wählen,  und  zwar  in  einem  Alter,  in 
welchem  die  Berufswahl  noch  nicht  entschieden  sein  kann. 
Das  classische  Lyceum  wird  nicht  mehr  in  zwei  Sectionen 
zerschnitten  sein ;  die  Geister  werden  nicht  mehr  von  Beginn 
des  ersten  Jünglingsalters  an  in  zwei  Kategorien,  ja  so  zu 
sagen  in  zwei  feindliche  Lager  getheilt  werden,  sondern  alle 
unsere  Zöglinge,  berufen  dieselbe  Bildung  zu  empfangen, 
werden  frei  die  grosse  Bahn  der  literarischen  und  humanen 
Studien  verfolgen,  die  einen  bis  zum  Schlüsse,  die  andern  bis 
zu  dem  Momente,  in  welchem  sie,  wenn  sich  in  ihnen  unter 
dem  Einflüsse  der  wissenschaftlichen  Studien  in  den  Hu- 
manitätsclassen  neue  Fähigkeiten  enthüllen,  ohne  Zwang  und 
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ohne  Reue  in  solche  Cui'se  eintreten  können,  wo  sie  gleich- 
zeitig mit  dem  allgemeinen  höheren  Unterricht  in  den  Wissen- 
schaften jene  specielle  Vorbereitung  erhalten,  die  sie  in  die 
grossen  Schulen  des  Staates  einführt.  Auf  diese  Weise  wird 
die  Freiheit  der  Familienväter  gewahrt  und  mit  ihr  zugleich 
das  Interesse  der  höheren  Bildung  und  das  der  Zukunft  der 
studierenden  Jugend  Frankreichs."  — 

Erwägt  man  diese  Worte  genauer  und  tiberschaut  man 
hiebei  die  oben  dargelegten  Grundzüge  der  neuesten  Reform 
des  französischen  Lycealwesens  im  grossen  und  ganzen,  so 
kann  man  nicht  umhin  zu  gestehen,  dass  offenbar  die  Ten- 
denz obwaltete,  den  traditionellen  Charakter  dieser  Pflanz- 
schulen höherer  allgemeiner,  vorwiegend  humanistischer  Bil- 
dung unverkümmert  zu  wahren,  der  verderblichen  Richtung, 
diese  Anstalten  zu  sehr  vom  Standpuncte  der  blossen  Nütz- 
lichkeit zu  betrachten  und  zu  regeln,  Einhalt  zu  thun,  und 
die  Masse  der  edleren  Studien  sich  widmenden  Söhne  Frank- 
reichs durch  das  feste  Band  einer  gemeinsamen  Schule 
dauernd  zu  verbinden.  —  Und  vom  rein  didaktischen  Stand- 
puncte aus  beurtheilt  kann  diese  Tendenz  nur  gebilligt  werden. 
Denn  die  Erfahrung  eines  kurzen  Decenniums  hatte  hinge- 
reicht um  darzuthun,  dass  das  bis  dahin  beliebte  System  der 
künstlichen  Bifurcation  weder  dem  Studium  der  humanen, 
noch  jenem  der  exacten  Disciplinen  besonders  förderlich 
gewesen  war.  Das  Hauptgebrechen  des  französischen  Lyceal- 
wesens überhaupt,  den  todten  Mechanismus  des  paragraphen- 
weisen Auswendiglernens  und  Abfragens,  die  Abhängigkeit 
der  Lehrer  und  der  Schüler  von  streng  vorgeschriebenen, 
oft  veralteten  Corapendien  und  von  steifen  Vorschriften,  die 
eben  alles  und  jedes  ordnen  und  regeln  wollen,  dies  Gebre- 
chen freilich  hat  auch  die  neueste  Reform  nicht  zu  beheben 
vermocht.  Es  wurzelt  eben  zu  tief  in  der  überlieferten,  un- 
heilvollen Verquickung  von  Pensionat  und  Schule,  in  dem 
auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  überwuchernden 
Geiste  kleinlicher  Bevormundung,  und  schliesslich  in  dem 
von  Frankreich  so  hochgehaltenen  Grundsatze  der  Gleichheit, 
die  sich  in  den  meisten  Fällen  als  Gleichförmigkeit  erweist, 
gegenüber  welcher  die  Entfaltung  eines  individuellen,  selb- 


158 

sandigen  Lebens  auch    in  der  Schule   auf  unüberwindliche 
Hindernisse  stösst.   — 

Durch  die  Reformen,  welche  man  in  den  fünfziger  Jah- 
ren in  dem  Secundärunterricht  vornahm,  wurden  auch  die 
Bestimmungen  über  das  Baccalaureat ,  die  französische  Ma- 
turitätsprüfung, umgeändert,  wie  überhaupt  dieser  Zweig  der 
französischen  Schulgesetzgebung  der  fortwährenden  Regle- 
mentierung den  grössten  Spielraum  bot.  Der  frühere  Streit 
über  die  Noth wendigkeit  eines  Studienzeugnisses,  der  na- 
mentlich die  Geistlichkeit  zur  unermüdlichen  Gegnerin  der 
Universität  machte,  ist  durch  das  Decret  des  Präsidenten 
vom  16.  November  1849  beigelegt  worden  und  das  Gesetz 
vom  15.  März  1850  nahm  ebenfalls  die  Bestimmung  auf, 
dass  der  Nachweis  eines  Zeugnisses  nicht  mehr  erforderlich 
sei.  Das  Baccalaureat  es  lettres  bildete  bislang  den  Ausgangs- 
punct  für  die  weiteren  akademischen  Grade,  durch  die  Bi- 
furcation  der  Lyceen  kam  auch  das  Baccalaureat  es  sciences 
zu  einer  Selbständigkeit.  An  die  Stelle  von  zweierlei  Bac- 
calaureatsprüfungen  es  sciences,  und  zwar  die  eine  für  die 
mathematischen,  die  andere  für  die  physischen  und  natur- 
geschichtlichen Gegenstände,  wurde  1852  (Decret  vom 
10.  April,  Art.  9)  ein  einziges  Examen  gesetzt,  welches  in 
einer  engeren  Verbindung  mit  den  Lycealstudien  stehen 
sollte.  Die  bisherige  Forderung,  das  Diplom  eines  Bacheliers 
es  lettres  nachzuweisen,  ehe  man  zur  Baccalaureatsprüfung 
es  sciences  zugelassen  wurde,  ward  fallen  gelassen  und  die 
Aufnahme  in  die  medicinische  Facultät  und  in  die  höheren 
Schulen  der  Pharmacie,  in  die  polytechnische  und  Militär- 
schule, in  die  Normalschule  (section  des  sciences),  endlich 
in  die  Forstschule  bloss  an  die  letztere  geknüpft.  Die  Prü- 
fung sollte  vor  der  Facultät  es  sciences  stattfinden,  jedoch 
auch  ein  Professor  der  Facultät  es  lettres  Mitglied  der  Com- 
mission  sein.  Das  Examen  war  schriftlich  und  mündlich,  das 
erstere  beschränkte  sich  auf  eine  lateinische  Version  und  eine 
Composition  aus  der  Mathematik  oder  Physik,  letzteres  sollte 
Logik,  Geschichte  und  Geographie,  reine  und  angewandte 
Mathematik,  Physik  und  Naturgeschichte  umfassen,  und  we- 
nigstens 7*  Stunden   dauern.     Die   schriftliche   Prüfung   für 
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das  Baccalaureat  es  lettres  bestand  aus  einer  lateinischen 
Version  und  Composition,  die  mündliche  aus  Extemporalien 
aus  dem  Lateinischen,  Griechischen  und  Französischen,  aus 
Fragen  und  Aufgaben  aus  der  Logik,  Geschichte,  Geographie, 
Arithmetik,  ebenen  Geometrie  und  Physik*),  Ein  neues 
Reglement  wurde  1857  erlassen,  welches  im  wesentlichen 
die  früheren  Normen  aufrecht  erhielt  und  nur  über  den  Prü- 
fungsmodus neue  Bestimmungen  traf. 

Die  geringen  Anforderungen,  welche  man  beim  Bac- 
calaureatexamen  es  sciences  in  den  literarischen  Fächern 
stellte,  rief  in  der  medicinischen  Welt  Frankreichs,  besonders 
von  Seite  der  Facultäten  von  Paris  und  Montpellier  eine 
entschiedene  Opposition  hervor.  Die  Vernachlässigung  der 
humanitären  Wissenschaften  sei  für  die  Fortschritte  in  der 
Medicin  ungemein  nachtheilig,  so  lauteten  die  Klagen**). 
Das  kaiserliche  Decret  vom  23.  August  1858  kam  diesen 
Forderungen  nach.  Die  Studierenden  der  Medicin  müssen 
bei  ihrer  Aufnahme,  also  bei  der  ersten  Inscription,  das  Di- 
plom eines  ßacheliers  es  lettres  besitzen,  und  vor  der  dritten 
Inscription  das  Diplom  de  bachelier  es  sciences  nachtragen. 
Die  bisherigen  Anforderungen  bei  den  Examen  wurden  je- 
doch in  der  Mathematik  herabgemindert  und  es  gibt  nun 
zweierlei  Baccalaureatsdiplome  es  sciences,  und  zwar  das  es 
sciences  complet  und  jenes  ^s  sciences  restreint  oder  special, 
letzteres  hat  jedoch  nur  für  die  medicinischen  Schüler  Gil- 
tigkeit  und  berechtigt  durchaus  nicht  zur  Aufnahme  in  irgend 
eine  andere  Fachschule,  wozu  ein  vollständiges  Diplom  noth- 
wendig  ist. 

Alle   diese  Massnahmen  konnten    die  früher   eingeris- 


*)  Arrete  5.  und  7.  September  1852. 
**)  Le  medecin  attache  k  des  travaux  infinis,  consulte  dans  toutes 
les  classes  de  la  societe  pour  tous  les  maux  qui  affectent  le  corps  et  Tin- 
telligence,  oblig^  ä  tant  de  discernement  et  d'action  morale,  doit-etre,  avant 
tout,  prepar^  k  l'apprentissage  scientifique  par  uue  Instruction  litteraire 
complete.  En  negligeant  les  humanites,  il  n^glige  un  element  indispensable 
pour  lui,  il  e'carte  un  moyen  de  succes  et  d'influence  et  il  cr6e  peut-etre 
un  v6ritable  obstacle  k  l'autorit^  comme  au  progr^s  de  l'art  qu'il  exerce. 
Rapport  k  l'empereur  par  Rouland,  am  23.  August  1858. 


scnen  Ucbelstäiide  bei  den  Baccalaureatsprüfungen  nicht  be- 
seitigen. Der  durchgebildete  Mechanismus  dieser  Prüfungen, 
welche  auf  sorgfältig  ausgearbeiteten  Programmen  basieren, 
bewährte  sich  in  keiner  Weise.  Man  beschränkte  sich  eben 
auf  die  Erlernung  des  Progammes,  eignete  sich  den  Lehr- 
stoff auf  die  äusserlichste  Weise  an,  um  mit  einem  oft  in 
aller  Hast  und  Eile  zusammengerafften  Wissen  vor  die  Com- 
mission  zu  treten.  Eine  vollständige  Frequentation  sämmt- 
licher  Lycealclassen  wurde  und  wird  nicht  gefordert,  und 
es  tritt  demnach  der  nicht  seltene  Fall  ein,  dass  man  die 
division  superieure  gar  nicht  absolviert,  sondern  schon  nach 
der  Rhetorique  nach  mehrmonatlicher  Vorbereitung  sich  zur 
Prüfung  meldet.  Die  sogenannten  Zureiter  (preparateurs)  thun 
ihr  möglichstes,  und  mit  dem  auswendig  gelernten  Manuel 
pour  le  baccalaureat  im  Hirn  glaubt  man  gegen  alle  Anfor- 
derungen gefeit  zu  sein.  Die  Zahl  der  Durchgefallenen  ist 
gross  genug  und  dürfte  bei  keiner  Maturitätsprüfung  des 
Festlandes  ein  Analogon  finden.  So  meldeten  sich  z.  B.  1852 
1399  für  die  Baccalaureatsprüfung  es  lettres,  490  wurden  ap- 
probiert, im  April  1853  bestanden  315  von  944,  von  287 
Bewerbern  im  Jahre  1857  erhielten  von  der  Akademie  zu 
Toulouse  125  das  Diplom,  darunter  bloss  14  mit  der  Note 
gut;  im  selben  Jahre  von  195  für  das  Diplom  ^s  sciences 
entsprachen  bloss  68.   Es  wurden  seit  1855: 


Baccalaureat 

es  lettres 

hs  sciences 

1855 

.     44.6«/o 

39.,% 

1856 

•     45.3   » 

61-4    „ 

1857 

.     46.«  „ 

41-,  . 

1858 

.     46.3  „ 

40..  „ 

1859 

.    47.,  „ 

29..   „ 

1860 

♦     46.,   „ 

50.»   „ 

1861 

.     46     „ 

im  mittleren  Durchschnitte  46®/o  42*^/0     approbiert. 

Die  fortwährenden  Aenderungen  der  Legislation  finden  da- 
durch theilweise  ihre  Erklärung.  Das  Decret  vom  27.  No- 
vember 1864   bestimmte,    dass  das  Baccalaur^atsexamen   ^s 
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lettres  sich  auf  den  Lehrstoff  in  den  Specialclassen  der  Rhe- 
torik und  der  Philosophie  beschränken  solle ^  jenes  für  ^s 
sciences  auf  jene  Lehrgegenstände,  welche  in  der  Classe  de 
mathematiques  elementaires  vorgetragen  werden.  Dadurch 
werden  derlei  Prüfungen  in  eine  innigere  Verbindung  mit 
den  Lycealstudien  gebracht  und  zu  wahrhaften  Maturitäts- 
prüfungen. Dagegen  kann  man  es  nicht  als  einen  glücklichen 
Wurf  bezeichnen^  dass  jene  Candidaten  für  das  Baccalaureat 
es  lettres,  welche  an  dem  allgemeinen  Concurse  in  Paris 
oder  den  Departements  in  der  Ehetorik  oder  Philosophie  den 
Ehrenpreis  erhalten  haben,  von  jenem  Theile  der  Baccalaureats- 
prüfung  dispensiert  werden,  welcher  die  literarischen  Fächer 
umfasst,  wenn  sie  in  den  scientifischen  Gegenständen  ent- 
sprochen haben.  Eine  ähnliche  Bestimmung  gilt  auch  für  die 
Bacheliers  es  sciences,  welche  bei  demselben  Concurse  den 
Ehrenpreis  pour  les  sciences  davongetragen  haben;  diese 
sind  von  den  scientifischen  Prüfungen  befreit  und  brauchen 
demnach  nur  im  literarischen  Theil  zu  entsprechen. 

Auf  diese  Weise  kam  man  nach  einer  Unzahl  von  Regle- 
ments und  Verordnungen ,  welche  sich  durch  mehr  als  ein  hal- 
bes Jahrhundert  zu  einem  unentwirrbaren  Knäuel  gestalteten, 
theilweise  zu  der  einfachen  Verordnung  vom  J.  1810  zurück  *). 
Die  Bestimmung,  dass  sich  die  Prüfung  auf  die  in  den  letzten 
Jahren  des  Lyceums  gelehrten  Gegenstände  zu  beschränken 
habe,  dürfte  vielleicht  mit  der  Zeit  eine  Nöthigung  für  die 
Jugend  werden,  das  Lyceum  vollständig  durchzumachen  und 
eine  grössere  Reife  zu  erwerben.  Vielleicht  steht  für  die  Bac- 
calaur^atsprüfung  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  eine  totale  Um- 
wandlung bevor,  da  einsichtige  Schulmänner  die  Beseitigung 
derselben  ernstlich  fordern  und  als  Bedingung  für  die  Fa- 
cultätsstudien  eine  Maturitätsprüfung,  wie  sie  in  Deutschland 
gang  und  gäbe  ist,  dringend  empfehlen**). 

*)  Das  Statut  vom  16.  Februar  1810,  Art.  17  und  18  lautet:  Les 
aspirants  au  baccalaureat  dans  la  facult^  des  lettres  seront  interroges  sur 
les  mati^res  enseignees  dans  les  classes  de  rhetorique  et  de  philosophie, 
Pour  etre  admis  a  l'examen  tout  aspirant  justifiera  qu'il  a  fait  une  annee 
de  rhetorique  et  une  annee  de  philosophie  soit  dans  un  lycee,  soit  dans 
une  ecole  ou  ce  double  enseignement  aura  ^te  formellement  autoris^. 

**)  Vgl,  Coumot:  les  institutions  de  l'instruction  publique  etc.  p.  37l 
B««T  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Ünterrichtswesens  etc,  XI 


Auch  die  Lehrerbildungsanstalt  blieb  durch  die  Umgestal- 
tung des  Lycealunterrichts  nicht  unberührt.   Die  höhere  Nor- 
malschule wurde  durch  Ministerialverordnung  vom   15.  Sep- 
tember 1852   reorganisiert.     Die   beiden  Abtheilungen,    eine 
literarische    und    eine   wissenschaftliche    (des    lettres    et   des 
Sciences),   wurden  beibehalten.     In  jeder  Abtheilung  dauert 
der  Curs  drei  Jahre.     Abgesehen  von   gewissen  Lehrgegen- 
ständen, welche  beiden  Abtheilungen  gemeinsam  sind,  ist  der 
Unterricht  vom  ersten  Jahre  an  ein  getrennter.    Die  Schule 
hat  die  Aufgabe,  den  Zöglingen  nicht  nur  eine  gründliche  und 
tüchtige  Bildung  zu  gewähren,   sondern  an    ihnen  auch  alle 
nothwendigen  Eigenschaften  eines  Professors    heranzubilden, 
namentlich    im   dritten   Jahrgang    soll    dieser    Gesichtspunct 
der  herrschende  bei  den  Studien  und  Uebungen  sein.  In  der 
literarischen  Abtheilung   umfasst   der   Unterricht    im    ersten 
Jahr:  1.  Griechische  Literatur,    und  zwar  Grammatik,  Pro- 
sodie   und   Metrik;    der   Lehrer   hat   die   Schüler   in  Ueber- 
setzungen   aus  dem  Griechischen   in's  Französische  und  aus 
dem  Französischen    in's  Griechische  zu   üben,    die    hervor- 
ragenden griechischen  Classiker  derart  zu  interpretieren,  dass 
an  den  verschiedenen  gewählten  Stücken  die  allmähliche  Ent- 
wickelung  der  Sprache  verfolgt  werden  könne.  Von  den  drei 
Lectionen ,   welche  diesem  Unterricht  wöchentlich  gewidmet 
sind,  bleiben  zwei  der  Grammatik  und  der  Autorenerklärung, 
eine   der  Correctur   der   geschriebenen  Uebersetzungen   vor- 
behalten.   2.  Ein  Curs  der  lateinischen  Sprache  und  Literatur. 
Der  Professor  hat  namentlich  Texte  der  verschiedenen  Epochen 
zu  erklären   und  hiebei  die  Grammatik  vornehmlich   zu  be- 
rücksichtigen, um  den  Schülern  eine  übersichtliche,  aber  so 
viel  als  möglich  vollständige  Geschichte  der  Sprache  zu  geben, 
durch  Analyse   und  mündliche  Uebersetzungen   die   Schüler 
mit  den  hervorragenden  prosaischen  und  poetischen  Werken 
bekannt   zu  machen.     Häufige   schriftliche  Uebungen   sollen 
eine  genaue  Kenntnis  des  Latein  Schreibens  anbahnen.  Auch 


Je  propose,  heisst  es  daselbst,  la  suppression  radicale  du  baccalaiir^at  et 
son  remplacement  par  un  certificat  du  genre  de  ceux  qui  se  delivrent  de- 
puis  longtemps  dans  les  gymnases  allemands  etc.  Der  ganze  Abschnitt 
gehört  zu  den  besten  des  Buches, 
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dieser  Unterricht  wird  in  drei  Lectionen  per  Woche,  ähnlich 
wie  der  griechische,  ertheilt,  3.  Der  Curs  der  französischen 
Sprache  und  Literatur,  eine  Lection  wöchentlich,  hat  vor- 
nehmlich die  Kenntnis  der  hervorragenden  Werke  der  fran- 
zösischen Literatur  in's  Auge  zu  fassen,  die  in  chronologischer 
Ordnung  durchgenommen  werden  sollen;  man  beginnt  dabei 
mit  Malesherbes,  was  den  poetischen,  und  mit  Decartes,  was 
den  prosaischen  Theil  anbelangt.  4.  Ein  Curs  über  alte  Ge- 
schichte hat  die  Aufgabe,  die  Schüler  mit  der  Entwicklung 
des  Alterthums  bekannt  zu  machen,  eine  genaue  Kenntnis 
der  alten  Geographie  zu  vermitteln  und  so  viel  als  möglich 
die  Religion,  die  Sitten,  die  Gebräuche  und  die  Kunst  zu 
berücksichtigen;    Voi-tragsdauer    eine    Lection   per    Woche. 

5.  Der  philosophische  Curs  beschränkt  sich  auf  eine  Wieder- 
holung und  Vertiefung  der  wichtigsten  Partien,  welche  im 
Programme  der  Lyceen  vorkommen ;  wöchentlich  eine  Stunde. 

6.  Fremde  Sprachen,  eine  Lection  wöchentlich.  —  Das  zweite 
Jahr  hat  unmittelbar  die  Vorbereitung  für  das  I^icenciat- 
Examen  im  Auge.  Der  Unterricht  wird  entweder  in  der 
Schule  oder  an  der  Facultät  des  lettres  ertheilt.  Um  sich  für 
ihren  künftigen  Beruf  vorzubereiten,  müssen  die  Zöglinge 
an  der  Correctur  der  Arbeiten  ihrer  Mitschüler  sich  bethei- 
ligen. Der  Unterricht  umfasst  sechs  Curse,  und  zwar  fiir  grie- 
chische Sprache  und  Literatur  zwei  Lectionen  wöchentlich, 
für  lateinische  Sprache  und  Literatur  ebenfalls  zwei  Lectio- 
nen, für  französische  Literatur  eine  Lection  in  der  Woche, 
Geschichte  des  Mittelalters  und  der  neuern  Zeit  eine  Lection 
per  Woche ;  ein  philosophischer  Curs,  der  sich  hauptsächlich 
auf  die  Geschichte  der  hervorragendsten  Philosopheme  des 
Alterthums  und  der  modernen  Zeit  zu  beschränken  hat,  eine 
Lection  per  Woche.  Die  Zöglinge  haben  sich  ausserdem  an 
Vorlesungen  über  lateinische  Beredsamkeit,  lateinische  Poesie 
und  griechische  Literatur  an  der  Facultät  des  lettres  zu  be- 
theiligen. Ein  jeder  Vortrag  muss  einer  bestimmten  Reihen- 
folge nach  von  einem  Eleven  ausgearbeitet  und  von  den 
Facultätsprofessoren  durchgesehen  werden ;  die  übrigen  schrei- 
ben sich  sodann  die  revidierten  Arbeiten  ab,  um  auf  diese 
Weise  ein  vollständiges  Collegienheft  zu  besitzen. 

11* 
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Am  Ende  des  zweiten  Jahres  sind  die  Zöglinge  gehalten, 
sich  der  Licenciatsprüfung  vor  der  Facultät  in  Paris  zu  unter- 
ziehen; wer  vor  Eröffnung  des  dritten  Jahrganges  nicht  Li- 
cenciat  geworden  ist^  darf  die  Schule  fernerhin  nicht  be- 
suchen. Wie  schon  erwähnt^  hat  das  dritte  Jahr  namentlich 
die  Aufgabe,  Professoren  zu  bilden.  Der  Unterricht  bezweckt 
demnach  ein  Resum6  und  eine  Befestigung  der  grammatischen 
Studien  durch  Vorträge  über  allgemeine  und  vergleichende 
Grammatik,  die  Vervollständigung  der  Kenntnisse  in  der 
Geschichte  und  Philosophie,  die  erweiterte  Kenntnis  der  Li- 
teratur, die  Uebung  der  Zöglinge  im  Styl  und  im  mündlichen 
Voi*trage,  die  Ausbildung  in  der  Kritik  und  Methodik.  Der 
Unterricht  umfasst  lateinische  Sprache  und  Literatur,  grie- 
chische Sprache  und  Literatur,  französische  Sprache  und  Li- 
teratur, wobei  häufige  Vergleiche  zwischen  dei*  französischen 
und  der  classischen  Literatur  und  Sprache  angestellt  werden 
sollen,  je  eineLection;  Geschichte  Frankreichs,  Philosophie, 
die  Theodicee,  Moral,  Aesthetik  umfassend,  endlich  fremde 
Sprachen,  je  eine  Lection  per  Woche.  Was  den  Unterricht 
fremder  Sprachen  anbelangt,  so  müssen  alle  Zöglinge  der 
Anstalt  in  der  literarischen  und  scientifischen  Abtheilung 
deutsch  und  englisch  lernen ;  sie  werden  zu  diesem  Behuf 
in  jedem  Jahr  in  drei  Divisionen  getheilt.  Der  Lehrplan  ist 
folgender :  im  ersten  Jahre  die  Fundamentalregeln  der  Gram- 
matik, leichtere  Lesestücke  und  Uebersetzungen ;  im  zweiten 
Jahre  vollständige  Kenntnis  der  Grammatik,  Uebersetzungen 
der  Originalautoren  in's  Französische  und  aus  demselben; 
Sprechübungen  im  dritten  Jahre,  Erklärung  und  Erläuterung 
schwierigerer  Texte,  Literaturgeschichte,  Uebersetzungen. 
Die  Zöglinge  des  dritten  Jahres  müssen  sich  auch  an  be- 
stimmten Vorlesungen  über  verwandte  Gegenstände  an  der 
Facultät  des  lettres  betheiligen.  Im  zweiten  Semester  haben 
sie  an  dem  Unterricht  in  den  Lyceen  und  Collegien  in  Paris 
theilzunehmen.  Diese  Uebungen  dauern  wenigstens  einen 
Monat. 

Seit  1857  besteht  wieder  eine  grammatische  Abtheilung' 
(division  de  grammaire)  an  der  Normalschule,  um  für  die 
durch   Decret  vom    14.   Juli   1857   wiedereingeführte  Agre- 
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gation  für  die  Grammaticalclassen  direct  vorzubereiten.  Die 
Conferenzen  zur  Durchübung  und  sicheren  Aneignung  der 
Grammatik,  woran  die  Zöglinge  entweder  freiwillig  oder  durch 
ausdrückliche  Bestimmung  des  Directors  theilnehmen,  be- 
tragen seit  1858  drei  Lectionen  wöchentlich,  in  welch  letz- 
tem Jahre  auch  der  Curs  über  vergleichende  Grammatik  be- 
seitigt wurde. 

Was  die  Abtheilung  für  Wissenschaften  anbelangt,  so 
ist  der  Unterricht  für  sämmtliche  Zöglinge  in  den  ersten 
beiden  Jahrgängen  ein  gemeinschaftlicher;  Vorbereitung  für 
das  Licenciat  der  mathematischen  und  physischen  Wissen- 
schaften ist  das  zu  erreichende  Ziel.  Erst  im  dritten  Jahre 
tritt  eine  Trennung  in  Abtheilangen  ein,  und  zwar  für  Ma- 
thematik, Physik  und  Naturgeschichte.  Der  Unterricht  wird 
theils  in  der  Lehranstalt,  theils  an  der  Facult6  des  sciences 
ertheilt.    Der  Lehrplan  ist  folgender: 

Erstes    Jahr. 

I.  Semester.  IL  Semester. 

Vorträge  Conferenzen  Vorträge  Conferenzen 
Differential-  u.  Integral- 
rechnung.     ...    2  Lect.    1  Lect.    2  Lect.  1  Lection 

Chemie 2     „        1     „        2     ,^       L      „ 

Darstellende  Geometrie  —     „        1     „      —     „     —       „ 
Mineralogie       .      .      .    2     „        1     „      —     ,,     —       „ 

Botanik —     „      —     „        2     „       1 

Lebende  Sprachen .     .  —     „        1     „      —     ,^       1       „ 
Zeichnen     ....  —     „        2  Sitzungen  2  Sitzungen 

Zweites    Jahr. 
Mechanik    ....    2  Lect.    1  Lect.    2  Lect.  1  Lection 

2     „        2     „        2     „       2       „ 
Jit     \»,        1     ,,      - 


Physik  .... 

Zoologie 

Geologie 

Lebende  Sprachen  . 

Zeichnen     . 


«  J7 

«       —      »  n  1)» 

n  1      )i  n  ^         w 

„        1  Sitzung  1  Sitzung 


*)  Ausserdem  noch  6  Excursionen. 
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Drittes    Jahr. 
Abtheilung  für  Mathematik. 

I.  Semester.  II.  Semester. 

Vorträge  Conferenzen  Vorträge  Conferenzen 

Astronomie       ...    2  Lect.  1  Lect.    2  Lect.  1  Lection 

Darstellende  Geometrie  —     „  1     „      —     „       1       „ 

Mechanik    ....    2     „  1     „        2     „       1       „ 

Physik 2     „  I     „        2     „       1       „ 

Uebungen   ....  —     „  1     »      —     „       1       „ 

Abtheilung  für  Physik. 

I.  Semester.  11.  Semester. 

Physik 2  Lect.    2  Lect.    2  Lect.  2  Lectionen 

Chemie 2     „        2     „        2     „       2       ,, 

Astronomie.      .      .      .    2     „        1     „      —     „     —       „ 
Mechanik     ....  —     „      —     „        2     „       1       „ 

Abtheilung  für  Naturgeschichte 
in  beiden  Semestern. 
Geologie  u.  Mineralogie   2  Lectionen  1  Lection 

Botanik 2       „  I       ?? 

Zoologie       ....    2       „  2       „ 

Hiebei  sind  die  Excursionen  behufs  geologischer  und 
botanischer  Studien  nicht  inbegriffen.  Im  dritten  Jahre  haben 
die  Zöglinge  Ausarbeitungen  über  jene  Specialgegenstände 
zu  liefern,  denen  sie  sich  widmen,  und  an  den  praktischen 
Lehrübungen  in  den  Lyceen,  sowie  die  Hörer  der  literari- 
schen Abtheilung,  theilzunehmen. 

In  der  höheren  Normalschule  wird  alljährlich  die  Zahl 
der  Plätze  vom  Minister  bestimmt.  Die  Zulassung  geschieht 
durch  Ablegung  einer  Prüfung,  der  Aufnahmswerber  muss 
mehr  als  zwanzig  Jahre  alt  sein  und  sich  verpflichten,  min- 
destens zehn  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt 
Dienste  zu  leisten.  Die  Prüfung  besteht  aus  zwei  Theilen; 
der  einen  unterziehen  sich  alle  Candidaten  und  das  Resultat 
derselben  entscheidet  über  die  Zulassung  oder  Nichtzulassung 
zu  den  mündlichen  Prüfungen.  Erst  die  letztere  gibt  bezüglich 
der  definitiven  Aufnahme  in  das  Institut  den  Ausschlag.  Die 
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schriftlichen  Prüfungen  finden  in  den  betreffenden  Akademien 
statt,  wo  sich  die  Candidaten  gemeldet  haben.  In  allen  Aka- 
demien wird  dasselbe  Thema  gegeben;  für  die  literarische 
Abtheilung  besteht  die  schriftliche  Prüfung  aus  einer  philo- 
sophischen Abhandlung  in  französischer  Sprache,  einem  latei- 
nischen und  französischen  Aufsatz,  einer  lateinischen  Ueber- 
setzung,  einer  griechischen  Aufgabe,  einem  Stück  in  latei- 
nischen Versen  und  aus  einem  historischen  Aufsatz.  Die 
Aufgabe  für  die  wissenschaftliche  Abtheilung  besteht  aus 
einer  philosophischen  Abhandlung  und  einer  lateinischen 
Uebersetzung ,  die  Lösung  einer  oder  mehrerer  mathema- 
tischen und  physischen  Fragen.  Eine  Commission  gibt  ihr 
Votum  bezüglich  der  abgelieferten  Arbeiten  ab.  Diese  Com- 
mission besteht  aus  Mitgliedern  des  Oberstudienrathes ,  des 
Institutes,  aus  Generalinspectoren ,  Professoren  und  Lehrern 
der  höheren  Schulen.  Die  mündliche  Prüfung  bezieht  sich 
auf  Grammatik,  Geschichte  und  Literatur  derjenigen  Autoren, 
welche  in  der  Rhetorik  und  Philosophie  gelehrt  werden,  und 
bezüglich  der  Abtheilung  für  Wissenschaften  auf  Beantwor- 
tung derjenigen  Partien  der  Mathematik  und  Physik,  welche  in 
den  beiden  letzten  Jahrgängen  der  Lyceen  vorgetragen  worden 
sind.  Jeder  Candidat  muss  mindestens  eine  Stunde  lang  ge- 
prüft werden.  Die  Mitglieder  der  Commission  entscheiden 
sodann  über  die  definitive  Aufnahme  des  Candidaten,  welche 
durch  eine  ministerielle  Verordnung  ausgesprochen  wird  *). 
Durch  die  Ministerialverordnung  vom  22.  December 
1858  wurde  an  der  höheren  Normalschule  noch  eine  Abthei- 
lung geschaffen,  welche  bestimmt  ist,  für  das  Doctorat  ^s 
sciences  et  es  lettres  und  für  die  Agregation  dieser  beiden 
Facultäten  heranzubilden.  Die  Eleven  dieser  höheren  Abthei- 
lung werden  unter  jenen  gewählt,  welche  den  dritten  Curs 
zurückgelegt  haben  und  sich  der  Prüfung  für  die  Agregation 
an  den  Lyceen  unterziehen  dürfen.  Sie  haben  sodann  noch 
zwei  Jahre  an  der  höheren  Normalschule  zuzubringen.  Diese 


*)  Decrete  vom  22.  August  1854  und  10.  November  1858.  Arret^ 
vom  21.  Februar  1853  und  22.  December  1855.  Circulaires  vom  19.  Ja- 
nuar 1860,  31.  Januar  1862,  12.  Mai^l863,  25.  Mai  1864  und  24.  Januar  1865. 
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beiden  Jahre  werden  den  Zöglingen  als  Verwendungsjahre 
an  einem  Lyceum  angerechnet.  Es  werden  nicht  mehr  als 
zwölf  Zöglinge  zu  dieser  höheren  Abtheilung  zugelassen, 
und  zwar  sechs  für  die  Wissenschaften  und  sechs  für  die 
literarischen  Fächer.  Sie  erhalten  ausser  vollständiger  Ver- 
pflegung einen  Gehalt  von  600  Frcs.  jährlich;  jene  Zöglinge, 
welche  ausserhalb  der  Schule  wohnen,  beziehen  100  Frcs. 
monatlich.  Die  höhere  Abtheilung  zerfällt  in  je  drei  Sectionen, 
und  zwar  für  Literatui',  Geschichte  und  Philosophie,  für  Ma- 
thematik, Physik  und  Naturgeschichte.  Die  Zöglinge  des 
vierten  und  fünften  Jahres  sind  verpflichtet,  während  der 
beiden  Jahrgänge  des  höheren  Curses  zweimal  im  Jahre, 
und  zwar  am  Ende  eines  jeden  Semesters  Rechenschaft  ab- 
zulegen über  die  Kenntnisse,  welche  sie  sich  angeeignet,  und 
über  die  Arbeiten,  welche  sie  gemacht  haben.  Ob  die  Lei- 
stungen entsprechende  sind,  beurtheilt  eine  vom  Minister  er- 
nannte Specialcommission,  deren  Mitglied  auch  der  Director 
der  Schule  ist.  Nach  dem  Gutachten  der  Commission  ent- 
scheidet der  Minister,  ob  der  Zögling  ferner  in  der  höheren 
Abtheilung  verbleiben  kann.  Die  Zöglinge  können  vom  Mi- 
nister angewiesen  werden,  Reisen  im  Ausland  zu  machen, 
sei  es  im  Interesse  ihrer  eigenen  Studien,  sei  es  im  Interesse 
der  Wissenschaft  überhaupt. 

Mit  der  Specialaufsicht  über  die  höhere  Normalschule 
sind  durch  Ministerial Verordnung  vom  7.  December  1852 
zwei  Generalinspectoren  betraut,  welche  den  Unterricht,  die 
Disciplin,  den  Gesundheitszustand  und  die  ökonomische  Ver- 
waltung zu  überwachen  und  mindestens  allwöchentlich  schrift- 
lich oder  mündlich  dem  Minister  Bericht  zu  erstatten  haben. 
Am  Schlüsse  eines  jeden  Schuljahres  mussten  sich  die  Eleven 
früher  einer  Prüfung  unterziehen,  welche  seit  1865  aufhörte 
(arrete  7.  Februar),  nachdem  man  den  Normalschülern  ge- 
stattete, sogleich  nach  Beendigung  ihrer  Studien  die  Agre- 
gationsprüfung  abzulegen.  Es  finden  gegenwärtig  Semestral- 
prüfungen  statt,  und  es  wird  im  zweiten  Semester  des  zwei- 
ten Jahres  nur  in  jenen  Gegenständen  examiniert,  welche 
nicht  bei  den  Prüfungen  behufs  Erlangung  des  Licentiaten- 
diploms,  wozu  die  Eleven  der  Noi'malschule  verpflichtet  sind, 
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gefordert  werden.  Nach  Vollendung  des  Normalschulcurses 
kann  man  sofort  Verwendung  an  einem  Lyceum  finden;  den 
Titel  professeur  titulaire,  d.  h.  ordentlicher  Professor,  wodurch 
die  Anstellung  eine  feste  wird,  kann  man  erst  durch  die  Agre- 
gationsprüfung  erlangen. 

Auch  die  Agregation  hat  im  Laufe  des  vorigen  Jahr- 
zehnts mancherlei  Umwandlungen  erfahren.  Wie  wir  gesehen, 
hat  die  Anzahl  derartiger  Prüfungen  sich  allmählich  ver- 
mehrt (vgl.  oben  S.  57),  so  dass  es  sechserlei  Agregations- 
prüfungen  gab.  Die  neue  Studien  Ordnung  Fortoul's  führte 
bloss  eine  doppelte  Agregation,  eine  für  die  literarischen 
und  eine  für  die  scientifischen  Fächer,  ein  *).  Die  Prüfung 
erstreckte  sich  über  sämmtliche  Lehrgegenstände  des  Ly- 
ceums ;  so  mussten  z.  B.  die  Aspiranten  für  die  literarische 
Agregation  sich  aus  Latein,  Griechisch,  Französisch,  endlich 
aus  Deutsch  oder  Englisch  einer  Prüfung  unterziehen;  das 
Examen  für  die  scientifische  Agregation  umfasste:  Mathe- 
matik, die  physischen  und  natugeschichtlichen  Gegenstände. 
Die  Anforderungen  waren  nicht  gering  und  die  Resultate 
der  Prüfungen  entsprachen  denselben  nicht.  Schon  nach  fünf 
Jahren  trat  eine  Aenderung  ein,  indem  das  kaiserliche  De- 
cret  vom  14.  Juli  1857  die  Agregation  für  die  grammatischen 
Classen  wieder  herstellte  und  im  folgenden  Jahre  (kais.  De- 
cret  vom  17.  Juli  1858)  die  Agregation  des  sciences  in  eine 
Agregation  für  die  Mathematik  und  eine  für  Physik  und 
Naturgeschichte  zerlegt  wurde.  Das  Decret  vom  II.  Juli 
1860  stellte  die  Agregation  für  Geschichte  und  Geographie 
und  eine  Verordnung  im  J.  1863  die  für  die  Philosophie 
wieder  her,  endlich  schuf  man  1864  eine  neue  Agregation 
für  die  lebenden  Sprachen.  Es  gibt  demnach  gegenwärtig 
siebenerlei  Agregationsprüfungen. 

Die  Prüfungen  für  die  Agregation  finden  alljährlich, 
so  oft  es  noth wendig  ist,  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats 
August  in  Paris  statt.  Die  Candidaten  müssen  sich  zwei 
Monate  vor  der  Eröffnung  der  Prüfung  beim  Secretariat  der 


*)  Decret  des  Prinzpräsidenten  vom  10.  April  1852,  Art.  7;  Arret^ 
vom  21.  Februar  1853  und  27.  December  1855. 
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Akademie  einschreiben  lassen,  lieber  die  definitive  Zulas- 
sung zur  Prüfung  entscheidet  der  Minister.  Um  zum  Concurs 
zugelassen  zu  werden,  müssen  sich  die  Candidaten  ausweisen, 
dass  sie  die  nothwendigen  Universitätsgrade  besitzen,  und 
zwar  für  die  mathematischen  Wissenschaften  das  Diplom 
eines  Licentiaten  der  Mathematik  und  eines  der  Diplome 
für  die  physischen  Wissenschaften  oder  für  Naturgeschichte. 
Dasselbe  ist  für  die  Agregation  der  physischen  und  natur- 
geschichtlichen Lehrfächer  erforderlich.  Die  Doctoren  es 
Sciences  physiques,  welche  Licentiaten  es  sciences  naturelles 
sind,  und  die  Doctoren  es  sciences  naturelles,  die  Licencies 
es  sciences  physiques  sind,  können  von  dem  Nachweise  des 
Licenciats  es  sciences  mathematiques  befreit  werden.  Für 
die  Philosophie  ist  der  Nachweis  des  Licentiats  es  lettres 
und  des  Baccalaureats  es  sciences  erforderlich,  für  den  lite- 
rarischen Unterricht  in  den  höheren  Classen,  für  den  gram- 
matischen Unterricht  und  endlich  für  Geschichte  und  Geo- 
graphie das  Licentiats  -  Diplom  ^s  lettres ,  endlich  für  die 
lebenden  Sprachen  das  Fähigkeitszeugnis  (certificat  d'apitude) 
für  den  Unterricht  in  den  lebenden  Sprachen. 

Der  Candidat  muss  mindestens  25  Jahre  alt  sein  und 
fünf  Jahre  lang  sich  am  Secundärunterricht  betheiligt  haben. 
Die  Eleven  der  höhern  Normalschule  mussten  früher  drei 
Verwendungsjahre  in  einem  Lyceum  nachweisen  (un  stage 
de  trois  annees),  ehe  sie  zur  Agregation  zugelassen  wurden 
(Art.  7  des  Decretes  vom  10.  April  1852).  Diese  Bestim- 
mung wurde  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Juli 
1857  und  20.  Juli  1858  dahin  abgeändert,  dass  im  allge- 
meinen nur  ein  Verwendungsjahr  gefordert  wird  und  jene 
Schüler,  welche  den  dreijährigen  Normalcurs  mit  Auszeich- 
nung zurückgelegt  haben,  können  auf  Vorschlag  der  Normal- 
schulprüfungscommission  allsogleich  nach  Beendigung  ihrer 
Studien  zum  Examen  eines  Agrege's  zugelassen  werden;  sie 
erhalten  jedoch  nach  zurückgelegter  Prüfung  bloss  ein  cer- 
tificat d'aptitude  au  titre  d'agrege,  den  wirklichen  Titel  aber 
erst,  wenn  sie  25  Jahre  alt  sind  und  sich  die  nöthige  Lehr- 
befähigung in  der  Praxis  erworben  haben  (s'ils  ont  justifie 
dans   la  pratique  de  1' enseignement  des  qualites   essentielles 
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de  professeiir).  Das  Diplom  eines  Doctors  ös  lettres  oder  es 
Sciences  wird  fllr  einen  zweijährigen  Dienst  gerechnet;  die 
alten  Eleven  der  Ecole  des  Chartes  dürfen  sich,  wenn  sie 
das  Diplom  als  Paläographen  besitzen  und  Licentiaten  es 
lettres  sind,  nach  zweijährigem  Unterricht  an  dem  Concurse 
für  Geographie  und  Geschichte  betheiligen.  Jedes  in  einem 
Lyceum  als  maitre  repetiteur  oder  aspirant  repetiteur  zuge- 
brachte Jahr  wird  als  Verwendungsjahr  angerechnet. 

Der  Concurs  besteht  aus  zwei  Theilen,  und  zwar  aus 
sogenannten  vorbereitenden  und  aus  definitiven  Prüfungen 
(epreuves  preparatoires  et  definitives).  Die  vorbereitenden 
Prüfungen  bestehen  in  schriftlichen  Ausarbeitungen  und  eine 
Prüfungsjury  entscheidet  nach  dem  Erfolg  der  schriftlichen 
Arbeiten  über  die  Zulassung  des  Candidaten  zur  weitern 
Prüfung.  Die  Doctoren  es  sciences  haben  unbedingt  das  Recht 
zum  definitiven  Examen  zugelassen  zu  werden.  Die  Can- 
didaten für  die  mathematischen  Wissenschaften  haben  zwei 
schriftliche  Aufgaben  zu  lösen  und  zwar  eine  aus  der  Ma- 
thematik und  eine  aus  der  Physik  und  Mechanik,  ferner  bei 
der  definitiven  Prüfung  zwei  Vorlesungen  zu  halten ;  die  erste 
Lection  erstreckt  sich  über  Elementar-Mathematik,  die  zweite 
über  die  anderen  Gebiete  der  Mathematik  und  Mechanik,  die 
Fragen  selbst  werden  aus  dem  Programm  der  mathematischen 
Classen  entnommen.  Die  praktische  Prüfung  besteht  in  dem 
Nachweis,  dass  man  mit  der  angewandten  Mathematik  be- 
kannt sei.  Die  Aspiranten  für  die  Agregation  des  sciences 
physiques  et  naturelles  haben  ebenfalls  zwei  schriftliche  Auf- 
gaben zu  machen,  eine  aus  der  Physik  und  eine  aus  der 
Chemie  und  Naturgeschichte.  Die  definitive  Prüfung  besteht 
in  zwei  Vorlesungen,  eine  aus  der  Physik,  die  Wahl  der 
zweiten  ist  dem  Candidaten  freigestellt.  Die  praktische  Prü- 
fung ist  eine  „Operation"  aus  einem  der  drei  Gegenstände 
Physik,  Naturgeschichte  oder  Chemie  nach  dem  Belieben 
der  Examinanden. 

Für  die  Agregation  für  Philosophie  sind  zwei  schrift- 
liche Arbeiten  zu  liefern,  eine  rein  philosophische  Frage  und 
eine  aus  der  Geschichte  der  Philosophie.  Die  definitive  Prü- 
fung besteht  aus  drei  Theilen.  Der  Candidat  hat  eine  Com- 


m 

Position  aus  den  für  den  allgemeinen  Pariser  Concurs  gelie- 
ferten fi'anzösich  oder  lateinisch  geschriebenen  Arbeiten  aus 
dem  Gebiete  der  Philosophie  zu  corrigieren,  einen  lateinischen, 
griechischen  oder  französischen  Philosophen  zu  erläutern  und 
eine  Vorlesung  über  ein  philosophisches  Thema,  welches  aus 
dem  Programm  des  Lyceums  genommen  ist,  zu  halten. 

Die  Agregationsprüfung  für  den  litej*arischen  Unterricht 
in  den  höhern  Classen  besteht  aus  einer  lateinischen  Aufgabe, 
einem  Stück  in  lateinischen  Versen,  einer  griechischen  Version, 
einer  griechischen  Aufgabe  (theme),  einer  lateinischen  und  fran- 
zösischen Composition,  die  eine  über  ein  philosophisches,  die 
andere  über  ein  literarisches  Thema,  endlich  noch  einem  eng- 
lischen oder  französischen  Aufsatz  nach  eigener  Wahl.  Die  de- 
tinitive  Prüfung  besteht  in  zu  verbessernden  Schüleraufgaben, 
in  Uebersetzung  und  Erklärung  eines  lateinischen  oder  griechi- 
schen undCommentierung  eines  französischen  Classikers,  wobei 
auch  bei  jedem  Stück  die  noth wendigen  philologisch  -  histo- 
rischen, geographischen  und  literarischen  Bemerkungen  zu 
machen  sind.  Endlich  ist  ein  deutscher  oder  ein  englischer 
Classiker  zu  erklären.  Schliesslich  muss  jeder  Candidat  einen 
Vortrag  halten,  entweder  über  Grammatik  oder  classische 
Literatur,  über  Philosophie  oder  Geschichte  oder  endlich  über 
deutsche  oder  englische  Literatur.  Die  Wahl  des  Stoffes  ist 
dem  Candidaten  freigestellt.  Geringere  Anforderungen  werden 
für  die  Agregation  der  grammatischen  Classen  gestellt.  Die 
Agregation  für  Geographie  und  Geschichte  besteht  in  der 
Ausarbeitung  von  vier  Fragen,  und  zwar  einer  aus  der  alten 
Geschichte,  aus  der  mittleren  und  neueren  Geschichte  und 
aus  der  Geographie.  Eine  dieser  Fragen  muss  sich  nothwen- 
diger weise  auf  die  Geschichte  der  Literatur  erstrecken.  Bei 
der  definitiven  Prüfung  hat  jeder  Candidat  einen  griechischen 
oder  lateinischen  Geschichtschreiber  und  einen  altfranzöschen 
Geschichtschreiber  zu  erklären,  Bemerkungen  zu  machen, 
welcher  Verbesserungen  der  Text  fähig  ist ,  einen  Probevor- 
trag nach  freier  Wahl  über  irgend  einen  Stoff  aus  der  alten, 
mittleren  und  neuen  Geschichte,  oder  aus  der  historischen 
oder  vergleichenden  Geographie  zu  halten.  Die  Agregation 
für  die  lebenden  Sprachen  besteht  in  vier  Compositionen  und 
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zwar  in  der  Uebersetzung  eines  französischen  Textes  in's 
deutsche,  englische,  italienische  oder  spanische,  in  einer 
Uebersetzung  aus  diesen  Sprachen  in's  französische,  einem 
schrifthchen  Aufsatz  über  ein  gegebenes  Thema  in  einer  der 
fremden  Sprachen,  endlich  in  einer  Ausarbeitung  einer  literar- 
historischen Aufgabe.  Die  definitive  Prüfung  besteht  in  der 
Erklärung  eines  Classikers  der  deutschen,  französischen,  ita- 
lienischen oder  spanischen  Sprache,  und  einem  Probevortrag 
über  irgend  eine  allgemeine  Frage  der  Grammatik  oder  der 
Literatur,  verglichen  mit  der  Grammatik  oder  Literatur  der 
lateinischen,  französischen  oder  griechischen  Sprache.  Gerin- 
gere Anforderungen  werden  an  jene  gestellt,  welche  bloss 
ein  Fähigkeitszeugnis  (certificat  d'aptitude)  für  den  fremden 
Sprachunterricht  erlangen  wollen.    — 

Die  kaiserliche  Regierung  hat  die  materielle  Stellung 
der  Professoren  und  Beamten  der  Lyceen  in  vielfacher  Weise 
verbessert  und  das  Verdienst,  im  Laufe  von  anderthalb  De- 
cennien  nicht  unbeträchtliche  Erhöhungen  vorgenommen  zu 
haben,  ist  ein  um  so  grösseres,  je  stationärer  anderswo  in 
dieser  Beziehung  zumeist  die  einmal  stipulierten  Gehalte 
blieben.  Das  Decret  vom  16.  April  185.3  normierte  die  Ge- 
halte in  folgender  Weise:  an  den  Lyceen  von  Paris:  Pro- 
visoren 6000  Frcs.,  Censoren  3500,  Almoseniere  3500,  Oeko- 
nomen  3000  Frcs. ;  die  Professoren  zerfielen  in  drei  Classen, 
und  zwar  20  erster  Classe  mit  3000  Frcs.,  30  zweiter  Classe 
mit  2500  und  endlich  die  Professoren  dritter  Classe  mit 
2000  Frcs.    An  den  Departementallyceen  wurde  festgestellt: 

I.  Classe     II.  Classe     III.  Classe     IV.  Classe     Frcs. 

Provisoren  .  .  4000         3500  3000  —  „ 

Censoren  .  .  .  2500         2200  2000  —  „ 

Almosenier  .  .  2500         2200  2000  —  „ 

Oekonomen.  .  2000         1800  1600  —  „ 

Professoren.  .  2000         1800  1700  1600        „ 

Von  den  Provisoren,  Censoren,  Almosenieren,  Oeko- 
nomen gehören  überhaupt  19  in  die  erste,  25  in  die  zweite, 
alle  übrigen  in  die  dritte  Classe ;  von  den  Professoren  sämmt- 
licher  Lyceen  70  in  die  erste,  120  in  die  zweite,  150  in  die 
dritte,  alle  übrigen  in  die  vierte  Classe.     Ausserdem  erhält 
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der  Provisor,  nach  Bestimmung  des  Ministers,  sobald  die 
Jahresreclmung  abgeschlossen  und  richtig  befunden  ist,  noch 
eine  jährliche  Aushilfe,  die  jedoch  die  Hälfte  des  fixen  Ge- 
haltes nicht  übersteigen  darf.  Diese  Aushilfe  besteht  bei  den 
Oekonomen  in  P/q  der  von  den  Pensionären  gezahlten  Be- 
träge. Ausserdem  kann  ihnen  aber  noch  eine  Gratification 
zuerkannt  werden,  die  jedoch  den  vierten  Theil  ihres  Ge- 
haltes nicht  übersteigen  darf.  Diejenigen,  welche  durch  Er- 
ledigung eines  Lehrstuhles,  ohne  die  Prüfungen  der  Agre- 
gation  bestanden  zu  haben,  mit  dem  Unterricht  betraut  werden 
(charges  de  cours),  erhalten  1200  Frcs. 

Der  Censor,  der  Professor  der  speciellen  Mathematik, 
der  Physik,  der  reinen  und  angewandten  Mathematik,  der 
Logik,  Geschichte,  Rhetorik,  der  2.,  3.,  4.,  5.  und  6.  Lyceal- 
classe  erhalten,  abgesehen  davon,  ob  sie  die  Prüfungen  der 
Agregation  abgelegt  haben  oder  nicht,  eine  eventuelle  Beihilfe 
(traitement  eventuel)  zu  gleichen  Theilen.  Ein  Theil  ist  den 
zwei  Professoren  der  lebenden  Sprachen  vorbehalten,  welche 
denselben  wieder  zu  gleichen  Beträgen  theilen.  Diese  eventuelle 
Aushilfe  wird  durch  Abzug  von  ^i  oo  ^"^  den  Preis  der  Pension 
und  7io  auf  den  Preis  des  Externats,  von  der  sechsten  Classe 
an,  gebildet.  In  Paris  wird  aus  diesem  Abzug  an  allen  fünf 
Lyceen  ein  gemeinsamer  Fond  gebildet,  der  zur  gleichmäs- 
sigen  Vertheilung  unter  die  Berechtigten  bestimmt  ist.  An 
den  Lyceen,  wo  dieser  Abzug  nicht  ausreicht,  um  den  Be- 
amten und  Professoren  einen  Supplementargehalt  von  600  Frcs. 
zu  gewähren,  hat  eine  Subvention  von  Seite  des  Staates  oder 
provisorisch  aus  andern  Hilfsmitteln  der  Anstalt  einzutreten, 
um  das  festgesetzte  Minimum  zu  erreichen. 

In  Lyceen,  wo  die  Schülerzahl  die  Verdoppelung  eines 
Curses  erfordert,  wird  die  Unterabtheilung  einem  Hilfslehrer 
(„professeur  adjoint")  anvertraut,  dessen  Gehalt  in  Paris 
2500  Frcs.  und  in  den  Departements  in  der  ersten  Classe 
1800,  in  der  zweiten  1600,  in  der  dritten  1400,  in  der  vierten 
1200  Frcs.  beträgt.  Den  Professoren  und  Functionären  an 
Schulen,  die  dem  Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichtes 
unterstellt  sind,  ist  es  verboten,  Unterricht  in  den  Privat- 
schulen des  Secundäunterrichtes  zu  erth eilen  oder  dort  Wieder- 
holungsstunden zu  geben. 


175 

Die  Hilfslehrer  und  charges  de  cours  erhielten  schon 
1856  provisorisch  eine  Aufbesserung  ihres  Gehaltes,  indem 
die  steigenden  Einnahmen  der  Lyceen  eine  Vertheilung  von 
114.000  Frcs.  ermöglichten.  Das  kaiserliche  Decret  vom 
26.  Juni  1858  erhöhte  für  die  Censoren  und  die  Lehrer  an 
den  Lyceen  die  Bezüge.  Die  Censoren  von  Paris  und  Ver- 
sailles erhalten  5000  Frcs.,  die  Professoren  erster  Classe  und 
zwar  25  an  Zahl  4500  Frcs.,  die  Professoren  zweiter  Classe 
und  zwar  35  an  Zahl  4000  Frcs.,  jene  der  3.  Classe  3500  Frcs. 
In  den  Departements  die  Censoren  erster  Classe  10  an  Zahl 
2800  Frcs.,  die  zweiter  Classe,  25  an  Zahl,  2600  Frcs.  und 
jene  dritter  Classe  2400  Frcs. ;  die  Professoren  erster  Classe 
70  an  Zahl  2400  Frcs.,  die  zweiter  Classe  120  an  Zahl 
2200  Frcs.,  die  dritter  Classe  2000  Frcs.,  die  vierte  Classe 
fiel  gänzlich  weg.  Die  supplierenden  Professoren  (professeurs 
suppleants)  führen  von  nun  an  den  Titel  „charges  de  cours". 
Wenn  Parallelclassen  eintreten,  so  erhalten  jene  Functionäre, 
die  mit  der  Leitung  derselben  betraut  sind,  wenn  sie  agr^g^s 
sind,  den  Titel  Hilfsprofessoren  (professeurs  divisionnaires), 
die  Gehalte  derselben  betragen  in  Paris  und  Versailles  für 
die  erster  Classe  1800  Frcs.,  für  die  zweiter  Classe  1200  Frcs., 
für  jene  in  den  Departements  1200  Frcs.  Doch  können  sie 
eventuell  in  demselben  Verhältnis  an  den  Tantiemen  wie  die 
wirklichen  Professoren  theilnehmen.  Die  Minimalziffer  des 
Supplementargehaltes,  welche  durch  das  Decret  vom  16.  April 
1853  auf  600  Frcs.  festgesetzt  worden  war^  wurde  auf  800  Frcs. 
limitiert. 

Für  die  Beaufsichtigung  der  Schüler  ausserhalb  der 
Classen,  besonders  zur  Leitung  der  sogenannten  etudes  be- 
standen früher  Studienlehrer  (maitres  d' etudes).  Sie  haben 
seit  1805,  wo  ihre  erste  Einführung  beschlossen  ward,  die 
Schulgesetzgebung  vielfach  beschäftigt,  ohne  dass  es  bisher 
vollständig  gelungen  wäre  ihnen  eine  entsprechende  Stellung 
zu  verschaffen.  Durch  das  Decret  vom  17.  August  1853  wurden 
die  maitres  d' etudes  an  den  Lyceen  durch  Wiederholungs- 
lehrer (maitres  r6petiteurs)  ersetzt.  Jedoch  mussten  dieselben 
nach  6  Jahren  das  Licentiatdiplom  erlangt  haben,  widrigen- 
falls sie  ihrer  Stellung  verlustig  giengen.     Das  kais.  Decret 
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vom  27.  Juli  1859  änderte  theilweise  die  früheren  Bestim- 
mungen ;  hienach  zerfielen  die  rep^titeurs  in  drei  Classen,  in 
Wiederholungslehrer  erster  und  zweiter  Classe  und  in  Aspi- 
ranten (aspirants  r^petiteurs).  Sie  haben  die  Aufgabe  nicht 
bloss  über  die  Disciplin  zu  wachen^  sondern  auch  sich  am 
Unterricht  zu  betheiligen.  Sie  beaufsichtigen  die  Zöglinge 
in  den  Studiensälen,  vergewissern  sich  von  der  Richtigkeit 
der  dictierten  Texte.  In  den  Elementarclassen  können  sie 
als  Lehrer  verwendet  werden,  ferner  vertreten  sie  im  Ver- 
hinderungsfalle die  Professoren  in  den  grammatischen  und 
höhern  Classen.  Diejenigen  Caudidaten,  welche  Wiederholungs- 
aspiranten werden  wollen,  müssen  mindestens  18  Jahre  alt 
sein  und  das  Diplom  des  Baccalaureats  es  lettres  oder  es 
sciences  erworben  haben.  Nach  einem  Dienstjahr  können  sie 
Wiederholungslehrer  zweiter  Classe  werden,  nach  einem  wei- 
teren Dienstjahr  rücken  sie  in  die  erste  Classe  auf,  wenn 
sie  Licentiaten  sind,  oder  wenn  sie  zu  den  mündlichen  Prü- 
fungen der  grammatischen  Agregation  zugelassen  worden  sind 
oder  nach  5jähriger  Dienstzeit,  wovon  mindestens  drei  in 
einem  Lyceum  zugebracht  werden  müssen.  Sie  werden  auf 
Vorschlag  des  Provisors  und  nach  der  gutachtlichen  Aeus- 
serung  des  Rectors  vom  Minister  ernannt.  Die  Aspiranten 
und  Wiederholungslehrer  zweiter  Classe  müssen  sich  an  den 
für  sie  in  jedem  Lyceum  eingerichteten  Conferenzen,  welche 
die  Vorbereitung,  sei  es  zum  Licenciat  es  lettres  oder  es 
sciences  oder  zur  grammatischen  Agregation  bezwecken,  be- 
theiligen. Die  Wiederholungslehrer  erster  Classe  können  nach 
Sjähriger  Dienstzeit  zu  allgemeinen  Aufsehern  ernannt  werden 
(Surveillants  generaux)  und  nach  abermaliger  5j ähriger  Dienst- 
zeit zu  Censoren,  wenn  sie  Licentiaten  oder  Officiere  der  Aka- 
demie sind.  Die  Gehalte  derselben  sind  folgendermassen  fixiert : 

Depart.  Paris. 

R^p^titeur      .     L  Classe     1200  Frcs.     1500  Frcs. 

.     2.     „  1000     „         1200     „ 

Aspiranten     .  700     „  800    „ 

Nach  5jähriger  Dienstzeit  kann  der  Gehalt  der  Wieder- 
holungslehrer erster  Classe  um  300  Frcs.  erhöht  werden. 
Wenn  die  Aspiranten  wegen  nicht  erledigter  Plätze  nicht  in 
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die  zweite  Classe  vorrücken,  so  können  sie  eine  Zulage 
von  100  Frcs.  erhalten.  Die  allgemeinen  Aufseher  bezie- 
hen in  den  Departements  1800  Frcs.,  in  Paris  2000  Frcs., 
nach  5j ähriger  Dienstzeit  kann  der  Gehalt  auf  2000  in  den 
Departements,  und  2200  in  Paris  erhöht  werden.  Der  Ge- 
halt der  Wiederholungslehrer,  welche  mit  dem  Amt  eines 
allgemeinen  Aufsehers  betraut  sind,  ist  auf  1500  Frcs.  fest- 
gesetzt. Die  Wiederholungslehrer  können  zu  Elementar- 
lehrern ernannt  werden,  wenn  sie  den  Grad  eines  Licentiaten 
erhalten  haben,  ferner  jene,  welche  durch  mindestens  fünf 
Jahre  in  einer  elementaren  Classe  Unterricht  ertheilt  haben. 
Der  Gehalt  der  Elementarlehrer  ist  auf  1200  Frcs.  in  den 
Departements,  auf  1500  in  Paris  festgesetzt.  Im  Falle  sie  von 
der  Verpflichtung  im  Lyceum  zu  wohnen  und  an  der  Be- 
köstigung daselbst  theilzunehmen,  enthoben  sind,  erhalten  sie 
einen  Zuschuss  von  500  Frcs. 

Die  Aenderung  ist  eine  belangreiche.  Früher  wähnte 
man  in  den  maitres  d'etudes  und  später  in  den  maitres  r6- 
petiteurs  eine  Pflanzschule  für  das  Professorat  zu  besitzen. 
Hierin  hatte  man  sich  allerdings  verrechnet.  Jene  jungen 
Männer,  welche  meist  nach  absolvierten  Lycealstudien  eine 
Verwendung  in  dieser  Eigenschaft  an  einem  Lyceum  suchen, 
um  in  Ermangelung  anderer  Subsistenzmittel  sich  einen  an- 
ständigen Lebensunterhalt  zu  sichern,  haben  in  der  Regel 
wenig  Müsse,  um  sich  jenen  Studien  zu  widmen,  welche  bei 
der  Agregation  gefordert  werden.  Die  Verordnung  selbst, 
dass  die  maitres  repetiteurs  das  Baccalaureatsdiplom  besitzen 
müssen,  konnte  nicht  strict  aufrecht  erhalten  werden,  weil 
sich  die  nöthige  Anzahl  von  Wiederholungslehrern  nicht  fand, 
dem  steigenden  Bedürfnisse  an  den  Lyceen  zu  genügen.  Ver- 
geblich forderte  man  sie  auf,  an  den  Cursen  theilzunehmen, 
um  sich  für  die  höheren  Grade  vorzubereiten,  es  ist  ihnen  oft 
bei  dem  redlichsten  Willen  und  ernstesten  Eifer  fast  unmög- 
lich gemacht,  sich  nebst  ihren  Berufspflichten  noch  jenen 
Studien  zu  widmen,  welche  für  ihre  weitere  Beförderung 
nothwendig  sind.  Die  neuesten  Einrichtungen  haben  insofern 
eine  Aenderung  gebracht,  als  es  den  maitres  repetiteurs, 
welche  nicht  wirkliche  Professoren  werden  können,   ermög- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  üntcrrichtswesens  etc.  12 
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licht  wlrd^  sei  es  als  Elementarlelirer,  sei  es  als  Beamte  des 
Lyceums,  eine  verbesserte  Stellung  zu  erlangen. 

In  der  Stellung  der  andern  Beamten  in  den  französi- 
schen Lyceen  und  Collegien  wurde  durch  die  neuere  Gesetz- 
gebung wenig  geändert.  Die  Provisoren  und  Censoren  an 
den  Lyceen,  die  Principale  und  Regenten  an  den  Collegien 
werden  vom  Minister  ernannt.  Der  Provisor  muss  Licentiat 
es  lettres  oder  ^s  sciences  sein.  Durch  das  Decret  vom 
29.  Juli  1859  wurden  die  Bedingungen  bezüglich  der  Cen- 
soren abgeändert.  Nach  der  Ordonnanz  vom  29.  Sept.  1832 
war  es  unbedingt  nothwendig,  dass  die  Censoren  den  Titel 
eines  agrege  hatten.  Gegenwärtig  können  die  Censoren  auch 
gewählt  werden  unter  den  Licenciaten,  die  Officiere  der 
Akademie  sind  und  während  5  Jahren  an  einem  Lyceum, 
sei  es  als  surveillant  general  oder  als  charges  de  cours  in 
Verwendung  gestanden  sind.  Auch  die  Principale  der  Col- 
legien können  zu  Censoren  ernannt  werden.  — 

Die  Reformen  in  den  Secundärlehranstalten  beschränk- 
ten sich  bloss  auf  den  Studiengang.  Die  Lyceen  als  Erzie- 
hungsanstalten blieben  intact.  Dies  findet  freilich  indem 
französischen  Volkscharakter  seine  Erklärung,  da  die  mittleren 
und  höheren  Stände  die  Erziehung  der  Kinder  als  eine  Last 
betrachten,  welche  füglich  andern  überlassen  werden  kann. 
Man  kann  nicht  behaupten,  dass  das  Lyceum  als  Erziehungs- 
anstalt sich  sonderlich  bewährt  hat.  Die  französischen  Lyceen 
sind  keine  Fürstenschulen.  Die  Erziehung,  die  Sorge  für  die 
innere  Ordnung  und  die  Sitten  ist  dem  Censor  überlassen, 
dem  freilich  eine  Anzahl  maitres  repetiteurs  zur  Seiten  stehen, 
ohne  sich  jedoch  bei  der  Jugend  eines  grossen  Ansehens 
zu  erfreuen.  In  den  Schulstunden  wird  eine  gewisse  mili- 
tärische Subordination  in  strenger  Weise  gehandhabt. 

Der  Tages-  und  Wochenplan  ist  natürlich  in  allen  Ly- 
ceen derselbe.  Man  steht  zur  bestimmten  Stunde  auf  und 
Alles  ist  bis  zum  Schlafengehen  gehörig  normiert,  z.  B.  im 
Sommer  5 — 5.30  Aufstehen,  Waschen,  Anziehen,  5.30  —  7.30 
Gebet,  Schularbeiten,  7V2 — 8  Uhr  Frühstück,  ärztliche  In- 
spection,  8 — 11  Unterricht,  11 — 12  etude,  12 — 12.^0  Mittag- 
essen,  12.30— Lao  Erholung,   1.30—2.30  ^tude;    2.30—4.30 
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Unterricht,  4.30 — 5  Abendbrod,  Erholung;  5 — 8  etude;  8  bis 
8.30  Abendessen,  8.30—8.45  Gebet  und  Abendsegen;  8.45 
bis  9  Schlafengehen.  Der  Donnerstag  ist  von  10  ab  frei, 
Abends  wird  ein  Spaziergang  gemacht.  Eine  ähnliche,  etwas 
abweichende  Tagesordnung  ist  für  den  Winter  vorgeschrieben. 
Die  Aufsicht  führen  die  maitres  r^p^titeurs.  Jeder  hat  eine 
bestimmte  Gruppe  (division) ,  sie  thun  viel ,  wenn  sie  die 
äussere  Ordnung  aufrechterhalten,  auf  die  Charakterbildung 
der  ihnen  anvertrauten  Zöglinge  können  sie  nur  schwer  Ein- 
fluss  üben.  Wie  sollte  dies  bei  der  Jugend  der  Repetitoren 
auch  möglich  sein.  „Demnach  findet",  bemerkt  ein  genauer 
Kenner  der  französischen  Studienanstalten  treffend,  „der 
Knabe  und  der  Jüngling  im  Lyceum  wohl  Wohnung  und 
Unterricht,  Kleidung  und  Kost,  aber  in  den  meisten  Fällen 
keinen  Ersatz  für  einen  Vater,  der  ihn  mit  Vertrauen  oder 
mit  Vorsicht  leitet,  damit  er  sich  vertrauensvoll  anschliesse; 
er  sieht  sich  zur  Ordnung,  Ruhe  und  Stille  angehalten,  alle 
Zeit  geführt,  gewarnt,  gehütet  und  angespornt,  aber  er  ent- 
behrt die  unschätzbare  Wohlthat,  in  seinen  Hütern  persön- 
liche Autoritäten  vor  sich  zu  haben,  denen  er  sich  im  In- 
nern freiwillig  oder  doch  wenigstens  leicht  unterordnet;  er 
wird  zum  fleissigen  Arbeiten,  zum  ausdauernden  Lernen  ge- 
bracht, aber  während  der  Lern-  und  Arbeitszeit  erfährt  er 
nicht  viel  von  dem  Segen,  der  darin  liegt,  wenn  man  in 
seinen  Lehrern  und  Erziehern  entweder  vortreffliche  Charak- 
tere oder  unermüdliche  Pflichttreue  in  lebendigen  Beispielen 
verehren  darf,  es  wird  folglich  durch  das  ganze  Lyceum  hin- 
durch nicht  erzogen,  sondern  immer  nur  discipliniert."  *) 

Die  Ehrliebe  der  Zöglinge  wird  durch  allerlei  Mittel 
geweckt.  Der  Provisor  verliest  allwöchentlich  die  Namen  der- 
jenigen Schüler,  welche  im  Laufe  der  Woche  gute  Noten 
erhalten  haben;  wer  eine  Reihe  guter  Noten  erzielt  hat, 
erhält  einen  Platz  auf  der  Ehrentafel,  sodann  folgt  die  Ehren- 
bank und  die  Semesterpreise.  Als  Strafen  gelten :  öffentlicher 
Verweis,  Strafarbeiten,  Entziehung  der  Erlaubnis  Besuche 
annehmen  zu  dürfen^,  Arrest,  Ausschluss  aus  der  Anstalt. 


*)  Bücheier  in  Schmidt's  Encyklopädie  Art.  Frankreich  S.  474.; 
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Zu  den  Reizmitteln  für  die  Schüler  gehören  auch  die 
allgemeinen  Concurse.  Bis  zum  J.  1864  nahmen  an  dem 
allgemeinen  Concurs^  welchen  der  erste  Consul  durch  Con- 
sulatsverordnung  vom  23.  Fructidor  an  XI  in's  Leben  ge- 
rufen hat,  bloss  die  Zöglinge  der  Lyceen  und  Collegien  von 
Paris  und  Versailles  Theil.  Man  schrieb  es  dieser  Einrich- 
tung zu,  dass  die  Studien  in  den  Lyceen  und  Collegien  zu 
Paris  in  vielfacher  Weise  jene  der  Provinzen  überragten  und 
es  schien  daher  nothwendig,  auch  für  die  Lehranstalten  der 
Departements  eine  ähnliche  Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen. 
Dies  geschah  durch  das  kais.  Decret  vom  28.  Mai  1864. 
Hiernach  sollte  unter  den  Schülern  der  Lyceen  und  Col- 
legien einer  jeden  Akademie  ein  Concurs  stattfinden,  ein 
zweiter  Concurs  unter  den  Laureaten;  diejenigen,  welche 
den  Sieg  davontragen,  erhalten  den  kaiserlichen  Preis. 

Die  Schüler  zerfallen  in  folgende  Kategorien:  Frei- 
schüler (boursiers),  zahlende  Pensionäre  des  Collegiums  (pen- 
sionnaires  libres),  Pensionäre  eines  Privatinstitutes,  welche 
ein  Collegium  besuchen  (externes  appartenants  aux  institu- 
tions  et  pensions),  Schüler,  welche  im  elterlichen  Hause  er- 
zogen werden  (externes  libres).  Die  Freischüler  werden  ent- 
weder auf  Kosten  des  Staates  oder  des  Departements  und 
der  Commune  erhalten.  Napoleon  stiftete  6400  Freistellen 
für  die  Lyceen  und  Specialschulen;  doch  erreichte  die  An- 
zahl der  auf  Kosten  des  Staates  erzogenen  Freischüler  nie 
diese  Ziffer,  sie  sank  bis  auf  1000  im  J.  1846  herab.  Sie 
sollten  der  ursprünglichen  Bestimmung  zufolge  bloss  sechs 
Jahre  auf  Kosten  des  Staates  ihre  Ausbildung  erhalten ;  später 
wurde  eine  Anzahl  ganzer  Freistellen  in  halbe  und  dreiviertel 
umgewandelt.  Bezüglich  der  Communalfreistellen  bestimmte 
ein  Decret  vom  10.  Mai  1808,  dass  an  jedem  Lyceum  10 
ganze,  20  halbe  und  ebenso  viel  ^/^  Freistellen  gegründet 
werden  und  von  den  Communen  bezahlt  werden  sollen.  Die 
Bestimmung  ward  in  der  Folge  sehr  drückend  für  jene  Com- 
munen, welche  selbständige  Collegien  erhielten  und  dennoch 
ihren  früher  festgesetzten  Betrag  leisten  sollten.  Eine  Ordon- 
nanz vom  J.  1817  fixierte  die  Anzahl  der  staatlichen  Frei- 
stellen an  jedem  Lycee  auf  70^   und  zwar  20  ganze,  20  % 
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und  30  halbe  Pensionäre.  In  den  späteren  Jahren  regelten  meh- 
rere Verordnungen  die  Anzahl  der  Freistellen.  Vom  1.  Januar 
1833  betrug  diese  in  den  33  königlichen  Colleges,  welche 
Frankreich  damals  besass,  8  ganze,  8  %  und  24  Halbpensionen. 
Der  Staat  und  die  Commune  zahlten  den  CoUegien  einen  gerin- 
geren Preis  für  die  Pensionäre  als  die  Eltern  Die  Pension 
wurde  durch  Consularverordnung  vom  15.  Brumaire  an  XII 
festgesetzt  und  kostete  in  einem  Pariser  Lyceum  1000  Frcs., 
in  den  Lyceen  erster  Classe  800  Frcs.,  zweiter  750,  dritter 
650  Frcs.  Das  Schulgeld  für  die  Externen  betrug  bloss 
25  Frcs.,  1820  60  und  seit  1847  100  Frcs.  Das  kaiserliche 
Decret  vom  16.  April  1853  regelte  den  Preis  der  Pension 
und  das  Schulgeld  für  die  Externen;  die  Pension  für  die 
Elementarclassen  wurde  in  den  Pariser  Lyceen  auf  950  Frcs., 
in  den  Grammaticalclassen  auf  1050,  in  der  Division  supe- 
rieure  auf  1150  und  in  der  Classe  de  mathematiques  spe- 
ciales auf  1500  Frcs.  festgesetzt;  Externe  zahlen  120,  150, 
200  und  500  Frcs.,  je  nach  der  Abtheilung,  ausserdem  noch 
60—125  Frcs.,  wenn  sie  zu  den  Conferenzen  und  Repetitionen 
zugelassen  werden  wollten.  Die  andern  Lyceen  zerfielen  in 
vier  Classen;  die  Pensionen  bei  den  Lyceen  erster  Classe 
betrugen  750,  800,  850  und  900  Frcs.,  das  Schulgeld  für  die 
Externen  100,  120,  160  und  200  Frcs.;  in  den  Lyceen  zweiter 
Classe  zahlen  die  Pensionäre  650,  700,  750  und  800  Frcs., 
die  Externen  80,  100,  120  und  150  Frcs.,  in  den  Lyceen 
dritter  Classe  die  Pensionäre  550,  600  und  650,  die  Externen 
60,  80  und  100  Frcs.,  endlich  in  den  Lyceen  vierter  Classe 
die  Pensionäre  450,  500  und  550  Frcs.,  die  Externen  50,  70 
und  90  Frcs.  In  den  beiden  letzten  Classen  der  Lyceen  be- 
stand keine  Classe  de  mathematiques  speciales,  daher  bloss 
drei  Preisabstufungen.  Der  Preis  für  die  boursiers  beträgt 
für  die  Freistellen  des  Staates,  der  Communen  und  der  De- 
partements :  in  Paris  900  Frcs.,  in  den  Lyceen  erster  Classe 
800,  zweiter  Classe  700,  dritter  Classe  600,  endlich  in  den 
Lyceen  vierter  Classe  500  Frcs.  *) 

Die  Freistellen  an  den  Lyceen  werden  auf  Grundlage 


*)  Decret  vom  30.  Sept.  1854  und  4.  Oct.  1859. 
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einer  Prüfung  vergeben.     Die   Prüfungen  werden  in   Serien 
vorgenommen  und  zwar  gehören    in  die  erste   die   Schüler 
zwischen  9  und  11  Jahren,    in  die  zweite  jene  von  11  und 
12  Jahren,  in  die  dritte  die  Schüler  von  12  und  13  Jahren, 
in  die  vierte  jene  von  13  und  14  Jahren,  in  die  fünfte  zwi- 
schen 14  und  17  Jahren.    Die  Schüler  der  ersten  Kategorie 
haben   sich   einer  Prüfung   zu  unterziehen  über  französische 
Orthographie,    die  der   zweiten  Abtheilung  über  lateinische 
Conjugationen  und  Declinationen,  die  der  dritten  Abtheilung 
haben  eine   lateinische  üebersetzung   zu  liefern,    wie   sie  in 
sixi^me  gefordert  wird,  die  der  vierten  Abtheilung  ebenfalls 
eine  lateinische  Üebersetzung  wie   in  cinqui^me   und  die  in 
der  fünften  Serie  eine  lateinische  Üebersetzung  wie  in  qua- 
tri^me.   Bei  der  mündlichen  Prüfung  haben  die  Schüler  der 
ersten   Serie    Kenntnis    der   französischen    Grammatik,    der 
vier  Rechnungsarten,  der  heiligen  Geschichte  bis  zum  Tode 
Salomons  und  der  Geographie  an  den  Tag  zu  legen.    Bei  der 
zweiten  Abtheilung  erstreckt  sich  die  Prüfung  auf  lateinische 
Grammatik,  Münz-  und  Masswesen,  heil.  Geschichte,   Geo- 
graphie Frankreichs,  endlich  eine  Üebersetzung  aus  den  20 
ersten  Capiteln  der  Epitome  historiae  sacrae.   Für  die  dritte 
Abtheilung  wird  gefordert:  französische  und  lateinische  Gram- 
matik,   griechische  Declination,  die  Elemente  der  alten  Ge- 
schichte und  Geographie,  Geschichte  Frankreichs  in  Verbin- 
dung mit  Geographie  und   eine  Erklärung  von   Stellen  aus 
de  viris  illustribus  urbis  romanae.  Dieselben  Gegenstände,  nur 
in  weiterer  Ausdehnung,  werden  auch  für  die  4.  und  5.  Ab- 
theilung verlangt.  Hiezu  kommt  bei  der  4.  Abtheilung  phy- 
sische Geographie  Frankreichs  und  üebersetzung  aus  selectae 
e  profanis   scriptoribus   historiae    und   für   die   5.    die   ebene 
Geometrie,  lateinische  Prosodie  und  üebersetzung  der  Meta- 
morphosen Ovids  und  der  Cyropädie. 

Die  kaiserlichen  Freistellen  werden  an  jene  Schüler 
verliehen,  deren  Eltern  sich  Verdienste  um  den  Staat  er- 
worben haben,  sei  es  im  Militär  oder  im  Civil.  Die  Ver- 
leihung erfolgt  über  Antrag  des  Ministers  durch  den  Kaiser» 
"Was  die  Communal-  und  Departemental  -  Freistellen  anbe- 
langt,   so  werden   diese  vom   Präfecten  nach   erfolgter  Zu- 
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Stimmung  von  Seite  des  ^Ministers  ertheilt.  Bei  den  Com- 
munalfreistellen  hat  der  Municipalrath  die  Liste  der  zuläs- 
sigen Candidaten  zu  entwerfen  *).  — 

Jene  Werke,  welche  in  den  Öffentlichen  Schulen  zu- 
gelassen werden  sollen,  müssen  von  einer  Commission,  be- 
stehend aus  dem  Generalinspector  und  aus  sieben  vom  Mi- 
nister ernannten  Mitgliedern  geprüft  werden.  Die  Commission 
zerfällt  in  drei  Sectionen:  eine  literarische  Section,  der  alle 
Bücher  überwiesen  werden,  welche  alte  Sprachen,  franzö- 
sische Sprache,  fremde  Sprachen,  Grammatik  u.  s.  w.  be- 
treffen; die  seien tifische  Section  hat  alle  mathematischen, 
physikalischen  und  naturwissenschaftlichen  Werke  zu  prüfen ; 
endlich  eine  Section  für  moralische  Wissenschaften,  welche 
sich  mit  der  Begutachtung  der  Werke  aus  dem  Gebiete  der 
Religion,  Moral,  Geschichte,  Geographie  und  Pädagogik  zu 
beschäftigen  hat.  Die  Commission  kann  in  gewissen  Fällen 
für  besondere  specielle  Werke  vom  Minister  die  Wahl  eines 
Berichterstatters  ausserhalb  der  Commissionsmitglieder  ver- 
langen. Sie  versammelt  sich  zweimal  im  Monate,  die  Ferien 
ausgenommen.  Alle  drei  Monate  berichtet  der  Präsident  der 
Commission  an  den  Minister.  Jeder  Verfasser  oder  Verleger 
eines  Buches,  welcher  wünscht,  dass  sein  Werk  in  den  öffent- 
lichen Schulen  eingeführt  wird,  muss  di'ei  Exemplare  beim 
Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts  einreichen ;  es  werden 
nur  gedruckte  Werke  geprüft.  Der  Bericht  muss  schriftlich 
erstattet  werden  und  die  Gutachten  der  Commission  werden 
dem  Minister  übermittelt.  Die  Liste  der  Werke,  welche  von 
dem  Minister  zur  Einführung  in  die  öffentlichen  Schulen  als 
brauchbar  erkannt  worden  sind,  wird  den  Mitgliedern  des 
kais.  Studienrathes  übersendet.  Dieser  gibt  sein  Gutachten 
über  die  Zahl  der  Werke  ab,  der  Miniser  entscheidet  definitiv. 
Provisorisch  kann  der  Minister  die  Einführung  eines  Buches 
verbieten  **).  — 

In  der  Stellung  der  Colleges  communaux  hat  sich  im 
wesentlichen  nichts  geändert.    Einige,  aber  verhältnismässig 


*)  Decret  vom  7.  Febr.  1852.  ArretcS  vom  9.  Febr.  1852. 
**)  Verordnung  des  Ministers  vom  26.  und  28.  Dec.  1858. 


184 

nur  wenige  bereiten  wie  die  Lyceen  zu  Baccalaureatsprüfungen 
vor,  viele  haben  einen  mehr  weniger  abweichenden  Lehrplan. 
Einzelne  berücksichtigten  meist  die  realistischen  Lehrfächer 
und  vertraten  in  gewisser  Beziehung  die  fehlenden  Real- 
schulen. Sie  entzogen  sich  jener  Uniformität,  welche  den 
Lyceen  aufgeprägt  wurde.  Der  Staat  griff  in  früherer  Zeit 
nicht  energisch  genug  ein  und  überliess  diese  Lehranstalten 
meist  sich  selbst.  In  neuerer  Zeit  ist  hierin  auch  manches 
besser  geworden.  Die  Mittel,  wodurch  diese  Schulen  erhalten 
werden,  werden  von  den  Gemeinden  aufgebracht,  die  Bei- 
träge des  Staates  sind  unbedeutend.  Die  tüchtigen  Lehrer 
halten  sich  von  diesen  Anstalten  ferne,  da  ihre  Anstellung 
vor  1850  durchaus  nicht  stabil  war;  seitdem  ist  es  Regel, 
dass  jede  Lehreranstellung  auf  fünf  Jahre  gilt.  Die  Gehalte 
sind  ebenfalls  geringer  als  an  den  Lyceen.  Daher  erklärt  es 
sich,  dass  nur  in  seltenen  Fällen  die  absolvierten  Normal- 
schüler oder  Agreges  an  den  Communalcollegien  eine  Stelle 
suchen  und  die  meisten  Lehrer  bloss  Bacheliers  sind.  An 
der  Spitze  der  Lehranstalt  steht  der  Principal,  dem  ein  Ver- 
waltungsrath  beigegeben  ist.  — 

Was  die  Privatanstalten  für  den  Secundärunterricht  an- 
belangt, so  kann  jeder  Franzose,  25  Jahre  alt,  eine  Secundär- 
schule  gründen,  wenn  er  ein  Fähigkeitszeugnis  (brevet  de 
capacit6  special)  oder  ein  Baccalaureatsdiplom  besitzt  und 
fünf  Jahre  in  einer  Secundärschule,  öffentlichen  oder  pri- 
vaten, als  Aufseher  oder  als  Professor  in  Verwendung  ge- 
standen ist.  Das  Fähigkeitszeugnis  kann  vor  einer  Commis- 
sion,  welche  an  dem  Hauptort  einer  jeden  Akademie  nieder- 
gesetzt ist,  erworben  werden.  Diese  besteht  aus  dem  Rector 
der  Akademie,  als  Präsidenten ,  dem  Vorsitzenden  des  könig- 
lichen GerichtscoUegiums,  dem  Maire  der  Stadt,  einem  Geist- 
lichen eines  der  anerkannten  Culte  und  vier  von  dem  Mini- 
ster des  öffentlichen  Unterrichts  unter  den  Professoren  und 
Aggreges  gewählten  Mitgliedern.  Der  Candidat,  welcher  ein 
solches  Fähigkeitszeugnis  erlangen  will,  muss  mindestens  25 
Jahre  alt  sein  und  ein  sittliches  Zeugnis  besitzen.  Die  Prü- 
fung beschränkt  sich  bloss  auf  jene  Gegenstände,  welche  für 
das  Baccalaureat  es  lettres  vorgeschrieben  sind. 
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Die  Anforderungen  an  den  Leiter  einer  Privatanstalt  sind 
sehr  massige.  Die  daselbst  angestellten  Professoren  und  Lehrer 
sind  von  Gradbedingungen  durchaus  nicht  abhängig.  Manche 
Privatlehranstalten  erhalten  von  den  Communen  oder  den 
Departements  einen  jährlichen  Beitrag  bis  zu  Y,o  der  Aus- 
gaben. Der  hierbei  abgeschlossene  Vertrag  zwischen  der  Com- 
mune und  dem  Vorstand  der  Anstalt  muss  dem  Minister  vor- 
gelegt werden.  Die  staatliche  Aufsicht  über  die  freien  Lehr- 
anstalten führt  der  Rector,  diese  erstreckt  sich  jedoch  nicht 
auf  die  beim  Unterricht  zu  befolgenden  Methoden,  da  diese 
durchaus  frei  sind.  Die  Schulbehärde  kann  nur  den  Gebrauch 
der  Schulbücher  verbieten. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  alle  früheren  Beschrän- 
kungen der  geistlichen  Seminarien  seit  1 850  weggefallen  sind, 
nur  die  Gründung  neuer  Anstalten  dieser  Art  ist  noch  von  der 
Genehmigung  der  Staatsbehörde  abhängig.  Auf  diese  Weise 
wurde  der  Streit  zwischen  Geistlichkeit  und  Universität  durch 
das  Gesetz  vom  J.  1850  beendet,  dem  freien  Secundärunter- 
richt  ein  grosser  Spielraum  geöffnet.  Es  scheint  uns  jedoch, 
dass  man  hierin  zu  weit  gegangen  ist.  Den  Bischöfen  steht 
die  Ernennung  des  Directors  und  der  Lehrer  zu,  an  jene 
werden  dieselben  Anforderungen  gestellt,  wie  an  den  Vor- 
stand einer  Privatlehranstalt.  Die  Inspection  der  kleinen  Se- 
minarien steht  dem  Rector  der  Akademie  zu,  welcher  zuvor 
den  Bischof  zu  verständigen  hat,  wann  er  diese  vornehmen 
will.  Bezüglich  des  Unterrichts  sind  Besserungen  eingetreten. 
Manche  Seminarien  halten  sich  an  die  Programme  der  Ly- 
ceen.  Allein  noch  bleibt  viel  zu  bessern  übrig.  Der  Wahn, 
dass  ein  Geistlicher  an  und  für  sich  ein  guter  Lehrer  sei, 
wenn  er  auch  die  für  die  Lyceen  nothwendige  Qualification 
nicht  besitze,  muss  erst  ganz  schwinden,  wenn  diese  Schulen 
auf  gleicher  Höhe  mit  den  Lyceen  stehen  sollen.  Schon  wird 
von  manchen  Bischöfen  auf  Erlangung  akademischer  Grade 
und  tüchtige  pädagogische  Bildung  gedrungen.  Nur  die  Er- 
ziehung ist  eine  bessere  in  den  geistlichen  Lehranstalten  als 
in  den  Lyceen.  Abgesehen  von  den  kleinen  Seminarien 
stehen  viele  Privatlehranstalten  unter  geistlicher  Vorstand- 
schaft. Besonders  den  Jesuiten  und  Maristen  ist  die  gewährte 
Freiheit  des  Secundärunterrichts  zu  Gute  gekommen.   — 
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Wir  besitzen  keine  vollständige,  strengen  Anforderungen 
entsprechende  Unterrichtsstatistik  der  Secundärschulen,  wir 
müssen  uns  mit  einzelnen  Angaben  begnügen,  welche  den 
Berichten  der  Minister  an  die  Kammern  oder  an  das  Staats- 
oberhaupt entnommen  sind. 

Im  Jahre  1842  zählte  man  in  Frankreich  1374  Lehr- 
anstalten für  den  Secundärunterricht,  welche  von  69.341  Schü- 
lern besucht  wurden.  1850  gab  es  57  Lyceen  mit  19.269 
Schülern,  305  Collegien  mit  31.700  Schülern,  814  Privat- 
lehranstalten mit  52.906  Schülern ;,  von  denen  4252  sich  an 
den  Vorträgen  der  öffentlichen  Lehranstalten  betheiligten  und 
48.654  Unterricht  in  den  Privatlehranstalten  erhielten,  im 
Ganzen  also  an  allen  Secundäranstalten  99,623  Schüler;  im 
Laufe  von  acht  Jahren  ist  demnach  die  Schülerzahl  um 
50  "/o  gewachsen.  1854  zählte  man  61  Lyceen  mit  21.076 
Schülern,  253  CommunalcoUegien  mit  27.905  Schülern,  1081 
Privatlehranstalten  für  den  Secundärunterricht  und  zwar  825 
weltliche  mit  32.462  Schülern  und  256  geistliche  mit  21.195 
Schülern,  zusammen  also  63.657,  wovon  4305  in  den  öffent- 
lichen Lehranstalten  Unterricht  erhielten,  59.352  in  den  Privat- 
schulen selbst  unterrichtet  wurden.  Im  Ganzen  also  betrug 
die  Anzahl  der  Schüler,  welche  sich  am  Secundärunterricht 
betheiligten,  108.333,  in  vier  Jahren  also  eine  Zunahme  um 
8710.  1864  betrug  die  Anzahl  der  Schüler  an  den  Lyceen 
und  Collegien  64.725,  die  der  Privatlehranstalten  ist  uns  un- 
bekannt. Von  den  geistlichen  Lehranstalten  stehen  67  unter 
bischöflicher  Aufsicht,  33  werden  von  geistlichen  Congre- 
gationen  geleitet  (11  von  Jesuiten,  13  von  Maristen).  Ausser 
dem  gibt  es  noch  123  geistliche  Seminarien,  so  dass  im 
Ganzen  379  Secundärlehranstalten  unter  geistlicher  Leitung 
bestehen. 

Was  die  kais;  Lyceen  anbelangt,  so  gibt  nachfolgende 
Tabelle   ein  übersichtliches  Bild  der  Fortschritte  derselben: 

Jahr     Zahl  der  Lyceen     Zahl  der  Boursiers     Zahl  sämmtl.  Schüler 

1809  35  4199  9.068 

1829  40  2445  15.087 

1840  45  2208  16.953 

1850  57  2200  19.269 
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Jahr     Zahl  der  Lyceeu     Zahl  der  Boursiers     Zahl  sämmtl.  Schüler 

1856  65  2147  22.939 

1863  70  ?  31.320 

1864  76  1588  32.325 

Im  Jahre  1842  betrugen  die  fixen  Gehalte  sämmtlicher 
Professoren  und  Beamten  an  den  Lyceen  2.459  Mill.  Frcs., 
1856  4.^  2  Mill.  Frcs.;  die  Supplementargehalte  1842  95.209  Frcs., 
1856  1-385  Mill.  Frcs.,  die  andern  Ausgaben  für  die  Unterhal- 
tung der  Schulen,  für  Heizung,  Wohnung  u.  s.  w.  machten 
1842  8.27  Mill.,  1856  I2.977  Mill.  aus;  im  Jahre  1842  kam 
demnach  auf  jedes  Lyceum  eine  Ausgabe  von  178.500  Frcs., 
1856  200.000  Frcs.  In  den  Jahren  1856—1864  betrugen  die 
auf  Lycealbauten  verwendeten  Summen  11. 1,5  Mill.  Frcs., 
wovon  6.88  Mill.  auf  Rechnung  des  Staates,  der  Rest  auf  die 
Gemeinden  entfiel. 

Was  die  Communalcollegien  anbelangt,  so  gab  es 

Jahr     Zahl  der  Comm.  Coli.     Zahl  der  Schüler 


1809 

273 

18.507 

1815 

333 

18.320 

1830 

322 

27.308 

1849 

306 

31.706 

1856 

244 

28.219 

1863 

238 

33.393 

1865 

247 

? 

Man  sieht,  die  Zahl  der  Communalcollegien  hat  abge- 
nommen und  zwar  in  Folge  des  Gesetzes  vom  Jahre  1850, 
indem  eine  Anzahl  dieser  Lehranstalten  in  Frivat-Secundär- 
lehranstalten  umgewandelt  worden  sind.  Nicht  sämmtliche 
Communalcollegien  stehen  auf  gleicher  Stufe  mit  den  kais. 
Lyceen,  nur  etwa  die  Hälfte  derselben  bereitet  für  das  Bac- 
calaureat  vor ;  in  allen  übrigen  ist  der  Unterricht  mehr  oder 
weniger  elementarer  Natur.  Seit  dem  Jahre  1845  hat  auch 
der  Staat  alljährlich  zur  Unterstützung  der  Communalcollegien 
einen  Beitrag  geliefert,  indes  überstieg  derselbe  noch  im 
Jahre  1856  nicht  100.000  Frcs.  Im  Jahre  1842  betrug  die 
Einnahme  der  damals  bestandenen  Collegien  7.,^  .,7  Mill.  Frcs., 
wozu  die  Municipien  I.997  Mill.  Frcs.  beisteuerten.  Im  Jahre 
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1856  machten  die  Einnahmen  7.490  Mill.  Frcs.  aus,  wozu 
die  Municipien  1.973  Mill.  beitrugen.  Das  College  kostete 
also  im  Durchschnitt  300.000  Frcs. 

Was  die  freien  Secundärlehranstalten  anbelangt ,  so 
wurde  im  Jahre  1854  eine  Enquete  angestellt.  Man  zählte 
damals  in  86  Departements  1081  Privatlehranstalten  für  den 
Secundärunterricht.  In  den  vier  Jahren  von  1850 — 1854  hat 
die  Zahl  um  167,  also  um  18  ^/q  zugenommen. 


V.  Der  professionelle  Secundärunterricht. 

An  die  Volksschule  schloss  sich  bis  in  die  jüngste  Zeit 
bloss  der  classische  Secundärunterricht  an ;  Lehranstalten  für 
jene  Zöglinge  aus  dem  Mittelstande,  welche  sich  dem  Handel, 
der  Industrie,  dem  Landbau  widmen  und  eine  über  das  von 
der  Volksschule  gebotene  hinausgehende  Bildung  sich  zu  ver- 
schaffen suchten,  also  sogenannte  Reallehranstalten,  kennt  das 
Gesetz  vom  J.  1850  nicht.  Die  höhere  Primärschule,  welcher 
diese  Aufgabe  durch  das  Gesetz  vom  J.  1833  zugewiesen 
ward,  wurde  beseitigt.  In  der  Wirklichkeit  gestaltete  sich 
die  Sache  anders.  Theils  in  Privatlehranstalten,  theils  in 
Communalschulen ,  besonders  in  den  Colleges  Communaux, 
wurden  Curse  für  diese  grosse  Classe  der  Bildungsbeflissenen 
eingerichtet  und  die  Regierung  ertheilte  allen  Communal- 
anstalten,  welche  einen  den  speci eilen  Bedürfnissen  des  In- 
dustriellen und  Kaufmanns  entsprechenden  Studiengang  bei 
sich  einbürgern  wollten,  die  Genehmigung.  Aber  er  war  und 
blieb  immer  nur  geduldet,  nicht  vom  Gesetze  anerkannt. 
Das  Gesetz  vom  15.  März  1850  enthielt  zwar,  wie  schon  er- 
wähnt, im  Art.  62  die  Bestimmung,  dass  Specialjurys  die  Or- 
ganisation des  professionellen  Unterrichtes  in  Angriff  nehmen 
sollten,  aber  die  damaligen  Leiter  des  Unteirichtswesens 
waren  dieser  Richtung  des  Studienwesens  nicht  gerade  hold. 
Eine  Commission  wurde  unter  dem  Vorsitze  Thenard's  zu 
dem  Behufe  niedergesetzt,  um  für  den  sogenannten  speciellen 
oder  professionellen  Unterricht  (enseignement  special  ou  pro- 
fessionel)   Programme   zu  entwerfen,    aber   die  Berathungen 
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führten  zu  keinem  Resultat.  Das  ausschliessliche  Streben  der 
Administration  war  auf  die  Organisation  der  Bifurcation  ge- 
richtet, welche  der  gegenwärtige  Minister  Frankreichs,  Duruy, 
treffend  als  eine  künstliche  bezeichnet,  die  man  der  natür- 
lichen, d.  h.  Trennung  der  Lehranstalten  in  Gymnasien  und 
Realschulen,  vorzog.  Auch  im  Unterrichtswesen  nützen  dicta- 
torische,  die  wahrhaften  Bedürfnisse  nicht  berücksichtigende 
Massnahmen  nichts.  Nicht  bloss  in  fast  allen  Communal- 
collegien,  auch  in  den  meisten  Lyceen  bürgerte  sich  die  rea- 
listische Richtung  neben  der  Bifurcation  ein,  und  da  ein  be- 
stimmtes Programm  fehlte,  wonach  sämmtliche  Lehranstalten 
sich  hätten  richten  können,  gestaltete  sich  dieser  Unterricht 
fast  an  jeder  Austalt  ganz  eigenartig.  Zu  den  hervorragenden 
Lehranstalten  dieser  Art  gehörte  das  1844  von  der  Pariser 
Stadtgemeinde  gegründete  College  municipal  Chaptal,  aus 
sechs  Classen  bestehend.  In  der  vierten  Classe  wurde  auch 
mit  der  elementaren  lateinischen  Grammatik  begonnen  und 
bis  zur  Leetüre  leichter  Schriftsteller  und  dem  Studium  der- 
jenigen Etymologien,  welche  aus  dem  Griechischen  stammen, 
vorgeschritten;  ausserdem  noch  folgende  Lehrgegenstände: 
Religion,  Arithmetik,  elementare  und  höhere  Mathematik, 
ebene,  descriptive  Geometrie,  analytische  Geometrie  in  der 
Ebene  und  im  Räume,  Physik,  anorganische  Chemie,  theo- 
retische Mechanik  (einfache  Maschinen),  Naturgeschichte, 
Geologie,  Kosmographie ,  Geographie,  Weltgeschichte,  Ge- 
schichte Frankreichs,  industrielle  und  Handelsgeographie, 
industrielle  Oekonomie,  Buchführung,  das  nothwendigste 
aus  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Staates,  Linear- 
und  Ornamentzeichnen  und  Gesang;  lateinische,  deutsche, 
englische,  spanische  und  italienische  Sprache,  endlich  fran- 
zösische Literaturgeschichte.  Das  Ziel  ist  in  einigen  Fä- 
chern ein  höheres,  als  an  unseren  Realschulen,  die  Me- 
thode dieselbe  wie  in  den  Lyceen.  —  Die  ecole  Turgot, 
nach  deren  Muster  der  vielverdiente  Pompee  die  Schule  zu 
Ivry  gründete,  setzte  sich  geringere  Ziele  und  stand  bei- 
läufig auf  derselben  Stufe  wie  die  deutschen  Bürgerschulen  *). 

*)  Vgl.  Etudes  sur  l'Mucation  professionelle  en  France  par  Pompee, 
Paris  1863,  eine-  ganz  tüchtige  Arbeit, 


Die  ^cole  Turgot  wurde  1839  von  der  Pariser  Gemeinde 
errichtet.  Sie  besteht  aus  einer  Vorschule  (erst  seit  1857) 
und  der  eigentlichen  dreiclassigen  Schule.  Der  Lehrplan 
ist  folgender:  I.  C lasse:  Religion,  französische  Sprache, 
Arithmetik,  Elemente  der  Naturgeschichte,  alte  Geschichte, 
allgemeine  Geographie,  englische  oder  deutsche  Sprache, 
Schönschreiben,  Ornamentzeichnen,  geometrisches  Zeichnen, 
Gesang  und  Turnen.  IL  C lasse:  Religion,  Französisch  (Stil- 
lehre), Arithmetik,  Anfangsgründe  der  Algebra,  ebene  Geo- 
metrie, Elemente  der  Experimentalphysik,  der  Naturgeschichte 
und  Chemie,  Geschichte  Frankreichs,  physikalische  und  po- 
litische Geographie  Frankreichs,  Englisch  oder  Deutsch, 
Schönschreiben,  Ornamentzeichnen  und  geometrisches  Zeich- 
nen, in.  Classe:  Religion,  französische  Literatur,  Arith- 
metik, Geometrie  des  Raumes,  ebene  Trigonometrie,  prak- 
tische Geometrie,  allgemeine  Chemie  mit  Uebungen,  Mine- 
ralogie und  Geologie,  Elemente  der  Mechanik,  Weltgeschichte, 
Handels-  und  Industriegeographie,  Englisch  oder  Deutsch, 
Buchführung,  Ornamentzeichnen,  geometrisches  Zeichnen, 
Turnen.  Ein  weiteres  Jahr  ist  für  jene  Schüler  hinzugefügt, 
welche  ein  Jahr  länger  in  der  Anstalt  verbleiben  wollen,  um 
sich  weitere  technische  Kenntnisse  anzueignen.  Der  Unter- 
richt umfasst  in  diesem  Jahrgange  Algebra,  descriptive  Geo- 
metrie, Elemente  der  analytischen  Geometrie,  Elemente  des 
Steinschnittes,  Schattenlehre  und  Perspective,  chemische 
Analyse,  technische  Naturkunde,  Physik,  Mechanik  und 
Zeichnen.  —  Es  werden  nur  Externe  zugelassen,  das  Schul- 
geld ist  ein  massiges,  15  Frcs.  monatlich. 

Aehnliche  Lehranstalten,  theil weise  mit,  theils  ohne 
Verbindung  mit  Specialschulen,  errichteten  auch  viele  Com- 
munen  *).  Die  erzielten  Resultate  konnten  bei  dem  dunklen 
Umhertappen  nicht  überall  befriedigend  sein,  die  Nothwendig- 
keit  einer  Organisation  trat  für  die  Staatsregierung  seit  1862 
hervor,  nachdem  man  sich  auf  der  Londoner  Industrieausstel- 
lung von  den   Fortschritten,    welche   die  Nachbarstaaten  in 


*)  Ein  reichhaltiges  Material  für  die  Kenntnis  dieser  Lehranstalten 
in  der  Enquete  sur  l'enseignement  professionel,  tome  II,  Paris  1865. 
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Industrie  und  Gewerbe  gemacht,  überzeugt  hatte  und  Michel 
Chevalier  in  seinem  Berichte  die  Nothwendigkeit  einer  Re- 
gelung des  Realunterrichtes  betont  hatte.  Eine  Commission 
wurde  1862  von  dem  damaligen  Unterrichtsminister  Rouland 
niedergesetzt  und  unter  dem  Nachfolger  desselben,  Duruy, 
ein  provisorisches  Reglement  für  den  professionellen  Unter- 
richt erlassen.  Mehrere  Notabilitäten ,  unter  ihnen  General 
Morin,  wurden  nach  Deutschland,  Belgien  und  der  Schweiz 
entsendet,  um  die  dortigen  Lehranstalten  eingehend  zu  prüfen, 
eine  vielseitige  Enquete  wurde  veranstaltet  und  im  J.  1865 
(Gesetz  vom  21.  Juni),  nachdem  früher  die  Bifurcation  über 
Bord  geworfen  wurde,  der  Realunterricht  (enseignement  se- 
condaire  professionel)  einer  endgiltigen  Regelung  unterzogen. 
Der  Lehrplan  ist  folgender: 


Vorbereitung  sjahr 
Französische  Sprache     . 
Lebende  Sprachen .    .    . 
Geschichte  Frankreichs . 
Geographie 


6 
4 
1 
1 

Mathematik 4 

Naturgeschichte 2 

Kalligraphie 4 

Zeichnen 4 

Gymnastik 2 

Gesang 2 

Summe  30 


IL  Jahr 
Französische  Sprache    .    .   4 
Lebende  Sprachen  ....   4 
Geschichte  Frankreichs 
Geographie 

Mathematik 

Physik 2 

Chemie 2 

Naturgeschichte 2 


I.  Jahr 

Französishhe  Sprache    .    '.  5 

Lebende  Sprachen  ....  4 

Geschichte    ........  2 

Geographie 1 

Mathematik 5 

Physik  und  Chemie   ...  2 

Naturgeschichte  .    .    .    .    .  2 

Comptabilität 1 

Kalligraphie 2 

Zeichnen 4 

Gymnastik 1 

Gesang 1 

Summe  30 

III.  Jahr 

Moral 1 

Stillehre 2 

Französische  Literatur  .    .  1 

Lebende  Sprachen ....  4 
Geschichte  Frankreichs! 
Geographie                      J 

Civilgesetzgebung  ....  1 

Mathematik 4 


nt 


Comptabilität ] 

Kalligraphie 1 

Zeichnen 5 

Gymnastik 1 

Gesang 1 

Summe  32 


IV. 

Moral 1 

Stillehre 2 

Lebende  Sprachen  .  .  .4 
Geschichte  der  Erfindungen  1 
Geschichte  Frankreichs.    .   1 

Comptabilität 1 

Zeichnen 6 

Handels-  u.  Gewerbegesetz- 
gebung  1 


Mechanik 2' 

Kosmographie 1 

Physik 2 

Chemie 2 

Naturgeschichte 2 

Comptabilität 1 

Zeichnen 6 

Gymnastik 1 

Gesang 1 

Summe  34 
Jahr 

Volkswirthschaft 1 

Mathematik 5 

Mechanik 2 

Physik  .    .    , 2 

Chemie 3 

Naturgeschichte 2 

Gymnastik 1 

Gesang 1 

Summe  34 


Ein  fünftes  Jahr  ist  als  Ergänzungsjahr  (annee  com- 
plementaire)  für  die  reiferen  und  talentvolleren  Schüler  hinzu- 
gefügt, welche  sich  für  die  höheren  Specialschulen  vorzu- 
bereiten beabsichtigen,  indem  es  den  durch  ernste  Studien 
herangebildeten  Jünglingen  möglich  sein  dürfte,  binnen  kurzer 
Zeit  so  viel  Latein  zu  erlernen,  als  zur  Erlangung  des  Bac- 
calaureatsdiploms  es  sciences  nothwendig  ist. 

Ein  ausführliches  Programm  enthält  die  nöthigen  An- 
weisungen bezüglich  des  Ganges  und  der  Methode  bei  den 
Unten'ichtsgegenständen.  Im  Vorbereitungsjahre  soll  sich  der 
Unterricht  in  der  französischen  Sprache  auf  die  Befestigung 
des  aus  der  Primärschule  mitgebrachten  Wissens  beschränken. 
Die  Elemente  der  französischen  Sprache  sollen  sich  die  Schü- 
ler zwar  schon  eigen  gemacht  haben,  eine  nachmalige  Durch- 
arbeitung sei  dennoch  dringend  nothwendig.  Dasselbe  sei  mit 
der  Orthographie  der  Fall.  Für  die  orthographischen  Uebun- 
gen  müssen  eigene  Texte  zusammengestellt  werden,    wobei 
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vom  Leichteren  zum  Schwereren  übergangen  werden  solle. 
Man  wähle  nicht  die  seltener  vorkommenden  und  technischen 
Ausdrücke^  sondern  mache  die  Schüler  mit  den  Fundamental- 
regeln der  Grammatik  und  Orthographie  bekannt.  In  der 
Syntax  ist  auf  die  Präposition  ein  besonderes  Gewicht  zu 
legen,  Uebungen  in  der  logischen  Analyse  und  als  Anwen- 
dung derselben  die  Interpunction  folgen.  Dieser  Lehrstoff  ist 
auf  zwei  Jahre  vertheilt,  auf  das  Vorbereitungsjahr  und  das 
erste  Jahr.  Zur  Leetüre  werden  La  Fontaine's  Fabeln,  F^n6- 
lon's  Telemach  und  ausgewählte  Lesestücke  empfohlen.  Mit 
Stil  und  Composition  werden  die  Schüler  im  zweiten  und 
im  höheren  Massstabe  (composition  literaire)  in  den  folgen* 
den  Jahren  bekannt  gemacht,  jedoch  solle  Stillehre  nicht 
in  theoretischer  Weise,  sondern  durch  vielfache  Leseübungen 
den  Schülern  beigebracht  werden.  Hiezu  kommt  französische 
Literaturgeschichte;  in  etwa  dreissig  Lectionen  sollen  die 
Schüler  mit  der  Entwickelung  der  französischen  Literatur 
bekannt  gemacht  und  auch  Andeutungen  über  die  hervor- 
ragendsten Männer  des  Auslandes  gegeben  werden.  Das  aus- 
führliche Programm  ist  folgendes :  Ursprung  der  französischen 
Sprache  und  Literatur;  die  Poesie  des  Mittelalters^  die  An- 
fänge der  Prosa,  Joinville  und  Froissard ;  das  geistige  Ueber- 
gewicht  Frankreichs  im  13.  Jahrb.;  Italien:  Dante  und  Pe- 
trarka;  die  Nibelungen;  die  Renaissance,  Amyot  und  Mon* 
taigne,  Satire  Menippee,  Regnier,  Malherbe ;  Einfluss  Italiens 
und  Spaniens  auf  die  französische  Literatur,  Tasso  in  Italien, 
Cervantes  und  Lopez  de  Vega  in  Spanien;  die  Poesie  im 
17.  Jahrh. :  Corneille  der  Schöpfer  des  französischen  Thea- 
ters ;  Moliere,  Boileau,  Racine  und  Lafontaine ;  die  Prosa  im 
17.  Jahrb.,  die  französische  Akademie,  Descartes,  Pascal, 
Bossuet,  Bourdaloue,  Flechier  und  Fenelon;  Madame  de  Se- 
vigne ;  die  Moralisten,  die  Memoiren  und  Romane ;  La  Bruy^re, 
Retz,  Saint  Simon,  Lesage ;  Shakespeare  und  Milton ;  Voltaire, 
Montesquieu,  Rosseau  und  Buffon;  Uebergang  vom  18.  zum 
19.  Jahrb.:  Bernardin  de  St.  Pierre,  Andre  Chenier,  Madame 
de  Stael,  Chateaubriand,  Augustin  Thierry ;  die  grosse  Epoche 
der  deutschen  Literatur :  Lessing,  Schiller  und  Goethe ;  Byron 
und  Walter  Scott;   Manzoni,  Cooper;    Einfluss  der  fremden 

Beer  und  Hochegirer,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  |3 
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Literatur  auf   die   frauzösibclie ;    die  Literatur    in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrh. 

Der  Unterricht  der  Geschichte  beschränkt  sich  im  Vor- 
bereitungsjahre auf  die  einfache  Erzählung  hervorragender 
Thatsachen  und  Schilderung  bedeutender  Persönlichkeiten. 
Der  Lehrer  soll  nur  anregen,  fesseln;  minutiöse  Details, 
welche  die  Schüler  interessieren,  nicht  vermeiden,  wenn  da- 
durch das  historische  Ereignis  oder  die  Persönlichkeit  in  ein 
helles  Licht  gesetzt  wird.  Wiederholungen  am  Ende  der  Stunde 
von  Seiten  der  Schüler,  schriftliche  Darstellungen  des  vor- 
getragenen Lehrstoffes  werden  anempfohlen.  In  dem  Pro- 
gramme sind  die  wichtigsten  Ereignisse  der  französischen 
Geschichte  geschickt  ausgewählt,  so  dass  die  Schüler  am 
Ende  des  Jahres  ein  übersichtliches  Bild  der  französischen 
Geschichte  erhalten.  Die  Stoffe  sind  auch  aus  der  neuen  Zeit 
gewählt  *). 

Im  ersten  Jahre  wird  die  alte  Geschichte,  besonders 
griechische  und  römische,  und  das  Mittelalter  gelehrt.  Eine 
Beschränkung  auf  die  bedeutenderen  Partien  ist  durch  die 
geringe  Stundenzahl  dringend  geboten.  Die  heilige  Geschichte, 
welche  bereits  in  den  Volksschulen  abgehandelt  wurde,  wird 
nur  wiederholt,  die  orientalische  Geschichte  cursorisch  durch- 
genommen, was  im  Gegensatze  zu  vielen  deutschen  Lehr- 
anstalten nur  zu  billigen  ist,  da  gerade  dieses  Gebiet,  eines 
der  bestrittensten  der  historischen  Forschung,  für  die  Jugend 
nicht  viel  abwirft.  Auch  auf  die  Culturgeschichte  wird  Rück- 
sicht genommen,  so  auf  Oekonomie,  Industrie  und  Handel, 
die  Organisation  der  Arbeit  in  den  alten  Staaten.  Sodann 
folgt  die  Geschichte  des  Mittelalters  bis  zur  Eroberung  Con- 
stantinopels.    Es  werden  nur  die  wirklich  bedeutsamen  Par- 


*)  L'empereur  Napoleon  III.  Gucrre  contre  la  Russie,  Prise  de  Bo- 
margund  dans  la  mer  Baltiqne.  —  Bataille  d'Alma  en  Crimee.  —  Siege 
de  Sebastopol;  Inkermann  et  Malakoff.  -r-  Guerre  contre  TAutriche:  Ba- 
tailles  de  Magenta  et  de  Solferino.  —  Cession  du  comt6  de  Nice  et  de 
la  Savoie  k  la  France.  —  Expeditions  loiutaines :  Prise  de  Pe'kin.  —  Con- 
qu6te  de  la  Cochinchine.  —  Prise  de  Puebla.  —  Le  traite  de  commerce 
avec  VAugleterre,  —  Le  defrichement  des  landes  de  Gascogue.  —  Les  ex- 
peditions  unirerselles.  —  Le  canal  de  l'Isthme  de  Suez. 
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tien  berücksichtigt^  auf  V'oUständigkeit  ist  es  nicht  abgesehen. 
Dass  hiebei  die  auf  französische  Geschichte  Bezug  habenden 
Ereignisse  nicht  zu  kurz  kommen,  versteht  sich  von  selbst. 
Im  zAveiten  Jahre  wird  allgemeine  Geschichte  nicht  gelehrt, 
sondern  bloss  französische,  und  zwar  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  zum  J.  1789,  wobei  jedoch  auch  die  anderen  Völker,  die 
mit  der  französischen  Geschichte  in  Verbindung  gebracht 
werden,  eine  Berücksichtigung  finden.  Das  Programm  ist 
sorgfältig  entworfen  und  beschränkt  sich  nicht  bloss  auf  po- 
litische Geschichte,  die  hervorragendsten  culturgeschichtlichen 
Ereignisse  finden  ihren  Platz.  Im  dritten  Jahre  Fortsetzung 
der  französischen  Geschichte  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Das 
letzte  Jahr  ist  der  Wiederholung  und  Erweiterung  der  all- 
gemeinen und  französischen  Geschichte  seit  Ludwig  XIV. 
gewidmet. 

In  der  Geographie  wird  mit  der  Beschreibung  des  De- 
partements, wo  die  Schule  sich  befindet,  im  Vorbereitungs- 
jahre begonnen.  Man  schreitet  vom  bekannten  zum  unbe- 
kannten, vom  einfachen  zum  schwierigen  in  fortwährender 
Verbindung  mit  graphischen  Darstellungen  fort.  Hierauf 
werden  sechs  Lectionen  verwendet,  die  übrigen  Departements 
in  übersichtlicher  Darstellung  werden  in  achtzehn  Lectionen 
behandelt,  sodann  folgt  in  etwa  zehn  Lectionen  die  Geo- 
graphie Frankreichs,  und  zwar  Urographie  und  Hydrographie, 
historische  Geographie.  Die  Schüler  sollen  auch  mit  den  all- 
gemeinsten Begriffen  der  astronomischen  Geographie  und  dem 
nothwendigsten  über  das  Kartenzeichnen  bekannt  gemacht 
werden.  Im  zweiten  Jahre  Geographie  der  fünf  Erdtheile  und 
specielle  Geographie  Europas,  jedenfalls  ein  viel  zu  grosser 
Stoff,  wenn  nicht  eine  Beschränkung  eintreten  würde.  Diese 
ist  für  die  aussereuropaischen  Länder  vorgeschrieben,  da 
ohnehin  eine  Vervollständigung  des  geographischen  Wissens 
in  den  folgenden  Jahren  angebahnt  werden  kann.  Hierauf 
folgt  im  zweiten  Jahre  Ackerbau-,  Industrie-  und  Handels- 
geographie  Frankreichs  und  seiner  Colonien.  Das  Programm 
ist  wahrhaft  musterhaft;  im  dritten  Jahre  die  Handelsgeo- 
graphie der  übrigen  Länder  in  übersichtlicher  Darstellung 
und   speciell  ihr  Verhältnis  zu  Frankreich.    Hierbei  werden 

13* 
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auch  die  wichtigsten  Momente  aus  der  Geschichte  des  Ver- 
kehrswesens berücksichtigt,  sogar  die  wichtigsten  Puncte  der 
Handelsgeschichte  des  Alterthums,  des  Mittelalters  und  der 
neuen  Zeit  in  den  Kreis  der  Darstellung  gezogen  *). 

Bezüglich  der  lebenden  Sprachen  wird  jene  Methode 
angewendet,  welche  bei  uns  in  Deutschland  und  in  der 
Schweiz  bei  der  Erlernung  fremder  Sprachen  in  den  Kinder- 
stuben sich  längst  eingebürgert  hat  (la  methode  maternelle, 
wie  sie  die  Franzosen  nennen),  wenig  oder  keine  Grammatik, 
aber  fortwährende  mündliche  Uebungen,  und  wenn  die  Schüler 
weiter  fortgeschritten  sind  und  sich  einen  genügenden  Wort- 
schatz angeeignet  haben,  Sprechübungen  zwischen  Lehrer 
und  Schüler,  und  das  Verbot,  ein  französisches  Wort  zu  ge- 
brauchen. Ein  rein  theoretischer  Unterricht  in  der  Grammatik 
ist  nicht  vorgeschrieben.  Es  ist  klar,  dass  bei  einem  der- 
artigen Vorgang  die  Schüler  viel  rascher  befähigt  werden  die 
fremden  Sprachen  praktisch  zu  handhaben,  und  hierauf  ist 
es  auch  abgesehen,  für  die  formale  Bildung  wird  hierbei 
nichts  gewonnen.  Bisher  hat  sich  bei  der  Einführung  eines 
derartigen  Unterrichtes  in  den  deutschen  Schulen  das  Be- 
denken geltend  gemacht,  dass  es  unmöglich  sei,  bei  vollen 
Classen  in  ähnlicher  Weise  vorzugehen ;  es  scheint,  dass  die 
Franzosen  in  der  Lösung  dieser  allerdings  schwierigen  Auf- 
gabe glücklicher  sind,  obzwar  auch  in  Deutschland  die  hier 
und  da  angestellten  Versuche  deutlich  den  Beweis  geliefert 
haben,    dass  die  Schwierigkeiten  nicht  unüberwindlich  sind. 

Der  mathematische  Lehrstoff  ist  in  folgender  Weise 
vertheilt.  In  der  Arithmetik  beschränkt  man  sich  im  Vor- 
bereitungsjahre und  im  ersten  Jahre  auf  die  gewöhnlichen 
im  Leben  häufig  vorkommenden  Rechnungsarten  und  Uebun- 
gen im  Kopfrechnen;  im  zweiten  Jahre  kaufmännisches  Rech- 


*)  „Dans  cette  partie  de  Tenseignement",  heisst  es  in  dem  Entwürfe, 
„la  France  reste  toujours  point  de  depart  et  centre.  C'est  surtout  dans 
leurs  relations  avec  notre  pays  qu'il  convient  etudier  les  pays  ^trangers. 
n  ne  faut  donc  pas  faire  une  6tude  minutieuse  de  leurs  manufactures  et 
de  leurs  voies  interieures,  mais  examiner  les  points  qu'atteint  ou  que  peut 
atteindre  le  commerce  fran(^ais,  indiquer  la  nature  de  ce  commerce,  la  part 
qu'y  prennent  les  principaux  Etats,  le  mode  d'6change  ..." 
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lien  und  Anfange  der  Algebra  *)^  welche  im  dritten  Jahre  bis 
zu  den  Gleichungen  ersten  Grades  mit  einer  und  mehreren 
Unbekannten  fortgesetzt  wird ;  im  vierten  Jahre :  Gleichungen 
zweiten  Grades,  Maxima  und  Minima,  Logarithmen  und  An- 
wendung derselben.  Der  geometrische  Unterricht  umfasst  im 
Vorbereitungsjahre  und  im  ersten  Jahre  die  Planimetrie  als 
Anschauungslehre,  jede  tiefere  wissenschaftliche  Begründung 
bei  Seite  lassend,  und  in  Verbindung  gebracht  mit  dem 
linearen  Zeichnen ;  auch  im  zweiten  Jahre  behält  der  Unter- 
richt einen  praktischen  Charakter  bei  und  beschränkt  sich 
auf  ebene  Geometrie  (Geometrie  d'espace),  hierauf  folgt  de- 
scriptive  Geometrie  im  dritten  Jahre,  die  im  letzten  Jahre 
zu  Ende  geführt  wird,  wozu  noch  ebene  Trigonometrie  kommt. 
Es  leuchtet  ein,  dass  das  Ausmass  des  Lehrstoffes  ein  ver- 
hältnismässig geringeres  ist  als  in  den  deutschen  Realschulen, 
der  Unterricht  ist  jedoch  ein  praktischerer;  es  soll,  so  lange 
als  möglich,  jede  tiefere  wissenschaftliche  Begründung  vei^ 
mieden  und  alles  in  unmittelbare  Verbindung  mit  den  Be- 
dürfhissen des  Lebens  gebracht  werden.  Die  wissenschaftliche 
Vertiefung  wird  den  höheren  Lehranstalten  überlassen,  hier 
fasst  man  zumeist  Schüler  in's  Auge,  die  unmittelbar  aus  der 
Schule  sich  praktischen  Berufszweigen  zuwenden. 

Der  Zweck  des  naturgeschichtlichen  Unterrichtes  ist, 
die  Schüler  zur  verständigen  Betrachtung  und  Beobachtung 
der  Naturkörper  anzuleiten;  die  Specialschule  hat  nicht  die 
Aufgabe,  Geologen  oder  Botaniker,  Zoolagen  oder  Physio^ 
logen  zu  bilden.  Der  Unterricht  gründet  sich  demnach  auf 
Anschauung  und  Erfahrung  und  soll  von  der  Betrachtung 
des  einzelnen  ausgehen,  ein  systematischer  Aufbau  erst  dann 
versucht  werden,  wenn  die  Schüler  schon  hinreichenden  Stoff 
angesammelt  haben.  Es  ist  die  inductive  oder  genetische  Me- 
thode, welche  einsichtsvolle  Lehrer  in  Deutschland  in  der 
Volksschule  eingebürgert  haben,  die  aber  leider  noch  immer 


Diese  beschränkt  sich  jedoch  auf:  montrer  qu'avec  des  lettres  et 
des  signes  de  Convention  on  peut  abr^ger  les  calculs  et  generaliser  les 
Operations  —  faire  pressentir  l'algebre  en  ecrivant  les  resultats  obtenus 
arcc  des  lettres. 
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nicht  überall  in  den  unteren  Classen  der  Reakchule^  wo  sie 
ebenfalls  am  Platze  ist^  befolgt  wird.  Die  Franzosen  sind  in 
dieser  Beziehung?  praktischer  als  wir.  Die  Anschauung  soll 
an  wirklichen  Naturkörpern  geübt  werden,  man  geht  daher 
in  der  Zoologie  und  Botanik  von  jenen  Thieren  und  Pflanzen 
aus,  welche  die  nächste  Umgebung  in  reichstem  Masse  dar- 
bietet. Die  Pflanzen  der  Gärten,  die  llausthiere,  die  Getreide- 
pflanzen und  andere  nutzbare  Gewächse  bilden  das  Lehr- 
pensum des  Vorbereitungsjahres.  Ein  regelmässiger  Curs  der 
Naturgeschichte  beginnt  erst  im  ersten  Jahre.  Während  des 
Wintei's  beschäftigt  man  sich  mit  Zoologie.  Nachdem  der 
Professor  einige  Erklärungen  über  die  Organe  eines  Thieres 
gegeben,  folgt  die  Classification  der  Thiere.  Sodann  werden 
die  Hauptunterschiede  hervorgehoben,  welche  zwischen  den 
Thieren  bezüglich  der  Bedeckung  ihres  Skelettes  bestehen 
(Thiere  mit  Federn,  Häuten  etc.),  endlich  Beschreibung  und 
Classification  der  wichtigsten  Säugethiere.  Die  Erklärungen 
geschehen  entweder  an  ausgestopften  oder -künstlich  nach- 
geahmten Thieren  oder  mittelst  colorierter  Figuren.  Der 
Curs  endet  mit  einer  Naturgeschichte  des  Menschen  und  der 
menschlichen  Racen. 

Ein  ähnlicher  Gang  wird  in  der  Botanik  befolgt,  zuerst 
Erklärung  des  äusseren  Charakters  der  wichtigsten  Organe 
der  Pflanzen,  die  zur  Nahrung,  zum  Wachsthum  und  zur 
Fortpflanzung  dienen;  die  Verschiedenheiten,  welche  diese 
Organe  bedingen.  Man  berücksichtigt  hauptsächlich  die  Cul- 
turpflanzen  und  jene,  die  eine  industrielle  Verwendung  haben. 
Die  Betrachtung  der  lebenden  Objecto  gibt  Gelegenheit  zur 
Erklärung  der  wichtigsten  Partien  der  Anatomie  der  Pflanzen. 
Hiermit  geht  ein  Curs  über  Geologie  Hand  in  Hand:  man 
schildert  zuerst  die  Gegend,  wo  die  Schule  selbst  sich  be- 
findet, belehrt  die  Schüler  über  die  Art  und  Weise  der  Ge- 
birgsformations-  und  Schichtenbildung,  die  Natur  der  fossilen 
Körper  etc.  Die  Eleven  werden  während  dieses  Curses  an- 
gehalten, charakteristische  Mineral-Exemplare  zu  sammeln 
und  die  Lage  der  naheliegenden  Felsen  und  Steinerhebungen 
zu  studieren,  wodurch  sie  dann  in  der  Folge  in  den  Stand 
gesetzt  werden,    auch  jene  Formationen  zu  verstehen,    die 
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ihnen  nicht  durch  Anschauung  geboten  werden  können.  Es 
wird  jedoch  daran  festgehalten,  dass  der  Unterricht  immer 
den  Charakter  des  Elementarunterrichtes  bewahre. 

Im  zweiten  Jahre  folgt  in  der  Zoologie  nach  Wieder- 
holung der  Wirbelthiere  das  Studium  der  Vögel,  deren  Bil- 
dung und  Lebensweise,  wobei  dargelegt  wird,  wie  sich  der 
Instinct  in  der  Zusammensetzung  des  Nestes,  der  Aufziehung 
der  Jungen  und  der  Wanderung  der  Zugvögel  manifestiert. 
Sodann  die  Classen  der  Reptilien,  Amphibien,  Fische,  In- 
secten,  Mollusken,  Infusorien;  schliesslich  ein  Resume  über 
die  wichtigsten  Charaktere  der  verschiedenen  Classen  und 
Familien.  —  In  der  Botanik  ist  die  Pflanzenphysiologie 
Gegenstand  des  diesjährigen  Studiums.  Die  Bildung  der  Blät- 
ter und  Aeste,  die  Respiration,  Absorption  und  der  Licht- 
einfluss,  sowie  die  Rolle  des  Pflanzensaftes,  die  Abhängigkeit 
der  Pflanzen  von  Luft,  Sonne  und  Wasser  bilden  den  Stoff 
dieses  Curses.  —  In  der  Geologie  werden  die  für  die  In- 
dustrie unwichtigen  oder  kleinen  Terrains  nur  in  gedräng- 
tester Kürze  erklärt,  dagegen  ausführliche  Erklärung  der 
Schiefer-  und  Steinkohlenschichten,  besonders  des  Jura  und 
der  Vogesen ;  eine  besondere  Rücksicht  wird  auf  das  in  der 
Nähe  der  Schule  befindliche  Terrain  genommen.  —  Im  dritten 
Jahre  werden  die  wichtigsten  Partien  der  Physiologie  der  Thiere 
behandelt;  die  Verbindung  der  lebenden  Wesen  mit  der 
Atmosphäre,  die  Respirationsorgane,  die  Eigenschaften  des 
Blutes,  die  Function  des  Herzens,  die  Absorption  und  Secre- 
tion,  die  Organe  der  Bewegung  und  Empfindung.  Schliesslich 
wieder  ein  allgemeiner  Ueberblick  über  die  Unterschiede  der 
Thierclassen  in  physiologischer  Hinsicht.  In  der  Botanik 
kommt  die  Classification  der  Pflanzen  nach  der  natürlichen 
Methode  und  dem  System  des  Linnee  zur  Sprache.  Sodann 
die  europäischen  und  aussereuropäischen  Cultur-  und  Han- 
delspflanzeu,  ihre  Heimat,  die  Fortschritte  ihrer  Cultivierung, 
ihre  Verwendung  etc.,  die  Zonen  und  die  dadurch  bedingte 
Pflanzenverbreitung.  In  der  Geologie  kommen  vorzugsweise 
zur  Sprache  die  thätigen  Vulcane  und  Schwefelquellen,  ihre 
Charakteristik,  die  W^ärme-  und  artesischen  Quellen,  die 
Wärme  des  Erdinnern,  die  erloschenen  Vulcane  der  Auvergne, 


die  Producte  der  Vulcane:  Lava,  Basalt,  Trachyt  u.  s.  w., 
dann  die  Hauptlagerungsorte  der  Metalle,  die  Erzgänge,  ihre 
Bildungsart  und  ihr  Alter.  Im  vierten  Jahre  wird  Zoologie 
mit  Rücksicht  auf  Ackerbau,  Industrie  und  Hygiene  gelehrt. 
In  der  Zoologie  werden  die  Thiere  in  Hinsicht  auf  ihre  Ver- 
wendbarkeit betrachtet.  Es  werden  besprochen  bei  der  Um- 
hüllung der  Thiere  das  Leder  und  der  Pelz,  sowie  der  Handel 
der  nördlichen  Länder,  auch  bei  den  anderen  Classen  werden 
die  wichtigsten  Thierproducte ,  vorzüglich  Wolle,  Hörner, 
Schildpatt  u.  s.  w. ,  hervorgehoben ;  die  dem  Ackerbau  nütz- 
lichen und  schädlichen  Insecten.  In  der  Botanik  werden  die 
Monocotyledonen  und  die  noch  restierenden  Partien  besprochen. 
Die  Cerealien,  das  Zuckerrohr,  die  Palmen  werden  ausführ- 
lich berücksichtigt.  Bei  den  Acotyledonen  kommen  die  Moose, 
Flechten,  Schwämme  in  Betracht,  ausserdem  werden  auch 
die  wichtigsten  Krankheiten  der  Pflanzen  hervorgehoben. 
Auf  Spaziergängen  wird  den  Schülern  die  Kenntnis  der  Flora 
der  Umgebung  beigebracht.  In  der  Geologie  werden  noch 
einige  meteorologische  Bemerkungen  über  das  Meer,  die 
Winde  und  Wolken,  die  Klimate  und  ihr  Einfluss  auf  die 
Vegetation  gegeben. 

Die  Gesundheitslehre  als  eine  vollständige  und  ausge- 
breitete Wissenschaft  kann  den  Schülern  nicht  vollständig 
vorgetragen  werden,  sondern  es  werden  nur  besprochen  die 
Function  der  Nahrung,  der  Einfluss  des  Alters,  der  Ruhe 
und  der  Arbeit  auf  den  Organismus,  die  Erfordernisse  einer 
gesunden  Ernährung,  die  Schädlichkeit  des  Gebrauches  der 
Alkohole,  dann  die  nothwendige  Einrichtung  der  Wohnung 
und  Kleidung  zur  Gesundheit;  endlich  Bevölkerungslehre 
Frankreichs,  wobei  besonders  hervorgehoben  wird,  in  welcher 
Weise  die  Zunahme  des  Wohlstandes  mit  jener  der  Lebens- 
dauer im  Zusammenhange  steht. 

Der  physikalische  Unterricht  beginnt  erst  im  ersten 
Jahre,  das  Experiment  bildet  hier  in  gleicher  Weise  den 
Ausgangspunct,  wie  die  Anschauung  der  Naturkörper  für  die 
Naturgeschichte.  Der  Professor  benützt  den  ersten  Theil  des 
Jahres,  um  allgemeine  Erklärungen  über  die  wichtigsten 
Eigenschaften  der  Körper  zu  geben,  wobei  er  sich  auf  solche 
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Phänomene  beschränkt^  die  von  den  Schülern  gekannt  sind. 
Es  handelt  sich  eben  in  dieser  Classe  nicht  um  einen  me- 
thodischen wissenschaftlichen  Unterricht;  was  nicht  in  ein- 
facher Weise  dargelegt  werden  kann,  wird  füglich  den  spä- 
teren Jahrgängen  überlassen.  Diesem  Grundsatz  getreu  blei- 
bend, erklärt  der  Lehrer  den  Schmelzprocess ,  das  archime- 
dische Princip,  das  Barometer,  die  pneumatische  Maschine, 
das  Thermometer  etc.  Den  Schluss  bilden  die  Elemente  der 
statischen  Elektricität.  In  ähnlicher  Weise  durch  Experimente 
werden  den  Schülern  die  elementarsten  Begriffe  aus  der  Chemie 
beigebracht,  so  z.  B.,  dass  es  einfache  und  zusammengesetzte 
Körper  gibt,  dass  man  Säuren,  Basen,  Alealien  u.  s.  w.  unter- 
scheidet, über  Vereinigung  und  Scheidung  der  Körper  u.  dgl.  m. 
Auch  im  zweiten  Jahre  basiert  der  physikalische  Unterricht 
im  wesentlichen  lediglich  auf  Experimenten,  die  Eigenschaften 
der  flüssigen  und  luftigen  Körper,  Wärme  und  dynamische 
Elektricität  bilden  den  Lehrstoff;  in  der  Chemie  die  Metal- 
loiden und  Metalle.  Im  dritten  Jahre  Wiederholung  des  Lehr- 
stoffes des  verflossenen  Jahres,  sodann  Akustik  und  Licht, 
in  der  Chemie  Fortsetzung  der  Metalle  und  die  wichtigen 
Partien  der  organischen  Chemie.  Man  beschränkt  sich  eben 
auf  Hervorhebung  des  für  die  Jugend  und  die  Zwecke  der- 
selben brauchbaren,  namentlich  wird  aus  der  organischen 
Chemie  alles  ausführlich  dargelegt,  was  mit  der  Industrie  im 
Zusammenhange  steht;  die  speciellen  Bedürfnisse  der  Gegend 
sollen  hiebei  besondere  Berücksichtigung  erhalten.  Eine  Er- 
weiterung und  Ergänzung  des  physikalischen  Lehrstoffes, 
namentlich  der  schwierigen  Partie,  tritt  im  vierten  und  letzten 
Jahre  ein.  In  der  Chemie  wird  die  technische  Seite  hervor- 
gehoben und  jene  Industriezweige  in  specieller  Weise  be- 
handelt, welche  für  die  Umgegend,  wo  sich  die  Schule  be- 
findet, von  essentieller  Bedeutung  sind.  Der  Unterricht  ist 
demnach  nicht  in  allen  Schulen  ein  gleichartiger.  Hiermit 
geht  eine  Besichtigung  der  wichtigsten  industriellen  Etablis- 
sements in  der  Nachbarschaft  der  Schule  regelmässig  am 
Freitag  und  Samstag  Hand  in  Hand. 

Ein  selbständiger  Unterricht  in  der  Mechanik  wird  im 
dritten   und  vierten  Jahre  in  zwei   Stunden   per  Woche  er- 


theilt.  Er  ist  ein  wesentlich  elementarer,  da  nur  die  Elementar- 
mathematik vorausgesetzt  werden  darf,  aber  es  soll  alles  ge- 
lehrt werden,  was  auf  dieser  Grundlage  möglich  ist  *).  Doch 
sollen  bei  der  detaillierten  Auseinandersetzung  der  Maschinen 
jene  besonders  beachtet  werden,  welche  für  die  Industrie  der 
Gegend,  wo  die  »Schule  sich  befindet,  von  besonderer  Wich- 
tigkeit sind.  Das  Programm  für  jede  Schule  ward  vom  Pro- 
fessor im  Einvernehmen  mit  dem  Studienrathe  (conseil  de 
perfectionnement)  festgesetzt. 

In  allen  Jahrgängen,  das  Vorbereitungsjahr  ausgenommen, 
wird  Comptabilität  gelehrt,  worunter  man  alles  zusammen- 
fasst,  was  bei  uns  in  Deutschland  in  den  Lehrbüchern  über 
Handelswissenschaften  aneinandergereiht  ist,  Buchhaltung, 
Nationalökonomie,  Wechselkunde,  Münzwesen  u.  s.  w.  Das 
Programm  ist  mit  grossem  Geschick  und  eingehender  Sach- 
kenntnis entworfen.  Im  ersten  Jahre:  Erklärung  des  Ur- 
sprungs und  des  Wesens  des  Handels,  der  Begriffe  Debi- 
tieren, Creditieren,  Activ,  Passiv,  Saldo  etc.;  übersichtliche 
Auseinandersetzung  der  Grundoperationen  des  Handels,  Kauf 
und  Verkauf  etc.,  Erklärung  des  Wesens  und  Inhaltes  einer 
Factura.  Dieser  erste  Curs  hat  noch  den  Zweck,  die  Schüler 
alle  jene  Schriftstücke  ausfertigen  zu  lehren,  die  zur  Buch- 
haltung nöthig  sind.  Hierbei  ist  auf  vielfache  Uebung,  Rich- 
tigkeit und  Schönheit  der  ausgefertigten  Schriftstücke  be- 
sondere Rücksicht  zu  nehmen.  Im  zweiten  Jahre:  Buchfüh- 
rung, Erklärung  der  für  jeden  Kaufmann  durch  den  Code 
de  commerce  vorgeschriebenen  obligatorischen  Bücher,  so- 
dann die  wichtigen  Hilfsbücher,  die  Actienrechnung  mit  zahl- 
reichen Uebungen,   Erklärung  der  Methoden  des  Contocor- 


*)  Es  heisst  hierüber  ganz  richtig  im  Programme:  II  faut  donc 
proportionner  les  difficultes  ä  Vage,  mettre  l'ordre  des  matiferes  en  rapport 
avec  les  notiöns  acquises  et  en  mesure  la  quantite  k  la  part  de  teraps 
qui  peut  leur  ßtre  consacree.  Au  Heu  d'enoncer  tout  d'abord  les  prineipes 
m^caniques  sous  la  forme  abstraite,  de  les  demontrer  ensuite  par  des  pro- 
cMes  rigoureux,  et  enfin  de  les  appliquer  a  quelques  exemples,  le  pro- 
fesseur  commence  par  montrer  et  decrire  la  machine  dont  il  s'agit  de  donner 
la  theorie ,  ou  par  exposer  les  rdsultats  d'  exp^rience  que  les  eleves  ont 
deja  pu  observer .  .  . 
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rent  u.  s.  w.  Die  Schüler  sollen  sich  in  diesem  Jahrgange 
alle  jene  Vorkenntnisse  erwerben,  die  zur  Führung  der  Bücher 
nothwendig  sind.  Im  dritten  und  vierten  Jahre:  Erweiterung 
und  Vervollständigung  des  bereits  gelehrten;  im  letzten  Jahre 
vorzüglich  Börsen-  und  Banquiergeschäfte  u.  dgl. 

Im  dritten  Jahre  werden  auch  die  wichtigsten  Grund- 
sätze der  Civilgesetzgebung  gelehrt,  um  eine  klare  Vorstel- 
stellung  von  der  gerichtlichen  und  administrativen  Organi- 
sation Frankreichs  zu  geben,  die  Fundamentalsätze  der  Civil- 
gesetzgebung anschaulich  zu  machen  und  das  wichtigste  aus 
den  Abschnitten  des  Code  darzustellen.  Hierauf  folgt  im 
vierten  Jahre  Handel*-  und  Indiistriegesetzgebung  und  Na- 
tionalökonomie, wobei  jedoch  immer  berücksichtigt  wird, 
dass  es  sich  nicht  um  wissenschaftliche  Gründlichkeit  und 
Vollständigkeit  handelt.  Auf  den  nationalökonomischen  Curs 
wird  besonders  Gewicht  gelegt,  er  soll  gewissermassen  eine 
Philosophie  der  industriellen  Berufsarten  bilden. 

Am  Schlüsse  des  ersten  Schuljahres  haben  sich  alle 
Schüler  einer  Prüfung  über  die  in  demselben  gelehrten  Gegen- 
stände zu  unterwerfen,  um  ihre  Reife  zum  weiteren  Studium 
darzuthun.  Diese  Prüfung  ist  eine  vor  dem  Rector  mündlich 
abzulegende.  Die  Schüler  werden  nach  ihrem  Verdienst  ge- 
ordnet. Bei  dieser  Classification  werden  die  Arbeiten  des 
ganzen  Jahres  und  die  Noten  der  Wochenarbeiten  in  Betracht 
gezogen;  die  daraus  sich  ergebende  Ziffer  wird  bei  der 
Schluss- Classification  selbst  als  ein  Drittel-Coefficient  in  Rech- 
nung gezogen.  Diejenigen  Eleven,  welche  bei  dieser  Prüfung 
nicht  entsprechen,  müssen  beim  Beginne  des  nächsten  Jahres 
eine  neue  Prüfung  machen  und,  wenn  sie  auch  da  nicht  be- 
stehen, in  ihrem  eigenen  und  im  Interesse  der  Studien  den 
Curs  wiederholen.  Am  Ende  eines  jeden  Jahres  des  Special- 
unterrichtes wird  eine  solche  Prüfung  und  Classification  vor- 
genommen. Am  Schlüsse  des  letzten  Jahres  wird  allen,  welche 
sich  einer  Gesammtprüfung  unterziehen  wollen,  ein  diplome 
d'etudes  ertheilt. 

Der  Lehrplan  ist  im  grossen  und  ganzen  mit  anerken- 
nenswerthera  Geschick  und  grosser  Sachkenntnis  entworfen. 
Dies  kann  wohl  zugestanden  werden,  wenn  sich  auch  Man- 
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dies  die  Anerkennung  des  Fachmannes  nicht  erringen  kann. 
Schon  der  erste  Blick  zeigt ,  dass  man  vielerlei  Zwecke  zu- 
gleich erreichen  wollte,  eine  höhere  allgemeine  Bildung  und 
zum  Theil  eine  fachliche  Bildung.  Hiebei  dürfte  man  dieselben 
Erfahrungen  machen,  wie  sie  anderswo,  wo  eine  ähnliche 
Tendenz  obwaltete,  in  so  reichlichem  Masse  aufgewiesen 
werden  können.  Die  Aufnahme  einzelner  Lehrgegenstände 
in  dem  vorgeschriebenen  Umfang  übersteigt  weit  die  Reife 
dieser  Altersclasse.  Manche  Jahrgänge  sind  mit  Lehrfächern 
überhäuft,  denen  eine  allzu  geringe  Stundenanzahl  zugewiesen 
wurde.  An  diesem  Uebelstande  leidet  z.  B.  das  dritte  und  vierte 
Jahr.  Eine  nicht  zu  rechtfertigende  Bestimmung  ist  es,  dass 
in  jedem  Jahre  ein  bestimmter  Abschluss  in  den  verschie- 
denen Lehrgegenständen  erzielt  werden  soll,  um  den  Ueber- 
tritt  in's  praktische  Leben  zu  ermöglichen.  Keine  Schule 
kann  darauf  Rücksicht  nehmen,  dass  alljährlich  eine  Anzahl 
Schüler  dieselbe  verlassen  und  eine  gewisse  abgeschlossene 
Bildung  wird  immer  nur  nach  einem  bestimmten  Zeiträume 
erreicht  werden  können. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  der  Veröffentlichung  des  neuen 
Programmes  wurden  noch  eine  Anzahl  Decrete  erlassen,  welche 
für  diese  Schulen  von  Wichtigkeit  sind  und  weitere  Ausfüh- 
rungen des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1865  sind. 

Durch  ein  kaiserliches  Decret  vom  26.  August  1865  wurde 
ein  höherer  Studienrath  für  den  professionellen  Secundär- 
unterricht  (conseil  superieur  de  perfectionnement  pour  l'en- 
seignement  special)  geschaffen,  welcher  alle  diesen  Unterricht 
betreffende  Angelegenheiten  vorzuberathen  hat.  Er  hat  über 
alle  Vorschläge  des  Ministers,  sei  es  an  den  Kaiser,  sei  es 
an  den  kaiserlichen  Studienrath  sein  Gutachten  abzugeben. 
Er  führt  die  Aufsicht  über  die  Normalschule  für  den  Special- 
unterricht. Den  Vorsitz  führt  der  Minister,  als  Vicepräsident 
fungiert  der  in  einschlägigen  Fragen  vielbewanderte  Dumas. 
Zu  Mitgliedern  dieses  Rathes  sind  eine  Anzahl  hervorragender 
Gelehrten,  Industriellen  und  Kaufleuten  ernannt  worden.  So 
um  einige  namhaft  zu  machen,  Charles  Robert,  Pasteur,  Ge- 
neral Morin,  Milne-Edwards,  Jean  Dollfuss,  Dufresne  u.  a.  m. 

Durch   einen   ministeriellen  Erlass  vom  6.  März  1866 
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wird  die  Zusammensetzung  eines  Studienrathes  (conseil  de 
perfectionnement)  für  die  Secundärschule  des  Specialunter- 
richtes verfügt.  Dieser  Rath  besteht  bei  einer  jeden  Lehr- 
anstalt aus  dem  Maire  (als  Präsidenten),  dem  Provisor  oder 
Principal  des  Lyceums,  5 — 10  Mitgliedern,  welche  auf  Vor- 
schlag des  Rectors  der  Akademie  aus  den  Beamten  des  Civil- 
und  Militärstandes,  aus  den  Kreisen  der  Kaufleute,  Industriel- 
len und  Landwirthe  vom  Minister  auf  drei  Jahre  ernannt 
werden.  Der  Rath  selbst  ernennt  seinen  Secretär.  Der  Rector 
der  Akademie  nimmt,  wenn  er  es  für  gut  findet,  an  den  Ar- 
beiten des  Rathes  Theil  und  führt,  wenn  er  den  Sitzungen 
beiwohnt,  den  Vorsitz.  Der  Inspector  der  Akademie  ist  zu- 
gleich Mitglied  eines  jeden  Studienrathes  im  Departement. 
Der  Rath  versammelt  sich  wenigstens  dreimal  im  Jahre,  am 
Anfang  und  nach  Beendigung  des  ersten  und  am  Ende  des 
zweiten  Semesters.  Er  gibt  seine  Meinung  hinsichtlich  des 
allgemeinen  Programmes  und  über  die  Verbesserungen  des 
Unterrichtes  ab.  Er  bestimmt  zwei  Mitglieder,  die  sich  vom 
Stande  der  Sammlungen  und  der  Bibliotheken  zu  überzeugen 
und  im  Einvernehmen  mit  dem  Chef  des  Etablissements  die 
Mittel  zu  berathen  haben,  um  den  Eleven  den  Besuch  agri- 
coler  und  industrieller  Etablissements  zu  erleichtern.  Auch 
kann  der  Rath  einen  oder  mehrere  Mitglieder  bestimmen, 
welche  die  Classen  zu  besuchen  und  über  den  Stand  des 
Unterrichtes  zu  berichten  haben.  Alle  Jahre  hat  der  Rath 
durch  Vermittlung  des  Rectors  an  den  Minister  einen  Bericht 
zu  erstatten,  der  mit  dessen  Ermächtigung  auch  veröffentlicht 
werden  kann.  Die  den  Prüfungen  beiwohnenden  Commissionen 
werden  vom  Inspector  der  Akademie  oder  bei  dessen  Ver- 
hinderung von  einem  ihrer  Mitglieder,  das  sie  selbst  wählen, 
präsidiert.  Der  Rath  hat  die  Aufgabe  eines  Schutzcomites 
(comite  d'un  patronage)  über  die  Eleven  des  Etablissements 
und  kann  sich  zu  diesem  Behufe  eine  Anzahl  älterer  Eleven 
des  Instituts  beiziehen.  In  dieser  Function  als  Schutzcomite 
hat  er  auch  die  moralische  Vormundschaft  über  die  Frei- 
schüler. Er  erstattet  jährlich  über  die  Freizöglinge  und  alle 
den  von  ihm  auszuübenden  Schutz  betreffenden  Fragen  Be- 
richt ab.     Ueber  jede  Sitzung  ist  ein  ProtocoU   zu  führen, 


wovon  ein  Exemplar  dem  Rector  der  Akademie  zu  über- 
geben ist. 

Durch  Decret  vom  6.  März  1866  wurde  eine  Normal- 
Bchule  zur  Heranbildung  von  Lehrern  für  den  Specialunter- 
richt geschaffen.  Diese  Schule  soll  wie  die  anderen  ähn- 
lichen Lehranstalten  theils  Freischüler,  theils  Zahlende  auf- 
nehmen, jene  werden  vom  Staate,  von  den  Departements 
oder  von  den  Gemeinden  erhalten.  Die  Aufnahmswerber 
müs&en  mindestens  18  Jahre  und  höchstens  25  Jahre  alt 
sein ,  entweder  ein  vollständiges  Befähigungszeugnis  für  den 
Primärunterricht  oder  ein  Diplom  es  arts,  oder  ein  Zulas- 
sungszeugnis zur  Centralschule  für  Künste  und  Manufactur 
(certificat  d'adraissibilite) ,  oder  ein  Diplom  eines  Bachelier 
^s  lettres  oder  es  sciences  nachweisen,  einen  Concurs  oder 
ein  Examen  mit  gutem  Erfolge  bestanden  haben.  Zahlende 
können  vom  Minister  von  diesen  Nachweisen  dispensiert 
werden.  Die  Concurse  oder  die  Prüfungen  sind  schriftlich 
und  mündlich;  die  schriftlichen  werden  unter  Aufsicht  des 
Inspectors  der  Akademie  oder  seines  Stellvertreters  verfertigt. 
Der  Cursus  dauert  zwei  Jahre,  nach  dessen  Beendigung  sich 
die  Schüler  einer  Prüfung  behufs  der  Erlangung  eines  Be- 
fäbigungszeugnisses  zu  unterwerfen  haben;  es  kann  jedoch 
noch  ein  dritter  Curs  hinzugefügt  werden  für  jene  Eleven, 
welche  sich  für  die  Agregation  vorzubereiten  die  Absicht 
haben.  Die  Normalschule  wird  in  Cluny  im  Gebäude  der 
alten  berühmten  Abtei  untergebracht  und  ganz  vom  Staate 
erhalten.  Ein  Programm  über  den  Unterricht  ist  bisher  noch 
nicht  veröffentlicht  worden. 

Ein  weiteres  Decret  vom  selben  Tage  (6.  März  1866) 
trifft  die  nöthigen  Bestimmungen  bezüglich  der  Prüfungsjury 
für  den  speciellen  Secundärunterricht.  In  jedem  Departement 
ist  für  die  Zöglinge  des  Secundärunterrichtes ,  welche  sich 
zur  Erlangung  eines  Studienzeugnisses  (diplome  d'etudes) 
melden,  eine  Prüfungsjury  zu  errichten,  die  auf  drei  Jahre 
vom  Minister  ernannt  wird  und  aus  drei  Mitgliedern,  eines 
für  die  litera-rischen  und  zwei  für  die  wissenschaftlichen  Fächer 
besteht.  Andere  Mitglieder  für  Zeichnen,  lebende  Sprachen  etc. 
können  beigezogen  werden.  Die  Jury  hat  sich  im  August  und 
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November  zu  versammeln.  Die  Prüfung  ist  schriftlich  und 
mündlich,  erstere  umfasst  eine  französische,  mathematische 
und  eine  physikalisch -chemische  Composition.  Jede  Com- 
position  dauert  drei  Stunden  und  der  Stoif  ist  aus  dem  Pro- 
gramme der  dritten  oder  vierten  Classe  des  Specialunter- 
richtes zu  entnehmen.  Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich 
über  alle  Lehrgegenstände  der  dritten  und  vierten  Classe 
des  Specialunterrichtes. 

In  dem  Hauptorte  einer  jeden  Akademie  ist  eine  Prü- 
fungscommission zu  errichten,  welche  jene  Candidaten  zu 
prüfen  hat,  die  das  Fähigkeitszeugnis  (brevet  de  capacite) 
erlangen  wollen.  Diese,  aus  fünf,  vom  Minister  auf  drei  Jahre 
ernannten  Mitgliedern  bestehende  Commission,  wird  von  einem 
Professor  der  Facultät  präsidiert.  Die  schriftliche  Prüfung 
ist  wie  die  früher  erwähnte,  die  mündliche  dagegen  erstreckt 
sich  auf  alle  Lehrgegenstände  des  speciellen  Unterrichtes; 
Candidaten,  die  es  wünschen,  können  auch  aus  facultativen 
Fächern  geprüft  werden. 

Die  Bedingungen  der  Agregation  des  Specialunterrichtes 
sind  durch  ein  Decret  vom  28.  März  festgestellt  worden.  Um 
zu  den  Prüfungen  der  Agregation  des  speciellen  Secundär- 
unterrichtes  zugelassen  werden  zu  können,  müssen  die  Can- 
didaten 25  Jahre  alt  sein,  ein  Zeugnis,  dass  sie  durch  fünf 
Jahre  an  einer  Schule  in  Verwendung  gestanden  sind,  und 
ein  Fähigkeitszeugnis  für  den  speciellen  Secundärunterricht 
besitzen.  Die  an  der  Normalschule  für  den  Specialunterricht 
zugebrachten  Studienjahre  werden  als  ebenso  viele  Jahre  der 
Verwendung  gerechnet.  Von  der  oberwähnten  Altersbestim- 
mung kann  der  Minister  jene  dispensieren,  welche  den  Curs 
an  der  Schule  mit  Erfolg  zurücklegten.  Die  Licenciaten,  die 
älteren  Eleven  der  höheren  Normalschule,  der  polytechnischen 
Schule,  der  Centralschule  und  der  Schule  für  Brücken-  und 
Strassenbau,  sowie  des  Bergbaues,  sind,  wenn  sie  ein  Diplom 
dieser  Schule  besitzen,  von  der  Ablegung  der  Fähigkeits- 
prüfung  und  von  dem  Nachweise  €iner  dreijährigen  Verwen- 
dung an  einer  Lehranstalt  befreit. 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  für  die  Agregation  der 
Lyceen  haben  auch  für  die  Agregation  des  Specialunterrichte 
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Geltung.  Die  Candidaten  haben  als  vorbereitendes  Examen 
(examen  preparatoire)  einen  französischen  Aufsatz,  einen  Auf- 
satz über  Geographie  oder  Geschichte ,  über  eine  Frage  aus 
der  Mathematik  oder  beschreibenden  Geometrie,  ferner  über 
eine  physische  oder  mechanische,  endlich  über  eine  chemische 
oder  naturgeschichtliche  Frage,  wozu  die  Stoffe  aus  dem  Pro- 
gramme der  speciellen  Secundärschule  genommen  sind,  zu 
liefern.  Vier  Stunden  sind  für  die  literarischen  und  sechs 
Stunden  für  die  wissenschaftlichen  Ausarbeitungen  bestimmt. 
Die  definitiven  Prüfungen  sind  tlieils  öfi'entliche  Vorträge, 
theils  praktische  Proben.  Die  ersteren  bestehen  aus  zwei 
Vorträgen  nach  Wahl  des  Candidaten  über  Mathematik,  be- 
schreibende Geometrie,  Mechanik,  Physik,  Chemie,  Natur- 
geschichte. Für  den  mathematischen  Vortrag  sind  drei  Stun- 
den, für  die  anderen,  in  einem  Laboratorium  oder  an  der 
wissenschaftlichen  Facultät  zu  haltenden  Vorträge  sind  sechs 
Stunden  zur  Vorbereitung  bestimmt.  Jeder  Vortrag  hat  min- 
destens ^4  Stunden  zu  dauern.  Die  praktischen  Proben  be- 
stehen in  der  Ausbesserung  von  Ausarbeitungen  nach  zwei- 
stündiger Vorbereitung,  einer  Uebung  im  Zilferrechnen,  einem 
Umriss  aus  der  beschreibenden  Geometrie,  im  Entwürfe  einer 
Maschinenzeichnung,  einem  physikalischen  und  chemischen 
Experimente  und  einer  naturgeschichtlichen  Präparation.  Die 
Candidaten  sind  zu  den  zwei  ersten  praktischen  Proben  ver- 
pflichtet, von  den  fünf  anderen  können  sie  sich  drei  wählen. 
Die  den  praktischen  Uebungen  zu  widmende  Zeit  bestimmt 
die  Jury,  unter  deren  Leitung  dieselben  vor  sich  gehen.  Die 
Stoffe  der  Vorträge  und  der  praktischen  Proben  werden  aus 
einem  vom  kaiserlichen  Studienrathe  nach  Einvernehmung 
des  Conseil  de  perfectionnement  festzustellenden  Programm 
entnommen. 

Die  Professoren  für  den  Specialunterricht  in  den  Ly- 
ceen  werden  aus  den  Agreges  des  speciellen  Secundärunter- 
richtes  oder  aus  den  Agreges  für  den  Secundärunterricht 
überhaupt  ernannt.  Jene,  welche  bloss  das  Befähigungszeugnis 
für  den  Specialunterricht  erlangt  haben,  können  zu  Elementar- 
lehrern, Wiederholungslehrern  oder  zu  Aspiranten  ernannt 
werden  (maitres  elementaires,  maitres  repetiteurs  et  aspirants 
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repetiteurs  de  T  enseignement  special  dans  les  lycees).  Die 
Professoren  und  andere  bei  dem  classischen  Secundärunter- 
richt  Angestellten  können  jedoch  zum  Specialunterrichte  bis 
zur  Anzahl  der  ihnen  durch  das  Reglement  zugetheilten 
Stunden  verhalten  werden.  —  Die  festen  Bezüge  des  Pro- 
fessoren des  Specialunterrichtes  sind  in  Paris  und  Versailles 
auf  2000  Frcs.,  in  den  Departements  auf  1800,  1500  und  1200 
normiert.  Hiezu  kommen  noch  andere  Emolumente.  Die  Pro- 
fessoren (professeurs  divisionaires)  und  die  mit  einzelnen 
Cursen  beauftragten  Lehrer  (charges  des  cours)  erhalten  in 
Paris  2400  Frcs.,  in  den  Departements  1800  und  1500  Frcs., 
die  Elementarlehrer  (maitres  elementaires)  1400,  1200  und 
1000  Frcs.  Den  letzteren  kann  auch  eine  Aushilfe  von 
500  Frcs.  zugewiesen  werden,  wenn  sie  nicht  im  Lycee 
wohnen.  Die  Aufsichtsmeister  beziehen  in  Paris  und  Versailles 
1800,  in  den  Departements  1500  Frcs.,  die  Wiederholungs- 
lehrer erster  Classe  1200  und  1000,  zweiter  Classe  1000  und 
800,  die  Aspiranten  700  und  600  Frcs.  Sämmtliche  Lehrer, 
die  Titularprofessoren  ausgenommen,  können  nach  je  fünf 
Jahren  als  Remuneration  200  Frcs.  erhalten.  Die  Pensionaire, 
Interne  und  Externe  zahlen  an  den  Schulen,  welche  an  den 
Lyceen  bestehen,  im  Vorbereitungsjahre  ebenso  viel  als  die 
Schüler  der  Elementarclassen ,  in  den  folgenden  wie  an  der 
grammatischen  Abtheilung ;  nur  die  Externen  haben  überdies 
als  Beitrag  für  Laboratorium  und  Zeichnen  noch  25  Frcs. 
zu  erlegen. 

VI.  Der  höhere  Unterricht  (enseignement  superieur). 

Der  höhere  Unterricht  Frankreichs,  so  weit  er  dasjenige 
umfasst,  was  an  unseren  Universitäten  gelehrt  wird,  hat  in 
unserem  Jahrhunderte  nicht  solch'  durchgreifende  Verän- 
derungen erfahren,  wie  das  mittlere  Schulwesen  und  die 
Volksschule.  Man  hat  die  Mängel  des  Facultätsunterrichtes 
zu  allen  Zeiten  wol  erkannt,  und  mancherlei  mehr  oder 
minder  entsprechende  Vorschläge  gemacht,  zu  einer  ein- 
schneidenden Reform  kam  es  nicht.  Unter  der  Juliregierung 
haben  Guizot,  Cousin  und  Salvandy  Einzelnes  in  Angriff  ge- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtsweseus  etc.  1^ 
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nommen,  ohne  dass  es  ihnen  gekmgen  wäre,  wirklich  bedeut- 
sames in's  Leben  zu  rufen  und  selbst  der  Reformeifer  der 
Minister  unter  dem  dritten  Napoleon  hat  sich  in  diesem 
Zweige  des  Unterrichtswesens  zum  Theil  mit  Palliativen 
begnügt.  Indess  Fortschritte  zum  besseren  sind  auch  hier 
sichtbar  und  mancherlei,  was  theils  angebahnt,  theils  durch- 
geführt worden  ist,  verdient  Beachtung,  wenn  es  auch  wün- 
schenswerth  gewesen  wäre,  nicht  einzelne  Auswüchse  zu  be- 
schneiden, sondern  vollständig  aufzuräumen. 

Das  Statut  vom  J.  1808  besagt,  dass  es  in  der  Uni- 
versität fünferlei  Facultäten  geben  solle,  theologische  Facul- 
täten,  Rechtsfacultäten,  medicinische  Facultäten,  Facultäten 
der  mathematischen  und  physischen  Wissenschaften  (facultes 
des  sciences)  und  Facultäten  der  Literatur  (des  lettres). 

Wir  übergehen  die  Einrichtung  der  theologischen  Fa- 
cultäten als  uns  zu  ferne  stehend  und  für  die  Kenntnis  des 
französischen  Unterrichtswesens  bedeutungslos.  Sie  haben  es 
nie  zu  einer  bedeutsamen  Wirksamkeit  gebracht,  da  die  fran- 
zösische Geistlichkeit  nicht  an  den  Facultäten,  sondern  zu- 
meist an  den  geistlichen  Seminarien  für  ihren  künftigen 
Beruf  herangebildet  wird  und  das  Facultätsstudium  von  der 
Geistlichkeit  perhorreseiert  wird.  Der  Clerus  wollte  sich  nie 
der  Universität  unterordnen  und  stand,  wie  wir  gesehen,  in 
Opposition  mit  derselben,  als  dass  er  die  derselben  unter- 
stellten Lehranstalten  als  Bildungsschule  benutzt  hätte.  Die 
mehrmaligen  Verfügungen  der  früheren  Regierungen,  dass 
Niemand  zu  den  höheren  geistlichen  Würden  gelangen  sollte, 
der  nicht  Licentiat  der  Theologie  geworden,  sind  von  der 
Geistlichkeit  nie  beachtet  worden  und  geriethen  bald  nach 
ihrem  Erlasse  in  Vergessenheit.  Die  theologischen  Vorlesungen 
an  der  Sorbonne  wurden  und  werden  mehr  von  Laien  als 
von  Clerikern  besucht,  und  in  Bordeaux  finden  sich  in  den 
theologischen  Hörsälen  auch  w^eibliche  Zuhörer  ein.  Die  ge- 
lehrten Grade  an  den  theologischen  Facultäten  haben  nur 
wenige  Abnehmer;  in  sieben  Jahren,  von  1855 — 1861,  sind 
bloss  75  Bacheliers,  47  Licentiaten  und  33  Doctoren  diplo- 
miert worden.  Die  Einnahmen  beliefen  sich  1861  auf  745  Frcs., 
die  Ausgaben  auf  112.291  Frcs.  Nur  die  protestantische  Fa- 
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cultät  zu  Strassburg  und  die  reformierte  zu  Montauban  (unter 
dem  ersten  Kaiserreich  in  Genf)  sind  geistliche  Pflanzschulen, 
welche  die  darauf  verwendeten  Kosten  lohnen.  — 

Juridische  Facultäten  gab  es  bis  1848  neun,  in  Aix, 
Caen,  Dijon,  Grenoble,  Paris,  Poitiers,  Rennes,  Toulouse, 
Strassburg.  Ihre  Organisation,  welche  nur  in  neuerer  Zeit 
geringfügige  Aenderungen  erlitt,  erhielten  sie  durch  das  Ge- 
setz vom  25  Ventose  an  XII,  ihre  Zahl  war  auf  zwölf  fest- 
gesetzt, drei  Generalinspectoren  wurden  mit  der  Oberaufsicht 
betraut.  Turin,  Brüssel  und  Coblenz  entfielen  natürlich  beim 
Friedensschlüsse,  Gegenwärtig  bestehen  eilf  juridische  Facul- 
täten, ausser  in  den  obgenannten  Städten  noch  zu  Douai 
und  Nancy,  beide  erst  in  jüngster  Zeit  organisiert. 

Die  juridischen  Facultäten  hatten  früher  sämmtlich  fünf 
Lehrstühle  und  zwar  für  römisches  Recht,  Civilgesetzgebung, 
Civilprocess  und  Criminalrecht ,  Handelsrecht,  endlich  Ver- 
waltungsrecht,* in  Strassburg  wurde  ausserdem  noch  Völker- 
recht vorgetragen.  In  Paris  wurden  10  Lehrgegenstände 
von  18  Professoren  gelehrt;  ausser  den  obgenannten  noch 
Völkerrecht,  Pandekten,  Geschichte  des  römischen  und  fran- 
zösischen Rechtes,  constitutionelles  Recht  (seit  1834),  ver- 
gleichendes Criminalrecht  (seit  1831),  endlich  Naturrecht  oder 
Einleitung  in  das  Rechtsstudium. 

Die  Vorlesungen  werden  unterschieden  in  Cours  fon- 
damentaux  oder  obligatoires ,  d.  h.  solche,  welche  von  allen 
Studierenden,  die  das  Licentiat  erlangen  wollen,  gehört  werden 
müssen,  und  in  solche,  welche  nicht  gehört  zu  werden  brau- 
chen oder  nur  für  das  Doctorat  nothwendig  sind,  Cours  spe- 
ciaux.  Zu  den  obligatorischen  Vorlesungen  gehören  jene  fünf 
Lehrgegenstände,  die  an  allen  Facultäten  vertreten  sind.  Für 
die  Doctoratsprüfung  waren  obligatorisch  Völkerrecht  und 
Rechtsgeschichte,  ferner  Handelsrecht  oder  Pandekten. 

Die  Pariser  Rechtsfacultät  und  etwa  noch  die  Strass- 
burger  ausgenommen  hat  keine  einzige  früher  in  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  eine  hervorragende  Stellung  eingenom- 
men, sie  waren  zumeist  Sitze  eines  trockenen  und  geistlosen 
Formalismus.  Zu  beklagen  war,  dass  einzelne  Facultäten, 
z.  B.  Aix,  Poitiers,    Rennes  vollständig  isoliert  standen,   da 
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sich  an  diesen  Orten  sonstige  höhere  Lehranstalten  nicht 
vorfanden  und  Grenoble  nur  noch  eine  faculte  des  sciences 
besass.  Die  höheren  literarischen ,  historischen  und  philo- 
sophischen Studien,  welche  für  den  Juristen  doch  wichtig 
genug  sind,  mangelten  der  Jugend  ganz.  Das  Studium  an 
den  französischen  Rechtsfacultäten ,  klagte  ein  wohl  unter- 
richteter Franzose  in  den  30ger  Jahren,  ist  keineswegs  tadel- 
los. Der  Unterricht  ist  ohne  Leben,  ohne  Originalität,  ohne 
höhere  Auffassung.  Die  Studenten  besuchten  die  Vorlesungen 
nur  selten  und  selbst  wenn  dies  geschah  ohne  sonderlich 
grossen  Nutzen.  Die  Professoren  befolgten  die  Dictiermethode 
und  wer  die  Hefte  nicht  selbst  nachschrieb,  kaufte  sich  die- 
selben oder  bereitete  sich  aus  zu  diesem  Behufe  verfertigten 
Handbüchern  zu  den  Prüfungen  vor.  Erst  am  Ende  der  40ger 
Jahre  wollte  die  Regierung  an  eine  Umgestaltung  des  Rechts- 
studiums gehen  und  legte  ein  hierauf  bezügliches  Gesetz  den 
Kammern  vor.  Die  Anzahl  der  Lehrgegenstände  sollte  er- 
weitert, die  Studienzeit  zur  Erlangung  des  Licentiats  von  drei 
auf  vier  Jahre  erhöht  werden;  zugleich  beabsichtigte  man 
neben  allen  Rechtsfacultäten  auch  literarische  Facultäten  zu 
gründen  und  jeden  Juristen  zur  Theilnahme  an  literarischen 
Vorlesungen  zu  verpflichten  *). 

Die  letzte  Bestimmung  wurde  erst  durch  das  Decret 
vom  10.  April  1852  verwirklicht,  indem  jeder  Rechtshörer 
angewiesen  wurde,  alljährlich  mindestens  zwei  Curse  an  der 
literarischen  Facultät  zu  hören  **). 

Von  grösserer  Wichtigkeit  sind  die  im  Studienplane 
der  Rechtsfacultäten  vorgenommenen  Aenderungen.  Durch 
das  kais.  Decret  vom  8.  Dec.  1852  wurde  das  Lehrfach  für 
constitutionelles  Recht  an  der  Pariser  Facultät  beseitigt  und 
eine  Lehrkanzel  für  Institutionen  errichtet.  Das  Studium  des 
römischen  Rechtes  war  bisher  an  den  juridischen  Studien- 
anstalten so  ziemlich  vernachlässigt,    trotzdem  dass  bei  den 


*)  Vgl.  Expos6  des   motifs  du  projet    de  loi  sur  Tenseignement  du 
droit  1846.  Hahn  a.  a.  O.  S.  625. 

**)  Art.  13.  Chaque  annee  les  etudiants  des  faculte's  de  droit  doivent 
se  faire  inscrire  ä  deux  cours  dans  les  facultes  des  lettres.  Hierzu  Arröt6 
vom  29.  Oct.  1852. 
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Prüfungen  eine  bestimmte  Kenntnis  des  römischen  Rechtes 
gefordert  und  von  ausgezeichneten  Juristen  Frankreichs  auf 
die  Nothwendigkeit  und  Wichtigkeit  desselben  zu  wieder- 
holten Malen  hingewiesen  wurde.  Ob  die  Vorträge  für  Staats- 
recht so  geringen  Nutzen  abwarfen,  wie  Fortoul  in  seinem 
Vortrage  an  den  Kaiser  es  hinstellt,  mag  unerörtert  bleiben. 
Unter  der  Juliregierung  war  es  ein  aufrichtiges  Zeichen  für 
die  constitutionelle  Gesinnung,  als  von  Guizot  diese  Lehr- 
kanzel, welche  bei  den  Studierenden  damaliger  Tage  ent- 
schiedene Opposition  hervorrief,  an  Rossi  verliehen  wurde. 
Die  Zeiten  hatten  sich  geändert,  das  zweite  Kaiserreich  wollte 
eben  in  den  Hörsälen  nicht  die  Principien  und  Grundsätze 
wahrhaft  constitutioneller  Regierungsform  verbreiten  lassen*). 
Der  Lehrcursus  der  Institutionen  sollte  nach  einer  ministe- 
riellen Verordnung  vom  4.  Febr.  1853  zwei  Jahre  dauern, 
und  sowohl  beim  Baccalaureate  als  auch  bei  den  Prüfungen 
für  die  Licence  und  das  Doctorat  eine  intensivere  Kenntnis 
des  römischen  Rechtes  gefordert  werden.  Im  Jahre  1854 
wurde  die  an  den  Pariser  Facultäten  bestehende  Encyklo- 
pädie  des  Rechtsstudiums  (interduction  general  a  l'etude  du 
droit)  aufgehoben  und  dafür  ein  Lehrstuhl  für  mittelalterliches 
Recht  Frankreichs  (droit  fran^ais  etudi6  dans  ses  origines 
feodales  et  contumieres)  gegründet.  Eine  weitere  Veränderung 
trat  1864  ein,  indem  man  zunächst  für  Paris  die  Lehrkanzel 
der  politischen  Oekonomie,  welche  einmal  einige  Jahre  (1819 
bis  1822)  bestanden  hatte,  wieder  herstellte.  Dieser  Lehr- 
gegenstand sollte  nach  einer  ministeriellen  Verordnung  vom 
3.  Dec.  1864  im  dritten  Jahre  obligat  sein.  Wie  sehr  das 
Bedürfnis  eines  eingehenden  Studiums  der  politischen  Oeko- 
nomie unter  der  studierenden  Jugend  vorhanden  war,  zeigte 
die  enorme  Theilnahme,  welche  die  Vorlesungen  fanden.  An 
einigen  Facultäten  in  den  Departements  wurden  sogenannte 
Ergänzungscurse  (cours  complementaires)  über  politische 
Oekonomie  eingeführt. 

Indess  all'  diese  partiellen  Aenderungen   sind  nur  Pal- 


*)  Vergl.  Guizot  Memoires   III,  131  fg.   und  den  Bericht  Fortours 
an  den  Kaiser  Recueil  des  lois  1853,  584. 
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Hative,  im  wesentlichen  blieb  die  Organisation  der  juridischen 
Studien  intact  und  von  der  Noth wendigkeit  einer  totalen 
Aenderung  scheint  auch  die  Staatsverwaltung  durchdrungen 
zu  sein.  Eine  am  2T.  Februar  1865  eingesetzte  Commission 
wurde  vom  Minister  mit  der  Aufgabe  betraut,  jene  Verbes- 
serungen namhaft  zu  machen,  welche  in  der  Organisation 
der  Rechtsfacultäten  sich  als  geboten  herausstellen.  Es  ist 
zwar  sehr  zu  bezweifeln,  dass  die  Vorschläge  solch  einschnei- 
dender Natur  sein  werden,  wie  es  im  Interesse  der  Rechts- 
wissenschaft noth  wendig  wäre,  die  Lehr-  und  Lernfreiheit 
deutscher  Universitäten  ist  nicht  nach  dem  Geschmacke  der 
Franzosen  und  dürfte  auch  der  Regierung  nicht  zusagen, 
allein  schon  die  Beseitigung  einiger  Anomalien  dürfte  als 
ein  Fortschritt  zu  begrüssen  sein.  Diejenigen,  welche  das 
Licentiat  anstreben,  haben  einen  dreijährigen  Curs  durch- 
zumachen. Die  Doctoren  müssen  noch  ein  viertes  Jahr  hinzu- 
nehmen, aber  die  Vorlesungen  dieses  letzten  Jahres  sind 
nicht  entsprechend  geregelt  und  bieten  im  Wesentlichen  nichts 
Neues.  Andererseits  hat  das  Doctorat  im  praktischen  Leben 
keine  Bedeutung,  man  kann  Notar  oder  Advocat  werden, 
ohne  den  juridischen  Doctortitel  zu  besitzen  und  nur  der 
Zugang  zum  Lehrfache  ist  daran  geknüpft.  Wenn  man  auch 
schwerlich  gegen  eine  derartige  Einrichtung  erheblich  viel 
einwenden  kann,  so  dürfte  es  doch  rathsam  sein,  das  letzte 
Jahr  in  einer  entsprechenden  Weise  zu  regeln  und  wenig- 
stens solche  Vorlesungen  einzuführen,  welche  in  den  vorher- 
gehenden Jahren  nicht  besucht  werden  können,  weil  die 
physische  Zeit  hiefür  nicht  ausreicht. 

Es  gab  und  gibt  drei  gelehrte  Grade  in  der  juridischen 
Facultät;  ausserdem  noch  ein  sogenanntes  Fähigkeitszeugnis, 
certificat  de  capacit^.  Wer  das  Baccalaureat  erlangen  will, 
muss  das  Diplom  eines  Bachelier's  es  lettres  besitzen,  zwei 
Studienjahre  und  acht  Inscriptionen  nachweisen  und  sich 
einer  Prüfung  aus  dem  Civilcodex,  aus  den  zwei  ersten  Bü- 
chern der  Institutionen,  dem  Strafrechte  und  Civilprocess 
unterziehen.  Ein  drittes  Studienjahr  mit  vier  Inscriptionen 
ist  zur  Erlangung  des  Licentiats  nothwendig,  ferner  abermals 
ZV/ei  Prüfungen  und  zwar  über  Institutionen,  Code  Napoleon, 
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Handels-  und  Verwaltungsrecht.  Das  Doctorat  erfordert  ein 
viertes  Studienjahr,  mit  vier  Inscriptionen,  zwei  neuen  Prü- 
fungen aus  dem  römischen  Rechte,  der  französischen  Rechts- 
geschichte, dem  Civil-  und  Völkerrechte  und  der  allg.  Rechts- 
geschichte. Das  sogenannte  Fähigkeitszeugnis  wird  nach  ein- 
jährigem Studium  mit  vier  Inscriptionen  nach  einer  Prüfung 
aus  dem  Code  Napoleon,  dem  Civil-  und  Criminalprocesse 
ertheilt. 

Die  Gebühren  für  Certificate  Inscriptionen,  Examen  und 
Ausfertigung  des  Zeugnisses  betragen  285  Frcs.,  für  das  Bac- 
calaureat  620  Frcs.,  für  das  Licentiat  600  Frcs.,  ebensoviel 
für  das  Doctorat  *).  — 

Der  Convent  decretierte  am  4.  Dec.  1794  die  Gründung 
dreier  Gesundheitsschulen  (ecoles  de  Sante)  zu  Paris,  Mont- 
pellier und  Strassburg,  um  sogenannte  Gesundheitsofficiere 
(Officiers  de  Sante),  hauptsächlich  für  Marine  und  Militär 
heranzubilden.  Das  allgemeine  Unterrichtsgesetz  vom  1.  Mai 
1802  nahm  ausser  den  schon  bestehenden  medicinischen 
Schulen  noch  die  Gründung  weiterer  drei  Anstalten  in  Aus- 
sicht, von  denen  eine  bloss  für  die  Militärärzte  bestimmt 
sein  sollte.  Der  vollständigen  Anarchie,  welche  in  der  me- 
dicinischen Praxis  herrschte,  indem  das  für  die  Ausübung 
derselben  nothwendige  Patent  leichten  Kaufes  zu  erlangen 
war,  machte  das  Gesetz  vom  10.  März  1803  ein  Ende.  Es 
erkannte  neben  den  in  den  medicinischen  Specialschulen 
heranzubildenden  Doctoren  der  Medicin  sogenannte  Gesund- 
heitsbeamte an,  welche  mehr  in  praktischer  Weise  unter- 
richtet werden  sollten,  und  zwar  entweder  durch  eine  sechs- 
jährige Uebung  bei  einem  Arzte  oder  durch  einen  fün^äh- 
rigen  praktischen  Curs  in  Hospitälern.  Letztere  mussten  sich 
einer  Prüfung  vor  einer  Commission  unterziehen  und  durften 
nur  in  demselben  Departement,  wo  sie  geprüft  wurden,  ihre 
Praxis  ausüben.  Die  drei  medicinischen  Lehranstalten  wurden 
in  dem  Gründungsdecret  der  Universität  vom  J.  1808  als 
Facultäten  aufgenommen. 


*)  Decrete  vom  21.  September  1804  und  22.  August  1854,  Arrete 
vom  22.  Sept.  1843,  5.  Dec.  1850,  4.  Februar  1853,  10.  Januar  1855, 
15.  Juli  1858,  18.  März  1859,  20.  Juli  1861  und  19,  Nov.  1862, 
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Die  Veränderungen,  welche  der  medicinische  Unter- 
richt in  Frankreich  im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  erfuhr, 
sind  nicht  sehr  belangreich  *).  Die  Anzahl  der  Professuren 
wurde  wohl  nach  Bedürfnis  vermehrt,  so  dass  in  Paris  schon 
vor  dem  Jahre  1848  26  Lehrkanzeln,  in  Montpellier  17,  in 
Strassburg  12  vorhanden  waren,  denen  theils  zur  Vertretung, 
theils  zur  Unterstützung  eine  Anzahl  Agregierter  zur  Seite 
standen.  Der  Studiencurs  dauert  vier  Jahre  mit  sechszehn 
Inscriptionen,  zwei  in  jedem  Semester.  Zur  Aufnahme  ist  das 
Baccalaureat  es  lettres  erforderlich,  bei  der  dritten  Inscription 
ist  auch  das  Baccalaureat  es  sciences  restreint  nachzuweisen. 
Zur  Erlangung  des  Doctorats  ist  ein  vierjähriger  Studiencurs 
an  einer  Facultät  oder  ein  3  72  jähriger  an  einer  ecole  prepara- 
toire  und  ein  Jahr  an  einer  Facultät  erforderlich,  eine  zwei- 
jährige Verwendung  an  einem  Hospital,  sei  es  an  der  Fa- 
ciütät  oder  an  der  Vorbereitungsschule  nachzuweisen,  drei 
Jahresprüfungen  und  fünf  Schlussprüfungen  abzulegen,  end- 
lich eine  sogenannte  These  zu  vertheidigen  **). 

Ausser  den  medicinischen  Facultäten  gibt  es  noch  vor- 
bereitende Schulen  der  Medicin  und  Pharmacie  (ecoles  pr^- 
paratoires  de  medicine  et  pharmacie),  deren  Ursprung  vom 
Jahre  XI  herrührt,  die  aber  erst  seit  1820  (damals  18  an  Zahl) 
als  medicinische  Secundärschulen  der  Universität  unterstellt 
wurden.  Der  frühere  ungeordnete  und  ungleiche  Unterricht 
wurde  1840  unter  Cousin  erheblich  geregelt.  Diese  Lehr- 
anstalten sind  in  Arras,  Amiens,  Angers,  Besan9on,  Bordeaux, 
Caen,  Clermont,  Dijon,  Grenoble,  Lyon,  Limoges,  Marseille, 
Nantes,  Poitiers,  Rennes,  Ronen,  Toulouse,  Tours,  Nancy, 
Rheims. 

Der  Unterricht  umfasst  Anatomie,  Physiologie,  externe 
Pathologie  und  medicine  operatoire,  externe  Klinik,  interne 
Pathologie,  interne  Klinik,  Geburtshilfe,  Frauen-  und  Kinder- 


*)  Vrgl.  Sonnenkalb:  Die  medicinische  Facultät  zu  Paris  1844, 
Sabatier:  Recherches  historiques  sur  la  faculte  de  medicine  de  Paris 
depuis  son  origine  jusqu'ä,  nos  jours.  Paris  1835. 

**)  Decrete  vom  22.  August  1854  und  23.  August  1858,  18.  Juni 
1862,  Ordonnanzen  vom  9.  August  1836,  13.  October  1840  und  23.  Au- 
^8t  1858.  Arrkti  vom  2-  April  1857. 
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krankheiten,  Materia  medica  und  Therapeutika  Pharmacie 
und  Toxikologie.  Diese  Lehrfächer  werden  von  acht  Pro- 
fessoren (professeurs  titulaires)  versehen;  für  externe  und 
interne  Klinik,  Anatomie  und  Physiologie  sind  überdies  noch 
drei  ausserordentliche  Professoren  (Professeurs  adjoints)  be- 
stellt; supplierende  Professoren  sind  den  Lehrkanzeln  der 
Medicin,  Chirurgie  und  Geburtshilfe,  Anatomie  und  Physio- 
logie, materia  medica,  Therapeutik,  Pharmacie  und  Texiko- 
logie  beigegeben,  ferner  ein  Hilfspersonale,  bestehend  aus 
dem  Chef  der  anatomischen  Arbeiten,  einem  Prosector  und 
endlich   einem  Preparator  für   Pharmacie   und  Toxikologie. 

Die  Absolvierung  einer  Vorbereitungsschule  berechtigt 
bloss  zur  Ausübung  der  medicinischen  Praxis  als  Gesund- 
heitsbeamter. Als  Vorbildung  werden  Lycealclassen  bis  qua- 
trieme  inclusive  gefordert.  Die  früher  übliche,  durch  das 
Gesetz  zugelassene,  auf  praktischem  Wege  erzielte  Aneig- 
nung medicinischer  Kenntnisse,  um  das  Diplom  eines  Officier 
de  Sante  erlangen  zu  können,  wurde  1854  beseitigt.  Auch 
wurden  die  medicinischen  Jury's,  vor  denen  früher  die  Prü- 
fung abgelegt  wurde,  aufgehoben  und  den  Vorbereitungs- 
schulen die  Functionen  derselben  übertragen.  Doch  darf  die 
Praxis  nur  in  den  Departements,  für  welche  die  Vorberei- 
tungsschule besteht,  ausgeübt  werden  und  die  Uebersiedlung 
in  ein  anderes  Departement  ist  an  eine  erneuerte  Prüfung 
geknüpft;  eine  Inconvenienz  des  Gesetzes,  welche  tief  be- 
klagt wird. 

Zu  Erlangung  eines  Diploms  als  Gesundheitsbeamter 
ist  ein  dreijähriges  Studium  an  einer  medicinischen  Facultät 
oder  ein  3 '/j jähriges  an  einer  Vorbereitungsschule,  ferner 
eine  zweijährige  Verwendung  in  einem  Hospitale  erforderlich. 
Der  Candidat  muss  zwei  Jahresprüfungen  und  das  Examen 
nach  Beendigung  seiner  Studien  über  die  wichtigsten  Gegen- 
stände der  Medicin  bestanden  haben,  endlich  eine  schriftliche 
Ausarbeitung  über  ein  durch  das  Loos  gezogenes  Thema 
liefern.  Die  letzte  Prüfung  kann  erst  nach  beendetem  21.  Le- 
bensjahre abgelegt  werden. 

Die  medicinischen  Vorbereitungsschulen  haben  es  nie 
zu  einer  bedeutenden  Frequenz  gebracht  und  die  Verhältnis- 
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massig  grosse  Anzahl  derselben  scheint  kein  dringendes  Be- 
dürfnis. Dennoch  sträubt  man  sich  in  massgebenden  Kreisen 
gegen  eine  Reducierung  derselben  und  im  letzten  Jahrzehent 
ist  sogar,  wie  schon  erwähnt,  ein  Zuwachs  eingetreten.  Lyon, 
Toulouse,  Marseille  und  Bordeaux  ausgenommen,  ist  der  Be- 
such ein  spärlicher.  Im  J.  1861  zählte  Lyon  115,  Toulouse 
120,  Marseille  87,  Bordeaux  83  Zuhörer,  die  übrigen  An- 
stalten dieser  Art  bloss  596  Studenten,  also  im  Durchschnitte 
jede  Schule  33  Zuhörer,  im  Ganzen  1001  Zuhörer.  Schon 
in  den  40ger  Jahren  verlangte  Cousin  die  Gründung  zweier 
Facultäten  zu  Rennes  und  Lyon  für  das  Centrum  und  den 
Westen  Frankreichs,  und  die  Forderung  nach  Regulierung 
des  nicht  ganz  genügenden  Unterrichtes  an  den  Vorberei- 
tungsanstalten, die  Concentrierung  des  gesammten  mcdicini- 
schen  Studiums  an  den  Facultäten  wurde  früher  und  gegen- 
wärtig laut  *),  ohne  dass  die  Regierung  sich  geneigt  gezeigt 
hätte,  darauf  einzugehen.  Die  Ausgaben  für  den  medicinischen 
Unterricht  würden  dadurch  allerdings  beträchtlicher  werden, 
da  die  Vorbereitungsschulen  zumeist  von  den  Departements 
erhalten  werden  und  dem  Staatsschatze  nur  geringe  Kosten 
verursachen. 

Es  gibt  in  Paris,  Montpellier,  Strassburg  sogenannte 
höhere  Pharmacieschulen  (Ecoles  superieures  de  pharmacie), 
denen  ausschliesslich  das  Recht  zusteht,  Diplome  eines  Apo- 
thekers erster  Classe  zu  ertheilen.  Die  vorbereitenden  me- 
dicinischen Schulen  sind  bloss  niedere  Pharmacieschulen  und 
zur  Heranbildung  der  Apotheker  zweiter  Classe,  denen  ein 
ähnlich  beschränkter  Wirkungskreis  zukömmt,  wie  den  Ge- 
Bundheitsbeamten,  berechtigt.  Die  Erlangung  eines  Diploms 
als  Apotheker  erster  Classe  ist  an  den  Nachweis  des  Bacca- 
laureats  es  sciences  geknüpft;  jene,  welche  Apotheker  zweiter 
Classe  werden  wollen,  benöthigen  bloss  ein  Certificat  d'exa- 
men  de  gi-ammaire.  Die  Apotheker  erster  Classe  müssen  einen 
dreijährigen  Studiencurs   an   einer  höheren  Schule  und  drei 


*)  Vgl.  Cournot:  les  institutions  de  1' instruction  publique  p.  410, 
welcher  die  Errichtung  von  medicinischen  Facultäten  in  Lyon,  Toulouse 
und  Bordeaux  fordert. 
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Jahre  Praxis  in  einer  Apotheke  nachweisen  ^  diese,  die  Apo- 
theker zweiter  Classe,  haben  bloss  einen  einjährigen  theore- 
tischen Curs  und  sechs  Jahre  Praxis  nachzuweisen. 

Die  neueren  Bestimmungen  über  das  ganze  System  des 
medicinischen  Unterrichtes  haben  eine  Anzahl  von  Uebel- 
ständen  nicht  ganz  beseitigt.  Schon  längst  wurde  von  den 
hervorragendsten  medicinischen  Capacitäten  die  Beseitigung 
der  zweiten  Classe  von  Praktikern,  der  sogenannten  Officiers 
de  sante,  gefordert  und  schon  am  Ende  der  40ger  Jahre 
wurde  ein  hierauf  bezüglicher  Gesetzentwurf  den  Kammern 
vorgelegt.  Die  Pairskammer  stimmte  bei  und  sprach  sich  für 
Beseitigung  der  officiers  de  sante  aus,  in  der  Deputierten- 
kammer fand  der  Entwurf  heftige  Gegner.  Man  hielt  die 
Aufrechterhaltung  der  zweiten  Classe  für  absolut  nothwendig, 
weil  wirkliche  Doctoren  in  den  ärmeren  Ortschaften  und 
Gegenden  sich  nicht  niederlassen  würden  und  daher  ein 
grosser  Theil  der  Bevölkerung  ganz  ohiie  ärztliche  Hilfe 
bliebe,  wenn  man  die  Gesundheits - Officiere  aufhebe.  Man 
verlangte  wol,  dass  die  Forderungen  an  die  Praktiker  zweiter 
Classe  zu  erhöhen  seien,  dass  ihre  Prüfung  competenteren 
Behörden  übergeben  werden  möge.  Letzteres  ist  nun  ge- 
schehen. 

Die  Frequenz  der  medicinischen  Schulen  weist  folgende 
Daten  auf: 


Schüler 

in 

im  Jahre 

Paris 

Montpellier 

Strassburg 

Zusamm( 

1837 

1742 

472 

165 

2334 

1839 

1174 

265 

87 

1526 
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949 

205 

85 
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721 

164 

56 

941 

1846 

800 

175 

78 

1052 

1861 

1037 

280 

337 

1654 

Man  entnimmt  aus  diesen  Ziffern,  dass  nur  Paris  eine 
sehr  beträchtliche  Zuhörerschaft  besitzt  und  schon  im  fünften 
Jahrzehnt  die  Frequenz  in  den  zwei  andern  medicinischen 
Facultäten  abgenommen  hat.  Indess  behauptete  Montpellier 
durch  die  daselbst  vertretene  Ansicht  des  Vitalismus  gegen- 


über  dem  physisch  -  mechanischen  Standpuncte  der  Pariser 
Facultät  eine  gewisse  Selbständigkeit.  In  neuerer  Zeit  hat 
die  Frequenz  in  Strassburg  beträchtlich  zugenommen,  was 
sich  dadurch  erklärt,  dass  man  die  angehenden  Militärärzte 
anwies,  an  der  dortigen  Facultät  ihre  Studien  zu  beenden.  — 

Die  Facultäten  der  Wissenschaften  und  Literatur  (des 
Sciences  et  des  lettres)  entsprechen  der  philosophischen  Fa- 
cultät an  unsern  deutschen  Universitäten,  ohne  in  Frankreich 
jene  Bedeutung  je  erlangt  zu  haben,  welche  bei  uns  die  phi- 
losophische Facultät  in  hervorragendem  Masse  besass  und 
zum  Theile  noch  besitzt.  Die  Bestimmungen  des  Statutes  vom 
J.  1808  zu  Folge  sollte  an  jedem  Akademiesitz  je  eine  Fa- 
cultät für  Literatur  und  Wissenschaften  bestehen.  In  Wirk- 
lichkeit war  dies  nie  der  Fall;  die  Zahl  der  Hörer  stand 
nie  im  Verhältnis  zu  den  Kosten  der  Anstalten  und  die  Ver- 
ordnung vom  31.  October  1815  hob  die  literarischen  Facul- 
täten von  Amiens,  Bordeaux,  Bourges,  Cahors,  Clermont, 
Douai,  Grenoble,  Limoges,  Lyon,  Montpellier,  Nancy,  Nimes, 
Orleans,  Pau,  Poitiers,  Rennes  und  Ronen  auf.  Die  Restau- 
ration fand  bloss  acht  Facultäten  der  Literatur  vor,  und  bis 
1830  gingen  noch  zwei  ein. 

Die  Juliregierung  strebte  dahin,  die  Zahl  der  Facul- 
täten der  Literatur  zu  vermehren  und  besonders  an  jenen 
Orten,  wo  sich  eine  juridische  und  medicinische  Facultät 
befindet,  auch  eine  literarische  zu  gründen.  Es  bestanden 
demnach  im  Jahre  1848  zwölf  literarische  Facultäten;  in 
Paris,  Aix,  Besan9on,  Bordeaux,  Caen,  Dijon,  Lyon,  Mont- 
pellier, Poitiers,  Rennes,  Strassburg,  Toulouse.  An  der  Pariser 
Facultät  waren  zwölf  Lehrstühle  und  zwar  für  griechische 
Literatur,  lateinische  Beredsamkeit,  lateinische  Poesie,  fran- 
zösische Beredsamkeit,  französische  Poesie,  Philosophie,  Ge- 
schichte der  alten  Philosophie,  Geschichte  der  neuen  Philo- 
sophie, alte  Geschichte,  neue  Geschichte,  Geographie  und 
fremde  Literatur.  In  den  Provinzen  gab  es  meist  nui*  fünt 
Ijehrstühle  und  zwar  für  Philosophie,  lateinische,  griechische 
und  französische  Literatur,  endlich  für  Geschichte ;  in  Besan9on 
und  einigen  anderen  Städten  nur  vier,  da  lateinische  und  grie- 
chische Literatur  einem  einzigen  Professor  tibertragen  war. 
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Auch  die  Zahl  der  Facultäten  für  die  exacten  Wissen- 
schaften wurde  unter  der  Juliregierung  vermehrt;  1839  exi- 
stierten sieben,  1847  eilf,  in  Paris,  Besannen,  Bordeaux, 
Caen,  Dijon,  Grenoble,  Lyon,  Rennes,  Strassburg  und  Tou- 
louse. Die  Provinzanstalten  hatten  nur  5 — 7  Lehrstühle,  für 
Mathematik,  Physik,  Chemie,  Geologie  und  Mineralogie,  Zoo- 
logie und  Botanik,  an  einigen  auch  für  Astronomie  und 
Mechanik.  In  Paris  gab  es  eilf  wirkliche  und  fünf  Hilfs- 
professoren, und  zwar  für  Differential-  und  Integral -Rech- 
nung, physische  Astronomie,  Mechanik,  physische  und  ex- 
perimentale  Mechanik,  Chemie,  Physik,  höhere  Algebra, 
Mineralogie,  Botanik,  Pflanzen  -  Physiologie  und  Anatomie, 
Zoologie  und  vergleichende  Physiologie,  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung, organische  Botanik,  Chemie,  Physik,  Geologie;  die 
letzten  fünf  bloss  Hilfsprofessoren. 

Die  Zuhörerschaft  an  diesen  Facultäten,  sowol  den  lite- 
rarischen als  auch  den  wissenschaftlichen,  bestand  nicht  aus- 
schliesslich aus  Studenten.  Von  der  studierenden  Jugend 
nahmen  nur  jene  daran  Theil,  welche  sich  dem  Lehrfache  zu- 
zuwenden gesonnen  waren  und  an  der  höhern  Normalschule 
keine  Aufnahme  fanden.  Die  Professoren  waren  und  sind  darauf 
angewiesen,  um  nur  Zuhörer  aus  weitern  Kreisen  anzulocken, 
ihre  Vorträge  mehr  spannend  und  geistreich  als  gründlich 
zu  gestalten.  Man  setzte  die  Vorlesungen  für  den  Abend  an, 
um  auch  dem  weiblichen  Geschlechte  die  Möglichkeit  theil- 
zunehmen  zu  eröffnen.  Besonders  in  den  Provincialfacultäten 
war  dies  der  Fall,  nur  die  Sorbonne  sträubte  sich  bis  in  die 
jüngste  Zeit  gegen  eine  derartige  Entweihung ! 

Fortoul  kam  auf  den  alten  Plan,  an  jedem  Akademie- 
sitze eine  literarische  und  eine  wissenschaftliche  Facultät  zu 
gründen,  zurück,  ohne  dass  dem  Staate  grosse  Mehrauslagen 
erwüchsen.  Die  Gebühren  für  die  Inscription,  Gradbewerbung 
u.  dgl.  wurden  erhöht  und  mancherlei  Einrichtungen  ge- 
troffen, um  die  Einkünfte  der  bestehenden  Anstalten  dieser 
Art  zu  vermehren  und  dadurch  die  weitern  Ausgaben  be- 
streiten zu  können.  Die  Juristen  sollten  zum  Besuche  der 
Paculte  des  lettres  angehalten  werden,  die  Mediciner  und 
Pharmaceuten  besonders  in  der  Provinz  an  einigen  Vorträgen 
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an  den  Facultas  des  sciences  theilnehmen.  Der  wirkliche 
Besuch  der  Vorlesungen  wurde  durch  diese  ministerielle  Vor- 
schrift nicht  erzielt,  wenn  auch  die  Zahl  der  immatriculierten 
Hörer  eine  bedeutendere  wurde.  An  den  Conferenzen,  welche 
hier  wie  an  den  andern  Facultäten  eingerichtet  wairden, 
nahmen  nur  wenige  Theil  und  selbst  die  praktischen  Uebun- 
gen  in  den  naturwissenschaftlichen  Disciplinen,  wie  in  der 
Chemie  und  Physik,  vermochten  auf  die  studierende  Jugend 
keinen  Reiz  auszuüben.  Auch  andere  Massnahmen  desselben 
Ministers,  etwas  mehr  System  in  den  Unterricht  an  diesen 
Facultäten  zu  bringen,  waren  von  keinem  oder  nur  ge- 
ringem Erfolge  gekrönt.  Den  Professoren  wurde  die  Abhal- 
tung regelmässiger  Vorträge  nach  einem  bestimmten  Turnus 
vorgeschrieben,  der  Art,  dass  sie  nach  einem  dreijährigen 
Zeiträume  die  wichtigsten  Partien  ihres  Faches  durchgenommen 
haben  sollten  (arrete  7.  März  1853);  alljährlich  sollten  die 
Programme  über  die  zu  haltenden  Vorlesungen  in  einer  Pro- 
fessorensitzung durchberathen  und  sodann  dem  Minister  zur 
Bestätigung  vorgelegt  werden.  Man  verstieg  sich  sogar  zu 
der  ganz  eigenthümlichen  Vorstellung,  dass  es  möglich  wäre 
den  Unterricht  an  den  Facultäten  der  Art  zu  organisieren, 
dass  ein  Student  einen  an  einer  Facultät  begonnenen  Curs, 
z.  B.  über  Geschichte  der  Philosophie,  an  einer  andern  Fa- 
cultät sollte  fortsetzen  können.  Abgesehen  davon,  dass  damit 
die  Selbständigkeit  des  Professors  beschränkt  und  eine  ori- 
ginelle Behandlung  des  Lehrstoffes  zur  Unmöglichkeit  wurde, 
hat  auch  die  studierende  Jugend  von  diesem  eigenthümlichen 
Vorgange  wenig  Nutzen.  Mit  solchen  Massnahmen  wird  das 
Studium  an  den  Provincial- Facultäten  nicht  emporgebracht. 
Die  Versuche,  die  kleinen  Städte  zu  Mittelpuncten  eines 
regeren  wissenschaftlichen  Thuns  und  Treibens  zu  machen, 
haben  nach  den  Ansichten  der  Franzosen  selbst  wenig  Aus- 
sicht auf  Erfolg  *).  Eine  Beschränkung  der  vorhandenen  Fa- 


*)  Yg\.  Cournot  419  %  Der  Verfasser,  einer  der  vorurtheillosesten 
französischen  Schriftsteller,  sagt  S.  720:  Impossible  d'organiser  chez  nous 
dans  les  villes  qui  ont  cependant  bien  plus  d'importance  que  Bonn  ou 
Heidelberg,  des  IJniversit^s  qui  ressemblent  k  ces  Universit6s  allemandes, 
oü  mille,  douze  cents  ^tudiants  aecourent  pour  etudier  la  thoologie,  le  droit, 
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cultäten  dürfte  ohne  Naclitheil  für  die  Wissenschaft  und  für 
das  Studium  sein. 

Einen  Zuwachs  an  neuen  Facultäten  der  Literatur  und 
der  AVissenschaften  hat  Frankreich  trotz  der  eifrigen  Be- 
mühungen des  Ministers  Fortoul  nicht  erhalten  Die  Ge- 
meinden beeilten  sich  nicht  der  ministeriellen  Aufforderung 
nachzukommen,  die  provisorische  Einrichtung  zu  beschaffen 
und  sich  zur  Deckung  der  dehnitiven  Kosten  anheischig  zu 
machen.  Indess  erhielten  manche  Städte  ein  Surrogat  in  den 
sogenannten  Vorbereitungsschulen  für  den  höheren  wissen- 
schaftlichen und  literarischen  Unterricht  (ecoles  preparatoires 
a  l'enseignement  superieur  des  sciences  et  des  lettres),  indem 
in  jenen  Städten,  wo  bisher  einzelne  Curse  über  literarische 
oder  wissenschaftliche  Gegenstände  bestanden,  diese  Curse 
den  Namen  und  Rang  von  Vorbereitungsschulen  erhalten, 
wenn  die  Gemeinden  ein  passendes  Local,  die  nöthigen  Samm- 
lungen und  eine  jährliche  Subvention  zur  Deckung  der  nö- 
thigen Auslagen  beschaffen.  Die  Studierenden  des  Rechts 
und  der  Medicin  werden  verhalten  in  diesen  Anstalten  sich 
inscribieren  zu  lassen,  und  die  hier  vorgenommenen  Inscrip- 
tionen  können  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  medicinischen 
Vorbereitungsschulen  mit  jenen  der  betreffenden  Facultäten 
umgetauscht  werden. 

Das  Gesetz  vom  22.  August  1854  bestimmt  ferner,  dass 
an  Facultäten  des  sciences  und  an  Vorbereitungsschulen  die 
Professoren  durch  ministerielle  Entscheidung  ermächtigt 
werden  können,  Curse  für  die  praktische  Anwendung  der 
daselbst  gelehrten  Disciplinen  zu  eröffnen  und  dass  in  diesem 
Fall  die  betreffenden  Lehranstalten  sogenannte  Certificats  de 


la  medicine,  en  merae  temps  qii'ils  snivent  avec  g'oüt  des  conrs  de  philo- 
sophie,  de  sciences,  de  philologie;  oü  les  savants  les  plus  cel^bres  se  fixent 
volontiers,  attir6s  par  de  gros  emoluments,  par  les  riches  bibliothfeques, 
par  Tirnportance  de  la  position  sociale,  par  tout  ce  qiii  pent  les  exciter 
dans  leur  double  carriere  de  professeurs  et  de  savants.  Vouloir  acclimater 
chez  nous  ce  produit  d'un  genie  national  tout  different  de  nötre,  est  une 
chimfere.  Chaque  nation  a  son  röle  dans  l'histoire  de  la  civilisation,  et  le 
röle  de  la  France  est  assez  beau  pour  qu'elle  n'envie  pas  aux  nations  voi- 
sines  ce  qui  leur  appartient  en  propre  (!)■ 
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capacit^  pour  les  sciences  appliques  ausfolgen  können.  Durch 
ministerielle  Verordnung  vom  26.  December  1854  wurde  nun 
die  Organisation  derartiger  Vorbereitungsschulen  für  den  hö- 
heren literarischen  und  scientifischen  Unterricht  bestimmt. 
Die  Gegenstände,  welche  in  den  Vorbereitungschulen  gelehrt 
werden  können,  sind:  Mathematik,  Physik,  Chemie,  Natur- 
geschichte, französische  Literatur,  Geschichte  Frankreichs, 
physische  und  politische  Geographie  und  Zeichnen.  Der 
Unterricht  selbst  ist  auf  zwei  Jahre  vertheilt: 

1.    J  a  h  r.  2.    J  a  h  r. 

I.  Semester.                  st.                           I.  Semester.  st. 
Geometrie   und  descriptive         Mechanik 2 

Geometrie 2  Chemie  2 

Physik 2  Naturgeschichte 2 

Zeichnen 2  Literatur ,   Geschichte   und 

Literatur,   Geschichte  und  Geographie 2 

Geographie 2  Zeichnen 2 

II.  Semester.  II.  Semester. 

Mechanik 2  Descriptive  Geometrie  ....  2 

Chemie 2  Physik 2 

Naturgeschichte 2  Literatur ,    Geschichte  und 

Literatur,    Geschichte  und  Geographie 2 

Geographie 2     Zeichnen 2 

Zeichnen 2 

In  den  Facultäten  des  sciences,  welche  auch  den  Unter- 
richt in  den  angewandten  Wissenschaften  ertheilen,  können 
zugleich  Complementärcurse  eröffnet  werden  über  Geometrie, 
descriptive  Geometrie,  Mechanik  und  Zeichnen ;  ebenso  können 
in  den  Facultäten  des  lettres  Ergänzungscurse  über  fran- 
zösische Literatur,  Geschichte  Frankreichs,  physische  und 
politische  Geographie  eingerichtet  werden. 

Um  als  Candidat  für  das  Befähigungszeugnis  der  an- 
gewandten Wissenschaften  (certificat  de  capacit^  es  sciences 
appliques)  immatriculiert  werden  zu  können,  sei  es  an  einer 
Vorbereitungsschule,  sei  es  an  einer  Facultät,  muss  man  min- 
destens 16  Jahre  alt  sein  und  eine  Prüfung  über  Orthogra- 
phie der  französischen  Sprache,  Arithmetik,  ebene  Geometrie, 
Algebra  bis  zu  den  Gleichungen  des  ersten  Grades  inclusive 
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abgelegt  haben.  Die  Prüfong  für  das  Certificat  Ist  eine  dop- 
pelte, nämlich  eine  über  die  Lehrgegenstände  des  ersten 
Jahres,  die  andere  über  die  des  zweiten  Jahres.  Jede  Prü- 
fung ist  schriftlich,  mündlich  und  praktisch.  Die  Prüfungs- 
jury besteht  in  den  Vorbereitungsschulen  aus  allen  Profes- 
soren und  wird  von  einem  Professor  der  Facultät  es  sciences 
präsidiert.  In  den  Facultäten  es  sciences  ist  die  Prüfungs- 
jury aus  allen  Professoren  der  Facultät  und  einem  Professor 
der  literarischen  Facultät  zusammengesetzt.  — 

In  neuester  Zeit  kommen  die  an  den  Facultäten  oder 
Vorbereitungsschulen  abgehaltenen  öffentlichen  Vorträge  (cours 
publics)  mehr  in  Aufnahme  und  ziehen  ein  grösseres  Publicum 
aus  fast  allen  Kreisen  der  Gesellschaft  an.  Nach  der  früheren 
Gesetzgebung  durfte  Niemand  ohne  Autorisation  des  Gross- 
meisters der  Universität  öffentliche  Vorträge  halten  und  die 
Bewilligung  hiezu  wurde  zumeist  auf  ein  halbes,  höchstens 
auf  ein  Jahr  ertheilt,  wofür  50 — 100  Frcs.  bezahlt  werden 
mussten.  Das  Gesetz  vom  15.  März  1850  gestattete  wol  einen 
freien  Primär-  und  Secundärunterricht,  bezüglich  der  höheren 
Studien  vertröstete  man  auf  ein  eigenes  zu  erlassendes  Gesetz. 
Dem  Studienrathe  wurde  die  Befugnis  eingeräumt,  die  Abhal- 
tung öffentlicher  Vorträge  zu  gestatten  oder  zu  verweigern. 
Man  befürchtete  augenscheinlich,  dass  derartige  öffentliche 
Vorträge  zur  Verbreitung  von  der  Regierung  misliebigen  An- 
sichten benützt  werden  könnten.  Unter  der  Maske,  eine 
wissenschaftliche  Aufsicht  zu  üben,  verhüllte  sich  eine  po- 
lizeiliche Massregelung.  In  der  That  stossen  jene,  welche 
über  irgend  ein  wissenschaftliches  Thema  das  Publicum  unter- 
halten wollen,  auf  gar  kein  Hindernis,  während  die  Gesetz- 
gebung der  Regierung  die  Mittel  bietet,  einzuschreiten,  wo 
irgend  eine  vermeintliche  Gefahr  droht.  — 

Ausser  den  Facultäten  gibt  es  noch  eine  Anzahl  von 
höheren  Lehranstalten,  welche  früher  ausserhalb  der  Univer- 
sität standen  und  eine  etwas  selbständigere  Stellung  ein- 
nahmen, die  sie  in  neuester  Zeit  einbüssten.  Wir  beabsich- 
tigen nicht  in  eine  detaillierte  Darstellung  dieser  Institute 
einzugehen,  nur  die  bedeutsamsten  Veränderungen  sollen  in 
Kürze  hervorgehoben  werden. 

üccr  iiiiil  llochcijy'-'r,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  15 
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Das  College  de  France  ist  eine  Stiftung  Franz  I.  und 
urafasste  in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  bloss  vier  Lehr- 
kanzeln fllr  hebräische  Sprache,  griechische  Sprache,  Mathe- 
matik und  Physiologie.  1534  kam  ein  Lehrstuhl  für  latei- 
nische Beredsamkeit  und  lateinische  Literatur  hinzu,  1542 
für  Medicin,  1587  für  arabische  Sprache,  1595  für  Anatomie, 
Botanik  und  Phai-macie,  1612  für  Kirchenrecht  und  1692  für 
syrische  Sprache.  Im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  wurden 
mehrere  Lehrkanzeln  gegründet,  so  dass  zur  Zeit  der  Revo- 
lution das  College  de  France  19  Lehrkanzeln  besass,  und 
zwar  für  hebj'äische,  griechische,  arabische,  syrische,  tür- 
kische und  persische  Sprache,  lateinische  Beredsamkeit,  la- 
teinische Poesie,  französische  Literatur,  Geometrie,  Mathe- 
matik, Astronomie,  Experimentalphysik,  Naturgeschichte, 
Chemie,  Anatomie,  praktische  Medicin,  Kirchenrecht,  Natur- 
und  Völkerrecht,  Geschichte  und  Moral.  Von  1815 — 30  wurden 
zwei  Lehrkanzeln  gegründet,  eine  für  Sanskrit  und  eine  für 
chinesische  Sprache  und  Literatur.  Sechs  neue  Lehrkanzeln 
wurden  in  dem  Zeiträume  von  1830 — 48  hinzugefügt,  und 
zwar  für  Archäologie,  politische  Oekonomie,  vgl.  Gesetz- 
gebung, slaAdsche  Sprache  und  Literatur ;  romanische  Sprache 
und  Literatur  (langues  et  literatures  meridionales) ,  germa- 
nische Sprache  und  Literatur,  vergleichende  Embryogenie. 
Gegenwärtig  bestehen  am  College  30  Professuren  und  zwar 
folgende:  1.  Egyptische  Philologie  und  Archäologie,  2.  he- 
bräische, chaldäische  und  syrische  Sprache,  3.  arabische 
Sprache,  4.  persische  Sprache,  5.  türkische  Sprache,  6.  chi- 
nesische Sprache  und  Literatur,  7.  Sanskrit,  8.  slavische 
Sprache  und  Literatur,  9.  griechische  Sprache  und  Literatur, 
10.  lateinische  Beredsamkeit,  11.  lateinische  Poesie,  12.  rö- 
mische Epigraphie  und  Antiquitäten,  13.  griechische  und  la- 
teinische Philosophie,  14.  französische  Sprache  und  Literatur 
im  Mittelalter,  15.  neuere  französische  Sprache  und  Literatur, 
16.  moderne  europäische  Sprachen  und  Literatur,  17.  Mathe- 
matik, 18.  Astronomie,  19.  allgemeine  und  mathematische 
Physik,  20.  Experimental-Physik,  21.  Chemie,  22.  organische 
Chemie,  zwei  Lehrkanzeln  für  Naturgeschichte,  und  zwar 
23.  eine  für  Mineralogie,    24.   eine  andere  für  Botanik  und 
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Geologie,  25.  vergleichende  Embryogenie,  26.  Medicin, 
27.  Natur-  und  Völkerrecht,  28.  vergleichende  Geschichte 
der  Gesetzgebung,  29.  politische  Oekonomie,  30.  Geschichte 
und  Moral. 

Der  Charakter  dieser  Vorlesungen  ist  in  den  meisten 
Gegenständen  ein  ähnlicher,  wie  in  den  literarischen  und 
scientifischen  Facultäten;  es  handelt  sich  nicht  um  gründ- 
liche Wissenschaftlichkeit,  sondern  um  glänzende  Diction. 
Die  Beschränkung  auf  einzelne  Partien  der  Wissenschaft  ist 
hier  eher  zu  rechtfertigen,  da  nicht  Curse  für  Studenten, 
sondern  für  reifere  Männer  beabsichtigt  werden.  Die  hervor- 
ragendsten Gelehrten  Frankreichs  waren  und  sind  Mitglieder 
des  College.  Die  Vorlesungen  über  exacte  Wissenschaften 
werden  besonders  zahlreich  besucht.  Freilich  die  Vertreter 
der  orientalischen  Philologie  können  sich  einen  grossen  Zu- 
hörerkreis nicht  erwerben. 

Bis  zum  Jahre  1857  hatten  die  Professoren  im  College 
de  France  in  Folge  der  königl.  Ordonnanz  vom  26.  Juni  1 829 
die  gesammte  Administration  der  Lehranstalt  in  Händen.  Das 
Professoren-Collegium  bestimmte  die  Ordnung  und  Aufein- 
anderfolge der  Vorlesungen,  Eröffnung  und  Schluss  derselben; 
es  wählte  die  Candidaten  für  die  erledigten  Lehrerstellen, 
ernannte  die  Supplenten  und  Assistenten  u.  s.  w.  Das  Decret 
vom  8.  October  1857  brachte  eine  totale  Umgestaltung  des 
College.  Es  wurde  unter  die  unmittelbare  Aufsicht  des  Mi- 
nisters gestellt;  der  Administrator,  der  Vicepräsident  und 
der  Secretär  werden  von  demselben  aus  den  Professoren 
ernannt  und  zwar  ist  die  Functionsdauer  der  beiden  letz- 
teren Beamten  nur  einjährig.  Dem  Professoren  -  Collegium 
präsidiert  der  Administrator,  der  über  alle  das  Institut  be- 
treffenden Angelegenheiten  mit  dem  Minister  unmittelbar  ver- 
handelt, über  die  Regelmässigkeit  und  Ordnung  der  Curse 
wacht,  überhaupt  für  die  gesammte  innere  Administration 
des  Collegiums  das  Nothwendige  zu  veranlassen  hat.  Da- 
gegen hat  man  in  neuerer  Zeit  die  materielle  Stellung  der 
Professoren  verbessert  und  ihnen  auf  diese  Weise  eine  ge- 
wisse Entschädigung  für  die  verlorene  Selbständigkeit  ge- 
geben.    Früher    bezogen   sie   5000   Frcs.   Gehalt,    seit  1860 
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10000  Frcs.  Die  Gesammtausgaben  beliefen  sich  1836  auf 
136.300  Frcs.,  1846  auf  173.000,  für  1866  waren  2VT.000 
präliminirt. 

Die  Vorlesungen  sind  halbjährig  und  müssen  in  detail- 
lierten Programmen  vom  Minister  approbiert  und  öffentlich 
angekündigt  werden.  Das  erste  Semester  beginnt  am  ersten 
Montag  des  Decembers  und  dauert  bis  14  Tage  vor  Pfingsten. 
Jeder  Professor  ist  verpflichtet,  mindestens  zwei  einstündige 
Lectionen  in  der  Woche  zu  geben;  Tag  und  Stunde  der- 
selben wird,  im  Einvernehmen  mit  dem  Administrator,  vom 
Professoren- Collegium  geregelt.  Vor  der  Stunde  muss  der 
Professor  seinen  Namen  in  ein  Register  eintragen,  welches 
vom  Administrator  vidiert  werden  muss.  Am  Ende  eines 
jeden  Semesters  erstattet  der  Administrator  darüber  Bericht, 
ob  die  Professoren  ihre  Vorlesungen  pünctlich  eingehalten 
haben. 

Bei  Erledigung  eines  Lehrstuhles  schlägt  das  Profes. 
soren- Collegium  (in  Uebereinstimmung  mit  Art.  3  des  De- 
cretes  vom  9.  März  1852)  die  betreffende  Persönlichkeit  vor; 
die  Supplenten  werden  vom  Minister  ernannt  (Art.  1  Decret 
vom  3.  Juli  1857).  Derartige  Supplenturen  können  eintreten, 
wenn  ein  Professor  im  Auftrag  der  Regierung  mit  einer 
ausserordentlichen  Commission  betraut  ist,  im  Falle  eines 
Urlaubes  oder  einer  Krankheit. 

Das  Professoren  -  Collegium  besteht  aus  allen  ordent- 
lichen Professoren;  es  wird  vom  Administrator  so  oft  als 
nöthig  einberufen ;  das  Pr..tocoll  wird  vom  Secretär  geführt, 
welcher  bei  allen  Sitzungen  gegenwärtig  sein  muss.  Instru- 
mente, Sammlungen,  Bibliotheken,  Archive  und  alle  anderen 
Anstalten  überwacht  der  Administrator.  — 

Am  naturhistorischen  Museum  werden  ebenfalls  eine 
Anzahl  Vorlesungen  gehalten,  welche  Ergänzungen  der  me- 
dicinischen  und  wissenschaftHchen  Facultät  bilden.  Es  be- 
stehen daselbst  gegenwärtig  16  Lehrkanzeln  für  vergleichende 
Physiologie  (Flourens),  vergleichende  Anatomie  (Serres),  Ana- 
tomie und  Naturgeschichte  des  Menschen  (Quatrefagcs),  vier 
Lehrkanzeln  für  Zoologie  (Milne-Edwards,  Dameril,  Blan- 
chard,    Lacaze-Duthiers^,    Botanik    und  Pflanzenphysiologie 
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(Broiigniart) ,  Gn.rtencultLir  (Decaisne)^  Geologie  (Daiibree), 
]\[ineralogie  (Delafosse),  Paläontologie  (d'Archiac),  Physik  in 
ihrer  Anwendung  auf  Naturgeschichte  (Becquerel),  vegetale 
Physik  (Ville),  organische  Chemie  (Chevreul)  und  anorga- 
nische Chemie  (Fremy). 

Am  kaiserlichen  Observatorium  werden  eine  Anzahl  Vor- 
träge über  mathematisch-astronomische  Lehrfächer   gehalten. 

Zur  Vervollständigung  der  Anstalten,  welche  sich  am 
Unterricht  betheiligen,  fügen  wir  noch  die  Schule  für  lebende 
orientalische  Sprachen  und  die  Archivar-  und  Bibliothekar- 
schule hinzu. 

Die  Schule  für  lebende  orientalische  Sprachen  bezweckt 
die  Heranbildung  von  Dragomanen,  sie  untersteht  dem  Mi- 
nisterium des  Aeussern  und  ist  eine  Stiftung  des  National- 
Convents.  Es  sind  neun  Professoren  daselbst  angestellt  u.  z. 
für  arabisch,  persisch,  türkisch,  armenisch,  neugriechisch, 
vulgärarabisch,  hindustanisch,  neuchinesisch,  malayisch  und 
japanesisch.  — 

Die  Gründung  der  Ecole  des  chartes  erfolgte  1821, 
aber  erst  im  J.  1846  erhielt  sie  eine  feste  Stellung  durch 
die  Ordonnanz  vom  81.  December  1846.  Der  Unterricht 
sollte  hienach  umfassen:  Lesung  und  Entzifferung  der  Ur- 
kunden und  Manuscripte,  Kunstgeschichte,  christliche  Archi- 
tektur, Sigillographie  und  Numismatik,  mittelalterliche  Ge- 
schichte, Linguistik  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Geschichte 
der  Entstehung  und  Bildung  der  französischen  Sprache,  fran- 
zösische Geographie  im  Mittelalter,  allgemeine  Kenntniss  des 
Kirchen-  und  Lehnrechts.  Gegenwärtig  bestehen  daselbst  fol- 
gende Lehrkanzeln:  für  Lesung  und  Entzifferung  der  Ur- 
kunden und  Manuscripte,  Sigillographie,  Münz-  und  Mass- 
wesen (Lacabane  und  ein  ausserordentlicher  Professor  Bour- 
quelot),  mittelalterliche  Philologie  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  Entstehung  und  Bildung  der  französischen  Sprache 
(Quessard),  Archäologie,  Geschichte  der  Industrie  (Quicherat 
und  ein  ausserordentlicher  Professor  de  Mas-Latrie),  Archiv- 
und  Bibliothekenkunde  (ausserordentlicher  Professor  Vallet 
de  Viriville),  Elemente  des  Civil-,  Kirchen-  und  Lehnrechtes 
(ausserordentlicher  Professor  Tardif,) 
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Zur  Aufnahme  in  die  Scliule  ist  das  Baccalaureat  es 
lettres  und  ein  Alter  von  mindestens  24  Jahren  erforderlich. 
Der  Schulrath  (conseil  de  l'ecole)  hat  das  Vorschlagsrecht 
und  der  Minister  trifft  die  Auswahl.  Der  Curs  ist  dreijährig 
und  sämmtliche  Eleven  sind  Externe.  Der  Unterricht  wird 
unentgeltlich  ertheilt.  Doch  bestehen  acht  Stipendien  mit 
600  Frcs.  jährlich,  welche  im  Concurswege  verliehen  werden. 
Am  Ende  eines  jeden  Jahres  finden  Prüfungen  statt,  denen 
sich  sämmtliche  Eleven  unterziehen  müssen.  Diejenigen, 
welche  nicht  für  reif  befunden  wurden  in  den  höheren  Jahr- 
gang aufzusteigen,  verlieren  den  Titel  eines  Eleven  und 
können  den  Vorträgen  nur  als  „freie  Zuhörer"  beiwohnen. 
Am  Ende  des  dreijährigen  Curses  erhalten  die  Eleven  in 
Folge  einer  Prüfung  ein  Diplom  (diplome  d'archiviste  pal6o- 
graphe),  welches  zur  Anstellung  in  den  Archiven  der  De- 
partements und  des  Staats,  an  den  öffentlichen  Bibliotheken, 
als  Hilfsarbeiter  an  der  Akademie  des  inscriptions  et  des 
belles  lettres,  als  Repetitor  und  Professor  an  der  ecole  des 
chartes  berechtigt.  Die  Eleven  sind  speciell  mit  der  Ver- 
öffentlichung der  documents  inödits  de  Fhistoire  de  France 
betraut.  — 

Mit  der  Besetzung  der  Lehrkanzeln  für  den  höheren 
Unterricht  hat  sich  die  Gesetzgebung  zu  wiederholten  Malen 
beschäftigt.  Das  Gesetz  vom  1.  Mai  1802  verfügte,  dass  die 
Professoren  der  Specialschulen,  wie  der  Rechtsfacultäten,  me- 
dicinischen  Lehranstalten  u.  s.  w.  vom  ersten  Consul  ernannt 
werden;  das  Vorschlagsrecht  hatten  die  entsprechenden  Classen 
des  Instituts,  die  Generalinspectoren  und  die  Professoren  der 
Lehranstalt,  an  der  die  Stelle  erledigt  war.  Schon  nach  zwei 
Jahren  trat  allerdings  nur  für  die  Professoren  des  Rechts  die 
Aenderung  ein,  dass  die  erledigten  Posten  im  Concurswege 
besetzt  werden  sollten  und  das  organische  Decret  vom  J.  1808 
dehnte  diese  Anordnung  auf  sämmtliche  Facultäten  aus.  Durch 
die  Ordonnanz  vom  17.  Februar  1815  wurde  die  Ernennung 
dem  königlichen  Studienrathe  übertragen,  der  unter  vier,  und 
zwar  zwei  vom  Professoren collegium,  zwei  von  der  Akademie 
vorgeschlagene  Candidaten  zu  wählen  hatte.  In  der  Folge 
blieb  diese  Art  der  Ernennung  bloss  auf  die  Facultäten  des 
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sciences  und  des  lettres  beschränkt,  während  in  der  medi- 
cinischen  und  juridischen  Facuität  bis  zum  J.  1852  der  Con- 
curs  entschied.  Von  da  an  erfolgte  gleichmässig  in  allen 
Facultäten  die  Besetzung  durch  Präsentation,  nur  war  der 
Minister  nicht  an  den  ihm  gemachten  Vorschlag  gebunden. 
Die  Regierung  wollte  ihren  Einfluss  auch  bei  Besetzung  der 
höheren  Lehrposten  wahren,  um  jede  ihr  missliebige  Per- 
sönlichkeit fern  zu  halten. 

Die  meisten  Professoren  wurden  vor  1850  aus  den 
Kreisen  der  Supplenten,  ivie  die  Stellvertreter  der  Professoren 
hiessen,  denen  man  im  Verhinderungsfalle  der  letzteren  die 
Vorträge  anvertraute,  genommen.  An  den  Facultäten  der 
Medicin,  der  Literatur  und  der  Wissenschaften  bestanden 
Agregierte  (agreges),  welche  die  Professoren  vertraten,  den 
öffentlichen  Acten  und  Prüfungen  beiwohnten,  die  Repeti- 
tionen  vornahmen  und  die  provisorisch  errichteten  Lehr- 
stühle versahen.  Dasselbe  System  wollte  ein  neuer  vor  dem 
Ausbruche  der  Februarrevolution  von  Salvandy  eingebrachter 
Gesetzentwurf  auch  in  der  juridischen  Facuität  einführen. 
Gegen  die  in  Deutschland  eingebürgerte  Institution  der  Privat- 
docenten  sprach  sich  die  Denkschrift,  als  den  französischen 
Sitten  und  Einrichtungen  widersprechend,  aus. 

Erst  vor  einigen  Jahren  erfolgte  diese  Regelung.  Die 
Art.  9 — 12  des  kaiserlichen  Decretes  vom  22.  August  1854 
bestimmten,  dass  in  Zukunft  die  Supplenturen  den  Agreges 
übertragen  werden  sollen,  die  Ernennung  im  Concui'swege 
zu  erfolgen  habe.  Es  steht  dem  Minister  frei,  die  ernannten 
Agreges  beliebig  an  den  Facultäten  zu  verwenden.  Die  wei- 
tern Normen  erfolgten  durch  die  ministerielle  Verordnung 
vom  20.  Dec.  1855  und  theil weise  modificiert  am  19.  August 
1857.     Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind  folgende: 

Die  Agreges  an  den  Facultäten  des  Rechts,  der  Me- 
dicin,  der  Literatur  und  der  Wissenschaften  und  an  den 
höheren  Schulen  der  Pharmacie  zerfallen  in  zwei  Classen: 
Agreges  in  Activität  und  solche,  die  während  einer  mehr- 
jährigen Dienstzeit  ihren  Verpflichtungen  nachgekommen  sind 
und  den  Titel  agreges  libres  führen.  Niemand  kann  zur 
Agregation  zugelassen  werden,  der  nicht  Franzose,  25  Jahre 
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alt  und  Doctor  ist.  Eine  Altersdispens  kann  jedoch  vom 
Minister  bewilligt  werden.  Die  Liste  der  Concurrenten  wird 
vom  Minister  festgesetzt  nach  Einholung  des  Gutachtens 
von  Seite  der  Jury  und  des  Rectors  der  Akademie,  wo  die 
Candidaten  wohnen.  Die  Commission  zur  Beurtheilung  des 
Agregrations - Concurses  wird  vom  Minister  gewählt,  u.  z. 
unter  den  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Studienrathes ,  den 
Generalinspectoren  des  höheren  Unterrichtes,  den  Professoren 
und  Agreg^s  der  Facultäten,  den  Mitgliedern  des  Instituts, 
den  Professoren  am  College  de  France  und  am  naturhisto- 
rischen Museum.  Für  die  Agregation  der  Rechts-Facultät 
können  die  Mitglieder  auch  gewählt  werden  unter  den  Staats- 
räthen  und  den  höheren  Magistrats-Personen,  für  die  Agregcs 
der  medicinischen  Facultät  unter  den  Mitgliedern  der  medi- 
cinischen  Akademie,  für  die  Agregation  der  Facultäten  der 
Wissenschaften  unter  den  Inspectoren  und  Ingenieuren  de 
ponts  et  chaussees  et  de  mines  und  unter  den  Militärs.  Die 
Zahl  der  Commissionsmitglieder  für  jeden  Concurs  ist  auf 
7 — 9,  den  Präsidenten  inbegriffen,  festgestellt;  Professoren 
und  Agr^ges  der  Facultät,  für  welche  der  Concurs  eröffnet 
ist,  bilden  die  Mehrzahl  derselben.  Der  Präsident  wird 
vom  Minister  ernannt.  Aehnlich  wie  bei  andern  Prüfungen 
sind  die  Arbeiten  zweierlei  Art:  vorbereitende  (epreuves  pre- 
paratoires)  und  definitive.  Die  Zulassung  zu  den  definitiven 
Proben  geschieht  im  Wege  des  geheimen  Scrutiniums.  Die 
Agrdges  sind  Mitglieder  der  Facultät,  welcher  sie  angehören 
und  stehen  unmittelbar  im  Rang  nach  den  Professoren;  sie 
können  den  Berathungen  der  Professoren  mit  consultativem 
Votum  beigezogen  werden. 

Was  die  Agr^ges  an  den  Rechtsfacultäten  anbelangt, 
so  darf  die  Anzahl  derselben  die  Hälfte  der  ordentlichen 
Professoren  nicht  übersteigen.  Die  Functionsdauer  ist  auf 
zehn  Jahre  festgestellt.  Sie  sind  in  drei  Sectionen  getheilt 
und  zwar  für  das  römische  Recht,  für  Civil-  und  Crirainal- 
recht,  für  Verwaltungs-  und  Handelsrecht.  Die  Vorberei- 
tungsprüfungen bestehen  in  der  Würdigung  der  Dienste  und 
Arbeiten,  welche  der  Candidat  bisher  geleistet  hat,  in  einer 
lateinisch  geschriebenen  Composition  über  eine  Frage  des  rö- 
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mischen  Rechtes,  in  einer  y,sttindigen  Vorlesung  über  einen 
ans  jenen  Unterrichtszweigen  gewählten  Stoff,  für  welche 
der  Candidat  sich  hat  einschreiben  lassen.  Für  die  Ansar- 
beitung  der  Composition  sind  sieben  Stunden,  für  die  Vor- 
bereitung zur  Vorlesung  vier  Stunden  bewilligt.  Die  defini- 
tiven Prüfungen  bestehen  in  zwei  mündlichen  Vorträgen  und 
in  zwei  Argumentationen;  zur  Vorbereitung  für  die  Vor- 
lesung werden  24  Stunden  bewilligt,  der  Stoff  für  den  ersten 
Vortrag  wird  dem  Code  Napoleon  entnommen,  das  Thema 
für  den  zweiten  aus  dem  speciellen  Unterrichtsgegenstande 
des  Candidaten.  Zur  Vorbereitung  für  die  Argumentation 
sind  sechs  Tage  bewilh'gt. 

In  der  medicinischen  Facidtät  müssen  die  Agregierten 
nach  dem  Concurs  sich  drei  Jahre  verwenden  lassen,  ehe  sie 
in  Activität  treten ;  sie  führen  den  Titel  agreges  stagiaires, 
die  Verwendung  ist  eine  unentgeltliche ,  sie  können  jedoch 
mit  der  Abhaltung  von  Conferenzen  (nach  dem  Beeret  vom 
22.  August  1854)  betraut  werden.  In  diesem  Falle  erhalten 
sie  eine  Entschädigung,  welche  den  dritten  Theil  der  Ein- 
nahmen besagter  Conferenzen  beträgt.  Die  Dauer  der  defini- 
tiven Anstellung  als  Agregc  ist  an  der  medicinischen  Facultät 
in  Paris  auf  sechs  Jahre  fixiert,  in  Montpellier  und  Strassburg 
auf  neun  Jahre.  An  der  medicinischen  Facultät  in  Paris 
sind  39  Agreges  (Vg  agreges  stagiaires)  angestellt,  in  Mont- 
pellier 21  (6  agreges  stagiaires),  in  Strassburg  18  (4  agreges 
stagiaires).  Es  gibt  vier  Sectionen  Agreges  u.  z.  für  die 
anatomischen  und  physiologischen  Wissenschaften,  Anatomie, 
Physiologie  und  Naturgeschichte  umfassend,  für  die  phy- 
sischen Wissenschaften,  Physik,  Chemie,  Pharmacia  und 
Toxicologie  umfassend,  für  die  Medicin  im  engern  Sinn  des 
Wortes,  für  die  Chirurgie  und  Geburtshilfe.  Die  Prüfungen 
sind  ähnlich,  wie  bei  der  juridischen  Facultät. 

Die  Zahl  (jedoch  nicht  mehr  als  16)  der  an  den  Fa- 
cultäten  des  sciences  anzustellenden  Agreges  bestimmt  der 
Minister;  an  den  Facultäten  des  lettres  wird  die  zwölf  nicht 
zu  überschreitende  Zahl  ebenfalls  vom  Minister  normiert. 
Sie  werden  auf  zehn  Jahre  ernannt  und  zerfallen  in  drei 
Sectionen :   für   reine   und   angewandte  Mathematik ,   für  die 
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physischen  Wissenschaften  und  für  die  Naturwissenschaften. 
An  den  Facultäten  des  lettres  gibt  es  ebenfalls  drei  Sectionen, 
u.  z.  für  alte  und  neuere  Literatur,  für  Philosophie,  für  Ge- 
schichte und  Geographie. 

An  den  höhei'en  Schulen  für  Pharmacie  gibt  es  eben- 
falls zwei  Sectionen  von  Agregierten,  u.  z.  die  Section  für 
Physik,  Chemie  und  Toxicologie  und  die  Section  für  Me- 
dicin,  Naturgeschichte  und  Pharmacie.  — 

Zur  Professur  ist  ein  Alter  von  30  Jahren  und  das 
Doctorat  der  betreffenden  Facultät  erforderlich,  ferner  eine 
mindestens  zweijährige  Verwendung  an  einem  Curse,  sei  es 
an  einer  Staatsanstalt  oder  an  einem  autorisirten  den  Facul- 
täten analogen  Curse  (Cours  publics).  Mitglieder  des  Insti- 
ßtutes  können  zu  Professoren  ernannt  w^erden,  wenn  sie  sich 
mindestens  ein  halbes  Jahr  an  einem  Curse  betheiligt  haben. 
Die  Professoren  werden  auf  Vorschlag  des  Ministers  vom 
Kaiser  ernannt.  Die  Facultät  und  der  akademische  Rath 
haben  ein  Präsentationsrecht,  doch  ist  der  Minister  hieran 
nicht  gebunden,  sondern  kann  auch  Doctoren  und  Mitglieder 
der  Institute,  welche  bei  der  untern  Behörde  nicht  berück- 
sichtigt werden,  wählen.  Letztere  Bestimmung  hat  jedoch 
nur  für  die  Pariser  Facultät  eine  gewisse  Bedeutung,  da 
Männer  von  Ruf  in  die  Provinz  nicht  gehen  *j. 

Das  in  Frankreich  übliche  System  hat  auch  in  seiner 
neuesten  Gestalt  mancherlei  Inconvenienzen.  Jene  tüchtige 
Pflanzschule  des  Privatdocententhums  kann  durch  die  Agre- 
gation  nicht  ersetzt  werden.  Allerdings  haben  die  Privat- 
docenten  bei  dem  Lehrzwange  in  Frankreich  nicht  den  rech- 
ten Boden.  An  der  juridischen  Facultät  ist  der  Besuch  der 
obligaten  Vorlesungen  ein  unregelmässiger  und  Specialvor- 
lesungen über  Pandekten  oder  ein  anderes  Rechtsgebiet 
würden  wenig  Anklang  finden.  Noch  spärlicher  ist  der 
Besuch  an  den  literarischen  und  scientifischen  Facultäten 
und  selbst  die  ministeriellen  Verfügungen,  dass  die  Rechts- 
hörer   an    der  Faculte  des  lettres,    die   Mediciner  an   jener 


*)  Decrete  vom  21.  Sept.  1803,  17.  Mära  1808,    0.  März  18o2  und 
22.  Aug.  1854,  Arrete  vom  17.  Dec.  1333;  Ordonnanz  vom  2.  Febr.  1822. 
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des  Sciences  Inscriptionen  nehmen  müssen,  haben  die  Hör- 
säle nicht  zu  füllen  vermocht.  Man  lässt  sich  eben  ein- 
schreiben, damit  glaubt  man  dem  Gesetze  Gentige  geleistet 
zu  haben  *).  Nur  jene  Professoren,  welche  einen  mehr  all- 
gemeinen Lehrgegenstand  geistreich  zu  behandeln  verstehen, 
sehen  eine  stattliche  Zuhörerschaft  vor  sich,  welche  freilich 
nicht  bloss  den  Studentenkreisen  angehört.  Specialcollegia 
können  bloss  in  der  medicinischen  Facultät  auf  Theilnahme 
rechnen  und  die  Besetzung  erledigter  Lehrposten  hat  hier 
am  wenigsten  Schwierigkeit.  Wenn  trotz  alledem  wissen- 
schaftliche Thätigkeit  auf  einer  achtunggebietenden  Höhe 
steht,  der  Facultätsunterricht,  die  medicinische  Facultät  aus- 
genommen, hat  den  geringsten  Antheil  daran. 


Vir.  Die  höheren  Specialschulen  und  professionellen 
Bildungsanstalten**). 

Auf  dem  Gebiete  des  technischen  Unterrichts  stand 
Frankreich  während  eines  halben  Jahrhunderts  als  Vorbild 
und  Muster  da,  und  besonders  in  Deutschland  wurde  auf 
die  dortigen  Lehranstalten  hingewiesen  und  die  Nachahmung 
derselben  empfohlen.  Erst  in  neuester  Zeit  ist  manches  Vor- 
urtheil  geschwunden,  aber  immer  steht  die  französische  Re- 
gierung bezüglich  ihrer  Fürsorge  für  den  technischen  Unter- 
richtszweig mit  in  erster  Linie  und  nur  wenige  deutsche 
Staaten  haben  einen  erfolgreichen  Wettkampf  begonnen.  Man 
muss  aber  auch  den  Bestrebungen  der  französischen  Com- 
munen  bei  der  Würdigung  der  professionellen  Bildungsschulen 
volle  Gerechtigkeit  wiederfahren  lassen,  da  sie  mit  grossen 
Opfern  einige  Anstalten  gegründet  und  erhalten  haben,  welche 
in  vielfacher  Beziehung  dazu  beitragen ,  wenn  die  französische 
Gewerbethätigkeit  in  einzelnen  Zweigen   bis   auf  die  neueste 


*)  Cournot:  les  institutions  de  l'instruction  publique  en  France 
p.  451   ff. 

*♦)  Vergl.  Kofistka,  der  höhere  polytechnische  Unterricht  in  Deutsch- 
land, iu  der  Schweiz,  in  Frankreich,  Belgien  und  England.  Gotha  1863. 
S.  89.  Das  neueste  kaiserliche  Decret  vom  30.  November  1863  im  Bulle- 
tin des  lois  de  l'Empire  fran9ai8,  torae  XXII.  p.  801. 
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Zeit  uiiübertrofFeii  dasteht  und  jene  hohe  Ausbildung  erreicht 
hat,  um  nach  Beseitigung  des  Prohibitivsystems  der  ener- 
gischen Concurrenz  des  Auslandes  erfolgreich  begegnen  zu 
können. 

An  der  Spitze  des  technisclien  Studienwesens  niuss  die 
polytechnische  Schule  (ecole  imperiale  polytechnique)  ge- 
nannt werden.  Frankreich  besass  seit  1747  eine  Civilinge- 
nieurschule,  seit  1 748  eine  Militäringenieurschule^  1756  kam  die 
Artillerieschule,  1780  eine  Berg wcrksschule  hinzu.  DerConvent^ 
welcher  grosse  Anstrengungen  machte,  das  gesammte  Schul- 
wesen den  Erfordernissen  einer  neuen  Zeit  gemäss  umzugestal- 
ten ,  decretierte  die  Errichtung  einer  Centralschule  für  öfFent- 
licheArbeiten,  welche  seit  1 795  den  Namen  polytechnische  Schule 
erhielt.  Ursprünglich  aus  drei  Jahrgängen  bestehend,  welche 
auch  den  für  die  sogenannten  Specialschulen  bestimmten 
Lehrstoff  aufnehmen  und  diese  demnach  überflüssig  machen 
sollte,  bekam  sie  erst  allmählig  ihre  gegenwärtige  Einrich- 
tung. Männer,  wie  Lagrange,  Laplace,  Legcndre  und  vor 
züglich  Monge  haben  sich  um  die  definitive  Organisation, 
welche  sie  1799  erhielt,  hervorragende  Verdienste  erworben. 
„Sie  hat  seitdem,  trotz  mehrfacher  Aenderungen ,  ihren  ur- 
sprünglichen Zweck  beibehalten,  durch  ein  sehr  eingehendes 
umfassendes  Studium  der  reinen  und  ajige wandten  Mathematik, 
Geometrie  und  Physik  für  den  erfolgreichen  Besuch  der  für 
den  technischen  Militär-  und  Civilstaatsdienst  errichteten 
Special-  und  Fachschulen  gründlich  vorzubereiten."  Sie  ist 
bestimmt,  die  Eleven  für  folgende  Dienstzweige  vorzubil- 
bilden:  für  die  Land-  und  Seeartillerie,  für  das  Militär-  und 
Marine -Ingenieurcorps,  für  Brücken-  und  Strassenbau,  für 
Bergbau,  für  die  Staatsindustrie,  endlich  für  alle  öffentlichen 
Dienste,  welche  eine  ausgebreitete  Kenntnis  der  mathema- 
tischen, physischen  und  chemischen  Wissenschaften  erfordern 

Die  Aufnahme  in  diese  Schule  findet  jedes  Jahr  durch 
einen  öffentlichen  Concurs  statt.  Die  Zahl  der  aufzunehmen- 
den Eleven  wird  alljährlich  vom  Kriegsminister,  dem  die 
Schule  seit  1832  unterstellt  ist,  bestimmt.  Um  zum  Concurs 
zugehissen  zu  werden,  müssen  die  Candidaten  nachweisen, 
dass  sie  Franzosen  sind  oder  die  Zuständigkeit  erlangt  haben, 
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dass  sie  am  1.  Jänner  des  Jahres,  wo  der  Concurs  stattfin- 
det, wenigstens  16  und  höchstens  20  Jahre  alt  sind.  Früher 
wurde  auch  ein  Baccalaureats  -  Diplom  ^s  sciences  oder  es 
lettres  gefordert.  Die  Soldaten  werden  ausnahmsweise  zum 
Concurs  zugelassen,  wenn  sie  nicht  älter  als  25  Jahre  sind 
und  zwei  Jahre  im  wirklichen  Dienste  zugebracht  haben. 
Sie  können  nur  zum  Militärdienst  verwendet  werden. 

Die  Prüfung  ist  mündlich  und  schriftlich.  Niemand  kann 
zum  mündlichen  Examen  zugelassen  werden,  wenn  er  nicht 
alle  schriftlichen  Prüfungen  gemacht  hat.  Die  mündlichen 
Prüfungen,  zerfallen  in  zwei  Abtheilungen.  Die  erste  Ab- 
theilung der  Prüfung  ist  dazu  bestimmt,  festzustellen,  ob 
der  Candidat  die  nöthigen  Kenntnisse  besitzt,  zur  weitern 
Prüfung  der  11.  Abtheilung  zugelassen  zu  werden ;  die  Prüfung 
der  IL  Abtheilung  soll  dazu  dienen,  die  Classificirung  der 
zugelassenen  Candidaten  nach  Verdienst  festzustellen.  Das 
Examen  erstreckt  sich  auf  Arithmetik,  Geometrie,  Algebra, 
Trigonometrie,  analytische  Geometrie,  beschreibende  Geo- 
metrie, Physik,  Chemie,  französische  Sprache,  Zeichnen.  All- 
jährlich wird  das  Programm,  entsprechend  dem  officiellen 
Lycealprogramm ,  durch  den  Minister  bestimmt.  Die  Can- 
didaten müssen  auch  die  Kenntnis  einer  der  fünf  lebenden 
Sprachen:  deutsch,  englisch,  italienisch,  spanisch  oder  ara- 
bisch nachweisen;  die  Prüfung  darüber  besteht  in  einem 
Aufsatz  oder  einer  Uebersetzung.  Die  schriftlichen  Prüfungen 
können  sich  auf  alle  Abtheilungen  des  Programms  aus  den 
wissenschaftlichen  Fächern  erstrecken ,  ferner  wird  verlangt 
eine  französische  Composition,  eine  Probe  über  beschrei- 
bende Geometrie  und  eine  Kreidezeichnung.  Die  Prüfungen 
finden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Juli  in  den  grösseren 
Städten  statt.  Zur  selben  Zeit  beginnen  in  Paris  die  Prü- 
fungen des  ersten  Grades  und  nach  einem  Intervalle  von 
einigen  Tagen  die  Präfungen  des  zweiten  Grades.  Zum 
Zweck  des  Examens  haben  die  Candidaten  alle  während 
des  laufenden  Schuljahres  verfertigten  Zeichnungen,  Auf- 
sätze, Rechnungen  etc.  den  Examinatoren  zu  übergeben, 
und  zwar  nach  der  im  Programme  gegebenen   Specification. 


Die  Schule  stellt  unter  mllitärisclier  Leitung,  und  zwar 
unter  einem  General  als  Commandanten ,  einem  Oberst  oder 
Oberstlieutenant  als  dessen  Stellvertreter,  beide  vom  Kaiser 
ernannt,  6  Capitainen  als  Studien  -  Inspectoren  und  6  Ad- 
juncten.  Das  lehrende  Personal  besteht  aus  einem  Studien- 
Director,  zwei  Professoren  der  Analyse,  zwei  Professoren 
der  Mechanik  und  Maschinenlehre,  einem  Professor  der  be- 
schreibenden Geometrie,  je  zwei  Professoren  der  Physik  und 
Chemie,  einem  Professor  der  Geodäsie  und  Astronomie, 
einem  Professor  der  Architektur,  einem  Professor  der  Forti- 
fication ,  je  einem  Professor  der  Geschichte ,  französischen 
Literatur  und  deutschen  Sprache ,  einem  Leiter  der  geo- 
graphischen Arbeiten,  der  graphischen  Geometrie,  ferner 
aus  14  Repetitoren,  Zeichenlehrern,  und  endlich  aus  Exa- 
minatoren für  Mathematik,  Mechanik,  Geometrie,  Physik 
und  Chemie.  Ferner  ist  der  Schule  ein  administratives 
Personal  beigegeben.  Die  Gehalte  sind  folgendermassen 
normirt.  Der  Studien  -  Director  bezieht  10.000  Francs,  die 
Examinatoren  7500  Francs,  eben  so  viel  die  Professoren, 
jener  für  deutsche  Sprache  ausgenommen,  welcher  bloss 
3000  Fr.  erhält.  Der  Leiter  der  graphischen  Arbeiten  hat 
5000  Fr.,  die  Repetitoren  2500,  ferner  Zeichenlehrer  mit 
2000 — 2500  Fr.  mit  einer  Decennalzulage.  Die  Gehalte  sind 
ziemlich  hoch  bemessen,  wenn  man  berücksichtigt,  dass 
die  meisten  Functionäre  noch  anderweitige  Aemter  bekleiden. 

Der  Studien  -  Director  hat  die  specielle  Aufsicht  über 
den  gesammten  Unterricht  der  Schule,  er  hat  sich  zu  ver- 
gewissern, dass  die  Studien-Programme  und  alle  den  Unter- 
richt betreffenden  Reglements  durchgeführt  werden.  Der 
Lehrkörper  und  die  Examinatoren  sind  seiner  Leitung  unter- 
stellt, er  ist  Mitglied  aller  Conseils.  Die  Examinatoren  sind 
mit  den  Prüfungen  am  Ende  eines  jeden  Schuljahres  betraut 
und  haben  die  Classenliste  für  das  Vorrücken  aus  der  un- 
teren Abtheilung  in  die  höhere  zu  entwerfen. 

Der  Studienrath  (conseil  d'instruction)  besteht  aus  dem 
Commandanten  der  Schule,  seinem  Stellvertreter,  dem  Stu- 
diendirector,  den  Examinatoren  und  Professoren.  Er  gibt  sein 
Gutachten  über  alle  Fragen  ab,    welche    den  üntemcht  be- 
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treffen,  schlägt  jene  Verbesserungen  vor,  welche  in  dem 
gesammten  Studiengang  vorgenommen  werden  können.  Für 
jede  erledigte  Lehrerstelle  und  für  jeden  Beamtenposten  hat 
er  das  Vorschlagsrecht. 

Der  Verbesserungarath  (conseil  de  perfectionnement) 
ist  mit  der  höheren  Leitung  des  Unterrichtes  und  mit  der 
Verbesserung  desselben  im  Interesse  des  Staatsdienstes  be- 
traut. Er  entwirft  die  Prüfungs-  und  Unterrichts-Programme 
macht  besonders  jene  Verbesserungen  namhaft,  welche  im 
Interesse  der  Specialschulen  getroffen  werden  müssen  und 
legt  dem  Kriegsminister  seine  Vorschläge  vor.  Er  versammelt 
sich  alljährlich  nach  den  Prüfungen,  ferner  so  oft  der  Kriegs- 
minister es  für  nothwendig  findet.  Dieser  Rath  besteht  aus 
dem  Commandanten  der  Schule,  seinem  Stellveiii'eter,  dem 
Studien-Director,  zwei  Abgeordneten  aus  dem  Departement 
der  öffentlichen  Bauten,  zwei  Abgeordneten  aus  dem  Mini- 
sterium der  Marine,  je  einem  Abgeordneten  aus  den  Mini- 
sterien des  Innern  und  der  Finanzen,  3  Abgeordneten  aus 
dem  Ministerium  des  Krieges,  2  Mitgliedern  der  Akademie 
der  Wissenschaften,  zwei  Examinatoren  und  drei  Professo- 
ren der  Schule.  Mit  der  Besorgung  der  administrativen  Ge- 
schäfte ist  ein  Administrationsrath  betraut. 

Die  Prüfungen  finden  am  Ende  eines  jeden  Jahres 
statt.  Die  Prüfung  am  Ende  des  ersten  Jahres  hat  den 
Zweck,  nachzuweisen,  ob  der  Eleve  in  den  höheren  Jahr- 
gang aufsteigen  kann;  das  Examen  am  Ende  des  zweiten 
Jahres  soll  documentieren ,  welche  Zöglinge  in  den  öffent- 
lichen Staatsdienst  aufgenommen  werden  können. 

Der  Unterricht  dauert  zwei  Jahre.  Der  Lehrstoff  ist 
folgendermassen  vertheilt  *) : 

Erstes  Jahr  :  Analyse :  Integral  -  und  Differenzialrech- 
nung,  43  Vorlesungen  (während  des  ganzen  Jahres  jede  Vor- 
lesung anderthalbstündig) ;  Geometrie  descriptive,  32  Vorlesun- 
gen; mecanique  et  machines,  40 Vorlesungen;  Physik,  30  Vor- 
lesungen; Chemie,  Metalloide  und  Alkalien  und  ihre  Ver- 
bindungen,   30  Vorlesungen;  Astronomie  und  Geodäsie,  30 


*)  Koristka  a.  a.  O.  S.  90, 
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Vorlesungen:  französische  Literatur,   deutsche  Sprache,  Ge- 
schichte, Zeichnen. 

Im  zweiten  Jahre:  Analyse,  und  zwar  bestimmte  In- 
tegrale, Integration  von  Differential -Gleichungen,  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung ,  32  Vorlesungen ;  analytische  Mecha- 
nik, hydraulische  und  Dampfmaschinen,  40  Vorlesungen; 
Physik,  30  Vorlesungen;  Chemie,  Metalle  und  organische 
Chemie,  30  Vorlesungen;  Architektur,  40  Vorlesungen;  To- 
pographie, 4  Vorlesungen;  Befestigungskunst,  Organisation 
und  Bewaffnung  der  Armee,  20  Vorlesungen;  sodann  noch 
französische  Literaturgeschichte,  deutsche  Sprache,  Zeichnen. 

Ausserdem  müssen  von  jedem  Schüler  in  der  Physik 
und  Chemie  bestimmte  Uebungen  durchgemacht  werden.  Für 
die  Durcharbeitung  des  Lehrstoffes  sind  die  sogenannten 
Repetiteurs  ebenso  wie  an  den  Lyceen  bestellt.  Die  Haus- 
ordnung ist  eine  streng  geregelte,  die  Disciplin  militärisch, 
die  Tagesordnung  für  die  Internen  muss  genau  inne  gehal- 
ten werden.    Mittwoch  und  Sonntag  Nachmittag  ist  frei. 

Jene  Zöglinge,  welche  nach  zurückgelegten  Studien- 
jahren das  Examen  am  Schlüsse  des  zweiten  Jahres  mit 
gutem  Erfolge  bestanden  haben,  können  nach  Belieben  in 
eine  Civil-  oder  Militärspecialschule  eintreten,  wo  sie  dann 
den  Titel  Ingenieur-Eleven  erhalten.  Zu  den  erstem  gehören 
die  Land-Ingenieurschule  (ecole  des  ponts  et  chaussees)  und 
die  Bergbauschule,  zu  den  letzteren  die  Artillerie-  und  In- 
genieurschule zu  Metz,  die  Generalstabschule  (ecole  d'ap- 
plication  du  corps  royal  d'etat  major),  die  See-Ingenieur- 
schule (ecole  d'application  du  genie  maritime).  Diese  liegen 
ausserhalb  unserer  Aufgabe,  jene  sollen  hier  kurz  geschil- 
dert werden. 

Die  Bergbauschule,  seit  1783  gestiftet,  erhielt  aber  erst 
1816  ihre  Organisation,  welche  sie  bis  auf  die  Gegenwart 
beibehalten  hat.  Die  jüngste  Reorganisation  erhielt  sie  durch 
ein  kaiserliches  Decret  vom  15.  September  1856. 

Die  Schule  hat  die  Aufgabe,  jene  Ingenieure  zu  bil- 
den, welche  den  vom  Staat  dem  Minencorps  anvertrauten 
Dienst  zu  besorgen  haben.  Sie  untersteht  dem  Minister  für 
Ackerbau,  Handel  und  öffentliche  Arbeiten.  Ausser  den  zum 
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öffentlichen  Dienst  bestimmten  Ingenieur-Eleven  werden  auch 
Externe  und  ausserordentliche  (freie)  Zuhörer  zugelassen. 
Die  Externen  werden  in  Folge  eines  Concurses  nach  Ent- 
scheidung des  Ministers  des  Ackerbaues,  Handels  und 
öffentlichen  Arbeiten  aufgenommen  und  nehmen  an  allen 
Cursen  und  praktischen  Uebungen  der  Schule  TheiL 

Die  Schule  steht  unter  einem  General-Inspector  erster 
Classe  des  kaiserlichen  Minencorps,  welcher  den  Titel  Di- 
rector  führt.  Ein  General-Inspector  zweiter  Classe  oder  ein 
Ingenieurchef  ist  unter  Aufsicht  des  Directors  mit  der  Stu- 
dien-Direction  und  den  Details  der  Verwaltung  beauftragt. 
Beide  werden  auf  Vorschlag  des  Ministers  vom  Kaiser  er- 
nannt. Die  wichtigsten  Bestimmungen  bezüglich  des  Unter- 
richts, der  Verwaltung  und  Disciplin  erlässt  nach  Approba- 
tion des  Ministers  ein  Rath. 

Das  Lehrpersonal  besteht  aus  9  Professoren  für  Berg- 
bau, Metallurgie,  Mineralogie,  Palaeontologie,  Geologie,  Eisen- 
bahnbau, Ackerbau,  Drainage  und  Irrigation,  Verwaltungs 
recht  und  Minengesetzgebung,  endlich  industrielle  Oekono- 
mie ;  ferner  einem  Chef  der  graphischen  Arbeiten,  endlich  aus 
Lehrern  der  deutschen  und  englischen  Sprache. 

Die  Professoren  werden  auf  Vorschlag  des  Schulrathes 
vom  Minister  ernannt.  Im  Falle  constatierter  Nothwendigkeit 
und  auf  Verlangen  des  Schulraths  kann  durch  Erlass  des 
Ministers  ein  Hilfsprofessor  einem  der  Curse  über  Minen- 
anlage, Metallurgie,  Mineralogie  und  Geologie  beigegeben 
werden.  Unabhängig  von  den  erwähnten  Vorträgen  kann 
der  Minister  zur  Vorbereitung  der  nicht  aus  der  polytech- 
nischen Schule  eingetretenen  Eleven  Vorbereitungs  -  Curse 
creiren.  Ingenieure,  welche  in  Folge  der  Specialität  ihrer 
Arbeiten  sich  besondere  Kenntnisse  über  gewisse  Theile  des 
Ingenieurwissens  erworben  haben,  können  zeitweilig  an  die 
Schule  berufen  werden ,  um  den  Eleven  die  Theorien ,  That- 
sachen,  Beobachtungen  und  Entdeckungen,  die  für  den 
Unterricht  nützlich  scheinen,  vorzutragen. 

Der  Schulrath  ist  zusammengesetzt:  aus  dem  Director 
und  Inspector  der  Schule,  zwei  General -Inspectoren  erster 
oder  zweiter  Classe,  und  aus  den  vom  Minister  bezeichneten 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtsweeens  etc.  XQ 
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Professoren.  In  den  Sitzungen  führt  der  Minister  und  in  dessen 
Abwesenheit  der  Director  der  Schule  den  Vorsitz;  sind  beide 
abwesend,  der  älteste  General-Inspector.  Der  Rath  versam- 
melt sich  regelmässig  einmal  alle  zwei  Monate  während  des 
Curses,  sonst  aber  auch,  so  oft  es  nöthig  erscheint;  er  fasst 
seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmenmehrheit.  Am  Ende 
des  Jahres  bestimmt  er  die  Classification.  Seine  Beschlüsse 
in  dieser  Richtung  können  nicht  geändert  werden,  ausser  im 
Falle  einer  falschen  Anwendung  des  Reglements.  Er  beräth 
und  unterbreitet  der  Genehmigung  des  Ministers  die  Pro- 
gramme der  Curse  und  die  bezüglich  der  praktischen  Ar- 
beiten der  Schüler  zu  beobachtenden  Normen.  Er  gibt  sein 
Gutachten  über  alle  andern  Fragen,  welche  die  Schule  be- 
treffen und  die  ihm  von  der  Verwaltung  oder  dem  Minister 
vorgelegt  werden  können. 

Nebst  dem  Schulrath  besteht  ein  Conseil  de  perfection- 
nement.  Dieser  Rath  besteht  aus  dem  Director,  Inspector 
und  zwei  Professoren  der  Schule ,  aus  einem  Inspector  erster 
und  zwei  Inspectoren  zweiter  Classe.  Die  Inspectoren  werden 
vom  Generalminenrath ,  die  Professoren  vom  Schulrath  be- 
stimmt. Der  Director  präsidiert  dem  Rathe,  der  Inspector 
versieht  die  Functionen  eines  Secretärs.  Der  Rath  ver- 
einigt sich  mindestens  einmal  jährlich  am  Ende  der  Curse, 
sonst  aber  auf  Einberufung  des  Ministers.  Seine  Aufgabe 
ist,  die  Preiswürdigkeit  aller  Arbeiten  der  Eleven  zu 
beurtheilen  und  die  zur  Vervollkommnung  der  Schule 
geeignet  erscheinenden  Vorschläge  zu  machen.  Die  or- 
dentliche Session  beschäftigt  sich  mit  der  definitiven 
Festsetzung  der  Preise  an  die  Schüler,  nach  den  von 
den  Professoren  aufgestellten  provisorischen  Listen.  Sodann 
begutachtet  der  Rath  die  ihm  vorgelegten  Verbesserungs- 
vorschläge und  unterbreitet  der  ministeriellen  Genehmigung 
jene,  die  ihm  nützlich  und  zur  Anwendung  empfehlenswerth 
erscheinen.  Jeder  Professor  nimmt  bezüglich  seiner  Fächer 
an  den  Berathungen  mit  beschliessender  Stimme  Theil. 

Der  Unterricht  dauert  drei  Jahre  und  umfasst  münd- 
liche Vorträge ,  praktische  Uebungen ,  Unterrichtsreisen 
(Missionen).  Die  praktischen  Uebungen  bestehen  in   graphi- 
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sehen  Arbeiten,  Nivellirungen  und  Erdaushebungen,  in  che- 
mischen Manipulationen  und  chemischen  Proben  der  Mine- 
ralsubstanzen; in  Besuchen  von  Bergwerken  (mines)  und 
geologischen  Ateliers;  in  Entwürfen  von  Minenanlagen,  Ma- 
schinenarbeiten etc.  In  der  zweiten  Hälfte  der  letzten  zwei 
Studienjahre  finden,  jedesmal  wenigstens  durch  100  Tage, 
Uebungsreisen  statt ,  deren  Programme  auf  Vorschlag  des 
Schulraths  der  Minister  erlässt.  Am  Ende  der  Studien  kön- 
nen die  besten  Schüler  in's  Ausland,  behufs  weiterer  Studien, 
gesendet  werden. 

Während  des  Aufenthaltes  an  der  Schule  erhält  jeder 
Eleve  monatlich  100  Francs,  während  der  Unterrichtsreisen 
150  Eres,  und  S'Frcs.  für  jeden  Reisetag.  Durch  specielle  mini- 
sterielle Entscheidung  können  die  Schüler  noch  einen  Zu- 
schuss  zu  ihren  fixen  Bezügen  erhalten. 

Entsprechend  den  Abtheilungen  der  polytechnischen 
Schule  zerfallen  die  Schüler  in  drei  Classen ;  der  Rang  in 
denselben  wird  nach  Verdienst  bestimmt  und  durch  Zahlen 
oder  vom  Schüler  innezuhabende  Grade  ausgedrückt.  Die 
Rang-  und  Avancementsliste  wird  vom  Schulrath  angefertigt 
und  vom  Minister  definitiv  erlassen.  Diejenigen  Eleven,  die 
ihre  Studien  dem  Reglement  entsprechend  vollenden,  werden 
nach  ihrer  letzten  Mission  zu  Ingenieuren  dritter  Classe 
ernannt.  Jene,  welche  nach  ein-  oder  zweijährigem  Stu- 
dium zum  Aufsteigen  oder  zum  activen  Dienst  nicht  taug- 
lich befunden  werden,  können  auf  Vorschlag  des  Rathes 
und  Entscheidung  des  Ministers  noch  ein,  und  im  Falle 
ausnahmsweiser  Umstände  noch  zwei  Jahre  an  der  Schule 
belassen  werden;  kein  Eleve  darf  jedoch  länger  als  fünf 
Jahre  die  Schule  besuchen.  — 

Die  Ingenieurschule  (ecole  imperiale  des  ponts  et  chaus- 
s^es)  wurde  1747  gegründet  und  erhielt  unter  der  constitui- 
renden  Versammlung  ihre  heutige  Organisation.  Die  Schule 
steht  unter  dem  Minister  der  öß'entlichen  Arbeiten.  Sie  hat 
die  Aufgabe,  Ingenieure  für  den  Brücken-  und  Wegebau  zu 
bilden.  Der  UnteiTicht  dauert  drei  Jahre  und  ist  ein  theo- 
retischer und  praktischer;  ersterer  dauert  vom  1.  October 
bis  30.  April ;  während  der  Sommermonate  werden  die  Ele- 
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ven  in  die  Depai'tements  entsendet,  um  sich  daselbst  unter 
Aufsicht  der  schon  angestellten  Ingenieure  an  den  öffentlichen 
Bauten  praktisch  zu  betheiligen.  Die  Lehrgegenstände  sind 
im  ersten  Jahre:  Strassen-  und  Brückenbau,  Hydraulik, 
agricole  Hydraulik  (Pumpen,  Wasserräder),  Mineralogie,  Na- 
tional-Oekonomie,  deutsche  und  englische  Sprache;  im  zweiten 
Jahre:  Flusschifffahrt  und  Canalbau,  Brückenbau  zweiter 
Theil,  Häuserbau,  Hydraulik,  Dampfmaschinen,  agricole 
Hydraulik  (Bewässerung  und  Entwässerung) ,  Geologie,  Skiz- 
zenaufnahme, deutsche  und  englische  Sprache;  im  dritten 
Jahre:  Hafenbauten,  Eisenbahnbau,  Architektur,  administra- 
tive Gesetzgebung,  chemische  Arbeiten,  Skizzenaufnahme, 
deutsche  und  englische  Sprache.  Von  grosser  Wichtigkeit 
für  den  Unterricht  sind  die  bedeutenden,  in  ihrer  Art  viel- 
leicht einzig  dastehenden  Sammlungen  der  Anstalt.  Ursp-üng- 
lich  waren  daselbst  vier  Lehrkräfte  angestellt;  die  Zahl 
derselben  beträgt  gegenwärtig  16,  von  denen  11  wirkliche 
Professoren.  Ausserdem  Repetiteurs  und  Adjuncten,  wie  an 
den  andern  ähnlichen  Lehranstalten.  Die  Direction  führt  ein 
Generaldirector  der  öffentlichen  Bauten.  Die  Functionen  des 
Studienrathes  (conseil  de  l'ecole)  und  des  conseil  de  per- 
fectionnement  ähnlich  wie  an  der  polytechnischen  Schule. 
Die  Schüler  sind  Externe  und  Interne.  Letztere  müssen  die 
polytechnische  Schule  absolviert  haben  und  erhalten  einen 
monatlichen  Gehalt  von  100  Frcs.,  ausserdem  noch  50  Frcs. 
während  der  Sommermonate.  Nach  absolvirter  Schule  wer- 
den die  Eleven  als  Ingenieure  dritter  Classe  mit  einem  Jahres- 
gehalt von  1 800  Fr.  angestellt.  Die  Externen  betheiligen  sich 
entweder  an  allen  Vorlesungen  und  üebungen ,  oder  sie  haben 
bloss  die  Erlaubnis,  den  Vorträgen  beiwohnen  zu  dürfen.  — 
Für  die  französische  Industrie  bestand  bis  vor  wenigen 
Jahren  bloss  eine  aus  Privatmitteln  erhaltene  höhere  Lehr- 
anstalt. Die  kaiserliche  Centralge werbe-  und  Ingenieurschule 
(ecole  imperiale  centrale  des  arts  et  manufactures)  wurde  im 
Jahre  1829  von  Dumas,  Peclet,  Ollivier  und  Lavallee  gegrün- 
det*).    Die  damaligen  Schulen  genügten  dem  Bedürfnis  der 
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aufblühenden  Industrie  nicht,  indem  es  sich  nicht  bloss  darum 
handelte,  tüchtige  Arbeiter,  intelligente  Werkführcr  zu  be- 
sitzen, wofür  in  den  bestehenden  Lehranstalten  Fürsorge 
getroffen  war,  sondern  auch  gut  unterrichtete  Ingenieure.  Die 
Centralschule  füllte  eine  Lücke  im  Unterrichtssystem  Frank- 
reichs aus,  indem  sie  sich  die  Aufgabe  setzte,  Directoren  für 
die  Fabriken,  überhaupt  Civilingenieure  heranzubilden.  Zwar 
suchten  die  Vorträge  am  Conservatoire  dem  grossen  Mangel 
abzuhelfen,  einen  vollständigen  Ersatz  boten  sie  jedoch  nicht, 
weil  die  für  die  Ingenieure  so  wichtigen  praktischen  Uebun- 
gen  fehlten.  Von  den  Zöglingen  der  polytechnischen  Schule, 
die  übei'dies  eigentlich  einen  nur  vorbereitenden  Unterricht 
gibt,  wendeten  sich  nur  wenige  der  Privatindustrie  zu,  die  mei- 
sten und  zwar  die  fähigsten  suchten  in  den  Staatsdienst  zu  treten. 
Auf  diese  Weise  füllte  die  Centralschule  eine  fühlbare  Lücke 
im  Unterrichtswesen  aus  und  der  Erfolg  war  ein  bedeuten- 
der, trotzdem  dass  das  Unterrichtsgeld  nicht  unbedeutend  war. 
An  der  Steigerung  der  Frequenz  hatten  die  zum  Theil  vor- 
trefflichen Lehrkräfte  bedeutenden  Antheil.  In  fast  allen 
Zweigen  der  Civilindustrie  finden  sich  Männer,  die  ihre  Aus- 
bildung der  Centralschule  verdanken  und  eine  hervorragende 
Stellung  einnehmen.  Seit  1838  erhielten  auch  alljährlich  eine 
bestimmte  Anzahl  junger  Männer  Staatsstipendien,  um  an 
der  Centralschule  sich  ausbilden  zu  können.  Im  Jahre  1857 
übernahm  die  Regierung  die  Schule  nach  einer  Ueberein- 
kunft  mit  den  bisherigen  Eigenthümern  *). 

An  der  Spitze  der  Schule  steht  ein  Director,  der  auf 
Vorschlag  des  Ministers  vom  Kaiser  ernannt  wird.  Er  wird 
unter  jenen  gewählt,  welche  Mitglieder  des  Studienraths  waren 
oder  sind  (conseil  de  perfectionnement  de  l'ecole).  Demselben 
steht  ein  Vicedirector  zur  Seite.  Das  Unterrichts-Personal  be- 
steht aus  dem  Studiendirector  und  einem  Unterdirector ,  aus 
den  Professoren,  Conferenzlehrern,  Repetitoren  und  Präpara- 
toren. Der  Studiendirector  hat  die  Aufgabe,  über  die  Durch- 
führung des  Unterrichts-Prograrames  zu  wachen,  die  Disciplin 
unter  den  Eleven  aufrecht  zu  erhalten.  Er  wird  vom  Kaiser 


*)  Loi  19  Juiu  1857. 
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ernannt,  wahrend  die  Ernennung  der  Stellvertreter  und  der 
Professoren  durch  den  Minister  erfolgt. 

Der  Studiencurs  dauert  drei  Jahre.  Im  ersten  Jahre 
werden  hauptsächlich  die  allgemeinen  Wissenschaften  gelehrt, 
in  den  beiden  anderen  die  Anwendung  derselben  auf  die 
Industrie.  Die  Lehrgegenstände  sind  im  ersten  Jahre:  De- 
scriptive  Geometrie;  Theorie  und  Anwendung  auf  die  Per- 
spective, Schattenlehre  und  Steinschnitt;  analytische  Geome- 
trie; Differential-  und  Integral-Rechnung;  analytische  Mecha- 
nik, Bewegungsweise  der  Maschinen,  Veränderung  der  Bewe- 
gung, Aufnahme  von  Maschinen,  Elements  des  machines 
(Construction  der  Maschinen-Elemente);  Physik,  allgemeine 
Eigenschaften,  Statik  und  Dynamik,  Wärme,  Elelctricität  und 
Licht  mit  ihren  Anwendungen  auf  die  Industrie;  allgemeine 
unorganische  und  organische  Chemie,  chemische  Uebungen 
im  Laboratorium;  Hygiene,  worunter  man  Physiologie  und 
Gesundheitslehre  des  Menschen,  Anwendung  beim  Bau  von 
Häusern,  zu  verschiedenen  Zwecken,  Sanitätspolizei  versteht ; 
die  Producte  des  Thierreiches,  des  Pflanzenreiches  in  syste- 
matischer Uebersicht;  levee  de  plans,  einfache  Aufnahme  und 
Nivellement  mit  Uebungen;  graphische  Arbeiten  und  zwar 
Maschinenzeichnen,  architektonisches  Zeichnen.  Im  zweiten 
Jahre  technische  Physik  und  zwar  Wärme  und  ihre  Anwen- 
dung, Destillation  und  Beleuchtung;  angewandte  Mechanik, 
Theorie  der  Kettensysteme,  Reibungs-,  Drehungs-,  Trägheits  , 
und  Bewegungsmoment,  Stoss  belebter  Kräfte,  Dynamometer; 
Maschinenbau,  und  zwar  Materialien,  Festigkeit,  Bearbeitung, 
Maschinenbestandtheile ,  Verbindungen;  analytische  Chemie, 
Reagentienlehre,  Analyse  der  einfachen  unorganischen  Kör- 
per, der  Säuren,  der  wichtigeren  Mineralien  und  Hüttenpro- 
ducte ;  industrielle  Chemie,  specielle  Chemie  der  Säuren  und 
Salze,  Darstellungen  im  grossen;  Strassen-,  Brücken-  und 
Wasserbau;  Geognosie,  physikalische  Geographie,  Mineralo- 
gie, Metallurgie  (der  Hochofenprocess  und  das  Giessen  etc.) ; 
Technologie,  Verarbeitung  von  Hölzern  und  Steinen,  Por- 
zellan etc.;  industrielle  Gesetzgebung.  Im  dritten  Jahre: 
technische  Physik,  Dampfmaschinen,  Ventilation  und  Vapo- 
ration;  angewandte  Mechanik,  Hydrostatik,  Barometer,  Ma- 
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nometer,  Hydraulik,  Wasserräder,  Wassersaugmaschinen, 
Pumpen,  Druck  und  Bewegung  von  Gasen;  Maschinenbau, 
Principien  desselben,  Anwendung  und  wichtige  Maschinen- 
Entwürfe;  analytische  Chemie,  Analyse  der  Salzwässer,  Ele- 
mente der  organischen  Analyse,  industrielle  Chemie,  Gäh- 
rungs- Chemie,  Zuckerfabrication ,  Agricultur  -  Chemie ;  Häu- 
serbau im  allgemeinen,  Constructions  -  Arbeiten  des  Maurers 
und  Zimmermanns;  Bergbaukunde,  Schürfen,  Abbau,  Wasser- 
hebung, Ventilation ;  Berggesetzgebung,  Schmieden  und  Bud- 
deln, und  die  Stahlbereitung;  Technologie,  Spinnerei  und 
Wucherei,  endlich  eine  ausführliche  Darstellung  des  Eisen- 
bahnbaues. Die  Eleven  im  zweiten  und  dritten  Jahre  haben 
ausserdem  noch  20  praktische  Uebungen  in  der  analytischen 
Chemie,  vier  Uebungen  im  Steinschnitt,  eine  Feldmess- Auf- 
nahme und  ein  Nivellement  durchzuführen ;  endlich  Entwürfe 
einfacher  und  zusammengesetzter  Maschinen,  Hoch-  und  Weg- 
bauprojecte  nach  einem  gegebenen  Programm  auszuarbeiten. 
Während  des  Schuljahres  finden  fast  allwöchentlich  Prü- 
fungen statt,  um  die  Schüler  in  fortwährender  Uebung  zu 
erhalten.  Am  Ende  der  Studienjahre  erhalten  die  Hörer  ent- 
weder ein  Diplom  oder  ein  Certificat.  Der  Studienrath  ist  aus 
Professoren  der  industriellen  Wissenschaften  zusammenge- 
setzt; die  Gründer  der  Schule  sind  Mitglieder  desselben; 
der  Director  wohnt  den  Sitzungen  mit  consultativem  Votum 
bei ;  ebenso  auch  der  Unterdirector  der  Schule ,  um  die 
nöthigen  Auskünfte  zu  geben.  Der  Studienrath  beschäftigt 
sich  mit  allen  jenen  Angelegenheiten,  welche  die  Leitung 
und  Verbesserung  des  Unterrichtes  betreffen.  In  einer  ausser- 
ordentlichen Session  mit  Hinzuziehung  von  9,  auf  sechs  Jahre 
ernannten  Mitgliedern  oder  von  älteren  diplomierten  Eleven, 
welche  vom  Minister  bezeichnet  werden,  entwirft  er  die  Liste 
jener  Schüler,  welche  vom  Schulrath  für  die  Diplomierung 
oder  Ertheilung  von  Fähigkeits-Zeugnissen  bezeichnet  wer- 
den; schlägt  die  Aenderungen  vor,  welche  das  Aufnahms- 
oder das  Unteri'ichtsprogramm  und  das  Reglement  betreffen, 
erstattet  Vorschläge  für  die  erledigten  Lehrkanzeln.  Das 
Lehrpersonal  bestand  1864  aus  21  Professoren,  15  Repetito- 
ren, 13  Präparatoren  und  7  Leitern   der  graphischen,   topo- 
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graphischen  und  chemischen  Arbeiten.  Der  Gehalt  des  Lehr- 
körpers betrug  142.209  Frcs.,  die  Gesammtausgabe  380.000 
Franken. 

Das  Diplom  eines  Ingenieurs  des  arts  et  metiers  wird 
vom  Minister  allen  jenen  Eleven  verliehen,  welche  allen  Con- 
cursprüfungen  vollkommen  entsprochen  haben  und  die  schon 
vorher  vom  Schulrathe  als  hiezu  würdig  bezeichnet  wurden. 
Das  Certificat  de  capacite  erhalten  jene ,  welche  nur  theil- 
weise  den  Prüfungen  genügt  haben,  aber  doch  im  Grossen 
und  Ganzen  ein  hinreichendes  Wissen  in  den  wichtigsten 
Unterrichtszweigen  documentierten. 

Die  Schüler  sind  sämmtlich  Externe;  auch  Ausländer 
werden  zugelassen;  es  werden  nur  jene  aufgenommen,  welche 
das  17.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Die  Aufnahme  er- 
folgt durch  eine  Concursprüfung  aus  französischer  Geschichte, 
Arithmetik,  Elementargeometrie,  Algebra  bis  zu  den  Glei- 
chungen inclusive,  Trigonometrie,  analytische  Geometrie, 
Physik,  Chemie,  Naturgeschichte  und  Zeichnen.  Die  Prüfung 
ist  schriftlich  und  mündlich.  Das  Unterrichtsgeld  beträgt 
800  Frcs.  Die  Zahl  der  aufgenommenen  Schüler  betrug 
1829  147,  sank  1832  auf  45,  seitdem  ist  sie  in  fortwähren- 
der Steigung  begriffen.  1840  besuchten  125,  1845  152, 
1855  220  Schüler  den  ersten  Jahrgang  der  Anstalt;  in  den 
Jahren  1853 — 63  wurden  im  Durchschnitt  210  —  220  aufge- 
nommen*). Die  Gesammtzahl  beträgt  im  Durchschnitt  500.  — 

Die  kaiserliche  Forstschule  zu  Nancy  gehört  ebenfalls 
zu  den  höheren  Specialanstalten,  woraus  sich  das  Förster- 
corps recrutiert.  Der  Unterricht  umfasst  Naturgeschichte, 
Mathematik,  Verwaltungslehre,  Gesetzgebung,  Zeichnen,  Bau- 
kunde, Forstökonomie  und  deutsche  Sprache.  Die  Aufnahme 
erfolgt  wie  in  den  andern  Lehranstalten  durch  einen  Con- 
curs.  Die  Aufnahmswerber  müssen  zwischen  18  und  21 
Jahre  alt  sein.  Im  Dm'chschnitte  werden  alljährlich  25  bis 
30  Schüler  aufgenommen.   Die  schriftlichen  und  mündlichen 


*)  Kofistka  erwähnt  S.  93,  dass  die  Zahl  sämmtlicher  Eleven  nie 
mehr  als  240  betragen  kann,  da  nur  120  in  die  erste  Classe  aufgenom- 
men werden. 
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Prüfungen  erstrecken  sich  auf  Arithmetik,  Algebra,  Geome- 
trie, Trigonometrie,  Physik,  Chemie,  Cosmographie,  Mecha- 
nik, Botanik,  Pflanzen  -  Physiologie ,  französische  Geschichte, 
Geographie  und  deutsche  Sprache.  Ferner  müssen  Zeich- 
nungen geliefert  werden.  Die  Studien  dauern  zwei  Jahre, 
der  Preis  einer  Pension  beträgt  1800  Frcs.  Jene  Eleven, 
welche  mit  gutem  Erfolge  die  Schlussprüfungen  abgelegt 
haben,  erhalten  eine  Anstellung  im  Förstercorps  mit  einem 
Gehalte  von  1000  Frcs.  Mit  dem  Unterricht  sind  fünf  Professo- 
ren betraut,  deren  Gehalt  beträgt  4000 — 5000  Frcs.  — 

Der  höhere  landwirthschaftliche  Unterricht  wird  in  den 
kaiserlichen  Lehranstalten  zu  Grignon ,  in  der  Nähe  von  Ver- 
sailles, zu  Grandjouan  im  unteren  Loiredepartement  und  zu 
Saul-Saie  im  Departement  Aix  ertheilt,  eine  vierte  Acker- 
bauschule ist  in  den  letzten  Jahren  eingegangen.  Es  werden 
nur  Interne  auf  Grund  einer  Prüfung  aufgenommen,  hiervon 
sind  nur  die  Bacheliers  es  sciences  befreit.  Alters-Bedingung 
ist  das  zurückgelegte  1*7.  Lebensjahr.  Der  Studiencurs  dauert 
drei  Jahre.  Der  Preis  der  Pension  beträgt  750  Frcs.  jähr- 
lich. Der  Staat  erhält  18  Freischüler  an  jeder  Schule.  Nach 
zurückgelegten  Studien  erhalten  die  Fähigen  von  einer  Jury 
ein  Certificat  de  capacite.  Die  Lehrgegenstände  sind  Oeko- 
nomie  und  Gesetzgebung,  Agricultur,  Zoologie  und  Viehzucht, 
Gartenbau,  Botanik,  Physik,  Chemie,  Geologie  und  Genie 
rural ,  d.  h.  Entwässerung ,  Bewässerung  ^  Nivelliren ,  Bau- 
kunde u.  s.  w.  Das  Personal  einer  jeden  Lehranstalt  besteht 
aus  dem  Director  (Gehalt  6000  und  5000  Frcs.),  einem  Di- 
rectorstellvertreter ,  der  zugleich  Professor  ist  (mit  4000  bis 
3500  Frcs.),  vier  Professoren  (mit  2500  —  3000  Frcs.)  und 
verschiedenen  Administrativbeamten.  — 

Diie  Muster-  oder  Lehrwirthschaften  (fermes  ecoles) 
sollen  Grossknechte,  Wirthschaftsaufseher,  Verwalter  und 
Pächter  heranbilden.  Die  Lehrlinge  nehmen  an  allen  Wirth- 
schaftsarbeiten  Antheil  und  der  Unterricht  ist  ein  wesentlich 
praktischer.  Die  Directoren  bearbeiten  die  Domänen  auf 
eigene  Kosten  und  erhalten  vom  Staat  eine  jährliche  Sub- 
vention von  2400  Frcs.  Denselben  steht  ein  Arbeitsvorsteher 
(chef  de  pratique),  ferner  ein  Gärtner,  ein  Thierarzt  und  an- 
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(lere  Hilfsbeamte^  z.  B.  ein  Reclinungsführer,  zur  Seite.  Im 
Jahre  1859  betrug  die  Ausgabe  für  diese  Institute  5 18.000  Frcs. 
Derartige  Lehranstalten  gibt  es  52  in  50  Departements. 

Ausserdem  bestehen  in  mehreren  grossen  Städten  spe- 
cielle  Lehrkanzeln  für  Ackerbau,  welche  vom  Staate  unter- 
halten werden,  z.  B.  in  Rodetz,  Besan9on,  Guimper,  Bordeaux, 
Beauvais,  Toulouse,  Nantes,  Ronen,  Amiens.  Die  jährliche 
Ausgabe  belief  sich  auf  etwa  18.000  Frcs.  — 

Die  Bergbauschule  zu  Alais,  welche  die  Aufgabe  hat 
Werkmeister  (  Contre -  maitres )  heranzubilden,  wurde  1845 
gegründet.  Jeder  Aufnahraswerber  muss  den  Nachweis  lie- 
fern, dass  er  als  Arbeiter  wenigstens  während  eines  Jahres 
in  einem  Bergwerk  sich  beschäftigt  habe,  mindestens  18  Jahre 
alt  sei.  Lesen,  Schreiben,  Orthographie,  die  wichtigsten 
Rechnungsarten  und  die  elementaren  Begriffe  des  Münz-, 
Mass-  und  Gewichtswesens  inne  habe.  Eine  theoretische  und 
praktische  Aufnahmsprüfung  entscheidet  über  die  Zulassung. 
Der  Cursus  dauert  zwei  Jahre  und  zwar  ist  der  Unterricht 
ein  theoretischer  und  praktischer,  indem  ein  Theil  des  Jahres 
zu  Arbeiten  in  Bergwerken  verwendet  wird.  Während  die- 
ser Zeit  müssen  sich  die  Zöglinge ,  sowie  die  anderen  Ar- 
beiter dem  Reglement  des  Bergwerks,  wo  sie  beschäftigt 
sind,  fügen,  dem  Vorstand  desselben  gehorchen.  Der  Preis 
der  Pension  beträgt  für  einen  TVq  monatlichen  Aufenthalt 
in  der  Schule  360  Frcs.  Freistellen  werden  von  Seiten  der 
Staatsregierung  an  Söhne  von  Bergleuten  verliehen.  Wür- 
dige Schüler,  welche  den  Curs  mit  Erfolg  beendeten,  erhal- 
ten auf  Antrag  des  Verwaltungsrathes  Zeugnisse  als  Werk- 
meister (brevet  de  contre-mineur) ;  jene  Schüler,  welche  sich 
besonders   ausgezeichnet,    noch    eine    besondere  Belohnung. 

Eine  höhere  Bergwerksschule  (ecole  des  mineurs)  be- 
steht zu  St.-Etienne  im  Loiredepartement.  Sie  bezweckt  die 
Heranbildung  von  Directoren.  Die  Aufzunehmenden  müssen 
wenigstens  16  Jahre  alt  sein,  sich  einer  Prüfung  aus  der 
französischen  Geschichte,  Arithmetik,  Elementargeometrie, 
Algebra  bis  zu  den  Gleichungen  zweiten  Grades  und  dem 
Curvenziehen  unterziehen.  Der  Studiencurs  dauert  drei  Jahre. 
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Es  werden    nur  Externe    aufgenommen    und    der  Unterricht 
ist  ein  unentgeltlicher.  — 

Die  Organisation  der  ecole  des  arts  et  metiers  reicht 
in  das  Jahr  1803,  indem  am  25.  Februar  ein  Statut  für  die 
Schule  von  Compiegne  erlassen  worden  war.  Aufgenommen 
wurden  Knaben  nach  zurückgelegtem  zwölften  Jahre.  Sie 
wurden  in  drei  Classen  eingetheilt.  Als  Unterrichts  gegen- 
stände waren  aufgenommen:  Lesen,  Schreiben,  die  Elemente 
der  französischen  Sprache,  Rechnen,  die  Elemente  der  Geo- 
metrie, Zeichnen.  Nach  erhaltenem  Elementar  -  Unterricht 
traten  sie  in  die  Abtheilung  für  Künste  und  Handwerke  und 
wurden  uach  ihrem  Talente  oder  nach  Neigung  in  verschie- 
denen Ateliers  beschäftigt.  Die  Arbeitszeit  daselbst  dauerte 
8  Stunden  täglich,  2  Stunden  wurden  den  Studien  und  zwar 
sowol  der  ebenen  als  descriptiven  Geometrie  und  dem  Zeich- 
nen gewidmet.  Die  Schule  von  Compiegne,  bisher  eine  Mi- 
litärschule, welche  von  Larochefoucauld  gegründet  worden 
war,  nahm  nun  den  Titel  :  „^cole  des  arts  et  metiers"  an*). 
Im  Jahre  1806  wurde  diese  I^ehranstalt  durch  kaisei'liches 
Decret  vom  5.  Sept.  nach  Chalons  sur  Marne  übertragen. 
Nach  dem  Muster  dieser  Schule  wurden  noch  andere  Lehr- 
anstalten gegründet.  Die  Restauration  behielt  dieselben  bei 
und  eine  Ordonnanz  vom  26.  April  1817  bezeichnete  als 
Zweck  dieser  Schule,  Werkführer,  Werkmeister  und  geübte 
Arbeiter  in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Industrie  heran- 
zubilden. Die  Zahl  der  vom  Staat  zu  erhaltenden  Schüler 
wurde  auf  500  festgesetzt,  wovon  75  volle  Boursiers,  Y3  drei- 
viertel und  '/g  halbe  Boursiers  waren.  Die  Ordonnanz  vom 
31.  December  1826  brachte  eine  vollständig  neue  Organisa- 
tion dieser  Lehranstalt.  Die  Dauer  des  Studiencurses  wurde 
auf  vier  Jahre  festgesetzt,  die  Aufnahme  sollte  nur  einmal 
jährlich  und  zwar  in  Folge  eines  Examens  stattfinden,  wäh- 
rend bisher  durch  das  ganze  Jahr  hindurch  Schüler  aufge- 
nommen werden  konnten.  Bei  der  Aufnahms-Prüfung,  welche 
von  nun  an  jeder  Zögling  ablegen  sollte,  wurde  gefordert 
correctes  Lesen  und  Schreiben  und  die  vier  Rechnungs-Arten, 
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Das  Alter  der  Schüler  wurde  auf  13 — IT  Jahre  festgesetzt. 
Jedes  Departement  sollte  drei  ßoursiers  erhalten;  die  Zahl 
der  Eleven  wurde  auf  600  festgesetzt  und  zwar  400  für 
Chalons  und  200  fiir  Angres.  Zwei  Drittel  der  Unterrichtszeit 
wurden  der  Praxis,  ein  Drittel  der  Theorie  zugewendet.  Die 
theoretischen  Studien  umfassten  im  ersten  Jahre  Schreiben, 
französische  Grammatik  und  Arithmetik,  in  den  folgenden 
Jahren  Geometrie  und  Trigonometrie,  descriptive  Geome- 
trie und  ihre  verschiedenen  Anwendungen,  die  Elemente 
dei'  Physik  und  Chemie  in  ihrer  Beziehung  auf  die  Industrie 
und  Constructions  -  Uebungen.  Den  Schülern ,  welche  eine 
Jury  für  würdig  befand,  wurde  noch  ein  fünftes  Jahr  zuge- 
standen. Zehn  von  diesen  letzteren  wurden  auf  Kosten  des 
Staates  in  den  hervorragenden  Fabriken  untergebracht,  um 
hier  ihre  Ausbildung  zu  vollenden.  Einzelne  Veränderungen 
in  diesem  Studienplan  und  in  der  ganzen  Organisation  der 
Lehranstalt  wurden  im  Jahre  1832  vorgenommen.  Die  be- 
deutsamsten davon  sind',  dass  die  Zöglinge  vor  ihrer  Zulas- 
sung ein  praktisches  Jahr  nachweisen  mussten,  dass  die 
Dauer  der  Studien  auf  drei  Jahre  herabgemindert  wurde,  dass 
in  jeder  Schule  seit  dem  Jahre  1841  dreihundert  Eleven, 
zusammen  also  600  aufgenommen  wurden.  Eine  dritte 
Schule  wurde  zu  Aix  in  der  Provence  für  den  Süden  Frank- 
reichs gegründet,  nach  demselben  Muster  wie  die  beiden 
andern  Lehranstalten.  Die  Zahl  der  aufzunehmenden  Schüler 
sollte  auch  hier  300  betragen.  Seit  1848  stand  Morin  an  der 
Spitze  dieser  Lehranstalten,  der  im  Studienplan  einige  ganz 
wichtige  Veränderungen  vornahm. 

Die  kaiserlichen  Gewerbeschulen  zu  Chalons  sur  Marne, 
Angres  und  Aix  unterstehen  dem  Minister  des  Ackerbaues, 
Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten,  und  sind  vornehmlich 
bestimmt,  Leiter  von  Fabriken  und  Werkmeister  heranzubil- 
den. Der  Aufzunehmende  muss  mindestens  15  Jahre  alt  sein, 
das  17.  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben  und  sich  bei 
der  Aufaahme  einer  Prüfung  vor  einer  Jury  unterziehen. 
Die  Prüfungen  werden  in  einem  jeden  Departement  vom 
1.  bis  8.  August  eines  jeden  Jahres  abgehalten.  Der 
Aufnahmswerber    muss    ein  Lehrlings  -  Zeugnis   nachweisen 
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die  Prüfung  selbst  erstreckt  sich  auf  Lesen,  Schreiben, 
Orthographie,  die  vier  Grundregeln  der  Arithmetik,  Brüche, 
Decimalien ,  die  Elemente  der  Geographie ,  Linear-  und 
Ornamenten  -  Zeichnen.  Die  Dauer  des  Unterrichtes  ist 
auf  drei  Jahre  festgesetzt;  der  Unterricht  ist  zugleich 
ein  theoretischer  und  praktischer.  Der  theoretische  um- 
fasst  die  Grammatik,  Schreiben,  Zeichnen  von  Maschinen, 
Arithmetik,  Geometrie,  Mechanik,  Chemie  und  Physik. 
Der  Preis  der  Pension  ist  auf  600  Frcs.  festgesetzt.  Der 
Staat  hat  eine  Anzahl  Freistellen  gegründet,  welche  unter 
die  verschiedenen  Departements  vertheilt  werden.  Eine  Anzahl 
dieser  Freistellen   wird  von  dem  Minister  bewilligt*).  — 

Das  Conservatoire  imperial  des  arts  et  metiers  ist  ur- 
sprünglich eine  Sammlung  von  Maschinen  und  Werkzeugen, 
wozu  Vaucanson  den  Grund  legte  und  die  er  bei  seinem  Tode 
der  Regierung  vermachte.  Das  erste  Reglement  für  die  Be- 
nützung dieses  Institutes,  welches  jedoch  schon  früher  dem 
Publicum  zugänglich  gemacht  war,  gab  der  Convent  auf 
Gregoire's  Antrag  am  13.  October  1794.  Hiernach  sollten 
im  Conservatoire  Maschinen,  Modelle,  Werkzeuge,  Zeichnun- 
gen, Beschreibungen  und  Bücher  aus  allen  Zweigen  der  Hand- 
werke und  der  Künste  gesammelt  werden,  Vorträge  gehalten 
und  Erklärungen  über  die  Construction  der  Maschinen  und 
ihre  Anwendung  den  Besuchern  gegeben  werden.  Die  Abtei 
St.  Martin  de  Champs,  wo  sich  eine  Waffenwerkstätte  befand, 
wurde  dem  Conservatoire  eingeräumt,  1798. 

Schon  im  Jahre  1796  richtete  man  daselbst  eine  Ele- 
mentar-Zeichenschule  ein,  wo  auch  descriptive  Geometrie 
gelehrt  werden  sollte.  Aus  dieser  Schule  ging  eine  Anzahl 
der  hervorragendsten  Industriellen  Frankreichs  hervor;  be- 
sonders bat  sich  Leblanc  um  das  Aufblühen  dieser  Anstalt 
grosse  Verdienste  erworben  und  mehrere  Professoren  des 
geometrischen  Zeichnens  an  der  polytechnischen  Schule  und 
an  andern  Specialschulen  waren  im  Conservatoire  gebildet 
worden.    Im  Jahre  1810  errichtete  Chaptal  eine  Spinn-  und 


•     *)  Vergl.  Guettier,  Histoire  des  ecoles  imperialps  des  arts  et  metiers. 
Paris  1863. 
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Webeschule  daselbst,  um  die  Baumwollfabrication  in  Frank- 
reich zu  heben.    Sie  ging  jedoch  bald  darauf  ein. 

Eine  neue  Aera  beginnt  für  das  Conservatoire  im  Jahre 
1819.  Schon  am  5.  Mai  1817  verfügte  eine  königliche  Or- 
donnanz, dass  am  Conservatoire  ein  Conseil  d'amelioration 
et  de  perfectionnement  zur  Leitung  der  Arbeiten  eingerichtet 
werden  sollte.  Aber  erst  zwei  Jahre  später,  am  25.  Novem- 
ber 1819,  wurden  die  Mitglieder  dieses  Rathes  ernannt,  und 
zwar  der  um  das  Gewerbeschulwesen  in  hervorragender 
Weise  verdiente  Graf  Rochefoucauld  als  Präsident,  Berthollet, 
Chaptal,  de  Mirbel,  Gay-Lussac,  Arago",  Mollard  u.  m.  a. 
Durch  die  Ordonnanz  vom  26.  November  1819  und  die  mi- 
nisterielle Verordnung  vom  15.  December  desselben  Jahres 
wurde  verfügt,  dass  ein  öffentlicher  unentgeltlicher  Unter- 
richt über  Anwendung  der  Wissenschaften  auf  die  Industrie 
und  Künste  im  Conservatoire  gegeben  werden  sollte.  Es 
wurden  hiefür  drei  Lehrstühle  gegründet:  für  Mechanik, 
Chemie  und  industrielle  Oekonomie.  Die  ersten  Professoren 
waren:  Charles  Dupin,  Desormes  und  J.  B.  Say.  Im  Jahre  1819 
kamen  Vorträge  über  Physik,  1836  über  Gartencultur,  Me- 
chanik und  agricole  Chemie  hinzu;  1839  begannen  daselbst 
Vorlesungen  über  angewandte  Mechanik,  descriptive  Geometrie, 
industrielle  Gesetzgebung,  Agricultur  und  technische  Chemie. 
Verschiedene  Organisationsversuche  im  Jahre  1848  blieben 
resultatlos.  Vorübergehend  wurde  bloss  ein  Curs  über  Cera- 
mik  eingerichtet.  Durch  das  Decret  vom  13.  September  1852 
wurden  auf  die  Bitte  der  Handelskammer  von  Paris  Lehr- 
stühle für  Weberei  und  Spinnerei,  Färberei,  Druckerei  und 
Appretur  der  Gewebe  gegründet.  In  demselben  Jahre  wur- 
den auch  Vorträge  über  Zoologie  in  ihrer  Anwendung  auf 
Agricultur  und  Industrie  eröffnet,  und  im  Jahre  1854  Vor- 
lesungen über  Civil-Constructionen.  Sämmtliche  Curse  werden 
ungemein  zahlreich  besucht.  Während  des  Winters  1862 — 63 
waren  176.829  Zuhörer  eingeschrieben.  Früher  wurden  bloss 
am  Sonntage  Vorträge  gehalten ,  gegenwärtig  werden  die 
Abendstunden  an  den  Wochentagen  benützt,  und  zwar  bloss 
in  den  Wintermonaten.  — 


Nicht  zu  unterschätzen  für  die  Entwicklung   und  Aus- 
bildung der  Arbeiter    sind    die    öffentlichen    unentgeltlichen 
Curse    (Cours    publics  et    gratuits),    welche    von    einzelnen 
Gesellschaften   gehalten   werden.     Unter    diesen    nimmt    die 
polytechnische  und  philotechnische  Gesellschaft  eine  hervor- 
ragende Stellung    ein.     Erstere    wurde    im    Jahre   1830    von 
älteren  Schülern  der  technischen  Schule  gegründet ;  sie  zählte 
gleich  beim  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  viele  Mitglieder.  Als 
Präsident  fungirte  Victor  de  Tracy.  Es  wurden  Anfangs  zwei 
Comites  gebildet,  eines  hatte  die  Aufgabe,  unter  den  Arbeitern 
technische  Kenntnisse  zu  verbreiten.  —  Die  Gesellschaft  fand 
besonders  an  dem  Minister  Guizot  einen  eifrigen  und    aufge- 
klärten Protector.  Die  Curse  waren  unentgeltlich,  die  Kosten 
wurden   von   den  Beiträgen  der  Mitglieder,  welche  10  Frcs. 
ausmachen,  bestritten.  In  fast  allen  Quartiers  von  Paris  wurden 
Vorlesungen  gehalten.  Auch  in  einzelnen  Departements  stehen 
die  öffentlichen  Curse  unter   dem  Patronat   der  Gesellschaft. 
Die  philotechnische  Gesellschaft  besteht  erst  seit  dem  Jahre 
1848.    Beide  Gesellschaften  zusammen  zählen  ausschliesslich 
in  Paris  über  150  Professoren.    Die  Vorlesungen  erstrecken 
sich  auf  Arithmetik,  Mathematik,  descriptive  Geometrie,  Phy- 
sik, Chemie,  Maschinenlehre,    Maschinenzeichnen,   Figuren- 
und  Ornamenten-  Zeichnen,    geometrisches   Zeichnen,  Buch- 
führung, Naturgeschichte,  Astronomie,  Grammatik,  Hygiene, 
Gesang.    Die  philotechnische  Gesellschaft  hat  überdies  noch 
einzelne  Curse  für   englisch   und  deutsch  eingerichtet.     Alle 
jene  Gegenstände,    welche   mit  der  Politik  oder  Religion  in 
irgend  einem  Zusammenhang  stehen,  sind  principiell  von  den 
Vorträgen  ausgeschlossen,   so  Geschichte,  politische  Oekono- 
mie  und  Moral.  Am  Ende  eines  jeden  Curses  und  theil weise 
auch  während  der  Dauer  desselben  werden   die  Eleven  von 
Professoren  geprüft  und  diejenigen  bezeichnet,  welche  einer 
Belohnung    würdig    sind.     Die   philotechnische    Gesellschaft 
gibt  ausserdem  jenen  Zöglingen,  welche  in  mehreren  Cursen 
belobt  worden  sind,  Certificats  d'etudes,   die    polytechnische 
Gesellschaft  hat    ausserdem  einzelnen  Arbeitern,  welche  die 
nöthige  Vorbildung  besitzen,  Unterstützungen  gewährt,    um 


ihre  Ausbildu  ng  an  der  Central-Gewerbeschule  zu  vollenden. 
Die  Curse  beginnen  im  November  und  dauern  bis  Ende  Mai.  — 
Die  höhere  Handelsschule  ist  keine  eigentliche  Staats- 
anstalt. Sie  wurde  im  Jahre  1820  von  einigen  Kaufleuten 
und  Banquiers  gegründet,  an  deren  Spitze  Laffitte,  Casimir 
Perier,  Chaptal  u.  a.  m.  standen.  Der  Director  wird  von 
der  Regierung  ernannt  und  erhält  eine  jährliche  Subvention. 
Ihm  zur  Seite  steht  ein  Eath  (conseil  de  perfectionnement),  dem 
der  Minister  des  Handels  präsidirt.  Der  Unterricht  dauert  drei 
Jahre.  Niemand  kann  in  die  höhere  Abtheilung  übertreten, 
ohne  sich  einer  Prüfung  unterzogen  zu  haben.  Im  ersten  Jahre 
(premiere  comptoire),  wo  jene  jungen  Leute  aufgenommen  wer- 
den, welche  einen  genügenden  Primär-Unterricht  nachweisen 
können,  das  15.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und  entspre- 
chende Kenntnise  in  der  französischen  Grammatik,  Arithmetik 
und  Geographie  besitzen,  wird  gelehrt:  Schönschreiben,  Ge- 
schichte, Geographie,  Arithmetik,  Handels-Usancen  und  die 
Elemente  der  Buchhaltung,  Physik,  Chemie  und  Waarenkunde. 
Das  zweite  Jahr  ist  der  Buchhaltung  in  allen  ihren  Partien,  der 
Handels  -  Arithmetik ,  Correspondenz,  dem  Kopfrechnen  und 
Linearzeichnen,  der  Geometrie,  Algebra,  Handelsgeographie, 
und  dem  Handelsrecht  gewidmet.  Das  dritte  Jahr  umfasst 
'  das  Studium  der  Wechsel-  und  Arbitrage -Geschäfte,  Buch- 
haltung und  zwar  in  ihrer  Anwendung  auf  Handel,  In- 
dustrie und  Ackerbau,  analytische  Chemie,  verbunden  mit 
chemischen  Untersuchungen  der  Waaren,  Geometrie  und 
Linearzeichnen,  die  Elemente  der  angewandten  Mechanik, 
Technologie,  Handels-  und  Seerecht  und  Nationalökonomie. 
Femer  bssteht  in  dieser  dritten  Abtheilung  eine  Art  Muster- 
comptoir.  Das  Internat  der  Schule  ist  in  ähnlicher  Weise 
geregelt,  wie  in  den  öffentlichen  Lehranstalten.  Der  Preis 
der  Pension  beträgt  1500  Francs.  Jeder  Zögling  muss 
wenigstens  eine  fremde  Sprache  erlernen,  es  ist  ihm 
jedoch  nicht  verwehrt^  sich  auch  mehrere  anzueignen, 
wenn  das  Studium  derselben  den  sonstigen  Pflichten  keinen 
Eintrag  thut.  Zur  Wiederholung  des  in  den  Lehrstunden 
vorgetragenen  Stoffes  sind  specielle  Examinatoren  angestellt. 
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Alljährlicli  findet  am  Ende  des  dritten  Jahres  eine 
Preisvertlieilung  statt.  Jene  Schüler,  welche  dasselbe  mit 
gutem  Erfolg  zurückgelegt  haben,  erhalten  nach  abgelegter 
Prüfung  von  einem  hierzu  bestimmten  Comite  Diplome,  welche 
von  dem  Minister  des  Ackerbaues,  des  Handels  und  der  öffent- 
lichen Arbeiten  unterzeichnet  sind.  In  dem  Conseil  de  per- 
fectionnement  der  Schule,  welches  gewissermassen  mit  der 
Oberleitung  derselben  betraut  ist,  befinden  sich  eine  Anzahl 
der  hervorragendsten  Männer  Frankreichs.   — 

Ausser  diesen  der  höheren  technischen  und  mercantilen 
Bildung  gewidmeten  Lehranstalten  haben  auch  einzelne  Ge- 
meinden, Private  u.  s.  w.  viele  Schulen  zur  Heranbildung 
eines  tüchtigen  Gewerbestandes  ins  Leben  gerufen.  Eine 
eingehende  Schilderung  derselben  würde  eine  selbstständige 
Arbeit  erfordern.  Wir  müssen  uns  auf  die  hervorragendsten 
Anstalten  beschränken  *). 

Unter  den  Communen ,  welche  auf  hervorragende  Weise 
diese  Lücke  im  französischen  Unterrichtssystem  auszufüllen 
suchten,  steht  Mühlhausen  obenan.  Unter  dem  Namen  ecoles 
professionelles  besitzt  Mühlhausen  drei  Specialschulen,  denen 
Personal  und  Material  gemeinsam  ist,  die  aber  dennoch  ganz 
verschiedene  Zwecke  verfolgen.  Diese  Schulen  haben  der 
Lidustrie  grosse  Dienste  geleistet.  Die  sogenannte  französi- 
sche Secundärschule  (ecole  secondaire  franQaise),  ist  in 
ähnlicher  Weise  organisiert,  wie  der  specielle  Secundär-Unter- 
richt  in  den  Lyceen,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  die 
Mühlhauser  Schule  schon  Knaben  von  7  —  8  Jahren  auf- 
nimmt, um  sie  in  sogenannten  Vorher eitungs-Classen  ausser 
im  Französischen  noch  in  zwei  fremden  Sprachen  und  zwar 
im  Englischen  und  Deutschen  unterrichten  zu  lassen.  Im 
Studien-Reglement  sind  diese  Classen  (classes  preparatoires) 
huitieme,  septieme  et  sixieme  genannt;  sodann  folgen  cin- 
quieme  und  quatrieme  und  das  erste  und  zweite  Jahr  der  com- 
merciellen  Abtheilung,  welche  vier  Jahrgänge  beinahe  dem  neu 
eingerichteten  Special-Unterricht  entsprechen.  Mit  der  com- 
merciellen  Abtheilung  correspondiert  eine  industrielle  Section 


*)  Enquete  sur  Tenseigneinent  professionel.  T.  II. 
Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  ünterrichtswesens  etc.  l7 
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aus  vier  Classen  bestehend  und  dazu  bestimmt,  junge  Leute 
von  14  — 18  Jahren  für  die  industrielle  Laufbahn  vorzube- 
reiten. In  diesen  Classen  wird  all'  dasjenige  gelehrt,  was 
beim  Zulassungs  -  Concurs  für  die  Centralschule  der  Künste 
und  Manufacturen  nothwendig  ist,  nur  dass  Mechanik  und 
descriptive  Geometrie  in  noch  grösserer  Ausdehnung  betrie- 
ben werden.  Indess  sind  es  nur  sehr  wenig  Zöglinge ,  welche 
sich  behufs  weiterer  Ausbildung  der  Centralschule  zu- 
wenden. Die  meisten  ziehen  es  vor,  nach  absolvierten  Stu- 
dien sich  in  den  Fabriks-Etablissements  verwenden  zu  lassen, 
da  ihnen  in  der  Schule  nebst  einem  scientifischen  und  lite- 
rarischen Unterricht  auch  theoretische  und  praktische  Kennt- 
nisse über  die  Construction  der  Maschinen,  über  mechanische 
Weberei  und  Spinnerei,  über  Chemie,  speciell  aber  über 
Färberei  und  Druckerei  beigebracht  werden.  Das  Ziel  dieser 
Section  ist,  für  die  Manufactur  -  Lidustrie  vorzubereiten  und 
Männer  heranzubilden,  welche  später  als  Directoren  der 
Fabriken  Verwendung  finden  können.  Ein  mit  der  Schule 
verbundenes  chemisches  Laboratorium  kann  in  seiner  ganzen 
Einrichtung  als  eine  wahrhafte  Specialschule  für  Chemie  be- 
trachtet werden,  um  jenen  Zöglingen,  die  ihre  allgemeinen 
Studien  vollendet  haben ,  genaue  Specialkenntnisse  der  che- 
mischen Fabrication  zu  vermitteln.  Der  Curs  dauert  zwei 
Jahre.  Die  Schule  wurde  1854-  von  der  Municipalität  ge- 
gründet und  nimmt  interne  und  externe  Zöglinge  auf.  Die 
Zahl  derselben  betrug  1864  312. 

Ausserdem  besteht  in  Mühlhausen  eine  sogenannte 
Municipalschule.  Die  Commune  hat  nämlich  seit  1830 — 31 
eine  Lehranstalt  gegründet,  welche  in  drei  Abtheilungen 
zerfällt,  in  eine  vierjährige  Elementarschule,  eine  dreijährige 
Mittelschule  (ecole  moyenne)  und  eine  höhere  Schule,  aus 
drei  Jahrgängen  bestehend.  Das  Ziel  der  höheren  Abthei- 
lung ist,  für  die  Bedürfnisse  der  Industrie  und  des  Handels 
tüchtige  Individuen  heranzubilden.  Besondere  Verdienste  er- 
warb sich  Josef  Köchlin  -  Schlumberger  um  die  weitere  Ent- 
wickelung  der  Schule.  Für  das  Lehrerpersonal  der  Primär- 
schule gibt  die  Stadt  Mühlhausen  jährlich  90.000  Frcs.  Das 
Schulgeld  beträgt  42—43.000  Frcs.    Es  bestehen  52  Classen 
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oder  Sectionen;  jede  derselben  hat  einen  besondem  Lebrer  oder 
Lehi-erin.  Die  höhere  Knabenschule  und  die  Mittelschule  zählten 
im  J.  1865  280  Zöglinge  und  zwar  in  letzterer  186  in  drei 
Sectionen  eingetheilt  mit  drei  Lehrern,  die  höhere  Schule  im 
ersten  Jahre  63  Zöglinge  mit  zwei  Lehrern  und  im  zweiten 
Jahre  30  Zöglinge.  Sämmtliche  Eleven  sind  externe  und 
gehören  der  Arbeitsciasse  an;  die  Schulstunden  dauern  von 
8  Uhr  bis  Mittag  und  von  2—4  Uhr.  Der  Unterricht  in  der 
höhern  Abtheilung  umfasst  ausser  Französisch,  Stil,  Deutsch, 
Geschichte  und  Geographie,  Calligraphie ,  Linearzeichnen, 
noch  Mathematik  bis  zu  den  Gleichungen  des  zweiten  Gra- 
des, Geometrie  mit  Anwendung  auf  das  Gewerbe,  Physik 
und  Comptabilität.  — 

Die  ecole  la  Martiniere  in  Lyon  ist  eine  Gründung  des 
Generalmajors  Claude  Martin,  geboren  zu  Lyon,  gestorben 
zu  Lucknow  in  Diensten  der  englisch-ostindischen  Compag- 
nie.  Das  organische  Reglement  der  Schule  wurde  durch  die 
königliche  Ordonnanz  vom  1.  October  1833  approbiert.  Sie 
bezweckt  unter  der  Arbeiter-Bevölkerung  genügende  Kennt- 
nisse über  Industrie  und  Handwerke  zu  verbreiten ;  der  Un- 
terricht ist  unentgeltlich;  an  dem  Tages  -  Unterricht  nehmen 
etwa  500  externe  Schüler  Theil,  200  Erwachsene  werden 
am  Abende  in  besondern  Cursen  gebildet.  Die  Schule  steht 
in  Frankreich  in  sehr  grossem  Ansehen  und  eine  Anzahl  der 
tüchtigsten  Werkmeister  und  Werkführer  sind  aus  derselben 
hervorgegangen,  einige  von  ihnen  nehmen  einen  hervorragen- 
den Platz  in  der  Lyoneser  Industrie  ein.  Ausserdem  besteht 
in  Lyon  noch  eine  Centralschule  für  Industrie  und  Handel, 
welche  im  November  1857  eröffnet  wurde.  Sie  steht  unter 
der  Leitung  Girardon's,  der,  längere  Zeit  Professor  an  der 
Schule  Martiniere,  von  einer  Anzahl  Geschäftsleuten  und  In- 
dustriellen unterstützt,  die  Initiative  zur  Gründung  dieser 
Lehranstalt  ergriffen  hatte.  Die  Anzahl  der  Schüler  betrug 
im  ersten  Jahre  bloss  16,  hat  jedoch  alljährlich  zugenommen. 
Es  werden  bloss  Externe  aufgenommen  und  der  Unterricht 
dauert  von  7  Uhr  Morgens  bis  Mittag  und  von  2 — 6  Uhr  Abends. 
Die  Aufnahmswerber  müssen  mindestens  15  Jahre  alt  sein 
und   sich    einer  Prüfung    aus    dem   Französischen    und  der 
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Elementar -Mathematik  unterzogen  haben.  Der  Unterricht 
chuiert  drei  Jahre  und  umfasst  Arithmetik,  Algebra,  Elemen- 
tar-Geometrie,  Trigonometrie,  descriptive  Geometrie,  analy- 
tische Geometrie,  Integral-  und  Differential- Rechnung,  In- 
dustrie-Physik, anorganische,  organische  und  analytische 
Chemie,  industrielle  Mechanik,  Maschinen-Construction ,  Ki- 
nematik, Metallurgie,  Bergbaukunde,  Geologie,  Mineralogie, 
Naturgeschichte,  industrielle  Gesetzgebung,  Buchhaltung  und 
Zeichnen.  Der  Unterricht  wird  in  der  Form  von  Conferen- 
zen  ertheilt,  d.  h.  es  ist  den  Schülern  gestattet,  Einwendun- 
gen zu  machen  und  nähere  Erklärungen  über  dasjenige  zu 
fordern,  was  sie  nicht  verstanden  haben.  Auch  in  Handar- 
beiten werden  die  Zöglinge  geübt  und  im  zweiten  und  drit- 
ten Jahr  die  hervorragendsten  Werkstätten  besucht.  Nach 
Beendigung  des  dritten  Jahres  finden  Prüfungen  statt,  in 
Folge  deren  Diplome  erster  und  zweiter  Classe  ertheilt  werden. 

Die  ecole  des  beaux-arts  in  Lyon  bezweckt  namentlich 
die  Heranbildung  von  Zeichnern  für  Fabriken,  für  Archi- 
tektur und  Ornamentik.  Ausserdem  bestehen  noch  daselbst 
viele  praktische  Curse  für  die  Seidenfabrication,  für  Färber, 
Zeichner,  für  Ackerbau  und  Gartenbau  u.  s.  w. 

Aehnliche  Curse  finden  sich  in  fast  allen  grösseren 
Industriestädten  Frankreichs,  und  namentlich  in  den  letzten 
Jahren  wurden  vielfache  Anstrengungen  zur  Heranbildung 
eines  tüchtigen  Handwerkerstandes  gemacht. 


=e=- 


ÖSTERREICH 


-Tis  muss  als  ein  sehr  erfreuliches  Zeichen  der  Zeit  an- 
gesehen werden,  dass  die  „Schule"  in  intensiverer  Weise  als 
bisher  in  jüngster  Zeit  die  Aufmerksamkeit  und  Beachtung 
der  Staatsmänner  und  des  grösseren  Publicums  auf  sich 
gezogen  hat.  Die  grosse  Bedeutung  derselben  für  die  gei- 
stige, religiöse  und  materielle  Wohlfahrt  der  Völker  ist  zwar 
schon  längst  von  mannigfacher  Seite  anerkannt  worden,  und 
den  Anforderungen  des  staatlichen  Lebens  suchte  mancher 
Staatsmann  gerecht  zu  werden.  Es  kann  aber  als  eine  Er- 
rungenschaft jüngster  Tage  bezeichnet  werden,  dass  unter 
jenen  brennenden  Fragen,  mit  deren  Lösung  die  moderne 
Zeit  sich  beschäftigt,  die  Frage  der  Schule  mit  in  erster 
Reihe  steht.  Je  tiefer  man  die  Aufgabe  des  Staates  erfasst, 
je  mehr  man  sich  von  jener  mehr  die  Oberfläche  streifenden 
Ansicht  entfernt,  welche  den  Staat  als  einen  Rechtsschutz- 
verein auffasst,  desto  klarer  wird  auch  die  Stellung,  welche 
dem  Staate  der  Schule  gegenüber  angewiesen  wird.  Fast 
aller  Orten,  wo  die  Schule  von  Seiten  der  staatlichen  Organe 
sich  nur  einer  stiefmütterlichen  Behandlung  zu  erfreuen 
hatte,  ertönt  heute  der  Ruf  nach  Reform  derselben  an  Haupt 
und  Gliedern,  und  überall  legt  man,  hie  und  da  nicht  ohne 
Glück,  Hand  an's  W^erk,  um  mancherlei  Hindernisse,  welche 
einer  tiefern  Volksbildung  im  W^ege  standen,  wegzuräumen. 
In  Frankreich  und  Deutschland,  in  Spanien  und  Portugal 
sind  wichtige  Reformen  in's  Leben  gerufen  worden,  in  Ita- 
lien ist  die  Regierung  eifrigst  bemüht,  das  ganze  Schulwesen 
auf  andern  Grundlagen  aufzubauen,  und  selbst  in  Russland 
hat  man  es  erkannt,  welch  wichtiges  Moment  in  der  Schule 
für   die   Entwickelung   des   Staates   liegt,   und  während   der 
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stürmischen  Ereignisse  der  letzten  Jahre  hat  man  Müsse 
genug  gefunden,  um  eine  totale  Organisation  des  Studien- 
wesens theils  anzubahnen,  theils  durchzuführen.  Die  gewiss 
nicht  unrichtige  Ansicht  Jules  Simon's,  dass  der  Staat  der 
beste  sei,  der  die  besten  Schulen  aufzuweisen  hat,  scheint 
bei  Regierungen  und  Abgeordneten  Propaganda  zu  machen. 

Sehr  erfreulich  ist  es,  dass  auch  bei  uns  in  Oesterrich 
es  sich  allenthalben  regt,  dass  in  den  weitesten  Kreisen  die 
Reform  unseres  Schulwesens  zum  Stichworte  geworden  ist. 
Man  lese  nur  die  Berichte  der  Handelskammern  in  den 
letzten  Jahren,  welche  die  Mangelhaftigkeit  unseres  Volks- 
schulwesens und  unseres  gewerblichen  Unterrichtes  auf  das 
schärfste  hervorheben  und  die  Nothwendigkeit  einer  par- 
tiellen oder  totalen  Neuerung  auf  das  entschiedenste  betonen ; 
man  verfolge  nur  die  Verhandlungen  auf  den  Landtagen,  wo 
man  auch  zur  Ueberzeugung  gelangt  ist,  dass  es  eine  Haupt- 
aufgabe der  Landesvertretung  sei,  der  geistigen  Wohlfahrt 
der  Bevölkerung  Rechnung  zu  tragen,  da  sonst  die  materielle 
auf  keiner  sicheren  Basis  fussen  könne.  In  der  Lehrerwelt 
zeigt  sich  ein  reger  Eifer,  die  bestehenden  Einrichtungen 
einer  kritischen  Prüfung  zu  unterziehen  und  Verbesserungs- 
vorschläge auszuarbeiten,  die  in  vieler  Hinsicht  ein  aufmerk- 
sames Studium  verdienen.  Wollte  man  nach  diesen  äussern 
Anzeichen  schliessen,  so  dämmert  unserem  Schulwesen,  be- 
sonders einigen  Zweigen,  denen  es  vor  anderen  noth  thut, 
eine  bessere  Zeit.  Für  mehr  als  eine  Kraft  ist  Spielraum 
zur  energischen  Bethätigung  und  es  wäre  nur  zu  wünschen, 
dass  die  schöpferischen  Kräfte  nicht  fehlen,  welche  in  dem 
bisweilen  chaotischen  Wirrwarr  von  Meinungen  und  Ansichten 
mit  voller  Klarheit  sich  zurechtfänden,  um  endlich  Hand  an's 
Werk  zu  legen. 

Das  Unterrichts wesen  hat  vielleicht  für  keinen  Staat  eine 
grössere  Bedeutung,  als  gerade  für  Oesterreich,  das  aus  einer 
Anzahl  heterogener,  verschiedener  Culturstufe  angehöriger  Völ- 
kerschaften zusammengesetzt  ist.  Hier  bleibt  es  eine  Haupt- 
aufgabe der  Regierung,  diese  zu  einem  einheitlichen  Ganzen 
zu  verbinden,  ohne  deshalb  die  berechtigten  Forderungen 
und   Wünsche  der    einzelnen  Nationen  unberücksichtigt  zu 
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lassen.  Nur  auf  diese  Weise  kann  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit in  intensiver  Weise  gestärkt  und  gehoben,  nur 
dadurch  können  die  centrifugalen  Tendenzen,  die  leider  mit  all- 
zugrossem  Gewicht  sich  geltend  machen,  überwunden  werden. 

Das  Stabilitätsprincip  ist  der  Krebsschaden  des  öster- 
reichischen Unterrichtswesens.  Während  man  andererseits 
bemüht  ist  die  Fortschritte  der  Wissenschaft  und  Pädagogik 
im  Interesse  der  Schule  auszubeuten  und  jahraus  jahrein 
Modificationen  und  Umgestaltungen,  welche  die  Erfahrung 
heischt,  vorzunehmen  bereit  ist,  beharrt  man  in  Oesterreich 
mit  träger  Zähigkeit  bei  dem  einmal  Angenommenen  oder 
sucht  in  verlassene  Geleise  zurückzulenken,  und  nur  mühsam 
brechen  sich  die  berechtigtesten  Wünsche  Bahn.  So  war  es 
vor  1848,  so  ist  es  geblieben.  Und  doch  bedarf  gerade  das 
österreichische  Unterrichtswesen  mannigfacher  Umgestaltung. 
An  Volks-  und  Mittelschulen,  an  Universitäten  und  Special- 
schulen ist  die  bessernde  Hand  anzulegen,  theils  um  Ver- 
jährtes zu  beseitigen,  theils  um  vollständig  Neues  zu  schaffen. 

Freilich  eine  jede  Reform  muss  sich,  wenn  sie  irgend- 
wie fruchtbringend  werden  soll,  an  das  Bestehende  an- 
schliessen  imd  jede  gewaltsame  Ueberstürzung  mit  weiser 
Vorsicht  vermeiden.  Auf  keinem  Gebiete  muss  mit  grösserer 
Sorgfalt  und  Umsicht  vorgegangen  werden,  als  gerade  auf 
dem  pädagogischen ;  nirgends  ist  der  Radicalismus  so  wie  das 
zähe  Festhalten  an  den  eingeführten  Institutionen  schädlicher. 
Einseitige  und  auf  die  Spitze  getriebene  Theorien  sind  zu 
vermeiden,  wie  der  rohe  Empirismus.  Die  Verhältnisse, 
Bedürfnisse  und  das  Leben  eines  Volkes  müssen  genau 
berücksichtiget  werden,  um  die  richtigen  Normen  und  Be- 
stimmungen für  den  Unterricht  zu  treffen.  Nur  auf  diese 
Weise  kann  manche  idealistische  Ueberschwänglichkeit  ver- 
mieden, und  vieles,  was  als  abgethan  gilt  und  in  die  pädago- 
gische Rumpelkammer  geworfen  wird,  gerettet  werden. 

I.     Historische  Rückblicke. 

Für  die  Geschichte  des  österreichischen  Unterrichts- 
wesens, sowie  für  die  Geschichte  des  Österreichischen  Staates 


überhaupt  ist  die  Regierung  Maria  Theresias  epochemachend  *). 
Noch  in  den  beiden  ersten  Decennien  ihrer  Regierung  befand 
sich  die  Volksschule  in  einem  traurigen  Zustand.  Nur  in  den 
Städten  war  von  einem  Schulbesuche  wirklich  die  Rede, 
obzwar  auch  hier  nur  ein  höchst  geringer  Bruchtheil  der 
männlichen  Bevölkerung  sich  eines  regelrechten  Unterrichtes 
erfreute,  während  auf  dem  Lande  die  grosse  Mehrheit  ohne 
Elementarkenntnisse  aufwuchs. 

Die  eigentliche  Thätigkeit  der  Regierung  Maria  The- 
resias für  das  Schulwesen  beginnt  kurze  Zeit  nach  Been- 
digung des  siebenjährigen  Krieges.  Indess  wurden  schon  in 
den  ersten  Jahren  nach  ihrem  Regierungsantritte  eine  Anzahl 
Institute  ins  Leben  gerufen,  welche  wenigstens  einigen 
Classen  der  Gesellschaft  zu  Gute  kamen.  Im  J.  1744  wurde 
die  erste  adelige  Akademie  zn  Kremsmünster  gegründet, 
bald  darauf  die  Theresianische  Ritterakademie  in  Wien.  Fast 
gleichzeitig  mit  der  letztern  traten  die  Savoyische  Ritter- 
akademie und  das  Löwenburgische  Convict  ins  Leben.  Die 
Militärakademie  in  Wiener  Neustadt  wurde  1752,  die  Militär- 
pflanzschule auf  der  Laimgrube  und  die  Ingenierakademie  in 
Gumpendorf  zwei  Jahre  später  gestiftet.  Die  theresianische 
Stiftung  in  Waitzen  entstand  1769.  Auch  die  Gründung 
einiger  Waisenhäuser  fällt  in  diese  Periode  der  theresiani- 
schen  Regierung. 

Mancherlei  Versuche,  den  Elementarunterricht  in  ein- 
zelnen Kronländern,  z.  B.  in  Mähren,  zu  heben,  konnten  in 
Folge  der  kriegerischen  Ereignisse,  welche  in  den  ersten 
Decennien  die  Regierung  der  Kaiserin  in  Anspruch  nahmen, 
nicht  zur  Durchführung  gelangen. 


*)  Bis  auf  die  neueste  Zeit  besassen  wir  keine  eingehende  allen 
Anforderungen  genügende  Geschichte  des  österreichischen  Unterrichtswe- 
sens. Diesem  Mangel  ist  durch  die  gründliche  Arbeit  Fickers  in  der 
Encyklopädie  des  gesammten  Erziehungs-  und  Unterrichtswesens  theil- 
weise  abgeholfen  worden.  Ficker,  dem  Programme  des  Sammelwerkes  ent- 
Bprechend,  behandelt  bloss  Volksschule  und  Mittelschule.  Die  Geschichte 
der  Volksschule  hat  Helfert  in  seinem  sehr  tüchtigen  Werke,  die  öster- 
reichische Volksschule,  Geschichte.  System,  Statistik,  Prag  1860,  bisher  Bd.  I. 
und  III.  in  meisterhafter  Weise  behandelt.  Leider  lässt  der  zAveite  Band 
allzulange  auf  sich  warten. 
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Während  der  Zustand  der  Volksschulen  ein  äusserst 
trostloser  war,  befand  sich  das  gelehrte  Mittelschulwesen, 
wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  so  doch  vorwiegend  in  den 
Händen  der  Jesuiten.  König  Ferdinand  I.  hatte  die  frommen 
Väter  1550  nach  Oesterreich  berufen,  vier  Jahre  später 
gründeten  sie  in  Wien  ein  CoUegium  und  eine  lateinische 
Schule.  Nach  flinf  Decennien  besassen  sie  in  den  her- 
vorragendsten Städten  des  Reiches  Collegien  mit  zahlreich 
besuchten  lateinischen  Schulen,  welche  sich  im  Jahre  1773 
beinahe  auf  zweihundert  beliefen,  ohne  dass  jedoch  alle  den 
vollen  Gymnasialcursus  behielten.  Neben  den  Jesuitenschulen 
behaupteten  sich  bloss  die  Lehranstalten  der  Benedictiner, 
seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  begann  die  Concurrenz 
der  Piaristen.  Von  weltlichen  Mittelschulen  war  in  jenem 
Zeiträume  fast  keine  Spur  vorhanden,  ein  Bedürfniss  darnach 
scheint  sich  auch  gar  nicht  geltend  gemacht  zu  haben.  In 
Oesterreich  wie  im  übrigen  katholische  Europa  war  die  ge- 
lehrte Mittelschule  nach  der  Ratio  et  institutio  studiorum 
der  Jesuiten  eingerichtet,  und  selbst  den  protestantischen 
Schulen  Ungarns  war  das  Vorbild  dieser  Schulorganisation 
massgebend. 

Es  war  somit  einem  einfachen  religiösen  Orden  in  ver- 
hältnissmässig  kurzer  Zeit  fast  völlig  gelungen,  was  später 
trotz  wiederholter  Versuche  einer  mit  allen  Hilfsmitteln  un- 
umschränkter Macht  ausgerüsteten  Regierung  nie  vollkommen 
gelingen  wollte:  in  den  durch  Abstammung,  Sprache  und 
Sitten  so  mannichfaltigen  Völkern  Oesterreichs  ein  einheit- 
liches Unterrichtssystem  zu  begründen. 

Allerdings  waren  damals  die  Zeitumstände  der  Durch- 
führung eines  solchen  Systemes  günstiger,  als  es  später  der 
Fall  war.  Damals  war  die  Zahl  derjenigen,  die  auf  höhere 
Bildung  Anspruch  machten,  im  ganzen  noch  gering,  sowie 
der  Kreis  der  Bildungselemente,  die  man  in  Betracht  zog, 
wesentlich  beschränkt.  Ferner  war  das  nationale  Bewusst- 
sein  der  einzelnen  Volksstämme  theils  noch  kaum  erwacht, 
theils,  wo  es  gegen  Staat  und  Kirche  sich  auflehnte,  mit 
rascher  Gewalt  unterdrückt.  In  allen  Lebensverhältnissen 
endlich  war    das   kirchliche  Moment  von  so  überwiegender 
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Bedeutung,  dass  vor  diesem  alle  übrigen  Rücksichten  zu- 
rücktraten. Kein  Wunder  also,  wenn  ein  Orden,  dessen  letz- 
ter Zweck  offenkundig  der  war:  Erhaltung  und  Verbreitung 
des  römisch-katholischen  Glaubens  durch  öfFcntliche  Pre- 
digten, durch  geistliche  Uebungen  und  Werke  der  Liebe, 
vornehmlich  aber  durch  Unterricht  und  Erziehung  der  Ju- 
gend, nachgerade  ausgedehnten  Einfluss  gewann ,  zumal  da 
er  in  strengster  Unterordnung  aller  seiner  Glieder  unter  das 
eine  leitende  Haupt  in  Rom  diesen  einen  letzten  Zweck  mit 
seltener  Beharrlichkeit  und  Ausdauer  verfolgte. 

Nach  dem  Lehrplan  der  Jesuiten  zerfiel  das  gelehrte 
Studium  in  die  drei  Stufen  der  Grammatik,  Humanität,  Phi- 
losophie; erstere  umfasste  die  sogenannten  niedern  Studien 
(Studia  inferiora),  gewöhnlich  das  Rudiment,  die  Grammatik, 
die  Syntax,  zusammen  Classes  grammaticae  genannt,  mit 
der  daran  sich  schliessenden  Poetik  und  Rhetorik,  zusammen 
als  Classes  humanitatis  bezeichnet;  endlich  die  zwei  bis  drei 
philosophischen  Jahrgänge,  Logik,  Physik,  Metaphysik,  die 
zusammen  die  höhern  Studien  (Studia  superiora)  bildeten. 

Bei  den  Gymnasialstudien  war  es  vornehmlich  auf  eine 
möglichst  vollkommene  Aneignung  der  lateinischen  Sprache 
in  Wort  und  Schrift  abgesehen,  und  zwar  nicht  so  sehr  auf 
Grundlage  und  zum  Zweck  eingehender  classischer  Studien, 
als  deshalb,  „weil  die  lateinische  Sprache  die  Sprache  der 
Kirche,  die  Sprache  der  christlichen  Ueberlieferung  ist,  und 
die  wie  keine  andere  für  den  Glauben  und  die  Wissenschaft 
seit  Jahrhunderten  sich  ausgebildet  hat."  Neben  diesem 
Hauptstudium  nahm  der  Unterricht  in  der  griechischen 
Sprache  nur  eine  sehr  bescheidene  Stelle  ein;  die  Realien 
aber,  nach  damaliger  Terminologie  unter  dem  Namen  „Eru- 
dition" begriffen,  wurden  anfangs  ohne  allen  Plan  nur  ge- 
legentlich berücksichtigt. 

Auch  die  Piaristen,  welche,  wie  bemerkt,  mit  Beginn 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  neben  den  Jesuiten  an  Ein- 
fluss gewannen,  eigneten  sich  auch  Classenfolge  und  Lehr- 
methode der  Jesuiten  in  Bezug  auf  die  alten  Sprachen  an; 
aber  sie  trugen  daneben  der  ausgesprochenen  Richtung  der 
Zeit  in  so  weit  Rechnung,    dass  sie    ausserdem  Mathematik 
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nncl  Natunvissenschaften,  Geographie  und  Geschichte  in  den 
Lehrplan  aufnahmen.  Diesem  Beispiele  folgten  bald  auch  die 
Jesuiten,  aber  es  wollte  ihnen  damit  nicht  ganz  gelingen; 
die  hergebrachte  Praxis  ihres  Lehrganges  war  der  Keform 
nicht  günstig. 

Dieser  Umstand  gab  Anlass,  den  mancherlei  Klagen, 
die  seit  einer  Keihe  von  Jahren  von  den  verschiedensten 
Seiten  gegen  ihr  Unterrichtssystem  laut  geworden  waren, 
an  höchster  Stelle  energischen  Ausdruck  zu  verleihen.  In 
einem  Vortrage  ,  den  die  Hof  kanzlei  am  29.  October  des 
Jahres  1735  an  Kaiser  Carl  VL  richtete,  wurden  die  Be- 
schwerden darüber  in  folgenden  Hauptpuncten  zusammen- 
gefasst :  übermässiges,  gedankenloses  Memorieren ;  gänzliche 
Vernachlässigung  des  deutschen  Unterrichtes  und  dennoch 
mangelhafte  Erfolge  im  Latein;  Aufstellung  ganz  junger  un- 
erfahrener Lehrer  von  manchmal  kaum  zwanzig  Jahren  und 
dabei  deren  beständiger  Wechsel;  starre  Anhänglichkeit  an 
veraltete ,  scholastische  Subtilitäten  und  'mechanische  Me- 
thode blossen  Dictierens ;  endlich  beharrliche  Ablehnung  je- 
der staatlichen  Controle  über  ihre  Studienanstalten. 

Man  ersieht  sehr  leicht,  dass  dieser  letzte  Punct  es 
war,  der  den  eigentlichen  Kern  der  ganzen  Anklage  ent- 
hielt. In  der  That  war  der  Orden  bis  dahin  in  Leitung 
seines  Unterrichtswesens  factisch  vollkommen  unabhängig 
gewesen ;  nach  eigenem  Ermessen  entwarf  er  seine  Lehr- 
pläne, bestellte  und  entliess  er  seine  Lehrer,  ohne  irgend 
eine  andere  Controle,  als  die  des  Ordensgenerals  in  Rom. 
Diese  Unabhängigkeit  gab  allerdings  dem  Orden  vermehrte 
Kraft  und  ausgedehntere  Wirksamkeit,  konnte  aber  dem 
Staate  für  die  Dauer  nicht  gleichgiltig  bleiben.  So  war  es 
denn  natürlich,  dass  die  Organe  der  Regierung,  die  zu  wie- 
derholten Malen  die  Ungefügigkeit  des  stolzen  Ordens  hatten 
erfahren  müssen,  gegen  dessen  exempte  Stellung  immer 
stärkeren  Protest  erhoben;  und  hatte  die  eben  erwähnte 
Klageschrift  auch  nicht  die  volle  beabsichtigte  Wirkung,  die 
Jesuiten  einfach  zu  verdrängen,  so  erreichte  sie  doch  so  viel, 
dass  an  entscheidender  Stelle  ein  sehr  folgenreicher  Grund- 
satz ausgesprochen  wurde.     Durch   ein  kaiserl.  Patent   vom 
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16.  November  1735  „über  die  Ordnung  und  Einrichtung  der 
Schulen"  wurden  sofort  einige  Abänderungen  in  der  Lehr- 
art der  Jesuiten  getroffen  und  ihre  Wirksamkeit  unter 
die  Controle   des  Staates   gestellt. 

Für  den  Augenblick  freilich  hatte  diese  AUerh.  Willens- 
meinung keine  wesentliche  Umgestaltung  zur  Folge;  in  Be- 
zug auf  Lehrsystem  und  Lehrpersonal  blieb  es  so  ziemlich 
beim  Alten.  Aber  für  die  Zukunft  war  wenigstens  ein  ge- 
setzlicher Anhaltspunct  gegeben^  von  dem  aus  eine  wahre 
Reform  des  österreichischen  Unterrichtswesens  unternommen 
werden  konnte.  Die  Epoche  dieser  Reform  beginnt  mit  der 
glorreichen  Regierung  der   Kaiserin   Maria  Theresia.  — 

Kaum  war  durch  einen  ruhmvollen  Kampf  der  Bestand 
des  Reiches  gefestigt^  als  die  schöpferische  Hand  der  Kaise- 
rin die  innere  Organisation  ihrer  Staaten  in  Angriff  nahm 
und  hierbei  der  Regelung  des  Unterrichtswesens  eine  solche 
Aufmerksamkeit  zuwendete,  wie  keiner  ihrer  Vorfahren.  Die 
Geschichte  wird  die  Fürsorge,  welche  die  grosse  Kaiserin 
dem  Unterrichtswesen  zuwendete  immer  als  eine  ihrer  gröss- 
ten  Thaten  bezeichnen.  Wie  sehr  es  aber  in  den  Absichten 
der  wohlwollenden  Regentin  lag,  mit  der  Organisation  des 
Unterrichtswesens  kein  Stückwerk,  sondern  ein  alle  Stufen 
desselben  umfassendes  Ganze  zu  schaffen,  davon  zeugt  die 
Gründung  einer  eigenen  obersten  Unterrichtsbehörde,  welche 
die  Angelegenheiten  des  Öffentlichen  Unterrichtes  unabhängig 
zu  berathen  und  darüber  unmittelbar  Vorträge  an  die  Mo- 
narchin zu  erstatten  hatte. 

Die  Studienhofcommission ,  im  Jahre  1 760  ins  Leben 
gerufen,  im  Jahre  1774  genauer  geregelt,  hatte  nach  der 
Allerh.  Entschliessung  vom  25.  Jänner  desselben  Jahres  vor 
allem  den  Zweck,  zu  sorgen,  „dass  jedem  Unterthan  nach 
seinem  Stande  und  Beruf  der  nöthige  Unterricht  ertheilet, 
dass  allenthalben  taugliche  Lehrer  augestellet  und  nach- 
geziegelt  und  dass  eine  gleichförmige,  vollständige, 
praktische  und  dauerhafte  Studieneinrichtung 
getroffen,  folglich  das  Einsehen  auf  alle  Land-  und  Stadt- 
schulen in  der  überall  einzuführenden  deutschen  Sprache, 
ferners    auf   alle    lateinischen    Schulen    und    höheren    Gym- 
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nasien ,  Klosterstudien  -  und  Priesterhäuser ,  dann  auf  die 
vorhandenen  Akademien  und  Universitäten,  und  endlich  auf 
die  in  der  Residenzhauptstadt  zu  errichten  beschlossene  Aka- 
demie der  Wissenschaften  genommen  werden  solle. "  Man 
ersieht  aus  diesen  Grundzügen,  wie  es  der  Kaiserin  um  einen 
möglichst  vollständigen  Stufengang  des  öffentlichen  Unterrich- 
tes zu  thun  war,  in  dem  keine  Zwischenstufe  fehlen  sollte, 
damit  ein  wohlgegliedertes,  harmonisch  in  einander  greifendes 
System  sich  bilden  könnte. 

Mit  der  Errichtung  der  Schulcommissionen  in  Ober- 
und  Unterösterreich  im  Jahre  1770  begann  eine  energische 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens.  Die  Grün- 
dung einer  Normalschule  unter  der  Leitung  Messmers  im 
Jahre  1771,  welche  freilich  in  der  Folge  nicht  allen  Erwar- 
tungen entsprach,  war  das  erste  bedeutende  Werk,  welches 
ins  Leben  gerufen  wurde.  Die  gesammte  Schulwelt  durch- 
drang ein  frisches  reges  Leben.  In  fast  allen  Theilen  des 
Reiches  entwarf  man  Pläne  zur  Verbesserung  der  Schulen, 
errichtete  Hauptmusterschulen  und  Schulcommissionen,  die 
Methodik  des  Unterrichts  wurde  eine  bessere,  mehrere  Schulen 
erhielten  neue  Gebäude,  in  denen  man  wenigstens  auf  an- 
ständige Weise  Schule  halten  konnte.  Die  Nothwendigkeit 
einer  durchgreifenden  Reform  des  Gymnasial-Unterrichtes  wurde 
allseitig  recht  lebhaft  gefühlt.  Selbst  in  amtlichen  Kreisen 
tauchten  Klagen  über  die  Mängel  der  Jesuiten  schulen  auf 
und  die  Ansicht,  dass  die  Erziehungs-  und  Unterrichtsmethode 
derselben  den  Anforderungen  der  Zeit  nicht  mehr  entspreche, 
selbst  von  hochgestellten  Männern  getheilt.  „Es  haben 
die  Patres  Societatis",  so  sprach  sich  der  Cardinal-Erzbischof 
Graf  Migazzi  aus :  „  im  Anfang  ihrer  Einsetzung  wegen 
ihres  Eifers  und  ihren  Bemühungen  grosses  Lob  verdient, 
aber  wie  alle  übrigen  menschlichen  Einrichtungen  ihren 
Wachsthum  nnd  ihre  Abnahme  haben,  also  haben  auch  die 
Patres  Soc.  das  nämliche  Schicksal  in  ihren  Verrichtungen 
erfahren. "  Nicht  viel  günstiger  urtheilte  man  über  die 
Ordensschulen  überhaupt,  welche  den  modernen  Ansprüchen 
des  vStaates  und  der  Gesellschaft  nicht  mehr  genügten. 
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Unter  den  Männern  des  damaligen  Oesterreich's^  welche 
sich  mit  dem  Schul-  und  Erziehungswesen  am  meisten  beschäf- 
tigten und  von  der  Nothwendigkeit  einer  totalen  Organisation 
am  tiefsten  überzeugt  waren,  steht  Graf  von  Pergen  obenan  *). 
In  den  Jahren  1770  und  1772  überreichte  er  der  Monarchin 
eine  Anzahl  Vorschläge,  welche  jedenfalls  zu  den  bedeut- 
samsten gehören.  Es  sind  vornehmlich  drei  Cardinalpuncte, 
auf  welche  er  das  Hauptgewicht  legte:  „Es  muss  ein  mög- 
lichst vollkommen  ausgearbeiteter  Plan  für  das  gesammte 
Schul-  und  Erziehungswesen  durch  landesherrliches  Ansehen 
festgestellt  werden,  welcher  in  allen  seinen  Theilen  auf  den 
grossen  Endzweck  gerichtet  ist,  wahre  aber  zugleich  auf- 
geklärte und  zu  den  Diensten  des  Vaterlandes  so  fähige 
als  willige  Christen  zu  ziehen.  Die  Aufsicht  und  Leitung 
über  das  Schul-  und  Unterrichtswesen  in  seiner  ganzen  Aus- 
dehnung und  über  alle  Theile  desselben  muss  völlig  und 
beständig  der  Staat  an  sich  ziehen.  Unterricht  und  Erziehung 
müssen  den  Händen  der  Ordensgeistlichen,  denen  es  bisher 
mit  Ausnahme  der  medicinischen  Wissenschaft  fast  aus- 
schliessend  anvertraut  gewesen,  durchaus  genommen  und  die 
Schule  nur  mit  weltlichen  oder  doch  weltgeistlichen  bewährten 
Lehrern  besetzt  werden".  Die  weitere  Ausführung  dieser  Car- 
dinal-Grundsätze  ist  interessant  genug,  um  auch  gegenwärtig 
noch  die  Aufmerksamkeit  des  denkenden  Schulmannes  zu 
fesseln.  Nach  der  Ansicht  des  Grafen  Pergen  müssten  die 
unteren  und  mittleren  Schulen  in  folgender  Weise  gebildet 
werden  u.  z. :  „Dorfschulen  zur  Bildung  des  Landmannes  nach 
den  Bedürfnissen  seines  ganzen  Lebens ;  kleine  Leseschulen  in 
Städten,  worin  für  die  bürgerliche  Jugend  der  erste  Unter- 
richt zu  ertheilen  wäre;  Realschulen  für  die  zu  jeder  andern 
Lebens-  und  Nahrungsart  als  zum  eigentlichen  Landleben 
und  zum  eigentlichen  Studieren  und  Lateinlernen  bestimmte 
Jugend;  gelehrte  oder  lateinische  Schulen  und  Gymnasien 
für  junge  Edelleute  und  Söhne  anderer  bemittelter  Eltern 
und  für  arme  aber  besonders  fähig  befundene  Köpfe.  Der  ge- 
sammte Unterricht  muss  in  deutscher  Sprache  ertheilt  werden, 


*)  Vergl.  Helfert's  Volhsschule  I.  S.  182  ff. 
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dazu  wären  Schulbücher  nothwendig,  bei  deren  Abfassung 
das  Ausland  als  Muster  dienen  müsse.  Auch  der  Bildung 
des  weiblichen  Geschlechtes  muss  die  Aufmerksamkeit  der 
Regierung  zugewendet  werden,  weil  dieses  Geschlecht  unter 
dem  Namen  Mutter,  Gattin,  Hausfrau,  Tochter  und  Magd 
einen  allzustarken  Einfluss  auf  die  menschliche  und  bürger- 
liche Gesellschaft  habe,  weil  von  dem  gut  oder  schlecht 
gebildeten  Charakter  der  Mutter  das  künftige  Wohl  der 
männlichen  und  weiblichen  Jugend  abhängt.  Der  Zutritt 
zum  Lehramt  muss  an  bestimmte  Bedingungen  geknüpft, 
der  Bewerber  von  dem  Staate  und  dessen  dazu  ernann- 
ten Verordneten  auf  das  schärfste  geprüft,  für  die  ver- 
schiedenen Gattungen  von  Schulen  eigene  wohleingerich- 
tete Seminarien  gegründet  werden.  Die  Heranbildung  der 
Jugend  in  den  von  den  religiösen  Orden  geleiteten  Schulen 
befriedigt  in  keiner  Weise  die  Anforderungen,  welche  der 
Staat  stellen  muss;  bei  der  Einrichtung,  welche  diese  geist- 
lichen Orden  haben,  bei  dem  Geist,  der  ihnen  inne  wohne, 
sei  auch  nicht  zu  erwarten,  dass  diese  Anforderungen  je 
werden  befriedigt,  diesen  Erwartungen  je  werde  genügt  wer- 
den. Gleichwie  bei  einer  Rechenkammer  oder  anderen  De- 
partements keiner  zu  Dienstverrichtungen  angenommen  wer- 
den sollte,  ehe  man  sich  seiner  Kenntnisse  so  gut  als  mög- 
lich versichert  habe,  so  sei  es  bei  irgend  jemanden,  wer  es 
auch  sei,  den  man  ohne  vorhergehende  genaue  Erforschung 
seiner  Eigenschaften  zum  öffentlichen  Lehrer  ernennen  lasse 
und  es  sei  gewiss  kein  Vorwand  zu  denken,  unter  welchen 
jemand  von  einer  solchen  Prüfung  losgezählt  werden  könnte. 
Das  geschieht  aber  bei  den  geistlichen  Orden  nicht.  Der 
Unterricht  in  den  geistlichen  Schulen  sei  durchaus  mangel- 
haft ;  die  Glaubens-  und  Religionslehre  bestehe  im  buchstäb- 
lichen Auswendiglernen  des  lateinischen  Katechismus  und 
es  werde  durchaus  unterlassen  auf  den  Verstand  und  das 
Herz  zu  wirken.  Die  lateinische  Sprache  ist  bisher  immer, 
wo  nicht  die  einzige,  doch  mit  dem  grössten  Zeitverlust 
verknüpfte  und  nach  einer  höchst  mangelhaften  Methode 
eingerichtete  Beschäftigung  der  Schule  gewesen.  Die 
Jugend,    anstatt   wirkliche  Sachen   und   Denken  zu  lernen, 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  18 
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fasse  viele  gelehrt  sclieinende  Worte  ins  Gedächtnis ,  werde 
von  gründlichen  Ansichten  unter  allerlei  Vorgeben  entfernt 
und  erhalte  dagegen  theilweise  ein  geringes  Wissen ,  so 
dass  sie  am  Ende  weder  einen  guten  Brief  noch  andern 
schriftlichen  Aufsatz  oder  der  Sache  angemessenen  Vortrag 
in  ihrer  Muttersprache  zu  entwerfen  und  sich  zweckmässig 
ohne  grobe  Sprachfehler  auszudrücken  vermöge.  Die  geist- 
lichen Körperschaften  haben  nie  von  der  höchst  veralteten 
und  höchstens  bei  der  Epoche  ihrer  Entstehung  erträglichen 
Methode,  von  den  alten  Lehrbüchern  und  von  dem  engen  Bezirk 
des  Unterrichtes  abweichen  wollen  und  wenn  sie  durch  lan- 
desherrliche Befehle  oder  die  Aufklärung  der  Zeiten  und  aus 
unwiderstehlichen  andern  Anlässen  zu  einem  oder  dem  andern 
wider  Willen  genöthigt  wurden,  so  haben  sie  doch  nie 
etwas  anderes  als  eine  scheinbare  Verbesserung  vorgenommen, 
dass  daraus  theils  der  Mangel  einer  in  die  Wurzel  des  Üebels 
eindringenden  Einsicht,  theils  die  Gewalt,  welche  ihrem  System 
und  ihrer  Grundverfassung  durch  solche  Neuerungen  geschehe, 
nur  allzusehr  hervorleuchtet.  Der  Staat  muss  daran  denken 
die  Jugend  aus  den  Händen  der  Geistlichen,  zumal  der  ein 
vom  Staat  ganz  getrenntes  Interesse  habenden  Orden  und 
besondere  Corpora  ausmachtenden  Gesellschaften  zu  ziehen 
und  das  Beispiel  anderer  weit  vorangeschrittener  Länder,  wo 
das  Schul-  und  Erziehungswesen  lediglich  von  weltlichen  Be- 
diensteten, mindestens  aber  nicht  von  Ordensgeistlichen  be- 
sorgt wird,  nachzuahmen.  Weltliche  müssen  es,  zumal  in 
Dingen  ,  welche  die  den  Staat  am  meisten  interessirende 
bürgerliche  und  praktische  Unterweisung  betreffen,  allen  Geist- 
lichen weit  zuvorthun,  da  solche  Männer  zugleich  kein 
anderes  Interesse  als  jenes  des  Staates  vor  Augen  haben, 
ihr  Amt  täglich  und  stündlich  unter  den  Augen  des  Gemein- 
wesens verrichten  und  der  Beitrag  zu  dessen  Wohl  und  die 
Zufriedenheit  des  Monarchen  ihr  höchster  Wunsch  und  Be- 
ruhigung ist.„ 

Es  leuchtet  ein,  dass  dieser  letzte  Punct  der  Ausfüh- 
rung des  Pergen'schen  Planes  das  grösste  Hinderniss  ent- 
gegensetzen musste.  Dies  zeigte  sich  gleich,  als  der  Entwurf 
im  Staatsrathe  zur  Erörterung  kam.     Nicht  als  ob  die  Mehr- 
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heit  der  einsichtsvollen  Männer,  die  damals  dies  hohe  Col- 
legium  bildeten,  von  der  Vortrefflichkeit  der  Ordensschulen 
überzeugt  gewesen  wäre;  fast  alle  fühlten  deren  Unzuläng- 
Jichkeit,  und  selbst  Graf  Blümegen,  ihr  wärmster  Vertheidiger, 
konnte  nicht  umhin  einzuräumen,  eine  Reform  derselben  sei 
nothwendig.  Nur  meinte  er,  diese  Reform  könne  unter  der 
Oberleitung  und  nach  den  Vorschriften  des  Staates  durch 
die  Orden  selbst  ausgeführt  werden.  Das  nächste  Hinderniss 
bildete  die  Schwierigkeit,  einen  ganz  neuen,  weltlichen  Lehr- 
stand zu  schaffen.  Der  Vorschlag  des  Graf  Pergen,  zur 
Leitung  der  beabsichtigten  Seminarien  Gelehrte  aus  dem 
übrigen  Deutschland  zu  berufen,  selbst  vv^enn  sie  Protestanten 
wären,  fand  lebhafte  Einsprache;  nur  der  Staatskanzler 
Fürst  Kaunitz  stimmte  dem  Antrage  des  Grafen  von  Pergen 
bei,  ,,weil  bei  dem  offenbaren  Mangel  geeigneter  katholischer 
Gelehrten  die  Herbeiziehung  protestantischer  nicht  zu  um- 
gehen sei."  Es  zeugt  von  dem  offenen  Sinne  der  Kaiserin, 
dass  sie  diesem  Vorschlage  zu  willfahren  geneigt  war,  und 
wirklich  wurden  Verhandlungen  eingeleitet,  um  einige  Ge- 
lehrte von  Ruf  zur  Bildung  des  in  Aussicht  gestellten  Schulen- 
Ober  directoriums  zu  gewännen.  Aber  der  Widerstand  gegen 
diese  Massregel  wuchs,  als  Cardinal  Graf  Migazzi  es  für 
seine  Pflicht  erachtete,  der  Kaiserin  vorzustellen,  „was  für 
einen  ärgerlichen  Eindruck  die  Berufung  eines  Wieland 
und  Riedel  und  mehrerer  dergleichen  von  rechtschaffenen 
Protestanten  selbst  ihrer  Ausschw^eifungen  und  gottlosen 
Grundsätze  wegen  verabscheuter  und  verachteter  Männer  zur 
Einrichtung  der  Schulen  machen  müsste".  Somit  unterblie- 
ben die  Berufungen,  und  der  Pergen'sche  Entwurf  war  ohne- 
hin der  Hauptsache  nach  schon  beseitigt,  als  die  Monarchin 
erklärte,  ^sie  wolle  die  Besetzung  aller  Schulen  mit  Welt- 
lichen, respective  W^ eltgeistlichen ,  bis  nach  gänzlich  zu 
Stande  gebrachter  Schul einrichtung  vertagt  wissen." 

Ihre  entscheidende  Wendung  bekam  die  ganze  Ange- 
legenheit aber  durch  die  Berufung  des  Freiherrn  Franz  Karl 
Kressel  von  Qualtenberg  in  den  Staatsrath.  Zwar  legte  auch 
dieser  kenntnisreiche  Staatsmann  das  unumwundene  Geständ- 
nis ab,    „er  empfinde  noch  täglich  den  Verlust  ganzer  acht 
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Jahre,  die  er  ohne  allen  Nutzen  in  der  Schule  zugebracht 
habe,  wo  er  trotz  der  vielen  Lateinstunden  nicht  einmal  so 
weit  gekommen  sei,  in  seinem  einundzwanzigsten  Jahre  den 
Cornelius  Nepos  ordentlich  zu  verstehen".  Aber  dennoch 
glaubte  er,  man  müsse  bei  der  vorzunehmenden  Reform  des 
Schulwesens  nur  Schritt  für  Schritt  vorgehen.  Er  rieth 
daher,  die  alten  Schulen  vorläufig  in  Ruhe  zu  lassen  und 
nur  daneben  neue  zu  errichten,  aber  keine  Fremden  dafür 
zu  berufen,  da  Protestanten  eine  schwere  Stellung  haben 
müssten,  die  katholischen  Lehranstalten  des  übrigen  Deutsch- 
lands  aber  nicht  besser  seien  als  die  Oesterreichs. 

Bemerkenswerth  beim  Verlaufe  dieser  Angelegenheit 
und  bedeutsam  als  ein  Zeichen  dessen,  was  für  eine  Rich- 
tung in  nächster  Zukunft  in  Sachen  des  öffentlichen  Unter- 
richtes zu  erwarten  war,  ist  das  Urtheil  Kaiser  Joseph's  IL, 
damaligen  Mitregenten,  über  die  Vorschläge  Pergen's.  In 
seinem  Gutachten  vom  15.  Juli  1772  äusserte  er  sich  im 
wesentlichen:  „man  müsse  vor  allem  dahin  trachten,  dass  alle 
Unterthanen  lesen,  schreiben  und  etwas  rechnen  lernen,  und 
dazu  seien  alle  Gelehrten  unnütz;  erst  wenn  man,  mit  Be- 
seitigung alles  unnützbaren,  für  den  noth wendigen  Unterricht 
der  unteren  und  mittleren  Classen  des  Volkes  gesorgt  habe, 
sei  es  an  der  Zeit,  Gelehrte  vom  Ausland  kommen  zu  las- 
sen, obwohl  es  vielleicht  auch  dann  überflüssig  erscheinen 
dürfte". 

So  scheiterte  denn  der  erste  grössere  Versuch  zu  einer 
durchgreifenden  Umgestaltung  des  österreichischen  Schulwe- 
sens, und  es  zeigte  sich  hierbei,  woran  voraussichtlich  mancher 
andere  nachfolgende  Versuch  gleicher  Art  scheitern  würde: 
an  der  ererbten  Rücksicht  für  den  Clerus,  der  Abneigung 
gegen  alles  ausländische,  und  der  geringen  Werthschätzung 
höherer  allgemeiner  Bildung. 

Pergen  drang  nach  längern  Verhandlungen  auch  mit 
seinen  Plänen  bezüglich  der  Volksschule  nicht  durch,  sie 
waren  unstreitig  für  die  damalige  Zeit  zu  weitgehend  und 
dürften  auch  noch  gegenwärtig  sich  nicht  aller  Orten  der  Zu- 
stimmung erfreuen.  Der  Referent  der  niederösterreichischen 
Schulcommission  Hägelin  war  mit  seinem  sich  auf  die  Volks- 
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schule  beschränkenden  Elaborate  nicht  glücklicher.  Im  Jahre 
1772  überreichte  er  einen  umfassenden  Aufsatz  über  die 
„Einleitung  der  Schulverbesserung  auf  das  Land  in  Unter- 
österreich und  alle  übrigen  Erblande"  der  Kaiserin.  In  den 
Dorfschulen  sollen  nur  die  nothwendigsten  Kenntnisse,  „die 
jedem  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  verhelflich  sind" ,  wie 
Religion,  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  nebst  einem  prak- 
tischen Begriff  von  der  Agricultur  gelehrt  werden;  in  jedem 
Kreis  oder  Viertel  sollen  Schulen  bestehen,  welche  auch  die 
nützlichen  Kenntnisse,  „welche  die  äussere  Glückseligkeit 
und  Bedürfnisse  des  häuslichen  Lebens  betreffen,  wie  die 
höhere  Rechenkunst,  Sprach-  und  Sittenlehre",  vermitteln 
sollen;  die  Haupt-  und  Musterschule  der  Landeshauptstadt 
soll  ausser  den  nothwendigen  und  nützlichen  Kenntnissen 
auch  die  zierlichen  und  anmuthigen,  „welche  unsern  Ver- 
stand schmücken  und  der  erlaubten  Bequemlichkeit  und  An- 
nehmlichkeit des  Lebens  zu  statten  kommen,  wie  Zeichnen, 
Geometrie,  Mechanik  und  Hausbaukunst"  in  den  Kreis  ihrer 
Thätigkeit  ziehen.  Nur  langsam  und  allmählich  sollte  die  Ver- 
besserung des  Schulwesens  vor  sich  gehen ,  die  Stände 
zur  Bestreitung  der  Kosten  mit  herangezogen  und  eine 
Besteuerung  der  Neugründe  für  die  Förderung  des  Schul- 
wesens benützt  werden.  Die  Vorschläge  wurden  abgelehnt, 
zugleich  jedoch  die  Schulcommission  aufgefordert,  „einen 
wohl  ausgeführten  und  auf  alle  Umstände  der  Landesver- 
fassung angemessenen  Vorschlag  bezüglich  der  Einführung 
der  Normalschulen  in  jedem  Viertel  Niederösterreichs  und 
der  Errichtung  von  Dorfschulen  zu  verfassen". 

Während  man  sich  mit  dem  Entwürfe  eines  Planes  be- 
züglich der  Verbesserung  der  Schule  überhaupt  und  der 
Volksschule  insbesondere  beschäftigte,  trat  ein  wichtiges  Er- 
eignis ein,  welches  auf  die  ganze  Entwicklung  des  Schulwesens 
nicht  ohne  Einfluss  blieb.  Der  Jesuitenorden  wurde  durch 
das  Breve  des  Pabstes  Clemens  XIV.  Dominus  ac  Redemp- 
tor  noster  aufgehoben.  (2L  Juli  1773.)  Die  in  „Angelegen- 
heit des  aufgehobenen  Jesuitenordens  niedergesetzte  Com- 
mission"  fasste  den  Beschluss,  der  Kaiserin  „in  Anbetracht 
der  sowol  bei  den  niedern    als  höhern  Schulen  allenthalben 
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nöthigen  Verbesserungen"  die  Nothwendigkeit  „der  Entwer- 
fung eines  allgemeinen  Planes"  vorzustellen*).  Die  vom  Hof- 
rath  Martini  ausgearbeiteten  Grundzüge  zur  Entwerfung  eines 
allgemeinen  verbesserten  Planes  in  Studiensachen  erhielten  die 
Genehmigung  der  Kaiserin.  Die  Einsetzung  einer  besonderen 
von  Ihrer  Majestät  allein  abhängigen  Studiencommission  unter 
dem  Vorsitze  des  Freiherrn  von  Qualtenberg  wurde  am  12. 
Februar  1774  verfügt,  welche  das  grosse  Reformwerk  in  An- 
griff zu  nehmen  die  Aufgabe  erhielt. 

Allem  Anschein  nach  sollte  sich  an  die  Aufhebung  des 
Jesuitenordens  die  vollständige  Neugestaltung  des  bisherigen 
Schul-  und  Studien  Wesens  anknüpfen**).  In  der  Wirklichkeit 
gestaltete  es  sich  anders.  Die  Aufhebung  des  Ordens  wurde 
blos  für  das  Normalschulwesen  von  einschneidender  Bedeu- 
tung. Die  reiche  Hinterlassenschaft  desselben  sollte  dem 
Lehr-  und  Erziehungszwecke  gewidmet,  eine  Anzahl  latei- 
nischer Schulen,  deren  Zahl  weit  das  Bedürfnis  nach  gelehr- 
ter Bildung  überstieg,  w^ar  man  in  deutsche  Schulen  umzu- 
gestalten gesonnen.  Verschiedene  Gymnasien  und  unbeträcht- 
liche Schulen  von  zwei  und  vier  Classen  seien  ganz  aufzuhe- 
ben, dagegen  in  solche  Ortschaften  deutsche  Schulmeister  nach 
der  eingeführten  Methode  der  Normalschulen  anzustellen,  so 
lautete  ein  a.  h.  Handbillet  vom  14.  October  1773. 

Der  Normalschullehrer  P.  Gruber  erhielt  den  Auftrag, 
„einen  Normal-  und  respective  Hauptschulplan '*'  abzufassen, 
welcher  die  Studien-Hofcommission  und  die  nieder  -  österrei- 
chische Schulcommission  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
1774  beschäftigte.  Aber  erst  mit  der  Berufung  des  Abtes 
von  Sagan,  Johann  Ignaz  von  Felbiger,  kam  die  Volks- 
ßchulangelegenheit  zum  Abschlüsse.  Dieser  Mann  hat  auf 
die  Entwicklung  des  deutschen  Volksschulwesens  einen  nicht 
unbedeutenden  Einfluss  ausgeübt.  Die  Ausarbeitung  und 
Durchführung  des  „Landschulreglements  für  die  Römisch- 
Katholischen    in  Städten  und  Dörfern  des    souveränen  Her- 


*)    Vergl.  über  die  ganze  Angelegenheit  Heitert  I.    S.    277  ff.  und 
285  ff. 

**j  Vergl.  Heitert  I.  S,  296. 
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zogthums  Schlesien  und  Glatz "  war  grösstentheils  sein 
Werk;  ein  Werk  von  nicht  zu  unterschätzender  Tragweite. 
Der  Name  Felbiger  war  den  österreichischen  Schuhnännern 
und  allen  jenCxi,  welche  an  der  Neugestaltung  des  Schul- 
wesens sich  in  regsamer  Weise  betheiligten,  längst  bekannt. 
Die  Mitglieder  der  Schulcommission  standen  mit  ihm  in  leb- 
hafter Verbindung,  auch  in  der  Studien-Hofcommission  der 
Hofkanzlei  und  im  Stadtrath  wurde  auf  ihn  und  seine  Be- 
strebungen öfters  hingewiesen.  Felbiger  konnte  auch  der 
Kaiserin  nicht  unbekannt  bleiben  und  allem  Anscheine  nach 
war  es  die  Kaiserin  selbst,  die  auf  den  Gedanken  verfiel, 
„den  so  oft  genannten  und  von  allen  Stimmen  hochgeschätz- 
ten Probst  von  Sagan  nach  Wien  kommen  zu  lassen,  um 
den  Verbesserer  des  Schulwesens  in  ihrem  nie  vergessenen 
Schlesien  über  das  gleiche  Werk  in  ihren  eigenen  Erblanden 
reden  und  rathen  zu  lassen"*). 

Am  1.  Mai  1774  traf  Felbiger  in  Wien  ein  und  hatte 
sich  bald  des  vollsten  Vertrauens  der  Monarchin  zu  erfreuen, 
welche  ihn  im  Normalschulfache  „ohne  Vorschrift  gehen  zu 
lassen"  den  l'efehl  gab.  Am  1.  September  übertrug  sie  ihm 
„die  Einrichtung  des  hiesigen  deutschen  Schulwesens,  sowol 
in  Absicht  auf  die  hiesige  Normalschule  als  die  weitere  Ver- 
breitung des  Instituts  in  dem  Lande"  in  gnädigstem  Vertrauen, 
„dass  er  nach  seiner  in  diesem  Fach  erworbenen  stattlichen 
Kenntnis  und  Geschicklichkeit  zu  der  für  den  Staat  so  wich- 
tigen Verbesserung  des  ersagten  Schulwesens  mit  wirksamen 
Eifer  sich  wird  verwenden  lassen".  Das  hervorragendste 
Werk  seiner  energischen  ausdauernden  Thätigkeit  ist  die 
allgemeine  Schulordnung,  welche  am  6.  December  1774 
die  kaiserliche  Unterschrift  erlangte. 

Wir  müssen  einer  eingehenden  Darstellung  derselben 
hier    einen    grösseren    Raum    gönnen**).        „Da    die    Er- 


*;  Vergl.  über  ihn  Erscli  und  Gruber;  Heppe,  Geschichte  des 
deutschen  Volksschulwesens ;  Neigebauer  das  preuss.  Volksschulwesen  1834; 
Rönne,  das  preuss.  Unterrichtswesen;  Helfert;  a.  a.  S.  307  und  den  Artikel 
Felbiger  in  der  Schmidt'schen  Encyklopädie. 

**)  Eine  eingehende  Analyse  bei  Helfert,  323  ff.,  wo  auch  auf  spätere 
Verordnungen  Maria  Tlieresia's  Rücksicht  genommen  wird. 
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Ziehung  der  Jugend  beiderlei  Geschlechtes" ,  heisst  es 
am  Eingang;  also  die  wichtigste  Grundlage  der  wahren  Glück- 
seligkeit der  Nationen,  ein  genaueres  Einsehen  erfordert, 
so  hat  dieser  Gegenstand  alle  Aufmerksamkeit  um  so  mehr 
auf  sich  gezogen,  je  gewisser  von  einer  guten  Erziehung  und 
Leitung  in  den  ersten  Jahren  die  ganze  Lebensart  aller 
Menschen  und  die  Bildung  des  Genies  und  der  Denkungsart 
aller  Völkerschaften  abhängt,  die  niemals  erreicht  werden 
kann,  wenn  nicht  durch  wohlgeordnete  Erziehungs-  und 
Lehranstalten  die  Finsternis  der  Unwissenheit  aufgeklärt  und 
jedem  der  seinem  Stande  angemessene  Unterricht  verschafft 
wird." 

„Es  sollen  dreierlei  Arten  von  Schulen  bestehen :  Nor- 
malschulen, Hauptschulen  und  gemeine  oder  Trivialschulen. 
Normalschulen  sind  jene,  welche  die  Richtschnur  aller  übri- 
gen Schulen  in  der  Provinz  sind.  In  jeder  Provinz  soll  eine 
einzige  Normalschule  gegründet  werden,  in  derselben  soll  die 
städtische  Jugend  in  den  nothwendigen  und  nützlichen  Ge- 
genständen einen  vollständigen  Unterricht  erhalten  und  hier 
müssen  die  Lehrer  für  andere  deutsche  Schulen  gebildet  oder 
wenigstens  die  anderwärts  gebildeten  genau  geprüft  werden, 
wenn  sie  in  der  Provinz  angestellt  werden  wollen.  In  einer 
jeden  Normalschule  muss  ein  Director  mit  4 — 5  Lehrern, 
worunter  ein  Katechet,  vorhanden  sein." 

„Hauptgegenstände  in  den  Normalschulen  sind,  ausser 
Religion,  die  andern  unentbehrlichen  und  für  alle  Stände 
nöthigen  Dinge,  als  das  Buchstaben  kennen  (Buchstabiren), 
Lesen,  das  Schön-  und  Rechtschreiben^  Rechnen,  Rechnung- 
führen und  was  zum  wohlanständigen  Betragen  oder  zur 
Sittsamkeit  gehört,  endlich  solche  Lehrgegenstände,  welche 
theils  als  Vorbereitungen  zum  Studiren  dienen,  theils  solchen 
Personen  nützlich  sind,  die  sich  dem  Wehr-  und  Nährstande, 
besonders  aber  der  Landwirthschaft,  den  Künsten  und  Hand- 
werken widmen  wollen.  Diese  Lehrgegenstände  sind:  die 
Sprachlehre  in  der  Muttersprache;  eine  Anleitung  zu  den 
meistens  vorkommenden  schriftlichen  Aufsätzen;  eine  Anlei- 
tung zur  lateinischen  Sprache,  wie  solche  denen  nöthig  ist, 
welche  in  die  Lateinschulen  übertreten,    ebenso  für  Apothe- 
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ker  und  Wundärzte  oder  für  jene^  welche  mit  der  Feder  ihr 
Brot  gewinnen  wollen;  die  vornehmsten  Grundsätze  aus  der 
Haushaltungskunst  und  allenfalls  auch  aus  der  Landwirth- 
schaft;  historische  Kenntnisse  von  den  Künsten  und  Hand- 
werken und  was  aus  der  Naturlehre  und  Naturwissenschaft 
zu  wissen  nöthig  und  nützlich  ist,  in  so  weit  es  nach  den 
Fähigkeiten  der  Jugend  füglich  geschehen  kann.  Daselbst 
soll  auch  etwas  aus  der  Naturgeschichte  und  Erdbeschreibung, 
besonders  in  Absicht  auf  das  Vaterland,  die  Anfangsgründe 
der  Feldmesskunst  und  der  Baukunst ,  Mechanik  ,  das 
Zeichnen  mit  dem  Cirkel  und  Lineal  als  auch  aus  freier 
Hand  beigebracht  werden.  Zur  Vorbereitung  für  künftige 
Lehrer  sind  daselbst  vorzutragen  und  zu  erklären  die  Eigen- 
schaften und  Pflichten  rechtschaffener  Lehrer,  die  Gegen- 
stände, worin  sie  unterweisen  sollen,  das  Nöthigste  von  der 
Schulzucht,  das  Führen  der  Cataloge,  das  Betragen  bei  Un- 
tersuchungen, endlich  alles  das,  was  die  Hauslehrer  und  In- 
formatoren zu  wissen  nöthig  haben,  für  jene  nämlich,  welche 
sich  diesem  Amte  widmen  wollen.  In  jedem  Kreise  oder 
Viertel  soll  mindestens  eine  Hauptschule  mit  3 — 4  Leh- 
rern mit  Einschluss  des  Directors  und  einem  Katecheten  in 
den  Schulzimmern  bestehen.  Sie  sind  vornehmlich  in  gros- 
sen Städten  anzulegen.  Die  durch  die  einzuschränkenden 
Gymnasien  überflüssigen  Gelder  und  Gebäude  sind  hiezu  zu 
verwenden." 

„In  den  deutschen  Trivialschulen  waren  vorgeschrieben 
die  Religion  und  deren  Geschichte  nebst  der  Sittenlehre  aus 
dem  Lesebuch,  Lesen,  Schreiben,  von  der  Rechenkunst  die 
vier  Species,  die  einfache  Regeldetri,  die  für  das  Landvolk 
gehörende  Anleitung  zur  Rechtschafi^enheit  und  zur  Wirthschaft 
nach  Massgabe  des  hierzu  verfassten  Büchleins.  Es  wurde 
dem  Lehrer  aufgetragen,  beim  Unterricht  nicht  bloss  das  Ge- 
dächtnis zu  üben,  noch  die  Jugend  mit  Auswendiglernen 
zu  plagen,  sondern  den  Verstand  aufzuklären,  alles  verständ- 
lich zu  machen  und  ihr  die  Anleitung  zu  geben,  über  das 
Erlernte  sich  recht  und  verständig  auszudrücken.  Die  Zeit 
für  den  täglichen  Unterricht  wurde  von  8 — 1 1  Uhr  im  Win- 
ter, im  Sommer  auf  dem  Lande  von  7 — 10  Uhr  und  Nach- 
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mittag  von  2 — 4  Uhr  bestimmt.  Der  Schulcurs  begann  am 
3.  November.  Kinder  beiderlei  Geschlechtes,  deren  Eltern 
oder  Vormünder  einen  Hauslehrer  zu  unterhalten  nicht  den 
Willen  oder  nicht  das  Vermögen  haben,  gehören  ohne  Aus- 
nahme in  die  Schule  u.  z.  sobald  sie  das  6.  Jahr  angetreten 
haben,  von  welchem  an  sie  bis  zur  vollständigen  Erlernung 
der  für  ihren  künftigen  Stand  und  Lebensart  erforderlichen 
Gegenstände  die  deutschen  Schulen  besuchen  müssen,  wel- 
ches sie  wohl  schwerlich  vor  dem  12.  Jahr  ihres  Lebens 
gründlich  werden  vollbringen  können,  daher  es  gerne  gesehen 
wird ,  dass  Eltern  ihre  Kinder  wenigstens  durch  6  oder  7 
Jahre  in  den  deutschen  Schulen  lassen;  sie  können  solche 
nach  Willen  und  Erfordernis  auch  länger  besuchen.  Die 
Pflicht,  solche  Schulen  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten, 
liege  der  Gemeinde  mit  Beihilfe  der  Dominien  ob."  Auch  die 
begüterten  Klöster  sollten  laut  Hofdecret  vom  7.  April  1 775 
angehalten  werden,  in  den  ihnen  zugehörigen  Orten  Schiüen 
anzulegen  und  dieselben  in  gutem  Stande  zu  erhalten." 

„Solche  Schulen  bedürfen  ein  bis  zwei  Schulzimmer 
nebst  einer  Wohnung  für  den  Schullehrer.  Neue  Schulen 
sollen  besonders  dort  errichtet  werden,  wo  keine  vorhanden, 
aber  nöthig  ist,  und  wo  die  zu  zahlreiche  Jugend  eines  Ortes 
in  den  bereits  vorhandenen  Schulen  nicht  untergebracht  wer- 
den kann." 

..Wo  es  die  Gelegenheit  erlaubt  eigene  Schulen  für  Mäd- 
chen zu  haben ,  da  besuchen  sie  solche  und  sind  daselbst 
auch  im  Nähen,  Stricken  und  anderen  ihrem  Geschlecht  an- 
gemessenen Dingen  zu  unterweisen.  Wo  eigene  Schulen 
nicht  bestehen ,  müssen  sie  in  die  gemeine  Schule  gehen, 
jedoch  nicht  unter  die  Knaben,  sondern  auf  eigenen  Bänken, 
von  jenen  abgesondert,  und  werden  mit  den  Knaben  in  einer 
Classe  unterrichtet,  mit  welchen  zugleich  sie  alles  lernen, 
was  sich  für  ihr  Geschlecht  schickt.  Eltern  und  Vormünder 
sollen  von  den  Obrigkeiten  ernstlich  verhalten  werden,  ihre 
Kinder  in  die  Schule  zu  schicken,  die  Herrschaften  sollen 
entweder  Kinder  unter  13  Jahren  nicht  gebrauchen  oder  sie 
zum  Besuch  der  Winterschule  Vor-  oder  Nachmittags  anhal- 
ten und  bei  offenbarem  Unvermögen    selbst    die  Hälfte    des 
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Schulgeldes  für  sie  zu  bezahlen  verpflichtet  sein.  In  den 
Wiederholungsstunden  am  Sonntag  nach  dem  nachmittägigen 
Gottesdienst  sollen  sich  die  jungen  Leute  vom  gemeinen 
Stande;  bis  sie  das  20.  Jahr  erreicht  haben^  fleissig  einfinden, 
derart,  dass  kein  Handwerkslehrling  freigesprochen  werden 
soll,  ehe  er  nicht  ein  triftiges  Zeugnis  von  der  Schule  aus- 
gewiesen hat." 

„Die  DIrectoren  und  Lehrer  der  Normal-  und  Haupt- 
schulen erhalten  eine  fixe  Besoldung  in  baarem  Gelde,  die 
Schulmeister  auf  dem  Lande  sollen  ihre  Einkünfte  beziehen, 
wo  sie  dieselben  von  altersher  genossen  haben  und  über- 
haupt bei  ihren  von  jeher  üblichen  Gerechtsamen  geschützt 
werden.  Wo  sich  der  nöthige  Unterhalt  auf  andere  Weise 
nicht  decken  lässt,  da  kann  ein  Theil  der  entbehrlichen  Kir- 
cheneinkünfte zu  deren  Lohne  verwendet  werden.  Es  ist 
ihnen  auf  dem  Lande  wohl  zu  gestatten,  dass  sie  ein  Hand- 
werk treiben,  doch  dürfen  sie  kein  Schankge werbe  besitzen. 
Es  ist  ihnen  verboten  bei  Kirchtagen,  Hochzeiten  und  andern 
Gelegenheiten  in Wirthshäusern  oder  sonstwo  zu  musiciren." 

„Der  Religionsunterricht  bleibt  den  Geistlichen  über- 
lassen. Die  Candidaten  des  geistlichen  Standes  sind  ver- 
pflichtet sich  die  Kenntnis  des  Normalschulwesens  zu  ver- 
schafi'en  und  es  ist  kein  Weltgeistlicher  ad  majores  ordines 
noch  weniger  aber  zu  einer  Pfründe,  womit  Seelsorge  ver- 
bunden ist,  zuzulassen,  der  sich  nicht  mit  einem  Zeugnisse 
der  Normalschuldirection  ausweisen  kann,  dass  er  sowohl 
von  den  Lehrgegenständen  als  von  der  Lehrart  genugsam 
Wissenschaft  habe.  Li  den  übrigen  Lehrgegenständen  können 
weltliche  und  geistliche  Lehrer  unterweisen,  wenn  sie  die 
gehörige  Kenntnis  in  den  darüber  angestellten  Prüfungen  be- 
wiesen haben.  Das  Recht  Schulen  zu  halten  und  die  Jugend 
zu  unterrichten  bleibt  allen  denjenigen  geistlichen  und  welt- 
lichen Standes,  männlichen  und  weiblichen  Geschlechtes,  welche 
bisher  im  Besitze  gewesen  sind ,  nur  müssen  sie  sich  die 
verbesserte  Lehrart  aneignen  und  in  allem  nach  der  allge- 
meinen Schulordnung  richten.  Die  weltlichen  bereits  vor 
handenen  Schulleute  sollen  sich  in  eine  Mustersclmle  beareben 
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und    in    dem    wesentlichsten    der   verbesserten    Einrichtung 
unterweisen  lassen." 

„Das  Ernennungsrecht  zu  Schuldiensten  bleibt  denjeni- 
gen, welche  es  bisher  inne  gehabt,  vorbehalten,  nur  müssen 
die  Angestellten  die  Fähigkeit  hiezu  nachweisen.  Den  neu 
anzustellenden  Schulmeistern  ist  keine  Nachsicht  zu  gestatten, 
und  Obrigkeiten  wie  Gemeinden  sind  mit  schwerer  Strafe  zu 
belegen,  welche  Personen  aufnehmen,  ohne  Attestat  der  Nor- 
malschule, dass  sie  in  der  verbesserten  Lehrart  unterrichtet 
und  geprüft  sind." 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  Normal-  und  Haupt- 
schulen führt  der  Director,  über  Trivialschulen  der  Pfarrer. 
Nebstbei  aber  ist  die  ökonomische  und  administrative  Ueber- 
wachung  einer  jeden  Schule  einem  weltlichen  Schulaufseher 
zu  übertragen ,  welchen  der  Magistrat  oder  die  Herrschaft 
ernennt  und  controllirt.  Alle  Haupt-  und  Trivialschulen  un- 
terliegen überhaupt  der  Oberaufsicht  des  District-Aufsehers, 
als  welcher  meist  der  Dechant  bestellt  wurde.  Meistens  fie- 
len auf  dem'  Lande  die  Functionen  des  Schulbezirksaufsehers 
oder  Visitators  mit  jenen  des  Kreisdechanten  zusammen*). 
Diese  wurden  verpflichtet,  die  Schulen  des  Dechanats  wenigstens 
einmal  im  Jahre  zu  besuchen  und  sich  persönlich  von  dem 
Zustande  derselben  zu  überzeugen  und  hatten  aus  den  Be- 
richten und  Tabellen  der  Ortsschulaufseher  einen  tabellari- 
schen Extract  zu  machen  und  mit  ihren  eigenen  Bemerkun- 
gen den  Kreisämtern,  welche  über  das  Schulwesen  des  ganzen 
Kreises  die  Aufsicht  zu  führen  hatten,  vorzulegen. 

An  jeder  Landesstelle  sollte  eine  aus  zwei  oder  drei 
Käthen  bestehende  Schulcommission  bestellt  werden ,  aus 
einem  Bevollmächtigten  des  Ordinariats,  dem  Director  der 
Normalschule  bestehend.  Ihr  wurde  die  Einleitung  und  Errich- 
tung der  deutschen  Schulen,  welche  sie  sammt  ihren  Lehrern, 
soviel  die  Schulsachen  betrifft,  unter  ihrer  Aufsicht  haben  sol- 
len, zugewiesen,  künftighin  aber  sollte  sie  die  Beibehaltung  der 
vorgeschriebenen  Lehrart  wie  auch  die  Handhabung  und  den 
Vollzug  der  Schulgesetzgebung  besorgen.   Sie  hat  den  anzu- 


^)  Vergl.  Helfert  a.  a.  O.  372. 
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stellenden  Schulmännern  Decrete  zu  ertheilen,  ohne  welche 
kein  Schulmann  irgendwo  verwendet  werden  kann,  ferner 
in  beständiger  Kenntnis  des  Schulwesens  zu  bleiben,  zu  den 
halbjährigen  Prüfungen  in  den  Normalschulen  einige  ihrer 
Mitglieder  abzusenden,  die  Oberaufseher  der  Schulen  zu  be- 
stellen, alle  Gebrechen  der  Lehranstalten,  welche  aus  den 
Berichten  der  Oberaufseher  hervorgehen ,  abzustellen ,  den 
Schulfond  zu  verwalten,  nach  eingeholter  Genehmigung  der 
Landesstelle  über  die  Nothwendigkeit  der  Errichtung  neuer 
Schulen  und  Vermehrung  der  Lehrer  zu  entscheiden.  Sie 
versammelt  sich  allwöchentlich  und  beräth  und  beschliesst 
gemeinschaftlich.  Die  Generaldirection  des  deutschen  Schul- 
wesens in  Wien  ist  das  begutachtende  Organ  der  Hofstelle, 
mit  welcher  alle  Normalschulen  in  den  Provinzen  zusammen- 
hängen. 

Durch  die  Generaldirection  des  deutschen  Schulwesens 
in  Wien,  welche  das  begutachtende  Organ  der  Hofstelle  sein 
sollte,  standen  die  Normalschulen  in  der  Provinz  mit  der 
Hauptnormalschule  in  Verbindung.  Die  Hofstelle  hatte  über 
die  Gleichförmigkeit  des  Unterrichtes  zu  wachen  und  alle  für 
Niederösterreich  erfliessende  Verordnungen  sollten  durch  die 
Landesstellen  allen  Schulcommissionen  zur  Darnachachtung 
mitgetheilt  werden.  Letztere  mussten  in  zweifelhaften  Fällen 
die  Entscheidung  der  Hofstelle  einholen.  — 

Bald  nach  der  Publication  der  Verordnung  vom  6.  Dec. 

1774  schritt  man  in  fast  allen  Provinzen  rasch  und  ener- 
gisch an  die  Durchführung  derselben.  Schon  in  den  ersten 
Monaten  des  Jahres  1775  wurden  die  Schulcommissionen  in  den 
deutsch-slavischen  Erbländern  gebildet.  Man  schritt  an  die 
Gründung  und  Eröffnung  von  Normalschulen.  Am  Schluss 
des  Wintercurses  1774/75  bestanden  schon,  ausser  in  Wien 
und  Innsbruck,  zu  Linz,  Freiburg  im  Breisgau,  Roveredo 
und  Brunn  solche  Lehranstalten,  und  im  Laufe   des  Jahres 

1775  kamen  noch  die  Normalschulen  zu  Grätz,  Klagenfurt, 
Troppau  und  Laibach  hinzu.  Die  Zahl  der  Schüler  mehrte 
sich  fast  allerorten.  Leider  flössen  die  Mittel  zur  Erhaltung 
der  neuen  Schulen  nicht  überall  reichlich  genug.  Die  an 
manchen  Orten  eingeleiteten  Sammlungen  freiwilliger  Beträge 
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warfen  nicht  viel  ab  und  wurden  bald  wieder  aufgegeben, 
Eigentliümlich  war  es,  dass  man  verschiedene  Vergnügungen, 
besonders  Maskenbälle,  zu  diesem  Endzwecke  ausbeutete.  In 
der  That  war  diese  Einnahmsquelle  nicht  unbedeutend.  Der 
Anfang  des  Schulfonds  in  Mähren  bestand  „lediglich  aus  dem 
von  denen  masquirten  Baalen  durch  die  ganze  Faschings- 
zeit eingegangenen  Betrage  von  1480  fl."  Aehnliche  Ein- 
nahmsquellen flössen  auch  in  andern  Städten  der  Schule  zu. 
Tanzorte  und  Kegelplätze  wurden  besteuert,  von  Verlassen- 
schaften  Taxen  erhoben,  Körperschaften,  öffentliche  Anstalten 
und  Stiftungen  in  Mitleidenschaft  gezogen,  Bischöfe  und 
Prälaten,  Stifte  und  Klöster  in  Anspruch  genommen. 

Die  Aufhebung  vieler  Gymnasien,  welche  von  Jesuiten, 
Piaristen,  Prämonstratensern,  Benedictinern,  beschuhten  und 
unbeschuhten  Augustinern,  Minoriten,  Paulanern  und  Petrinern 
bisher  mit  Lehrkräften  versorgt  wurden  und  unter  denen  viele 
höchst  nothdürftig  ausgestattet  waren,  ermöglichte  dieUeberwei- 
sung  der  Gebäude,  der  Stiftungen  und  Einkünfte  an  die  Haupt- 
schulen. Mit  derGründung  der  Schulen  ging  die  Kaiserin  auf  ihren 
Cameral-  und  Patrimonial-Herrschaften  mit  leuchtendem  Bei- 
spiel voran,  viele  Mitglieder  des  Adels  folgten  nach,  geistliche 
Würdenträger  legten  hie  und  da  einen  rühmlichen  Eifer  an 
den  Tag.  Besonders  in  Böhmen  waren  Adel  und  Geistlich- 
keit, Civil-  und  Militär-Beamte  unermüdlich  um  die  Hebung 
des  Schulwesens  bemüht.  Die  grössten  Verdienste  erwarb 
sich  der  Probst  von  Schulstein,  Kindermann,  der  den  frucht- 
baren Gedanken  der  Verbindung  der  Volksschule  mit  der 
Industrieschule  durchführte  und  später  die  glänzendsten  Er- 
folge erzielte*).  Treffend  bemerkt  Helfert:  „Wohl  ist  heute 
von  Kindermanns  grossartiger  Schöpfung  fast  nichts  mehr  vor- 
handen, aber  die  heilsamen  Folgen  sind  geblieben.  Denn 
wenn  jetzt  Böhmen  in  der  Industrialstatistik  der  österreichi- 
schen Länder  eine  so  hohe  Stufe  einnimmt,  wenn  es  in  vielen 
Industriezweigen  allen  andern  Kronländern  voransteht  und 
nur  in  wenigen  diesem  oder  jenem  den  Vortritt  lässt:  so  möge 


'n 
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*)  Schlözers  Staatsanzeiger  Bd.  10,  Heft  40,  S.  475  ff.  Vergl.  auch 
den  Artikel  Kindenuanu  in  der  Encyclopädie  von  Schmidt. 
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in  der  Reihe  der  Ursachen,  welche  diesen  Stand  der  Dinge 
herbeigeführt  haben,  auf  den  Namen  des  grossen  Schulman- 
nes nicht  vergessen  werden,  der  fast  ohne  Beihilfe  Öffent- 
licher Mittel  durch  seinen  reichen  Geist  und  klaren  Verstand 
und  durch  das  opferfreudige  Zusammenwirken  von  Männern 
aus  allen  Classen  der  Bevölkerung,  welches  er  durch  Be- 
lehrung, Berufung  und  Aufinunterung  wach  zu  rufen  und  zu 
erhalten  wusste,  die  Volksschule  zur  ersten  Grundlage  des 
künftigen  National  Wohlstandes  gemacht  hat" 

Einen  Gegensatz  zu  diesem  Fortschritte  der  Schule  in 
den  westlichen  Kronländera  bilden  die  östlichen  Gebiete  der 
Monarchie.  Die  Erfolge  in  Ungarn  waren  geringfügig.  Die 
Kaiserin  genehmigte  1777  einen  vollständigen  Studienplan*), 
wornach  das  ganze  Königreich  mit  Croatien  und  Slavonien 
in  neun  Schuldistricte  eingetheilt  wurde.  In  jedem  Schul- 
district  sollte  ein  Provincialstudiendirector  und  unter  diesem 
ein  königlicher  Inspector  über  sämmtliche  Trivial-  und  Nor- 
malschulen die  Aufsicht  führen ;  in  dem  Hauptort  eines  jeden 
Districts  eine  Hauptnormalschule  von  vier  Classen  errichtet 
werden,  welche  zugleich  zur  Unterweisung  der  Lehrer  für 
sämmtliche  Normal-  und  Trivialschulen  des  Districts  zu  die- 
nen hätte.  Mit  der  Einrichtung  und  Organisirung  dieser 
Lehranstalten  gieng  es  indess  langsam  genug.  Es  fehlte  an 
Allem  und  Jedem,  an  Lehrern  und  eifrigen  Förderern  der 
Schule.  Die  Geschichte  weiss  wenig  oder  nichts  zu  erzählen, 
dass  Städte  und  Gemeinden,  Clerus  und  Adel  in  ähnlicher 
Weise  wie  in  den  übrigen  Kronländern  ihr  Schärflein  zur 
Hebung  des  darniederliegenden  Schulwesens  beigetragen 
hätten.  Auch  in  Galizien  und  Lodomerien  nahm  die  Hebung 
imd  Entwicklung  der  Volksschule  nur  einen  langsamen  Fort- 
gang. 

Grosse  Schwierigkeiten  machte  damals  so  wie  später 
noch  oft  die  Durchführung  einer  allseitig  befriedigenden  Norm 


*)  Ratio  educationis  totlusque  rei  litterariae  per  Regnum  Hungariae 
et  prorincias  eidem  adnexas  von  einer  Commission  unter  dem  Vorsitze 
des  Locumtenens  Herzogs  Albrecht  von  Sachsen  -  Teschen  berathen.  Das 
Nähere  bei  Helfert  I.  436. 
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hinsichtlich  der  Sprachenfrage.  Aber  auch  hier  verstand  es 
die  Theresianische  Gesetzgebung  die  Forderungen  des  Staats- 
ganzen mit  den  damals  noch  bescheidenen  und  billigen  An- 
sprüchen der  verschiedenen  Nationalitäten  in  Einklang  zu 
bringen.  Die  deutsche  Sprache  sollte  und  musste  in  den 
zum  deutschen  Reiche  gehörigen  Kronländern  in  Schule  und 
Amt  allgemeine  Geltung  erlangen,  daneben  aber  der  Berück- 
sichtigung der  Muttersprache  Spielraum  gelassen  werden. 
Die  Kaiserin  verfügte  zu  wiederholten  Malen,  „dass  auf  die 
Ausbreitung  der  deutschen  Sprache  gedacht,  zu  diesem 
Zwecke  an  Stelle  der  abgehenden  Schulmeister  Individuen, 
welche  der  deutschen  Sprache  kundig,  berufen,  die  in  den 
Studienhäusern  eigens  gelehrt  und  Alles  veranlasst  werde, 
was  ihre  Verbreitung  und  Allgemeinmachung  befördern  kann". 
Die  Ausbreitung  der  deutschen  Sprache  in  Böhmen  war  ein 
Gegenstand  besonderer  Sorgfalt  der  damaligen  Staatsver- 
waltung, welche  sich  hiedurch  wahrhafte  Verdienste  um  das 
Land  erwarb,  ohne  dass  an  eine  Beseitigung  des  böhmischen 
Idioms  gedacht  wurde;  die  berechtigten  und  begründeten 
Vorschläge  des  böhmischen  Guberniums  auf  angemessene 
Berücksichtigung  fanden  meist  eine  befriedigende  Erledi- 
gung, wenn  auch  nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  es  auch 
an  solchen  nicht  fehlte,  welche  durch  Verbreitung  des  deut- 
schen Schulwesens  eine  Verdrängung  der  andern  Mundarten 
erwünschten  und  für  den  Staat  als  nothwendig  förderten.  Die 
italienische  Sprache  erfreute  sich  in  Tirol,  im  Görzischen 
einer  glimpflichen  Behandlung.  In  der  Militärgrenze  machte 
die  Errichtung  deutscher  Schulen  mit  deutschen  Lehrern  er- 
freuliche Fortschritte.  Bei  der  Anstellung  der  letztern  wurde 
darauf  gesehen,  dass  sie  der  Landessprache  oder  einer  damit 
verwandten  Sprache  mächtig  seien.  Man  gestattete  den  Un- 
terricht der  Christenlehre  in  der  Muttersprache,  da  die  Geist- 
lichkeit der  deutschen  Sprache  noch  nicht  mächtig  war. 
Auch  in  dem  erst  kürzlich  erworbenen  Galizien  sollte  auf 
Ausbreitung  der  deutschen  Sprache  sorgsam  Bedacht  genom- 
men werden,  wobei  jedoch  zu  vermeiden  sei,  „um  Anlass 
glauben  zu  geben,  als  ob  man  die  Muttersprache  ausrotten 
wollte".  Die  Lehrbücher  mussten  in  der  Landessprache  in  dem 
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besten  Dialect  geschrieben  sein^  „um  die  Muttersprache,  welche 
bei  dieser  Gelegenheit  auch  mitgelehret  wird,  nicht  schlecht 
zu  lehren".  Selbst  in  Ungarn,  wo  ein  buntes  Gemisch  von 
Sprachen  und  Nationen  durcheinander  wogt,  empfahl  wohl 
die  Ratio  educationis  für  jede  der  sieben  Hauptnationen, 
Magyaren,  Deutsche,  Slovaken,  Ruthenen,  Walachen,  Serben 
und  Croaten  die  Errichtung  besonderer  Nationalschulen  in 
ihrer  Muttersprache,  ohne  aber  ausser  Acht  zu  lassen,  auf  die 
Nützlichkeit  ja  Noth wendigkeit  des  Deutschen  hinzuweisen; 
es  sollten  deshalb  nur  Lehrer  angestellt  werden,  welche  der 
deutschen  Sprache  mächtig  seien*;. 

Nicht  minder  anerkennenswerth  sind  die  Bestrebungen 
zur  Abfassung  geeigneter  Schulbücher  und  die  Verdienste 
Felbiger's  in  dieser  Richtung  einem  fühlbaren  Mangel  abzu- 
helfen sind  unstreitig  unschätzbar.  Sämmtliche  neue  Schul- 
bücher, worunter  besonders  die  Lesebücher  durch  Aufnahme 
wirklich  belehrender  Stücke  sich  auszeichneten,  wurden  in 
den  Jahren  1775  und  1776  zunächst  in  deutscher  Sprache 
veröffentlicht,  Handbücher  und  Instructionen  für  die  Lehrer 
folgten,  für  üebersetzungen  in  die  andern  Sprachen  wurde 
Sorge  getragen.  Das  grössere  Publicum  wurde  über  die 
Bedeutung  und  Tragweite  der  neuen  Einrichtung  unterrichtet 
und  namentlich  war  es  wieder  Felbiger,  der  in  vielen  Schriften 
eine  unermüdliche  Thätigkeit  an  den  Tag  legte.  Der  Erfolg 
konnte  nicht  ausbleiben  und  blieb  auch  nicht  aus.  Oester- 
reich's  Velksschulwesen  leuchtete  den  andern  Staaten  des 
Festlandes  voran! 

Wenn  auch  die  hervorragendste  Thätigkeit  Maria  The- 
resia's  der  Volksschule  zugewendet  war,  so  Hessen  sich  doch 
auch  auf  dem  Gebiete  des  mittleren  und  höheren  Unterrichts 
die  Spuren  reformatorischen  Wirkens  nicht  verkennen.  Hier 
waren  namentlich  Gerhard  van  Swieten  und  später  auch  Sonnen- 
fels eifrigst  bemüht  mit  dem  alten  Zustande  zu  brechen  und 
eine  Umgestaltung  des  Studienwesens  theils  anzubahnen,  theils 
durchzuführen.  Die  Reorganisation  der  medicinischen  Stu- 
dien erfolgte  1749  durch  P^rweiterung  der  naturwissenschaft- 


*)  Vergl.  Helfen  a.  a.  O.  I.  S.  4U6  ff. 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  üntcrrichtsweseiis  etc.  ^9 
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liehen  Disciplinen  an  der  medicinischen  Facultät,  deren  Di- 
rector  van  Swieten  wurde.  Die  Kaiserin  behielt  sich  die 
Ernennung  der  Professoren  vor,  indem  die  Anstellung  tüch- 
tiger Professoren  die  Grundbedingung  für  das  Gedeihen  eines 
jeden  Studiums  sei.  Die  Taxen  für  die  strengen  Prüfungen 
und  Promotionen  wurden  durch  das  Gesetz  vom  24.  März 
1749  geregelt,  die  Professoren  erhielten  höhere  Gehalte, 
welche  für  die  damalige  Zeit  bedeutend  genannt  werden 
konnten.  Die  Leitung  der  theologischen  und  philosophi- 
schen Facultäten ,  deren  Reform  1752  eintrat,  w^urde  dem 
Wiener  Eizbischofe  übertragen,  ein  für  die  damalige  Zeit 
bedeutsamer  Fortschritt,  da  auf  diese  Weise  die  Jesuiten, 
welche  bis  dahin  diese  Studienzweige  in  Händen  hatten, 
beseitigt  wurden.  Im  Jahr  1753  erfuhr  die  juridische 
Facultät  mancherlei  Umgestaltungen.  An  die  Stelle  kirchlicher 
Corporationen,  welche  die  höheren  Stände  beherrschten,  war 
der  Staat  getreten,  der  die  Leitung  und  Organisation  an  sich 
riss.  An  der  Spitze  der  Facultäten  standen  vier  vom  Staate 
ernannte  Directoren,  welche  Anfangs  einem  Studienprotector, 
später  der  Studien-Hofcommission  untergeordnet  waren.  Es 
war  ein  bedeutender  Fortschritt,  der  noch  grössere  Früchte 
getragen  hätte,  wenn  man  der  Universität  eine  selbständige 
unabhängige  Stellung  eingeräumt  haben  würde  und  nicht  mit 
der  Beseitigung  des  kirchlichen  Einflusses  der  staatlichen  Om- 
nipotenz  und  Bevormundung  Thür  und  Thor  geöffnet  hätte. 
„So  tritt  von  jetzt  an  in  gar  einseitiger  und  verkehrter  Weise 
in  Oesterreich  mit  den  Universitäten  nun  auch  die  Wissen- 
schaft in  den  Dienst  des  Staates." 

Auch  an  eine  Verbesserung  der  Gymnasien  wurde  schon 
in  den  ersten  Regierungsepochen  Maria  Theresia's  gedacht. 
Die  Klagen  über  die  Mangelhaftigkeit  der  Gymnasien  und  philo- 
sophischen Studien  waren  allgemein.  Die  Resolutionen  vom  16. 
October  und  24.  November  1747  empfahlen  den  Jesuiten  und 
Piaristen  eine  intensivere  Pflege  der  geschichtlichen  Disciplinen, 
der  deutschen  und  griechischen  Sprache  und  Arithmetik,  die 
Beseitigung  der  speculativen  Theologie  aus  den  philosophi- 
schen Jahrgängen  u.  dgl.  m.  Einige  Jahre  später  wurde  eine 
Vorschrift  wegen  künftiger  Eim-ichtung  der  humanistischen 


291 

und  philosophischen  Studien  erlassen.  Hiedurch  wurde  ver- 
ordnet: „1.  Dass  zu  Tradierung  der  Studia  humaniora  keine 
jungen  Magistri^  sondern  gestandene^  in  pura  et  recta  latini- 
tate  sowol  als  in  der  reinen  deutschen  Orthographie  fun- 
dirte  Patres  Professores  in  allen  sechs  Schulen  angestellet, 
in  der  Poesie  und  Rhetorik  aber  die  Professoren  nicht  mehr 
alljährlich  abgewechselt^  sondern  zu  Erlangung  einer  hin- 
reichenden Fähigkeit  wenigstens  zwei  Jahre  gelassen  wer- 
den sollten.  2.  Damit  die  Schulen  mit  untüchtigen  Subjec- 
ten,  sonderheitlich  mittellosen  Knaben,  zu  gemeinem  Nach- 
theil und  daraus  erwachsender  Belästigung  des  Publicums, 
keineswegs  angehäufet  werden,  so  seie  darob  zu  halten,  dass 
(/)  kein  Knab,  welcher  nicht  im  Teutsch  und  Lateinischen 
voraus  die  ersten  Grundregeln  besitzet,  zu  den  akademischen 
Studien  eingenommen,  />)  unter  dem  Schuljahre  kein  Knab 
ohne  Vorwissen  des  Superintendenten  ad  Studia  gelassen, 
c)  nach  dem  ersten  Schuljahre  kein  Knab ,  sonderheitlich 
von  mittellosen  Eltern,  welcher  ultra  mediocritatem  Specimina 
von  sich  gibt,  und  von  üblen  Sitten  ist,  in  den  Schulen  ge- 
duldet werden  solle.  3.  Dass  keiner  ad  Poesim  befördert 
werden  solle,  der  nicht  ehevor  in  Stylo  epistolari  et  historico 
seine  Fertigkeit  bezeiget  hat.  4.  Solle  längstens  nach  Ver- 
lauf eines  Jahres  eine  deutsche  Grammatik  verfasset  und  ein- 
geführet,  in  der  Poesis  die  Geographie  synoptice,  und  in  der 
Rhetorik  die  Arithmetik  ordnungsmässig  tradirt,  die  griechi- 
sche Sprache  aber  von  einem  besonderen  Professor  Linguae 
Graecae  gelehrt  werden." 

Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens,  dessen  Vermögen 
grösstentheils  zu  Studienzwecken  verwendet  wurde,  hatte  es 
auch  den  Anschein,  dass  die  veralteten  Einrichtungen  des 
Gymnasialwesens  vollständig  würden  über  Bord  geworfen  wer- 
den, um  solchen  Platz  zu  machen,  welche  den  Bedürfiiissen  und 
Anforderungen  der  Zeit  mehr  entsprachen.  Der  grösste  Theil 
der  gelehrten  Mittelschulen  war  dm'ch  Entfernung  der  Je- 
suiten erledigt  und  es  entstand  daher  die  Frage,  welche  Or- 
ganisation ihnen  zu  geben  sei  und  mit  welchen  Lehrkräften  sie 
zu  besetzen  seien. 

19* 
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Unter  den  Männern,  welche  berufen  wurden,  Hand  an's 
Werk  zu  legen  und  die  Umgestaltung  des  gelehrten  Unter- 
richtswesens in  Oesterreich  anzubahnen,  war  Niemand  ge- 
eigneter, als  der  damalige  Professor  der  Universal-  und  Lite- 
raturgeschichte an  der  Wiener  Universität,  Ignaz  Matthes 
von  Hess.  Der  von  ihm  ausgearbeitete  Organisations- Ent- 
wurf für  Gymnasien  und  Akademien  bildete  die  Grundlage 
für  die  Berathungen  der  von  der  Kaiserin  eingesetzten  Schul- 
commission im  Jahr  1774,  wurde  auf  Befehl  der  Kaiserin  im 
Auszuge  gedruckt  und  an  die  verschiedenen  Länderstellen 
zur  Begutachtung  versendet*). 

„Unser  öffentlicher  Unterricht",  sagte  Hess  in  seinem 
Entwurf,  „verfehlte  seinen  Endzweck  nicht,  er  hatte  gar 
keinen;  wenigstens  ist  es  unmöglich  ihn  zu  finden.  Man 
lernte  für  die  Schule,  für  die  öffentlichen  Prüfungen  einige 
unverdaute  Brocken,  die  keine  Nahrung  geben  konnten,  weil 
man  sie  wieder  ganz  von  sich  geben  musste.  Dieser  Aus- 
druck kann  weniger  Ekel  erregen,  als  unsere  Methode.  Man 
lehrte  und  lernte  gar  nicht  für's  künftige  Leben.  Es  war  auch 
gar  nicht  schade,  dass  man  nichts  lernte,  denn  es  war  zu 
nichts  nütze  gewesen,  aber  das  war  schade,  dass  man  mehr 
dabei  verloren;  einen  guten  Theil  der  Lebensla^aft,  ein  ge- 
sundes Nervensystem,  gesunden  Mutterwitz  oder  Menschen- 
verstand, den  vielleicht  vor  der  Schule  ein  vernünftiger 
Vater  oder  eine  Mutter  oder  der  Umgang  einiger  Freunde 
des  Hauses  in  der  ersten  Erziehung  gegeben  hatten,  die 
Lust  zur  Arbeit  wie  die  Liebe  zu  den  Musen,  jene  mächtige 
Schnellkraft  der  Seele ,  die  nur  durch  wohlgewählte  Nah- 
rung zunimmt,  ein  Vorrath  von  den  gemeinsten  Kennt- 
nissen ,  dies  alles  war  der  wichtige  und  unwiederbring- 
liche Verlust,  den  wir  alle  oder  doch  viele  litten.  Aber 
dies  war  nur  Verlust  und  die  Versäumnis  ist  ohne  Name 
und  Grenzen.  Man  wird  in  künftigen  Jahrhunderten  schwer 


*)  Vergl.  Hess,  Gedanken  über  die  Einriclitung  des  Schulwesens 
Halle  1778  und  Schriften  über  Schulwesen,  Erziehung  und  Wissenschaften 
Wien  1781.  Ueber  ihn  besonders:  Beiträge  zur  Geschichte  des  österrei- 
chischen Unterrichtswesens  in  der  deutschen  Vierteljahrschrift  1855.  III. 
S.  66  flf. 
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begreifen,  wie  die  Maschine  der  menschlichen  Gesellschaft  ohne 
alles  Zuthun  des  ersten  Unterrichtes  hat  gehen  können  oder 
vielmehr,  da  sie  ziemlich  gegangen  ist,  wird  der  Beobachter, 
sowie  wir  es  jetzt  in  den  Schriften  und  Monumenten  des  Mittel- 
alters thun,  ausforschen,  wie  die  Natur  oder  der  Zufall  die 
Menschen  oder  einzelne  ausgewählte  Geister  begünstigt,  die 
nach  langen  Irrungen  endlich  die  Strasse  gefunden.  Es  ist  zu 
wünschen,  dass  der  Gelehrte,  der  Patriot  die  Geschichte  seiner 
eigenen  späteren  Bildung  niederschreibe,  um  die  Auflösung 
dieses  Problemes  der  Zukunft  zu  erleichtern"  *). 

Hess  wollte  die  Zahl  der  Unterrichtsfächer  erweitern, 
die  Stundenanzahl  für  manche  Lehrgegenstände  vermehren; 
er  forderte,  dass  man  bei  der  Leetüre  der  lateinischen  Schrift- 
steller nur  die  Classiker  zu  Grunde  legen  und  sich  nicht 
mehr  mit  den  Schriften  des  Mittelalters  begnügen  sollte; 
er  befürwortete  das  Studium  der  griechischen  Sprache.  Die 
deutsche  Sprache  und  die  andern  Landessprachen,  wo  sie 
Muttersprachen  sind,  sollten  Gegenstände  des  Unterrichtes  auf 
den  Gymnasien  bilden.  Hess  nahm  auch  die  Naturwissen- 
schaften und  Mathematik  unter  die  Lehrfächer  auf,  den 
Zeichen-Unterricht  als  freien  Lehrgegenstand. 

Hess  stellte  sich  bei  Abfassung  seines  Planes  auf  den 
Standpunct  jener  Einrichtungen ,  die  sich  in  den  besten 
Schulen  von  Sachsen,  Brandenburg,  Hannover,  Württem- 
berg und  anderen  deutschen  Staaten  bereits  als  wohlthätig 
erprobt  hatten;  jedoch  nicht  ohne  Rücksicht  auf  die  eigen- 
thümlichen  Verhältnisse  des  österreichischen  Schulwesens. 
Er  behielt  somit  die  herkömmliche  Eintheilung  der  gelehrten 
Mittelschulen  in  Gymnasien  und  Akademien  bei,  um  nicht 
einem  für  diese  Trennung  einmal  bestehenden  Vorurtheile 
zu  scharf  entgegen  zu  treten.  Auch  die  Zahl  der  Classen 
blieb  unverändert,  indem  das  Gymnasium  deren  fünf,  die 
Akademie  zwei  haben  sollte.  Aber  durch  die  innere  Gestal- 
tung beider  Anstalten,  deren  Zusammengehörigkeit  Hess 
wohl  einsah,  sollte  deren  organischer  Zusammenhang  ver- 
mittelt   werden.     Desshalb    nahm    Hess    den    Unterricht   in 


*)  Vergl.  die  ersterwähnte  Schrift  S.  50  ff. 
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Geographie  und  Geschichte,  in  Mathematik  und  Naturwissen- 
schaften ins  Gymnasium  auf,  und  gliederte  denselben  in  me- 
thodischer Reihenfolge  derart,  dass  er  eine  Vorschule  für  die 
Fortführung  derselben  Disciplinen  an  der  Akademie  bilden 
könnte.  Umgekehrt  gab  er  den  classischen  Studien  an  der 
Akademie  eine  grössere  Ausdehnung,  damit  die  am  Gymna- 
sium in  den  alten  Sprachen  gewonnenen  Kenntnisse  nicht 
vergessen,  sondern  erst  gehörig  verwerthet  würden.  Bei  der 
Ausdehnung  der  Lehrfächer  war  es  consequent,  dass  Hess 
Fachlehrer  statt  der  bisherigen  Classenlehrer  beantragte  und 
eigene  Einrichtungen  für  deren  Heranbildung  vorschlug.  Es 
sollten  nämlich  an  der  Universität  eigene  Vorlesungen  über 
Philologie  und  Gymnasialpädagogik  gehalten  und  eigne  „Zu- 
sammenkünfte im  akademischen  Hörsaale"  veranstaltet  wer- 
den, wo  Ausarbeitungen  der  Studirenden  vorgetragen  und 
besprochen  werden  könnten.  Auch  sollte  die  unentgeltliche 
Benützung  der  nöthigen  literarischen  und  sonstigen  Hilfs- 
mittel für  Candidaten  des  Lehramtes  möglich  gemacht,  und 
schliesslich  zur  Erprobung  der  Lehrfähigkeit  eine  neue  stren- 
gere Prüfungsform  eingeführt  werden,  die  den  Candidaten 
Gelegenheit  gäbe,  mündlich  und  schriftlich  ihre  Befähigung 
auf  angemessene  Weise  darzuthun. 

Zur  Durchführung  dieses  Lehrplanes  war  es  wieder 
vor  allem  nöthig,  einen  neuen  weltlichen  Lehrstand  zu  schaf- 
fen. Daher  musste  Hess  allerdings  darauf  dringen,  dass  die 
bisherige  Alleinherrschaft  der  Ordensgeistlichkeit  in  den  Ge- 
lehrtenschulen aufgehoben  und  die  freie  Concurrenz  in  Be- 
werbung um  die  Lehrstellen  eingeführt  werde.  Auch  musste 
er  darauf  hinweisen,  dass  bei  dem  Mangel  an  tauglichen  in- 
ländischen Lehrkräften  die  Berufung  fremder,  selbst  prote- 
stantischer Gelehrter  und  Schulmänner  wenigstens  für  den 
Anfang  nothwendig  sei.  Aber  im  ganzen  lauteten  seine  An- 
träge viel  milder,  als  jene  des  Grafen  Pergen;  er  wollte  die 
Klostergeistlichkeit  vom  Lehramte  nicht  ausgeschlossen,  son- 
dern nur  ihren  esprit  du  corps  verbannt  wissen,  und  hatte 
selbst  gegen  secularisierte  Jesuiten  nichts  einzuwenden,  da 
er  den  hohen  Werth  von  Männern  wie  Hell,  Denis,  Masta- 
Her,  Eckhel  und  ähnlichen  sehr  wohl  zu  würdigen  verstand. 
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Doch  selbst  diese  Mässigung  sollte  seiner  Sache  nichts 
nützen.  Im  Schoosse  der  Studiencommission  selbst  bildete 
sich  ein  zwiespältiges  Urtheil  über  die  Zweckmässigkeit  und 
Ausführbarkeit  des  Planes.  Während  Hofrath  von  Martini 
denselben  auf's  eifrigste  vertrat,  war  es  vom  Vorsitzenden 
Freiherrn  von  Kressel  bekannt,  dass  er  nur  für  eine  schritt- 
weise Reform  und  grundsätzlich  gegen  jede  Berufung  von 
Fremden,  namentlich  Protestanten  war.  Der  Fachreferent 
Hofrath  von  Kollar  hingegen  wollte  die  classischen  Studien, 
namentlich  das  Griechische  mehr  berücksichtigt  wissen,  und 
ziemlich  allgemein  w^urde  der  Einwurf  erhoben,  die  Realien 
seien  im  Hess'schen  Plane  zu  vorherrschend,  der  Charakter  der 
Gelehrtenschule  werde  dadurch  alteriert,  und  bei  der  zu  gros- 
sen Mannichfaltigkeit  der  Lehrgegenstände  werde  Ueberbür- 
dung  der  Jugend  und  Ungründlichkeit  der  Studien  die  un- 
ausbleibliche Folge  sein. 

Ein  Blick  auf  den  Plan  des  Professors  Hess  selbst 
lehrt  freilich,  dass  dieser  Einwurf  grossentheils  ohne  nach- 
haltigen Grund  war;  denn  die  wahrhaft  classischen  Studien, 
auf  ausgedehnter  Leetüre  der  Alten  beruhend,  sind  in  dem- 
selben stärker  betont,  als  sie  es  bisher  waren,  und  die  Masse 
der  Realien  darin  ist,  wenigstens  nach  unseren  heutigen  An- 
schauungen, keineswegs  so  gross,  wenn  auch  einiges,  wie 
z.  B.  Hydraulik,  bürgerliche  Baukunst,  allerdings  auffallen 
mag.  Ungegründet  ist  endlich  die  Beschuldigung,  dass  Hess 
die  Geschichte  als  Hauptstudium  hinstellte,  um  diese  Erd- 
kunde, Mathematik  und  Naturkunde  gruppierte,  Latein  aber 
als  Nebengegenstand  behandelte.  Die  Stundeneintheilung 
seines  Schulplanes,  so  wie  seine  Forderung  „alle  Schulleute 
müssen  Philologen  sein",  widerlegt  diese  Behauptung. 

Und  welch  ein  ethischer  Geist  durchweht  die  Vorschläge 
des  Mannes!  Die  Jugend  solle  zu  Christen,  Menschen  und 
Bürgern  herangebildet  werden.  Die  öffentliche  Erziehung 
müsse  sich  das  künftige  Leben  zum  Ziele  setzen,  Bürger- 
schulen im  wahren  Sinne  des  Wortes  sollen  errichtet  wer- 
den, „statt  der  alten  Klosterideen,  statt  der  drückenden  Er- 
niedrigung durch  kleine  Andachtsübungen,  welche  die  grossen 
Begriffe  da  nicht  in  die  Seele  rufen,  die  Keime  jener  grossen 
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Entwürfe  in  unsere  jungen  Herzen  legen,  welche  der  Christ 
und  Bürger  zum  Vortheile  des  menschlichen  Geschlechtes  in 
seiner  künftigen  Laufbahn  ausführen  wird".  Beim  Gymna- 
sialunterrichte vindicirt  er  die  Erzielung  einer  religiös -sitt- 
lichen Bildung,  einer  „männlichen  Gottesfurcht". 

Die  nicht  sehr  günstig  lautenden  Gutachten,  welche 
von  einzelnen  politischen  Landesbehörden  über  den  Hess'schen 
Entwurf  einliefen,  die  Differenz  der  Meinungen  im  Schoosse 
der  Studienhofcommission  selbst,  waren  äussere  Veranlassun- 
gen genug  für  das  Schicksal  des  Entwurfes,  die  eigentlichen 
anregenden  Motive  der  Ablehnung  scheinen  anderweitig  ge- 
sucht werden  zu  müssen.  Hess  musste,  um  den  Zweck  seiner 
Gjnmasialreform  zu  erreichen,  auf  die  Büdung  eines  geeig- 
neten Lehrstandes  vorzugsweise  Bedacht  nehmen.  Bei  dem 
grossen  Mangel  an  geeigneten  heimischen  Lehrkräften,  be- 
sonders an  solchen,  die  sich  zur  wissenschaftlichen  Ausbil- 
dung angehender  Lehrer  befähigt  erwiesen,  musste  das  Au- 
genmerk auf  die  Berufung  ausländischer,  im  äussersten  Falle 
selbst  protestantischer  Lehrkräfte  hingelenkt  werden.  Als 
Hauptbedingung  aber  einer  gedeihlichen  Entwicklung  des 
österreichischen  Gymnasialwesens  auf  der  vorgeschlagenen 
neuen  Grundlage  musste  die  hingestellt  werden ,  dass  die 
Gymnasiallehrerstellen  fortan  unter  freier  Concurrenz  aller 
Stände  zu  besetzen  seien  und  das  bisherige  Vorrecht  der 
Ordensgeistlichkeit  in  dieser  Beziehung  aufeuhören  habe. 
Es  handelte  sich  somit  hauptsächlich  darum,  einen  eigenen, 
vornehmlich  weltlichen  Gynmasiallehrstand,  eventuell  selbst 
unter  Berufung  ausländischer  Lehrkräfte  ftir  Oesterreich  zu 
schaffen;  und  hierin  lag  die  Hauptschwierigkeit  für  die  Ver- 
wirklichung des  Hess'schen  Entwurfes. 

Gegen  die  Berufung  ausländischer  Lehrkräfte  aus  dem 
wissenschaftlich  vorgeschrittenen  Norden  Deutschlands  regten 
sich  begreiflicher  Weise  politische  und  kirchliche  Antipa- 
thien; aus  dem  benachbarten  Süden  Deutschlands  aber  Hess 
sich  bei  dem  nicht  sehr  entwickelten  Zustande  des  dortigen 
Schulwesens  ein  wesentlicher  Beitrag  zur  Hebung  des  öster- 
reichischen Gymnasiallehrstandes  nicht  erwarten ;  im  Lilande 
selbst    endlich    standen  weltliche  Lehrkräfte   nicht  zur  Ver- 
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fügimg:  war  man  doch  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens 
in  den  meisten  Fällen  noch  immer  auf  Exjesuiten  als  Lehrer 
verwiesen!  Konnte  oder  wollte  man  sich  daher  nicht  ent- 
schliessen,  mit  einem  kühnen  Griffe  die  Bildung  eines  eigenen 
selbständigen,  weltlichen  Lehrstandes  zu  versuchen,  so  war 
es  allerdings  folgerichtig,  die  vorgeschlagene  neue  Organi- 
sation fallen  zu  lassen  und  das  alte  Lehrsystem  in  etwas 
veränderter  Form  beizubehalten.  Denn  die  neue  Organisa- 
tion ohne  neue  Lehrkräfte  wäre  eben  nur  Schein  geblieben, 
ohne  je  wahrhaft  in  Wirklichkeit  einzutreten*). 

Am  10.  August  1776  wurde  ein  Hofdecret  und  am  10. 
September  1776  ein  Patent  bezüglich  einer  neuen  Einrich- 
tung der  untern  lateinischen  Schulen  erlassen.  „Die  untere 
lateinische  Schule  und  die  sogenannten  Humaniora  sollen  nicht 
wie  bisher  6  sondern  nur  5  Jahrgänge  haben,  hievon  3  Jahre 
der  lateinischen  Sprache  oder  Grammatik  nach  ihrem  ganzen 
Umfange,  zwei  aber  der  eigentlichen  Humanität  zugetheilt 
werden,  derart,  dass  im  ersten  Jahre  der  Humanität  die  Lehre 
von  den  rednerischen  Anleitungen,  sodann  im  zweiten  die 
dichterische  Anleitung  gelehret  werden  solle.  Die  Profes- 
soren an  den  untern  oder  grammatischen  Schulen  sollten 
mit  ihren  Schülern  fortrücken  und  nur  nach  vollendeter 
grammatischer  Lehre  von  vorne  wieder  mit  neuen  Schülern 
anfangen;  dagegen  die  Professoren  der  zwei  oberen  Huma- 
nitäts-Classen  jeder  beim  gewählten  und  ihm  anvertrauten 
Fach  verbleiben,  da  die  Wichtigkeit  und  Weitläufigkeit  der 
Gegenstände  allerdings  mehrere  Jahre  und  eine  besondere 
Verwendung  erfordert,  um  die  Pflichten  eines  tüchtigen  und 
geschickten  Lehrers  in  diesen  Schulen  mit  Frucht  zu  er- 
füllen. Ausser  den  bisher  gelehrten  Gegenständen  sollten 
auch  die  Geschichte  des  allerdurchlauchtigsten  Erzhauses  und 
an  jedem  Gymnasium  die  Particulargeschichte  desjenigen 
Landes,  in  welchem  das  Gymnasium  sich  befindet,  vorgetragen 
werden,    um  die  Jugend  frühzeitig   mit   der  Historie   ihres 

*)  Die  ganze  Angelegenheit,  welche  Gründe  und  Motive  die  Be- 
seitigung des  Hess'schen  Planes  noch  mitwirkten,  ist  noch  nicht  ganz 
klar.  Vergl.  den  Aufsatz  über  das  österreichische  Unterrichtswesen  in  der 
deutschen  Vierteljahrschrift  1855,  dagegen  Helfert  Volksschule  I.  S.  302. 
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Landes  bekannt  zu  machen;  kein  Knabe  aber  sollte  in  Zu- 
kunft in  die  lateinischen  Gymnasialschulen  vor  Erreichung 
des  10.  Jahres  aufgenommen  werden  und  sich  über  die  nö- 
thigen  Vorkenntnisse  ausweisen  müssen  u.  z.  aus  dem  Ka- 
techismus, Lesen,  Schreiben,  Sprachlehre,  lateinisch  Declinie- 
ren ,  Comparieren  und  Conjugieren,  ferner  die  4  Rechnungs- 
Species  in  benannten  und  unbenannten  Zahlen  sammt  der 
Regeldetri  inne  haben". 

Mit  dieser  Genehmigung  trat  an  die  Stelle  des  bisheri- 
gen Lehrplanes  der  Jesuiten  das  System  der  Piaristen,  wel- 
ches sich  von  dem  ersteren  nur  dadurch  unterschied,  dass 
es  den  Anforderungen  der  Zeit  in  Bezug  auf  die  Realien  doch 
einige  Rechnung  trug.  Von  einer  durchgreifenden  Reform 
des  gesammten  Gymnasialwesens  aber,  namentlich  von  der 
Heranbildung  eines  eigenen  weltlichen  Lehrstandes  war  von 
diesem  Zeitpuncte  an  für  lange  keine  Rede  mehr;  im  Ge- 
gentheile,  nach  kurzer,  scheinbarer  Besserung  zu  Anfang  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  gingen  die  österreichischen  Gym- 
nasien immer  unaufhaltsamer  ihrem  Verfalle  entgegen. 

Schon  im  Jahre  1763  waren  die  Piaristen  -  Ordensvor- 
stände zusammengetreten  und  hatten  einen  eigenen  Lehrplan 
verfasst,  wonach  neben  dem  Latein  als  Hauptsache  auch  Grie- 
chisch und  Deutsch,  Geographie  und  Geschichte,  und  Arith- 
metik in  methodischer  Vertheilung  gelehrt  werden  sollte. 
Dieser  Plan  war  es,  den  P.  Gratianus  Marx  mit  geringen 
Modificationen  der  Kaiserin  vorlegte*).  Wenn  sich  nun  der 
Verfasser  über  Geist  und  Richtung  dieses  seines  Werkes  der 
Monarchin  gegenüber  dahin  aussprach:  Ew.  Majestät  kön- 
nen versichert  sein,  dass  wir  nicht  bei  dem  alten  Schlendrian 
werden  stehen  bleiben,  wie  uns  die  Gegenpartei  vorwirft; 
die  Kinder  sollen  alles  nöthige  hinlänglich,  und  Latein  ge- 
wiss lernen  —  so  mochte  diese  Versicherung  unzweifelhaft 
ganz  ernst  gemeint  gewesen  sein,  insbesondere  was  den 
Punct  des  Lateinlernens  betrifft;  aber  die  Durchführung  der 
guten  Absicht  entsprach  selbst  bescheidenen  Erwartungen 
nur  in  sehr  geringem  Masse. 


")  Vergl.  Programm  des  Josefstädter  Gymnasiums  zu  Wien  1852. 
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üeberblickt  man  nämlich  die  Verordnungen  und  In- 
structionen, die  P.  Gratianus  als  neu  ernannter  Director 
humaniorum  in  den  Jahren  1775 — 78  erliess,  so  stösst  man 
wiederholt  auf  Stellen,  die  den  Charakter  seines  Studien- 
planes unzweideutig  kennzeichen.  Z.  B.  über  die  classischen 
Sprachen  in  den  drei  Grammaticalclassen:  ,,Historie,  Geo- 
graphie, selbst  das  Griechische  mag  nach'  dem  hergebrach- 
ten Gebrauche  fortgesetzet  werden,  das  letztere  nämlich  in 
wöchentlich  einer  Nachmittagsstunde,  und  zwar  eine  halbe 
Stunde  zum  Examinieren,  eine  halbe  zum  Docieren;  in  den 
Humanitätsclassen  sollen  „die  ordentlichen  Lehrstunden  für 
das  Griechische  auf  Dienstag  Nachmittag  und  Donnerstag 
fi'üh  verleget  werden,  weil  diese  ordentlicher  Weise  Recrea- 
tionstäge,  also  den  übrigen  Schultägen  und  Schuleinrichtungen 
am  wenigsten  nachtheilig  sind!!";  wobei  noch  ausdrücklich 
bemerkt  wird,  dass  der  „griechische  Professor"  nur  jenen 
„Rhetoribus  und  Poetis"  den  Zutritt  zu  seinen^^Vorlesungen" 
gestatten  werde,  die  hierzu  eigens  vom  Director  nach  Ein- 
vernehmung des  Praefecti  und  Professoris  bestimmt  werden." 
lieber  die  Realien :  „Von  den  physicalischen  Begriffen  ist  in 
Herren  Reckarts  Lehrbuche  zum  Gebrauch  in  Schulen  im 
zweiten  Capitel  ein  Vorrath  anzutreffen,  wovon  sich  Lehrer 
einige  nutzbare  kleine  Auszüge  verfassen  können."  In  der 
Arithmetik  sollten  in  der  ersten  Classe  die  ersten  Hauptre- 
geln der  vier  Species  wiederholt  werden,  „in  der  zweiten 
und  dritten  Classe  wird  das  Normalschulrechenbuch  nach 
Ausweisung  der  Ordnungstabelle  gebrauchet,  in  der  Rhetorik 
soll  die  Rechenkunst  in  lateinischer  Sprache  ganz  wieder- 
holet werden."  Zudem  wird  wiederholt  eingeschärft,  dass 
neben  dem  Latein  die  übrigen  Fächer  „mit  der  beständigen 
Rücksicht  als  solche  zu  behandeln  sind,  denen  man  als  Ne- 
benlehrgegenständen  nur  abwechslungsweise  einige  unter- 
brochene kürzere  Lehrzeiten  auszeichnen  und  widmen  soll"; 
denn  „das  Lateinschreiben-  und  -sprechen  muss  bei  den  Schü- 
lern in  Folge  der  hinausgekommenen  Allerhöchsten  Ver- 
ordnungen auf  das  nachdrücklichste  betrieben  werden." 
Diese  Proben  werden  genügen ,  um  danach  beurtheilen 
zu  können,  in  wie  ferne  der  Eintausch  des  neu  sein  sollen- 
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den  Lehrsystemes  der  Piaristen  für  das  altererbte  der  Jesui- 
ten ein  Fortschritt  genannt  zu  werden  verdiente  oder  nicht. 

Von  Kaiser  Joseph  II.  Hess  sich  von  vornherein  erwar- 
ten, dass  er  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  den  ihm  von 
seiner  Mutter  vorgezeichneten  Pfad  weiter  verfolgen  werde  *). 
Der  wahrhaft  menschenfreundliche,  dem  Fortschritt  aufrich- 
tig huldigende  Sinn  des  jugendkräftigen  Monarchen  erweckte 
die  sichere  Hoffnung,  man  werde  wie  in  den  übrigen  Ge- 
bieten des  Staatslebens,  so  auch  im  Unterrichtswesen  daran- 
gehen, die  letzten  Reste  des  Mittelalters  gründlich  zu  besei- 
tigen. Und  allerdings,  die  Volksschulen  und  theilweise  die 
Universitäten  empfanden  gar  bald  die  energisch  reformierende 
Hand  des  Kaisers. 

Schon  das  Gutachten,  das  Joseph  noch  als  Mitregent 
über  den  Plan  des  Grafen  von  Pergen  abgegeben  hatte,  Hess 
ahnen,  in  welchem  Geiste  er  als  künftiger  Alleinherrscher 
denUnterrich4?u  reformieren  unternehmen  würde.  Drei  Grund- 
sätze waren  für  den  Kaiser  hierbei  leitend:  unbedingte  Un- 
terordnung des  gesammten  Unterrichtswesens  unter  die  Au- 
torität des  Staates  mit  Ausschliessung  jedes  kirchlichen  Ein- 
flusses; möglichste  Gleichförmigkeit  in  der  Einrichtung  der 
einzelnen  Unterrichtsabtheilungen;  Erzielung  eines  unmitteL 
baren  Nutzens  durch  Heranbildung  praktisch  geschulter 
Staats-  und  Kirchendiener.  Die  Beförderung  allgemeiner, 
höherer  Bildung,  die  Verbreitung  von  Gelehrsamkeit  und 
Wissenschaft  an  sich  war  dem  Kaiser  nicht  so  sehr  Sache 
der  Unterrichtsanstalten,  als  vielmehr  einzelner,  besonders 
wohl  organisierter  Talente,  die  für  sich  selbst  ihre  eigenen 
Wege  gehen  und  höchstens  hie  und  da  der  Unterstützung 
bedürfen  würden. 

Im  Wesentlichen  sind  es  dieselben  Gedanken,  welche 
die  Gesetzgebung  Maria  Theresia's  kennzeichnen,  nur  conse- 
quenter  durchgeführt.  Indess  überwog  bei  Joseph  IL  der 
Utilitätsstandpunct,  die  Nützlichkeitstheorie.  Nur  das  im  Leben 


*)  Ueber  Josef  II.  fehlt  noch  eine  eingehende  Biographie,  besonders 
bezüglich  seiner  Thätigkeit  im  Schulwesen.  Vergl.  d'Elvert  Geschichte  der 
österreichischen  Studienanstalten  in  Mähren  und  österr.  Schlesien,  Brunn 
1857,  Heppe,  Geschichte  des  deutschen  Volksschulwesens.  Bd.  I. 
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unmittelbar  Anwendbare,  praktisch  Verwertbbare  wurde  von 
ihm  ins  Auge  gefasst  und  mit  Rücksicht  darauf  sollte  auch 
der  Unterricht  organisiert  werden.  Vorzugsweise  war  es  der 
Volksschulimterricht,  worin  die  reformierende  Hand  des  Kai- 
sers thätig  Avar,  während  die  höheren  und  mittleren  Schulen 
nur  insofern  berücksichtigt  wurden,    als  sie  seinem  auf  das 
Nützliche  gerichteten  Streben  entsprachen.  Es  war  überhaupt 
bei  der  wahrhaft  wohlwollenden  Absicht   des    edlen  Kaisers 
und  bei  seinem    sonst    überaus   gesunden  Urtheile  über  das 
Bildungsbedürfnis  seiner   Völker  eine  beklagenswerthe  Täu- 
schung, wenn  er  wähnte,  es  sei  auf  dem  Gebiete  des  Unter- 
richts, auch  in  dessen  untersten  Sphären,  irgendwie  ein  dau- 
ernder Erfolg  zu   erringen    ohne   die   ernste  Pflege  höherer, 
nicht  gerade  auf  den  Nutzen  des  Tages  abzielender  Studien. 
Auf    dem    Gebiete    der    Volksschule    entfaltete  Joseph 
eine  unermüdliche    fruchtbare   Thätigkeit.      Felbiger  wurde 
bei  Seite  geschoben.     J.  A.  Gall  erhielt   als  Generaldirector 
der  Normalschulen  massgebenden  Einfluss.  Trivial-  und  Nor- 
malschulen sollten  nicht  bloss  Jedermann  zugänglich  gemacht, 
sondern   auch   die   schulfähigen   Kinder     zum    Schulbesuche 
verhalten  werden.     Der  obligatorische  Schulbesuch  oder  der 
Schulzwang  wurde  zu  wiederholten  Malen   den  betreffenden 
Behörden    eingeschärft.      Alljährlich    sollte    die    allerhöchste 
Schulverordnung  vom   Pfarrer    vorgelesen    und    „in  der  am 
nämlichen  Tage  darauffolgenden  Predigt  eine  der  Sache  an- 
gemessene Ermahnung  an  die  Eltern  gehalten  werden,  damit 
sie  ihre  Kinder  fleissig  in  die  Schule  schicken".  Die   nach- 
lässigen vermöglichen  Eltern,  welche  ihre  Kinder  der  Schule 
entziehen,  sollten  zur  Bezahlung   des  doppelten  Schulgeldes, 
die  armen  zur  Verrichtung  einer  öffentlichen  Arbeit,  beson- 
ders bei  Reparierung   und  Erbauung   der  Schulen  nach  Um- 
ständen angehalten  werden*).  Die  Verpflichtung  der  Gemein- 

*)  Hofdecrete  vom  20.  Oct  1781,  vom  21.  Sept.  1782  und  29.  Sept. 
1783,  21.  Jänner  178.').  Hiezu  auch  die  Verordnungen  vom  14.  Jänner  1786 
wornach  armen  Eltern,  welche  ihre  Kinder  nicht  in  die  Schule  schicken, 
die  Betheilung  aus  dem  Armeninstitut  entzogen  werden  soll,  und  vom  15.  April 
178G,  welche  verfügt,  dass  die  .luden  sich  mit  dem  vorgeschriebenen  Un- 
terrichte auszuweisen  haben,  widrigenfalls  ihnen  der  Consens  zu  einer  rechts- 
giltigen  Heirat  nicht  ertheilt  werden  solle. 
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den  und  Herrschaften  zur  Gründung  von  Schulen  wurde  be- 
tont; das  Kirchenverinögen  zur  Einrichtung  herbeigezogen; 
bei  der  Aufhebung  der  Bruderschaften  und  Umwandlung  der- 
selben in  Armeninstitute  wurde  die  Hälfte  ihres  Vermögens 
dem  Normalschulfonde  zugewiesen  (11.  Dec.  1784)  ;  die  begüter- 
ten Klöster  wurden  aufgefordert,  auf  den  ihnen  gehörigen  Ort- 
schaften Normalschulen  anzulegen,  die  schon  errichteten  in 
vorschriftsmässigen  Stand  zu  setzen,  auch  in  entfernten  Ort- 
schaften, wo  es  die  Nothwendigkeit  erheischte,  neue  Schulen  zu 
errichten  (7.  Febr.  1781);  der  Schulfondsbeitrag  aus  Verlassen- 
schaften  wurde  für  obligatorisch  erklärt.  Wo  diese  Hilfsquellen 
zur  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schulen  nicht  ausreichen, 
hatte  das  Schulpatronat,  eine  Schöpfung  Joseph  H.,  einzutreten. 

Bei  jeder  Pfarre  oder  Localcaplanei,  sowie  an  Orten, 
in  deren  Umkreise  90 — 100  schulpflichtige  Kinder  wohnen, 
sollte  ein  Schulmeister  angestellt  und  demselben  für  50  Kin- 
der über  die  Normalzahl  ein  Gehilfe  beigegeben  werden. 
Der  Unterricht  auf  dem  Lande  sollte  wo  möglich  in  deutscher 
Sprache  ertheilt  und  nur  solche  Lehrer  angestellt  werden, 
welche  derselben  mächtig  wären. 

Die  Gründung  a katholischer  Schulen  ausserhalb  des 
Ascher  Bezirkes,  Schlesiens  und  der  Bukowina  wurde  ge- 
stattet, den  jüdischen  Schulen  eine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zugewendet.  Den  Juden  wurde  die  Erlaubnis  ertheilt 
„ohne  weiters  da,  wo  sie  schon  einige  Schulen  haben,  ge- 
schickte Leute  ihres  Glaubens  in  die  christliche  Normal- 
hauptschule zu  deren  Bildung  als  Lehrer  und  Schulmeister 
abzuschicken.  Jene  Juden,  welche  der  Gelegenheit,  ihre 
Kinder  in  die  indische  Schule  zu  schicken  beraubt  sind, 
sollen  angehalten  werden ,  ihre  Kinder  in  die  christliche 
Schule  zu  schicken.  Jedoch  sollen  sich  die  christlichen  Lehrer 
vor  aller  Einmengung  ihrer  Religion  hüten,  damit  nicht  etwa 
dadurch  die  jüdischen  Eltern  ihre  Kinder  den  Schulen  ent- 
ziehen." 

Für  die  Methodilc  des  Schulunterrichts  war  besonders 
Gall  und  später  seit  1788  Spendou  thätig.  Für  die  Beauf- 
sichtigung der  Schulen  wurden  Kreisschulcommissäre  auf- 
gestellt (14.  Sept.  1786). 
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Für  die  Gymnasien  brachten  die  Schulinstructionen 
vom  4.  October  1781  einige  Neuerungen.  Den  Präfecten 
und  Professoren  dieser  Lehrerstellen  wurde  empfohlen  der 
Erdbeschreibung,  Natur-  und  Weltgeschichte  besondere  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden  unter  gleichzeitiger  Hinweisung  auf 
die  besten  Werke  in  diesen  Fächern,  woraus  sie  weitere  Be- 
lehrung schöpfen  könnten.  Ferner  wurde  betont,  dass  der 
Zweck  des  lateinischen  Unterrichtes  Kenntnis  dieser  Sprache 
sei,  weshalb  unnöthiger  Zeitverlust  mit  trockenem  Regelwerk 
(nach  Josephs  Ausdruck  latinitäts-unnoth wendigen  Subtilitäten) 
vermieden  werden  solle.  „Ueberhaupt  habe  man  sich  an  die 
vorgeschriebenen  Bücher  genau  zu  halten  und  den  Miss- 
brauch, mittelst  dessen  die  Professoren  sich  manchmal  in 
Explicationen,  Notaten,  Supplementen,  Uebersetzungeu  und 
dergl.  ihre  unzeitige  Gelehrsamkeit  ausgekramt,  die  Schüler 
mit  ihrem  Eigendünkel  geplagt,  die  kostbare,  zu  nützlichen 
Lehren  und  Uebungen  anwendbare  Zeit  aber  verdorben  haben, 
zu  vermeiden." 

Derselbe  nüchtern-praktische  Sinn  war  auch  massgebend 
bei  Einrichtung  der  sogenannten  philosophischen  Facultäten 
oder  Lyceen,  in  welchen  in  einem  zweijährigen  Cursus  Logik, 
Metaphysik  und  Ethik,  Mathematik  und  Physik  in  der  Regel 
von  drei  Professoren  vorgetragen  werden  sollten.  Da  ferner 
„die  deutsche  Sprache  als  die  wahre  Mutter-  und  Landes- 
sprache, in  welcher  man  so  gut  Recepte  schreiben  könne  in 
der  Medicin,  als  Sillogismos  und  Moralsätze  anführen  in  der 
Philosophie,  deren  sich  auch  in  Jure  die  Advocaten  in  allen 
ihren  Schriften  bedienen",  von  nun  an  die  alleinige  Unter- 
richtssprache in  allen  Facultäten  sein  sollte  mit  Ausnahme 
der  theologischen,  so  blieb  die  lateinische  Sprache  bloss  den 
kleinen  Schulen  (Gymnasien)  vorbehalten,  und  es  fielen  alle 
„die  doppelten  Professores  bei  der  philosophischen  Facultät 
in  beiden  Sprachen"  gleich  von  Anfang  weg.  Somit  waren 
von  da  an  die  Vorlesungen  in  classischer  Philologie,  Welt- 
geschichte, Naturgeschichte  und  ähnlichen  Fächern  an  den 
Lyceen  entweder  gar  nicht  oder  nur  zeitweise  für  freiwillige 
Zuhörer  vertreten,  und  die  philosophischen  Obligatcurse  bil- 
deten sich  nachgerade  zu  dem  aus,  was  sie  bis  zur  neuesten 
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Unterrichtsreform  blieben,  zu  einer  unentwickelten  Zwitter- 
anstalt zwischen  Gymnasium  und  Universität,  in  der  man 
weder  den  gehörigen  Unterricht  zu  einer  umfassenden  höhe- 
ren Bildung,  noch  die  hinlängliche  Vorbereitung  zu  einem 
wahrhaft  gründlichen  wissenschaftlichen  Fachstudium  erzielte. 
Die  Beschränkung,  die  das  Josephinische  Studiensystem 
der  freien  Thätigkeit  des  Lehrstandes  durch  strenge  Ver- 
pflichtung auf  das  unabänderlich  vorgeschriebene  Lehrbuch 
auferlegte,  führte  unausbleiblich  zu  todtem  Mechanismus, 
blosser  Gedächtnisarbeit  und  unheilvollem  wissenschaftlichen 
Stillstande ;  von  einem  wissenschaftlichen  Streben  und  Geiste 
an  den  Universitäten  konnte  bei  dieser  utilitarischen  Strömung 
keine  Rede  sein.  Hiezu  kam  noch  für  die  Gymnasien  speciell  der 
Mangel  jeglicher  Anstalt  zur  Heranbildung  tauglicher  Lehrer, 
weshalb  die  Lehrstellen  entweder  mit  Männern  der  alten 
Schule  besetzt  bleiben  mussten,  die  dem  Fortschritte  meisten- 
the^s  nicht  sehr  geneigt  waren,  oder  jungen,  unerfahrenen 
Anfängern  anvertraut  wurden,  die  bei  geringer  wissenschaft- 
licher Reife  auch  nicht  das  moralische  Ansehen  hatten,  um 
die  Disciplin  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Fortschritte  in  der 
Unterrichtsmethode  konnten  desshalb  wenig  bedeutend  sein, 
das  Griechische  gelangte  fast  nirgends  zur  vollen  Geltung, 
der  deutsche  Unterricht  blieb  auch  fernerhin  mangelhaft.  Es 
ist  daher  nicht  zu  verwundern,  wenn  die  Klagen  über  den 
täglich  drohender  hereinbrechenden  Verfall  des  öffentlichen 
Unterrichtes  sich  fort  und  fort  mehrten  und  der  Kaiser  am 
Ende  seiner  Laufbahn  die  Ueberzeugung  gewann,  dass  der 
eingeschlagene  Weg  nicht  der  richtige  sei.  In  seinem  denk- 
würdigen Cabinetsschreiben  vom  9.  Februar  1790  an  den 
Kanzler  Grafen  von  Kollo wrat  sah  sich  Joseph  veranlasst, 
seinem  tiefen  Bedauern  über  den  ungünstigen  Fortgang  der 
Öffentlichen  Studien  unzweideutigen  Ausdruck  zu  verleihen  und 
die  nöthigen  Befehle  zur  Abstellung  der  bisherigen  Misbräuche 
und  zur  Besserung  des  gesammten  Lehrsystems  zu  geben. 
Eine  eigene  Commission  sollte  zur  schleunigsten  Aenderung 
aller  Lehrsysteme  zusammentreten,  um  die  nöthigen  Aende- 
rungen  zu  treffen.  (Allerh.  Entsch.  vom  9.  Februar  1790.) 
Wie  bei  so   vielen   anderen    hochwichtigen  Angelegenheiten 
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überrascKte  den  edlen  Monarchen  auch  bei  dieser  zu  früh 
der  Tod:  er  hinterliess  die  schwere  Aufgabe  der  Reform  des 
österreichischen  Unterrichtswesens  seinem  Nachfolger. 

Mit  dem  Regierungsantritt  Leopold's  des  II.  erwartete 
man  wie  so  oft  eine  Reform  des  Unterrichtswesens,  um  so 
mehr,  da  der  Kaiser  persönlich  wohl  unterrichtet  und  als  ein 
Freund  der  Kunst  und  Wissenschaft  bekannt  war.  Im  An- 
schlüsse an  die  letztwillige  Anordnung  seines  Vorgängers 
setzte  er  am  13.  April  1790  eine  eigene  Studienein rich- 
tungs-Commission  unter  dem  Vorsitze  des  Staatsrathes 
Freihei'rn  von  Martini  nieder,  welche  zugleich  mit  der  Aus- 
arbeitung des  neuen  Studienplanes  betraut  wurde.  Eine 
Hebung  des  Lehrerstandes  war  unbedingt  geboten ,  wenn 
man  im  Unterrichtswesen  überhaupt  in  neue  Bahnen  ein- 
lenken wollte.  Waren  ja  alle  bisherigen  Versuche  hiezu  zu- 
meist an  der  Unempfänglichkeit  der  Lehrer  für  Neuerungen 
gescheitert.  Die  Absicht  Martini's  ging  dahin,  die  Lehrer 
dadurch  für  die  Reformen  zu  gewinnen,  dass  ihnen  selbst  ein 
wesentlicher  Einfluss  auf  die  weitere  Gestaltung  des  Unter- 
richtswesens eingeräumt  würde. 

In  dem  Hofdecret,  welches  am  4.  Oct.  1 790  erschien,  wurden 
die  Grundsätze,  die  von  nun  an  beim  Studienwesen  beob- 
achtet werden  sollten,  veröffentlicht.  Jeder  Lehrer  sollte  von 
nun  an  das  Recht  haben,  frei  über  Schul-  und  Studiensachen 
seine  Meinung  zu  äussern,  Verbesserungsvorschläge  zu  ma- 
chen, die  Abstellung  von  Mängeln  und  Gebrechen  zu  empfeh- 
len. Die  Vertretung  sowie  die  Leitung  der  Schulen  sollte  in 
Zukunft  der  Gesammtheit  der  Lehrer   einer  Schule  zufallen. 

Demgemäss  wurden  an  jeder  öffentlichen  Lehranstalt, 
also  auch  an  den  Gymnasien  und  Lyceen,  Lehrerversamm- 
lungen gebildet,  und  diesen  die  didaktische  und  pädagogi- 
sche Leitung  in  ihrem  unmittelbaren  Wirkungskreise  anver- 
traut ;  die  bisher  bestandenen  Studiendirectoren  aber  wurden 
gleichzeitig  aufgehoben.  In  jeder  Provinz  ferner  wurde  ein 
Studienconsess  errichtet,  der  aus  sechs  Mitgliedern  als  den 
Vertretern  der  vier  Facultäten,  der  Gymnasien  und  Normal - 
schulen  bestand,  und  in  dessen  Wirkungskreis  der  Vorschlag 
brauchbarer  Lehrer,    sowie    die  Berath schlagung   über  alle 

Beer  uud  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  20 
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jene  Gegenstände  geliörte,  die  den  Lehrstand  überliaupt  an- 
giengen.  —  Die  Studienconsesse  waren  die  nächste  Instanz 
für  die  Lehrercollegien  und  correspondirten  unter  Vermitt- 
lung der  Landc^stelle,  wo  Schul-  und  Studienreferenten  be- 
standen oder  ernannt  wurden,  mit  der  Hof  kanzlei  als  oberster 
Unterrichtsbehörde,  nachdem  die  Studienhofcommission  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  1.  Jänner  1792  aufgelöst 
worden  war. 

-ff  Auch  über  die  Bemessung  der  Gehalte  und  Belohnun- 
gen bei  den  einzelnen  Kategorien  von  Lehrern  erflossen 
gleichzeitig  Anordnungen ,  deren  wohlwollender  Charakter 
sich  schon  in  folgenden  Bestimmungen  kennzeichnet:  „Den 
Professoren  seien  Anfangs  zwar  geringere,  aber  doch  solche 
Besoldungen  zu  verleihen,  mit  denen  sie  gemächlich  leben 
können;"  oder  „je  seltener  manche  Lehrer  seien,  als  z.  B. 
die  Lehrer  der  orientalischen  Sprachen,  der  höheren  Mathe- 
matik, desto  höher  sollen  sie  auch  verhältnissmässig  bezahlt 
werden."  Auch  die  Gymnasien  waren  hierbei  nicht  vergessen, 
indem  Seine  Majestät  gestattete,  „dass  den  Lehrern  der  Gym- 
nasien, da  sie  nur  einen  geringen  Gehalt  haben,  nach  Mass 
als  sie  sich  durch  Kenntnisse,  Verwendung  und  Zahl  der 
Schüler  auszeichnen ,  eine  jährliche  Belohnung  aus  dem 
Ueberschusse  der  Unterrichtsgelder  angewiesen  werden  könne  * . 
Bekanntlich  ist  das  Schulgeld  für  Gymnasien  zu  8 — 12  fl., 
für  Lyceen  zu  18  fl.  unter  Kaiser  Joseph  eingeführt  und 
trotz  mancher  Klagen  darüber  auch  unter  den  folgenden 
Regierungen  beibehalten  worden. 

Um  einen  hinreichenden  Nachwuchs  von  Lehrern  zu 
bilden,  wurde  verordnet,  dass  Candidaten,  die  eine  sehr  gute 
Prüfung  gemacht  hätten,  erlaubt  würde,  ausserordentliche 
Vorlesungen  zu  halten,  und  auf  sie  bei  allfälligen  Suppli- 
rungen  besonders  Bedacht  genommen,  ihnen  auch  angemes- 
sene Belohnungen  zuerkannt  werden  sollten. 

Aus  all  diesen  Anordnungen  leuchtete  unverkennbar 
die  ernste  Absicht  und  das  aufrichtige  Bestreben  hervor,  den 
Lehrstand  und  mit  diesem  die  Lehranstalten  Oesterreichs 
möglichst  zu  heben;   dennoch  entsprach  der  Erfolg  den  Er- 
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wai-tungen,   die  man    von    so  weisen  Massregeln  hegte,   nur 
in  sehr  geringem  Grade.     Die  Ursachen  davon  lagen  nahe. 

Erstlich  war  die  Regierung  Leopolds  von  zu  kurzer 
Dauer,  um  ein  neues  System  des  Unterrichtswesens  in  con- 
sequenter  Weise  durchzubilden.  Dann  tauchten  bei  der  furcht- 
baren Staatsumwälzung  in  Frankreich  nach  und  nach  auch 
in  Oesterreich  Befürchtungen  auf,  es  könnte  die  gestattete 
freiere  Bewegung  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtes  gefähr- 
liche Folgen  haben,  und  einzelne  Fälle  von  Zwiespalt  in  den 
Lehrercollegien,  sowie  theilweises  Nachlassen  in  Handhabung 
der  Disciplin  gaben  den  willkommenen  Anlass,  eine  Rück- 
kehr zu  dem  früheren  Unterrichtsregimente  als  geboten  er- 
scheinen zu  lassen.  Ueberhaupt  war  schon  der  Umstand, 
dass  nach  der  Leopoldinischen  Studienordnung  in  letzter  In- 
stanz keine  aus  Fachmännern  gebildete  Behörde,  sondern 
theils  die  Landesstelle,  theils  die  Hof  kanzlei  über  Unterrichts- 
angelegenheiten entschied,  der  Durchführung  von  nachhalti- 
gen Reformen  nicht  günstig.  Denn  gerade  in  den  höheren 
Regierungskreisen  hatte  das  Josephinische  System  seine 
eifrigsten  Anhänger,  die  es  nicht  gerne  sahen,  dass  ihrer 
unumschränkten  Gewalt  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtes 
in  den  Lehrercollegien  und  Studienconsessen  Nebenbuhler, 
wenn  auch  nur  mit  berathender  Stimme,  an  die  Seite  gesetzt 
waren. 

Alle  Hoffnungen  gingen  mit  dem  Tode  Leopolds  H.  zu 
Grabe.  Schon  die  ersten  Massnahmen  der  Regierung  Franz  I. 
Hessen  wenig  Heilsames  und  Erspriessliches  für  das  Schul- 
wesen erwarten.  Die  Censur  wurde  verschärft,  die  Präfecten 
und  Directoren  aufgefordert,  geheime  Nachrichten  über  die 
Gymnasiallehrer  einzusenden;  in  Rücksicht  auf  die  gegen- 
wärtigen Zeitumstände  sollte  die  Wahl  der  öffentlich  zu  ver- 
theidigenden  Sätze  bei  Discussionen  nur  mit  grosser  Sorg- 
falt vorgenommen  werden;  die  Lesekabinete  und  die  Leih- 
bibliotheken wurden  überwacht,  sodann  verboten  und  auf- 
gehoben. 

Den  massgebendstenEinfluss  aber  auf  die  Schulen  erhielt 
der  Kanzler  Graf  Rottenhan,  der  im  Jahr  1795  an  die  Spitze 
einer  Studien-Revisionscommission  gestellt  wurde,  welche  dio 
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Aufgabe  erhielt,  die  bestehenden  Einrichtungen  zu  prüfen 
und  die  geeigneten  Vorschläge  zur  Organisation  zu  erstatten. 
Gelehrte  und  Fachmänner,  den  verschiedensten  Richtungen 
angehörig,  wurden  beigezogen.  Als  Commissionsräthe  fun- 
girten:  Hofrath  von  Birkenstock,  Sonnenfels,  Zippe,  Schil- 
ling, Hägelin,  Spendou,  Hofstätter.  Den  Berathungen  wurden 
ferner  für  Volksschulen  und  Gymnasien  der  Piarist  Lang, 
für  das  philosophisch-mathematische  Lehrfach  Gerstner,  für 
die  juridische  Facultät  Fölsch  und  für  die  medicinischen 
Studien  Frank  und  Prochaska  beigezogen. 

Aus  dem  nicht  ohne  Geist  verfassten  Gutachten  des 
Vorsitzenden  zittert  aus  jeder  Zeile  die  überwiegende  Furcht 
vor  jenen  Grundsätzen  hervor,  welche  damals  zum  Umsturz 
der  Ordnung  in  Frankreich  geführt  haben*).  „Das  Uebermass 
von  Geistesbildung  oder  eigentlich  der  Leetüre,  und  der  zur 
Beförderung  der  Leetüre  nach  und  nach  entstandenen  An- 
stalten hat  ein  solches  Ueberströmen  in  Ideen,  eine  solche 
Extension  im  Denken,  eine  solche  Oberflächlichkeit  im  Ur- 
theilen,  oder  wo  ernstliches  Forschen  bemerkt  wird,  ein 
solches  Versteigen  in  die  ausser  dem  Gebiete  der  mensch- 
lichen Erkenntnis  liegenden  transcendentalen  Gegenstände 
hervorgebracht ;  den  Eigendünkel,  mit  welchem  die  Geburten 
der  Imagination  als  Resultate  tiefer  Betrachtungen  oder  gleich- 
sam als  enthüllte  Geheimnisse  der  Natur  ausgegeben  werden ; 
die  Zudringlichkeit,  mit  welcher  man  durch  allerlei  Wege 
seinen  Meinungen  Eingang  zu  schaffen  sucht,  und  die  Into- 
leranz, die  der  philosophische  Reformationsgeist  sich  er- 
laubt, haben  seit  der  Zeit,  als  die  Schreibsucht  und  die  Lese- 
Bucht  so  sehr  ausser  allem  Verhältnis  gegen  die  Fähigkeit 
zur  Beurtheilung  speculativer  Wahrheiten  zugenommen  haben, 
den  gelehrten  Stand  und  die  gelehrten  Arbeiten  ausser  ihre 
Sphäre  versetzt  und  zu  einer  solchen  Uebermacht  gebracht, 
dass  sie  die  ganze  politische  Welt  würden  in  Brand  gesteckt 
haben,  um  sie  zu  erleuchten." 

„Wenn  dieser  Unfug",  heisst  es  an  einer  andern  Stelle, 
„der  mit  dem  Lehramt   getrieben  wird ,    in  den  Erbstaaten 

*)  Eggers  Nachrichten  von  der  Verbesserung  des  öffentlichen  Unter- 
richtswesens in  den  österreichischen  Staaten,  Tübingen  1808, 


noch  nicht  so  allgemein  ist,   so  stösst  man  doch  täglich  auf 
Beispiele,  wie  geistliche  Volkslehrer  nach   ihrem  Eigendün- 
kel eine  andere  Religion  predigen  und  mit  Vorbedacht  oder 
aus  Mangel  der  Beurtheilungskraft  die  Bande  auflösen,    die 
nach  dem  bisherigen  Zustand  die  Sittlichkeit  und  Zufrieden- 
heit des  Volkes  gründeten.    Die  weltlichen  Volkslehrer  wer- 
den   durch    eine    schiefe  Bildung  verleitet,    dem    einfachen 
Landvolk  allerlei  Unsinn  über  politische  Verhältnisse  vorzu- 
schwatzen ,    sie  zur  Unzufriedenheit    mit   ihrem  Zustand   zu 
reizen,    während    dass    sie  in   den    Unterrichtsstunden    der 
Jugend  den  Kopf  mit    einem  unverständlichen  Wörterkram 
ausfüllen  und  nicht  selten  sich  dabei   als   starke  Geister  ge- 
bärden.    In    den   zur   höhern  Ausbildung    führenden  lateini- 
schen Schulen  wird  die  Jugend  oft  bei   einem  sehr  mangel- 
haften Unterricht  in  den  Sprachen   und  den  Vorkenntnissen 
der  eigentlichen  Wissenschaften   unter   dem   Vorwand,    dem 
Geist  mehr  Energie  zu  geben,    in  Absicht   auf  Zucht  ganz 
vernachlässigt    und    in    den   unreifen  Verstand    des   Knaben 
schon  die  ersten  Keime  der  religiösen  und  politischen  Frei- 
geisterei gelegt."     Schon  in  den  Gymnasien  erhalte  der  un- 
reife Verstand  der  Knaben  die   ersten  Keime  religiöser  und 
politischer  Freidenkerei,  in  der  Metaphysik,  dem  Natur-  und 
allgemeinen   Staatsrechte,   in   der  allgemeinen   und  Kirchen- 
geschichte,  in  der  Theologie  werden  die  Principien  zu  reli- 
giösen  und  politischen  Revolutionen   beinahe    ohne  Zurück- 
haltung beigebracht.  „Es  könne  wohl  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  in  einem    wohlgeordneten  Staate    über   die   kluge  Aus- 
spendung der  Reichthümer    des  Geistes    eben   so,    wie  über 
jeden  andern  Geist    des    gesellschaftlichen   Lebens   eine  Art 
von  Staatspolizei    walten    müsse    und    dass    die   Pflicht    der 
Staatsverwaltung  in  Hinsicht  auf  den  öffentlichen  Unterricht 
am  füglichsten  dahin  bestimmt  werden  müsse,   dass  dieselbe 
die  Mittel  zu  verschaff'en  hat,  um  den  Staatseinwohnern  nach 
dem  Masse  ihrer  Empfänglichkeit  den  höchstmöglichen  Grad 
von  Geistesbildung  zu  gewähren,  der  zu  ihrem  individuellen 
und  zum  allgemeinen  Wohlstand  dienlich  ist." 

Selbst  bei  den  civilisirtesten  Nationen  bestehe  der  grosse 
Haufe  aus  Menschen,  deren  körperliche  und  geistige  Kräfte 
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durch  mechanische  Arbeit  aufgezehrt  werden.  Sie  umfassen 
nur  einen  sehr  eingeschränkten  Kreis  von  Ideen.  Man  müsse 
vermeiden,  bei  diesen  halbrohön  Menschen  Begierden  rege 
zu  machen,  die  sie  mit  ihrem  Zustande  unzufrieden  machen 
und  die  doch  nicht  befriedigt  werden  können.  Den  niedcrn 
Volksclassen  können  im  öffentlichen  Unterrichte  nur  solche 
Begriffe  beigebracht  werden,  die  sie  in  ihren  Arbeiten  nicht 
stören  imd  mit  ihrem  Zustande  unzufrieden  machen,  sondern 
vielmehr  ihr  ganzes  Gedankensystem  auf  die  Erfüllung  ihrer 
moralischen  Pflichten  und  auf  die  kluge  und  emsige  Erfül- 
lung ihrer  häuslichen  und  Gemeindeobliegenheiten  einschrän- 
ken. Die  Staatsverwaltung  habe  dahin  Sorge  zu  tragen,  für 
besondere  ausgezeichnete  Fähigkeiten  Ausnahmen  zu  machen. 
In  einer  ähnlichen  Weise  werden  in  dem  erwähnten  Gut- 
achten die  andern  Stände  charakterisiert,  jedem  eine  bestimmte 
Dosis  von  Kenntnissen  zugemessen.  So  bestehe  der  höhere  Bür- 
gerstand aus  Gewerbsleuten  und  Künstlern  von  nicht  ge- 
meiner Industrie  und  aus  dem  Handelsstande  und  bedarf  „eines 
nicht  geringen  Grades  von  sittlicher  Ausbildung  und  von 
Geistesfähigkeit".  Im  Wehrstand  ist  „der  wissenschaftliche 
Theil  der  in  diesem  Stande  erforderlichen  Kenntnisse  nur 
das  Bedürfnis  einer  kleinen  Zahl,  nämlich  der  Offiziere".  Der 
Gelehrtenstand  wird  nach  Gruppen  eingetheilt.  „Wesentlich 
verschieden  von  dem  gelehrten  Stande  im  eigentlichen  Sinn 
des  Wortes,  der  nur  aus  Männern  von  höherer  Bildung  be- 
steht, die  als  Lehrer  oder  als  Schriftsteller  die  Welt  mit 
ihren  Kenntnissen  bereichern,  sind  die  Geschäftsmänner,  die 
in  weltlichen  und  geistlichen  Angelegenheiten  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  an  der  Beförderung  des  allgemeinen 
Wohles  von  Amts  wegen  Antheil  nehmen  müssen."  Diese 
Classe  hätte  sich  eigentlich  mit  der  Erlernung  der  classischen 
Sprachen  nicht  zu  beschäftigen  und  brauchte  nicht  bei  den  eigen- 
thümlichen  Schönheiten  derselben  zu  verweilen;  „allein  da 
gegenwärtig  alle  wissenschaftlichen  Abhandlungen  und  die 
allgemeine  Geschäftssprache  wenigstens  die  Kenntnis  der 
lateinischen  Sprache  voraussetzen,  da  die  Provinzialverfassung 
der  österreichischen  Erbländer  sogar  eine  grosse  Geläufig- 
keit in  der  lateinischen  Sprache  nothwendig  macht",  so  könne 
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von  der  Erlernung  dieser  Sprache  eigentlich  nicht  Umgang 
genommen  werden.  Was  in  dem  allgemeinen  Unterrichte,  der  zu 
den  Berufsstudien  erfordert  wird,  sorgfältig  zu  vermeiden  sei, 
das  sind  „die  metaphysischen  Subtilitäten  und  neuen  Lehr- 
systeme, welche  die  Grundbegriffe  angreifen,  welche  man 
bisher  zur  Grundlage  der  positiven  Wissenschaften  für  aus- 
reichend hielt,  ehe  es  die  Kantische  Schule  unternahm,  mit 
neuen  Irrthümern  den  gefahrlosen  Skepticismus  des  Voltaire, 
Hume  und  Helvetius  zu  bekämpfen".  Graf  Kottenhan  eifert 
gegen  die  abstracten  Ideen,  gegen  die  speculativen  Hypo- 
thesen, mit  einem  Worte  gegen  die  philosophische  Richtung 
der  Neuzeit.  „Wenn  dieser  Geist"  (der  sich  in  den  neuen 
Philosophemen  kund  gebe)  „überhaupt  dem  gesellschaftli- 
chen Interesse  einer  Nation  gefährlich  ist,  so  ist  er  es  haupt- 
sächlich dem  Stande  der  Geschäftsmänner,  die  in  der  Organi- 
sation der  bürgerlichen  Gesellschaft  ausdrücklich  dazu  da  sind, 
um  nach  bestimmten  Vorschriften  und  nicht  nach  ihrem  Ei- 
gendünkel zu  handeln."  „Nur  wenige  Menschen,  denen  die 
Natur  beschieden  hat,  dass  das  Verdienst  ihrer  Geistesauf- 
klärung nicht  durch  Eigendünkel  und  Unsittlichkeit  aufge- 
wogen wird ,  mag  es  erlaubt  sein  einen  höheren  Flug  zu 
nehmen  und  ihren  gelehrten  Bemühungen  sollen  alle  Schätze 
des  menschlichen  Wissens,  die  Wahrheiten  und  Irrthümer 
der  vorhergehenden  Generation  offen  liegen."  Der  Plan  und 
Zweck  der  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  ist  es  nun,  „diese 
nach  dem  Zwecke  der  bürgerlichen  Glückseligkeit  einzulei- 
tende Ausspendung  der  Reichthümer  des  Geistes  so  zu  sagen 
nach  dem  Mass  und  Gewicht  möglich  zu  machen."  Selbst 
der  kritischeste  Beurtheiler  wird  bereitwillig  zugestehen,  dass 
sich  der  Verfasser  redliche  Mühe  gegeben  hat,  die  gehörige 
Anleitung  zu  liefern,  wie  vorgegangen  werden  soll,  um  Nie- 
manden mehr  zu  bieten,  als  er  zu  einem  bescheidenen  glück- 
lichen Leben  unumgänglich  braucht.  Ein  chinesischer  Man- 
darin würde  seine  Aufgabe  nicht  glücklicher  haben  lösen 
können. 

Wir  geben  diese  Analyse  eines  in  seiner  Art  gewiss 
interessanten  Schriftstückes,  um  zu  veranschaulichen,  von 
welchen  Grundsätzen  und  Gesichtspuncten  ein  massgebender 
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Mann  bei  der  Organisation  des  Unterrichtswesens  ausgieng, 
und  weil  sich  nicht  verkennen  lässt,  dass  unsere  Lehran- 
stalten mehr  oder  weniger  nach  diesem  Eecepte  eingerichtet 
waren.  Das  staatspolizeiliche  Bevormundungssystem  feierte 
ja  seinen  höchsten  Triumph  in  dem  ganzen  Zeiträume  vor  1848- 

Die  Commission  entfaltete  eine  ungemein  rege  Thätig- 
keit.  Fast  alle  Zweige  des  Studienwesens  wurden  einer  ein- 
gehenden Prüfung  unterzogen  und  eine  Anzahl  Berichte  ver- 
fasst,  von  denen  einzelne  den  Männern,  welche  sich  daran 
betheiligten,  Ehre  machen.  Wie  es  in  Oesterreich  oft  der  Fall 
war  und  ist,  man  fieng  mit  grossartigen  das  Grosse  und 
Ganze  sowie  das  Einzelne  umfassenden  Vorschlägen  an,  man 
wünschte  im  grossartigen  Massstabe  zu  organisieren  und  zu 
reorganisieren,  und  die  ersehnten  Resultate,  worauf  man  Jahre 
lang  vertröstet  und  hingewiesen  wird,  sind  winzig. 

Ein  Principienstreit  in  der  Commission  wurde  fallen  ge- 
lassen, da  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  zu  einem  Aus- 
gleiche keine  Aussicht  bot.  Den  Commissionsmitgliedern  wur- 
den nämlich  die  leitenden  Grundsätze,  von  denen  die  Staats- 
verwaltung bei  der  Organisation  der  Schulen  auszugehen  ge- 
sonnen war,  mitgetheilt.  „Es  solle  Niemanden  an  der  zu  seinen 
Berufsgeschäften  dienlichen  Bildung  fehlen,  keinem  Indivi- 
duum der  Weg  zu  einer  höheren  Geistescultur  verschlossen 
bleiben,  wenn  besondere  Talente  einen  höheren  Beruf  ankün- 
den, dass  aber  auch  nicht  durch  eine  unkluge  Vervielfälti- 
gung wissenschaftlicher  Lehranstalten  am  unrechten  Ort  zu 
einem  schädlichen  Streben  nach  andern  Verhältnissen  unter 
den  durch  Erziehung  und  Umstände  zu  mechanischen  Be- 
schäftigungen bestimmten  Volksclassen  Veranlassung  gegeben 
werde,  dass  sehr  viele  Menschen  aus  diesen  Classen  bei  un- 
erreichter Absicht  nur  mit  ihrer  Lage  unzufrieden  und  fiir 
die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  verstimmt  würden."  In 
diesen  Anschauungen  manifestiert  sich  der  Polizeistaat  auf 
dem  Gebiete  des  Unterrichts.  Wohl  entgegnete  man,  „dass 
man  einem  jeden  Menschen  das  unbegrenzte  Recht  zur  Ver- 
vollkommnung seiner  Geistesfähigkeiten  zugestehen ,  dass 
die  Staatsverwaltung  zur  Erweiterung  menschlicher  Kennt- 
nisse alle   Mittel  bereit   halten  müsse   und  die  Anwendung, 
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welche  jedes  Individuum  von  diesen  Anstalten  zu  machen 
gedenke ,  eines  jeden  eigene  Sache  sei ,  da  im  Reiche  der 
Wissenschaft  keiner  ängstlichen  Polizei  Raum  gegeben  wer- 
den könne."  Diese  theoretische  Vorfrage,  welche  wie  gesagt 
mehrere  Sitzungen  in  Anspruch  nahm,  wurde  bei  Seite  liegen 
gelassen,  da  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  konnte. 

Die  Berathungen  der  Commission  dauerten  von  1795 
bis  1799.  Für  sämmtliche  Schul-  und  Lehranstalten  wurden 
Entwürfe  ausgearbeitet.  Ueber  die  Organisation  des  Volks- 
schulwesens war  man  bald  einig  und  konnte  es  auch  werden. 
Man  hatte  in  den  Theresianischen  und  Josephinischen  Ge- 
setzen eine  treffliche  Grundlage,  im  Grunde  brauchte  nur  für 
eine  strenge  Durchführung  derselben  Sorge  getragen  und  die 
Methodik  den  Fortschritten  der  pädagogischen  Wissenschaften 
angepasst  werden.  Die  Genehmigung  des  Kaisers  erfolgte 
mit  dem  Auftrage,  die  Abfassung  entsprechender  Lehrbücher 
und  Instructionen  in  Angriff  zu  nehmen. 

Schwieriger  wurden  die  Verhandlungen  bezüglich  der 
Mittelschulen.  Bei  den  Berathungen  wurde  ein  vom  Fräfecten 
Lang  verfasster  Entwurf  zu  Grunde  gelegt*).  Zu  einem  Be- 
schlüsse kam  man  trotz  einer  fünf  Jahre  lang  dauernden  Be- 
rathung  nicht.  Lang  wollte  die  Gymnasien  sechsclassig ,  zu 
den  bisherigen  fünf  Jahren  sollte  noch  die  Infima  hinzukom- 
men. Der  Lehrplan  war  ein  bedeutender  Fortschritt  im  Ver- 
gleiche zu  den  bestehenden.  Nicht  nur  das  Deutsche  ist  in 
den  Grammatikalclassen  mit  17  Stunden  bedacht,  auch  die 
Realien  sind  gehörig  berücksichtigt,  die  griechische  Sprache 
ist  besser  vertreten,  nur  Physik  und  Naturgeschichte  erschei- 
nen im  Gymnasiallehrplan  nicht,  man  wies  diese  Lehi'fächer 
den  philosophischen  Jahrgängen  zu.  Es  sollten  nur  Fach- 
lehrer angestellt  werden  und  zwar  sieben  ordentliche,  drei 
Supplenten  und  der  Präfect,  während  bisher  nur  in  den  beiden 
obersten  Classen  Fachlehrer  waren  und  in  den  drei  untern 
Classen  ein  Lehrer  den  ganzen  Unterricht  zu  besorgen  hatte. 

Der  Lehrplan  für  die  philosophischen  Studien,  deren 
Absolvierung  Bedingung  für  den  Zutritt  zum  Facultätsstudium 
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sein  sollte,  zerfiel  nach  dem  von  Hammer  gelieferten  Elabo- 
rate in  drei  Jahrgänge,  Geschichte,  Philosophie,  Naturwissen- 
schaften, Rhetorik,  classische  Literatur,  Poetik,  Encyklopädie 
der  Wissenschaften  umfassend,  die  wöchentliche  Stundenzahl 
sollte  32  betragen.  Ueber  die  Organisation  der  Facultätsstudien 
konnte  man  sich  trotz  der  mehrjährigen  Berathungen,  die 
hierüber  gepflogen  wurden,  nicht  durchwegs  einigen,  und  die 
Verhandlungen  über  eine  totale  Reorganisation  dieser  Studien- 
anstalten hatten  nur  ein  verhältnissmässig  winziges  Resultat. 

Aber  selbst  jene  Beschlüsse  der  Studien-Revisionscom- 
mission, über  welche  man  sich  nach  eingehender  Debatte  ge- 
einigt hatte,  erhielten  erst  später  und  theil weise  modificiert 
die  kaiserliche  Sanction.  Ende  1799  erstattete  die  Commis- 
sion  den  letzten  Bericht.  Nun  hob  man  erst  1802  die  Stu- 
diencommission  auf,  am  10.  Febr.  1804  wurde  der  Plan  einer 
künftigen  Verfassung  und  Leitung  des  gesammten  deutschen 
Schulwesens  veröffentlicht,  und  ein  Jahr  darauf  am  11.  Aug. 
1805  die  politische  Verfassung  der  deutschen  Volksschulen, 
das  Grundgesetz  des  Volksschulwesens  in  Oesterreich  bis  auf 
die  Gegenwart. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  im  Wesentlichen 
noch  jetzt  in  Anwendung  stehenden  Gesetzes  sind  folgende: 

Die  nächste  unmittelbare  Aufsicht  über  jede  Trivial- 
schule und  auf  dem  Lande  auch  über  jede  Hauptschule  ist 
dem  Ortsseelsorger  anvertraut,  welcher  nicht  nur  dazu  ge- 
eignet ist,  weil  der  Religionsunterricht  ein  Haupttheil  der 
Belehrung  der  Volksschule  ist,  sondern  auch  dadurch,  weil 
der  geistliche  Stand  vermöge  seines  Berufes  dem  Staate  beim 
Lehramt  überhaupt  dienen  soll  und  darin  auch  vormals  am 
meisten  gedient  hat.  Jeder  Ortsseelsorger  hat  demnach  über 
den  Religionsunterricht,  über  den  Schulunterricht,  über  das 
methodische  Verfahren,  über  den  Wandel  des  Schullehrers, 
über  den  Fleiss  und  die  Sittlichkeit  der  Schüler,  über  das 
Anhalten  der  Eltern  in  Hinsicht  auf  das  Schicken  der  Kin- 
der zur  Schule  zu  wachen. 

Die  unmittelbar  höhere  Aufsicht  sollen  ausgezeichnete 
Schulmänner  unter  den  Pfarrern  haben  und  aus  diesen  vor- 
züglich j  eder  Dechant  der  Aufseher  über   die  Schulen  seines 
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Districtes  sein  und  im  Verhinderungsfälle  desselben  ein  dem 
Geschäfte  ganz  gewachsener  Vicedechant.  Den  Districts- 
aufsehern  liegt  ob,  den  Seelsorger  in  Absicht  auf  den  Reli- 
gions-  und  Schulunterricht,  auf  die  Beförderung  des  Schul- 
wesens, den  Schüler  aber  in  Absicht  auf  den  Fleiss  und  die 
genaue  Befolgung  der  Unterrichtsvorschriften,  dann  in  Ab- 
sicht auf  den  moralischen  Lebenswandel  zu  beaufsichtigen. 
Sie  haben  gehörige  tabellarische  Uebersichten  zu  verfassen, 
und  dieselben  dem  Kreisamte  sammt  ihren  Berichten  über  den 
Religions-  und  Schulunterricht,  über  die  Moralität  der  Schul- 
lehrer dem  Consistorium  zu  übersenden.  Kreisämter  und  Con- 
sistorien  haben  gleichen  Rang  in  der  Leitung  des  Schulwesens; 
sie  berichten  in  der  Regel  alljährlich  an  die  Landesstelle.  Der 
Schuldistrictsaufseher  in  den  Hauptstädten  ist  Oberaufseher 
und  Referent  der  deutschen  Schulen  in  der  ganzen  Diöcese. 
Die  Landesstelle  fasst  die  ihr  zugegangenen  Berichte  zusam- 
men und  hat  ein  mit  eigenen  Bemerkungen  bereichertes 
Operat  über  den  ganzen  Zustand  des  Schulwesens  an  die 
Studienhofcommission  zu  leiten. 

Sowol  auf  dem  Lande  als  in  den  Städten  -  haben  Tri- 
vialschulen zu  bestehen,  wobei  es  heilsam  sei,  die  Knaben- 
schulen von  den  Mädchenschulen  zu  trennen.  Wo  die  Er- 
richtung eigener  Mädchenschulen  nicht  thunlich  ist,  müssen 
die  Mädchen  in  die  gemeine  Schule  gehen,  sollen  jedoch  auf 
eigenen  Bänken  abgesondert  sitzen.  In  jedem  Kreise  soll 
eine  Hauptschule  aus  vier  Classen  bestehen,  in  welcher  die 
Jugend  zur  Vorbereitung  für  Künste  und  Handwerke  und  für 
die  Handlung  geringerer  Art  einen  ausführlichen  Unterricht 
erlange.  Die  dritte  Classe  dieser  Hauptschulen  dürfen  Mäd- 
chen dort  besuchen,  wo  keine  Mädchenschulen  bestehen, 
wenn  für  sie  hinreichend  Platz  vorhanden  ist.  Die  Haupt- 
schule einer  Landeshauptstadt  ist  Normal-  oder  Muster- 
schule. 

An  allen  Volksschulen  hat  in  der  Regel  ein  ganztägiger 
Unterricht  stattzufinden;  es  ist  überall  auf  Abschaffung  des 
halbtägigen  Unterrichts  nachdrücklichst  zu  bestehen,  der  nur 
dort  ausnahmsweise  abgehalten  werden  kann,  wo  besondere 
Ortsverhältnisse,  namentlich  ungenügende  Räumlichkeiten  der 
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Schule  für  die  grosse  Anzahl  der  schulpflichtigen  Kinder  die 
Abtheilung  für  den  Vor-  und  Nachmittags- Unterricht  als  noth- 
wendig  und  unab weislich  herausstellen.  In  jenen  Gegenden, 
wo  wegen  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit  der  Landes - 
oder  Ortsverhältnisse,  wegen  der  Beschäftigung  der  Bevöl- 
kerung der  Schulunterricht  während  der  Sommermonate  nicht 
stattfinden  kann,  ist  darauf  zu  sehen,  dass  der  Unterricht  nicht 
auch  in  den  Schulen  jener  Gemeinden  eingestellt  werde,  wo  jene 
Umstände  nicht  eintreten,  dass  er  mit  jenen  Kindern  fortge- 
setzt werde,  welche  die  Schule  zu  besuchen  nicht  gehindert 
sind,  dass  wenigstens  den  Umständen  gemäss  an  einigen 
Tagen  der  Woche  die  gesammte  Jugend  zu  bestimmten 
Stunden  in  der  Schule  erscheine,  überhaupt  der  vorschi'ift- 
mässige  Unterricht  alljährlich  so  lange  fortgesetzt  werde,  als 
dies  in  Betracht  der  eintretenden  Umstände  geschehen  kann. 

Der  Unterricht  hat  täglich  4  Stunden  zu  dauern  u.  z. 
2  Vormittag  und  2  Nachmittag.  In  jenen  ländlichen  Schulen, 
wo  dieselben  Schüler  nur  halbtäglich  die  Schule  besuchen, 
ist  der  tägliche  Unterricht  auf  5  Stunden  normirt,  wovon  im 
Winter  Vormittag  zwei  den  Kleinern  und  drei  den  Grössern 
Nachmittag,  im  Sommer  3  Vormittag  den  Grössern  und  zwei 
Nachmittag  den  Kleinern  gewidmet  werden  sollen. 

Trivialschulen  haben  sich  vornehmlich  den  Zweck 
zu  setzen,  dass  den  Kindern  die  geoffenbarte  Religion  Jesu 
Christi  gut  und  herzeindringlich  gelehrt  werde ,  dass  sie 
über  die  Dinge ,  mit  welchen  sie  umgehen  und  über 
die  Verhältnisse,  in  denen  sie  sich  befinden  und  während 
ihres  Lebens  befinden  werden,  die  richtige  Anweisung  be- 
kommen, um  die  Dinge  und  Verhältnisse  so  zu  benützen, 
wie  die  christliche  Sittenlehre  es  vorschreibt.  Lesen,  Schrei- 
ben und  Rechnen  sind  ausser  der  Religion  die  einzigen 
Lehrgegenstände,  deren  sie  als  Mittel  zu  ihren  Zwecken  be- 
dürfen, zu  denen  nur  noch  eine  praktische  Anweisung,  einige 
Aufsätze  zu  machen,  hinzukommen  darf.  Diese  Bestimmung 
der  politischen  Schulverfassung  ist  bis  auf  die  Gegenwart 
aufrecht  erhalten  geblieben  und  in  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrzehends  eingeschärft  worden,  dass  die  sogenannten  Rea- 
lien wie  Geographie,    Weltgeschichte,    Naturlehre  nicht  als 
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Unternchtsgegenstände  in  die  Trivialschule  gehören.  Das 
Wichtigste  und  Noth wendigste  aus  diesen  Wissenszweigen 
ist  namentlich  beim  Leseunterricht  hervorzuheben. 

Ein  etwas  erweiterter  Unterricht  sollte  in  den  dreiclas- 
sigen  Hauptschulen  stattfinden:  Religionslehre  mit  Inbegriff 
der  biblischen  Geschichte  und  Erklärung  der  Evangelien^ 
Lesen^  Schön-  und  Rechtschreiben,  Rechnen,  deutsche  Sprach- 
lehre j  praktische  Anleitung  zu  schriftlichen  Aufsätzen  und 
fiir  diejenigen,  welche  in  ein  Gymnasium  überzutreten  ge- 
denken, das  Lesen  und  Dictandoschreiben  lateinischer  Wörter. 
Der  Lehrcursus  der  vierten  Classe  war  auf  zwei  Jahre  nor- 
mirt.  In  beiden  Jahrgängen  Religion,  Rechnen  in  den  zu- 
sammengesetzten und  schwereren  Rechnungsarten,  Schön- 
schreiben, Sprachlehre  und  Dictandoschreiben,  schriftliche 
Aufsätze,  Baukunst,  Zeichnen,  ausserdem  im  ersten  Jahrgange 
populäre  Geometrie  und  Geographie  der  österreichischen  Mon- 
archie, im  zweiten  Stereometrie  und  Mechanik,  Naturge- 
schichte,   Naturlehre    und    die  Geographie   fremder  Staaten. 

Da  die  Psychologie  zeigt,  dass  im  Kinde  die  erste  herr- 
schend thätige  Kraft  das  Gedächtnis  sei,  so  muss  man  bei  den 
Kindern  das  Gedächtnis  und  nach  Bedürfnis  der  Umstände  den 
Verstand  und  das  Herz  zu  bilden  bemüht  sein.  „Nur  nach 
dem  Bedürfnisse  der  Kinder  muss  man  ihnen  richtige  Begriffe 
beibringen  und  ihre  Empfindungen  erwecken ,  jedoch  nur 
solche,  welche  für  Menschen  ihres  Standes  und  Berufes  noth- 
wendig  sind.  Die  Trivialschullehrer  haben  sich  aller  weitern 
Entwicklungen  als  die  in  dem  Schul-  und  Methodenbuch 
genau  vorgezeichnet  sind,  strenge  zu  enthalten  und  blos  da- 
hin zu  trachten,  das  das  auswendig  zu  Lernende  fest  behal- 
ten und  auf  einzelne  Beispiele  angewendet  werden  könne. 
Auch  in  den  andern  Schulen  bleibt  die  Methode  wesentlich 
dieselbe;  nur  muss  den  übereinstimmend  bearbeiteten  und 
entwickelten  Seelenkräften  mehr  Selbstthätigkeit  zugemuthet 
und  ein  grösserer  Spielraum  sich  zu  äussern  gegeben  werden. 
Bei  dieser  Classe  von  Schülern  müsse  nicht  blos  das  Ge- 
dächtnis, sondern  eben  so  geschickt  und  fleissig  der  Ver- 
stand und  die  Beurtheilungskraft  geübt  werden." 
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In  den  Trivialschulen  fiingirt  nur  Ein  Lehrer  mit  oder 
ohne  Gehilfen,  je  nach  der  Anzahl  der  Lehrzimmer.  In  den 
Hauptschulen  sollen  so  viele  Leln-er  als  Classen  sein ,  der 
würdigste  ist  als  Director  zu  bestellen.  Ein  eigener  Director 
wird  an  den  Normal  schulen  bestellt.  Das  Aufsteigen  der 
Schüler  in  eine  höhere  Classe  hängt  von  der  Beurtheilung 
des  Katecheten  ab,  „ob  die  Kinder  in  dem  wichtigsten  und 
schwersten  Gegenstande,  in  der  Religion,  für  eine  höhere 
Classe  geeignet  sind".  Der  Uebertritt  in  eine  höhere  Lehr- 
anstalt ist  von  einer  Prüfung  abhängig  gemacht. 

Die  Amtsinstruction  hat  dem  Lehi-er  nicht  nur  vorzu- 
schreiben, in  Absicht  auf  die  Materien  sich  genau  an  sein 
Schulbuch  zu  halten,  damit  er  nichts  in  seinen  Unterricht 
aufnehme,  was  ihm  nicht  im  Schulbuche  oder  auf  eine  andere 
Art  vorgezeichnet  ist,  sondern  ihn  auch  in  Absicht  auf  die 
Methode  belehre,  wie  er  bei  dem  Vortrage  vorzugehen  hat. 
Es  soll  jedem  Lehrer  vorgezeichnet  werden,  wie  weit  er 
beiläufig  binnen  einem  Monate  zu  kommen  habe. 

Zur  Heranbildung  der  Lehrer  an  Hauptschulen  wird 
wie  an  der  Normalschule  des  Landes  ein  sechsmonatlicher 
pädagogischer  Curs  gehalten,  für  jene  der  Trivialschulen  ge- 
nügt ein  Curs  von  drei  Monaten.  Für  Lehrerinnen  wurde 
keine  Vorkehrung  getroffen;  sie  müssen  sich  durch  einen 
Lehrer  oder  durch  eine  Lehrerin  von  vorzüglicher  Geschick- 
lichkeit unterweisen  lassen.  Die  Prüfung  erfolgt  vor  dem 
Oberaufseher.  Privatlehrer  müssen  ebenfalls  den  pädagogi- 
schen Curs  gehört  haben,  widrigenfalls  sie  als  Winkellehrer 
abgeschafft  und  bestraft  werden.  Für  Hofmeister  soll  an  der 
philosophischen  Facultät  eine  eigene  Lehrkanzel  über  die 
Unterweisung  und  Erziehung  der  Jugend  bestehen.  Ohne 
günstige  Zeugnisse  über  diesen  ganzjährigen  Curs  soll  nie- 
mand eine  Hofmeisterstelle  bekleiden  dürfen.  Hofmeister,  In- 
structoren  und  Gouvernanten  von  schlechter  Aufführung  und 
ohne  Christenthum  sind  gar  nicht  zu  dulden. 

Die  Directoren  der  Normal  schulen  werden  auf  Vorschlag 
des  Consistoriums  und  der  Landesstelle  von  der  obersten 
liofstelle  ernannt,  die  Ernennung  derselben  an  den  übrigen 
Hauptschulen  erfolgt  auf  Vorschlag  des  Consistoriums  durch 


die  Landesstelle.  Die  Katecheten  werden  vom  Ordinariat 
berufen,  jene  an  der  Hauptschule,  welche  einen  Gehalt  aus 
dem  Religionsfonde  beziehen,  von  der  Landesstelle  ernannt;  die 
Directoren,  Lehrer  u.  s.  w.  an  Stifts-  und  Klosterschulen  werden 
von  den  Obern  bestimmt,  jedoch  nach  vorläufiger  Genehmigung 
des  Consistoriums  und  der  Landesstelle.  Das  Präsentations- 
recht für  die  erledigten  Trivialschulen  haben  die  Landes- 
regierung, die  Herrschaften,  Pfarrer,  Gemeinden  oder  Pfarrer 
und  Gemeinden  zusammen.  Die  Genehmigung  erfolgt  durch 
das  Consistorium.  Die  angestellten  Schullehrer  erhalten  nach 
angemessener  Probezeit  auf  Vorschlag  des  Schuldistrictsauf- 
sehers  das  Bestätigungsdecret  der  Landesstelle. 

Den  Schulmeistern  ward  verboten,  bei  Verlust  ihres 
Dienstes  Schankgewerbe  zu  treiben,  bei  Hochzeiten,  Kirch- 
tagen und  derlei  Gelegenheiten  zu  musiciien.  Halbjährig  sollten 
in  sämmtlichen  Normal-,  Haupt-  und  Trivialschulen  mit  den 
Schülern,  über  alle  Gegenstände,  die  gelehrt  worden  sind,  in  Ge- 
genwart einiger  Magistratspersonen  oder  des  Pfarrers  und  des 
herrschaftlichen  Beamten  Prüfungen  angestellt  werden;  der 
Zutritt  zu  derartigen  Prüfungen  w^ar  Jedermann  gestattet, 
und  man  konnte  sich  an  denselben  betheiiigen. 

Bei  jeder  Trivialschule  ist  ein  Ortsschulaufseher  zu 
bestellen,  w^ozu  immer  ein  Schulfreund,  einer  der  anständig- 
sten und  angesehnsten  Männer  des  Orts,  ausersehen  werden 
soll.  Dieser  ist  nicht  der  Vorgesetzte,  sondern  der  Beobach- 
ter der  Schule  und  des  Schullehrers. 

Die  Schulpflichtigkeit  aller  Kinder  dauert  vom  Antritt 
des  6.  bis  zur  Vollendung  des  12.  Jahres,  und  an  jeder  Pfarr- 
Filial-  und  Gemeindekirche  soll  über  die  Anzahl  der  schul- 
pflichtigen Kinder  eine  genaue  Beschreibung  geführt  und 
durch  Vergleich  mit  dem  Taufbuch  richtig  gestellt  werden. 
Die  Zahl  der  Akatholiken  und  der  Juden  ist  besonders  an- 
zumerken. Es  wurde  bestimmt  hervorgehoben,  da  das 
einzelne  Viehhüten  die  Cultur  hindert  und  die  Kinder,  die 
dazu  verwendet  werden,  der  Aufsicht  der  Eltern  und  dem 
Unterricht  entzogen  werden,  wodurch  sie  sodann  völlig  verwil- 
dern, so  sei  überall  auf  eine  Abschafl'ung  desselben  hinzu- 
arbeiten und  darauf  zu  dringen,  dass  die  schulfähigen  Kinder 
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nicht  vom  Sclmlgang  zurückgeluilten  wferden.  Schulfähige 
Kinder  dürfen  während  der  Schulzeit  nicht  von  Bier-  und 
Weinwirthen  zum  Kegelaufsetzen  gebraucht  werden.  Für 
diejenigen  Kinder,  welche  in  einer  Fabrik  Verwendung  fin- 
den, wurde  die  Bestimmung  getroffen,  dass  sie  theils  in  Abend- 
schulen, theils  in  sonn-  und  feiertägigen  Schulen  unent- 
geltlichen Unterricht  gegen  Bezahlung  des  Fabrikinhabers 
und  der  Eltern  erhalten ;  auch  durften  sie  ohne  Noth  nicht  vor 
dem  Antritt  des  9.  Jahres  in  eine  Fabrik  aufgenommen  wer- 
den. Ueberall  wo  ein  ordentlicher  Schulunterricht  in  den 
Gegenständen  der  deutschen  Schulen  gegeben  wird,  sollte 
auch  ein  Wiederholungs-Unterricht  sowohl  für  Knaben  als  für 
Mädchen,  welche  der  Elementarschule  entwachsen  sind,  vom 
Anfang  des  13.  bis  Ende  des  15.  Jahres  eingeführt  werden.  Lehr- 
jungen jedoch  sollten  bis  Ende  der  Lehrzeit  ohne  Rücksicht 
auf  das  Alter  dazu  verpflichtet  werden. 

Seitdem  wurde  wohl  noch  mancherleigeändert,  im  Wesent- 
lichen blieb  die  Volksschule  intact.  Die  bisherigen  meist 
weltlichen  Schul-Oberaufseher  wurden  beseitigt,  die  Functionen 
derselben  der  Landesbehörde  zugewiesen,  wo  auch  das  Schul- 
referat Geistlichen  anvertraut  wurde.  Auch  bei  der  rehabi- 
litirten  Studienhofcommission  fungirte  ein  Geistlicher,  Spendou, 
als  Referent. 

Während  der  Regierung  des  Kaisers  Franz  wurden  nur 
noch  einige  nennenswerthe  Verordnungen  erlassen.  So  be- 
züglich des  Wiederholungsunterrichtes,  wozu  Knaben  und 
Mädchen  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre  oder  bis  zur 
Beendigung  der  Lehrlingszeit  verpflichtet  wurden.  Ausge- 
nommen blieben  bloss  die  Gymnasialschüler,  Knaben  welche 
alle  vier  Classen  einer  Hauptschule  mit  genügendem  Erfolge 
zurückgelegt  haben,  Knaben  und  Mädchen  aus  den  höheren 
Ständen,  welche  fortlaufenden  häuslichen  Unterricht  erhalten. 
Den  Lehrern  wurden  Remunerationen  und  Ehrenauszeichnungen 
zugesichert.  Die  materielle  Stellung  wurde  wenn  auch  unbe- 
deutend verbessert,  einzelne  belanglose  Verfügungen  über 
die  Heranbildung  der  Lehrer  getroß'en,  die  Schulpflicht  ein- 
geschärft, der  Excurrentenunterricht  angeordnet,  die  Schul- 
districtsaufsicht  über  die  evangelische  Schule  den   Senioren, 
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über  die  griechisch  nicht  unirten  Schulen  der  politischen 
Landesbehörde  übertragen.  Ausländer  wurden  von  der  An- 
stellung im  Schulamte  ausgeschlossen,  die  Privatlehrerstellen 
beschränkt  und  eine  strenge  Bewachung  derselben  verfügt, 
die  Wichtigkeit  des  Religionsunterrichtes  an  der  Volksschule 
hervorgehoben  und  das  Verbot  erlassen,  nur  Katholiken 
mit  der  Erziehung  und  dem  Unterrichte  katholischer  Kinder 
zu  betrauen.  Der  Lehrplan  vom  Jahre  1819  bestimmte  fünf 
Stunden  wöchentlichfürden  Religionsunterricht,  je  drei  Stunden 
für  Schönschreiben,  Sprachlehre  und  Rechnen,  je  zwei  für 
Lesen,  Dictandoschreiben  und  schriftliche  Aufsätze. 

Nach  dem  Friedensschlüsse  wurde  die  Schulgesetzge- 
bung auf  jene  Länder  ausgedehnt,  welche  Oesterreich  neuer- 
dings erworben  hatte,  auf  Tirol,  Salzburg,  Dalmatien,  auf 
das  lomb.-venetian.  Königreich,  endlicli  auf  die  Militärgränze 
mit  einigen  Modificationen.  Die  meisten  Abweichungen  zeigte 
das  für  österreichisch  Italien  erlassene  regolamento  per  le 
scuole  elementari.  Wichtig  war,  dass  auch  in  der  Militär- 
gränze die  Leitung  des  Volksschulunterrichts  an  die  Studien- 
hofcoramission  im  Einvernehmen  mit  dem  Hofkriegsrathe 
übertragen  wurde*). 

Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  erlahmte  vollends  unter 
der  Regierung  Ferdinand  L  Die  wirklich  belangreichen  Ver- 
ordnungen sind  zu  zählen.  Für  die  Bildung  weiblicher  Lehr- 
individuen wurde  in  Wien  ein  pädagogischer  Curs  errichtet 
(7.  November  1840).  Concursausschreibungen  sollten  bei  allen 
erledigten  Lehrerstellen  erfolgen,  der  Unterricht  für  Kinder 
von  Fabrikarbeitern  wurde  durch  einige  Massnahmen  geregelt 
u.  dgl.  m.  Die  Behörden  entfalteten  eine  geringe  Wirksam- 
keit, wenn  es  galt  Uebelstände  zu  beseitigen,  neue  Schulen 
zu  gründen.  Patrone  und  Grundobrigkeiten  entzogen  sich 
nur  allzugern  den  ihnen  zugewiesenen  Verpflichtungen.  Das 
egoistische  Interesse  überwucherte  die  Rücksicht  auf  die 
Öffentliche  Wohlfahrt.  Woher  sollte  auch  bei  der  Nieder- 
haltung eines  jeden  politischen  Lebens  jene  Opferfreudigkeit 
kommen,  die  überall  und  überall  nur  im  Gefolge  einer  freien 


*)  Vergl.  Ficker:  Oesterreich  in  der  Schmid'schen  Encyklopädie. 

ß«er  und  Hochcgger,  die  Fortschritte  des  Uutcrrichtswesens  etc.  21 
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Strömung  zu  Tage  tritt,  wenn  es  den  Einzelnen  und  Cor- 
porationen  gegönnt  ist,  selbst  Hand  ans  Werk  zu  legen,  mit- 
zurathen  und  mitzuwirken  bei  Angelegenheiten,  die  über  den 
Kreis  einer  bloss  administrativen  Wirksamkeit  hinausgehen. 
Wo  das  öffentliche  Leben  unterbunden  ist,  erstirbt  das  Ge- 
meingefühl, erlischt  jedes  Streben!  Während  in  den  Nach- 
barstaaten, besonders  in  Deutschland  sich  ein  Fortschritt  selbst 
in  der  trostlosen  Epoche  deutscher  Geschichte,  welche  dem  Frie- 
densschlüsse folgte,  bemerkbar  machte,  hemmte  in  Oesterreich 
die  Stabilität,  das  Festhalten  an  dem  einmal  gegebenen  Gesetze, 
jede  Weiterbildung  und  Entwickelung.  Jenes  Mass  von  Kennt- 
nissen, welches  die  Trivialschule  vermittelte,  war  doch  nur 
allzudürftig  und  konnte  auf  die  Dauer  selbst  massigen  An- 
sprüchen nicht  genügen.  Man  erkannte  dies  an,  eine  Aen- 
derung  trat  nicht  ein.  In  der  Presse  wagten  es  schüchterne 
Sprecher  auf  die  Mängel  in  Methode  und  Unterricht  hinzu- 
weisen, die  Kühnern  malten  mit  genugsam  schwarzen  Far- 
ben die  zum  Theil  trostlosen  Zustände;  sie  wurden  todtge- 
schwiegen  und  fanden  keine  Beachtung. 

Kann  man  aber  den  relativen  Verdiensten  der  Regierung 
in  den  ersten  Jahrzehnten  unseres  Jahrhunderts  hinsichtlich  der 
Volksschule,  welche  allerdings  viel  zu  thun  gab,  wenn  nur 
einigermassen  einem  tiefen  Bedürfnis  abgeholfen  werden  sollte, 
immerhin,  wenn  auch  nur  theilweise  Gerechtigkeit  widerfahren 
lassen,  so  lässt  sich  andererseits  ein  entschieden  retrograder 
Geist  in  den  wichtigsten  Bestimmungen  über  Gymnasien  und 
Universitäten  nicht  verkennen. 

Bei  den  Gymnasien  lenkte  man  in  alte  Bahnen 
ein.  Die  ehemaligen  Studiendirectoren  lebten  durch  den 
Allerhöchsten  Erlass  vom  29.  April  1802  wieder  auf.  Lehrer 
und  Schüler  wurden  unter  scharfe  Controle  gestellt,  ein 
strengeres  Regiment  in  Bezug  auf  Disciplin  eingeführt.*) 
Auf  Disciplinarvorschriften  beschränkte  sich  aber  auch 
Anfangs  die   gesammte  gesetzgeberische    Thätigkeit.     Kein 


*)  Instruction  für  die  Studiendirectoren  vom  22.  October  1802  und 
jiusführlicher  vom  7.  Januar  1800. 
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Knabe  sollte  nach  der  Disciplinarverfassung  vom  21.  Mai 
1 804  in  ein  Gymnasium  aufgenommen  werden ,  welcher 
nicht  besonders  gute  Geistesanlagen ,  ausdauernden  Fleiss 
und  tadellose  Sitten  besitzt.  Das  zurückgelegte  10.  Lebensjahr 
und  eine  gut  bestandene  Prüfung  aus  der  obersten  Haupt- 
schul-Classe  wurde  zur  Vorbedingung  gemacht.  Das  Maxi- 
mum der  Schülerzahl  in  einer  Classe  wurde  auf  80  fest- 
gesetzt. Die  Lehrer  wurden  angewiesen,  keine  Gelegenheit 
zu  versäumen,  um  auf  die  Denkungsart  der  Schüler  Ein- 
fluss  zu  nehmen  und  strenge  Aufsicht  über  ihr  Betragen 
zu  führen.  Sie  waren  berechtigt  und  verpflichtet,  sich  in  die 
Kenntniss  des  ganzen  Thuns  und  Lassens  ihrer  Schüler  zu 
setzen.  In  grösseren  Städten  sollten  zum  Behufe  der  Ueber- 
wachung  der  niederen  Classen  ausserhalb  der  Schulzeit  ver- 
traute Schüler  aus  den  höheren  Classen  bestimmt,  der  Re- 
ligion besondere  Aufmerksamkeit  zugewendet  werden,  „da 
man  von  Jünglingen,  für  deren  Bildung  der  Staat  so  viele 
Sorgfalt  aufwendet,  eine  ungeheuchelte  Liebe  zur  Tugend 
erwarten  muss,  wozu  Religion  ein  unentbehrliches  Erfor- 
derniss  ist".  Evangelische  und  Juden  mussten  sich  über 
den  erhaltenen  Religionsunterricht  ausweisen.  Erst  später 
schritt  man  an  die  Verbesserung  des  Lehrplanes,  als  man 
denn  doch  die  Nothwendigkeit  einer  Reform  fühlte.  In 
einem  Allerhöchsten  Handschreiben  vom  12.  Juli  1805  an 
den  obersten  Kanzler  Grafen  Ugarte  wurden  die  Grundsätze 
aufgestellt,  nach  denen  zur  Erzielung  einer  umfassenden 
und  höheren  Geistesbildung  bei  der  studierenden  Jugend  nun- 
mehr das  Studienwesen  geregelt  werden  sollte.  Die  Absich- 
ten waren  unbedingt  löblich.  ,,Man  wollte,  um  das  bloss  mecha- 
nische Studium,  oberflächliches  Wissen  und  Einseitigkeit  zu 
vermeiden,  gründliche  Kenntnisse  der  Menschheit,  wirklich 
nützliche  Wissenschaften  befördern,  und  dadurch  reine  Sitten, 
wahre  Anhänglichkeit  an  die  Staatsverfassung  und  ungeheu- 
chelte Gottesfurcht  allgemein  zu  verbreiten  suchen." 

Die  Regelung  des  philosophischen  Studiums  erfolgte 
durch  das  Hofkanzlei-Dekret  vom  9.  August  1805.  An  Uni- 
versitäten sollte  dasselbe  aus  drei,  an  Lyceen  und  kleineren 
ähnlichen  Lehranstalten  aus  zwei  Jahrgängen  bestehen.  Die 

21  * 
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Lehrgegenstände  wurden  in  drei  Classen  eingetheilt ;  in  solche, 
welche  ohne  Rücksicht  auf  ein  besonderes  Berufs  Studium 
für  alle  höheren  Wissenschaften  nothwendig  sind,  in  solche^ 
welche  in  näheier  Beziehung  zu  einem  Berufsstudium  stehen,  end- 
lich in  solche,  welche  einen  eigenen  von  den  übrigen  höheren 
Wissenschaften  unabhängigen  Beruf  für  sich  ausmachen. 

Zu  den  ersten  gehörten  ausser  der  Religionslehre  Phi- 
lo sophie,  reine  und  angewandte  Mathematik,  Physik, 
welche  als  Grundlage  für  das  weitere  gelehrte  Studium  in 
der  gemeinschaftlichen  Sprache  der  Gelehrten,  d.  i.  der  latei- 
nischen, vorgetragen  werden  mussten.  Hiezu  kamen  all- 
gemeine Weltgeschichte  und  griechische  Sprache, 
damit  das  im  Gymnasium  Erlernte  erhalten  würde.  Diese 
Gegenstände  füllten  die  zwei  ersten  philosophischen  Jahr- 
gänge. In  die  zweite  Kategorie  gehörten  und  zwar  im  dritten 
philosophischen  Jahrgange  das  höhere  Studium  lateinischer 
Classiker  und  Geschichte  Deutschlands  und  Oesterreichs  für 
künftige  Juristen,  höhere  classische  Studien,  Naturgeschichte 
für  Mediciner,  griechische  Philologie  für  ebendieselben  und  für 
Theologen.  Freie  Fächer  bildeten  höhere  Mathematik,  Astrono- 
mie, Baukunst,  Geschichte  der  Philosophie,  Aesthetik,  Numis- 
matik, Diplomatik,  Heraldik;  jedoch  sollten  diese  Fächer  voll- 
ständig nur  an  den  grossen  Universitäten  gelehrt  werden,  die 
kleineren  Anstalten  hatten  sich  auf  die  Obligatfächer  zu  be- 
schränken :  eine  verständige  Massnahme ,  da  gewiss  nicht  für 
alle  derartigen  Institute  die  nöthigen  Lehrkräfte  und  Lehr- 
mittel aufzubringen  waren. 

Damit  aber  den  Anforderungen,  welche  das  philoso- 
phische Studium  nach  diesem  Lehrplane  an  die  Studierenden 
stellte,  entsprochen  werden  könnte,  wurde  auch  der  Lehr- 
plan der  Gymnasien  (16.  August  1805)  einer  Reform  unter- 
zogen, für  welche  der  Entwurf  des  Piaristenordenspriesters, 
damaligen  Studiendirectors  Innocenz  Lang  nur  die  Grund- 
lage bildete,  die  jedoch  in  vielen  wesentlichen  Punkten  von 
demselben  abwich*). 

*)  Der  Lehrplan  von  1805  wortgetreu  im  Anhange;  im  Jahre  1808 
erschienen  sämmtliche  Verordnungen  und  Vorschriften  über  die  Verfassung 
und  Einriclituiig  der  Gymnasien  gesammelt. 
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Danach  sollte  es  weiterhin  Gymnasien  mit  fünf  Classen 
und  fünf  Lehrern  und  einem  Katecheten,  dann  Gymnasien 
mit  sechs  Classen  und  sechs  bis  sieben  Lehrern,  den  Kate- 
cheten eingeschlossen,  geben,  letzteres  jedoch  nur  an  Orten, 
wo  Lyceen  oder  Universitäten  bestanden.  Die  Eintheilung 
der  Classen  nach  der  Stufenfolge  der  Hauptlehrgegenstände 
blieb  hiebei  die  hergebrachte  in  die  drei  Grammaticalclassen, 
Principia,  Grammatica,  Syntaxis,  wozu  an  sechsclassigen  An- 
stalten die  sogenannte  Infima  oder  Parva  als  Vorbereitung 
für  das  Lateinstudium  kam ;  dann  in  die  zwei  Humanitäts- 
classen,  Poesis  und  Rhetorica,  mit  ihrem  hergebrachten  Regel- 
werk für  Bildung  des  dichterischen  und  rednerischen  Stiles. 
Aber  „damit  sich  die  Gymnasialschüler  ausser  diesen  auf 
Sprache  und  Stil  sich  beziehenden  Kenntnissen  auch  nütz- 
liche Sachkenntnisse  erwerben  könnten",  wurde  überdies 
der  Unterricht  in  der  Naturlehre  und  Naturgeschichte, 
in  der  Geographie  und  Weltgeschichte,  in  der  Ma- 
thematik, in  dem  Entwurf  „Sachgegenstände"  genannt, 
an  die  sich  in  der  letzten  Grammaticalclasse  und  in  den 
beiden  letzten  Humanitätsclassen  die  griechische  Spra- 
che als  eigenes  Lehrfach  anschloss,  für  alle  Schüler  ohne 
Ausnahme  obligatorisch  eingeführt.  Es  wurde  hierbei  aus- 
drücklich hervorgehoben,  dieser  Unterricht  sei  am  ganzen 
Gymnasium  durch  alle  Classen  so  systematisch  und  voll- 
ständig zu  ertheilen,  dass  er  ohne  Schaden  für  das  Haupt- 
studium doch  zusammengenommen  das  enthalte,  was  einem 
für  die  höheren  Stände  sich  bildenden  Jünglinge 
noth wendig  sei,  und  ohne  Voraussetzung  wissenschaft- 
licher Kenntnisse  begriffen  werden  könne. 

Um  aber  zu  erzielen,  dass  alle  diese  Lehrfächer  wirk- 
lich fruchtbringend  gelehrt  würden,  erging  die  Verordnung, 
„dass  jeder  Gegenstand  so  viel  als  möglich  einen  Lehrer  habe, 
der  ihn  als  seinen  eigenen  nicht  vernachlässigen  könne".  Dem- 
gemäss  wurde  der  Unterricht  in  den  auf  Sprache  und  Stil 
sich  beziehenden  Kenntnissen  drei  bis  vier  Classenlehrern 
übergeben,  jener  für  die  Fachkenntnisse  und  das  Griechische 
zwei  bis  drei  Fachlehrern  zugewiesen.  Auf  das  Griechi- 
sche wurde  eigener  Nachdruck  gelegt,    besonders  für  künf- 
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tige  Theologen,  „die  doch  einige  Vorkenntnisse  in  dieser 
Sprache  haben  sollten".  Und  in  Erinnerung  eingewurzelter 
Missbräuche  wurde  ausdrücklich  eingeschärft,  Latein  habe 
Niemand  zu  lehren,  als  die  Sprach-  und  humanistischen  Leh- 
rer, damit  die  Eintheilung  nach  Fächern  rein  bleibe,  und 
nicht  etwa  der  Lehrer  der  Geschichte  oder  der  Religion,  unter 
dem  Titel  einen  Classiker  oder  eine  lateinische  Chrestomathie 
zu  erklären,  seinen  Hauptgegenstand  vernachlässige.  Gleich- 
zeitig wurden  die  nöthigen  Einleitungen  getroffen,  um  die 
unentbehrlichsten  Lehrmittel  für  den  geographisch-historischen 
sowie  für  den  naturwissenschaftlichen  und  mathematischen 
Unterricht  beizusch äffen.  Für  einen  hinlänglichen  Nachwuchs 
praktisch  geschulter  Lehrer  weltlichen  Standes  aber  glaubte 
man  dadurch  zu  sorgen,  dass  man  an  den  Hauptgymnasien 
je  zwei  Adjunctenstellen  creirte  mit  dem  Gehalte  von  300  fl. 
jährlich,  mit  der  Verpflichtung  der  Supplierung  in  Krankheits- 
fällen der  Lehrer  oder  bei  allfälliger  Erledigung  einer  Lehr- 
kanzel bis  zu  deren  definitiver  Besetzung. 

Ueberblickt  man  den  neuen  Studienplan  für  die  philo- 
sophischen Curse  und  die  Gymnasien  in  seinem  Zusammen- 
hange, so  wird  man  gewiss  einräumen,  dass  im  Vergleich 
zu  dem  früheren  Systeme  ein  unleugbarer  Fortschritt  damit 
angebahnt  wurde.  Zwar  blieb  die  bisherige  Scheidung  des 
mittleren  Studiums  in  zwei  getrennte  Abtheilungen ;  aber 
wenigstens  wurde  ihre  naturgemässe  Zusammgehörigkeit  nicht 
ganz  verkannt,  sondern  eine  Weiter entwickelung  der  im  Gym- 
nasium gewonnenen  Bildungselemente  in  den  Lyceen  und 
philosophischen  Facultäten  angestrebt,  und  was  besonders  an- 
zuerkennen ist,  den  Forderungen  höherer  Geistescultur,  ab- 
gesehen von  blossen  Nützlichkeitsgründen,  ihr  Anrecht  zuge- 
standen. Auch  der  Gymnasial  -  Lehrplan  enthielt  manches 
Gute.  Allerdings  blieb  die  lateinische  Sprache  in  ihrer  bis- 
herigen bevorzugten  Stellung,  was  die  Instruction  für  den 
neuen  Lehrplan  zum  Schlüsse  auf  das  ernstlichste  mit  den 
Worten  betonte:  „Die  lateinische  Sprache  und  Theorie  des 
Stiles  als  Hauptstudium  solle  jeder  Gymnasialschüler  ganz 
und  vollkommen  erlernen,  so  dass  er  nicht  nur  einen  Grad 
von  Fertigkeit  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdrucke, 
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sondern  auch  die  nothwendigen  Begriffe  der  classischen  Phi- 
lologie sich  aneigne."  Aber  diese  Vorschrift  war  einerseits 
durch  die  Forderung  geboten,  dass  am  Lyceum  fast  alle  Ge- 
genstände in  lateinischer  Sprache  gelehrt  werden  sollten,  und 
andererseits  war  neben  dem  Latein  doch  auch  den  Realien 
und  der  griechischen  Sprache  mehr  Raum  und  Bedeutung  zu- 
gestanden worden,  als  bisher  je  an  den  österreichischen  Gym- 
nasien üblich  gewesen  war.  Ein  besonderer  Vorzug  endlich 
des  neuen  Planes  war  die,  wenn  auch  nur  theilweise  Ein- 
führung des  Fachlehrersystemes,  obgleich  die  Art,  wie  man 
taugliche  Lehrer  heranzuziehen  gedachte,  den  Mangel  eigener 
Fachseminarien  nicht  ersetzen  konnte. 

Aber  selbst  dieses  mit  so  grosser  Nachgiebigkeit  gegen 
bestehende  Einrichtungen  entworfene  Lehrsystem  sollte  von 
keiner  Dauer  sein. 

Während  Preussen  nach  der  furchtbaren  Katastrophe 
des  Jahres  1806  durch  Hebung  der  geistigen  Kräfte  der  Na- 
tion im  innigen  Anschluss  an  die  wissenschaftliche  Bewegung 
Deutschlands  jene  Stärkung  suchte  und  fand,  die  es  an  die 
Spitze  des  grossen  Befreiungskampfes  im  Jahre  1813  stellte, 
trat  in  Oesterreich  nach  der  zwar  unglücklichen,  aber  ruhm- 
vollen Erhebung  im  Jahre  1809  gerade  das  Gegentheil  ein. 
Seit  dem  Jahre  1806  von  Deutschland  losgelöst,  und  bald 
darauf  durch  traurige  politische  Verhältnisse  gegen  das  frü- 
here Gesammtvaterland  sogar  feindlich  gestellt,  zog  der  Kai- 
serstaat sich  immer  mehr  und  mehr  auf  sich  zurück  und 
bildete  allmälich  jenes  specifisch-österreichische  Wesen  aus, 
das  sich  besonders  in  einer  entschiedenen  Abneigung  gegen 
alles  Ausländische,  namentlich  das  Preussische  kundgab.  Man 
spürte  daher  auch  nicht  die  geringste  Neigung,  den  Bestre- 
bungen deutscher  Wissenschaft  nachzufolgen  oder  in  Unter- 
richtssachen sich  nach  deutschen,  etwa  gar  nach  preussischen 
Mustern  zu  richten.  So  kam  es,  dass  der  grossartige  Auf- 
schwung des  deutschen  Geistes  im  Anfange  unseres  Jahr- 
hunderts auf  den  Gang  der  Gultur  in  Oesterreich  zunächst 
fast  ohne  Einfluss  blieb,  und  sich  auf  dem  Gebiete  des  Un- 
terrichtes daselbst  vielmehr  ein  engherzig  einheimischer,  um 


nicht  zu  sagen  traditionell  beschränkter  Gesichtskreis  geltend 
machte. 

Hiezu  kam  noch  seit  den  bekannten  Carlsbader  Be- 
schlüssen vom  Jahre  1819  die  Rückwirkung  einer  allgemeinen 
politischen  Reaction,  die  gerade  damals  jede  freie  Bewegung 
in  Lehre  und  Unterricht  mit  dem  Verdachte  revolutionärer 
Tendenzen  brandmarkte. 

Aus  diesen  Umständen  lässt  sich  der  Gang,  den  das 
österreichische  Unterrichtswesen  seit  dem  zweiten  Jahrzehend 
unseres  Jahrhunderts  bis  zum  Jahre  1848  verfolgte,  nur  zu 
leicht  erklären. 

Schon  im  Jahre  1815  wurde  in  einem  Erlasse  an  dieGym- 
nasialpräfecten  und  Directoren  des  Gymnasialstudiums  die  Frage 
angeregt:  „ob  nach  den  Grundsätzen  einer  richtigen  Pädagogik 
der  Unterricht  mehr  befördert  werde,  wenn  die  Lehrer  nach 
den  Materien  oder  wenn  sie  nach  Classen  eingetheilt  werden, 
folglich  welche  dieser  beiden  Eintheilungen  vorzuziehen  sei." 
Nach  drei  Jahren  erfloss,  wahrscheinlich  in  Folge  des  einge- 
laufenen Gutachtens,  die  Entscheidung.  Es  wurde  nämlich  im 
Jahre  1818  der  Gleichförmigkeit  wegen  an  allen  Gymnasien 
die  vierte  Grammaticalclasse  errichtet,  so  dass  es  von  nun  an 
nur  sechsclassige  Gymnasien  gab;  zugleich  aber  wurden  die 
Fachlehrer  beseitigt  und  verordnet,  dass  jedeClasse  nur  einen 
Lehrer  haben  sollte,  der  den  Unterricht  sowohl  aus  den 
Haupt-  als  auch  aus  den  Nebengegenständen,  die  Religions- 
lehre ausgenommen,  zu  ertheilen  und  mit  seinen  Schülern 
durch  die  vier  Grammaticalclassen  oder  die  zwei  Humanitäts- 
classen  aufzusteigen  habe. 

Hiemit  ging  auch  eine  totale  Aenderung  des  Gymnasial- 
lehrplanes Hand  in  Hand.  Mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  10.  Juli  und  20.  September  1819  wurde  angeordnet,  dass 
der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  und  Naturlehre  gänz- 
lich, in  der  Buchstabenrechnung  oder  Algebra  in  den  Gramma- 
ticalclassen aufzuhören  habe.  Anstatt  der  letzteren  seien  die 
Grammaticalschüler  in  der  gemeinen  Arithmetik  zu  unter- 
richten, zu  üben  und  weiter  zu  führen.  Die  Algebra  sei  in 
den  Humanitätsclassen  in  derselben  Sprache  vorzutragen,  in 
welcher  sie  in  der  Philosophie  gelehrt  werde.  Ferner  wurden 
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bezüglich  der  Geschichte  und  Geographie  einige  Aenderun- 
gen  vorgenommen  und  bestimmt,  dass  der  Unterricht  in  der 
griechischen  Sprache  auf  zwei  Jahre  zu  vertheilen  sei  und  in 
der  dritten  Grammaticalclasse  anzufangen  habe  *). 

Gleichzeitig  mit  dem  neuen  Gymnasiallehrplan  er- 
schien das  amtliche  Verzeichniss  der  für  die  einzelnen 
Lehrgegenstände  vorgeschriebenen  Lehrbücher,  an  die 
sich  die  Lehrer  genau  zu  halten ,  und  sollten  sie  Ab- 
weichungen davon  für  unbedingt  nothwendig  erachten,  die- 
selben früher  durch  den  Präfecten  schriftlich  an  die  Behör- 
den einzusenden  hätten.  Nicht  minder  gleichförmig  und 
ängstlich  abgemessen  waren  die  Vorschriften  für  die  Durch- 
führung einer  möglichst  gleichmässigen  Lehrmethode  und 
strenge  Handhabung  der  Disciplin.  Auch  das  Prüfungswesen 
wurde  bis  ins  einzelste  geregelt  und  einer  genauen  Controle 
durch  die  Präfecten  unterworfen.  Kurz,  die  freie  Selbstthä- 
tigkeit  der  einzelnen  Lehrer  wurde  in  möglichst  enge  Grenzen 
eingeschlossen,  und  an  die  Stelle  eines  lebendigen  Organis- 
mus trat  ein  todtes,  mechanisches  Schema. 

So  war  man  denn  nach  wiederholten  Reformen  der 
Reformen  auf  dem  Gebiete  des  mittleren  Unterrichtes  in 
Oesterreich  wieder  bei  jenem  Punkte  angelangt,  von  dem 
man  vor  einem  halben  Jahrhundert  ausgegangen  war:  bei 
dem  durch  die  Piaristen  in  etwas  modificirten,  in  der  Haupt- 
sache aber  altererbten  Lehrsysteme  der  Jesuiten.  Dieselben 
Ursachen,  welche  den  ersten  Versuch  zu  einer  gründlichen 
Verbesserung  des  Gymnasialwesens  unter  der  grossen  Kai- 
serin Maria  Theresia  hatten  scheitern  machen,  vereitelten 
mehr  oder  minder  vorwiegend  auch  jeden  folgenden  Versuch. 
Aber  wenn  man  für  die  Zeiten  Maria  Theresia's  doch  die 
Entschuldigung  hatte,  dass  damals  weder  das  deutsche  noch 
überhaupt  das  europäische  Unterrichtswesen,  besonders  in 
den  katholischen  Staaten,  sich  auf  einer  solchen  Höhe  der 
Entwickelung  befand,  die  unmittelbar  zu  Vergleichung  und 
Nacheiferung  aufforderte,  so  hatte  man  diese  Entschuldigung 
um  die  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  nicht  mehr. 


*)  Der  ausführliche  Lehrplan  im  Anhange. 
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Frankreich  hatte  seit  dem  grossen  Imperator  sein  Un- 
terrichtswesen auf  gänzh'ch  neuen  Grundlagen  aufgebaut; 
Preiissen  hatte  sich  durch  weise  Schul einrichtungen  und 
grossmüthige  Beförderung  der  Wissenschaften  solchen  Ruhm 
erworben,  dass  es  in  dieser  Beziehung  für  die  übrigen  Staaten 
beinahe  als  Muster  galt;  selbst  llussland  hatte  anerkennens- 
werthe  Anstrengungen  gemacht,  um  sich  nach  und  nach  den 
übrigen  Culturstaaten  Europa's  gleichzustellen.  Nur  Oester- 
reich  blieb  dieser  rastlosen  Bewegung  der  Geister,  wenig- 
stens äusserlich,  fremd,  und  seine  Studieneinrichtungen  waren 
mehr  aus  unförmlichen  Bautrümmern  des  Mittelalters  zusam- 
mengefügt, als  im  Geiste  der  Neuzeit  harmonisch  aufgebaut. 
Die  Modificationen  welche  in  diesem  Lehrplane  vor- 
genommen wurden,  sind  unbedeutend  zu  nennen ;  sie  beziehen 
sich  auf  das  Latein  und  den  Stil  und  auf  die  griechische 
Sprache,  ferner  auf  die  römischen  Alterthümer.  Im  Jahre 
1 822  wurde  angeordnet  die  letztern  in  der  Grammaticalclasse 
vorzutragen  (Studienhofcommissionsdecret  vom  6.  April); 
die  Instruction  hebt  hervor,  dass  die  römischen  Alterthümer 
ein  wesentliches  Hilfsmittel  zur  gründlichen  Kenntnis  der 
lateinischen  Sprache  und  Literatur  seien  und  machte  es  den 
Lehrern  zur  Pflicht,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  eigenthüm- 
lichen  lateinischen  Ausdrücke,  Redensarten  und  Formeln  den 
Schülern  klar  werden,  um  sie  durch  ein  fleissiges  Memorieren  der- 
selben für  das  gründliche  Verständnis  der  Classiker  und  der  alten 
Geschichte  und  Geographie  vorzubereiten.  Eine  Erweiterung 
der  lateinischen  Lectionen  bezweckte  man  durch  Herausgabe 
eines  zweiten  Bandes  der  Chrestomathie;  ein  „Anhang  von  deut- 
schen Gedichten^^  krönte  das  Werk,  damit  die  Schüler  mit 
den  allgemeinsten  deutschen  Versarten  bekannt  gemacht 
würden*).  Auch  die  griechische  Chrestomatie  hatte  sich  einer 
Bereicherung  durch  einen  zweiten  Band  zu  erfreuen.  Man  wird 
gestehen,  dass,  die  Vertreff lichkeit  des  1819  adoptierten  Stu- 
dienplanes zugegeben,  eine  Stagnation  in  der  Legislation  ein- 
getreten war,  die  nur  in  wenigen  Ländern  ihres  Gleichen  hatte. 


*)  Der  vollständige  Titel:  Chrestomathiae  latinae  pars  posterior  ad 
uaum  studiosae  juventutis  IV.  Grammaticae  classis. 
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Aber  wenn  auch  die  Regierung  anscheinend  jede  Neue- 
rung in  Sachen  des  Unterrichtes  als  beinahe  staatsgefähr- 
lich zurückwies,  so  vermochte  sie  doch  nicht  auf  die  Dauer 
der  geistigen  Strömung  zu  widerstehen,  die  eine  Reorganisa- 
tion der  öffentlichen  Lehranstalten  nach  den  Forderungen 
des  Jahrhunderts  täglich  dringender  begehrte.  Gar  manche 
wackere  Lehrer  fühlten  das  Beengende  und  Demüthigende 
des  herrschenden  Schulsystemcs,  das  sie  zwang,  gegen  ihre 
bessere  Ueberzeugung  nach  veralteten,  gänzlich  unbrauch- 
baren Büchern  zu  lehren,  die  theilweise  geradezu  ein  Hohn 
auf  die  überall  sich  geltend  machenden  Fortschritte  der 
Wissenschaft  waren*}. 

Die  philosophischen  Jahrgänge  blieben  von  diesen  ein- 
schneidenden Aenderungen  des  Gymnasiallehrplanes  nicht 
unberührt.  Schon  im  Jahre  1812  wurde  von  der  Studien- 
hofcommission  die  Klage  erhoben,  dass  seit  Einführung  des 
neuen  Studienplanes  die  Kataloge  der  philosophischen  Curse 
nicht  mehr  so  viel  Vorzugsclassen  aufwiesen  wie  vordem, 
„es  komme  dies  theils  von  den  sehr  ungleichen  Vorträgen  der 
Professoren,  die  auch  an  die  jungen  Studierenden  zu  hohe 
Anforderungen  stellten,  theils  von  der  zu  grossen  Verschie- 
denheit der  einzelnen  Lehranstalten,  von  denen  einzelne  nur 
sehr  mangelhaft  mit  Lehrkräften  und  Lehrmitteln  ausge- 
stattet seien,  wesshalb  denn  trotz  der  hohen  Kosten  doch 
nur  ein  oberflächliches  Wissen  erzielt  werden  könne". 

Bei  Erlass  der  neuen  Normen  für  Gymnasien  bean- 
tragte die  Studienhofcommission  die  Beschränkung  der  phi- 
losophischen Studien,  aber  erst  am  28.  September  1824  erhielt 
der    neue,    von    dem    Referenten    Powondra   ausgearbeitete 


*)  Man  braucht  nur  einen  Blick  zu  thun  in  die  bis  zum  Jahre  1848 
vorgeschriebene  Gramraaticae  latinae  pars  altera,  in  die  Institutio  ad  elo- 
quentiam  mit  ihrer»  theilweise  barbarischen  Latein,  in  die  Brevis  gramma- 
tica  graeca  ohne  Accente,  in  die  ganz  unbrauchbaren  Elementa  arithmeticae 
singularis  et  universalis,  in  den  Atlas  orbis  antiqui  mit  den  regen  wurm- 
artigen Gebirgszügen  u.  s.  w.,  um  zu  begreifen,  wie  schwer  es  einem  ein- 
sichtsvollen, mit  den  gangbaren  Hülfsmitteln  für  den  Gymnasialunterricht 
nur  einigermassen  vertrauten  Lehrer  fallen  musste,  sich  an  solche  Lehr- 
mittel genau  zu  halten. 
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Lelirplan  die  Genehmigung.  Der  obligate  Lehrcurs  umfasste 
hiernach  zwei  Jahre,  in  denen  Religionslehre,  Philosophie, 
Mathematik,  Physik,  lateinische  Philologie  vorgetragen  wer- 
den sollte.  Den  Schülern  des  ersten  Jahrganges  wurde  Na- 
turgeschichte, jenen  des  zweiten  Weltgeschichte  als  freies 
Lehrfach  empfohlen;  bei  letzterer  wurde  hervorgehoben:  „es 
sei  nicht  consequent,  dieselbe  den  unbedingt  uoth wendigen 
Fächern  beizuzählen,  weil  das  Unentbehrlichste  von  ge- 
schichtlicher Kenntnis  schon  im  Gymnasium,  die  weitere  Aus- 
bildung aber  ebenfalls  auch  durch  Leetüre  erworben  werden 
könne;  es  liege  ferner  kein  Grund  vor  die  österreichische 
Staatengeschichte  als  Obligatstudium  zu  lehren,  da  seit  den 
20  Jahren  als  dies  Lehrfach  eingeführt  ist,  noch  keiner  der 
österreichischen  Professoren  ein  Lehrbuch  hierüber  geschrie- 
ben hat."  Der  Unterricht  in  der  Philosophie  habe  nebst 
einer  Uebersicht  empirischer  Psychologie  und  Logik,  Natur- 
philosophie und  Moralphilosophie  zu  umfassen.  Eine  Funda- 
mentalphilosophie, dann  eine  Religionsphilosophie  als  eigene 
Theile  des  philosophischen  Lehrsystems  aufzustellen,  wurde 
ausdrücklich  verboten;  die  ganze  Theorie  der  Offenbarung 
sei  zu  übergehen.  „Die  Lehrer  haben  sich  den  Zweck  dieses 
Studiums  vor  Augen  zu  halten",  hiess  es  in  einem  Hofdecrete 
vom  24.  April  1830,  „welcher  darin  besteht,  dass  die  der 
Philosophie  Beflissenen  zur  Anerkennung  geführt  werden, 
wie  im  Schwanken  der  menschlichen  Vernunft  der  sicherste 
Erweis  liege ,  dass  die  Menschheit  des  Positiven  sowol  im 
Religiösen  als  auch  im  Politischen  nicht  entbehren  kann". 
Der  Unterricht  in  der  lateinischen  Philologie  erhielt  die  Auf- 
gabe, zur  Befestigung  der  aus  den  Gymnasien  mitgebrachten 
Kenntnisse  zu  dienen.  Auch  hier  wurde  eine  Chrestomathie  vor- 
geschrieben, welche  auch  Lesestücke  philosophischen  Inhalts 
enthielt  und  zwar  nach  „Ordnung  des  Lehrsystems  der  Phi- 
losophie". Die  freien  Lehrfächer  erfreuten  sich  eben  nicht 
grossen  Zuspruches,  es  waren  meist  Convictisten,  Stipendi- 
sten und  von  der  Zahlung  des  Schulgeldes  befreite,  welche 
sich  bei  diesen  Vorlesungen  einfanden,  weil  für  diese  die 
„freien  Fächer"  obligat  waren;  die  Ueberbürdung  der  philo- 
sophischen   Jahrgänge    mit    Mathematik    und    Physik,    für 
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welche  die  Schüler  aus  den  Gymnasien  nur  eine  äusserst 
spärliche  Vorbildung  mitbrachten,  bildete  für  die  meisten 
eine  Klippe  der  weitern  Studien,  da  nur  ein  verhältnissmässig 
geringer  Theil  „durchkam".  Der  riesige  Stoff  konnte  von 
den  Lehrern  kaum  bewältigt,  von  den  Hörern  nicht  assimi- 
liert werden.  Man  lernte,  weil  man  musste,  eine  dauernde 
Frucht  warf  das  Studium  nur  für  wenige  ab. 

Es  fehlte  nicht  an  Klagen,  welche  die  Mängel  und  Ge- 
brechen scharf  beleuchteten.  Eine  Abhilfe  wurde  nicht  erzielt, 
trotzdem  Männer  wie  Baumgartner,  Ettingshausen  u.  a.  eine 
Aenderung  dringend  befürworteten.  Selbst  als  im  Jahr  1837 
der  damalige  Director  der  philosophischen  Studien  Hallaschka 
Rückkehr  zu  dem  1824  aufgegebenen  System  beantragte, 
und  der  Referent  der  theologischen  Studien  Josef  Pletz  sich 
demselben  anschloss ,  gieng  die  Studienhofcommission  nur 
zögernd  auf  wiederholte  Vorschläge  zu  dessen  Reorganisation 
ein.  Doch  erstattete  sie  einen  allerunterthänigsten  Vortrag 
über  Revision  und  Modification  des  nunmehr  als  untauglich 
erkannten  Lehrplanes  von  1824  für  die  philosophischen  Curse, 
worauf  am  13.  März  1838  die  Allerhöchste  Entschliessung 
dahin  erfolgte,  die  Verbesserung  der  philosophischen  Studien 
sei  mit  jenen  der  Gymnasien  in  Verbindung  zu  bringen. 

Nun  wurden  die  sämmtlichen  Studiendirectorate  aufge- 
fordert, „die  Hauptpuncte  in  Antrag  zu  bringen,  welche  bei 
einer  vorhabenden  Verbesserung  der  gegenwärtigen  Gymna- 
sialeinrichtung zur  Grundlage  und  möglichen  Rücksicht  die- 
nen könnten". 

Die  Verurtheilung  des  herrschenden  Lehrsystems  war 
eine  einstimmige  von  Seite  der  Länderstellen.  Es  sei  nicht 
zu  rechtfertigen,  dass  deutsche  Sprache,  Naturgeschichte 
Naturlehre  und  Geometrie  nicht  Lehrgegenstände  des  Gym- 
nasiums seien;  der  Unterricht  in  der  Geographie  und  Ge- 
schichte sei  verkehrt,  jener  der  lateinischen  und  griechischen 
Sprache  zweckwidrig,  die  Vertheilung  des  mathematischen 
Lehrstoffes  verfehlt.  Es  sei  widersinnig,  dass  das  Lateinische 
als  Unterrichtssprache  für  das  Griechische  diene;  das  bestehende 


*)  Vergl.  Kink  Geschichte  der  Universität  zu  Wien.  I.  S.  bOQ. 


334 

Lehrsystem  belaste  das  Gedächtnis.  Erst  im  Jahre  1841 
erstattete  die  Studienhofcommission  den  Bericht  über  die  ein- 
gehiufenen  Voten  und  beantragte  die  Einsetzung  einer  Com- 
mission  zur  Berathung  über  eine  etwaige  Reorganisation  der 
Gymnasien  und  philosophischen  Studien*)« 

Mancherlei  Pläne  wurden  vorgelegt;  das  bedeutendste 
Elaborat  rührt  von  einem  Anonymus  her,  der  einen  Aufsatz: 
„Bemerkungen  über  die  Einrichtung  der  Gymnasien  in  den 
österreichischen  Staaten"  ,  dem  Kaiser  direct  überreichte ; 
ein  Cabinetsschreiben  vom  1.  Februar  1840  an  die  Studien 
hofcommission  verfügte  die  Prüfung  desselben. 

Der  Verfasser  tadelte  es,  dass  mehrere  Lehr  gegenstände 
im  Schulplan  fehlten,  wie  Naturgeschichte,  Anfangsgründe  der 
Naturlehre,  physikalische  und  astronomische  Geographie,  Geo- 
metrie, Uebungen  des  deutschen  Stils,  dass  manche  in  dem 
Lehrplane  aufgenommene  Gegenstände  sehr  dürftig  und  nicht 
in  der  gehörigen  Ausdehnung  behandelt  wurden.  Was  nun 
im  Allgemeinen  die  Behandlung  der  Gegenstände  betreffe, 
so  bestehe  nach  der  gegenwärtigen  Einrichtung  der  Lehrbü- 
cher die  Eigenheit,  die  meisten  Gegenstände  nach  einigen 
Jahren  bis  in  ihre  Elemente  zu  wiederholen;  so  z.  B.  in  der 
Religionslehre  sei  das  Lehrbuch  in  der  3.  und  4.  Classe  bloss 
eine  kleine  Erweiterung  des  Leitfadens  für  die  zwei  unteren 
Classen,  in  der  lateinischen  Sprache  sei  für  die  untere  Classe 
eine  deutsche,  für  die  oberen  Classen  eine  lateinisch  abge- 
fasste  Grammatik  vorgeschrieben ,  welche  letztere  den  Inhalt 
der  ersteren  mit  einigen  Erweiterungen  wiederhole.  In  der 
Arithmetik  würden  die  einfachsten  Elemente,  welche  in  jeder 
Trivialschule  gelehrt  werden,  wieder  so  vorgenommen,  dass 
sie  den  Lehrgegenstand  des  ganzen  ersten  Jahres  ausmachen, 
ja  in  der  5.  Classe  kämen  dieselben  noch  einmal,  nur  la- 
teinisch vorgetragen  vor.  Die  Geschichte ,  welche  nach 
Staaten  behandelt  werde,  mache  schwerfällige  und  zum 
Theil  oft  unthunliche.Wiederholungen  unvermeidlich ;  die  My- 
thologie werde  im  Lehrbuch  der  Alterthümer,  dann  wieder  als 


*)  Vergl,  die  Schrift:  Die  Gymnasien  Oesterreieh»  nnd  die  Jesiüten. 
Leipzig  1859.  S.  17  AF. 
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Anhang  zur  Institutio  ad  eloquentiam,  beidemale  aber  dürftig 
behandelt.   Diese  Wiederholungen    seien  so   sonderbar,  dass 
es  scheinen  möchte,  man  habe  vielmehr  Materialien  zu  einer 
Organisation  vorbereiten,  als  die  Studien  wirklich  organisieren 
wollen.     Was  das  Studium  des  Latein  anbelange,    so  werde 
auf  diesen  Zweig  des  Unterrichtes   die   Hälfte   der   Stunden 
verwendet,  Classenlehrer  seien  zum  Theil  statt  der  Fachlehrer 
eingeführt  worden ,    damit  von  der   für  die   übrigen  Gegen- 
stände erübrigten  Zeit  einige  fiir  das  Hauptfach  könnten  ge- 
wonnen werden,  und  doch  sei  es  eine  allgemeine  Klage,  dass 
die   meisten   Schüler,   welche   nach   sechs    Jahren   aus    dem 
Gymnasium  treten,  keinen  Aufsatz  ohne  Fehler  machen,  dann 
als  Hörer  der  Philosophie  die  Sprache  meist  vergessen,  dass 
sie  in  den  höheren  Facultätsstudien,  namentlich  in  der  Theo- 
logie ,  bei  den  lateinisch  zu  behandelnden  Gegenständen  mit 
grossen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben,  dass  die  ins  bür- 
gerliche Leben    übergetretenen    nach   kurzer   Zeit  den   ein- 
fachsten lateinischen  Schriftsteller  nicht  verstehen,    dass  die 
Fertigkeit,  es  rein  zu  sprechen,  sogar  bei  den  Lehrern  der  ge- 
lehrten Schulen   ganz  zu  verschwinden  drohe.     Die    gegen- 
wärtige Behandlung  des  Latein   sei   derart,   dass    man   ohne 
Uebertreibung  sagen  könne,  sie  ziehe  die  Schüler   vielmehr 
vom  Latein  ab.     Die  Sprachlehren  enthalten   ein   mühsames 
Sparrenwerk  von  Erklärungen  und  Regeln,  diese  seien  theils 
durch  ihre  abstracte  Form  unverständlich,  theils  unbestimmt 
abgefasst,  sogar  hin  und  wieder  unrichtig.      Auch   die    Be- 
handlung der   classischen   Autoren  sei   nicht    zweckentspre- 
chend,   die   Uebersetzung  werde   dictiert,    damit  der  Knabe 
ja    nicht    von    ihr    abweiche ,    man    könne    daher    Schüler 
sehen ,    welche    die    Uebersetzung  auswendig   lernen ,    ohne 
das  Latein  auch  nur  einzusehen;    die  schriftlichen  Ausarbei- 
tungen seien  ebenfalls  nicht  genügend.     In   ähnlicher  Weise 
beurtheilte  der  anonyme  Verfasser  die  Methoden   der  andern 
Lehrgegenstände   in   den   Gymnasien   und    seine    Bemerkun- 
gen zeigen  überall  richtige  Einsicht  und  meist  einen   schar- 
fen Blick.     Seine  Vorschläge  erstreckten  sich  auch  über  die 
Art,  wie    zweckmässige   Schul-,  Hilfs-   und  Lesebücher   zu 
erhalten  seien ;    schliesslich  legte  er  einen  Plan  über  die  Ver- 
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theilung  der  Lelirgegenstände  in  den  verschiedenen  Jahren 
des  Gymnasial-Unterrichtes  vor,  der  manches  beachtenswerthe 
enthält  *). 

Die  Bemerkungen  des  Anonymus  und  sein  Lehrplan 
wurden  einzelnen  Schulmännern  der  Monarchie  zur  Beurtheilung 
übergeben.  Die  eingelaufenen  Gutachten  stimmten  dem  Unge- 
nannten bezüglich  der  Kritik  der  bestehenden  Einrichtungen 
bei,  nur  bei  den  beantragten  Vorschlägen,  wie  der  Stagna- 
tion abzuhelfen  sei,   traten   divergierende   Ansichten  hervor. 

Durch  Allerhöchste  Entschliessung  vom  10.  April  1841 
wurde  zur  Entwerfung  der  Vorschläge  für  die  Verbesserung 
der  Gymnasialstudien  die  Zusammensetzung  einer  Commis- 
sion  angeordnet,  welche  aus  den  Referenten  für  die  Gymna- 
sien, für  die  Volksschulen  und  endlich  jenem  für  die  philo- 
sophischen Studien  bestehen  sollte.  Das  Referat  führte  in 
Erkrankung  des  Regierungsrathes  Ruthenstock,  damaligen 
Gymnasialstudien  -  Referenten,  der  ßenedictiner  Ordensprie- 
ster des  Stiftes  Raigern  in  Mähren  Dr.  Benedict  Richter, 
der  sich  bereits  durch  eine  ziemlich  ausführliche  Arbeit  über 
die  Bemerkungen  des  Ungenannten  bekannt  gemacht  hatte, 
und  dessen  Operat  bei  den  Berathungen  zu  Grunde  ge- 
legt wurde.  Die  Comraission  sollte  sich  vorzüglich  damit 
beschäftigen,  zu  untersuchen,  „welchen  Zweck  die  Gymnasien 
für  sich  und  in  Verbindung  mit  den  Schulen  haben,  aus  wel- 
chen der  Eintritt  in  die  Gymnasien  und  der  Uebertritt  aus 
denselben  erfolge.  Es  sei  daher  dasjenige ,  was  durch  die 
Gymnasien  erreicht  werden  soll,  gründlich  und  bestimmt 
aufzufassen ,  an  allen  Abtheilungen  des  damals  bestehenden 
Obergymnasiums  in  den  Hauptumrissen  und  mit  Beseitigung 
eines  jeden  Details  das  Fehlerhafte  derselben  gründlich  nach- 
zuweisen und  die  nöthigen  Verbesserungen  in  Vorschlag  zu 
bringen". 

Die  Commlsslon  entledigte  sich  im  Jahre  1842  der  ihr 
gestellten  Aufgabe  in  folgender  Weise:  Sie  stellte  zuerst  das 
Ziel  und  den   Zweck  der  Gymnasien  fest.     Das  Gymnasium 


*)Der  Lehrplan  im  Anhange.     Vergl.  die  Schrift:    die    österreichi- 
gehen  Gymnasien  und  die  Jesuiten.  Leipzig-  1859. 
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sei  eine  Abtheilung  von  Schulen,  in  welchen  durch  eine  all- 
seitige und  harmonische  Entwicklung  aller  Seelenkräfte  des 
Zöglings  der  unmittelbare  Grund  zu  den  Universitätsstudien 
mit  Berücksichtigung  des  praktischen  Lebens  gelegt  werde. 
Es  unterscheide  sich  von  den  Elementarschulen,  indem  in 
diesen  zwar  der  Grund  zur  Bildung  überhaupt,  aber  nicht 
der  unmittelbare  Grund  zur  wissenschaftlichen  Ausbildung 
gelegt  werde;  von  den  Real-  und  technischen  Schulen,  in 
denen  vorzüglich  materielle  Ausbildung  bezweckt  werde,  und 
von  den  Facultätsstudien,  zu  denen  es  sich  wie  der  unmit- 
telbare Grund  zum  wissenschaftlichen  Gebäude  selbst  ver- 
halte. Es  bestehe  demnach  der  Zweck  des  Gymnasiums  nicht 
darin,  eine  vollendete  wissenschaftliche  Ausbildung,  sondern 
nur  eine  zu  den  Facultätsstudien  angemessene  Vorbildung 
mit  gleichzeitiger  Entwicklung  des  religiös-moralischen  Cha- 
rakters zu  geben.  Die  Commission  tadelte  in  der  bisherigen 
Einrichtung  der  österreichischen  Gymnasialstudien,  dass  keine 
Vorsorge  getroffen  sei  zur  Erlernung  der  deutschen  und  in 
Italien  der  italienischen  Sprache,  ebenso  wenig  zur  Einübung 
in  schriftlichen  Aufsätzen,  die  man  im  Leben  brauche.  Es 
fehle  ferner  der  Stoff,  um  mit  den  Gegenständen  der  Natur 
genau  bekannt  zu  werden,  wozu  die  Zeit  vorzüglich  auffor- 
dere, und  endlich  sei  die  Geometrie,  welche  den  Verstand 
am  meisten  schärfte,  aus  dem  Kreis  der  Gymnasiallehrfächer 
ganz  ausgeschlossen.  Es  sei  ferner  die  Anordnung  und 
Vertheilung  des  Lehrstoffes  verkehrt,  z.  B.  in  der  Geschichte 
und  im  Latein  die  Methode  nicht  richtig,  indem  dabei  mehr 
auf  materielle  als  formelle  Bildung  hingearbeitet  werde.  Man 
lerne  die  Gegenstände  in  einer  Sprache,  welcher  man  noch  nicht 
mächtig  sei,  nämlich  der  lateinischen.  Die  Schulbücher  seien 
theils  planlos,  wie  die  Religionsbücher,  theils  unzweckmässig, 
wie  die  lateinische  und  griechische  Sprachlehre,  theils  veraltet, 
wie  die  deutsche  Mustersammlung,  worin  aus  neuen  deutschen 
Autoren  nichts  vorkomme,  theils  mangelhaft,  wie  das  Lehr- 
buch der  Alterthumskunde  und  die  institutio  ad  eloquentiam, 
worin  die  Theorie  der  neuern  Dichtungsarten  ganz  fehle, 
theils  unrichtig,  wie  die  geographischen  Lehrbücher,  welche 
falsche  statistische   Angaben   enthalten,  theils  weitschichtig, 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  22 
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wie  die  histoiischen ,  und  ganz  unwissenschaftlich ,  wie  die 
mathematischen.  Auch  stehen  sie  nicht  in  Verbindung  und 
im  Einklang  mit  den  philosophischen  und  Elementarbüchern, 
ja  nicht  einmal  unter  sich.  Es  sei  keine  genügende  Vor- 
kehrung getroffen,  um  sämmtliche  Lehrerstellen  an  Gymna- 
sien mit  tüchtigen  Lehrern  zu  besetzen.  Die  Lehramts-Can- 
didaten  hätten  die  Gelegenheit  nicht,  sich  die  erforderlichen 
Kenntnisse  im  classischen  Studium  zu  erwerben  und  ande- 
rerseits sich  die  nothwendige  Methode  anzueignen. 

Das  Comite  schlug  demnach  vor,  dass  in  den  Lehrplan 
aufgenommen  werden  sollte:  Die  deutsche  und  in  Italien 
die  italienische  Sprache  mit  schriftlichen  Aufsätzen,  die  Na- 
turgeschichte und  Naturlehre  und  die  Geometrie ;  ferner  wür- 
den die  Gymnasien  eine  grosse  Brauchbarkeit  erlangen,  wenn 
auch  lebende  Sprachen,  Zeichnen,  Gesang,  Musik,  vorzüglich 
Singen,  dort  wo  die  Mittel  dazu  vorhanden  sind,  allen  Schü- 
lern gelehrt  würden.  Ausserdem  müsse  der  Unterricht  in  der 
Landessprache,  wenn  diese  eine  andere  als  die  deutsche  oder 
italienische  sei,  ertheilt  und  nach  Möglichkeit  solle  auch 
dafür  gesorgt  werden,  dass  in  den  deutschen  Provinzen  die 
slavische  und  italienische  und  in  Italien  die  deutsche  Sprache 
gelehrt  werde.  Der  Lehrstoff  sei  der  Art  zu  vertheilen,  dass 
die  Gymnasien  in  einen  höhern  und  niedern  Curs  zerfallen, 
wovon  jeder  wieder  drei  Jahre  in  sich  fassen  soll;  auf  diese 
Weise  stelle  sich  ein  Ober-  und  Untergymnasium  heraus. 

Die  Lehr  gegen  stände  am  Untergymnasium  wären:  Die 
Religionslehre,  die  lateinische  Sprache,  Alterthumskunde, 
deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte^  Naturgeschichte 
und  Arithmetik ;  am  Obergymnasium :  Religionslehre,  Institutio 
ad  eloquentiam,  griechische  Sprache,  deutsche  Sprache ,  Ge- 
schichte und  Geographie,  Naturlehre,  Algebra  und  Geometrie. 
Die  Zahl  der  wöchentlichen  Lehrstunden  solle  in  jeder  Classe 
nur  20  betragen. 

Was  den  Umfang  eines  jeden  Lehrgegenstandes  betrifft, 
so  hatte  sich  die  Commission  ebenfalls  damit  beschäftigt.  So 
hiess  es  z.  B.,  ,,dass  die  lateinische  Sprache  in  der  ersten 
und  zweiten  Grammaticalclasse  nach  einer  Elementar-,  in  der 
dritten  Grammaticalclasse  aber  nach  einer  den  Geist  der  Sprache 
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berücksiclitigenclen  Grammatik  gelehrt  werden  sollte";  der 
Grund  dazu  liege  in  der  mindern  und  stärkern  Empfänglich- 
keit der  Schüler.  Zur  leichtern  Erlernung  der  Vocabeln 
wird  ein  orbis  pictus  vorgeschlagen.  Der  geschichtliche  Lehr- 
stoff sollte  folgendermassen  vertheilt  werden:  1.  Classe  Vor- 
begriffe,  2.  Classe  alte  Geschichte,  3.  Classe  Geschichte  des 
österreichischen  Kaiserstaates  nebst  einer  kurzen  Geschichte 
der  Provinz,  in  welcher  das  Gymnasium  sich  befindet ;  Ober- 
gymnasium: 1.  Classe  von  der  Völkerwanderung  bis  zu  den 
Kreuzzügen,  2.  Classe  bis  zum  westphälischen  Frieden, 
endlich  in  der  3.  Classe  bis  auf  die  neueste  Zeit  u.  z.  synchro- 
nistisch, um  unnütze  Wiederholungen  zu  vermeiden.  Sowohl 
am  Unter-  als  auch  am  Obergymnasium  sollten  Classenlehrer 
bleiben,  nur  die  Mathematik,  als  Arithmetik,  Algebra  und 
Geometrie,  und  die  Naturwissenschaften  sollten  einem  eigenen 
Lehrer,  der  aber  durch  alle  Classen  des  Gymnasiums  gehe, 
zugewiesen  werden.  Um  gute  Lehrer  und  Lehrbücher  zu 
erhalten,  machte  das  Comite  ebenfalls  seine  Vorschläge. 

Die  Studienhofcommission  übergab  das  1842  beendigte 
Elaborat  des  Comites  am  3L  Juli  1842  der  kaiserlichen  Be- 
stätigung. Das  Gutachten  derselben  lautete  nicht  in  allen 
Puncten  zustimmend.  Zwar  erklärte  man  sich  mit  dem  dem 
Gymnasium  zugewiesenen  Ziel  einverstanden,  erkannte  an, 
dass  sich  die  Eintheilung  in  drei  niedere  und  drei  höhere 
Classen  als  vollkommen  zweckentsprechend  erweise,  stimmte 
aber  der  gewählten  Benennung  Ober-  und  Untergymnasium 
nicht  bei,  indem  das  Gymnasium,  welches  doch  nur  unge- 
theilt  ein  Ganzes  bilde,  zu  scharf  in  zwei  Theile  gesondert 
und  vielleicht  rücksichtlich  des  Gymnasial-Lehrkörpers  einer- 
seits Anlass  zur  Zurücksetzung,  anderseits  zur  Bevorzugung 
geben  könnte.  Sie  schlug  demnach  die  Beibehaltung  der  bis- 
herigen sehr  entsprechenden  Benennungen  Grammatical-  und 
Huraanitäts- Classen  vor.  Sie  befürwortete  ferner  die  Aufnahme 
der  Geometrie  in  die  letzte  Humanitäts-Classe,  besonders  aus 
dem  Grunde,  weil  die  umfassende  wissenschaftliche  Behand- 
lung dieses  Lehrgegenstandes  in  der  philosophischen  Ab- 
theilung es  unerlässlich  erfordere,  dass  die  Schüler  mit  guten 
VorbegrifFen   in  der  Geometrie    ausgerüstet    in  das   philoso- 
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phische  Studium  übertreten.  Dagegen  solle  mit  der  Arith- 
metik in  den  untern  Classen  abgeschlossen  werden,  in  den 
obern  Classen  bloss  eine  fleissige  Einübung  arithmetischer 
Aufgaben  eintreten.  Auch  bezüglich  der  andern  Lehrgegen- 
stände stimmte  die  Studienhofcommission  den  Anträgen  der 
Majorität  des  Comites  bei,  trotzdem,  dass  einzelne  divergie- 
rende Stimmen  sich  geltend  machten,  die  sich  namentlich 
gegen  die  Aufnahme  der  deutschen  Sprache  in  der  Ausdeh- 
nung, wie  das  Comite  vorschlug,  entschieden  aussprachen. 
Bezüglich  der  Eintheilung  der  Geschichte  wm-de  besonders 
hervorgehoben,  dass  die  für  die  1.  Grammatical-Classe  be- 
antragten blossen  Vorbegriffe  den  Schülern  die  Sache  zu  ab- 
stract  und  unverständlich  machen  würden ;  die  Weltgeschichte 
sei  für  die  Humaniora  zu  schwierig,  und  sollte  den  philoso- 
phischen Jahrgängen,  wo  die  Schüler  schon  mehr  Reife  und 
Vorbildung  haben ,  überlassen  werden.  Angezeigter  wäre 
es,  dass  für  die  Schüler  der  ersten  und  zweiten  Classe  nur 
eine  Sammlung  historischer  Erzählungen  aus  der  alten  und 
neuen  Geschichte  bloss  chronologisch  zusammengestellt  würde, 
welche  der  Fassungskraft  der  Schüler  angemessen,  dieselben 
mit  den  hervorragenden  geschichtlichen  Ereignissen  würde 
bekannt  machen ;  in  der  dritten  Classe  sollte  sodann  die  alte 
Geschichte  mit  Rücksichtnahme  auf  die  historischen  Erzäh- 
lungen der  frühern  Jahre  und  auf  den  in  diesem  Curs  statt- 
findenden Unterricht  in  der  Alterthumskunde  vorgetragen 
werden;  die  letzten  drei  Jahre  hätten  sich  lediglich  mit  der 
Geschichte  der  Deutschen  mit  besonderer  Rücksichtnahme 
auf  den  österreichischen  Kaiserstaat  zu  befassen;  die  Pro- 
vinzialgeschichte  von  Italien  und  Galizien  wäre  als  Anhang 
beizugeben. 

Die  Erledigung  der  Anträge  der  Studienhofcommission 
erfolgte  am  10.  August  1844.  Der  Kaiser  behielt  sich  die 
EntSchliessung  für  den  Zeitpunct  bevor,  wo  die  Vorarbeiten 
für  die  Einführung  des  neuen  Planes  vorliegen  würden,  und 
verordnete,  „dem  Deutschen  und  dem  Italienischen  im  lomb.- 
venet.  Königreiche  sollen  zwar  keine  besondern  Lehrstun- 
den zugewiesen  werden  ,  jedoch  solle  die  Fortbildung  der 
Schüler  in  diesem  Lehrgegenstand  ein  Hauptaugenmerk  der 


341 

Lehrer  sein,  welche  hierüber  besonders  zu  instruieren  seien. 
Die  Geometrie  sei  als  Lehrgegenstand  in  die  Gymnasien  nicht 
au&unehmen,  der  zu  verbessernde  Orbis  pictus  ist  in  drei 
Sprachen  abzufassen,  Naturgeschichte  und  Naturlehre  seien 
nicht  aufzunehmen,  bezüglich  der  mathematischen  Lehrgegen- 
stände habe  es  bei  der  gegenwärtigen  Uebung  hinsichtlich 
des  Unterrichtes  in  denselben  zu  verbleiben.  „Die  Anträge 
in  Beti-efF  des  geschichtlichen  Unterrichtes  wurden  mit  der 
Modification  angenommen",  dass  in  den  drei  Humanitätsjahren 
die  neuere  Geschichte  überhaupt,  jedoch  mit  besonderer  Her- 
vorhebung der  deutschen  und  österreichischen  Staatenge- 
schichte zu  lehren  sei.  Das  Lehrbuch  über  die  griechischen 
und  römischen  Alterthümer,  dann  jenes  über  Algebra  sei  in 
deutscher,  die  griechische  Grammatik  und  ein  Lexicon  in 
lateinischer  Sprache  zu  verfassen." 

Auch  die  sonstigen  Vorschläge  bezüglich  der  Anstel- 
lung von  „ Praktikanten-',  um  mit  der  Zeit  einen  tüchtigen 
Lehrerstand  zu  gewinnen,  und  die  geistlichen  Corporationen 
zu  verpflichten  mit  dem  Noviziate  eine  Vorbildung  für  Gym- 
nasiallehrer zu  verbinden,  fanden  die  kaiserliche  Genehmi- 
gung nicht. 

Das  Comite  schritt  nun  an  eine  abermalige  Ausarbei- 
tung eines  Lehrplanes  und  im  November  1845  erstattete  die 
Studienhofcommission  ihre  hierauf  bezüglichen  Anträge.  Hier- 
nach sollten  Naturgeschichte,  Naturlehre  und  Geometrie  unter 
die  Lehrgegenstände  des  Gymnasiums  aufgenommen  werden, 
griechische  Grammatik  und  Aufsatzlehre  sei  statt  in  lateini- 
scher in  deutscher  Sprache  zu  lehren,  dem  griechischen  Wör- 
terbuche nebst  der  lateinischen  auch  die  deutsche  Ueber- 
setzung  beizufügen,  deutsche  Sprache  und  Stil  als  ein  eige- 
nes Lehrfach  aufzunehmen,  „wodurch  nur  eine  allgemein  er- 
kannte und  schwer  gefühlte  Lücke  im  Studienplan  ausgefüllt 
würde".  Man  sprach  sich  ferner  für  das  Fachlehrersystem 
aus.  Die  Anträge  erhielten  nur  theilweise  die  Genehmigung 
und  diese  partiellen  Aenderungen  sollten  nicht  durchgängig  an 
allen  Lehranstalten  zur  Durchführung  gelangen,  sondern  der 
sogenannte  neue  Lehrplan  nur  in  Wien,  Prag,  Mailand  und 
Lemberg  zur  Anwendung  kommen. 


Hiernach  bestand  das  Gymnasium  aus  sechs  Classen, 
drei  untern  oder  Grammatical-Classen  und  drei  obern  oder 
Humanitäts-Classen*).  Das  Classenlehrersystem  blieb  aufrecht 
erhalten.  Zwei  Grammatical-  und  zwei  Humanitätslehrer 
sollten  mit  ihren  Schülern  von  der  ersten  in  die  zweite  Gram- 
matical-Classe  und  bezüglich  in  die  Humanitäts-Classe  aufstei- 
gen, ein  Lehrer  beständig  in  der  dritten,  ein  anderer  in  der 
letzten  Classe  bleiben.  Diese  stabilen  Lehrer  wären  vom  Prä- 
fekten  zu  bestimmen.  Für  Arithmetik,  Algebra  und  Geometrie 
solle  ein  besonderer  Lehrer  angestellt  werden ;  dann  für  alle 
Gymnasien  sollen  geeignete,  den  Schülern  anzuempfehlende 
Lesebücher  in  deutscher  oder  italienischer  Sprache  verfasst 
werden,  welche  in  populärer  und  zugleich  das  Interesse  der 
Jugend  anregender  Weise  jene  naturhistorischen  Gegen- 
stände, deren  Kenntnis  für  das  alltägliche  Leben  und  als 
Vorbereitung  für  das  systematische  Studium  der  Naturge- 
schichte und  Naturlehre  in  den  höhern  Lehrcursen  wünschens- 
werth  ist,  behandeln.  Dieser  neue  Lehrplan  solle  erst  eingeführt 
werden,  bis  die  nöthigen  Lehrbücher  abgefasst  sein  würden. 

Dies  war  das  winzige  Kesultat  langjähriger  Berathun- 
gen  und  Erwägungen,  und  die  Durchführung  der  neuen  Nor- 
men trat  natürlich  nicht  allsogleich  ins  Leben,  weil  erst  die 
„Vorbereitungen  zur  Durchführung"  zu  Ende  geführt  werden 
mussten.  Nach  zwei  Decennien  war  man  zur  Einleitung  ge- 
langt. „Der  entschlossene  Muth  zu  durchgreifenden  Reformen 
und  ein  Organismus,  der  das  nothwendig  erkannte  rasch  und 
unbeirrt  durchzuführen  ermächtigt  war,  fehlte" ;  so  äussert  sich 
ein  Staatsmann,    welcher  Jahre  lang  Präsident  der   Studien- 


*)    Die  Vertheilung'  war  folgendermassen  für    die    Vorträge     fest- 
gesetzt: I.  II.  III»    IV.  V.  VI. 

Religion 2        2  2  2  2  2 

Latein 10  10  10  7  7  7 

Deutsch  oder  Italienisch 2  2  2  2  2  2 

Griechisch —  —  —  3  3  3 

Geographie  und  Geschichte  ...  3        3  3  3  3  3 

Mathematik ,     Naturlehre    und 

Naturgeschichte 3        3  3  3  3  3 


20      20      20      20      20      20 
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hofcommission  war,  Pillersdorf,  und  wir  stimmen  ihm  vom 
Herzen  bei. 

Fast  gleichzeitig  erörterte  ein  Comite  eingehend  einen 
etwaigen  neuen  Lehrplan  für  die  philosophischen  Studien. 
Ettingshausen  und  Exner  gehörten  zu  den  ständigen  Mitglie- 
dern. Auch  die  Vorschläge  dieser  Commission  blieben  un- 
erledigt, trotzdem  dass  auch  in  der  Presse,  so  weit  es  die 
damaligen  Verhältnisse  zuliessen,  der  Ruf  nach  Reform  lauten 
Ausdruck  gefunden  hatte.  — 

Wir  haben  bisher  bloss  die  Entwicklung  der  Schule  in 
den  deutsch-slavischen  Ländern  geschildert;  wenden  wir  uns 
jetzt  nach  Ungarn  und  den  dazu  gehörigen  Ländern.  Hier  wurde 
nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  der  Marx'sche  Lehr- 
plan, welcher  im  wesentlichen  sich  an  den  in  den  Piaristeu' 
gymnasien  üblichen  Lehrgang  anschloss,  adoptiert,  da  ohne- 
hin die  meisten  gelehrten  Schulen  in  den  Händen  dieses 
Ordens  waren.  Nur  einzelne  in  den  Jesuitenschulen  einge- 
führte Bücher  wurden  beibehalten.  Die  ratio  educationis 
unterschied  zwischen  dreiclassigen  Untergymnasien  (scholae 
grammaticae)  und  vollständigen  Gymnasien.  Dort  wurden  in 
wöchentlich  25  Stunden  Katechismus,  biblische  Geschichte^ 
Arithmetik,  Naturgeschichte,  deutsche  Sprache  oder  eine  an- 
dere Landessprache  als  obligate.  Griechisch,  Geometrie  und 
Elemente  der  Rechtskunde  als  freie  Lehrgegenstände  aufge- 
nommen; in  den  beiden  Humanitätsclassen  Religion,  lateini- 
sche Stilistik,  Leetüre  in  Verbindung  mit  Archäologie  und 
Mythologie,  österreichische  und  neuere  deutsche  Geschichte, 
Kirchengeschichte,  allgemeine  Geographie,  praktische  Arith- 
metik und  Buchhaltung,  Naturgeschichte,  Physik,  Rechtsphi- 
losophie und  ungarisches  Recht,  deutsche  oder  eine  andere 
Landessprache  als  obligate,  griechische  Chrestomathie,  Andeu- 
tung zum  fruchtbringenden  Zeitunglesen  und  Poetik  als  freie 
Lehrgegenstände.  Der  obligate  philosophische  Curs  sollte 
zweijährig  sein;  er  umfasste  Logik,  Metaphysik,  Ethik  und 
Geschichte  der  Philosophie,  deutsche,  österreichische  und 
ungarische  Geschichte,  Kirchengeschichte,  reine  und  ange- 
wandte Mathematik,  Naturgeschichte  in  ihrer  Anwendung 
auf  Landwirthschaft  und  Gewerbe.    Physik   und  Uebung  in 


zu 


der    Zeitungslectüre ,     Griechisch  ,     allgemeine    Geschichte, 
Diplomatik  u.  a.  m.  galten  als  freie  Lehrfächer. 

Die  josephinische  Regierung,  welche  im  Gebiete  der 
Volksschule  eine  Gleichförmigkeit  zwischen  Ungarn  und  den 
andern  Ländern  anzubahnen  bemüht  war,  hat  auf  dem  Felde 
des  Gymnasialunterrichts  ebenfalls  nichts  dauerndes  geschaf- 
fen. Das  eingeführte  Schulgeld  wurde  nach  einigen  Jahren 
als  gegen  die  Privilegien  und  Gewohnheiten  verstossend  ab- 
geschafft ,  der  Schulzwang  wurde  beseitigt ,  die  deutsche 
Sprache  aus  den  Volksschulen  eliminiert.  Unter  den  Be- 
schwerden der  Magyaren  an  den  Nachfolger,  Leopold  IL, 
figurieren  auch  Klagen  über  das  Schulwesen  und  die  Forde- 
rung einer  neuen  ratio  educationis.  Erst  im  Jahr  1806  er- 
hielt eine  von  der  ungarischen  Reichsdeputation  abgefasste 
ratio  mit  einigen  Modificationen  die  kaiserliche  Genehmigung. 
Hiernach  sollte  es  54  sechsclassige  und  6  vierclassige  Gym- 
nasien geben.  Die  Lehranstalten  zu  Ofen,  Raab,  Pressburg, 
Kaschau,  Grosswardein  und  Agram,  wo  sich  auch  eine  Aka- 
demie oder  eine  Universität  befand  ,  erhielten  den  Namen 
Archigymnasien.  An  diesen  Orten,  sowie  zu  Waizen,  Stein- 
amanger  und  Szegedin  bestanden  noch  philosophische  Curse. 
Als  Unterrichtssprache  war  theilweise  schon  in  den  Gymna- 
nasien,  jedenfalls  aber  in  den  philosophischen  Jahrgängen 
die  lateinische  bestimmt;  ungarische  Sprache  war  zwar  nicht  als 
speciell er  Lehrgegenstand  aufgenommen,  die  Pflege  derselben 
wurde  jedoch  allen  Lehrern  empfohlen.  Die  Gymnasiallehrer 
waren  Classenlehrer,  welche  jedoch  in  der  Regel  nur  in  einer 
und  derselben  Classe  lehrten.  Die  Lehrgegenstände  der 
grammatischen  Schulen  waren:  Religionslehre  und  biblische 
Geschichte,  Latein,  Geographie  Oesterreichs,  ungarische  Ge- 
schichte, Arithmetik;  in  den  beiden  obersten  Classen:  Reli- 
gionslehre, lateinische  Leetüre  in  Verbindung  mit  Rhetorik 
und  Poetik,  allgemeine  Geographie,  österreichische  Geschichte, 
Arithmetik,  Naturgeschichte.  Dieser  Lehrplan  blieb  im  Gan- 
zen intact,  nur  für  österreichische  Geschichte  wurde  später 
ungarische  Geschichte,  im  wesentlichen  eine  Wiederholung 
des  in  den  untern  Classen  vorgetragenen  Stoffes  substituiert. 
An  den   zweijährigen  philosophischen  Cursen    wurden  Reli- 
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gionslehre ,  Logik  und  Metaphysik,  reine  und  angewandte 
Arithmetik,  Physik  mit  Naturlehre  und  Landwirthschaftslehre, 
pragmatische  Geschichte  Ungarns  und  allgemeine  Geschichte 
vorgetragen,  für  das  nicht  obligate  Griechisch  war  ein  Lehrer 
bestellt.  An  der  Pester  Universität  bestanden  noch  Lehr- 
kanzeln für  Heraldik,  Numismatik,  Mechanik,  praktische 
Geometrie,  höhere  Mathematik,  Astronomie,  Landwirthschafts- 
lehre,  Technologie,  Kriegswissenschaft,  deutsche  Sprache  und 
andere  moderne  Sprachen.  Hiedurch  war  aber  bloss  das 
katholische  Schulwesen  geordnet.  Die  Protestanten  regelten 
die  ihnen  überwiesenen  Schulen,  ohne  sich  um  die  Vorschrif- 
ten der  ratio  educationis  zu  kümmern*).  Nur  einige  Lehran- 
stalten entsprachen  im  Allgemeinen,  eine  Ueberladung  von 
Gegenständen  und  Wissenschaften  trat  fast  überall  zu  Tage. 
Auch  das  Schulwesen  der  Reformirten  erfreute  sich  be- 
sonderer Einrichtungen.  Die  hervorragendsten  Lehranstalten 
waren  zu  Debrezin  und  Särospatak,  nach  deren  Mustern  die 
andern  Collegien  und  Gymnasien  organisiert  waren.  Eine 
besondere  Pflege  Hess  man  daselbst  der  ungarischen  Sprache 
angedeihen ,  welche  in  Debreczin  seit  1 798  Unterrichts- 
sprache war.  Wol  wurden  einzelne  Versuche  zur  Hebung 
und  Verbesserung  des  Gymnasiallehrplanes  gemacht,  jedoch 
ohne  grossen  Erfolg.  Nur  einige  Lehranstalten  konnten  mit 
Recht  sich  rühmen  mit  dem  Fortschritte  der  Wissenschaft 
Schritt  zu  halten,  so  z.  B.  das  evangelische  Lyceum  zu 
Pressburg,  wo  eine  Anzahl  ganz  tüchtiger  Lehrkräfte  wirkte. 

Die  Lehranstalten  in  Siebenbürgen,  Croatien  und  Slavonien 
zeigten  im  wesentlichen  dieselbe  Organisation  wie  jene  in  Ungarn. 
Das  Schulwesen  daselbst  war  ein  durchweg  unentwickeltes. 
Blieb  doch,  bei  dem  Mangel  einer  für  Unterrichtszwecke  auch 
nur  halbwegs  entwickelten  Nationalsprache  und  bei  der  Ver- 
pönung  der  unter  der  kurzen  Regierung  Kaiser  Joseph's 
eingeführten  deutschen  Sprache,  als  Medium  des  mittleren 
Unterrichtes    für  alle  diese  Länder   nur    eine  Art  deutsch- 


*)  Vergl.  Genersich  über  die  Verfassung  der  protestantischen 
Schulanstalten  in  J.  Wächter's  und  Kleynmann's  prakt.  Bibliothek.  Wien 
1803.  Bd.  IL  S.  1-70. 
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lateinischer  Mischsprache  übrig,  bei  deren  Anwendung  weder 
die  Pflege  der  Muttersprache,  noch  weniger  aber  jene  der 
übrigen  Lehrgegenstände  gewinnen  konnte.  Denn  die  in 
dieser  Sprache  vorhandene  Schulliteratur  nahm  zum  grössten 
Theile  den  Standpunct  längst  vergangener  Zeiten  ein,  und 
während  man  im  übrigen  gebildeten  Europa  den  Bedürfnis- 
sen moderner  Culturentwickelung  auch  an  den  Gymnasien 
Rechnung  trug,  verwies  man  die  lernbegierige  Jugend  Un- 
garns in  noch  höherem  Grade  als  jene  Deutsch-Oesterreichs 
auf  anderswo  längst  verschollene  grammatische,  rhetorische 
und  scholastische  Doctrinen.  — 

Eine  wenn  möglich  noch  grössere  Stagnation  trat  auf 
dem  Gebiete  des  höheren  Unterrichts  auf.  Die  Universitä- 
ten in  Oesterreich  waren  weit  davon  entfernt  Mittelpuncte 
wissenschaftlicher  Erkenntnis  zu  sein  und  sich  jener  Selbst- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit  zu  erfreuen ,  welche  in 
Deutschland  trotz  aller  versuchten  Massregelungen  eine  Er- 
rungenschaft geblieben  ist,  die  selbst  in  den  härtesten  Re- 
actionsperioden  wohl  beschränkt  aber  nicht  beseitigt  werden 
konnte.  Man  war  weit  davon  entfernt  in  Oesterreich  das 
Wort  Schleiermachers  zur  Wahrheit  werden  zu  lassen, 
„das  Wesen  der  Universität  ist  in  der  philosophischen 
Facultät  enthalten,  die  theologische,  juridische  und  medi- 
cinische  sind  nur  Specialschulen".  Gerade  die  philosophi- 
schen Studien  hatten  in  Oesterreich  wie  wir  gesehen  geringe 
Bedeutung,  sie  waren  wenig  mehr  als  Lückenbüsser,  welche 
bei  der  für  ein  Berufsstudium  noch  unreifen  Jugend  die  Zeit 
nach  Absolvierung  der  Gymnasialstudien  bis  zur  Ergreifung 
einer  Brotwissenschaft  auszufüllen  bestimmt  waren. 

Wir  haben  oben  (S.  289)  der  Bestrebungen  gedacht, 
welche  in  den  ersten  Regierungsjahren  Maria  Theresia's  für 
die  Hebung  der  Universitäten  an  den  Tag  traten.  Eine  ein- 
greifende Aenderung  erfolgte  erst  nach  Aufhebung  des  Je- 
suitenordens. Zwar  gelang  es  der  energischen  Opposition 
van  Swietens  gegen  die  Jesuiten  noch  vor  der  Aufhebung 
des  Ordens  ihren  Einfluss  auf  die  hohen  Studien  zu  be- 
schränken und  die  Entfernung  derselben  von  mehreren 
Directorposten  durchzusetzen.     Im  Jahre  1767  wurde  ihnen 
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sogar  die  Lehrkanzel  des  Kirchenrechtes  an  der  Wiener 
Universität  abgenommen*).  Dies  waren  nur  partielle  Erfolge, 
erst  später  nahm  man  auch  in  den  höhern  Unterrichtszweigen 
eine  neuerliche  Reform  vor.  Die  Directoren  erhielten  den 
Auftrag  Verbesserungsvorschläge  zu  machen,  die  Studienein- 
richtungen mehrerer  ausländischer  Universitäten  wurden  bei 
den  1772 — 74  stattfindenden  Berathungen  berücksichtigt. 

Die  Aenderungen  waren  jedoch  im  wesentlichen  nicht  sehr 
belangreich.  Die  Directoren  der  Facultäten  wurden  belassen. 
Sie  führten  den  Vorsitz  in  den  Versammlungen  und  Prüfun- 
gen, hatten  für  Erhaltung  und  Verbesserung  des  Studiums 
im  allgemeinen  zu  wachen,  und  warden  von  dem  durch  ge- 
heime Abstimmung  gewählten  Decan  im  Verhinderungsfalle 
vertreten.  Die  Mitglieder  der  Facultät  sollten  sich  bei  allen 
National-  und  Facultätsfesten  einfinden,  am  grünen  Donners- 
tage in  corpore  zur  Beichte  zu  gehen.  Die  Zulassung  der 
Protestanten  zu  den  weltlichen  Facultäten  wurde  unter  gewissen 
Bedingungen  zugestanden  (22.  Aug.  und  11.  Sept.  1778). 
Es  wurde  bestimmt,  dass  die  Studierenden  beim  Beginn  des 
Schuljahres  sich  immatriculieren  lassen  sollten,  während  es  bisher 
üblich  gewesen  war,  dass  sie  zu  jeder  Zeit  eintreten  konnten. 
Der  Lehrplan  für  die  philosophische  Facultät  war  schon  1752 
erlassen  worden  und  bestimmte  als  Lehrgegenstände  des 
ersten  Jahrganges  Logik  und  Dialektils:,  Aesthetik  und  Ma- 
thematik ,  im  zweiten  Jahre  Physik,  Naturgeschichte  und 
Ethik.  Zur  letztern  wurde  auch  die  Staatslehre  oder  Politica 
von  der  Glückseligkeit  und  guten  Einrichtung  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  in  verschiedenen  Regierungsformen  ge- 
rechnet. Ein  Decret  vom  16.  Sept.  1752  bestimmte ,  dass 
niemand  zu  den  juridischen  und  theologischen  Studien  zu- 
gelassen werden  könne,  der  nicht  nach  absolvierten  philoso- 
phischen Jahrgängen  Geschichte  und  Eloquenz  gehört  habe, 
wodurch  das  philosophische  Studium  factisch  dreijährig  wurde. 
Der  Lehrplan  für  die  juridische  Facultät  erhielt 
1753  die  kaiserliche  Genehmigung.     Die  Absolvierung    der 

*)  Vergl.  hierüber  und  das  folgende  Kink:  Geschichte  der  Univer- 
sität zu  Wien  I.  S.  514  sq.  undTomek:  Geschichte  der  Prager  Universität, 
Prag  1849,  S.  308  ff. 
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Studien  war  in  4  oder  5  Jahren  möglich ,  je  nachdem 
man  2  oder  3  Stunden  täglich  Vorlesungen  hörte,  nur  die 
Doctoranden  mussten  5  Universitätsjahre  nachweisen.  Hier- 
an wurde  wenig  geändert.  Im  Jahre  1773  wurde  die 
Zahl  der  Professoren  auf  fünf  festgesetzt ,  eine  neue 
Professur  für  die  Reichspraxis  kam  (6.  Oct.)  1774  hinzu. 
Seit  1775  wurde  Reichs-  und  Staatsgeschichte  bei  den  Ri- 
gorosen gefordert  und  die  Creirung  eigener  Doctoren  des 
Kirchenrechts  gestattet.  Bezüglich  des  Lehrplanes  wurden 
nur  jene  neuen  Umgestaltungen  vorgenommen,  welche  durch 
die  in  den  letzten  Jahren  gemachten  Erfahrungen  sich  als 
geboten  herausstellten,  namentlich  erhielt  die  historische  Rich- 
tung einen  Vorschub,  ein  Verdienst,  welches  der  damalige 
Director  Schrötter  sich  erworben  hat. 

Ein  totaler  Umschwung  trat  mit  dem  Regierungsantritte 
Joseph  II.  ein.  In  einem  Schreiben  vom  29.  November  1781 
sprach  der  Kaiser  die  Grundsätze  aus,  wornach  die  Reorga- 
nisierung der  höhern  Studien  erfolgen  sollte.  Auch  in  dieser 
Richtung  trat  die  utilitarische,  wesentlich  auf  das  praktische 
gehende  Tendenz  des  Kaisers  hervor.  Die  Zahl  der  Uni- 
versitäten solle  beschränkt  werden  und  zwar  auf  Wien,  Prag 
und  eine  in  Galizien,  an  einigen  andern  Orten  sollten  aber 
juridische  oder  medicinische  Facultäten  errichtet  werden.  Die 
Bestimmung,  dass  die  deutsche  Sprache  an  die  Stelle  der 
lateinischen  zu  treten  habe,  war  ein  unbedingter  Fortschritt, 
dagegen  beschränkte  die  kaiserliche  Ansicht  die  Wirksam- 
keit und  Aufgabe  der  Universitäten  dahin,  dass  die  Facul- 
tätsstudien  nicht  die  Bestimmung  hätten  Gelehrte,  sondern 
Staatsbeamte  heranzubilden  und  es  sei  desshalb  nichts  zu 
lehren,  was  nicht  später  zum  Besten  des  Staates  verwendet 
werden  könne.  Anstatt  den  Universitäten  eine  grössere  Selbst- 
ständigkeit zu  geben  und  der  Wissenschaft  als  solcher  eine 
freie  Stätte  zu  eröffnen,  trat  eine  lästige  Beschränkung  ein, 
welche  auf  die  Fortentwicklung  des  wissenschaftlichen  Gei- 
stes nur  hemmend  einwirken  konnte.  Eine  Verordnung  vom 
20.  Jänner  1783  verfügte,  dass  es  den  Professoren  nicht  ge- 
stattet sei  Abänderungen    an  den  vorgeschriebenen  Lehrbü- 
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ehern  vorzunehmen  oder  Zusätze  ohne  Genehmigung  der 
Studienbehörde  zu  machen.  Am  7.  September  1784  erfloss  die 
Weisung,  dass  in  jedem  Semester  Prüfungen  vor  dem  Studien- 
director  und  dem  betreffenden  Lehrer  vorzunehmen  seien 
und  der  Erfolg  über  das  Aufsteigen  in  die  höhere  Classe  zu 
entscheiden  habe. 

Es  war  nur  in  dem  ganzen  damaligen  Regierungssysteme 
begründet,  dass  die  Trennung  der  Universitäten  von  der  Kirche 
vollständig  vollzogen  und  alles  beseitigt  wurde,  was  an  den 
Verband  mit  der  Kirche  erinnerte.  Weitgreifend  war  das 
Hofdecret  vom  3.  Februar  1785,  dass  bei  der  Ertheilung  des 
Grades  in  allen  Facultäten  und  bei  der  Antretung  was  immer 
für  eines  Lehramtes  alles^  was  einer  geistlichen  Feierlichkeit 
ähnlich  ist,  also  auch  das  Glaubensbekenntnis  und  der  Eid 
des  Gehorsams  für  den  römischen  Stuhl,  wo  er  noch  üblich 
was,  wegzulassen  sei.  Die  Zahl  der  an  der  Universität  zu 
feiernden  Kirchenfeste  wurde  beschränkt. 

Die  Corporationsrechte  der  Universität  standen  mit 
dem  omnipotenten  Staatswillen  im  Widerspruche,  sie  wur- 
den beseitigt.  Alle  Fonde  der  Universität  wurden  einge- 
zogen und  die  Gehalte  der  Professoren  wie  die  der  andern 
Beamten  aus  dem  Camerale  bestritten  (15.  November  1783); 
die  Aufhebung  der  Universitätsjuris diction  erfolgte  am 
4.  August  1783,  imd  am  21.  September  d.  J.  verfügte  ein 
Decret  der  Studienhofcommission ,  dass  alle  Universitäten 
der  Monarchie  gleichen  Rang  haben  sollen. 

Die  Universitäten  von  Innsbruck,  Olmütz  und  Gratz 
wurden  in  Lyceen  umgewandelt  (1782),  eine  Universität  in 
Lemberg  gegründet.  Besondere  Begünstigung  Hess  Joseph  den 
medicinischen  und  chirurgischen  Studien  angedeihen.  Die 
Gründung  der  medicinisch-chirurgischen  Akademie  in  Wien 
war  ein  für  die  damalige  Zeit  bedeutsames  Werk,  Kranken- 
und  Armenanstalten  dienten  der  Humanität  und  Wissenschaft. 
Den  Juden  wurde  der  Zugang  zu  den  höheren  medicinischen 
Studien  eröffnet  (13.  Februar  1782).  Die  bischöflichen  und 
Klosterschulen  wurden  aufgehoben  und  für  die  Heranbildung 


350 

von  Theologen  Generalseminarien  gegründet*).  Die  Einrich- 
tung der  zweijährigen  Lyceen  für  Medicin,  Jurisprudenz  und 
Philosophie  war  eine  durchweg  unzweckmässige.  Am  Lyceum 
zu  Olmütz  z.  B.  war  die  Zahl  der  Lehrer  auf  12  festgesetzt, 
und  zwar  vier  für  das  Lehrfach  der  Theologie,  zwei  für  die 
juridischen  und  vier  für  philosophische  Gegenstände,  nebst 
einem  Lehrer  für  die  politischen  Wissenschaften.  (Hofdecret 
vom  14,  September  1782.) 

Der  Unterricht  erhielt  in  den  drei  obern  Facultäten 
eine  wesentlich  praktische  Richtung,  von  einer  philosophischen 
oder  historischen  Grundlegung  wurde  abgesehen.  Die  Rück- 
sichtsnahme  auf  die  Praxis  war  allein  massgebend.  Von  der 
beabsichtigten  Reducierung  der  medicinischen  Studien  von 
fünf  auf  drei  Jahrgänge  kam  man  wol  ab,  und  es  gelang 
den  Anhängern  Gerhard  van  Swieten's  S'/g?  später  4  Jahre 
zu  erwirken.  Die  Vertheilung  der  Lehrgegenstände  enthielt 
die  Verordnung  vom  28.  Juni  1786.  Bei  der  theologischen 
Facultät  trat  eine  Reduction  von  fünf  auf  vier  Jahrgänge 
dui'ch  das  Gesetz  vom  16.  Juni  1785  ein,  seit  1788  wurden 
bloss  drei  Jahre  dem  theoretischen  Unterricht  zugewendet, 
das  vierte  Jahr  sollte  in  den  Generalseminarien  mit  prakti- 
schen Seelsorgeübungen  zugebracht  werden.  Dagegen  kam 
die  Bestimmung  über  die  juridische  Facultät  nicht  durch- 
gängig zur  Durchführung,  obzwar  auch  hier  eine  Reducirung 
der  Jahrgänge  beschlossene  Sache  war. 

Die  Veränderungen  in  den  Universitätsstudien  unter 
Leopold  IL  waren  unbedeutend.  Die  theilweise  Wiederein- 
führung der  lateinischen  Sprache  war  jedenfalls  ein  Rück- 
schritt, was  die  Hörer  der  theologischen  Facultät  am  meisten 
empfanden  und  auch  um  Festsetzung  einer  Uebergangs- 
periode  baten,  „indem  sie  die  Vorlesungen  sonst  nicht  ver- 
stehen könnten  und  gänzlich  unfähig  seien  in  der  lateinischen 
Sprache,  wenn  sie  auch  alle  ihre  Kräfte  anstrengten,  sich 
gehörig  auszudrücken". 


i 


*)  Augustin  Theiner :  Der  Cardinal  Johann  Heinrich  von  Franken- 
berg, Erzbischof  von  Mecheln,  Primas  von  Belgien,  und  sein  Kampf  für  die 
Freiheit  der  Kirche  und  die  bischöflichen  Seminarien  unter  Kaiser  Joseph  IL 
Freiburg  1850, 
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Die  höhern  Facultäten  erhielten  unter  Franz  I.  ihre 
Directoren  wieder,  wie  die  Gymnasien  und  die  philosophi- 
schen Facultäten  (1802),  der  ihnen  zugewiesene  Einfluss  auf 
die  Studien  und  Professoren  war  kein  unbedeutender.  Ohne 
sie  durfte  keine  Neuerung  und  Aenderung  von  den  Lehrern 
vorgenommen  werden,  in  keinem  Stücke  von  Vorschrift  und 
Ordnung  abgewichen  werden.  Den  Directoren*)  fiel  später 
die  Aufgabe  zu  die  Professoren  in  literarischer  und  morali- 
scher Beziehung  zu  beaufsichtigen,  namentlich  aber  darauf 
zu  achten  ,  „dass  der  Vortrag  derselben  über  ihr  Lehr- 
buch nach  der  ihnen  ertheilten  Amtsvorschrift  eingerichtet 
sei,  dass  die  Lehrer  sich  genau  an  die  vorgeschriebenen 
Lehrbücher  halten,  denn  es  stehe  nicht  in  der  Macht  der 
Professoren  von  den  in  den  Lehrbüchern  aufgestellten  Grund- 
sätzen abzugehen,  noch  weniger  an  die  Stelle  der  vorge- 
schriebenen Lehrbücher  andere  oder  ihre  Hefte  zu  setzen". 
Der  Vicedirector  hatte  die  Semestralprüfungen  und  das  Zeug- 
niswesen zu  controllieren,  Vorschläge  über  Verbesserungen 
des  Studienwesens  zu  machen  u.  dgl.  m.  Er  hatte  darüber 
zu  wachen,  dass  niemand,  selbst  kein  öffentlicher  Lehrer, 
ausser  den  ihm  zugewiesenen  Lehrvorträgen  eigenmächtig 
Vorlesungen  halte,  ihm  lag  auch  die  erste  Censur  der  Lehr- 
bücher, der  Streitsätze,  der  öffentlichen  akademischen  Reden 
und  Schriften  ob. 

Für  die  juridischen  Studien  wurde  1804  ein  neuer  Lehr- 
plan erlassen*).  Durch  die  Niederlegung  der  römischen  Kai- 


*)  „In  Wien  standen  den  Directoren  Vicedirectoren  zur  Seite,  theils 
weil  es  unzulässig  wäre,  dass  der  Director  über  Angelegenheiten,  die  der- 
selbe bei  der  Studienhofcommission  vorträgt,  Berichte  an  die  Landesstelle 
erstatte  und  wieder  Aufträge  erhalte,  theils  auch,  damit  die  Directoren  in 
ihren  Geschäften  erleichtert  würden."  Hüfkanzleidekret  v.  7.  Jänner  1809. 
Diejenigen  Geschäfte,  welche  unter  der  Aufsicht  und  Leitung  der  Landes- 
regierung stehen,  wurden  den  Vicedirectoren,  jene  welche  unter  der  un- 
mittelbaren Leitung  der  Hofstelle  unterstellt  blieben,  dem  Directorate  vor- 
behalten. 

**)  I.  Jahrg.  in  beiden  Semestern  Natur-,  Staats-  und  Völkerrecht, 
peinliches  Recht  2  Stunden  täglich,  Statistik  1  St.  täglich.  IL  Jahrg. 
römisches  Recht  2  St.,  Reichsgeschichte  1  St.  täglich.  HL  Jahrg.  Kirchen- 
recht 2  St.,    Lehen-  und  deutsches  Staatsrecht  1  St.  täglich.    IV.  Jahrg. 
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serkrone  trat  eine  tiefeingreifende  politische  Wendung  ein, 
Avelche  auf  die  juridisch-politischen  Studien  nicht  ohne  Ein- 
fluss  bleiben  konnte,  und  das  einige  Jahre  später  promulgirte 
allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  musste  nothwendigerweise 
auch  den  gesammten  Studiengang  umgestalten.  Schon  am 
26.  September  1807  erhielt  der  oberste  Hof  kanzler  den  Auf- 
trag Bericht  zu  erstatten,  ob  die  Lehrämter  des  deutschen 
Staats-  und  Lehenrechtes,  der  Keichsgeschichte  und  des  rö- 
mischen Privatrechts  noch  ferner  beizubehalten  seien.  Die 
Hofkanzlei  beantragte  bloss  die  Beseitigung  des  deutschen 
Privatrechts  und  der  Reichspraxis ,  Beibehaltung  des  römi- 
schen Rechts,  die  andern  Lehrgegenstände  sollten  wol  vor- 
getragen werden  aber  nicht  obligat  sein.  Die  allerhöchste  Ent- 
schliessung  vom  8.  März  1808  bestimmte,  dass  römisches  Recht 
und  allgemeines  Lehensrecht  einstweilen  noch  beizubehalten 
seien,  hingegen  habe  das  Studium  des  deutschen  Staatsrech- 
tes und  der  Reichsgeschichte  überall  aufzuhören.  Der 
Director  der  juridischen  Studien  Zeiller  wurde  mit  der  Aus- 
arbeitung einer  neuen  Studienordnung  beauftragt*). 

Durch  Zeiller  erhielt  das  juridische  Studium  den  auf 
das  unmittelbar  praktische  Bedürfnis  gerichteten  Charakter. 
Es  sind  eigenthümliche  Ansichten,  welche  die  Vorschläge 
motivierten.  Man  solle  „den  öffentlichen  Unterricht  auf  die 
Bedürfnisse  des  Staates  und  seiner  Bewohner  einschränken 
und  diesen  Zweck  nicht  dem  Finanz-  oder  Mercantilzwecke 
aufopfern,  dass  viele  Fremde  zu  einem  zeitlichen  Aufenthalt 
ins  Land  gelockt  werden  sollten".  Jene  Lehrgegenstände 
seien  aufzunehmen  und  vorzugsweise  zu  pflegen,  welche  der 
Jurist  für  die  praktischen  Zwecke,  besonders  für  den  Staats- 
dienst unumgänglich  benöthige.  Ein  positives  Staatsrecht 
sei  überflüssig,  ,^da  die  wenigen  noch  übrigbleibenden  Fun- 
damentalgesetze  der    deutsch  -  österreichischen  Staaten  kein 


{ 


politische  Wissenschaften  2  St.,  österreichisches  Privatrecht  1  St.  täglich, 
im  zweiten  Semester  Geschäftsstil.  Mit  dem  österreichischen  Privatrechte 
wurden  zugleich  Wechselrecht  und  bürgerliche  Gerichtsordnung  vorge- 
tragen. Ueber  beide  Fächer  und  über  die  Reichspraxis  auch  ausseror- 
dentliche Vorlesungen. 

*)  Kink  a.  a.  0.  S.  614  ff. 
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Ganzes  bilden,  das  eines  eigenen  Lehrfaclies  bedürfte"  ;  das 
römische  Recht  sei  überflüssig,  „da  es  durch  das  neue  bür- 
gerliche Gesetzbuch  in  Zukunft  ausser  Wirksamkeit  komme", 
das  Kirchenrecht  solle  in  keiner  allzugrossen  Ausdehnung 
vorgetragen  werden.  Hauptsache  sei  die  Erklärung  der  ein- 
heimischen Gesetze  und  das  richtige  Verständnis  ihrer  An- 
wendung. Auf  diesen  Grundsätzen  basiert  der  Plan  vom 
Jahre  1810. 

Der  am  13.  Juli  publicierte,  am  7.  September  1810  durch 
besondere  Instructionen  erläuterte  Lehrplan  des  juridisch- 
politischen Studiums  war  folgender  *) :  Im  ersten  Jahre  ency- 
klopädisch  methodologische  Uebersicht  des  juridisch -politi- 
schen Studiums,  sodann  das  natürliche  Privatrecht,  das  na- 
türliche  öffentliche  Recht  und  das  Criminalrecht,  europäische 
Staatenkunde  und  österreichische  Staatenkunde;  im  zweiten 
Jahrgange  im  I.  Semester  das  römische  Civilrecht,  im  II. 
Semester  das  Kirchenrecht,  Cameralistik  in  beiden  Seme- 
stern, im  3.  Jahrgang  österreichisches  bürgerliches  Recht, 
Lehensrecht,  Handels-  und  Wechselrecht,  im  4.  Jahrgang  die 
politischen  Wissenschaften,  worunter  man  die  Polizei-,  Han- 
dels- und  Finanzwissenschaft  verstand,  politische  Gesetzkunde, 
Geschäftsstyl ,  gerichtliches  Verfahren  in  und  ausser  Streit- 
sachen. An  der  Wiener  Universität  sollten  noch  folgende 
ausserordentliche  Vorlesungen  gehalten  werden:  über  Staats- 
rechnungs- Wissenschaft,  über  ungarisches  Privat-  und  allge- 
meines Bergrecht.  Die  vier  Rigorosen  entsprachen  genau 
den  auf  vier  Jahre  vertheilten  Lehrgegenständen,  die  Docto- 
rirung  in  utroque  jure  und  das  selbstständige  Doctorat  des 
Kirchenrechts  hörte  auf. 

Man  sieht,  es  ist  bei  diesem  Plane  weder  von  geschicht- 
lichen noch  von  philosophischen  Studien  die  Rede,  nicht  ein- 
mal die  cameralistischen  Fächer  sind  in  der  gehörigen  Aus- 
dehnung betrieben  worden,  denn  auch  hier  handelte  es  sich 
nicht  um  eine  tiefe    theoretische  Begründung,    sondern   nur 


*)  Es  gab  juridische  Facultäten  in  Wien,  Gratz,  Prag,  Olmütz,  Lem- 
berg,  Pavia,  Padua,  Innsbruck.     Das  juridisch-politische  Studium  in  Linz 
wurde  durch  Hofcoramissionsdecret  vom  13.  Juli  1810  aufgehoben. 
Beer  und  Hochegger,  flio  Fortschritte  des  ünterrichtswesens  etc.  23 
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um  Kenntnis  des  Vorhandenen,  Bestehenden,  Einheimischen, 
so  dass  man  es  speciell  für  Wien  nothwendig  fand,  1837  eine 
Lehrkanzel  für  die  Gefällsgesetze  zu  errichten ! 

Dieser  Lehrplan  galt  im  Wesentlichen  für  alle  öster- 
reichischen Universitäten.  Nur  in  Krakau  und  Lemberg 
wurde  im  dritten  Jahre  statt  des  Lehenrechtes  das  ehema- 
lige polnische  Recht  gelehrt,  an  den  lombardisch- venetiani- 
schen  Lehranstalten  wurde  im  zweiten  Jahre  das  römische 
Recht  in  Verbindung  mit  dem  alten  statutarischen  und  in 
den  letzten  zwei  Monaten  Lehenrecht,  ferner  im  dritten  Jahre 
das  österreichische  bürgerliche  Recht  mit  Bemerkung  der 
Unterschiede  des  französischen  Civilrechtes,  sodann  das  See- 
und  SchifFahr tsrecht  vorgetragen. 

Das  Ungenügende  dieses  Lehrplanes  scheint  den  Staats- 
männern, welchen  die  Leitung  des  Studienwesens  anvertraut 
war,  nicht  entgangen  zu  sein.  Schon  1818  wurde  eine  Re- 
vision desselben  in  Angriff  genommen  (durch  a.  h.  Befehl 
vom  9.  Mai).  Der  Referent  der  juridisch-politischen  Studien 
von  Rössler  war  der  Verfasser  des  neuen  Elaborats.  Die 
Studienjahre  sollten  von  4  auf  5  ausgedehnt,  mehrere  neue 
Lehrkanzeln  für  das  ungarische  Recht,  das  österreichische 
Staatsrecht  und  Diplomatie,  das  politische  Verfahren,  Militär- 
recht, Bergrecht  und  Seerecht  errichtet  werden.  Dieser 
Lehrplan  erhielt  die  kaiserliche  Genehmigung  nicht  und 
durch  ein  Cabinetsschreiben  vom  21.  Aug.  1826  wurde  Fort- 
setzung der  Berathungen  anempfohlen.  Schon  am  15.  Sep- 
tember 1826  wurde  ein  neues  Elaborat  unterbreitet.  Die 
kaiserliche  Entschliessung  erfolgte  am  16.  Juli  1831,  es  sei 
der  Lehrkörper  der  Wiener  Universität  einzuvernehmen.  Nun 
dauerte  es  sechzehn  Jahre,  ehe  eine  neue  Studienordnung 
zum  Abschlüsse  kam.  Am  6.  November  1847  wurde  der 
Vortrag  an  Se.  Majestät  erstattet.  Als  Zweck  wurde  aus- 
gesprochen, „dem  öffentlichen  Unterricht  eine  gleichmässige, 
den  Anforderungen  der  fortschreitenden  Wissenschaft,  wie 
dem  Bedürfnisse  des  öffentlichen  Dienstes  entsprechende  Ein- 
richtung zu  geben".  Jedenfalls  ein  belangreicher  Fortschritt. 
Auch  sonst  entsprach  der  neue  Plan  jedenfalls  mehr  den  An- 
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forderungen  als  der  bestehende,  aber  das  Revolutionsjahr 
brach  heran,  ehe  eine  Entscheidung  getroffen  war. 

Einige  Verfügungen  sind  interessant  genug  um  eine  Er- 
wähnung auch  in  dieser  Uebersicht  zu  verdienen.  So  wurde 
seit  1820  zu  wiederholten  Malen  entschieden,  dass  die  Juden 
zum  Studium  des  Kirchenrechtes  wohl  zuzulassen ,  jedoch 
darüber  nicht  öffentlich  zu  prüfen  seien.  Privatstudien  waren 
gestattet.  In  den  Instructionen  wurde  „die  Art  die  Gegen- 
stände zu  lehren"  im  allgemeinen  normirt.  „Jedes  Fach 
sei  nach  dem  Lehrbuche  innerhalb  des  angemessenen  Zeit- 
raumes vorzutragen ,  diese  Vorschrift  lasse  sich  befolgen, 
wenn  man  die  Vorlesestunden  genau  beobachte,  die  Lehren 
lebhaft,  nicht  aber  in  die  Feder  dictire  und  nur  das  Dunkle 
und  Schwere  ausführlicher  erörtere,  dagegen  jenes,  was  aus 
dem  Lehrbuche  von  selbst  verständlich  sei,  bloss  zur  Nach- 
lesung empfehle".  Für  jedes  Fach  wurden  allgemeine  Ge- 
sichtspuncte  zur  Darnachachtung  für  die  Professoren  fest- 
gestellt*). Als  Pflanzschule  für  die  Heranbildung  fähiger 
Lehrer  diente  die  Adjunctur,  für  welche  Instructionen  am 
3L  März  1815  erfolgten. 

Eine  neue  Organisation  der  medicinisch  -  chirurgischen 
Studien  erfolgte  am  1 7.  Februar  1 804.  Die  Zahl  der  Jahrgänge 
wurde  wieder  auf  fünf  ausgedehnt,  die  drei  ersten  sollten  den 
theoretischen,  die  zwei  letzteren  den  praktischen  Studien  ge- 
widmet sein.  Die  später  vorgenommenen  Modificationen  än- 
derten im  wesentlichen  an  dieser  Grundlage  nichts.  Einzelne 
Lehrfächer  kamen  hinzu;  so  erfolgte  die  Einführung  eines 
vollständigen  theoretischen  und  praktischen  Cursus  für  Au- 
genheilkunde 1818.  Das  chirurgische  Operations-Institut  wurde 
auf  Antrag  Stiffts  schon  im  Jahre  1807  ins  Leben  gerafen**). 


*)  Studienhofcommissionsdecret  vom  7.  September  1810. 

**)  Der  Lehrplan  von  1804  war  folgender:  I.  Jahrgang:  Anatomie, 
Chemie  ,  Botanik ,  .specielle  Naturgeschichte,  allgemeine  und  specielle 
Chirurgie.  II.  Jahrg.  Phy.siologie  mit  höherer  Anatomie,  Lehre  der 
chirurgischen  Operationen,  Instrumenten-  und  Bandagenlehre,  Geburtshilfe. 
III.  Jahrg.  Pathologie  und  Therapie.  IV.  und  V.  Jahrg.  Specielle  Therapie, 
medicinisch-chirurgischer  praktischer  Unterricht  am  Krankenbette.  Der  Stu- 
dienplan vom  12.  Oct.  1810  I.  Jahrg.  Eucyklopädische  Einleitung,  Anatomie, 
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Die  definitive  Zusammenfassung  der  erlassenen  Normen  er- 
folgte 1 833.  Für  die  medicinisch-chirurgischen  Studien  blieben 
5  Jahre,  wovon  3  Jahre  der  Theorie  und  2  Jahre  der  spe- 
ciellen  Therapie  und  Klinik  gewidmet  werden  sollten.  Die 
Lehrgegenstände  waren  in  folgender  Weise  vertheilt:  Im 
1.  Jahre  Mineralogie  und  Zoologie,  Anatomie,  Botanik  und 
Secierübungen ;  im  2.  Jahrgang  höhere  Anatomie  und  Phy- 
siologie, allgemeine  Chemie  und  Pharmacie;  im  3.  Jahrgang 
allgemeine  medicinische  und  chirurgische  Pathologie,  Phar- 
makologie, theoretische  Geburtshilfe,  die  Lehre  der  Krank- 
heiten und  Seuchen  der  Haussäugethiere ,  im  4.  Jahrgang 
medicinisch-praktischer  Unterricht  und  Uebungen  am  Kran- 
kenbette, specielle  Pathologie  und  Therapie  der  innerlichen 
Krankheiten,  chirurgisch-praktischer  Unterricht  und  Uebun- 
gen am  Krankenbette,  endlich  chirurgische  Operationslehre ; 
im  5.  Jahrgang  Fortsetzung  des  medicinisch-praktischen  Un- 
terrichts, der  speciellen  Pathologie  und  Therapie,  des  chirur- 
gisch-praktischen Unterrichts,  der  chirurgischen  Operations- 
lehre, Augenheilkunde,  gerichtliche  Arzneikunde,  medicini- 
sche Polizei.  Ausserdem  wurden  noch  ausserordentliche  Vor- 
lesungen gehalten  über  pathologische  Anatomie,  Zahnarznei- 
kunde, Kinder-  und  Frauenkrankheiten,  Gesetze  der  Medicin, 
Gesundheitspflege,  Physiologie,  Pathologie,  Materia  medica, 
specielle  Therapie.  Klinik  für  die  Schüler  der  Arznei- 
kunde und  höhere  Chirurgie  sollten  in  lateinischer  Sprache 
vorgetragen  werden,  alle  übrigen  Lehrgegenstände  auf  den 
deutschen  Universitäten  in  deutscher  Sprache,  in  Ungarn, 
Italien  und  Polen  in  lateinischer  oder  in  der  Landessprache. 
Kein  Schüler  konnte  zu  den  Lehrfächern  eines  höhern  Cur- 


I 


specielle  Naturgeschichte,  Botanik.  II.  Jahrg.  Höhere  Anatomie  und  Phy- 
siologie, Chemie  (im  1.  Sem.),    Pharmacie  und  Thierchemie  (im  2.  Sem.). 

III.  Jahrg.  Allgemeine  Pathologie,  Aetiologie,  Semiotik,  allgem.  Therapie, 
materia  medica  et  chirurg.  Diätetik,  Receptirkunst ;  ferner  Geburtshilfe  (im 
1.  Sem.),    Augenheilkunde,    Instrumenten-   und  Bandagenlehre   (2.  Sem.). 

IV.  Jahrg.  Therapie  und  medicinisch-praktischer  Unterricht  am  Kranken- 
bette ;  ferner  im  2.  Sem.  Thierarzneikunde.  V.  Jahrg.  Therapie  und  medi- 
cinisch-praktischer Unterricht;  gerichtliche  Medicin  (im  I.  Sem.),  medici- 
nische Polizei  (im  2.  Sem.). 
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ses  übergehen,  wenn  er  nicht  aus  allen  Lehrgegenständen 
des  vorhergehenden  Jahrganges  ein  Zeugnis  erster  Classe 
nachzuweisen  im  Stande  war.  Schüler,  welche  nur  aus  einem 
Lehrgegenstande  die  zweite  Classe  erhalten  hatten,  wurden 
zur  Wiederholung  desselben  Jahrganges  angehalten  und  bei 
einer  abermaligen  ungenügenden  Fortgangsciasse  aus  der 
Zahl  der  medicinischen  und  chirurgischen  Schüler  gestri- 
chen.    Die  Prüfungen  fanden  in  jedem  Semester  statt.  — 

Die  reale  Bildung  hatte  sich  in  Oesterreich  bis  in  die 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  keiner  besonderen  Pflege  zu  er- 
freuen. Die  auf  den  Vorschlag  des  Badenser  Rectors  J.  G. 
Wolf  1770  gegründete  Realhandlungsakademie  in  Wien  ist 
die  erste  Lehranstalt,  welche  diese  Aufgabe  zu  lösen  suchte. 
Die  Akademie  bezweckte ,  jungen  Leuten ,  „welche  sich 
der  Handelschaft  widmen  wollen ,  binnen  zwei  Jahren 
gründliche  Kenntnisse  von  allem  dem  zu  verschaffen,  was 
einen  geschickten  Handelsmann  von  einem  Krämer  un- 
terscheidet". Der  Unterricht  umfasste  in  zwei  Jahrgängen 
ausser  Schreiben  und  Rechnen  deutsche,  französische  und 
italienische  Sprache  und  Correspondenz,  Geographie,  Ver- 
nunft- und  Sittenlehre ,  natürliches  und  bürgerliches  Recht, 
Geometrie,  Mechanik,  Naturlehre,  doppelte  Buchhaltung, 
Zeichnen,  praktische  Handlungs Wissenschaft,  endlich  Handels- 
und Seerecht.  Bedingung  der  Aufnahme  war  ein  Alter  von 
fünfzehn  Jahren  und  eine  Prüfung,  welche  die  geistige  Reife 
des  Candidaten  constatieren  sollte.  Die  neue  Anstalt  hatte 
eigenthümliche  Hindernisse  zu  überwinden.  Das  Ersparungs- 
system  gerade  in  Unterrichts  Sachen  datiert  nicht  erst  seit 
neuester  Zeit,  es  scheint,  dass  die  Schule  von  jeher  herhal- 
ten musste,  wenn  im  Staatsschatze  Ebbe  eingetreten  war. 
Und  dies  war,  wie  männi  glich  bekannt,  oft  der  Fall.  Man 
ventilierte  den  Plan,  die  Realhandlungsakademie  mit  der  Nor- 
malschule zu  vereinigen,  wodurch  ein  Ersparnis  von  3000  fl. 
erreicht  werden  sollte.  Alle  Bemühungen  der  Akademie- 
direction,  eine  weitere  Unterstützung  zu  erhalten,  scheiterten, 
und  die  Schule  konnte  nur  dadurch  erhalten  werden,  dass 
Director  und  Lclirer  auf  einen  nicht  unbeträchtlichen  Theil 
ihres  Gehaltes  verzichteten.     Der  Energie  Wolfs  war  es  zu 
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danken,  dass  das  Vereinigungsproject  fallen  gelassen  wurde, 
allein  sein  Bemühen,  eine  Modification  des  Lehrplanes  ge- 
nehmigt zu  erhalten  (1785),  scheiterte,  weil  man  die  bean- 
tragte Verbesserung  weder  für  zweckdienlich,  noch  für  noth- 
wendig  und  räthlich  hielt ;  der  eigentliche  Grund  scheint  der 
gewesen  zu  sein :  man  fürchtete  durch  die  Verbesserung  Mehr- 
auslagen für  eine  Anstalt,  welche  in  den  Organismus  der 
damaligen  Lehranstalten  nicht  ganz  hineinzupassen  schien 
und  daher  nur  als  ein  Luxusartikel  betrachtet  wurde  *).  An- 
statt in  dem  gesunden,  pädagogischen  Ansichten  allerdings 
nicht  entsprechenden  Lehrplane  einzelnes  zu  ändern,  beliess 
man  das  einmal  eingeführte,  weil  dies  am  bequemsten  war. 
Für  die  Bildung  der  grossen  Masse,  welche  sich  dem  Kauf- 
mannsstande oder  dem  Gewerbe  widmet,  glaubte  man  durch 
die  sogenannten  vierten  Classen  genügend  gesorgt  zu  haben. 
Hier  wurden  die  Anfangsgründe  der  Mechanik  und  Baukunst 
gelehrt  und  eine  besondere  Pflege  dem  Zeichnen  zugewendet. 
Ein  Beurtheiler  damaliger  wirthschaftlicher  Verhältnisse,  der 
freilich  vieles  zu  rosenfarben  ansah ,  findet  nicht  genug 
Worte,  die  grosse  Bedeutung  dieser  Schulen  hervorzuheben. 
„Die  errichteten  Schulen",  sagt  Schweighofer  in  seiner  Schrift 
von  dem  Commerz  der  österreichischen  Staaten  1 785,  „haben 
auch  die  rohesten  Handwerker  auf  Verbesserung  ihrer  noch 
rohen  Künste  geleitet,  die  Zeichenkunst  hat  nicht  wenig  dazu 
beigetragen  und  einen  ihr  ganz  eigenen  Ruhm  in  Verbreitung 
des  guten  Geschmackes  in  feinen  Künsten  sich  verschafft". 
Erst  im  letzten  Jahrzehend  des  vorigen  Jahrhunderts 
hatte  es  kurze  Zeit  den  Anschein,  dass  nicht  bloss  Volks- 
schulen und  Gymnasien,  sondern  auch  Lehranstalten  für  den 
Bürgerstand  die  Fürsorge  der  Regierung  in  Anspruch  nah- 
men. Die  im  Jahre  1 795  gebildete  Studienrevisions  -  Com- 
mission  beschäftigte  sich  eingehend  mit  Organisationsplänen 
aller  Art,  auch  die  Gründung  von  Realschulen  wurde  ins 
Auge  gefasst.     In  dem  Gutachten    „über  den  Gesichtspunct 


*)  Vergl.  die  dankenswerthen  Mittheilungen  von  Engel  zur  Ge- 
schichte der  Realschule  Wiens  im  Programme  der  Schottenfelder  Real- 
schule 1851 — 52, 
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und  Wirkungskreis  der  Studienrevisions-Commission"  defi- 
nirt  Graf  Rottenhan  die  Realschulen  „als  die  Lyceen  für  den 
höhern  Bürgerstand,  der  die  gelehrten  Sprachen  und  die  Fa- 
cultätsstudien  zu  seiner  Ausbildung  nicht  nöthig  hat.  Sie 
können  jedoch  wegen  des  grossen  Aufwandes  nicht  verviel- 
fältigt werden,  wenn  sie  also  nur  an  die  Lyceen  und  Uni- 
versitäten angeschlossen  werden,  so  mag  es  in  jeder  Provinz 
genug  sein,  denn  da  können  die  Zöglinge  manche  Abthei- 
lungen des  Unterrichtes  gemeinschaftlich  mit  den  Schülern 
des  gelehrten  Standes  zugleich  nehmen,  wie  es  an  verschie- 
denen Orten  in  Deutschland  geschieht".  Als  Unterrichtsge- 
genstände wurden  bezeichnet:  die  allgemeine  und  vaterlän- 
dische Geschichte,  die  Geschichte  der  Handlung,  eine  popu- 
läre Metaphysik,  christliche  Religions-  und  Sittenlehre,  Theorie 
der  schönen  Wissenschaften  und  Künste,  ein  fortgesetzter 
Curs  über  reine  und  angewandte  Mathematik,  Cameral-,  Po- 
lizei- und  Handlungswissenschaft,  ein  Elementarunterricht 
über  das  Civil-  und  Wechselrecht,  so  wie  über  die  kauf- 
männische Buchhaltung,  Arbitragerechnung,  Zeichnen  und 
Technologie,  französische,  italienische,  englische,  ungarische 
und  böhmische  Sprache.  Es  ist  ein  sonderbares  Gemisch  von 
Lehrgegenständen,  das  den  unklaren  Ansichten,  welche  man 
damals  über  Realschulen  hatte,  vollkommen  entspricht,  aber 
es  ist  dennoch  bezeichnend,  dass  man  den  humanistischen 
Lehrfächern,  welche  später  allzu  sehr  zurücktreten,  eine 
solch  hervorragende  Stellung  einzuräumen  gesonnen  war. 

Der  Entwurf  eines  Lehrplans  für  Realschulen ,  der 
in  der  Commission  zur  ßerathung  kam ,  rührt  von  dem 
um  den  technischen  Unterricht  in  Oesterreich  wohlverdienten 
Professor  Gerstner  her.  Er  ist  noch  gegenwärtig  eines  auf- 
merksamen Studiums  werth*).  „Die  ungemein  zahlreiche 
Berufsabtheilung  von  Staatsbürgern" ,  heisst  es  daselbst, 
„die  zwischen  dem  gemeinen  Gewerbestande  und  dem  ge- 
lehrten Stande  die  vermöglichere  Classe  ausmachen ,  ver- 
dient um  so  mehr  die  Aufmerksamkeit  der  Staatsregierung  in 
Rücksicht  auf  öffentlichen  Unterricht,  als  gerade  diese  Classe 


')  Abgedruckt  bei  Eggers  a.  a.  O.  S.  119  ff. 
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das  meiste  zur  Belebung  der  Nationalindustrie  und  zur  Er- 
weckung des  ächten  Gemeingeistes  leisten  muss.  Naturlehre, 
Mechanik  und  Baukunst,  welche  in  einigen  Hauptschulen 
aufgenommen  worden  sind,  stehen  daselbst  nicht  am  rechten 
Ort,  hauptsächlich  wegen  des  unreifen  Alters  der  Schul- 
jugend." 

Nach  dem  Plane  Gerstner's  sollte  sich  die  aus  vier 
Jahrgängen  bestehende  Realschule  an  die  Hauptschule  an- 
schliessen,  und  B'achschulen  für  Landwirthschaft,  Fabrikan- 
ten und  Kaufleute  an  dieselbe  angereiht  werden.  Die  Lehr- 
fächer waren:  Religion,  allgemeine  und  vaterländische  Ge- 
schichte, Geographie,  deutsche  Sprache,  Rechnen  und  AI 
gebra,  Geometrie,  Naturgeschichte,  Freihandzeichnen,  Physik, 
Logik,  Maschinenlehre  und  Hydraulik,  Karten-  und  Land- 
schaftszeichnen, Civilbaukunst,  Anleitung  zur  Rechtskenntnis. 
Ausserdem  noch  Sprachen,  und  zwar  für  die  beiden  unteren 
Classen  ein  facultativer  Unterricht  in  der  lateinischen  und 
französischen  Sprache,  in  den  oberen  Classen  englisch  und 
italienisch;  das  Lateinische  solle  in  denselben  auch  fortge- 
setzt werden  können  „für  jene,  welchen  in  der  Folge  in 
ihren  Berufsgeschäften  einige  Kenntnis  der  lateinischen 
Sprache  unentbehrlich  oder  doch  in  einem  hohen  Grade 
nützlich  ist". 

Der  Lehrplan  war  folgender*): 

Stunden: 
I.C1.II.C1.IILCI.IV.CI. 
Religion 4       4       3        3 

Allgemeine  und  vaterländische  Geschichte  2  3  2  — 

Geographie 2  3  3  — 

Deutsche  Sprache 4  3  3  4 

Rechnen  und  Algebra 4  3  4  3 

Geometrie 4  —  —  — 

Naturgeschichte 3  4  —  — 

Freihandzeichnen 6  5  —  — 

Physik —  3  4  4 


*)  Nachrichten  von  d  r  beabsichtigten  Verbesserung  des  öftentlichen 
Unterrichts  Wesens  in  den  österreichischen  Staaten  mit  authentischen  Bei- 
lagen, herausgegeben  von  C.  U.  D.  Freiherrn  v.  Eggers,  Tübingen  1808. 
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S  t  u  n  d  o  n: 
I.CI.  II.C1.I1I.C1.IV.C1. 

Logik —     —       2      — 

Maschinenlehre  und  Hydraulik —     —       4      — 

Karten-  und  Landschaftszeichnen —     —       6       — 

Civilbaukunst —     —     —        4 

Anleitung  zur  Rechtskenntnis —     ■ —     —        6 

In  den  drei  Fachabtlieilungen,  welche  sich  an  die  Real- 
schule anzuschliessen  hätten,  sollte  gelehrt  werden:  in  der 
technischen  Abtheilung :  technische  Chemie  (3  Stunden),  tech- 
nische Naturgeschichte  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
zum  Gebrauche  der  Künste  und  Fabriken  dienenden  Stoffe 
und  der  Verarbeitungsmittel  zur  Veredlung  derselben,  nebst 
den  mercantilistischen  Beobachtungen  über  Erzeugungsorte 
und  Preis  (2  Stunden),  Anwendung  der  allgemeinen  Theorie 
der  Mechanik  auf  die  Maschinen  (2  Stunden),  Kunstge- 
schichte (3  Stunden),  Zeichnen  (10  Stunden);  in  der  land- 
wirthschaftlichen,  aus  zwei  Jahrgängen  bestehenden  Abthei- 
lung :  Theorie  der  Landwirthschaft,,  Anleitung  zur  landwirth- 
schaftlichen  Geschäftskunde,  ökonomisch -technische  Chemie 
und  Zeichnen;  endlich  in  dem  ebenfalls  zweijährigen  mer- 
cantilistischen Cursus:  Theorie  der  Handlungswissenschaft, 
Handlungsgeschichte,  technische  Chemie,  Waarenkunde,  kauf- 
männische Buchhaltung  und  Comptoirwissenschaft,  Wechsel- 
recht, Zeichnen. 

Der  Plan  Gerstner's  ist  ein  tief  durchdachter  und  für 
die  damalige  Zeit,  wo  auf  dem  Gebiet  des  Realschulwesens 
so  wenig  Erfahrungen  vorlagen,  ganz  vortrefflicher.  Das 
humanistische  Element  ist  gehörig  berücksichtigt.  Die  fach- 
liche Bildung  macht  sich  in  den  unteren  Classen  nicht  breit 
und  die  an  die  Realschule  sich  anschliessenden  Fachabthei- 
lungen entsprechen  noch  gegenwärtig  dringenden  Bedürf- 
nissen. Hätte  man  die  Vorschläge  Gerstner's  adoptirt,  so  wäre 
der  Kaiserstaat  nicht  nur  früher  im  Besitze  von  Realschulen 
gewesen,  sondern  der  Bildungsgrad  unserer  bürgerlichen  Be- 
völkerung wäre  auch  ein  höherer  geworden.  Wir  besässen 
auch  ein  gut  gefugtes  System  von  Gewerbeschulen,  welche 
noch  gegenwärtig  zu  den  frommen  Wünschen  gehören.   Denn 


unsere  sogenannten  Gewerbeschulen  verdienen  diesen  Namen 
nicht,  sie  sind  gewerbliche  Fortbildungsschulen. 

Es  ist  ein  Zeugnis  für  den  richtigen  Blick  des  Grafen 
Rottenhan,  dass  er  die  Vorschläge  Gerstner's  befürwortete 
und  die  Creirung  von  neun  Realschulen  in  den  Hauptstädten, 
Wien  ausgenommen,  mit  sämmtlichen  Cursen  beantragte, 
wozu  noch  mehrere  Anstalten  kommen  sollten,  die  nur  den 
allgemeinen  und  ökonomischen  Unterricht  zu  umfassen  hät- 
ten*). „Nach  und  nach  werden  einzelne  Wohlthäter  und 
die  Stände  in  den  Provinzen  durch  den  augenscheinlichen 
und  allgemeinen  Nutzen  dieser  Institute  zu  Beträgen  ver- 
mocht werden,  die  die  progressive  Vermehrung  derselben 
möglich  machen  würden." 

Es  kam  anders,  als  die  sorgfältig  erwogenen  Vorschläge 
lauteten.  Von  jeher  war  es  das  eigenthümliche  Geschick 
derartiger  Commissionen  in  Oesterreich,  dass  nach  eingehen- 
den Berathungen  die  Actenstücke,  welche  von  dem  Eifer 
und  Fleiss  der  Sachverständigen  zeugten,  in  jenes  grosse 
Grab,  Archiv  genannt,  gelegt  wurden,  von  dem  jedes  Mini- 
sterium viel  zu  erzählen  hätte.  Woran  die  Pläne  scheiterten, 
wer  die  Urheber  der  neuen  wirklich  ausgeführten  Organisa- 
tion waren  —  wir  wissen  es  nicht. 

Der  „Plan  einer  künftigen  Verfassung  und  Leitung  des 
ganzen  deutschen  Schulwesens"  vom  10.  Februar  1804,  des- 
sen wesentlichste  Bestimmungen  in  die  „politische  Verfassung 
der  deutschen  Volksschulen"  übergegangen  sind,  betrachtet 
die  Realschule  als  einen  Zweig  des  Volksschulunterrichtes, 
welcher  einer  besonderen  Aufmerksamkeit  würdig  sei.  „Derlei 
Realschulen  werden  einstweilen  nur  in  einigen  Haupt-  und 
Handelsstädten  statthaben,  in  der  Folge  wird  aber  auch  noch 
an  anderen  Orten,  wo  der  Handelsstand  etwas  zahlreicher 
ist  und  schon  ein  Gymnasium  besteht,  ein  solcher  Unter- 
richt eingeführt  werden.  Als  Lelirgegenstände  werden  theils 
solche  allgemeine  aufgenommen,  welche  für  alle  Gattungen 
der  Schulen  dieser  Art  noth wendig  sind,  wie:  Religion,  Schön- 
lesen,   Schön-   und   vollkommen    Rechtschreiben,    Rechnen, 

*)  Eggers  a.  a.  O.,  S.  368. 
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scliriftllche  Aufsätze,  Geographie  und  Geschichte,  theils  be- 
sondere, welche  dem  Ehien  nicht  zustehen,  dem  Anderen 
auch  wohl  gar  nicht  zum  Zwecke  dienen.  Diese  besonderen 
sind  für  den  Kaufmann:  Handlungswissenschaft  und  Wech- 
selrecht; für  den  Cameralisten  und  Landwirth:  Naturge- 
schichte, Naturlehre,  Buchhaltungswissenschaft;  für  den 
Künstler  höherer  Art:  Mathematik  und  Zeichnen,  Kunstge- 
schichte, Chemie".  Sprachen  seien,  heisst  es  weiter,  man- 
chen derselben  unentbehrlich,  zieren  alle,  vorzüglich  franzö- 
sisch, italienisch  und  englisch.  Die  Realschule  sollte  drei- 
classig  sein.  „Bezüglich  der  Methode",  lautete  die  Vorschrift, 
„müssen  alle  Begriffe  genauer  entwickelt,  edlere  Empfindun- 
gen geweckt  und  auf  die  verschiedensten  Ausübungsarten 
die  Anwendung  gemacht  werden.  Rechtschreibung  und 
Sprachlehre  werden  nach  Grundsätzen  entwickelt,  diese  phi- 
losophisch durchgegangen,  um  die  Begriffe  der  Redetheile 
genau  zu  bestimmen.  Dadurch  wird  diesen  Schulen  der 
Vortheil  zugehen,  welchen  die  Hörer  der  Philosophie  aus  der 
Logik  ziehen." 

Noch  vor  der  Organisation  einer  Realschule  dieser 
Art  wurden  Kunstgeschichte  und  die  facultativ  zugelassene 
lateinische  Sprache  beseitigt  (Allerh.  Entschl.  vom  8.  März 
1808).  Die  Umgestaltung  der  Realhandlungsakademie  in  eine 
derartige  Realschule  erfolgte  1809,  und  ein  Jahr  darauf  traten 
Modificationen  im  Lehrplane  ein.  Bei  der  Gründung  des 
Wiener  polytechnischen  Instituts,  um  welches  Prechtl  sich 
grosse  Verdienste  erwarb,  wurde  die  Realschule  in  Verbin- 
dung mit  demselben  gebracht.  Sie  bestand  aus  zwei  Jahr- 
gängen. Es  wurden  jene  Lehrgegenstände  aufgenommen, 
welche  für  die  höheren  Abtheilungen  des  Institutes,  die  tech- 
nische und  commercielle,  die  nöthige  Vorbereitung  geben, 
übrigens  aber  ebenfalls  für  die  gewöhnliche  bürgerliche  Aus- 
bildung hinreichen  sollten.     Der  Lehrplan  war  folgender: 

Stunden : 
I.  Cl.     II.  Cl. 

Religion 2  2 

Uebung  im  Schönlesen 1         — 

Deutsche  Sprachlehre  und  Styl  3  2 


H4 


stunden: 
I.  Cl.    II.  Cl. 

Elementar-Mathematik 4  5 

Geographie 2  2 

Geschichte 2  2 

Naturgeschichte 3  3 

Zeichnen 2  3 

Kalligraphie 4  4 

Italienisch 5  3 

Französisch 3  4 

Als  ausserordentliche  Lehrgegenstände  wurden  Englisch^ 
Böhmisch  und  Lateinisch  aufgenommen. 

An  der  Realschule  waren  die  Schüler  zum  Besuch 
sämmtlicher  obligaten  Lehrgegenstände  verpflichtet.  Zur 
Aufnahme  in  die  erste  Classe  waren  diejenigen  geeignet, 
welche  bei  einem  Alter  von  wenigstens  13  Jahren  die 
vierte  Classe  einer  Hauptschule  zurückgelegt  oder  über  die 
Kenntnisse  dieser  Classe  an  einer  Hauptschule  eine  Prüfung 
abgelegt  und  ein  Zeugnis  erhalten  hatten.  Jene  Schüler, 
welche  bereits  im  vorgerückten  Alter  standen  und  die  Kennt- 
nis der  Lehrgegenstände  der  ersten  Classe  sich  anderwärts 
eigen  gemacht  hatten  und  sich  über  dieselben  einer  Prüfung 
unterzogen,  konnten  unmittelbar  in  die  zweite  Classe  aufge- 
nommen werden.  Ausserdem  war  es  im  zweiten  Jahr  ge- 
stattet, Mathematik,  Religion  und  Zeichnen  als  ausserordent- 
licher Hörer  zu  besuchen.  Die  Prüfungen  waren  halbjährig 
und  öffentlich.  Die  Realschule  stand  unter  der  unmittelbaren 
Aufsicht  des  Vicedirectors.  Das  Schulpersonal  bestand  aus 
dem  Vicedirector,  den  Professoren  der  Sprachlehre  und  des 
Geschäftsstyls,  der  Elementarmathematik,  der  Geschichte  und 
Geographie  und  der  Naturgeschichte ;  ferner  aus  vier  Lehrern 
für  Zeichnen,  Kalligraphie,  Französisch  und  Englisch. 

Nach  dem  Muster  der  Wiener  Realschule  entstanden 
allmälich  ähnliche  Anstalten  in  den  Kronländern.  Brunn  er- 
hielt 1811,  Brody  1815,  Lemberg  1817  eine  Realschule.  In 
Triest  wurde  die  Realschule  als  Vorbereitungscurs  der  nau- 
tischen Akademie  eingerichtet.  Dagegen  fielen  einige  Lehr- 
anstalten dieser  Art,   welche  in  Tirol  unter  der  bayerischen 
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Herrschaft  entstanden,  hinweg  und  die  beiden  Jahrgänge  der 
vierten  Classe  mussten  jenen,  die  eine  über  die  gewöhnliche 
Volksschule  hinausgehende  Bildung  erstreben  wollten,  genügen. 
Im  dritten  Jahrzehend  trat  in  der  Gründung  und  Wei- 
terentwickelung der  Realschulen  ein  entschiedener  Stillstand 
ein.  Die  hierauf  bezüglichen  Verordnungen  sind  zu  zählen. 
Oesterreich  schloss  sich  immer  mehr  ab  und  die  Neuerungen 
des  Auslandes  gingen  spurlos  an  der  Österreichischen  Unter- 
richtsbehörde vorüber.  Den  Ständen  und  Communen,  welche 
aus  eigenen  Mitteln  Lehranstalten  in  ganz  selbständiger 
Weise  gründen  wollten,  wurden  Schwierigkeiten  eigenthüm- 
licher  Art  entgegen  gestellt.  Böhmen  z.  B.,  unstreitig  das 
industriellste  Land,  besass  keine  Realschule.  Die  technische 
Lehranstalt  in  Prag  empfand  tief  den  Mangel  der  geringen 
Vorbildung  der  Schüler.  Bei  der  Reorganisirung  des  Insti- 
tutes fasste  man  die  Gründung  einer  vorbildenden  Anstalt, 
einer  Realschule,  in's  Auge.  Schon  am  8.  November  1811 
legte  Gerstner  einen  hierauf  bezüglichen  Plan  vor.  Die 
Studienhofcommission  verlangte  am  6.  Juni  1812  ein  Gut- 
achten von  dem  verdienten  Manne,  worin  er  die  Abweichun- 
gen von  den  in  Wien  bestehenden  Einrichtungen  rechtfertigen 
sollte.  Im  Jahre  1820  ai'beitete  Gerstner  einen  weitern  Plan 
zur  Organisirung  des  Institutes  aus,  der  auch  in  Druck  ge- 
legt wurde*),  und  im  Eingange  seiner  Schrift  stellt  er  die 
Bitte,  „bei  der  höheren  Beurtheilung  des  gegenwärtigen  Ent- 
wurfes nicht  zu  sehr  auf  eine  vollständige  Analogie  zwischen 
dem  Wiener  und  Prager  polytechnischen  Institute  Rücksicht 
zu  nehmen".  Die  Stände  genehmigten  mit  unwesentlichen 
Modificationen  den  Plan  Gerstner's,  aber  die  Verhandlungen 
zogen  sich  bei  den  Wiener  Behörden  in  die  Länge  und  1824 
richtete  der  Landesausschuss  eine  abermalige  Aufforderung 
an  Gerstner,  einen  Vorschlag  zu   einer  theilweisen  Erweite- 


*)  Vorschlag  zur  Erweiterung  des  von  den  böhmischen  Herren 
Ständen  im  Jahre  1806  zu  Prag  errichteten  polytechnischen  Institutes, 
Prag  1820.  Die  Schrift  scheint  nicht  in  den  Buchhandel  gekommen  zu 
sein;  ausführliche  Auszüge  bei  Jelinek:  Das  ständisch-polytechnische  In- 
Btittit  7M  Prag,  1856,  S.  56  ff. 


366 

rung  des  Institutes  zu  erstatten.  Dieser  entledigte  sich  des 
Auftrages  1826,  und  die  Errichtung  einer  Realschule  wird 
abermals  in  den  Vorschlägen  Gerstner's  urgirt.  Ueber  den 
gedruckten  Vorschlag  Gerstner's  vom  Jahre  1820  erfolgte 
das  Studienhofcommissions-Decret  vom  22.  Juli  1826,  worin 
die  Erstattung  eines  neuen  Vorschlages  mit  Rücksicht  auf 
die  Bemerkungen  der  Wiener  Behörde  anbefohlen  wird.  Der 
von  Gerstner  abgestattete  Bericht,  der  an  seinem  1820  ent- 
worfenen Programme  festhielt,  wurde  höheren  Orts  nicht  für 
genügend  befunden  und  eine  specielle  Beantwortung  der  von 
der  Wiener  Behörde  gemachten  Bemerkungen  gefordert.  Man 
muss  staunen  über  die  endlosen  Verzögerungen,  wenn  man 
die  Puncto,  worauf  sich  diese  sogenannten  Bemerkungen  be- 
zogen, berücksichtigt.  Die  Ausstellungen  waren,  dass  im 
Gerstner'schen  Plane  an  der  Realschule  kein  Unterricht  in 
der  Kalligraphie  ertheilt  werden  sollte!  Rechtswissenschaft 
als  Lehrgegenstand  wurde  als  nutzlos,  ja  schädlich  erklärt! 
Höhere  Mathematik  —  und  dies  ist  die  einzige  stichhältige 
Bemängelung,  sollte  in  den  letzten  Jahrgang  der  technischen 
Studien  verlegt  werden.  Die  Verhandlungen  verschleppten 
sich  bis  1833,  erst  1834/35  wurde  der  erste  Jahrgang  der 
Realschule  eröffnet.  Der  Lehrplan  war  dennoch  ein  dem 
Wiener  nicht  ganz  conformer*). 

Durch  die  Munificenz  des  Fürsterzbischofs  von  Prag, 
Wenzel  Leopold  Ritter  von  Chlumczansky  ,  der  1816 
56,000  fl.  C.  M.  dem  Piaristenordensprovincial  Brückner  zur 
Errichtung  eines  Piaristengymnasiums  in  Reichenberg  über- 
gab, später  aber  seine  Absicht  änderte  und  das  auf  90,000  fl. 


II.  .Tahrg-ang 

Religion 2  Stunden 

Synthetische  Geometrie  5  „ 
Kaufmann.  Buchhaltung     2       „ 

Stylistik 3       „ 

Handelsgeographie  .  .  3  „ 
Freihandzeichnen  .  .  10  „ 
Kalligraphie    ....     4       „ 

~~29  Stunden. 


*)                 I.  Jahrgang 

Religion 2 

Stunden 

Arithmethik  und  Algebra  5 

» 

Deutsche  Sprache    .     .     3 

r> 

Geographie      ....     3 

n 

Freihandzeichnen     .     .   10 

» 

Kalligraphie    .     ,     .     .     4 

r> 

27  Stunden 
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angewachsene  Capital  zur  Gi'ündung  zweier  Realschulen  be- 
stimmte, erhielten  die  Städte  Rakonic  1834  und  Reichenberg 
1837  Realschulen,  ebenfalls  mit  zum  Theil  abweichender  Orga- 
nisation, indem  ihnen  die  specielle  Aufgabe  zugewiesen  wurde, 
Zöglinge  für  den  Handelsstand  und  für  die  Landwirthschaft 
vorzubilden.  Einige  Jahre  später  erbaten  die  steierischen 
Stände  die  Errichtung  einer  Realschule  am  Joanneum  1841, 
Lembergs  Lehi'anstalt  wurde  zu  einer  Real-  und  Handlungs- 
akademie umgestaltet,  die  1838  errichteten  technischen  Lehr- 
anstalten zu  Mailand  und  Venedig  erhielten  1843  eine  neue 
Organisation.  Im  Jahre  1838  stellten  die  Abgeordneten  Vor- 
arlbergs das  Immediatgesuch  um  Errichtung  einer  Real- 
schule für  den  technischen  Unterricht,  und  die  Studienhof- 
commission  befürwortete  in  ihrem  hierüber  erstatteten  Gut- 
achten die  Gründung  einer  solchen  Lehranstalt  in  Innsbruck. 
Die  eingeleiteten  Verhandlungen  zogen  sich  bis  1844  in  die 
Länge,  in  welchem  Jahre  die  Allerhöchste  Entschliessung 
erfolgte,  dass,  ehe  an  die  Gründung  einer  technischen  Lehr- 
anstalt in  Innsbruck  geschritten  werde,  die  Studienhofcom- 
mission  die  Organisirung  technischer  Lehranstalten  aus  einem 
allgemeinen  Gesichtspuncte  aufzufassen  habe.  Die  Entschei- 
dung erfolgte  auf  Veranlassung  des  damaligen  Hof  kammer- 
präsidenten  Kübeck,  welcher  hervorhob,  dass  es  keinem 
Zweifel  unterliege,  dass  in  der  Monarchie  ein  grosses  und 
dringendes  Bedürfnis  nach Unterrichsanstalten  bestehe,  welche 
der  Aneignung  und  Verbreitung  der  für  die  verschiedenen 
Stufen  und  Zweige  der  Industrie  erforderlichen  Elementar- 
und  höheren  Kenntnisse  gewidmet  sein  sollten.  Es  fehle 
jedoch  den  verschiedenen  Anstalten  dieser  Art  an  einem 
inneren  Zusammenhange,  und  die  rhapsodische  Hervorrufung 
von  Unterrichtsanstalten  nach  Massgabe  der  Local-  und  Pro- 
vincialautoritäten  entspreche  dem  allgemeinen  Bedürfnisse 
nicht.  Die  Aufgabe  möge  nacli  ihrem  ganzen  Umfange  auf- 
gefasst  und  bearbeitet  werden. 

Der  verdiente  Staatsmann  lieferte  die  beste  Kritik  über 
die  in  Oesterreich  gäng  und  gäbe  Art,  den  Unterricht  zu 
behandeln.  Stiickwerk  und  nichts  als  Stückwerk.  Man  flickte, 
wo  es  eben  ging;    von  einem  einheitlichen  Gedanken,  einer 
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organischen  Idee  war  nicht  die  geringste  Spur  vorhanden. 
Die  Vorbereitungen  zu  einer  neuen  Organisation  der  Real- 
schulen waren  noch  im  Vorstadium  begriffen^  als  die  Revo- 
lution der  Thätigkeit  der  alten  Staatsmänner  ein  Ende  setzte. 
Ziehen  wir  die  Bilanz  über  das  bezüglich  der  bürger- 
lichen und  gewerblichen  Bildung  geleistete ,  so  kann  diese 
nur  höchst  ungünstig  genannt  werden,  wenn  man  die  Fort- 
schritte vergleicht;  welche  in  den  Nachbarländern  gemacht 
wurden.  Während  man  in  wirthschaftlicher  Beziehung  an 
dem  Hochschutzsystem  festhielt  und  den  günstigen  Moment, 
mit  Deutschland  eine  innige  commercielle  Verbindung  anzu- 
bahnen, unbenutzt  liess,  geschah  wenig  oder  gar  nichts  für 
die  geistige  Entwicklung  jener  grossen  Classe  der  Bevölke- 
rung, die  über  kurz  oder  lang  den  Wettkampf  mit  dem  Aus- 
lande aufzunehmen  berufen  war.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort, 
über  Freihandel  oder  Schutz  weitläufige  Erörterungen  zu 
machen ;  selbst  der  extremste  Schutzmann  dürfte  jedoch  zugeben, 
dass  blosse  prohibitive  Massnahmen  nichts  fruchten,  wenn 
für  die  Erstarkung  und  Entwickelung  der  Industrie  durch 
Schule  und  Wissenschaft  nicht  in  geeigneter  Weise  Sorge 
getragen  wird.  Für  die  Versäumnisse  und  Sünden  früherer 
Jahrzehnde  muss  noch  die  Gegenwart  büssen.  — 

Die  Anfänge  des  höhern  technischen  Unterrichts  in 
Oesterreich  reichen  in  das  vorige  Jahrhundert  zurück.  Schon 
1717  wurde  von  den  böhmischen  Landständen  eine  Professur 
für  Militär-  und  Civil-Ingenieurkunst  errichtet,  einzelne  Lehr- 
fächer kamen  später  hinzu,  so  dass  sich  eine  förmliche  In- 
genieurschule herausbildete*).  Die  ersten  Vorlesungen  über 
Bergbaukunde  in  Schemnitz  wurden  1763  gehalten,  und  die 
Gründung  einer  Bergakademie  daselbst  erfolgte  1770,  nach- 
dem die  Prager  Bergwerk  schule  aufgehoben  worden  war. 
Auf  die  Real-  und  Handlungsakademie  in  Wien  (1770)  ist 
schon  oben  hingewiesen  worden. 


*)  Vergl.  Jelinek:  Das  ständisch  -  polytechnische  Institut  zu  Prag. 
1856.  Dem  Professor  der  Ingenieurkunst  wurde  aufgetragen  „zwölf  Sub- 
jecte,  als:  sechs  aus  dem  Herren-,  dann  vier  aus  dem  Ritter- und  zwei  aus 
dem  bürgerlichen  Stande  gratis  et  quidem  cum  fruetu"  vorzutragen. 
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Den  ersten  ausführlichen  gründlichen  Plan  einer  poly- 
technischen Lehranstalt  lieferte  Gerstner  (vergl.  oben  S.  259) 
der  als  Mitglied  der  Studienhofcommission  auf  die  Noth- 
wendigkeit  und  Wichtigkeit  der  technischen  Studien  für  den 
Wohlstand  der  Nationen  hinwies  und  hervorhob,  wie  diese 
bei  dem  grossen  industriellen  Weltkampfe  ein  unabweisbares 
Bedürfnis  geworden  seien.  Gerstner  legte  sein  Project,  die 
Ingenieurschule  in  Prag  in  ein  technisches  Institut  umzu- 
wandeln, schon  1798  der  Studienrevisionscommission  vor.  Er 
hatte  eine  Bildungsanstalt  nach  dem  Muster  der  Pariser  po- 
lytechnischen Schule  im  Auge.  Die  physisch-mathematischen 
Studien  sollten  in  zwei  Cursen,  in  einem  elementaren  und 
einem  höhern  Curs  gelehrt  werden,  jenen  sollten  die  an 
der  Universität  an  der  philosophischen  Facultät  gelehrten 
Fächer  bilden,  für  den  höhern  Curs  schlug  er  eine  eigene 
Anstalt,  ein  polytechnisches  Institut  vor,  da  eine  Bildungs- 
anstalt für  das  höchst  wichtige  Gewerbsstudium  mangle.  Die 
Lehranstalt  sollte  sehr  reichhaltig  ausgestattet,  tüchtige  Män- 
ner an  dieselbe  berufen  werden.  Der  Staat  zöge  ganz  ge- 
wichtige Vortheile  durch  die  zu  gründende  Anstalt ;  sie  würde 
eine  Pflanzschule  für  Lehrer  sein,  sie  könne  die  Schulauf- 
sicht über  die  untern  Lehranstalten  üben,  es  würde  dem 
Gewerbswesen  ein  unberechenbarer  Nutzen  verschafft  wer- 
den, es  könnte  die  Regierung  bei  technischen  und  wissen- 
schaftlichen Fragen  sich  Gutachten  erstatten  lassen,  tüchtig 
vorgebildete  junge  Leute  im  Cameral-  und  Bergwesen  ge- 
winnen und  nach  dem  Muster  der  französischen  Ecole  poly- 
technique  die  Lehranstalt  zur  Vorbildung  für  jene  Militärs 
benützen,  welche  einer  höhern  wissenschaftlichen  Ausbildung 
bedürfen.  Den  Anträgen  Gerstners  wurde  vorläufig  keine 
Folge  gegeben  und  erst  Graf  Rottenhan  regte  die  Creirung 
einer  technischen  Lehranstalt  abermals  an  ,  die  Hofkanzlei 
ging  auf  den  Antrag  des  Präsidenten  der  Studiencommission 
ein  und  Gerstner  wurde  abermals  aufgefordert,  in  dieser 
Beziehung  Vorschläge  zu  erstatten.  „Man  kam  überein, 
dass  eine  technische  Schule  in  Prag  sehr  nützlich  werden 
würde,  wenn  dieselbe  vor  allem  Uebrigen  die  National-Ge- 
werbe  berücksichtigen,  sonach  Leinen-,  Wolle-  und  BaumwoU- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  24 
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manufacturen,  die  Erzeugung  und  Raffinierung  des  Glases  und 
Eisens  und  der  dahin  gehörigen  Gewerbe  zum  Hauptgegen- 
stand machen  würde,  indem  ein  grösserer  Umfang  nach  dem 
Muster  der  französischen  polytechnischen  Schule  und  anderer 
Institute  dieser  Art  theils  an  den  erforderlichen  Kosten,  theils 
auch  an  dem  Mangel  der  hierzu  nöthigen  Lehrer  unüber- 
windliche Schwierigkeiten  finden  würde.  Da  die  Lehranstalt 
sich  vorzüglich  mit  der  Bildung  solcher  Menschen  befas- 
sen müsse,  die  den  Gymnasial-  und  Universitäts-Unterricht 
nicht  erhalten  haben,  so  solle  auch  der  Vortrag  praktisch 
populär  und  der  Fassungskraft  solcher  Schüler  angemessen, 
überhaupt  aller  Schein  höherer  Gelehrsamkeit  vermieden  wer- 
den» Die  grosse  Zahl  der  Gewerbe  und  die  Verschiedenheit 
ihrer  wissenschaftlichen  Leiter  fordern,  dass  der  Unterricht 
nach  Verschiedenheit  der  Gewerbe  in  Classen  abgetheilt,  für 
jede  Classe  besondere  Unterrichtsstunden  ausgemessen  und 
vorläufig  bekannt  gemacht  werden.  Die  Professoren  müssen, 
um  dem  vorhandenen  Zweck  vollkommen  zu  entsprechen, 
auch  ausser  ihren  Lehrstunden  zugänglich  sein  und  jedem 
Belehrung  suchenden  Gewerbsmann  über  besondere  Vorfälle 
oder  Erfindungen  seines  Gewerbes  Auskunft  ertheilen". 

Die  böhmischen  Stände  erklärten  sich  bereit,  einen  be- 
stimmten Beitrag  für  Besoldungen,  die  erste  Einrichtung  und 
jährliche  Unterhaltung  des  Institutes  zu  übernehmen.  Am 
14.  März  1803  erfolgte  die  allerhöchste  Genehmigung  des 
neuen  Instituts.  Der  vorgelegte  Lehrplan  erhielt  erst  im 
Jahre  1806  die  kaiserliche  Bestätigung.  Als  Zweck  der 
neuen  Lehranstalt  wird  die  Emporbringung  der  vaterländi- 
schen Gewerbe  durch  wissenschaftlichen  Unterricht  bezeich- 
net. Die  Lehranstalt  war  bestimmt  für  Söhne  vermöglicher 
Künstler  und  Kaufleute ,  Eigenthümer  oder  Vorsteher  von 
Fabriken  für  Leinenwaaren,  Cotton,  Tuch,  Glas,  Eisen,  für 
Färber  undColoristen,  Uhr-  und  Instrumentenmacher,  Maschi- 
nenmacher u.  s.  w.,  für  Land-  und  Wasserbauingenieure,  Guts- 
besitzer, Cameral-  und  Forstbeamte,  für  Staatsbeamte  in  Fa- 
briks-  und  Cameralgegenständen,  im  Land-  und  Wasserbau- 
wesen, sowie  auch  für  Lehrer  und  Professoren.  Die  Vorträge 
sollten  Mathematik  und  praktische  Geometrie,  Mechanik,  Hy- 
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draulik,  Land-  und  Wasserbaukunst,  Chemie,  u.  z.  sowohl 
die  allgemeine  als  auch  die  speciell  technische  umfassen. 
Die  Kosten  des  Instituts  beliefen  sich  Anfangs  auf  14600  fl. 

Seit  dem  Jahre  1807  wurden  oftmals  Anträge  auf  Re- 
organisierung des  Instituts  gestellt,  indess  dauerte  es  ziemlich 
lange,  ehe  man  damit  durchdrang.  1807  kam  eine  Lehrkan- 
zel der  Landwirthschaft  hinzu,  1815  ward  das  Institut  von 
der  Universität  getrennt  und  zu  einer  eigenen  mit  der  Uni- 
versität parallelen  Lehranstalt  erhoben.  Die  gemeinschaftliche 
Immatriculation  der  Techniker  bei  der  Universität  wurde 
gleichfalls  aufgehoben.  Um  dem  Mangel  einer  ungenügen- 
den Vorbildung  der  in  das  Institut  eintretenden  abzu- 
helfen, legte  Gerstner  schon  1811  den  Plan  zur  Errichtung 
einer  Realschule  als  einer  Vorbildungsanstalt  vor.  Erst  im 
Jahre  1829  erfolgte  die  Genehmigung  zur  Creirung  der 
Realschule. 

Im  Jahre  1838  wurde  ein  ständisches  Comite  mit  der 
Prüfung  einer  abermaligen  Reorganisierung  betraut,  dieses  er- 
stattete im  Jahre  1840  seinen  Bericht.  Die  wichtigsten 
Puncto  desselben  waren :  die  Zöglinge  des  technischen  Insti- 
stuts  seien  gleich  bei  ihrem  Eintritt  in  dieselbe  zu  befragen, 
welchem  Beruf  sie  sich  widmen  wollten,  worauf  ihnen  dann 
die  zweckmässigste  Reihenfolge  der  von  ihnen  zu  hörenden 
Lehrgegenstände  anzugeben  wäre.  Beim  Austritt  aus  der 
Anstalt  sollten  den  Zöglingen  Absolutorien  ausgestellt  wer- 
den, in  welchen  zu  bemerken  sei,  für  welches  Fach  insbe- 
sondere sich  jeder  Einzelne  ausgebildet  habe;  die  vorzüglichen 
Zöglinge  sollten  auch  zu  Öffentlichen  strengen  Prüfungen  aus 
sämmtlichen  Wissenschaften  ihres  Berufes  aufgefordert  wer- 
den und  hierüber  Diplome  erhalten.  Der  Lehrcurs  sei  auf 
3  Jahre  auszudehnen  und  drei  neue  Lehrkanzeln  zu  errich- 
ten für  theoretische  und  praktische  Forstkunde,  für  Mathe- 
matik und  Technologie.  Die  Gehalte  der  Professoren  seien 
jenen  an  der  philosophischen  Facultät  gleichzustellen,  näm- 
lich mit  1200,  1400  und  1600  Gulden. 

Erst  im  Jahre  1843  wurde  der  von  den  Ständen  in  der 
Landtagsversammlung  vom  16.  August  genehmigte  Plan  zur 
Reorganisierung  des  technischen  Instituts  Sr.  Majestät  vorge- 
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legt.  Allein  eine  definitive  Genehmigung  desselben  erfolgte 
nicht,  da  sich  die  Angelegenheit  bis  zum  Jahr  1848  hinaus- 
zog und  die  stürmischen  Wirren  dieses  Jahres  das  Reorga- 
nisation swerk  nicht  zum  Abschluss  kommen  Hessen. 

In  Wien  wurde  der  Plan  zur  Errichtung  einer  Central- 
bildungsanstalt  für  Handel  und  Gewerbe  schon  1803  gefasst, 
aber  erst  1810  begannen  die  Berathungen  und  besonders  der 
Referent  für  öffentlichen  Unterricht  im  Staatsrathe  nahm 
sich  der  ganzen  Angelegenheit  mit  grosser  Energie  an.  Mit 
der  Ausarbeitung  einer  entsprechenden  Vorlage  wurde  der 
spätere  erste  Director  des  neuen  Instituts  Johann  Josef  Prechtl 
betraut,  der  an  der  Wiener  Realakademie  Naturgeschichte, 
Physik  und  Chemie  lehrte.  Die  definitive  Schlussfassung 
über  den  Detailplan  erfolgte  erst  drei  Jahre  später,  und  nach- 
dem Prechtl  December  1814  zum  Director  ernannt  worden 
war,  fand  am  3.  November  1815  die  feierliche  Eröffnung  der 
neuen  Lehranstalt  statt*). 

Nach  dem  Organisationsplane  vom  Jahre  1816  war  das 
Wiener  polytechnische  Institut  eine  Centralbildungsanstalt 
für  den  Handel  und  für  die  Gewerbe  durch  Verbreitung  eines 
zweckmässigen  wissenschaftlichen  Unterrichtes,  ein  Sammel- 
platz für  die  von  den  Wissenschaften  ausgehenden  Beförde- 
rungsmittel der  National-Industrie ;  ein  Verein  von  nützlichen 
Kj'äften  zur  Hebung  des  inländischen  Gewerbefleisses  durch 
jede  Art  wissenschaftlichen  Einflusses.  Demnach  sollte  das 
polytechnische  Institut  drei  Anstalten  in  sich  vereinigen  u.  z. 
eine  technische  Lehranstalt,  ein  Conservatorium  für  Kunst 
und  Gewerbe  und  einen  Verein  zur  Beförderung  der  Natio- 
nal-Industrie. 

Das  technische  Institut  zerfiel  in  2  Abtheilungen;  die 
commercielle  und  die  technische  Abtheilung.  Jene  sollte  die 
Lehrgegenstände  zur  gründlichen  Ausbildung  für  die  Geschäfte 
des  Handels,  diese  die  physisch-mathematischen  Wissenschaf- 
ten in  ihren  Anwendungen  auf  die  technischen  Ausübungen 
und  Geschäftszweige  umfassen.    Zur  Vorbereitung  für  beide 


*)  Die  definitive  Organisierung  des  Instituts  erfolgte  mit  dem  Stu- 
Tdienhofcommissionsdecret  vom  19.  September  1817. 
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Abtheilungen  ward  eine  Realschule  errichtet,   deren  Organi- 
sation oben  dargelegt  wurde. 

In  der  commerciellen  Abtheilung  wurden  folgende  Ge- 
genstände gelehrt:  Geschäfts-  und  Correspondenzstyl  für 
Kaufleute  3  Stunden,  Handelswissenschaft  3  St.,  Handels- 
und Wechselrecht  3  St.,  kaufmännische  Buchhaltung  4  St., 
Hahdels-Geographie  3  St.,  Handels-Geschichte  2  St.,  Waaren- 
kunde  2  St.,  Mercantilrechnen  3  St.  wöchentlich.  Die  tech- 
nische Abtheilung  des  polytechnischen  Institutes  umfasste 
folgende  Lehrfächer :  Allgemeine  technische  Chemie,  specielle 
technische  Chemie,  Physik,  Mathematik,  Maschinenlehre,  die 
praktische  Geometrie,  Land-  und  Wasserbaukunde,  die  Tech- 
nologie. Die  Gegenstände  der  Vorbereitungsclassen  der 
Realschule  wurden  bei  der  commerciellen  als  auch  bei  der 
technischen  Ausbildung  vorausgesetzt ;  letztere  mit  der  com- 
merciellen Abtheilung  machten  eine  eigentliche  Handelsschule 
aus,  in  der  derKaufmann  binnen  3  Jahren  seine  Ausbildung 
erlangen  konnte.  Wollte  er  überdies  ausser  den  commer- 
ciellen noch  einige  technische  Fächer,  als  Chemie,  Physik 
Technologie  studieren,  um  sich  für  eine  vollständige  Fabriks- 
führung zu  bilden,  so  reichte  ein  4.  Jahrgang  dazu  hin.  Die 
reine  höhere  Mathematik,  Physik,  Maschinenlehre,  Maschinen- 
zeichnung, Technologie  sollten  dem  künftigen  Vorsteher  me- 
chanischer Werkstätten  und  Fabriken,  dem  Kunstmeister  für 
Berg-  und  Hüttenwerke  die  nöthige  Ausbildung  verschaffen. 
Der  Lehrcurs  dauerte  im  allgemeinen  zwei  Jahre  u.  z.  im 
ersten  Jahre  Mathematik,  Physik  und  Zeichnen,  im  zweiten 
Jahre  Maschinenlehre,  Maschinenzeichnen  und  Technologie. 
Ebenso  sollte  im  polytechnischen  Institut  die  für  das  Land- 
und  Forstwirthschaftswesen,  für  Berg-  und  Hüttenwesen,  für 
Land-  und  Feldmesskunst  nöthige  Ausbildung  erzielt  werden, 
endlich  eine  vollständige  Bauakademie  oder  eine  Bildungsan- 
stalt für  die  verschiedenen  Bau beamten  ersetzen,  in  welcher  alle 
diejenigen,  welche  sich  dem  Land-,  Wasser-  und  Strassenbau 
widmen,  die  erforderlichen  Kenntnisse  erlangen,  um  später 
in  die  praktische  Laufbahn  des  Baubeamten  oder  des  Bau- 
Ingenieurs  überzutreten. 
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Dieser  Curs  wurde  auf  drei  Jahre  präliminiert  u.  z.  Ma- 
thematik, Physik,  Zeichnen  im  ersten  Jahre;  Maschinenlehre, 
Maschinenzeichnen,  praktische  Geometrie  und  geometrisches 
Zeichnen  im  zweiten  Jahre;  Land-  und  Wasserbaukunde, 
Bauzeichnen,  Technologie  und  Baubuchhaltung  im  dritten 
Jahre. 

Das  Institut  war  der  Oberleitung  des  Directors  unter- 
geordnet, dem  in  moralischer,  wissenschaftlicher  und  ökonomi- 
scher Hinsicht  die  Sorge  für  das  Gedeihen  und  den  Fortschritt 
desselben  und  das  zweckmässige  Zusammenwirken  der  ein- 
zelnen Kräfte  oblag.  Er  hatte  dafür  zu  sorgen ,  dass  die 
verschiedenen  Lehrfächer  den  Instructionen  gemäss  und  in 
der  nöthigen  Zusammenstimmung  vorgetragen  würden,  er 
berichtete  über  das  Institut  an  die  Landesregierung  und  re- 
präsentierte dasselbe  nach  aussen.  Die  Anzahl  der  Profes- 
soren an  der  technischen  Abtheilung  war  auf  8,  in  der  com- 
mereiellen  Abtheilung  auf  3  festgesetzt*). 

Assistenten,  welche  auf  2 — 4  Jahre  angestellt  wurden, 
gab  es  6  u.  z.  für  Chemie  zwei,  ferner  für  Maschinenlehre, 
Technologie,  Physik,  Mathematik,  letzterer  fungirte  ausser- 
dem noch  als  Repetitor.  Die  Professoren  und  der  Director 
standen  im  Range  jenen  der  philosophischen  Facultät  an 
der  Universität  gleich,  die  Professoren  der  beiden  Vorberei- 
tungsclassen  hatten  den  Rang  von  Gymnasial-Professoren. 

Das  Lehrpersonal  der  Vorbereitung  bestand  aus  dem 
Vicedirector ,  dem  Professor  der  Sprachlehre  und  des  Ge- 
schäftsstyls ,  der  Elementar-Mathematik,  der  Geschichte  und 
Geographie  und  der  Naturgeschichte,  ferner  aus  4  Lehrern 
für  Zeichnen,   Kalligraphie,   Französisch  und  Italienisch. 

In  die  commercielle  und  technische  Abtheilung  wurden 
jene  aufgenommen,  welche  die  zweite  Vorbereitungsciasse  am 
Institut  oder  die  Realschule  in  den  Provinzen  mit  gutem  Er- 
folg zurückgelegt  hatten  oder  jene ,  welche  die  Kenntnisse 
der  zweiten  Vorbereitungsciasse  durch  eine  an  derselben  ab- 


*)  l.  Der  Professor  der  allgemeinen  technischen  Chemie,  2.  der 
speciell  technischen  Chemie,  3.  Physik,  4.  Mathematik,  5.  Maschinenlehre, 
6.  praktische  Geometrie,  7.  Land-  und  Wasserbaukunde  und  8.  Technologie. 
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zulegende  Prüfung  erwiesen,  ferner  solche,  welche  sämmtliche 
Gymnasialclassen  mit  guten  Zeugnissen  absolviert  hatten.  In 
der  Regel  war  mindestens  ein  Altervon  16  Jahren  zur  Aufnahme 
erforderlich.  Diejenigen,  welche  bereits  im  Alter  vorgerückt 
waren,  hatten,  wenn  sie  sich  den  mathematischen  Fächern  wid- 
men wollten,  nur  die  nöthige  Vorbereitung  in  der  Mathematik 
nachzuweisen.  Die  commerciellen  Fächer,  die  Chemie,  techni- 
sche Physik  und  Technologie  konnten  von  Jedermann,  der 
bei  gesetztem  Alter  die  nöthige  allgemeine  Vorbildung  hatte, 
frequentiert  werden.  In  den  beiden  Abtheilungen  herrschte 
die  akademische  Einrichtung,  dass  jeder  nur  jene  Fächer 
frequentieren  konnte,  die  ihm  für  seinen  Lehrcurs  nöthig  oder 
nützlich  waren.  Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass  in  der 
Aufeinanderfolge  der  Lehrgegenstände  die  zum  Verständnisse 
derselben  nöthige  Ordnung  zu  befolgen  war,  worüber  dieDirec- 
tion  nöthigenfalls  den  Zuhörern  die  nöthigen  Anweisungen 
ertheilte.  Prüfungen  fanden  am  Ende  des  Jahres  statt. 

Zu  den  Lehranstalten  in  Prag  und  Wien  kam  1811  das 
Joanneum  in  Gratz,  Anfangs  bloss  als  Museum  und  natur- 
wissenschaftliche Lehranstalt  hinzu ,  woraus  sich  später 
(1830 — 50)  ein  vollständiges  technisches  Institut  entwickelte. 
Die  Lemberger  Real-  und  Handlungsakademie  wurde  1843 
in  eine  technische  Lehranstalt  umgestaltet,  in  den  italienischen 
Provinzen  ersetzten  die  mathematischen  Facultäten  an  den 
Universitäten,  vornehmlich  zur  Heranbildung  von  Ingenieuren 
bestimmt,  eine  technische  Lehranstalt. 

Die  Organisation  der  polytechnischen  Studien  entsprach 
allen  billigen  Anforderungen  damaliger  Tage.  Die  Ver- 
bindung der  sogenannten  Vorbereitungsclassen  mit  dem 
höhern  Unterricht  war  bloss  eine  äusserliche  und  durch 
den  Mangel  an  geeigneten  Vorbildungsanstalten  vollständig 
gerechtfertigt.  Es  ist  aber  ein  Beweis  der  umfassenden 
Bildung  Prechtls,  dass  er  die  mathematisch  -  naturwissen- 
schaftlichen Studien  nicht  ausschliesslich  berücksichtigte, 
sondern  auch  den  sogenannten  humanistischen  Lehrgegen- 
ständen Rechnung  getragen  wissen  wollte.  Auch  die  Anleh- 
nung einer  commerciellen  Abtheilung  an  die  technischen  In- 
stitute kann  bei   den   Bedürfnissen   jener  Zeit    nur    gebillig 
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werden,  wenn  auch  gegenwärtig  die  Beseitigung  derselben 
•nach  dem  Inslebentreten  vieler  selbständiger  Institute,  welche 
die  Heranbildung  des  Kaufmanns  als  selbständigen  Zweck 
verfolgen,  geboten  war.  Ohnehin  bildete  die  technische  Ab- 
theilung den  eigentlichen  Schwerpunct  des  technischen  In- 
stituts. Das  Princip  der  Lernfreiheit  lag  demselben  zu  Grunde 
und  selbst  das  Fachschulensystem  war  im  Keime  vorhanden. 
Das  Wiener  Polytechnicum  sollte  überdies  auch  ein  Conser- 
vatorium  für  Industrie  und  Gewerbe  sein,  zu  welchem  Be- 
hufe  das  Modellencabinet  und  die  technologische  Sammlung 
reichlich  dotiert  war.  Zur  Verbreitung  industrieller  Kenntnisse 
hat  diese  Einrichtung  in  vielfacher  Beziehung  beigetragen. 

Aber  die  Fortbildung  und  Fortentwicklung  der  techni- 
schen Lehranstalten  erfordert  vielleicht  eine  weit  intensivere 
Aufmerksamkeit,  als  die  anderer  Schulen,  weil  jene  mit  den 
Fortschritten  des  industriellen  und  praktischenLebens  im  innigen 
Contacte  bleiben  müssen,  wenn  dauernd  erspriessliches  ge- 
leistet werden  soll.  In  dieser  Hinsicht  trat  auch  auf  dem 
Gebiete  der  technischen  Studien  ein  Stillstand  ein,  der  auf 
dem  pädagogischen  und  wissenschaftlichen  Gebiete  immer 
und  überall  zum  Kückschritte  führt.  Der  Unterricht  in  ein- 
zelnen praktischen  Fächern,  welche  mittlerweile  eine  hervor- 
ragende Stellung  sich  errungen  hatten,  fehlte  gänzlich  und 
nur  mühsam  konnten  einzelne  Verbesserungen  sich  Bahn 
brechen. 

Die  Nothwendigkeit  Modificationen  im  Lehrplane,  über- 
haupt in  der  gesammten  Organisation  der  technischen  An- 
stalten vorzunehmen,  blieb  auch  den  leitenden  Organen  nicht 
unbekannt.  Schon  1834  wurde  von  Sr.  Majestät  eine  Re- 
vision des  Organisierungsplanes  angeordnet,  die  Entschei- 
dung über  die  Vorschläge  erfolgte  erst  1842*).  Wir  heben 
die  wichtigsten  Bestimmungen  hervor.  Der  Unterricht  in 
der  ^Baukunst  wurde  auf  zwei  Jahre  ausgedehnt.  In  dem 
ersten  Jahrgange  sollte  der  Landbau  in  seinem  ganzen  Um- 


*)  Studienhofcommissionsdecret  vom  3.  September  1834,  allerhöchste 
EntSchliessung  vom  29.  Jänner  1842,  Studienhofcommissionsdecret  vom 
2.  April  1842. 
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fange,  selbst  mit  Berücksichtigung  der  schönen  Architektur, 
im  zweiten  Jahre  Strassen-  und  Wasserbau  gelehrt  werden. 
Alle  diese  Lehrfächer  wurden  von  einem  einzigen  Lehrer 
besorgt.  Ferner  wurde  eine  Lehrkanzel  für  descriptive 
Geometrie  gegründet. 

Das  Prager  Institut  vermochte  es  nicht,  trotz  aller  An- 
strengungen von  Seite  der  Stände  und  der  Lehrkörper,  zu 
einer  einschneidenden  Reorganisation  zu  bringen,  das  Institut 
befand  sich  dreissig  Jahre  lang  im  Zustande  der  Organisie- 
rung; während  dieser  Zeit  wurden  vier  vollständige  Reorga- 
nisationspläne vom  Lehrkörper  berathen,  von  der  Landes- 
vertretung beschlossen ,  „welche  den  ganzen  langwierigen 
Instanzenzug  bis  zur  obersten  Unterrichsbehörde  durchmach- 
ten und  hierauf  entweder  nach  einigen  Jahren  spurlos  ver- 
schwanden oder  unerledigt  zurückgeschickt  wurden.  Und 
immer  wieder  vom  neuen  wälzte  das  Lehrercollegium  unver- 
drossen den  Sisyphusstein  hinan,  um  nach  einigen  Jahren  der 
Hoffnung  wieder  von  vorne  anzufangen"*).  — 

Dies  war  der  Zustand  des  österreichischen  Schulwesens 
vor  dem  Jahre  1848.  In  ihm  prägt  sich  der  Geist  des  herr- 
schenden politischen  Systems  viel  deutlicher  und  schärfer 
aus,  als  in  den  andern  Institutionen  und  Gesetzen,  welche  im 
Kaiserstaate  gäng  und  gäbe  waren.  Das  Regierungssystem 
wurzelte  in  dem  Bestreben,  das  Land  geistig  gegen  das  Aus- 
land abzusperren  und  eine  unübersteigliche  Scheidewand  auf- 
zuführen, damit  ja  kein  fortschrittlicher  Gedanke  sich  her- 
einwage und  die  paradiesische  Unschuld  in  keiner  Weise  ge- 
trübt werde.  Die  Geistlichkeit  beherrschte  die  Volksschule 
fast  unumschränkt  und  es  stimmte  mit  den  herrschenden 
Grundsätzen  überein,  dass  man  ihr  dieselbe  überliess.  Wohl 
waren  Vorschriften  über  Berichterstattung  vorhanden,  um 
die  politischen  Behörden  von  dem  Zustande  der  Volksschule 
in  Kenntnis  zu  setzen ;  von  der  wahren  Sachlage  erfuhr  man 
in  diesen  Kreisen  nichts,  oder  schaffte  bei  Kleinigkeiten  Ab- 
hilfe, während  im  Grossen  alles  intact  blieb*  Die  Schulpa- 
tronate  erfüllten  nicht  überall  ihre  Pflicht,  und  hätte  es  der 


*)  Kofistka  der  höhere  polytechnische  Unterricht  S.  126. 
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massgebenden  Behörde   beliebt,    einen   ähnlichen  Berichter- 
statter,   wie  Lorain  in  Frankreich  es  war,    abzusenden,    so 
würden  wir  ein  Seitenstück   zu  dem  bekannten  Werke  der 
Franzosen  besitzen.     Was  über  die  Schulhäuser  und  andere 
derartige  Einrichtungen    bekannt    wurde,   ist   düster  genug. 
Da  hatte  der  Lehrer  nebst  den  Unterrichtsstunden  noch  an- 
dere Obliegenheiten,  wie  das  Morgen-,  Mittag-  und  Abendläuten, 
das   Läuten   zum    Gottesdienste,    das   sogenannte   Ausläuten 
aller  Leichen,  den  Messnerdienst,   d.  h.  Auf-  und  Zusperren 
der  Kirche,  das  Reinigen  derselben  von  Staub  und  Spinnen, 
Auslöschen  und  Anzünden  der  Lichter  und  Lampen,  Tragen 
von  Wasser,   Wein,   Kohlen,    Kirchenwäsche  u.  dgl.;    auch 
glich    das    Schul-  und  Wohnhaus    mehr   einem  Keller    oder 
Stall  als    einer   menschlichen  Behausung.     Der  Geistlichkeit 
war   der  Religionsunterricht    und    die   unmittelbare  Aufsicht 
der  Schule  übertragen,    sie  erfüllte  nicht  immer  und  überall 
ihre  Pflicht.  „Wer  überhaupt  mit  warmem  Herzen  und  hellen 
Augen   das  Wirken    der  Geistlichkeit   für    die  Volksschulen 
zu  beobachten  Gelegenheit  hatte,  der  wird  mit  Betrübnis  be- 
kennen, dass  die  Geistlichkeit  es  mit  der  Volksschule  nicht 
aufrichtig    gut    meint,     die   Aufklärung    des   Volkes    durch 
Schulen  scheut,  die  Volksschule  als   eine  unerträgliche  Last 
ansieht,  mit  Widerwillen  sich  den  gesetzlicheii  Anordnungen 
des  Staates  unterzieht  und  sie  nur  halb  ausführt",  so  klagte 
ein    mit    dem   Schulwesen   Böhmens    vertrauter   Schulmann, 
und  in  ähnlicher  Weise  Hesse  sich  über  die  andern  Länder 
berichten*).  Wie  sollte  es  auch  anders  sein!  Viele  Geistliche, 
denen  die  Ueberwachung    der  Volksschule   übertragen    war, 
verstanden  von  Pädagogik  wenig  oder  nichts.   Das  Wenige, 
was  sie   sich  während    ihrer  Studienjahre    in   den   obligaten 
Vorträgen  angeeignet   hatten,    war   längst  verschwitzt.     Der 
Gehalt  der  Schullehrer  war  und  blieb  ein  erbärmlicher  und 
entsprach  nicht  einmal  der  unzweckmässigen  geringen  Bildung, 
welche  der  angehende  Lehrer    sich   anzueignen  Gelegenheit 
hatte ;  für  die  Fortbildung  der  Volksschullehrer  war  in  keiner 


*)  Vergl.  Franz  J.  Herrmann,    Denkschrift  über  die  Zustände  des 
Volksschulwesens  in  Böhmen,  Kremsier. 
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Weise  Sorge  getragen.  Der  Schulbesuch  war  nicht  durch- 
gehends  mit  Strenge  überwacht,  nur  dort  wo  der  Ortsseel- 
sorger und  der  Amtmann  Schulfreunde  waren,  war  eine  ge- 
wisse Ordnung.  Die  Wiederholungsschulen  standen  auf  dem 
Papier,  in  der  Wirklichkeit  warfen  sie  wenig  Frucht  ab. 
Die  erworbenen  Kenntnisse  giengen  über  eine  gewisse  me- 
chanische Fertigkeit  im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  nicht 
hinaus,  von  einer  weitergehenden  gewerblichen  Bildung  war 
und  blieb  keine  Rede.  Kann  man  sich  dann  darüber  wundern, 
wenn  die  wirthschaftliche  Entwicklung  Oesterreichs,  dessen 
unerschöpfliche  Hilfsquellen  schon  damals  ein  beliebtes 
Stichwort  waren ,  beträchtlich  hinter  den  andern  Ländern 
zurückblieb ! 

Und  nun  die  Mittelschulen!  Ohne  in  Abrede  stellen  zu 
wollen,  dass  innerhalb  des  gesetzlichen  Rahmens  an  einzel- 
nen Lehranstalten  tüchtiges  geleistet  wurde,  was  aber  mehr 
weniger  von  der  Individualität  des  Lehrers  abhing,  mit  nich- 
ten  aber  in  den  Institutionen  irgendwie  begründet  war,  im 
Grossen  und  Ganzen  mussten  die  erzielten  Resultate  selbst 
hinter  bescheidenen  Anforderungen  zurückbleiben.  Ohne  ge- 
nügende Lehrer  nützen  die  besten  Gesetze  nichts,  und  diese 
waren  eben  nicht  zweckentsprechend.  Der  Erfolg  war  weit 
winziger,  als  er  selbst  nach  den  bestehenden  Schulnormen  hätte 
sein  müssen,  da  es  an  tüchtigen  Lehrern  vielfach  fehlte.  Nur 
mühsam  auf  Schleichwegen  musste  sich  der  vorstrebende 
Jüngling  eine  grössere  Summe  von  Kenntnissen  verschaf- 
fen, wenn  überhaupt  ein  tieferes  wissenschaftliches  Streben 
vorhanden  war ,  und  das  in  der  Schule  gebotene  war 
nur  dazu  da,  um  sobald  als  möglich  vergessen  zu  wer- 
den. In  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts  galt  noch  dasselbe 
Wort ,  welches  wir  oben  als  von  einem  Staatsmanne 
des  vorigen  Jahrhunderts  herrührend  angeführt  haben:  man 
musste  die  verlorne  Schulzeit  bedauern.  Man  lernte  weder 
in  Realien  noch  in  den  classischen  Sprachen  etwas  erkleck- 
liches. In  einem  barbarischen  Latein  wurden  wichtige  Ge- 
genstände gelehrt,  hiemit  wollte  man  Weckung  des  Verstan- 
des, Entwicklung  der  Denkkraft  erzwecken,  wenn  es  über- 
haupt im  Sinne  der  Gesetzgebung  lag,  dass  dies  geschehe. 
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Nach  sechs  Jahren  war  man  über  die  vier  Species  und 
die  wichtigeren  praktischen  Rechnungsarten  nicht  bedeutend 
hinausgekommen ,  nur  konnte  man  in  den  untern  Classen 
bloss  deutsch,  in  den  obern  lateinisch  rechnen.  Gibt  ja  doch 
ein  hervorragender  Staatsmann,  der  Gelegenheit  hatte,  das 
österreichische  Studienwesen  als  Mitglied  der  obersten  Stu- 
dienbehörde kennen  zu  lernen,  zu,  dass  zu  geringe  Sorgfalt 
für  die  Ausbildung  von  Lehrern  in  allen  Fächern,  so  wie  bei 
der  Wahl  derselben,  insbesondere  für  die  Gegenstände  des 
höhern  Unterrichts,  Vernachlässigung  der  für  das  praktische 
Leben  wichtigsten  Fächer,  Festhalten  an  veralteten,  den  ver- 
änderten Bedürfhissen  nicht  mehr  entsprechenden  Methoden, 
mangelhafte  Lehrbücher,  welche  Lehrern  und  Schülern  als 
Norm  dienen  mussten,  ängstliche  Ueberwachung  und  Be- 
schränkung der  Lehrer,  Unterdrückung  jeder  Selbständig- 
keit der  Schulen  in  der  Wahl  und  Reihenfolge  der  Gegen- 
stände und  eine  die  freie  Selbstentwicklung  hemmende  Ein- 
richtung der  Prüfungen,  die  Vorwürfe  waren,  welche  am 
häufigsten  gegen  die  Leitung  des  Unterrichtswesens  vernom- 
men wurden,  und  dass  diese  Gebrechen  von  der  obersten 
ünterrichtsbehörde  erkannt  wurden.  Es  fehlte,  setzt  er  hinzu, 
nicht  am  Willen  ihnen  abzuhelfen,  nicht  an  Vorbereitungen 
und  Einleitungen,  um  das  mangelhafte  zu  ersetzen,  wol 
aber  an  Ki'äften,  welche  sich  dieser  Aufgabe  ganz  widmen 
konnten,  an  dem  entschlossenen  Muthe  zu  durchgreifenden 
Reformen"  *).  Dies  Urtheil  über  das  gesammte  Studienwesen 
damaliger  Tage  ist  um  so  härter,  als  es  von  einem  conser- 
vativen  Staatsmann  herrührt,  der  gewiss  zur  Uebertreibung 
keine  Anlage  hatte. 

Wir  haben  oben  das  Urtheil  von  Fachmännern  über 
die  österreichischen  Gymnasien  angeführt  und  die  Ansichten 
der  Studienhofcommission  kennen  gelernt,  dass  es  überflüssig 
erscheinen  dürfte  hier  bei  dieser  Rückschau  ausführlich  sein 
zu  müssen;  nur  muss  man  festhalten,  dass  in  den  cislei- 
thanischen  Provinzen  die  Resultate  glänzend  genannt  wer- 
den konnten,  verglichen  mit  jenen  in  den  ungarischen  Lehr- 


*)  Pillersdorf  Handschriftlicher  Nachlass  S.  44  ff. 


anstalten.  Hier  erlangte  man  nicht  einmal  jene  geringfügigen 
Kenntnisse  aus  der  Geographie  und  Geschichte,  aus  der  Ma- 
thematik, welche  in  den  deutsch  slavischen  Gebieten  wenig- 
stens gelehrt  wurden.  Der  Unterricht  beschränkte  sich  auf 
Geographie  und  Geschichte  Ungarns  und  zwar  in  der  aller- 
dürftigsten  Weise.  Nur  in  den  protestantischen  Lyceen  in 
Pressburg  u.  a.  Orten  zeigte  sich  ein  bedeutender  Aufschwung 
zur  Besserung  in  den  40ger  Jahren*). 

Die  Stellung,  welche  das  Gymnasium  als  Erziehungs- 
anstalt einnahm,  war  ein  Spiegelbild  des  öffentlichen  Lebens 
im  Kleinen.  Die  Schulpolizei  war  eigentlich  das  Institut 
der  Staatspolizei  auf  die  Schule  übertragen.  Die  Professoren 
bestellten  zur  Oberaufsicht  eine  Anzahl  besserer  Schüler,  d.  h. 
solche,  welche  gute  Noten  erhalten  hatten.  Diese  hatten  die 
Pflicht  das  Betragen  der  Schüler  vor  der  Schulstunde,  wäh- 
rend der  Messe  und  beim  Nachhausegehen  zu  überwachen, 
die  Einlieferung  der  Pensa  zu  registriren,  über  die  Ordnung 
der  Schreibhefte  Bericht  zu  erstatten.  Mancherlei  Strafen 
trafen  den  Säumigen,  Knien,  Anweisung  eines  Platzes  auf 
der  Schandbank,  schriftliche  Strafarbeiten  und  endlich  hand- 
liche Executionen ,  welche  bisweilen  vom  Professor,  meist 
vom  Schuldiener,  in  Ungarn  auch  von  dem  stärksten  Jun- 
gen der  Classe  vollzogen  wurden.  Letzterer  war  gewöhn- 
lich der  „Amanuensis"  des  Professors,  unter  dessen  Tyrannei 
die  Schuljugend  seufzte**). 

Kann  man  die  Lässigkeit  der  Regierung  bezüglich  der 
so  nothwendigen  Reformen  nur  einer  herben  Kritik  unter- 
ziehen, so  muss  man  andererseits  ihr  die  vollste  Gerechtig- 
keit angedeihen  lassen ,  dass  sie  dem  geistlichen  Stande 
gegenüber,  namentlich  was  die  Jesuitengymnasien  anbelangt, 
die  Rechte  des  Staates  streng  zu  wahren  suchte,  und  Ueb er- 
griffe nicht  duldete,  Exemtionen  nicht  gewährte.  Die  Jesui- 
ten   wurden    durch     die    allerhöchste    Entschliessung    vom 


*)  Wir  sprechen  hier  aus  eigener  Erfahrung,  da  einer  der  Verfasser 
80  glücklich  war,  die  Gymnasialjahre  an  ungarischen  Lehranstalten  durch- 
machen zu  müssen  1 

**)  Vergl.  Aus  dem  Hörsäle,  Leipzig  1848,  S.  30.  Wir  könnten  die 
daselbst  angeführten  Daten  aus  eigener  Erfahrung  bereichern. 


19.  März  1836  hinsichtlich  der  in  den  Schulen  anzustellen- 
den Lehrer  wohl  von  der  concursartigen  Prüfung  in  dem 
Vertrauen  enthoben,  dass  nur  ganz  geeignete  Lehrer  ange- 
stellt wurden,  und  jede  solche  Ernennung  und  Veränderung 
der  betreffenden  Landesstelle  angezeigt  würde.  Es  war  vor- 
geschrieben, dass  über  die  öffentlichen  Schulen  Berichte  an 
die  Behörden  zu  erstatten  seien.  Es  wurde  ihnen  gestattet, 
ihre  theologischen  Studien  nach  der  ratio  studiorum  einzu- 
richten, ebenso  ihre  Gymnasien  und  philosophischen  Studien 
unter  der  Bedingung,  „dass  sie  sich,  was  den  Umfang  und 
die  Ordnung  der  Lehr  gegenstände  anbelangt,  an  die  hierüber 
für  die  öffentlichen  Schulen  bestehenden  oder  noch  zu  erlas- 
senden Vorschriften  in  der  Art  halten,  dass  nicht  blos  die 
aus  ihren  Schulen  austretenden  dasselbe  gelernt  haben,  was 
in  den  übrigen  Schulen  gelehrt  wird,  sondern  dass  auch  der 
Uebertritt  von  einer  dieser  Anstalten  zu  andern  ohne  Nach- 
theil des  Uebertretenden  stattfinden  kann".  Die  Prüfung  der 
Bücher  wurde  der  Studienhofcommission  zur  Pflicht  gemacht, 
welche  sich  bei  der  Beurtheilung  allerdings  darauf  zu  be- 
schränken hatte,  ob  das  Schulbuch  etwas  für  den  öffentlichen 
Unterricht  unzulässiges  enthalte,  und  ob  es  dem  Unterrichts- 
zwecke entspreche.  Der  Staat  wahrte  sich  demnach  bei  den 
Lehranstalten  der  Jesuiten  die  allernothwendigste  Einfluss- 
nahme,  was  um  so  beachtenswerther  ist,  als  die  Geistlichkeit 
sich  sonst  über  Zurücksetzung  wohl  nicht  zu  beklagen  hatte. 

Auf  der  Universität  herrschte  der  geistloseste  Mecha- 
nismus, und  an  der  Vortrefflichkeit  des  herrschenden  Systems 
lag  es  nicht,  wenn  einzelne  Männer  trotz  aller  Hindernisse 
sich  auf  literarischem  Gebiete  eine  geachtete  Stellung  er- 
warben. Diese  verdienen  um  so  grössere  Anerkennung  fiir 
ihr  ernstes  Streben,  welches  selbst  die  Trostlosigkeit  der 
Wissenschaft  in  Oesterreich  nicht  niederhalten  konnte.  Und 
wie  spärlich  ist  ihre  Zahl,  und  fast  nur  auf  dem  Gebiete  des 
medicinischen  und  theilweise  der  naturhistorischen  Disciplinen 
sind  wahrhaft  epochemachende  Leistungen,  die  auch  ander- 
weitig Anerkennung  fanden,  nachzuweisen. 

Nichts  charakterisiert  so  sehr  den  herrschenden  Geist, 
als  jene  berühmte  Verordnung,  welche  den  Professoren  An- 
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Weisung  gab,  wie  sie  bei  ihren  Vorträgen  vorzugehen  hatten. 
„Alle  obligaten  und  freien  Lehrgegenstände  der  hohem 
Studienabtheilungen  müssen  nach  gedruckten  Lehrbüchern, 
die  entweder  allgemein  vorgeschrieben  sind,  oder  wenn  über 
einen  Gegenstand  noch  kein  solches  allgemein  vorgeschriebe- 
nes Lehrbuch  besteht,  nach  Werken,  die  von  der  k.  k.  Studien- 
hofcommission  als  Vorlesebücher  genehmigt  sind,  vorgetragen 
werden.  Gibt  es  weder  ein  allgemein  vorgeschriebenes 
Lehrbuch  noch  ein  genehmigtes  Vorlesebuch,  so  dürfen  ge- 
schriebene Vortragshefte  gebraucht  werden,  die  jedoch  dem 
Studiendirector  vorgelegt  und  von  diesem,  mit  seinen  Be- 
merkungen versehen,  durch  die  Landesstelle  an  die  k.  k. 
Studienhofcommission  zur  Genehmigung  zu  leiten  sind.  Ist 
für  einen  Gegenstand  ein  allgemein  vorgeschriebenes  Lehr- 
buch vorhanden,  so  muss  nach  diesem  überall  vorgetragen 
werden;  nur  ausnahmsweise  dürfen  Professoren,  die  selbst 
über  ihren  Gegenstand  ein  Lehrbuch  schrieben,  wenn  sie  die 
Genehmigung  zu  dessen  Gebrauch  erlangten,  sich  desselben 
bei  ihren  Vorträgen  bedienen.  Die  Professoren  haben  sich 
an  die  leitenden  Grundsätze  des  Lehrbuches,  dessen  Anord- 
nung zu  halten,  so  dass  die  Schüler  aus  den  Vorträgen  die 
grösstmöglichen  Vortheile  ziehen  können,  sowie  sie  auch 
dahin  zu  trachten  haben,  den  Lehrstoff  in  der  demselben 
angewiesenen  Zeit  möglichst  vollständig  abzuhandeln.  Will- 
kürliche Abweichungen  von  den  Grundsätzen  und  der  Ord- 
nung des  vorgeschriebenen  Lehrbuches  sind  nicht  gestattet; 
werden  jedoch  Abweichungen  oder  Zusätze  durch  veränderte 
Zeit-  oder  Ortsverhältnisse  wünschenswerth,  so  darf  sie  der 
Professor  nach  vorläufiger  Genehmigung  des  Studiendirectors 
vornehmen;  letzterer  hat  dann  in  seinem  jährlichen  Zustands- 
bericht  dies  darzulegen  oder  in  wichtigen  Fällen  sogleich 
die  obwaltenden  Verhältnisse  zur  höhern  Kenntnis  zu  bringen. 
Die  Studien directoren  haben  die  Befolgung  dieser  Vorschrift 
zu  überwachen  und  sich  durch  öfteren,  unvermutheten  Be- 
such der  Vorträge,  sowie  durch  fleissiges  Beiwohnen  bei  den 
Semestral-  und  Annualprüfungen  von  deren  Einhaltung  zu 
überzeugen." 
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Die  Heranbildung  von  Lehrkräften  für  die  Hochschule 
sollte  durch  Adjuncten  erzielt  werden.  In  der  Instruction 
wiu'de  ihnen  gesagt,  „dass  sie  bei  den  bereits  erworbenen 
Kenntnissen  nicht  stehen  bleiben  dürfen,  und  weil  keine 
Wissenschaft  für  sich  allein  besteht  und  im  Gegentheil  eine 
in  die  andere  eingreift,  so  haben  sich  die  Adjuncten  ausser 
dem  Hauptfache  auch  mit  den  Neben-  und  Hilfswissenschaf- 
ten zu  beschäftigen;  so  z.  B.  habe  der  Adjunct  des  Professors 
der  theoretischen  und  praktischen  Philosophie  sich  auch  gute 
Kenntnisse  in  der  reinen  Mathematik  wegen  der  Ordnung 
im  Denken,  der  Physik  wegen  der  Aufschlüsse,  die  sie  in 
der  Ontologie,  Kosmologie  und  natürlichen  Theologie  gibt, 
der  Weltgeschichte,  welche  ihm  Beispiele  für  die  praktische 
Philosophie  liefert ,  dem  natürlichen.  Privat-,  Staats-  und 
Völkerrechte,  in  welchen  die  wesentlichsten  Grundsätze  der 
praktischen  Philosophie  theils  vollkommen  beleuchtet,  theils 
angewendet  werden ,  zu  verschaffen  und  vorzüglich  in  der 
Geschichte  der  Philosophie,  ohne  welche  er  selbst  ein  Fremd- 
ling in  seiner  Wissenschaft  bleiben  müsste ,  umzusehen". 
Aehnliche  Vorschriften  wurden  für  die  Adjuncten  der  andern 
Lehrgegenstände  erlassen.  Es  wurde  von  ihnen  alljährlich 
eine  gelehrte  Abhandlung  über  einen  etwas  schwierigen  Ge- 
genstand ihres  Faches  verlangt.  Man  betrachtete  dies  als 
ein  Mittel,  sich  von  dem  anhaltenden  Fleisse  des  Adjuncten 
und  seiner  Fähigkeit  zur  „Verfassung  eines  in  seinem  künf- 
tigen Professorate  etwa  nöthig  werdenden  Lehrbuches"  vol- 
lends zu  überzeugen. 


II.  Die  Behörden. 

Die  oberste  Leitung  der  Unterrichtsangelegenheiten, 
wofür  dm-ch  allerhöchste  Entschliessung  vom  23.  März  1848 
eine  selbständige  Centralstelle  geschaffen  wurde,  stand  von 
1848  bis  1860  dem  IMinisterium  für  Cultus  und  Unterricht 
zu.  Jedoch  nicht  das  gesammte  Schulwesen  war  in  diesem 
Departement  concentriert.  So  untersteht  die  orientalische  Aka- 
demie dem  IVIinisterium  des  Aeussern,  die  Montanschulen  dem 
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Finanzministerium ,  die  Forst  -  und  landwirthschaftlichen 
Schulen,  in  das  Ressort  des  Ministeriums  für  Handel  gehörig, 
wechselten  zum  öftern  den  Herrn,  da  diese  Centralbehörde 
einer  Stabilität  sich  nicht  zu  erfreuen  hatte.  Die  Errichtung 
eines  selbständigen  Ministeriums  für  Gultus  und  Unterricht 
war  unbedingt  ein  grosser  Fortschritt,  man  bekundete  damit, 
dass  man  ernstlich  gesonnen  war  den  geistigen  Interessen, 
welche  während  unseres  Jahrhunderts  vielfach  zurückgesetzt 
waren,  eine  intensivere  Pflege  in  Neuösterreich  zuzuwenden. 
An  den  Namen  des  Grafen  Thun  knüpft  sich  die  neue 
Aera  in  dem  österreichischen  Unterrichtswesen.  Welche  An- 
sichten man  auch  von  den  sonstigen  Verdiensten  dieses  Man- 
nes haben  mag,  er  hat  in  den  ersten  Jahren  seiner  ministe- 
riellen Thätigkeit  Ausgezeichnetes  geleistet.  Dass  dieser 
Zweig  der  Verwaltung,  der  selbst  nach  dem  Geständnisse 
hochstehender  Staatsmänner  früher  am  meisten  hinter  den 
Anforderungen  der  Neuzeit  zurückgeblieben  war ,  nun  eine 
regsame  Thätigkeit  entfaltete,  ist  unstreitig  ein  Verdienst  Thun's, 
welches  die  parteilose  Mitwelt  anerkennen  muss.  Der  Bruch  mit 
dem  Alten,  Hergebrachten  war  wenigstens  in  einzelnen  Ge- 
bieten ein  radicaler  und  die  jetzige  Generation  ist  dem  edlen 
Grafen  zu  grossem  Danke  verpflichtet.  Leider  dauerte  der 
Reformeifer  nur  kurze  Zeit  und  die  zweite  Hälfte  des  Thun- 
schen  Ministeriums  zehrte  nur  von  den  Errungenschaften 
früherer  Jahre.  Wir  wollen  an  diesem  Orte  die  Ursachen 
des  Stillstandes  nicht  näher  untersuchen;  dies  thun,  hiesse 
eine  Geschichte  der  inneren  Politik  Oesterreichs  überhaupt 
schreiben.  Genug,  dass  dem  so  war  und  das  Stabilitätsprincip 
sich  abermals  auf  längere  Zeit  bei  uns  einnistete.  Und  doch 
gab  es  noch  so  viel  einzuheimsen,  ehe  die  Zeit  des  Ausruhens 
auf  errungenen  Lorbeeren  gekommen  wäre.  Die  Volksschule 
blieb  fast  vollständig  intact  und  doch  konnten  nur  entschei- 
dende Massnahmen  den  erhöhten  Bedürfnissen  der  Gegen- 
wart entsprechen;  an  den  Realschulen  machten  sich  man- 
cherlei Forderungen  laut,  welche  die  sorgfältigste  Erwägung 
erheischten  und  an  den  Universitäten  gab  es  vielerlei  zu 
bessern  und  zu  bekehren. 

Beer  uoil  Hothegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtsw^sens  etc.  25 
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Die  Veränderungen,  welche  das  Jahr  1 860  in  den  staats- 
rechtlichen Verhältnissen  der  Monarchie  herbeiführte ,  blie- 
ben auch  nicht  ohne  Einfluss  auf  das  Unterrichtswesen.  Das 
Ministerium  wurde  aufgehoben  und  die  administrativen  An- 
gelegenheiten desselben  wurden  für  die  deutsch  -  slavischen 
Kronländer  dem  Staatsministerium,  für  Ungarn,  Siebenbürgen 
und  Croatien  den  verschiedenen  Hofkanzleien  zugewiesen. 
Gleichzeitig  erfloss  eine  allerhöchste  Entschliessung  dahin, 
dass  ein  Eath  des  öffentlichen  Unterrichtes  gebildet  werden 
solle,  welcher  die  wissenschaftlichen  und  didaktischen  Auf- 
gaben zu  verhandeln  und  zu  vertreten  und  dem  Minister- 
rathe  ebenso  wie  allen  übrigen  administrativen  Central- 
Behörden  in  dieser  Beziehung  als  Beirath  zu  dienen  haben 
werde.  Die  Beseitigung  einer  selbstständigen  Centralstelle, 
welche  die  so  wichtigen  geistigen  Interessen  im  Rathe  der 
Krone  zu  vertreten  die  Aufgabe  hatte ,  war  in  mehrfacher 
Beziehung  ein  beklagenswerthes  Ereignis.  Bei  der  grossen 
und  bedeutenden  Aufgabe,  welche  dem  Staatsministerium  und 
den  übrigen  Hof  kanzleien  bei  der  Reorganisation  der  Mon- 
archie auf  constitutioneller  Basis  zufiel,  war  es  vom  Anfang 
an  klar,  dass  die  mit  vielen  politisch  -  administrativen  Ge- 
schäften überhäuften  Minister  nicht  die  Müsse  finden  würden, 
um  sich  dem  Unterrichtswesen  mit  voller  Hingabe  an  die 
Sache  widmen  zu  können.  Und  doch  war  in  der  Legislative 
seit  der  Mitte  der  50ger  Jahre  ein  Stillstand  eingetreten  und 
mannigfache  Aenderungen  stellten  sich  als  dringend  geboten 
heraus,  deren  Durchführung  die  volle  Kraft  eines  Mannes 
in  Anspruch  nehmen  musste.  Zwar  erwartete  man  von  dem 
Nachfolger  des  Grafen  Goluchowski  im  Staatsministerium,  Rit- 
ter von  Schmerling,  dass  er  das  Unterrichtswesen  unter  seine 
besondere  Obhut  nehmen  würde,  und  die  Hoffnungen  wur- 
den durch  das  berühmte  Rundschreiben  des  Ministers,  der 
den  Gedanken  „Wissenschaft  ist  Macht"  adoptierte,  noch 
höher  gestimmt.  Aber  diese  Erwartungen  konnten  anderer- 
seits die  schwer  in  die  Wagschale  fallende  Thatsache  nicht 
aufwiegen,  dass  mit  der  Beseitigung  einer  selbständigen  Cen- 
tralstelle für  Unterricht  die  Gemeinsamkeit  der  Legislative 
auf  diesem  Gebiete  zwischen  den  Ländern  diesseits  und  jen- 
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seits  der  Leitha  beseitigt  wurde  ^  da  es  vorauszusehen  war, 
dass  man  in  den  ungarischen  Kronländern  sich  beeilen  würde 
ein  Lehrsystem  aufzugeben,  welches  der  Absolutismus  des 
vorigen  Jahrzehnts  daselbst  eingeführt ,  ein  Lehrsystem, 
welches  jedenfalls  ein  Fortschritt  gegen  die  veraltete  Schul- 
gesetzgebung Ungarns  war.  Den  divergierendsten  Tendenzen 
war  hiermit  Thür  und  Thor  geöffnet.  Und  es  ist  gewiss  ein 
Gedanke  von  weitgehender  politischer  Bedeutung  für  Oester- 
reich,  die  mannigfachen  durch  Sprache,  Sitte  und  Religion 
getrennten  Völkerschaften  durch  das  gemeinsame  Band 
höherer  Bildung  zu  verbinden  und  zu  einen,  der  mit  der 
Aufhebung  des  Unterrichtsministeriums  zu  Grabe  getragen 
wurde. 

Es  dauerte  überdies  vier  Jahre,  ehe  jene  neue  Körper- 
schaft ins  Leben  gerufen  wurde,  welche  die  Idee  der  Ein- 
heit auf  dem  Unterrichtsgebiete  nunmehr  zu  repräsentieren 
bestimmt  war.  Das  Unterrichtsrathsstatut  wurde  erst  1863  ge- 
nehmigt, und  Leopold  von  Hasner,  einer  der  besten  Lehrer  der 
Prager  Universität,  an  die  Spitze  gestellt  (15.  Juni  1863). 
Nach  einem  abermaligen  Intervall  von  y^  Jahren  trat  die 
Körperschaft  in  Activität. 

Der  Unterrichtsrath  ist  nach  Inhalt  des  allerhöchsten 
Handschreibens  vom  20.  October  1860  berufen,  die  wissen- 
schaftlichen und  didaktischen  Aufgaben  des  öffentlichen  Un- 
terrichtes als  selbständige,  berathende  Körperschaft  zu  ver- 
handeln und  zu  vertreten,  und  den  Ministerien,  sowie  den 
mit  der  Leitung  des  Unterrichtes  betrauten  administrativen 
Centralbehörden  in  dieser  Beziehung  als  Beirath  zu  dienen. 
Die  Minister  und  Chefs  der  Centralstellen  sind  angewiesen, 
über  alle  wissenschaftlichen  und  didaktischen  Angelegen- 
heiten der  ihnen  unterstehenden  Lehranstalten  den  Unter- 
richtsrath einzuvernehmen. 

In  den  Bereich  der  Berathungen  des  Unterrichtsrathes 
gehören,  insoweit  es  sich  um  den  wissenschaftlichen  oder 
didaktischen  Standpunct  handelt,  namentlich  Gesetzesvorlagen 
und  Verordnungen;  Errichtung,  Umgestaltung,  Anerkennung, 
Aufhebung  von  Unterrichtsanstalten;  Ernennung,  Uebersetzung 
der  Schulräthe,  der  Directoren,    Professoren  und  Lehrer  an 
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höheren  Lehranstalten  und  der  Directoren  an  Normalhaupt- 
schiilen,  Bestätigung  der  Privatdocenten ;  Prüfung  der  zum 
Gebrauche  zuzulassenden ,  sowie  der  im  Gebrauche  befind- 
lichen Schulbücher;  Errichtung  und  Besetzung  von  Prü- 
fungs-Commissionen ;  Einrichtung  und  Erweiterung  der  mit 
Unterrichtsanstalten  verbundenen  Institute,  als  Bibliotheken, 
Cabinete,  Museen,  und  Ernennung  der  dieselben  verwalten- 
den Beamten.  In  diesen  Angelegenheiten  wird  der  Beirath 
des  Unterrichtsrathes  von  den  Ministerien  und  von  der  un- 
garischen, siebenbürgischen  und  croatisch-slavonisohen  Hof- 
kanzlei  insoferne  in  Anspruch  genommen,  als  diese  Angele- 
genheiten der  Entscheidung  dieser  Centralbehörden  vorbe- 
halten sind.  Die  Schlussberichte  der  Schulräthe,  der  Direc- 
tionen,  der  Prüfungscommissionen,  der  philologischen  Seminare, 
der  Bibliotheken,  Museen  u.  a.  werden -.dem  Unterrichtsrathe 
mitgetheilt.  In  allen  diesen  wissenschaftlichen  und  didakti- 
schen Angelegenheiten  steht  dem  Unterrichtsrathe  auch  die 
Initiative  zu.  Die  vom  Unterrichtsrathe  beschlossenen  Gut- 
achten und  Anträge  werden  an  den  betreffenden  Minister 
oder  Chef  der  Centralstelle  geleitet,  ohne  dessen  Genehmi- 
gung eine  Veröffentlichung  nicht  gestattet  ist.  Von  der  ge- 
troffenen Entscheidung  wird  in  jedem  Falle ,  mag  der  Be- 
schluss  des  Unterrichtsrathes  angenommen,  modificiert  oder 
abgelehnt  sein,  der  Unterrichtsrath  in  Kenntnis  gesetzt. 

Der  Unterrichtsrath  zerfällt  nach  Verschiedenheit  der 
Zweige  des  öffentlichen  Unterrichtes  in  neun  Sectionen, 
und  zwar  vier  Universitätssectionen  entsprechend  den  vier 
Facultäten,  eine  Section  für  die  protestantisch  -  theologischen 
Facultäten ,  je  eine  Section  für  Gymnasien ,  höhere  tech- 
nische Lehranstalten,  Real-  und  Fachschulen,  Kunstaka- 
demien und  Kunstschulen ,  endlich  Volksschulen.  Die  den 
einzelnen  Sectionen  angehörenden  Mitglieder  des  Unter- 
richtsrathes sind  theils  solche,  die  in  Wien,  theils  solche, 
die  auswärts  ihren  Wohnsitz  haben.  Die  Anzahl  der  in 
Wien  domicilierenden  Unterrichtsrathe  beträgt  36.  In  den 
einzelnen  Ländern  ausser  Wien  wird  eine  dem  Bedürfnisse 
entsprechende  Anzahl  von  Mitgliedern  des  Unterrichtsrathes 
ernannt.     In  wichtigen  Fällen  werden   die  betreffenden  aus- 
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wärtigen  Mitglieder  zur  Theilnahme  an  den  Berathungen 
nach  Wien  eingeladen. 

Jede  Section  des  Unterrichtsrathes  verhandelt  selb- 
ständig die  ihr  zugewiesenen  Geschäfte.  Zu  Verhandlungen 
über  Gegenstände,  welche  mehrere  oder  alle  Sectionen  be- 
treffen,  versammeln  sich  dieselben  über  Aufforderung  des 
Präsidenten  zu  gemeinschaftlichen  Sitzungen.  Die  Mitglieder 
des  Unterrichtsrathes  werden  auf  3  Jahre  berufen.  Nach 
Ablauf  von  je  3  Jahren  scheidet  ein  Drittheil  der  in  Wien 
domicilierenden  aus.  Die  Austretenden  können  wieder  er- 
nannt werden.  In  angemessener  Weise  wird  nach  Ablauf  von 
3  Jahren  für  die  Erneuerung  der  Unterrichtsräthe  ausser 
Wien  Sorge  getragen.  Die  Ernennung  geschieht  durch  den 
Kaiser  auf  Vorschlag  des  Präsidenten.  Jede  Section  hat  das 
Recht,  sich  für  einzelne  Fälle  durch  Fachmänner  zu  ver- 
stärken, mögen  dieselben  anderen  Sectionen  angehören  oder 
ausserhalb  des  Unterrichtsrathes  stehen.  Der  Berufene  hat 
entscheidendes  Stimmrecht.  An  der  Spitze  des  Unterrichts- 
rathes steht  als  Leiter  desselben  der  Präsident  des  Unter- 
richtsrathes. Zu  diesem  Staatsamt  wird  vom  Kaiser  ein  Mann 
der  Wissenschaft  ernannt.  Er  führt  bei  den  gemeinschaft- 
lichen und  den  Sectionssitzungen  den  Vorsitz.  Im  Falle  seiner 
Verhinderung  vertritt  ihn  das  von  ihm  bezeichnete  Mitglied 
der  Section. 

Im  Falle  einer  länger  dauernden  Verhinderung  des 
Präsidenten  wird  ein  von  diesem  in  Vorschlag  gebrachtes 
Mitglied  des  Unterrichtsrathes  mit  der  Stellvertretung  des 
Präsidenten  beauftragt.  Dem  Präsidenten  kommt  bei  gleich 
getheilten  Stimmen  die  Entscheidung  zu.  Er  leitet  die  vom 
Unterrichtsräthe  abgegebenen  Gutachten,  allenfalls  unter  Bei- 
fügung seiner  eigenen  Meinung  an  den  betreffenden  Minister 
oder  Chef  der  Centralstelle.  Von  diesem  empfängt  er  auch 
die  Mittheilungen  über  Verfügungen,  welche  von  ihm  in 
Unterrichtssachen  getroffen  werden. 

Die  Idee,  einen  Unterrichtsrath  den  Centralstellen  als 
Beirath  zur  Seite  zu  stellen ,  kann  in  gewisser  Hinsicht 
als  eine  glückliche  bezeichnet  werden.  Das  Octoberdiplom 
löste  den  innigen  Verband   der   gesammten  Legislative  zwi- 
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sehen  den  Ländern  diesseits  und  jenseits  der  Leitha  und  die 
einzige  mit  so  vielen  Opfern  erkaufte  Errungenschaft  der 
letzten  Jahre  wurde  preisgegeben.  Es  stand  zu  fürchten,  dass 
das  Unterrichts  Wesen  ,  welches  in  Ungarn  ,  Siebenbürgen 
und  Croatien  den  Hofkanzleien  anheimfiel,  eine  ganz  hete- 
rogene Gestaltung  erhalten ,  dass  jene  Geraeinsamkeit  der 
Einrichtungen ,  welche  das  Ministerium  Thun  nach  einer 
mühevollen  angestrengten  Thätigkeit  mehrerer  Jahre  end- 
lich angebahnt  hatte ,  über  Bord  geworfen  werden  und 
die  Antipathie,  welche  den  Massnahmen  des  absolutistischen 
Regiments  entgegengebracht  wurde ,  auch  jenen  Institutio- 
nen den  Todesstoss  versetzen  würde,  welche  als  ein  wahr- 
hafter Fortschritt  den  Einrichtungen  von  1845  gegenüber 
von  jedem  einsichtigen,  ohne  Hass  und  Leidenschaft  urthei- 
lenden  Schulmann  bezeichnet  werden  mussten.  Der  Cen- 
tralisationsgedanke ,  soweit  er  sich  auf  das  Unterrichts- 
wesen erstreckte,  entspricht  unbedingt  einem  tieferen  Be- 
dürfnisse und  gerechten  Forderungen  des  Staates.  Die  Mög- 
lichkeit ,  ja  Nothwendigkeit ,  dass  Landtage  und  Gemein- 
den fördernd  eingreifen ,  ist  damit  nicht  ausgeschlossen. 
Und  wenn  auch  laut  Octoberdiplom  und  Februarpatent 
Unterrichtsangelegenheiten  theilweise  nicht  Reichssachen, 
sondern  ausschliesslich  Landessachen  sind,  wenn  auch 
die  Gesetzgebung  den  ungarischen,  siebenbürgischen  und 
croatisch  -  slavonischen  Landtagen ,  endlich  dem  engeren 
Reichsrathe  zugewiesen  wurde,  so  war  die  Einsetzung 
eines  einheitlichen  Berathungsorgans  für  die  pädagogisch- 
didaktischen Fragen  gewiss  nicht  nur  vollständig  gerecht- 
fertigt, sondern  auch  dringend  geboten.  Die  verschiede- 
nen Interessen  der  Länder  der  österreichischen  Monarchie 
mögen  noch  so  sehr  divergieren,  die  mannigfachen  intel- 
lectuellen  Bedürfhisse  noch  so  heterogen  auseinandergehen, 
die  Nothwendigkeit  einer  gleichartigen  Organisation,  welche 
soviel  Spielraum  als  unumgänglich  noth wendig  lässt,  wird 
von  Allen  anerkannt  werden  müssen ,  welche  an  der  Idee 
eines  österreichischen  Staates  festhalten  und  nicht  wünschen, 
dass  dies  Gefüge  in  historisch-politische  Individualitäten  sich 
auflöse,  welche  nur  den  Anfang  des  Endes  bezeichnen.  Dass 
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gerade  die  centralistische  Partei  Oesterreichs ,  welche  sich 
zur  Fahne  des  Februarpatents  bekannte ,  der  Institution 
einer  Körperschaft,  wie  der  Unterrichtsrath  es  sein  sollte, 
lebhafte  Opposition  entgegenbrachte,  muss  nach  unserer  An- 
sicht als  ein  Symptom  der  Unklarheit  in  dieser  wichtigen 
Frage  aufgefasst  werden. 

Noch  ein  anderer  Gesichtspunct  ist  hier  ins  Auge  zu 
fassen.  Die  wichtigen  einschneidenden  Fragen  des  Unterrichtes 
und  der  Schule  werden  gewiss  am  eindringlichsten  und 
schärfsten  von  Fachmännern  gelöst  werden  können,  welche 
es  sich  zur  Lebensaufgabe  gemacht  haben,  für  Schule  und 
Wissenschaft  thätig  zu  sein  und  im  innigsten  Zusammenhange 
mit  dem  Fortschritte  der  Pädagogik  bleiben  müssen,  wenn 
sie  in  gedeihlicher  Weise  ihrem  Berufe  nachkommen  wol- 
len. Bei  administrativen  Angelegenheiten  wird  ein  einfacher 
Beamter  nach  den  bestehenden  Normen  zu  entscheiden 
gewiss  geeignet  sein;  nicht  dasselbe  lässt  sich  behaupten, 
wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  welche  die  innern 
Einrichtungen  und  das  Gebahren  der  Schule  betreffen.  Hier 
kann  nur  eine  durch  Autopsie  erworbene  Erfahrung  in  frucht- 
bringender Weise  organisierend  und  reorganisierend  ein- 
greifen. Selbst  unter  dem  Ministerium  Thun  hat  man  bei 
allen  wichtigen  Fragen  des  Unterrichts wesens  tief  die  Noth- 
wendigkeit  gefühlt,  die  Voten  von  Fachmännern  abzuver- 
langen und  namentlich  in  der  ersten  Zeit  auch  Commissionen 
zur  Berathung  einberufen.  In  einigen  deutschen  Staaten 
besteht  eine  mit  grössern  und  geringern  Rechten  ausgestattete 
Körperschaft,  wie  in  Baden  und  Würtemberg,  welche  einen 
massgebenden  Einfluss  ausübt.  Es  ist  bei  derartigen  ständigen 
Körperschaften  eher  möglich,  dass  die  divergierendsten  An- 
sichten, welche  auf  diesem  Gebiete  ebenso,  sogar  noch  mehr 
als  in  anderen  Zweigen  des  staatlichen  Lebens  hervortreten, 
bei  eingehender  Discussion  sich  klären ,  als  bei  einfachen 
Commissionen ,  welche  für  den  Augenblick  ad  hoc  zusam- 
menberufen werden,  um  dann  nach  allen  Richtungen  wieder 
auseinander  zu  gehen.  Eine  ständige  Körperschaft  bringt 
die  Idee  der  Gemeinschaftlichkeit  und  Zusammengehörigkeit 
in  den   verschiedenen  Zweigen   des  Unterrichtswesens,    das 
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Ineinandergreifen  desselben  vielmehr  zum  Durchbruclie;  als 
eine  Anzahl  von  noch  so  gewiegten  Männern,  von  denen  jeder 
bloss  für  eine  bestimmte  Frage  ein  Gutachten  selbständig 
abgibt. 

Man  kann  in   einem  Staate,    dessen  Unterrichtswesen 
auf  sicherer  Basis  ruht,   noch  andere  Mittel  finden  dasselbe 
Ziel  zu  erreichen;    in  Oesterreich    gibt   es   der  principiellen 
Schulfragen  so  viele,    dass  es    schwerlich   gerechtfertigt  er- 
scheint, die  Lösung  derselben  blossen  Administrativbehörden 
anzuvertrauen.    Und  dabei  besteht  in  Oesterreich  nicht  ein- 
mal der  aller  Orten  feststehende  Gebrauch,  auf  erledigte  Po- 
sten im  Unterrichtsdepartement  dem  Schulstande  angehörige, 
theoretisch  und  praktisch  durchgebildete  Männer  zu  berufen 
und  sich  von  Zeit  zu  Zeit  durch  frische  Kräfte  zu  ergänzen. 
Die  Leitung  so  mancher  Schulen  ruht  zeitweilig  oder  dauernd 
in  Händen,  welche  nie  einen  Katheder  betastet,  ist  Männern 
anvertraut,  welche  mit  der  Schule  nie  etwas  zu  thun  gehabt. 
Wohl  fühlte  man  1849  die  Noth wendigkeit  praktische  Schul- 
männer heranzuziehen,  seitdem  hat  man  bei  Neubesetzungen 
diesen  ungemein  wichtigen  Gesichtspunct  ausser  Acht  gelassen. 
Kann  demnach  die  Idee    einer  aus  Schulmännern  und 
Vertretern  der  Wissenschaft  zusammengesetzten  Behörde  ge- 
rechtfertigt werden,    so  soll  anderseits   nicht  geläugnet  wer- 
den ,    dass  deren  Organisation  nicht  ganz  allen  Anforderun- 
gen  entspricht.     Die   Zersplitterung  in    so    viele    Sectionen, 
welche  selbständig  berathen,  ist  ein  bedeutendes  Hemmniss. 
Die  Möglichkeit  liegt  nahe,  dass  eine  allseitige,  die  mannig- 
fachen Gesichtspunkte   in's  Auge  fassende  Erörterung  wick- 
tiger  Schulfragen  darunter  schwer  leide,  wenn  die  Vota  der 
verschiedenen  Sectionen  sich  widersprechen.  Rathsamer  wäre 
eine  andere  Gruppierung  als  die  eingeführte  gewesen.  Nicht 
minder  muss  es  als  einUebelstand  der  Organisation  bezeichnet 
werden,  dass  die  Körperschaft  bloss  ein  begutachtendes  Votum 
hat,  an  welches  die  Executive  nicht  gebunden  ist.  Man  ging 
wahrscheinlich  bei    dieser  Normirung   von   der  Ansicht  aus, 
dass  die  Executivbehörden  ausschliesslich  für  die  Massnahmen 
der  Regierung  verantwortlich  sind,  und  dass  desshalb  an  dem 
Votum  einer  bloss  begutachtenden  Körperschaft  nicht   strict 
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festgehalten  werden  könne.  Aber  es  lässt  sich  anderseits 
nicht  in  Abrede  stellen ,  dass  dadurch  bei  dem  häufigen 
Vorwiegen  rein  politischer  Rücksichten  manche  nützliche 
Vorschläge  in  die  Brüche  gegangen  sind.  Es  wäre  möglich 
gewesen,  die  executive  Behörde  mit  der  berathenden  Kör- 
perschaft in  eine  innigere  Verbindung  zu  bringen ,  wenn 
man  die  Unterrichts  -  Referenten  bei  den  Centralanstalten 
angewiesen  hätte,  den  Berathungen  des  Unterrichtsrathes  bei- 
zuwohnen um  jene  Bedenken  geltend  zu  machen,  welche 
gegen  etwaige  Beschlüsse  vorgebracht  werden  könnten.  Viel 
Zeit  und  Mühe  wäre  dadurch  unbedingt  erspart  und  manche 
Gegensätze  ausgeglichen  worden.  Auch  der  Zuweisung  von 
Personalien  an  alle  Sectionen  kann  man  das  Wort  nicht  unbe- 
dingt reden.  So  rathsam  und  geboten  es  uns  erscheint,  über 
die  Personalien  der  Mittel-  und  Volksschulen,  bezüglich  der 
Ernennung  der  Directoren  und  Schulräthe  ein  Gutachten  von 
Fachmännern  einzuholen,  so  erscheint  andererseits  die  autonome 
Selbständigkeit  der  Universitäten  beeinträchtigt,  wenn  eine 
aus  drei  bis  vier  Männern  bestehende  Section  Vorschläge 
für  Besetzungen  begutachten  soll,  bei  denen  diese  in  derFacul- 
tät  auch  betheiligt  waren  und  eventuell  nochmals  in  die 
Lage  kommen,  für  ihre  vielleicht  in  der  Minorität  geblie- 
bene Ansicht  in  die  Schranken  zu  treten,  während  die  Ma- 
jorität nicht  mehr  im  Stande  ist,  sich  geltend  zu  machen. 
Anstatt  Parteilichkeit  zu  beseitigen,  kann  diese  erst  geschaffen 
und  begünstigt  werden.  Wir  müssen  indessen  zugestehen,  dass 
der  Einfluss  des  Unterrichtsrathes  bei  Besetzungen  von  Lehr- 
kanzeln an  den  Hochschulen  im  Allgemeinen  von  gutem  Einflüsse 
war  und  ist,  da  an  mancher  Universität  nationale  oder  andere 
Reibungen  keineswegs  immer  die  Gewähr  von  unpartheiischen 
Besetzungsvorschlägen  bieten.  Dagegen  ist  bei  organisatorischen 
Fragen  auch  der  Universität  und  der  höheren  Lehranstalten  eine 
abermalige  eingehende  Berathung  der  Facjultätsvorschläge 
nur  zu  wünschen,  da  es  dadurch  möglich  ist  auch  aus  den 
Lehranstalten  in  den  Provinzen  die  hervorragendsten  Män- 
ner zur  Betheiligung  heranzuziehen,  um  die  vielfach  diver- 
gierenden Vorschläge  der  einzelnen  Universitäten  auszuglei- 
chen und  den  Stillstand  in  der  Legislation,  welche  ihre  Un- 
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thätigkeit  durch  den  Hinweis  auf  die  heterogenen  Ansichten 
zu  entschuldigen  sucht,  zu  verhüten.  Auch  muss  betont  wer- 
den, dass  es  sehr  wünschen  swerth  gewesen  wäre,  wenn  man 
dem  Präsidenten  des  Unterrichtsrathes  das  Recht  eingeräumt 
hätte  sich  unmittelbar  an  Seine  Majestät  zu  wenden,  und  den- 
selben in  Unterrichtsangelegenheiten  dem  Ministerrathe,  wenn 
auch  nur  mit  berathender  Stimme,  beigezogen  hätte.  Blosse 
schriftliche  Gutachten  haben  nicht  jene  Wirkung,  als  die 
unmittelbare  persönliche  Betheiligung  des  Mannes,  der  jeden- 
falls genau  den  Standpunkt  kennt,  der  bei  den  Berathungen 
der  Körperschaft  ausschlaggebend  war. 

Es  ist  übrigens  nur  sehr  zu  bedauern,  dass  durch  das  Hin- 
wegfallen eines  selbständigen  Ministeriums  die  Unterrichtsan- 
gelegenheiten dem  Staatsministerium  und  den  Hof  kanzleien  als 
Anhängsel  zufielen.  Die  Interessen  der  Schule  und  Wissenschaft, 
die  Organisation  der  Unterrichtsanstalten  nehmen,  wenn  ernst- 
lich gepflegt,  die  Kräfte  eines  Mannes  vollständig  in  Anspruch, 
und  Oesterreich  muss  in  dieser  Hinsicht  heute  kleineren 
Staaten  zurückstehen,  wo  selbst  bei  einem  verhältnissmässig 
unbedeutenden  Ressort  die  Nothwendigkeit  einer  selbstän- 
digen Centralstelle  anerkannt  wurde.  Bedenkt  man,  dass  bei 
dem  umfassenden  Wirkungskreise  des  Staatsministers  dieser 
mit  andern  gewichtigen  Fragen  vollauf  beschäftigt  ist,  als  dass 
er  noch  die  nöthige  Müsse  behielte  jenen  wichtigen  Angelegen- 
heiten seine  Thätigkeit  zuzuwenden ,  welche  den  Fortschritt 
eines  Staates  und  dessen  Zukunft  in  solch  wuchtiger  Weise 
bedingen,  so  erklärt  es  sich,  dass  es  selbst  jenem  Manne,  der  doch 
die  Parole  „Wissenschaft  ist  Macht"  auf  seine  Fahne  schrieb, 
kaum  gelang  in  geringfügiger  Weise  zur  Bewahrheitung  die- 
ser Devise  beizutragen.  Die  Heterogeneität  der  politischen 
und  unteri'ichtlichen  Verwaltung  ist  zu  evident,  dass  mancher 
für  die  erstere  brauchbare  Mann  für  die  letztere  keine  Be- 
fähigung und  kein  Verständnis  mitzubringen  braucht.  Eines 
von  beiden  wird  in  jedem  Falle  leiden,  der  Unterricht  oder 
die  politische  Verwaltung,  wenn  sich  nicht  ein  Genie  findet, 
welches  beiden  gerecht  werden  kann,  und  dieses  ist,  wie 
vielleicht  auch  Oesterreichs  Staatsmänner  zugeben  werden, 
selten.  Endlich  noch  eines.  Der  Unterricht  kann  darauf  An- 
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Spruch  machen,  im  Rathe  der  Krone  durch  einen  mit  den 
kleinsten  Details  vertrauten  Mann  vertreten  zu  werden,  um 
Angriffe,  woher  sie  auch  immer  kommen  mögen,  abzuwehren 
und  berechtigte  Forderungen  geltend  zu  machen.  Dies  kann 
ein  mit  einem  andern  weitschichtigen  Ressort  betrauter  Minister 
nicht  immer  selbst,  wenn  ihm  auch  die  Arbeitskraft  eines 
Herkules  zu  Gebote  stünde ;  er  wird  viel  zu  sehr  abgezogen, 
um  selbst  den  unbedeutenden  Angelegenheiten  jene  Aufmerk- 
samkeit zuwenden  zu  können^  welche  in  Unterrichtssachen 
auch  dem  scheinbar  unwichtigen  und  geringfügigen  zuTheil 
werden  muss. 

Bald  nach  der  Creirung  eines  selbständigen  Unterrichts- 
ministeriums wurde  mit  allerhöchster  Entscheidung  vom  24.  Oc- 
tober  1849  die  Einsetzung  von  provisorischen  Landesschul- 
behörden  genehmigt,  von  denen  die  der  Regierung  oblie- 
gende Beaufsichtigung  und  Leitung  der  Volks-  und  Mittel- 
schule ausgeübt  werden  sollte.  Die  Landesschulbehörde  bil- 
dete eine  Section  der  Statthalter  ei,  die  Mitglieder  fungierten 
als  Räthe  des  Statthalters,  dessen  Ermessen  es  anheim  ge- 
stellt war,  zu  bestimmen,  in  welchen  Fällen  sie  die  ihnen 
zugewiesenen  Geschäfte  unmittelbar  oder  erst  nach  vorläu- 
figer Collegialberathung  zu  besorgen  hatten.  Die  Landes- 
schulbehörde bestand  aus  einem  administrativen  Referenten 
für  die  äusseren  und  die  politisch-ökonomischen  Angelegen- 
heiten der  Schule;  ferner  aus  solchen  Mitgliedern,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Arten  der  Schulen  ge- 
wählt werden  sollten,  und  denen  als  Männern  von  specieller 
Sachkenntnis  die  inneren,  d.  h.  die  wissenschaftlich-päda- 
gogischen Angelegenheiten  der  Schulen  oblagen.  Der  admini- 
strative Referent  wurde  aus  dem  Status  der  politischen  Beam- 
ten vom  Statthalter  gewählt;  die  übrigen  Mitglieder  wurden 
vom  Minister  bestellt.  Der  Schulrath  für  die  Volksschulen 
erhielt  einstweilen  bloss  einen  berathenden,  keinen  executiven 
Wirkungskreis;  die  Erledigungen  der  die  Volksschulen  be- 
treffenden currenten  Geschäfte  verblieb  dem  administrativen 
Referenten.  Hiedurch  war  seine  Stellung  von  Anfang  an  eine 
sehr  beengte.  Nach  mehrjährigem  Bestände  mussten  dieLan- 
desschulbehörden  dem  bureaukratischen  Andränge   weichen; 
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sie  wurden  aufgelöst  (28.  Juli  1854)  und  ihre  Agenden  wur~ 
den  den  politischen  Landesbehörden  zugewiesen. 

Die  oberste  Verwaltungsbehörde  in  jedem  Kronland  ist 
gegenwärtig  die  politische  Landesbehörde.  Sie  leitet  und  über- 
wacht den  Vollzug  aller  Gesetze,  übt  das  Aufsichtsrecht  über  alle 
Civil-Unterrichts- und  Lehranstalten,  verwaltet  das  Stiftungsver- 
mögen  und  die  Normalschulfonds,  bestätigt  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ordinariate  die  Lehrpläne  für  die  Lehrerbildungsan- 
stalten, bewilligt  die  Errichtung  neuer  Trivialschulen,  ernennt 
Directoren  und  Lehrer  an  eigentlichen  Hauptschulen,  sowie 
an  Bürgerschulen  mit  zwei  Classen,  überwacht  in  oberster 
Linie  die  Thätigkeit  des  Lehrerpersonals  und  den  regelrech- 
ten Fortgang  des  Unterrichts,  bestimmt  die  Unterrichtssprache 
in  den  Schulen  u.  dgl.  m.  Die  administrativen  Angelegen- 
heiten der  Schule  werden  durch  den  Unterrichtsreferenten 
besorgt,  für  die  Führung  der  didaktisch-pädagogischen  Ge- 
schäfte sind  Schulräthe   und  Volkschulinspectoren  bestimmt. 

Die  Functionen  der  Schulräthe  sind  folgende:  sie  sind 
fachkundige  inspicierende  Organe  der  Landesstelle,  und 
stehen  dem  Unterrichtsreferenten  bei  der  Statthalterei  (Statt- 
haltereirathe)  ,  welchem  die  gesammte  Verantwortlichkeit 
für  das  Departement  zukommt,  zur  Seite.  Die  Schulräthe 
haben  Bereisungen  des  Landes  vorzunehmen  und  den  jewei- 
ligen Zustand  der  ihrer  Aufsicht  anvertrauten  Schulen  nach 
allen  Beziehungen  zu  erforschen  und  auf  deren  Förderung 
einzuwirken.  Vierzehn  Tage  nach  vollbrachter  Bereisung 
hat  der  Schulrath  einen  umständlichen  Reisebericht  an  den 
Landeschef  zu  erstatten.  Dieser  Bericht  ist  mit  den  Be- 
merkungen der  Landesstelle  dem  Ministerium  vorzulegen  und 
gleichzeitig  anzugeben,  welche  Verfügungen  die  LandessteHe 
aus  Anlass  desselben  im  eigenen  Wirkungskreise  getroffen 
hat,  und  welche  Anträge  sie  zu  erstatten  finde.  Ausser  den 
Inspectionen  der  Schulen  gehört  es  in  den  Wirkungskreis 
der  Schulräthe,  jene  Geschäftsstücke  zu  bearbeiten,  welche 
eigentlich  wissenschaftliche,  didaktische  und  pädagogische 
Angelegenheiten  betreffen.  Die  ökonomisch -administrativen 
Geschäftsstücke  sind  dem  Schulräthe  zur  Einsicht  nach  ihrer 
Erledigung  oder  nach  Umständen,    falls   eine  Begutachtung 
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seinerseits  sich  als  geboten  oder  zweckmässig  herausstellt, 
vor  der  Erledigung  zur  Meinungsäusserung  mitzutheilen. 
Das  Gutachten  des  Schulrathes  hat  in  den  Acten  ersicht- 
lich zu  bleiben.  Der  Unterrichtsreferent  nimmt  von  den 
Arbeiten  der  Schulräthe  Einsicht  und  fügt  vor  deren  Approba- 
tion eventuell  seine  eigenen  Bemerkungen  bei.  In  didaktisch- 
pädagogischen Angelegenheiten  soll  jedoch  gegen  die  Ansicht 
des  Schulrathes  nicht  vorgegangen  werden,  ohne  dass  die 
Entscheidung  des  Ministeriums  eingeholt  wird,  es  sei  denn 
Gefahr  im  Verzuge,  in  welchem  Falle  der  Landeschef  nach 
eigenem  Ermessen  zu  verfügen,  das  Verfügte  jedoch  sogleich 
dem  Ministerium  anzuzeigen  hat.  Die  Länderchefs  sind  er- 
mächtiget die  Schulräthe  den  Rathssitzungen  zum  Vortrage 
ihrer  Arbeiten  oder  zur  Aufklärung  beizuziehen,  wobei  den- 
selben eine  berathende  Stimme  zusteht.  Der  Unterrichtsre- 
ferent und  die  Schulräthe  sollen  der  Instruction  zu  Folge 
sich  gegenwärtig  halten,  dass  nicht  in  separatistischer  Vor- 
gangs- und  Behandlungs weise,  sondern  in  wechselseitiger  Ver- 
ständigung und  in  einträchtigem  Zusammenwirken  die  Grund- 
bedingung für  eine  gedeihliche  Förderung  des  Unterrichts- 
departements gelegen  ist. 

Es  ist  die  Aufgabe  des  Gymnasial-Inspectors,  sich  eine 
genaue  Kenntnis  von  dem  wissenschaftlichen  und  disciplinaren 
Zustand  eines  jeden  der  seiner  Inspection  zugewiesenen 
öffentlichen  Gymnasien  zu  verschaffen,  die  Ausführung  der 
Gesetze  und  Verordnungen  und  die  gesammte  ämtliche  Thä- 
tigkeit  der  Directoren  und  Lehrer  zu  überwachen,  die  inner- 
halb seines  Wirkungskreises  liegenden  Massregeln  zu  treffen. 
Ebenso  steht  ihm  die  Aufsicht  zu  über  die  Privat-Gymnasien 
und  Privat-Erziehungsanstalten,  in  welchen  Gymnasialunter- 
richt ertheilt  wird.  In  Kronländern,  wo  mehrere  Inspectoren 
fungieren,  haben  sich  dieselben  die  wichtigeren  Geschäftsstücke 
zur  gegenseitigen  Einsicht  mitzutheilen  und  durch  collegiale 
Berathung  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Leitung  des  Gymnasial- 
unterrichtes nach  möglichst  gleichen  Grundsätzen  erfolge. 
Die  Ueberwachung  der  Maturitäts  -  Prüfungen  und  die  Be- 
nützung dieser  Prüfungen  zur  Erforschung  der  Erfolge,  welche 
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an  den  Gymnasien  erzielt  werden,   ist  eine  weitere  Aufgabe 
des  Gynmasial-Inspectors. 

Jedes  Gymnasium  soll  jährlich  wenigstens  einmal  einer 
gründlichen  Inspection  unterzogen  werden.  Hierbei  hat  der 
Gymnasial-Inspector  jede  Classe  und  jeden  Lehrer  in  seinen 
Lectionen  zu  besuchen,  von  dem  Umfange,  der  Methode  und 
dem  Erfolg  des  Unterrichtes  sich  zu  überzeugen,  doch  bei  den 
Prüfungen  das  Ansehen  der  Lehrer  gehörig  zu  berücksich- 
tigen. Er  hat  ferner  die  disciplinare  Haltung  der  Classen  zu 
beobachten ,  sich  von  den  gebrauchten  Büchern  gründliche 
Kenntnis  zu  verschaffen  und  darüber  zu  wachen,  dass  nicht 
approbirte  Bücher  nicht  in  Gebrauch  genommen  oder  wenn  dies 
schon  geschehen  wäre,  sogleich  beseitigt  werden.  Er  hat  von 
den  vorhandenen  Lehrmitteln  Kenntnis  zu  nehmen  und  zu 
untersuchen,  in  wie  weit  sie  dem  Bedürfnisse  der  Lehrer 
und  der  Schüler  genügen.  Mit  dem  Lehrkörper  hat  er  eine 
Conferenz  unter  seinem  Vorsitze  zu  halten  und  darin  ausser 
den  übrigen,  den  wissenschaftlichen  und  disciplinären  Zustand 
der  Schule  betreffenden  Gegenständen,  namentlich  auch  die 
vom  Ministerium  eingeleiteten  Massregeln  zur  Sprache  zu 
bringen,  Hindernisse,  welche  denselben  entgegenstehen  oder 
Einwürfe,  welche  dagegen  erhoben  werden,  zur  Kenntnis  zu 
nehmen,  Aufklärungen  und  Anleitungen  zu  ihrer  Ausführung 
zu  geben.  Es  steht  ihm  zu,  bei  dieser  Gelegenheit  an  den 
Director  und  die  Lehrer  Bemerkungen,  Rathschläge  und 
Rügen  auszusprechen.  Die  Mitwirkung  des  Gymnasial-In- 
spectors  hat  namentlich  stattzufinden  bei  allen  Geschäfts- 
stücken, die  sich  auf  pädagogische  und  wissenschaftliche 
Schulfragen  beziehen,  auf  die  Lehrgegenstände  und  das  me- 
thodische Verfahren,  auf  die  Schuldisciplin  und  Unterrichts- 
zeit, auf  die  Zulänglichkeit  und  Vertheilung  der  Lehrkräfte 
nach  Classen  und  Fächern,  auf  die  Bestellung  von  Supplenten, 
auf  die  Beurlaubung  der  Directoren,  Lehrer  und  Supplenten, 
auf  die  Ordnung  des  Unterrichtes  in  den  freien  Lehrgegen- 
ständen, auf  die  Erledigung  der  Conferenz -Protokolle  und 
Inspectionsberichte ,  auf  die  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Lectionskataloge,  auf  die  Prüfungen  überhaupt  und  insbeson- 
dere die  Maturitätsprüfungen,    auf  die  Erledigung   der  Prü- 
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Prüfung  und  Begutachtung  und  den  Gebrauch  von  Lehr- 
büchern, auf  die  Bibliotheken  und  Lehrmittel  der  Gymna- 
sien, lieber  alle  andern  Geschäftsstücke,  namentlich  welche 
die  Anstellung,  Stabilerklärung,  Quiescierung,  Pensionierung, 
Suspendierung  oder  Dienstesentlassung  der  Directoren  und 
Lehrer  betreifen,  ferner  jene  welche  sich  auf  die  Gewährung 
von  Decennal-  und  Personalzulagen,  von  Remunerationen  oder 
Aushilfen,  auf  die  Verleihung  von  Auszeichnungen,  auf  die 
Verleihung  oder  Entziehung  von  Stipendien,  auf  Gesuche  um 
Befreiung  vom  Unterrichtsgelde,  auf  die  Errichtung  von  Privat- 
gymnasien oder  anderer  Anstalten  beziehen,  ist  ein  schriftliches 
Gutachten  vom  Gymnasialinspector  einzuholen  und  beizulegen. 
Geschäftsstücke,  welche  die  Anweisung  der  Gehalte  für  Direc- 
toren, Lehrer  und  Supplenten,  die  Gymnasialdeputationen,  die 
Gebarung  mit  dem  Unterrichtsgelde  und  Aufnahmstaxen  be- 
treffen, sind  dem  Schulrathe  mitzutheilen.  Am  Ende  eines 
jeden  Schuljahres  hat  der  Gymnasialinspector  einen  Haupt- 
bericht über  den  Zustand  der  ihm  anvertrauten  Gymnasien 
an  die  Landesstelle  zur  weiteren  Vorlage  an  das  Unterrichts- 
ministerium zu  erstatten.  Dieser  Hauptbericht  hat  ausser  den 
erforderlichen  statistischen  Daten  über  Lehrerpersonal,  Schüler- 
zahl, das  aus  eigenen  Beobachtungen  des  Gymnasialinspec- 
tors  geschöpfte  Urtheil  über  den  Zustand  des  Unterrichtes 
und  der  Disciplin  an  den  einzelnen  Gymnasien,  sowie  Vor- 
schläge über  die  Beseitigung  der  Mängel  oder  Uebelstände, 
ferner  die  Originalberichte  der  Directoren,  endlich  die  Erle- 
digungsentwürfe zu  enthalten.  In  jenen  Kronländern,  wo  für 
den  Gymnasialunterricht  mehrere  Inspectoren  bestellt  sind, 
hat  der  Unterrichtsreferent  dafür  zu  sorgen,  dass  dieselben 
die  eingelaufenen  Schlussberichte  wechselseitig  in  Erwägung 
ziehen  und  den  Hauptbericht  gemeinschaftlich  erstatten. 

Eine  ähnliche  Stellung,  wie  die  Gymnasialinspectoren 
bezüglich  der  Gymnasien,  nehmen  die  Volksschulinspectoren 
hinsichtlich  der  Volksschule  ein. 

Da  in  jenen  Ländern,  wo  die  politische  Schulverfas- 
sung gilt,  die  didaktische  und  pädagogische  Leitung  der  Volks- 
schule  zunächst   den   Schuldistrictsaufsehern   und   den  Ordi- 


nariaten  anvertraut  ist;  da  ferner  die  Volksschule  wegen  der 
überwiegenden  Wichtigkeit  der  religiösen  Bildung  im  innigen 
Zusammenhang  mit  der  Kirche  zu  stehen  hat  und  als  gemein- 
same Angelegenheit  des  Staates  und  der  Kirche  zu  betrach- 
ten ist,  so  hat  der  Volksschulaufseher  stets  sich  vor  Augen 
zu  halten,  dass  von  den  Schulbehörden  des  Staates  und  der 
Kirche  und  deren  Organen  im  aufrichtigen  Einvernehmen 
vorgegangen  werden  muss.  Bei  den  von  Zeit  zu  Zeit  vorzu- 
nehmenden Inspectionsreisen  müssen  alle  Schuldistricte  des 
Amtskreises  an  die  Reihe  kommen.  Hauptsächlich  aber  sind 
jene  Orte  zu  berücksichtigen,  in  denen  sich  Haupt-  und  Unter- 
realschulen befinden.  Auf  diesen  Reisen  hat  sich  der  Volks- 
schulinspector  mit  den  Schulvorständen  zu  besprechen,  über 
den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Schule  Erkundigungen 
einzuziehen,  Winke  und  Rathschläge  besonders  da  zu  geben, 
wo  es  sich  um  Gründung  neuer  Schulen,  Erweiterung  der 
bestehenden,  Verbesserung  der  Dotationen  u.  s.  w.  handelt. 
Er  hat  durch  Rath  und  Belehrung  fördernd  einzuwirken,  die 
Schulen  zu  besichtigen,  dem  Unterrichte  beizuwohnen,  die  Ver- 
wendung der  Lehrer  und  die  Fortschritte,  sowie  die  religiös- 
sittliche Haltung  der  Schüler  wahrzunehmen,  Schulbiblio- 
theken und  Obstbaumschulen  in  Augenschein  zu  nehmen, 
Beschwerden,  Anzeigen  und  Wünsche  der  Lehrer  und  Schul- 
vorsteher zu  beachten  und  ihnen  mit  seinem  Rathe  an  die  Hand 
zu  gehen.  Uebelstände,  die  sich  auf  didaktische  und  pädagogische 
Gegenstände  beziehen,  können  und  sollen  an  Ort  und  Stelle 
durch  mündliche  Weisungen  beseitigt  werden;  schriftliche 
Weisungen  hinauszugeben  ist  ihm  jedoch  ohne  specielle  Ermäch- 
tigung des  Landeschefs  nicht  gestattet.  Der  Volksschulinspec- 
tor  hat  von  den  Lehrerversammlungen,  als  einem  vorzüg- 
lichen Mittel  zur  Förderung  des  Volksschulwesens,  genaue 
Kenntnis  zu  nehmen,  ferner  dahin  zu  wirken,  dass  besonders 
höher  gebildete  Lehrer  und  Seelsorger  sich  an  denselben  bethei- 
ligen. Eine  besondere  Aufmerksamkeit  ist  den  Lehrerbildungs- 
anstalten (Präparandencursen)  zuzuwenden.  Die  Mitwirkung 
des  Volksschulinspectors  hat  namentlich  bei  allen  jenen  Ge- 
schäftsstücken stattzufinden,  die  sich  auf  pädagogische  und 
wissenschaftliche  Schulfragen,  anf  die  Schuldisciplin  und  die 
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Unterrichtszeit,  auf  die  Zulänglichkeit  und  die  Vertheilung 
der  Lehrkräfte  beziehen ;  ferner  auf  die  Abfassung,  Prüfung 
und  den  Gebrauch  der  Schulbücher,  auf  die  Wahl  und  Bei- 
schaffung der  Lehrmittel,  auf  die  Wahl  der  in  die  Schul- 
bibliotheken aufzunehmenden  Bücher,  auf  die  Lehrercon- 
ferenzen,  auf  die  innern  Angelegenheiten  der  Lehrerbildungs- 
anstalten, auf  die  Erledigung  der  Reiseberichte  und  der  von 
den  Haupt-  und  Unterrealschulen  einlangenden  Conferenz- 
protokolle,  auf  Erweiterung  und  Umgestaltung  der  Schulen, 
auf  die  Bewilligung  zur  Ablegung  von  Lehramtsprüfungen, 
mit  Nachsicht  des  Curses ,  auf  Ertheilung  der  Altersdispens 
zum  Eintritt  in  den  Präparandencurs. 

Bei  allen  administrativen  und  Ökonomischen  Fragen  müs- 
sen die  betreffenden  Geschäftsstücke  dem  Schulrath  mitge- 
theilt  werden,  damit  er  Gelegenheit  finde,  seine  Bemerkun- 
gen vor  der  Approbation  der  Concepte  anzubringen  oder 
eventuelle  schriftliche  Gutachten  abzugeben.  Diese  Mitwir- 
kung des  Volksschulinspectors  hat  namentlich  stattzufinden 
bei  allen  Fragen,  welche  sich  beziehen  auf  die  Errichtung 
oder  Auflassung  von  Schulen,  auf  die  Ein-  oder  Ausschulung, 
auf  die  Beschreibung  der  Schulsprengel,  auf  den  Schulbesuch ; 
ferner  auf  die  Feststellung  der  Unterrichtssprache,  die  Bemes- 
sung und  Verbesserung  der  Lehrergehalte,  auf  die  Errich- 
tung von  Schulstiftsbriefen,  die  Verwendung  von  Schulstif- 
tungserträgnissen,  die  Verleihung  von  Stiftsplätzen,  auf  die 
Gebahrung  mit  dem  Localschulfonde,  auf  die  Bemessung  und 
Einhebung  der  Unterrichtsgelder,  Aufnahmsgebühren,  Prü- 
fungstaxen oder  Befreiung  von  diesen  Gebühren,  auf  die  Ver- 
leihung von  Lehrerstellen  bei  landesfürstlichen  Patronats- 
schulen;  auf  die  Ernennung,  Supplierung,  Stabilerklärung, 
Pensionierung,  Quiescierung,  Suspendierung  oder  Dienstes- 
entsetzung von  Directoren,  Lehrern,  Katecheten  oder  Lehrerin- 
nen von  Hauptmädchen-  und  Unterrealschulen;  auf  die  Er- 
theilung von  Aushilfen  und  Remunerationen  an  Lehrer  aus 
öffentlichen  Fonds ;  auf  die  Gewährung  von  Belobungs-  und 
Bestätigungsdecreten  und  Auszeichnungen  überhaupt,  end- 
lich auf  die  Bewilligung  zur    Errichtung   von  Privatschulen, 

Uecr  und  llocluiggor,  die  Fortschritte  des  Untorriclitswesens  etc.  26 
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Privatlehr-  und  Erziehungsanstalten  und  auf  die  Ueberwachung 
oder  Auflassung  derselben. 

Die  Gymnasial-  und  Volksschul-Inspectoren  führen  den 
Titel  k.  k.  Schulräthe,  haben  den  Rang  als  jüngste  Käthe 
der  Landesstelle,  welcher  sie  zugetheilt  sind  und  gehören  in 
die  7.  Diätenclasse.  Sie  bilden  einen  Concretalstatus  mit 
der  Besoldung  von  1680  und  1890  Gulden  und  dem  Vor- 
rückungsrechte.  Die  Schulräthe  in  Wien  beziehen  überdies 
ein  Quartiergeld  von  315  fl.,  die  Schulräthe  von  Triest  von  105. 
Mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Kronländer  vereinigt 
ein  Schulrath  manchmal  die  Functionen  eines  Gymnasial- 
und  Volksschul  -  Inspectors.  Auch  erhalten  die  Schulräthe 
nach  Umständen  die  Bestimmung,  die  Schulen  benachbarter 
Kronländer  oder  Verwaltungsgebiete  zu  inspicieren.  Die  Be- 
aufsichtigung der  Realschulen  sollte  vorläufig,  als  nicht  ge- 
steigerte Bedürfnisse  andere  Massnahmen  erheischen,  je  nach 
individueller  Eignung  dem  Gymnasial-  oder  Volksschul-In- 
spector  zugewiesen  werden,  doch  hat  man  in  letzterer  Zeit 
dahin  zu  streben  gesucht,  sämmtliche  Mittelschulen,  Real- 
schulen und  Gymnasien  in  einer  Hand  zu  vereinigen,  was  in 
jeder  Hinsicht  nur  zu  billigen  ist. 

Die  Aufhebung  der  selbständigen  Schulbehörden  kann 
als  eine  glückliche  Massregel  nicht  bezeichnet  werden.  Die 
Stellung  der  Schulräthe  ist  dadurch  wesentlich  verschlech- 
tert worden.  Sie  sind  thatsächlich  dem  administrativen  Re- 
ferenten untergeordnet,  wenn  man  auch  scheinbar  aus  dem 
Wortlaute  des  Gesetzes  auf  eine  blosse  Nebenordnung  schlies- 
sen  möchte.  Schon  die  äussere  Rangstellung  in  der  Beamten- 
hierarchie bringt  dies  mit  sich.  Der  Referent  gehört  in  die 
6.,  der  Schulrath  in  die  7.  Diätenclasse !  Dem  Administrativ- 
referenten steht  eine  Revision  der  schulräthlichen  Elaborate 
zu,  er  kann  also  eventuell  Aenderungen  vornehmen,  wenn 
die  Ansichten  der  eigentlich  competenten  Fachmänner  ihm 
nicht  genehm  sind.  Wie  soll  ein  Schulrath  in  energischer 
Weise  nach  Aussen  eingreifen,  wenn  er  durch  den  Admini- 
strativreferenten, dem  in  den  meisten  Fällen  die  unmittel- 
bare Anschauung  und  daher  oft  auch  das  Verständnis  füi' 
die  Frage,  um  die  es  sich  handelt,  fehlt.  Schritt  vor  Schritt 
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gehemmt  wird.    Es  kömmt  nicht  selten  vor,  dass  der  Inhalt 
der  Erledigungen,  welche  vom  Schulrathe  ausgearbeitet  wer- 
den   müssen,    geändert    wird,    ohne    ein  Einvernehmen    zu 
pflegen,  wie  es  doch  das  Gesetz  will;  ja  unbequeme  Anträge 
und  unliebsame  Referentenerinnerungen  des  Schulrathes  wer- 
den ganz  einfach  beseitigt  oder,  wie  es  in  der  Amtssprache 
heisst,  unter  den  Tisch  geworfen.  Die  Schulrathe  sollen  die 
von   ihnen   bearbeiteten   Geschäftsstücke,    welche  geschäfts- 
mässig  zum  Vortrage  bei  den  Gremialsitzungen  der  Landes- 
stelle gehören,  in  den  Sitzungen  selbst  vortragen ;  auch  haben 
sie  in  der  Regel  den  Vorträgen  des  Unterrichtsreferenten  über 
Gegenstände,  welche  die  ihnen  anvertrauten  Schulen  betreffen, 
beizuwohnen.     Man  gab  jedoch  den  Schulräthen  ein  nichts- 
sagendes Votum  informativum.  Das  Gremium  der  Landesbe- 
hörde stimmt  demnach  über  eine  Angelegenheit  ab,  wofür  ihm 
in  vielen  Fällen  das  Verständnis  abgeht.  Die  Bureaukratie  hat 
sich  mit  der  Listitution  der  Schulrathe  bisher  nicht  befreunden 
können,   und  das  Ansehen  der  letztern  wird  von  den  mass- 
gebenden   Organen    vielfach   untergraben,    anstatt    gehoben. 
Man  legt  dem  Grafen  Thun   ein    bedeutsames  Wort  in   den 
Mund :  das  Amt  des  Schulrathes,  soll  er  gesagt  haben,  erfor- 
dert einen  hohen  Grad  von  Selbstverleugnung ;  er  hatte  wahr- 
lich recht. 

Die  Oberaufsicht  über  das  Volksschulwesen  einer  Diöcese 
führt  im  Namen  der  Kirche  und  des  Staates  der  Bischof  mit 
seinem  Consistorium.  Ein  Mitglied  desDomcapitels  wird  in  der 
Regel  mit  dem  Schulen-Oberaufseheramte  von  Sr.  Majestät 
auf  Vorschlag  des  Bischofs  betraut.  Er  ist  mit  der  Aufsicht 
und  Visitation  der  am  Orte  der  bischöflichen  Residenz  be- 
findlichen Volksschulen  betraut,  auch  steht  ihm  das  Recht 
zu,  „in  ausserordentlichen  Fällen"  Visitationsreisen  zu  machen, 
um  sich  durch  gelegentliche  Besuche  eine  genaue  Kenntnis 
der  Volksschulen  des  ihm  überwiesenen  Bezirkes  zu  ver- 
schaffen. Er  soll  all  dasjenige  in  Antrag  bringen,  was  zur 
Verbesserung  und  Vervollkommnung  des  Volksschulwesens 
dienlich  ist.  Es  wird  von  ihm  gefordert,  dass  er  sich  eine 
vollständige  Kenntnis  der  das  Volksschulwesen  betreffenden 
Gesetze  und  Verordnungen  verschaffe  und  bemüht  sei,    das 
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Schulwesen  seiner  Diöcese  genau  kennen  zu  lernen  und  doch 
soll  er  eigentlich  keine  Schulvisitationsreisen  vornehmen  und 
„da  eine  Entlohnung  für  diese  Reisen  nicht  systemisiert"  ist 
und  die  Regierung  eine  Wirksamkeit  in  dieser  Beziehung 
bloss  jederzeit  dankbar  anerkennt,  so  darf  man  sich  nicht 
wundern,  dass  die  Wirksamkeit  der  Diöcesanschulbehörde 
keine  einschneidende,  belangreiche  ist.  Seine  Amtswirksam- 
keit ist  eine  grosse,  umfassende;  er  soll  die  gewissenhafte 
Befolgung  der  Gesetze  und  Verordnungen  überwachen,  den 
Schulbezirksaufsehern  eine  wirksame  Unterstützung  angedei- 
hen  lassen,  für  die  Heranbildung  und  Fortbildung  eines  tüch- 
tigen und  berufsthätigen  Lehrstandes ,  für  die  Anstellung 
tüchtiger  Lehrer  Sorge  tragen ;  sein  Einfluss  bezieht  sich  auf 
den  Bestand  der  in  der  Diöcese  noth wendigen  Schulen,  auf 
lieber  wachung  der  Privatschulen  und  endlich  auf  jene  äus- 
serlichen  Angelegenheiten  der  Volksschule,  wie  Schulbücher 
u.  dgl.  m.  Man  muss  vielen  mit  diesem  Amte  Betrauten  die 
Anerkennung  zollen,  dass  sie  ihre  Kräfte  anstrengen,  um 
ihrem  Amte  in  vollster  Weise  gerecht  zu  werden;  aber  im 
Allgemeinen  wird  man  wohl  schwerlich  der  Härte  oder  Un- 
gerechtigkeit angeklagt  werden  für  die  Behauptung,  dass 
wenige  Diöcesanschulen-Oberaufseher  einen  klaren  Einblick  in 
die  Leistungen  der  ihnen  unterstellten  Schulen  besitzen  und 
der  Natur  der  Sache  nach,  da  in  den  meisten  Fällen  Au- 
topsie fehlt,  auch  nicht  besitzen  können. 

Die  gegenwärtige  Schulaufsicht  genügt  nicht,  trotzdem 
dass  die  Geistlichkeit  sich  in  vielen  Gegenden  redliche  Mühe 
gibt,  die  ilir  auferlegte  Pflicht  zu  erfüllen.  Man  sieht  die 
Pfarrer,  d.  h.  den  Ortsschulvorstand  mehrmals  im  Jahre  die 
Schule  besuchen,  ohne  dass  die  Besichtigung  irgend  einen 
Vortheil  abwürfe,  da  leider  nur  allzuhäufig  die  mangelnde 
pädagogische  Kenntnis  eine  jede  fruchtbringende  Einwirkung 
auf  die  Lehrerwelt  unmöglich  macht.  Die  Inspicirung  bleibt 
eine  bloss  äusserliche.  Die  Districtsschulaufsicht  könnte  nun 
allerdings,  entsprechend  organisiert,  mancherlei  Mängeln  ab- 
helfen. Aber  in  den  meisten  Fällen  erfolgt  die  Inspicierung 
zur  Zeit  der  Prüfung,  welche,  gehörig  vorbereitet,  ein  blosses 
Schaustück  bleibt^  ohne  in  die  Gebahrung  einen  Einblick  zu 
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gestatten.  Früher  kam  es  nicht  selten  vor,  dass  schon  längst 
entlassene  Volksschiiler  bei  der  Prüfung  oftmals  als  noch 
der  Volksschule  angehörige  „vorgerufen"  wurden,  um  ja  die 
Resultate  in  ein  glänzendes  Licht  zu  setzen.  Es  ist  manches 
besser  geworden,  aber  es  ist  einleuchtend,  dass  aus  einer 
einmaligen  Visitation  zur  Prüfungszeit  ein  sicheres  Urtheil 
über  den  Zustand  der  Schule  nicht  gewonnen  werden  kann. 
Eine  Aenderung  in  der  Schulaufsicht  ist  dringend  ge- 
boten. Wir  wollen  hier  die  Principienfrage ,  ob  geistliche 
oder  bürgerliche  Leitung  der  Volksschule,  mit  andern  Wor- 
ten, ob  Kirche  oder  Staat  hiebei  ausschliesslich  betheiligt 
sein  soll,  nicht  ei'örtern.  Jene,  welche  auf  Seite  der  Kirche 
stehen,  werden  gegenwärtig  nicht  in  Abrede  stellen  können, 
dass  der  Staat,  die  bürgerliche  Gesellschaft  ebensosehr  beim 
Volksschulwesen  betheiligt  ist,  und  die  Vertreter  der  bür- 
gerlichen Leitung  wollen  eine  gewisse  Einflussnahme  der 
kirchlichen  Organe  nicht  ganz  beseitigen.  Es  handelt  sich 
bloss  darum,  dass  Sachkundige  bei  der  Volksschule  mitwir- 
ken. Und  es  dürfte  schwerlich  auch  bei  uns  in  Oesterreich 
behauptet  werden  können,  dass  die  Geistlichen  die  alleinige 
Befähigung  zur  Ueberwachung  der  Schule  besitzen.  Wenn 
man  bisher  den  Clerus  mit  der  Orts-,  Districts-  und  Diöcesan- 
Schulaufsicht  ausschliesslich  betraute,  so  Hessen  sich  dafür 
längere  Zeit  stringente  Gründe  anführen,  welche  schon  längst 
nicht  mehr  stichhältig  sind.  Und  wenn  in  einigen  Gegenden 
Oesterreichs  bei  der  mangelhaften  allgemeinenBildung  der  Masse 
die  Geistlichkeit  noch  geraume  Zeit  hindurch  ausschliesslich 
im  Besitze  der  Schulleitung  bleiben  dürfte,  so  darf  sie  dies 
nicht  als  ein  besonderes  Vorrecht  in  Anspruch  nehmen,  weil 
die  Berechtigung  hiezu  fehlt.  Es  konnte  dies  geschehen,  so 
lange  sie  in  intellectueller  Bildung  die  Laienwelt  weit  über- 
ragte, was  gegenwärtig  wohl  Niemand,  selbst  die  Geistlich- 
keit nicht,  behaupten  wird.  Und  man  dürfte  gewiss  einem 
Geistlichen  beistimmen,  der  behauptete,  „so  lange  die  Ein- 
bildung währt,  dass  der  statu  scholasticus  nothwendig  ver- 
bunden sein  müsse  mit  dem  status  eclesiastico,  so  lange  wer- 
den keine  guten  Schulen  in  Deutschland  sein"  *). 

*)     Baltbasar    Schuppius    gesammelte    Schriften.    Frankfurt    1684. 
S.  92.  Vergl.  Kirsch  das  deutsche  Volksschulrecht  1854. 
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Die  Furcht,  dass  die  Volksschulen  bei  diesem  Wechsel 
in  der  Leitung  Einbusse  leiden  würden,  theilt  gegenwärtig 
Niemand.  Die  Gymnasien  waren  früher  ganz  in  den  Händen 
der  Geistlichkeit  und  ihr  Uebergang  an  Weltliche  dürfte  ihnen 
nicht  zum  Nachtheil  gereicht  haben,  ja  der  Clerus  ist  bei 
jenen  Lehranstalten,  welche  von  ihm  mit  Lehrkräften  ver- 
sehen werden ,  selbst  beim  besten  Willen  nicht  in  der 
Lage,  den  stricten  Forderungen  des  Staates  nachzukommen. 
Fast  überall  wo  die  Geistlichkeit  im  ausschliesslichen  Be- 
sitze der  Schule  geblieben,  war  sie  nicht  im  Stande,  zur  He- 
bung derselben  ein  erkleckliches  beizutragen.  Wir  bezwei- 
feln nicht  den  guten  Willen,  wohl  aber  die  Kraft  und  die 
entschiedene  Fähigkeit.  Die  Pädagogik  erfordert  heute  einen 
ganzen  Mann,  der  sich  ihr  ausschliesslich  widmet,  der  den 
Fortschritten  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  zu  folgen  im 
Stande  ist;  ein  einziger  pädagogischer  Curs,  den  die  katho- 
lische Geistlichkeit  Oesterreichs  zu  hören  verpflichtet  ist,  ge- 
nügt hiezu  nicht  im  entferntesten.  Die  Volksschule  darf  sich 
nicht  blos  auf  den  Religionsunterricht  und  die  elementarsten 
Dinge  beschränken,  sondern  muss,  wenn  sie  ihre  Aufgabe 
wirklich  lösen  will,  auch  andere  Elemente  der  allgemeinen 
Bildung  aufnehmen.  Aber  die  Geistlichkeit  sträubte  und 
sträubt  sich  gegen  diese  Forderung,  und  aller  Orten  wurden 
and  werden  ihr  die  Zügel,  welche  sie  festhält,  entrissen. 

Wir  sind  nicht  der  Ansicht,  dass  der  Geistliche  von  der 
Inspicirung,  ja  wenn  man  will  Leitung  der  Schule  ausgeschlos- 
sen sei,  aber  was  wir  im  Interesse  der  Volksschule  zu  for- 
dern berechtigt  sind,  ist,  dass  nur  jenen  die  Aufsicht  über  den 
Unterricht  anvertraut  werde ,  welche  hiefür  eine  gewisse 
pädagogische  Befähigung  erworben  haben.  Es  dürfte  sich 
auch  bei  uns  in  Oesterreich  ein  gemischtes  System,  weltliche 
und  geistliche  Aufsicht,  empfehlen,  welches  in  vielen  deutschen 
Staaten  zur  Anwendung  gekommen  ist. 

Leider  sind  die  Wünsche  der  Gemeinden,  die  Verspre- 
chungen der  Regierung  bisher  unerfüllt  geblieben.  Durch  das 
Gemeindegesetz  vom  5.  März  1862,  Art.  V.  10,  wurde  eine 
besondere  Norm  bezüglich  der  Einflussnahme  der  Gemein- 
den   auf  die    Volksschulaufsicht    in   Aussicht    gestellt,    und 
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mehrere  Landtage  urgierten  auch  in  den  verschiedenen  Ses- 
sionen die  Einbringung  einer  derartigen  Gesetzesvorlage. 
Vorarbeiten  waren  zu  Ende  geführt,  der  Unterrichtsrath  er- 
stattete ein  wohlbegründetes  Gutachten,  die  Erledigung  der 
Angelegenheit  war  dem  Ministerium  Schmerling  nicht  be- 
schieden und  auch  unter  seinem  Nachfolger  ruht  die  ganze 
Sache.  Es  ist  durchaus  nicht  abzusehen,  welche  gewichtige 
Gründe  die  Verzögerung  einer  dringend  nothwendigen  Aen- 
derung  in  der  Aufsicht  der  Schulen  veranlassen.  Sollte  die 
Schule  wirklich  Gefahr  laufen  ihre  jetzige  Bedeutung  ein- 
zubüssen,  wenn  die  unmittelbare  Ortsschulaufsicht  dem  Pfar- 
rer genommen  und  einem  Schulvorstand  anvertraut  wird, 
welcher  etwa  aus  dem  Seelsorger,  einem  Lehrer  und  mehreren 
Gemeindemitglicdern  zu  bestehen  hätte?  Man  kann  dem  Schul- 
vorstande die  Aufsicht  über  die  Befolgung  der  Schulgesetze  und 
Verordnungen  über  die  Ertheilung  des  vorgeschriebenen  Un- 
terrichtes und  die  Aufrechthaltung  der  Disciplin  durch  oftmalige 
Besuche  übertragen  u.  dgl.  m.  Auf  diese  Weise  würde  die 
Theilnahme  der  Gemeinde  an  der  Schule  geweckt  werden, 
wodurch  die  Schule  nur  gewinnen  kann  und  die  Opferbereit- 
willigkeit für  die  Hebung  und  Besserung  derselben  eine  viel 
breitere  Grundlage  gewönne,  als  dies  bisher  der  Fall  ist.  Der 
Pfarrer  wird  hierdurch  von  der  Einflussnahme  auf  die  Schule 
nicht  ausgeschlossen,  wol  aber  von  den  andern  Mitgliedern 
des  Schulvorstandes  kräftigst  unterstützt  zum  Gedeihen  der 
Schule  beitragen,  und  auchNichtkatholiken  würde  die  Möglich- 
keit geboten,  sich  activ  an  einer  für  alle  hochwichtigen  Angele- 
genheit zu  betheiligen.  Auch  dürfte  es  angezeigt  sein,  bezüglich 
der  Schulbezirksinspection  Aenderungen  zu  treffen,  und  den 
Gemeinden  und  Lehrern  eine  Vertretung  in  derselben  zu 
gönnen.  Die  Schulbezirksaufsicht  könnte  auf  diese  Weise 
weit  nachhaltiger  auf  die  möglichste  Verbesserung  des  Schul- 
wesens im  Bezirke  überhaupt  und  jeder  Schule  insbesondere 
hinwirken  und  für  die  Fortbildung  des  Lehrpersonals  Sorge 
tragen.  Eine  collegialische  Behandlung  wichtiger  pädagogisch- 
didaktischer Angelegenheiten  bringt  eine  grössere  Klärung 
der  Begriffe  mit  sich. 
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III.  Die  Volksschule. 

Es  ist  eine  leider  nicht  abzuläugnende  Thatsache,  dass 
die  Hoffnungen,  welche  das  Jahr  1848  bezüglich  einer  Um- 
gestaltung der  Volksschule  erweckte,  nur  zum  geringsten  Theile 
erfüllt  worden  sind,  und  dass  gegenwärtig  noch,  während  in 
vielen  Staaten  eine  gründliche  Reform  eingetreten  ist,  die 
politische  Schulverfassung  vom  Jahre  1805  in  Oesterreich  mit 
geringen  Modilicationen  massgebend  ist^  obgleich  sie  den  Be- 
dürfnissen der  Jetztzeit  wenig  mehr  entspricht.  Die  Thätigkeit 
des  Unterrichtsministeriums  und  später  des  Staatsministeriums 
beschränkte  sich  fast  ausschliesslich  darauf,  auf  Grund- 
lage der  bestehenden  Gesetze  weiter  zu  administrieren,  wie 
der  technische  Ausdruck  in  Amtskreisen  lautet.  Und  doch 
nützen  alle  Verbesserungen  des  mittleren  und  höheren  Schul- 
wesens wenig  und  können  keine  bedeutenden  fruchtbrin- 
genden Resultate  erzielen,  so  lange  die  Volksschule  in  ihrem 
bisherigen  Zustande  verharrt.  Wenn  wir  mit  unserer  Kritik 
scharf  einschneiden,  so  verkennen  wir  die  wahrhaften  Ver- 
dienste unserer  Volksschullehrer,  welche  unter  ungünstigen 
Verhältnissen  vielfach  Tüchtiges  leisten,  durchaus  nicht,  wollen 
auch  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  Regierung  manches 
Anerkennenswerthe  geleistet  hat;  aber  gewiss  scheint  es  uns, 
dass  eine  entschiedene  Besserung  der  Volksschule  zu  den 
frommen  Wünschen  gehört,  so  lange  eine  Revision  der  ge- 
sammten  Volksschulgesetzgebung  in  den  Bereich  der  Träume 
gehört.  Die  Schwierigkeiten  lassen  sich  nicht  verkennen,  aber 
sie  müssen  überwunden  werden.  Die  Klagen  ertönen  von  allen 
Seiten  so  laut,  Corporationen  und  Sachkundige  haben  sich  in 
dem  letzten  Decennium  zu  bestimmt  ausgesprochen,  als  dass  eine 
andere  Rücksicht,  als  die  der  oß'enen  ungeschminkten  Wahr- 
heit uns  bestimmen  könnte,  und  wir  glauben,  dass  unsere 
Feder  von  nicht  geringerer  Vaterlandsliebe  geleitet  wird^  als 
die  jener  Männer,  welche  alles  gut  und  vortrefflich  finden. 
Gerade  hier  ist  es  auf  das  entschiedenste  geboten,  Farbe  zu 
bekennen,  wenn  Oesterreich  in  politischer  und  wirthschaftlicher 
Beziehung   gesunden  soll.     Selbst  in   massgebenden  Kreisen 
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wird  übrigens  durchaus  nicht  in  Abrede  gestellt,  dass  Oester- 
reichs  Volksschulwesen  weit  hinter  den  Bestrebungen  der  Nach- 
barländer zurückgeblieben  ist,  aber  vom  Zugeständnisse 
bis  zur  That  ist  noch  ein  weiter  Schritt. 

Jener  Staatsmann,  welcher  im  Jahre  1848  als  Unter- 
staatssecretär  in  das  neu  begründete  Unterrichtsministerium 
bemfen  wurde,  hat  in  seinem  „Entwürfe  der  Grundzüge  des 
öffentlichen  Unterrichts wesens  in  Oesterreich"  die  Lineamente 
des  Volksschulwesens  in  vollständig  klarer  Weise  entworfen.  Die 
Volksschule  habe  sonach  dasjenige  Mass  von  Kenntnissen  und 
Fertigkeiten  zu  vermitteln,  welche  künftig  bei  jedem  mündigen 
Bewohner  des  österreichischen  Staates  vorausgesetzt  werden 
müssen,  damit  er  durch  redlichen  Erwerb  sein  Bestehen  zu 
sichern,  die  Rechte  und  Pflichten,  welche  aus  den  neuen 
Staatseinrichtungen  ihm  erwachsen,  zum  Wohle  des  Ganzen 
und  seiner  selbst  ausüben  und  ein  menschenwürdiges  Dasein 
zu  führen  im  Stande  sei.  Die  Erhaltung  der  Volksschule  wird 
als  eine  Gemeindeangelegenheit  erklärt,  zu  welchem  Behufe 
Gemeindeumlagen  ausgeschrieben  werden  können.  Die  Bei- 
träge der  Personen  und  Corporationen,  welche  bislang  zur 
Erhaltung  der  Schulen  und  Lehrer  verpflichtet  waren ,  müs- 
sen auch  künftighin  geleistet  werden ,  nur  sind  künftighin 
diejenigen  Beträge,  welche  in  Geld  bestehen,  an  die  Ge- 
meinde abzuliefern.  Bei  unzulänglichen  Gemeindemittcln  treten 
Provinzialmittel  ,  eventuell  Staatsmittel  ein ,  über  deren 
Grösse  die  Provinziallandtage  und  Reichstage  entscheiden. 
In  den  Landschulen  soll  kein  Schulgeld  bezahlt  werden,  in 
den  Stadtschulen  steht  die  Erhebung  desselben  den  Gemein- 
den frei,  ist  aber  nirgends  durch  die  Lehrer,  sondern  durc^h 
die  Gemeinden  vorzunehmen.  Unterrichtsgegenstände  sind: 
Religion  und  Moral,  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  die 
Mutterprache  bis  zum  fertigen  mündlichen  und  schriftlichen 
Ausdrucke,  populäre  Natur-,  Menschen-  und  insbesondere 
Vaterlandskunde,  daher  die  Grundlinien  der  Welt-  und  Vater- 
landsgeschichtc,  der  einheimischen  Staatsverfassung  und  Ver- 
waltung in  Verbindung  mit  Geographie,  geometrische  An- 
schauungslehre mit  Zeichnen,  solche  Theile  der  populären 
Naturgeschichte,  Naturlehre  und  Technologie,  welche  prak- 
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tische  Anwendung  auf  die  häufigsten  und  wichtigsten  länd- 
lichen oder  städtischen  Gewerbe  finden^  in  Verbindung  mit 
den  für  diese  Zwecke  wichtigsten  statistischen  Kenntnissen; 
praktische  Anweisung  zu  nützlicher  Beschäftigung  (Baura- 
zucht,  weibliche  Arbeiten),  Gesang,  Leibesübung. 

Jede  Trivialschulc  erhält  eine  dritte  Classe  und  die 
nöthige  Zahl  von  Lehrern,  Lehrerinnen  und  8chulzimmern; 
der  Seelsorger  oder  Geistliche  kann  nebst  dem  Religions- 
unterrichte noch  einen  andern  Theil  des  Volksschulunter- 
richtes übernehmen.  Der  Unterricht  wird  ausschliesslich  in 
der  Muttersprache  ertheilt;  es  hängt  von  den  Gemeinden  ab, 
ob  und  wie  sie  für  die  gleichzeitige  Erlernung  einer  zweiten 
Landessprache  Vorsorge  treffen  wollen.  In  jeder  Landeshaupt- 
stadt besteht  ein  zwei-  bis  dreijähriger  Candidatenlehrcurs, 
welcher  allmählich  zum  Lehrerseminar  auszubilden  ist.  Jähr- 
lich mindestens  zweimal  versammeln  sich  die  Lehrer  einer 
Stadt,  eines  Bezirkes,  eines  Stadt-  oder  Schuldistrictes  zu 
Conferenzen,  an  welchen  die  Pfarrgeistlichkeit  theilzunehmen 
aufgemuntert  werden  soll.  In  jedem  Lande  erscheint  unter 
der  Aufsicht  der  obersten  Schulbehörden  eine  wohlfeile  Schul- 
zeitung. Die  Lehrer  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  jede  Schule 
eine  kleine  Bibliothek  und  eine  andere  Lehrmittelsammlung 
besitze.  Die  Lehrer  beziehen  fixe  Gehalte  aus  der  Gemeinde- 
cassa,  deren  Minimum  von  dem  bezüglichen  Landtag  so  be- 
stimmt wird,  dass  die  Lehrer  ihre  ganze  Kraft  frei  von  hem- 
menden Nebengeschäften  dem  öffentlichen  Unterrichte  und 
dem  Chordienste  widmen  können.  Die  Lehrer  erhalten  auch 
Pensionsbeiträge,  welche  der  Landtag  fixiert;  jeder  Lehrer 
ist  aber  verpflichtet,  sich  an  einem  Schullehrer-Pensions- 
institute zu  betheiligen.  Die  unmittelbare  Leitung  der  Schule 
besorgt  die  aus  den  geistlichen  und  weltlichen  Lehrern  und 
einer  gleichen  Anzahl  Gemeindevertretern  gebildete  Schul- 
commission. Vorsitzender  ist  in  den  Landschulen  der  erste 
dabei  betheiligte  Geistliche,  in  den  Stadtschulen  der  Pfarrer, 
falls  er  selbst  den  Religionsunterricht  ertheilt,  ausserdem  aber 
einer  der  weltlichen  Lehrer,  welcher  den  Titel  Oberlehrer 
führt.  Die  Commission  beräth  und  beschliesst  über  die  zur 
Ausführung   der  bestehenden   Schulgesetze   nöthigen  Anord- 
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nungen.  Für  jeden  Kreis  besteht  ein  Kreisscliulinsp  ector,  wel- 
chem wenigstens  drei  Mitglieder  aus  den  Kreis-  und  Stadt- 
bewohnern beigegeben  werden.  Sie  haben  das  Recht,  die 
Schulen  ihres  Bereiches  zu  inspicieren,  Vorschläge  zu  machen, 
welche  eventuell  dem  Landesschulrathe  vorzulegen  sind. 

Man  sieht,  es  ist  ein  streng  gefugtes,  in  einandergreifen- 
des  System  des  Volksschulwesens,  welches  wir  hier  darge- 
legt haben.  Es  war  Feuchtersieben  nicht  beschieden,  dieLinea- 
mente  auszuführen,  nicht  einmal  den  Grund  zu  einem  Neu- 
bau zu  legen.  Seine  Thätigkeit  im  administrativen  Staats- 
dienste dauerte  nur  vier  Monate !  Die  Angelegenheit  ging  bald 
in  andere  Hände  über.  Wenn  auch  die  leitenden  Organe  die 
oben  dargelegten  Grundsätze  theilweise  adoptierten,  so  wurde 
die  Reinheit  des  Grundgedankens  durch  das  politische  System 
welches  in  Oesterreich  nach  Wiederherstellung  der  Ruhe 
zum  Durchbruche  kam,  doch  getrübt. 

Wir  wollen  im  nachfolgenden  versuchen,  die  österrei- 
chische Volksschule  in  ihrem  gegenwärtigen  Bestände  dar- 
zustellen, wobei  hauptsächlich  auch  jene  Reformen  berück- 
sichtigt werden  sollen,  welche  im  Laufe  der  letzten  zwei 
Decennien  in  Angriff  genommen  wurden.  Die  Volksschule 
ist  als  eine  Gemeindeanstalt  aufzufassen,  zu  deren  Erhaltung 
und  zur  Bestreitung  der  nothwendigen  Auslagen  hat  jedes 
Gemeindeglied  verhältnissmässig  nach  Erfordernis  beizutra- 
gen. Eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatze  tritt  in  jenen 
Gemeinden  ein,  welche  aus  Bergwerks-  und  Salinenarbeitern, 
d.  h.  aus  Dienstleuten  des  k.  k.  Cameralärars  bestehen ;  hier 
hat  letzteres  für  die  Erbauung  und  Instandhaltung  der  Ge- 
bäude und  für  die  Besoldung  des  Lehrpersonals  theilweise 
oder  ganz  einzutreten.  Die  Behörden  haben  für  die  Erfüllung 
der  Verbindlichkeit  der  Gemeinde  Sorge  zu  tragen;  gegen 
widerspenstige  Gemeinden  können  Zwangsmassregeln  in  An- 
wendung gebracht  werden.  Eine  zeitweilige  Beihilfe  aus  öffent- 
lichen Fonden  kann  nur  ausnahmsweise  insoweit  und  inso- 
lange  angesprochen  werden,  „als  das  Unvermögen  der  Ge- 
meinde und  der  einzelnen  Insassen  zu  einer  ausgiebigen  Für- 
sorge erwiesen  vorliegt,"  Nur  die  Musterhauptschulen  ein- 
zelner Kronländer,  wenn  sie  nicht  die  Stelle  einer  Pfarrschule 
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Schulfonde  zur  Last ;  vertritt  die  Musterschule  auch  die  Stelle 
der  Ortsschule,  so  sollen  die  Gemeinden  zu  Beisteuern  mit 
herangezogen  werden. 

Diese  Grundsätze  sind  gewiss  richtig,  und  es  wird 
wohl  allgemein  anerkannt  werden,  dass  die  Volksschule  auch 
eine  Gemeindeangelegenheit  sei,  und  dass  es  Pflicht  der  Com- 
munen  ist,  zur  Hebung  des  Schulwesens  beizutragen.  In 
Oesterreich  erwachte  auch  im  letzten  Decennium  ein  reges 
Streben  in  dieser  Hinsicht  Versäumtes  nachzuholen,  und  die 
Thätigkeit  der  Gemeinden  in  vielen  Provinzen  verdient  un- 
bedingte Anerkennung.  Aber  es  bleibt  ein  unstreitiger  Fehler 
des  Gesetzes,  bloss  Pflichten  zu  formieren,  von  Rechten  aber 
vollständig  zu  schweigen.  Nach  einer  1851  ausgesprochenen 
Ansicht  'des  Ministeriums  kann  die  Gemeinde  z.  B.  „wol 
Wünsche  in  Absicht  auf  die  Lehrerbestellung  aussprechen 
und  die  Gewährung  derselben  von  der  zuständigen  Behörde 
erbitten,  aber  sie  kann  diese  Gewährung  keineswegs  als  eigent- 
liche Bedingung  der  Leistung  ihrer  Geldbeträge  hinstellen"  *). 
Es  ist  Gemeinden  wohl  nicht  zuzumuthen,  Opfer  zu  bringen, 
ohne  über  die  Angelegenheiten  der  Schule  irgendwie  mitspre- 
chen zu  können.  Es  ist  gewiss  nur  zu  bedauern,  dass  die 
Österreichische  Volksschulgesetzgebung  diese  Lücke  nicht  längst 
ausgefüllt  hat  und  die  in  dem  Entwürfe  von  Feuchtersieben 
ausgesprochenen  Grundsätze  nicht  realisiert  worden  sind.  Es 
ist  nur  billig,  dass  die  Gemeinde,  welche  die  Erhaltung  der 
Schule  bestreitet ,  die  Kosten  trägt ,  auch  ein  Wahlrecht 
der  Lehrer  ausübe  ;  die  Staatsoberaufsicht  wird  dadurch  in 
keiner  Weise  beeinträchtigt.  Es  ist  eine  Anomalie,  den  Ge- 
meinden ein  Vorschlagsrecht  bei  Mittelschulen  zu  gewähren 
und  die  Bestellung  von  Volksschullehrern  ihrem  Wirkungskreise 
ganz  zu  entziehen.  Dieselben  Grundsätze,  welche  dort  in  An- 
wendung kommen,  können  füglich  auch  hier  massgebend  sein. 

Es  fehlt  in  Oesterreich  an  einem  berechtigten  Organ 
für  die  wichtigen  Schulinteressen  der  Gemeinde,  da  Ortsschul- 
behörden vorläufig  noch  zu  den  frommen  Wünschen  gehören  ; 


*)  Vergl.  auch  M.  Erlass  vom  20.  Oct.  1857  bei  Belfert  S    18. 
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wir  haben  auf  diesen  Mangel  schon  an  einem  andern  Orte  hin- 
gewiesen. Ihre  Aufgabe  wäre  es,  nicht  bloss  für  die  ökono- 
mischen Bedürfnisse  der  Schule  Sorge  zu  tragen,  sondern  auch 
einen  gewissen,  wenn  auch  begrenzten  Einfluss  auf  das  innere 
Leben  und  die  Ordnung  der  Schule  zu  nehmen,  Wirken  und 
Wandel  der  Lehrer  zu  überwachen.  Die  Schule  kann  bei 
einer  lebendigen  Betheiligung  der  Gemeindemitglieder  nur 
gewinnen,  und  etwaigen  UebergrifFen  vorzubeugen,  ist  durch 
gesetzliche  Vorschriften  möglich. 

Andererseits  können  wir  aber  auch  nicht  anstehen 
unsere  bescheidenen  Bedenken  auszusprechen,  ob  es  rathsam 
sei,  den  ganz  richtigen  Grundsatz,  dass  die  Gemeinde  für 
die  Erhaltung  der  Schule  einzustehen  habe,  mit  stricter 
Consequenz  durchzuführen.  In  fortgeschrittenen  Culturlän- 
dern  empfiehlt  sich  eine  derartige  Massregel  gewiss,  ob  aber 
die  österreichischeil  Kronländer  durchgängig  auf  dieser  Höhe 
stehen,  muss  billig  bezweifelt  werden.  Es  wird  auf  diese  Weise 
allerdings  dem  Staate  eine  grosse  Last  abgenommen,  wenn 
man  aber  berücksichtigt,  dass  die  Bevölkerung  im  letzten 
Decennium  fast  fortwährend  eine  Steigerung  der  Steuern  sich 
gefallen  lassen  musste,  so  ist  es  eben  Pflicht  der  Staatsver- 
waltung, gerade  jene  öffentlichen  Zwecke  zu  fördern,  für 
welche  in  andern  Ländern  in  erster  luinie  Abgaben  geleistet 
werden.  Und  wenn  man  die  Summe,  welche  in  Oesterreich 
für  öffentlichen  Unterricht  und  namentlich  für  Volksschulen 
verwendet  wird,  kennt,  so  kann  man  sich  als  Vaterlandsfreund 
einer  gewissen  Scham  schwer  erwehren.  Es  ist  allerdings  eine 
leichte  Sache,  den  Bürgern  unter  der  Rubrik  Selbstverwal- 
tung eine  Reihe  von  Geschäften  zuzuweisen,  ob  aber  die 
Schultern  für  all  diese  Lasten  geeignet  sind,  ist  eine  Frage, 
die  wohl  nicht  unbedingt  mit  ja  wird  beantwortet  werden 
können.  Und  dann  ist  die  Selbstverwaltung  keine  Sache  die 
man  leichten  Kaufes  erwirkt,  sie  will  geschult  und  erworben 
werden ;  so  grosse  Fortschritte  Oesterreich  gemacht  haben 
mag,  es  bleibt  noch  viel,  erstaunlich  viel  zu  thun  übrig. 

Der  confessionelle  Charakter  der  Österreichischen  Volks- 
schule ist  besonders  durch  das  ]  855  abgeschlossene  Concor- 
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dat  strict  ausgesprochen  worden  *).  Sie  muss  einer  bestimmten 
Kirchen-  oder  Religionsgemeinde  angehören,  und  das  Auf- 
sichts-  und  Lehrerpersonal  muss  demselben  Glaubensbekennt- 
nisse zugethan  sein.  In  Gemeinden ,  wo  die  Religionsbe- 
kenntnisse der  Art  sind ,  dass  für  keines  derselben  eine 
eigene  Schule  zu  Stande  kommen  kann,  ist  die  Errichtung 
eines  gemeinsamen  Schulhauses  zulässig  und  die  Benützung 
desselben  soll  nach  den  Ortsverhältnissen  bestimmt  werden. 
Eigentliche  Simultan-  oder  paritätische  Schulen  sind  nur  dort 
zulässig,  wo  Gemeinde  und  Vorstände  kein  Bedenken  dagegen 
erheben,  wie  es  in  Ortschaften,  welche  theils  dem  augsburgi- 
schen theils  dem  helvetischen  Glaubensbekenntnisse  angehören, 
der  Fall  sein  dürfte.  Mit  diesen  Grundsätzen  stehen  die  seit 
1852  erschienenen  Ministerialerlässe  im  Einklänge.  Die  etwa 
bestehenden  Simultanschulen  sind  sobald  als  möglich  aufzu- 
heben und  in  confessionelle  Schulen  zu  scheiden  und  über 
die  verlangte  Einrichtung  neuer  paritätischer  Schulen  von  Fall 
zu  Fall  ans  Ministerium  zu  berichten.  Der  confessionelle 
Charakter  der  Volksschule  gilt  auch  von  Privatanstalten,  bei 
denen  es  bestimmt  ausgesprochen  werden  muss,  ob  dieselben 
katholische,  evangelische  oder  jüdische  seien.  Dieselben 
Bestimmungen ,  welche  für  die  öffentlichen  Schulen  in 
Anwendung  stehen,  sind  auch  für  diese  massgebend,  so 
bezüglich  der  Zulassung  der  andern  Confessionen  angehöri- 
gen  Kinder,  in  Absicht  auf  den  confessionellen  Charakter 
des  Lehrpersonales  u.  s.  w.**).  Besonders  aber  gilt  das  Ge- 
sagte in  erhöhtem  Massstabe  von  Privatlehr-  und  Erziehungs  - 
anstalten.  Katholische  Kinder  dürfen  bei  Nichtkatholiken 
in  Wohnung  und  Kost  nicht  untergebracht,  überhaupt  die 
Erziehung  eines  Katholiken  keinem  Nichtkatholiken  übergeben 
werden.  Jüdische  Lehrer  dürfen  christliche  Kinder  auch 
nicht  in  den  lebenden  Sprachen  unterrichten. 

Die  Streitfrage,  ob  Confessionsschulen  oder  nicht,  eine 
der  brennendsten  in  der  Schulliteratur  der  letzten  Jahrzehnde, 


*)  Concordat  Art.  VI.  VIII.  Mit  Erlass  vom  7.  März  1857  Z.  315, 
kais.  Patent  v.  1.  Sept.  1859.  §.  XVI.  Vergl.  hiemit  Pol.  Schulverfassung 
§.  476,  469,  449,  457. 

**)  Min.  Erlass  v.  20.  October  1850. 
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dürfte    in    ihrer  Allgemeinheit   und  Schärfe    wol    schwerlich 
geschlichtet  werden  können.  Zur  Befriedigung  der  verschie- 
denen  religiösen  Bedürfnisse    werden    immer    Schulen    von 
entschieden    religiösem  Charakter    bestehen    und    gegründet 
werden.   Allein  es  ist  eine  andere  Frage,  wie  sich  der  Staat 
in  dieser  Hinsicht  zu  verhalten  hat.     Uebernimmt  der  Staat 
die  Schule  als  eigene  Angelegenheit,  so  fällt  ihm  unbedingt 
die  Pflicht  zu,    für  die  Bedürfnisse   der  verschiedenen  Con- 
fessionen  in  jeder  Weise  Sorge  zu  tragen,  eine  Aufgabe,  die 
besonders  in  einigen  Ländern,  wozu  auch  Oesterreich  gehört, 
mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist.  Es  dürfte  unmöglich 
sein,  jedes  Interesse  gleichmässig  zu  berücksichtigen  und  allen 
Anforderungen  gleichmässig  zu  entsprechen.  Der  Staat  w^ird 
und  kann  die  religiöse  Seite  der  Schule  nicht  ignorieren  und 
die  Volksschule  dürfte  ihren  confessionellen  Charakter  noch 
lange  Zeit  beibehalten  müssen,  wenn  nicht  in  der  religiösen 
Gesinnung  eine  vollständige  Umwälzung  eintreten  sollte,  was 
wol    schwerlich    erwartet    werden    kann.      Eine     dringende 
Pflicht  des  Staates  ist  es  aber  einseitige  Massnahmen  zu  ver- 
meiden und  eine  Religionsgenossenschaft  nicht  vor  der  andern 
zu  begünstigen,  und  nicht  bloss  einer  Confession  angehörige 
Schulen    in    unverhältnissmässig    überwiegender  Weise    aus 
seinen  Mitteln   zu  unterstützen.     „Der  Staat  hat  eben   nicht 
eine  religiöse  Ueberzeugung  als  die  seinige  zu  vertreten,  son- 
dern er  muss  mit  Unparteilichkeit  dafür  sorgen,  dass  alle  religiö- 
sen Ueberzeugungen,  die  in  ihm  zu  fest  gegliederten  Gemein- 
schaften führten,  zu  ihrem  gemeinsamen  Rechte  gelangen"  *). 
Mit  besonderen  Schwierigkeiten  hat  die  österreichische 
Volksschule    bezüglich    der  Unterrichtssprache   zu  kämpfen. 
Im  Wesentlichen   soll   an  dem  Grundsatze  festgehalten  wer- 
den,   dass    die   Muttersprache   der   Schüler    die  Unterrichts- 
sprache sei.     Wo  eine  gemischte  Bevölkerung  besteht,  oder 
wo  die  Jugend  die  Kenntnis  mehrerer  Sprachen  vom  Hause 
aus  besitzt,    ist  der  Unterricht  auch  in  der  zweiten  Landes- 
sprache, eventuell    auch   in  der  dritten   zu  ertheilen.     Diese 


*)  Vergl.  das  tüchtige  Werk:  Religionsbekenntnis  und  Schule  Ton 
J.  B.  Meyer. 
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Bestimmungen  wurden  namentlich  seit  dem  Jahr  1848,  wo 
die  Nationalitäten  auf  der  politischen  Arena  in  schroffer 
Weise  einander  gegenüber  traten ,  zu  wiederholten  Malen 
eingeschärft.  Der  Ministerialerlass  vom  2.  Sept.  1848  er- 
öffnete den  Reigen,  Erläuterungen  und  Ergänzungen  mussten 
folgen.  Manche  deutsche  Schule  wurde  in  eine  zweisprachige 
umgewandelt,  und  es  musste  demnach  für  Lehrer  Sorge  ge- 
tragen werden,  welche  in  zwei,  beziehungsweise  in  drei  Spra- 
chen Unterricht  zu  ertheilen  im  Stande  waren*).  Dort  wo 
die  Gemeinden  es  verlangen,  wo  das  Bedürfnis  der  Orts-  und 
Landesverhältnisse  es  wünschenswerth  macht  und  kein  unab- 
weisbares Hindernis  entgegensteht,  soll  neben  der  Mutter- 
sprache auch  auf  die  zweite  Landessprache  Rücksicht  ge- 
nommen werden.  Besonders  in  Städten  und  gewerbreichen 
Orten  ist  auf  die  Erlernung  der  deutschen  Sprache  thun- 
lichst  bedacht  zu  nehmen,  da  ein  Theil  der  ins  prakti- 
sche Leben  Ueberti*etenden  derselben  in  ihrem  künftigen 
Berufe  bedarf,  und  für  viele  Knaben  die  Volksschule  die 
nöthige  Vorbildung  für  die  realistischen  und  humanisti- 
schen Studien  zu  vermitteln  die  Aufgabe  hat.  Eine  Aende- 
rung  in  der  Unterrichtssprache  oder  die  Beseitigung  einer 
zweiten  Landessprache  darf  nur  durch  die  Landesstelle  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ordinariate  angeordnet  werden.  Der 
Religionsunterricht  ist  ausnahmslos  in  der  Muttersprache 
zu  ertheilen. 

Diese  Bestimmungen  suchten  allen  billigen  Anforde- 
rungen gerecht  zu  werden.  Man  hoffte  einerseits  die  Nationa- 
litäten zu  beschwichtigen,  anderseits  auch  dem  Reichsbedürfnisse 
gerecht  zu  werden.  Dennoch  waren  Ueberschreitungen  und 
Uebergriffe  nicht  selten.  In  Böhmen  z.  B.  wurde  die  deutsche 
Sprache  in  Volksschulen,  wo  sie  bisher  gelehrt  worden  war, 
vernachlässigt,  und  ein  Ministerialerlass  musste  einschärfen, 
dass  in  städtischen  Trivialschulen  in  der  2.  und  3.  Classe 
die  deutsche  Sprache  als  Ijchrgegenstand  zu  behandeln  sei. 
In  den  slovenischen  Gegenden  wünschte  eine  nicht  unbe- 
trächtliche Anzahl    von  Gemeinden ,    dass    ihre   Kinder    die 


*;  Vergl.  Ministerialerlass  vom  20.  April  1853  und  19.  Dec.  1853. 
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deutsche  Sprache  in  der  Schule  erlernen  und  ein  Erlass 
schrieb  die  gewissenhafte  Berücksichtigung  dieser  Anliegen 
vor.  Auch  für  andere  Kronländer  erflossen  ähnliche  Wei- 
sungen, so  für  Triest,  das  Küstenland  und  Mähren. 

Die  Sprachenfrage  an  den  Volksschulen   ist  durch  die 
Sanction  des  vom  böhmischen  Landtage  vorgelegten  Gesetzes 
(18.  Jänner   1866)    in    ein  neues   Stadium   getreten.     Beide 
Sprachen,  die  deutsche  und  czechische,  sind  hiernach  gleich- 
berechtigt   in   der  Schule  als  Unterrichtssprache   zu   dienen, 
jedoch  soll  in  der  Regel  nur  eine  derselben  als  Unterrichts- 
sprache gebraucht  werden.  An  Volksschulen  mit  vier  Classen 
(Hauptschulen)    und    an    den   mit  diesen  Lehranstalten  ver- 
bundenen Unterrealschulen  ist  über  Beschluss  derjenigen,  die 
sie  erhalten,  auch  die  zweite  Landessprache  zu  lehren ;  doch 
soll  dieses  erst  von  der  dritten  Hauptschulclasse  angefangen 
und  nur  in  ausserordentlichen  (unobligaten)  Lehrstunden  ge- 
schehen. Es  sind  gewiss  nicht  didaktische,  sondern  politische 
Momente,    welche  in  diesem  Gesetze  zum  Durchbruche  ge- 
kommen sind.  Gegen  diese  Fassung  des  Gesetzes  Hesse  sich 
selbst  vom  Standpuncte  der  unparteiischesten  Gleichberech- 
tigung einwenden,    dass  für  die  Minorität   in   sprachlich  ge- 
mischten Gegenden  keinerlei  Vorsorge  getroffen  ist,  und  doch 
ist  es  unumgänglich  nothwendig,  dass  auch  dieser  Rechnung 
getragen    werde.     Wo  die  Anzahl  der  Schüler  es    erfordert, 
muss  entweder  eine  selbständige  Schule  errichtet,  oder  wenig- 
stens dahin  gewirkt  werden,"  dass  neben  der  Unterrichtssprache 
auch  die  zweite  Landessprache  als  Hilfssprache   angewendet 
werden  könne  und  auch  angewendet  werde.  Auch  die  Aufnahme 
der    zweiten  Landessprache    an   vierclassigen  Hauptschulen 
bloss  von   dem  Beschlüsse   derjenigen    abhängen    zu   lassen, 
welche  die  Schule  erhalten,  muss  vielfach  Bedenken  erregen. 
Die  gewiss  im  Interesse  der  Schüler  erlassenen  Normen,  dass 
namentlich  in  bedeutenderen  Stadtschulen  auf  die  Erlernung 
der  deutschen  Sprache,  wo  diese  nicht  ohnehin  Unterrichts- 
sprache ist,    Rücksicht  zu  nehmen  sei,    wurde   durch  diese 
Bestimmung  alterirt.     Und  wenn  bisher  schon  mannigfache 
Klagen  über  Vernachlässigung  der  deutschen  Sprache  nicht 
selten  waren,    so  dürfte  dieses  durch  das  neue  Gesetz  noch 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  ünterrichtswesens  etc.  27 
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viel  mehr  der  Fall  sein.  Dass  die  andern  Nationalitäten  ähn- 
liche Anforderungen  stellen  werden,  ist  nur  zu  gewiss;  der 
polnische  Landtag  ist  dem  Beispiel  seiner  Stammesgenossen 
gefolgt  und  die  Slovenen  haben  auch  schon  ihre  Stimme 
erhoben*). 

Bezüglich  des  Zieles  und  Inhaltes  des  Unterrichtes  an 
den  Trivial-  und  Hauptschulen  gelten  im  Wesentlichen  noch 
gegenwärtig  die  oben  dargelegten,  in  der  politischen  Schulver- 
fassung festgestellten  Bestimmungen  (S.  3 1 6).  Die  Trivialschulen 
waren  früher  bloss  zweiclassig;  als  die  ehemals  dreiclassigen 
Hauptschulen  vierclassig  wurden,  erfolgte  die  Abtheilung  der  Tri- 
vialschulen in  drei  Classen  **).  Die  dreiclassigen  Trivialschulen 
erhielten  die  Aufgabe  zugewiesen,  welche  in  den  drei  untern 
Classen  der  Hauptschulen  zu  lösen  ist,  so  dass  Schüler,  welche 
die  Trivialschule  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben,  in 
die  vierte  Hauptschulclasse  übertreten  können.  Gut  eingerich- 
tete Trivialschulen  sollen  in  der  Kegel  weiter  gehen  und 
nach  Zulass  der  Umstände  mit  einer  vierclassigen  Haupt- 
schule gleichen  Schritt  zu  halten  suchen.  Da  jedoch  den  Tri- 
vialschulen nicht  überall  die  nöthigen  Räumlichkeiten  zur 
Verfügung  stehen  und  „bei  dem  Bestände  nur  eines  Lehr- 
zimmers das  den  Trivialschulen  vorgesteckte  Ziel  von  den 
kleineren  und  grösseren  Kindern  nebeneinander  erreicht  wer- 
den muss"  ,  so  lässt  sich  auch  in  derartigen  Schulen  eine 
scharfe  Sonderung  nach  Classen  nicht  durchführen.  Die  Schul- 
jugend soll  bei  dieser  Sachlage  in  zwei  Hälften  geschieden 
werden,  von  denen  es  die  eine  mit  den  Anfängern  zu  thun 
hat,  während  die  andere  die  schon  Geübteren  aufnimmt***). 
Die  Lehrer  sollen  wenigstens  aus  der  ersten  Classe  in  die 
zweite  mit  den  Schülern  aufsteigen ,  und  an  mehrclassigen 
Volksschulen  die  Kinder  ihre  Lehrer  nicht  ohne  Noth  mehr 
als  zweimal  wechseln.  Diese  allerdings  rationelle  Bestimmung 

*)  Das  vom  polnischen  Landtage  votirte  bisher  noch  nicht  sanctionierte 
Gesetz  übertrifft  das  böhmische  Sprachengeselz,  es  zeigt  evident,  dass  es 
auf  vollständige  Polonisierung  der  ruthenischen  Schulen  abgesehen  ist  und 
die  deutsche  Volksschule  hat  gar  keine  Berücksichtigung  gefunden. 

**)  Ministerialerlass  vom  23.  März  1855,  vom  11.  December  1856. 
***)  Politische  Schulverfassung.  §.  313  ff. 
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wird  jedoch  wieder  durch  die  Vorschrift  beschränkt,  „dass 
dieser  Vorgang  dort  zu  unterbleiben  habe,  wo  solcher  nicht 
als  nützlich  erkannt  wird,  wo  sich  noch  einige  minder  fähige 
L ehrer individuen  befinden,  denen  die  Kinder  durch  mehrere 
Jahre  anzuvertrauen  nicht  rathsam  erscheint,  ohne  die  Bil- 
dung derselben  zu  gefährden". 

Die  Hauptschulen  sind  vierclassig*).  „Die  Volksschulen 
jener  Städte  sind  als  Hauptschulen  einzurichten,  welche  vier 
oder  mehrere  Lehrzimraer  und  ebenso  viele  für  Pfarrschulen 
befähigte  Lehrindividuen  schon  haben  oder  nach  Zulassung 
der  Mittel  erhalten  können."  Die  Erhebung  einer  Schule  zur 
Hauptschule  steht  der  Landesbehörde  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ordinariate  zu  und  kann  nur  erfolgen,  wenn  durch  sorg- 
faltige Erhebungen  die  Ueberzeugung  erzielt  wurde,  das  alle 
Bedingungen  zur  vollständigen  Erfüllung  der  den  Hauptschulen 
gestellten  Aufgabe  vorhanden  seien.  Bei  bereits  bestehenden 
Hauptschulen,  welche  bloss  drei  Lehrzimmer  haben  und  theils 
wegen  Abgang  der  erforderlichen  Geldmittel,  theils  in  Betracht 
der  geringen  Schülerzahl  nicht  sogleich  vierclassig  eingerichtet 
werden  können,  soll  ihre  Gleichstellung  mit  der  vierclassigen 
Hauptschule  aufrecht  erhalten  bleiben,  wenn  sie  das  Ziel  der 
letztern  erreichen.  Neue  Classenabtheilungen  der  Art,  dass  die- 
selben untergeordnete  Classen  bilden,  sind  nicht  zulässig;  bei 
überfüllten  Classen  sind  Neben-  oder  Parallelclassen  einzu- 
richten. 

Die  Normalvorschrift  vom  23.  März  1855  traf  bezüglich 
der  Lehrgegenstände  an  den  vierclassigen  Hauptschulen  keine 
Aenderungen.  Der  einzige  Zusatz  ist  nur,  dass  dort,  „wo  die 
Umstände  es  gestatten,  auch  das  Zeichnen  in  den  Unterricht 
aufzunehmen  und  der  Gesang  in  allen  Schulen  zu  üben  sei". 
Dem  Religionsunterrichte  wurden  in  der  I.  Classe  2,  in  der 
IL  und  ni.  Classe  je  4,  in  der  IV.  Classe  5  Stunden  zuge- 
wiesen, also  zusammen  15  Stunden,  wovon  jedoch  blos  8  auf 
den  Katecheten  entfallen ;  die  übrigen  Stunden  soll  der  Lehrer 
zur  Wiederholung  des  von  den  Geistlichen  gelehrten  Stoffes  ver- 
wenden, wenn  nicht  diese  selbst  die  Wiederholung  besonders  in 


*)  Mini8t.-Vors(hrift  v.  23.  März  1855» 
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den  oberen  Classen  der  Hauptschulen  übernehmen.  Dem  Lese- 
unterrichte werden  in  der  Regel  12  Lehrstunden  in  der  L, 
je  10  in  der  IL  und  IIL^  und  9  in  der  IV.  Classe  wöchent- 
lich gewidmet,  von  denen  in  vorzugsweiser  Berücksichtigung 
des  fertigen  und  richtigen  Lesens  in  der  IL  Classe  4  Stun- 
den, in  der  III.  3,  in  der  IV.  2,  des  Sprachlehrlichen  sammt 
Orthographie  und  schriftlichem  Gedankenausdrucke  in  der 
IL  Classe  3,  in  der  III.  und  IV.  je  4  Stunden,  endlich  des 
Sachlichen  in  den  drei  oberen  Classen  3  Stunden  zu  verwen- 
den sind.  Das  Ziel  des  Leseunterrichtes  ist  in  der  vierten 
Classe  Verständnis  des  Gelesenen  in  sachlicher  und  sprach- 
licher Hinsicht,  genaue  Kenntnis  der  Redetheile,  des  gram- 
matischen und  synthetischen  Baues  der  Unterrichtssprache, 
richtiges  und  fertiges  Analysieren ,  Bilden  und  Zusammen- 
ziehen der  Sätze.  Im  Stilistischen  sind  Beschreibungen,  Er- 
zählungen und  die  im  gewöhnlichen  Leben  vorkommenden 
Geschäftsaufsätze  zu  verfassen,  in  der  Orthographie  eine  rich- 
tige Handhabung  der  eingeführten  Schreibweise  und  rich- 
tige Anwendung  der  Unterscheidungszeichen  zu  erzielen. 

Dort  wo  eine  sprachlich  gemischte  Bevölkerung  besteht 
und  die  Kinder  die  Kenntnis  zweier  Sprachen  in  die  Schule 
mitbringen,  hat  diese  die  Aufgabe,  beide  Sprachen  gleich- 
massig  zu  pflegen.  Mit  den  ersten  Anfangsgründen  des  Lese- 
unterrichtes soll  nur  in  einer  Sprache  begonnen  werden;  aber 
nach  Ueberwindung  der  ersten  Schwierigkeiten  ist  der 
Unterricht  gleichmässig  in  beiden  Sprachen  fortzuführen. 
Welche  Sprache  voranzugehen  habe,  darüber  entscheiden  die 
Behörden  im  Einverständnisse  mit  der  Gemeinde,  wobei  die 
Ortsverhältnisse  zu  berücksichtigen  sind.  In  jenen  Orten,  wo 
nur  theil weise  in  den  Familien  der  Gebrauch  einer  zweiten 
Landessprache  in  Uebung  ist,  deren  Erlernung  aber  nament- 
lich in  Städten  und  gewerbreichen  grösseren  Märkten  in  den 
Bedürfnissen  und  Wünschen  der  Bevölkerung  gelegen  ist,  beginnt 
der  Unterricht  derselben  in  dem  zweiten  Semester  der  2.  oder 
im  ersten  Semester  der  3,  Classe,  und  ist  soweit  zu  führen, 
dass  in  der  4.  Classe  ein  und  der  andere  Gegenstand  auf  Grund- 
lage der  zweiten  Landessprache  vorgenommen  werden  kann. 
Dasselbe  gilt  von  der  deutschen  Sprache,  wo  sie  nicht  Unter- 
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richtssprache  ist.  Besonders  wurde  eingeschärft,  dass  in  den 
obersten  Classen  der  Hauptschulen  „eine  solche  Fertigkeit  in 
der  deutschen  Sprache  zu  erzielen  sei,  dass  die  Schüler  zum 
Uebertritte  an  jedes  Gymnasium  und  jede  vollständige  Realschule 
vollkommen  befähigt  seien" ;  eine  Bestimmung,  welche  schon 
dadurch  illusorisch  wurde,  als  in  den  letzten  Jahren  mehrere 
Mittelschulen  mit  nichtdeutscher  Unterrichtssprache  gegründet 
worden  sind.  Was  den  Unterricht  in  der  dritten  Landessprache 
anbelangt,  so  soll  damit  erst,  nachdem  die  Schwierigkeiten  in 
den  beiden  anderen  überwunden  sind,  keinesfalls  aber  vor  dem 
Eintritt  in  die  dritte  Classe  begonnen  werden.  Es  kann  selbst- 
verständlich von  einer  dritten  Sprache  nur  in  solchen  Orten 
die  Rede  sein,  wo  die  Kinder  die  Uebung  in  derselben  aus 
dem  Hause  mitbringen,  wie  dies  z.  B.  in  einigen  Städten 
Ungarns  mit  der  ungarischen  und  slavischen,  in  vielen  Küsten- 
orten  Dalmatiens,  Istriens,  den  karnerischen  Inseln  mit  der 
italienischen  und  illyrischen  Sprache  der  Fall  ist.  — Im  Schreib- 
und Rechnenunterrichte  haben  die  Schüler  nur  Lehrmittel 
und  Uebungsbücher  in  Händen.  Alle  künstlichen  Schriftarten 
sind  zu  vermeiden  und  nur  auf  eine  sichere,  leicht  lesbare, 
gefällige  Handschrift  zu  sehen.  Auch  dieser  Unterricht  beginnt 
mit  der  Schrift  der  Unterrichtssprache,  erstreckt  sich  in  der 
ersten  Classe  bis  zum  Schreiben  von  Wörtern  und  kleinen 
Sätzen;  in  der  zweiten  Classe  bis  zum  Schreiben  grösserer 
Sätze;  in  der  dritten  wird  die  Erlernung  der  anderen  ge- 
bräuchlichen Schriftarten,  der  Current-  und  Lateinschrift 
begonnen  und  in  der  letzten  Classe  weiter  fortgeführt.  In 
jeder  Classe  sind  3 — 4  Stunden  für  den  Schreibunterricht 
wöchentlich  zu  verwenden.  Dem  Rechnenunterricht  sind  in 
der  Regel  4  Stunden  wöchentlich  zu  widmen.  Das  Ziel  der 
Trivialschule  ist  das  geläufige  Rechnen  in  gleich  und  ungleich 
benannten  Zahlen,  in  ganzen  und  gebrochenen  Zahlen;  auch 
soll  das  Decimalrechnen  im  Kopfe  und  an  der  Tafel  geübt 
werden.  Eine  Vervollständigung  des  in  der  dritten  Classe 
Gelehrten  ist  in  der  obersten  Hauptschulclasse  vorzunehmen ; 
femer  die  Lehre  von  den  Verhältnissen,  von  der  einfachen 
und  zusammengesetzten  Proportion  in  einer  für  das  prak- 
tische Leben  nützlichen  Weise  einzuüben.  Der  Gesangsunter- 
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rieht  ist  allwöchentlich  in  zwei  halben  Stunden  zu  ertheilen ; 
die  Anstellung  von  eigenen  Gesangslehrern  aus  Öffentlichen 
Fonds  ist  jedoch  nicht  gestattet,  da  ein  künstlich  musikalischer 
Gesangsunterricht  nicht  Aufgabe  der  Volksschule  ist.  Der 
Unterricht  im  Zeichnen  ist  überall,  wo  die  Schulverhältnisse 
es  erwünschlich  machen,  in  der  vierten  Classe  einzuführen  und 
mit  dem  Gesammtunterrichte  in  erspriessliche  Verbindung  zu 
bringen.  Es  können  wohl  Zeichnenübungen  schon  in  der 
zweiten  Classe  vorgenommen  werden,  jedoch  ausserhalb  der 
zwanzig  regelmässigen  Schulstunden.  Die  unentbehrlichsten 
und  wissenswerthesten  Kenntnisse  aus  der  Natur-  und  Vater- 
landskunde sollen  den  Schülern  nicht  in  besonderen  Lehr- 
stunden, sondern  durch  die  Erläuterung  des  bezüglichen  Stoffes 
in  den  vorgeschriebenen  Lehrbüchern  durch  Erzählungen, 
durch  die  Veranschaulichung  von  Gegenständen,  durch  Hin- 
weisungen auf  die  Naturerscheinungen  beigebracht  werden. 
Es  ist  nicht  gestattet,  noch  andere  Lehrgegenstände  in  die 
Volksschule  einzuführen  ohne  besondere  Genehmigung  des 
Ministeriums. 

Einzelne  Gemeinden  haben  jedoch  in  jüngster  Zeit  auch 
dem  Turnunterricht  eine  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt; 
namentlich  die  Wiener  Commune  geht  in  dieser  Beziehung 
allen  übrigen  mit  gutem  Beispiele  voran. 

Den  Landschullehrern  wurde  vorgeschrieben,  die  Schüler 
auf  die  verschiedenen  Zweige  und  Beschäftigungen  der  Land- 
wirthschaft  aufmerksam  zu  machen  und  ihnen  Lust  und  Liebe 
zu  denselben  einzuflössen.  In  Gegenden,  wo  der  Obstbau 
gedeiht,  können  die  Schüler  im  letzten  Jahre  ihrer  Schul- 
pflicht in  demselben  unterrichtet  werden,  und  die  Bezirks- 
behörden und  Volksschulinspectoren  sind  namentlich  ange- 
wiesen, auf  die  Gründung  und  Erhaltung  von  Obstbaumschulen 
hinzuwirken.  Ebenso  kann  auch  die  Pflege  der  Maulbeer- 
bäume, der  Weinrebe,  der  Bienen-  und  Seidenzucht  in  der 
Volksschule  gelehrt  werden;  jedoch  sei  dieser  Unterricht  nur 
in  ausserordentlichen  Stunden  vorzunehmen. 

Das  Schuljahr  beginnt  in  den  meisten  Gegenden  am 
1.  October,  mit  dem  1.  November  im  Küstenlande,  Dal- 
matien   und    Fiume,    mit    dem    L    September    im    Lember- 
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ger  und  Krakauer  Verwaltungsgebiete,  in  der.  Bukowina, 
sodann  in  Botzen  und  Meran.  Die  Ferien  dauern  in  den  un- 
teren Classen  vier  Wochen;  in  der  obersten  Classe,  aus  welcher 
der  Uebertritt  in  die  Mittelschule  stattfindet,  sechs  Wochen. 
Die  Lehrer  einer  Schule  haben  sich  allmonatlich  zu 
Conferenzen  zu  vereinigen,  worin  der  Lehrplan,  die  Unter- 
richtsweise, der  Lehrstoff,  die  Lehrmittel,  die  Fortschritte  und 
das  übrige  Verhalten  der  Schüler,  sowie  alle  Vorkommnisse 
der  Schule  zu  besprechen  sind.  Es  ist  der  Wunsch  ausge- 
sprochen, dass  die  Ortsseelsorger  und  die  Schulbezirksauf- 
seher  sich  daran  betheiligen.  In  diesen  Conferenzen  ist  auch 
die  Classificierung  der  Schüler  vorzunehmen,  welche  von  dem 
Lehrer  und  dem  Katecheten  mit  Zustimmung  des  Directors 
erfolgt.  In  den  unteren  Classen  sei  ein  niederer  Massstab 
anzulegen,  indem  in  ihnen  mit  weniger  Strenge  als  in  der 
3.  und  4.  Classe,  aus  welchen  viele  in  die  Mittelschule  über- 
treten, vorzugehen  sei.  Am  Schlüsse  des  ersten  Semesters 
ist  eine  Prüfung  abzuhalten,  um  über  die  Fortschritte  der 
Schüler  und  die  Leistungen  der  Lehrer  ein  Gesammturtheil 
zu  gewinnen.  Am  Ende  des  Schuljahres  finden  öffentliche 
feierliche  Prüfungen  mit  Prämienvertheilung  statt.  Nach 
der  Schlussprüfung  wird  auch  die  Versetzung  der  Schüler 
in  die  höheren  Classen  vorgenommen.  Hierbei  hat  als  Mass- 
stab zu  gelten  der  gesammte  Fortgang  des  Schülers  aus  den 
Zeugnissen  des  Katecheten,  Lehrers  und  Directors  während 
des  Schuljahres.  Der  Uebertritt  aus  einer  Hauptschule  in 
eine  Mittelschule  darf  nicht  gestattet  werden,  ohne  dass  sich 
der  Schüler  einer  Prüfung  unterzogen  hat,  welche  mit  einer 
erspriesslichen  Strenge  vorzunehmen  ist.  Als  Belohnungen  für 
die  Schüler  gelten :  Belobung  durch  den  Lehrer  oder  ein  anderes 
Mitglied  des  Schulvorstandes,  Fleiss-  und  Sittenscheine  mit 
Bildern  religiösen  Inhaltes,  Eintragung  in  das  Ehrenbuch 
u.  s.  w.  —  Als  Strafen  gelten  der  Verweis  unter  vier  Augen, 
vor  der  gesammten  Schule,  vor  dem  gesammten  Schulvorstand; 
Anweisung  eines  besonderen  Platzes ;  das  Nachsitzen,  d.  h.  An- 
fertigen der  versäumten  Arbeiten  in  der  Schule  nach  dem 
Schlüsse  der  Unterrichtsstunden,  endlich  körperliche  Züch- 
tigung. 
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Dies  derLelirplan  und  die  wichtigsten  Bestimmungen  hin- 
sichtlich der  inneren  Organisation  der  Volksschule.  Man  kann 
über  das  Mass  dessen,  was  gelehrt  werden  soll,  verschiedener 
Ansicht  sein,  die  Ziele  der  Volksschule  höher  oder  niedriger 
setzen,  je  nachdem  man  derselben  eine  grössere  oder  geringere 
Bedeutung  beilegt;  was  uns  betrifft,  so  haben  wir  einen  ziemlich 
hohen  Begriff  von  den  eigentlichen  Aufgaben  der  Volksschule. 
Es  handelt  sich  jedoch  hauptsächlich  darum,  w  i  e  gelehrt  wird, 
und  da  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  die  Öster- 
reichische Schule  in   den  meisten  Fällen  das  ihr  gesteckte 
Ziel  nicht  erreicht  und  die  Resultate  eben  nicht  befriedigend 
genannt  werden  können.  Wenigstens  die  Klagen  der  Lehrer 
an  den  Mittelschulen  haben  nie   aufgehört,    und  man  sieht 
sich  häufig  in  der  untersten  Classe  derselben  genöthigt,   die 
Lücken    des  Volksschulunterrichtes  auszufüllen.     Selbst  der 
Religionsunterricht  leidet  an   vielen  Mängeln,  was  übrigens 
nicht  Schuld   der  Katecheten  ist,    sondern   meist   der  Lehr- 
bücher, theilweise  auch  der  Lehrmethode.  Mit  der  biblischen 
Geschichte  wird  erst  in  der  dritten  Classe  begonnen,  mit  den 
Evangelien  in  der  vierten.  Die  ersten  beiden  Jahrgänge  füllt 
der  Katechismus  aus,  der  den  Kindern  nicht  durchwegs  ver- 
ständlich genug  ist,  da  der  Unterricht  selbst  zu   mechanisch 
ertheilt  wird.  Man  begnügt  sich  nur  allzu  oft  mit  einem  ge- 
dankenlosen Hersagen;    die  Bildungsfähigkeit  des  Religions- 
unterrichtes geht  dadurch  in  die  Brüche.   Dieser  Uebelstand 
ist  den  massgebenden  Organen  wohl  bekannt,   und   die  Re- 
gierung hat  in  einem  Ministerialerlasse  vom  2.  September  1848 
auf  die  Abstellung  desselben  hingewiesen.  Auch  in  den  übrigen 
Lehrgegenständen  herrscht  viel  zu  viel  Mechanismus,    und 
der  Sprachunterricht  leistet  nicht  das,    was  er  an  einer  Ele- 
mentarschule  leisten  soll.    Man  belastet  das  Gedächtnis   mit 
schwerfälligen,    unverdaulichen  Sätzen,    und  das  Kind  wird 
weder  in  seiner  formellen,    noch  in  der  materiellen  Bildung 
irgendwie  gefördert. 

Man  muss  es  dem  Ministerium  nachrühmen,  dass  es 
vielfach  eine  Abstellung  des  leidigen  Mechanismus  zu  er- 
zwecken  suchte,  dass  es  den  Lehrern  einschärfte,  sich  nicht 
mit  einem  gedankenlosen  Einlernen  von  Regeln  zu  begnügen 
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und  auf  ein  sicheres  Verständnis  und  strictes  Anwenden 
derselben  hinzuarbeiten.  Es  wurde  den  Lehrern  die  Wahl 
der  bestehenden  Methoden  vollkommen  freigestellt.  „Nur 
soll  die  Methode  eine  erprobte  sein  und  ist  jede  willkür- 
liche und  nutzlose  Neuerung^  welche  oft  nur  von  dem  Fach- 
gelehrten gefasst  wird,  dem  Schüler  jedoch  unverständlich 
bleibt  und  nur  zur  Verwirrung  Anlass  gibt,  von  der  Volks- 
schule fern  zu  halten."  Diese  liberale  Bestimmung  ist  jedoch 
nur  eine  scheinbare,  da  es  nicht  viel  Lehrbücher  gibt,  unter 
welchen  eine  Wahl  stattfinden  kann  und  andererseits  auch 
vielen  Lehrern  bei  ihrer  mangelhaften  Bildung  die  Fähigkeit 
selbständig  vorzugehen  fehlt.  Memorieren  spielt  eine  Haupt- 
rolle in  der  österreichischen  Volksschule ;  in  der  Mathematik 
und  Grammatik  werden  die  Sätze  mit  bewunderungswürdiger 
Genauigkeit  „hergesagt",  auf  das  richtige  Verständnis  wird 
weniger  Gewicht  gelegt,  und  es  ist  wenigen  ganz  klar  geworden, 
dass  die  Grammatik  der  Volksschule  nichts  anderes  sein 
kann  und  soll ,  als  ein  bestimmter  Ausdruck  für  eine  be- 
stimmt hervortretende  und  von  den  Schülern  erkannte  That- 
sache.  Man  hat  mit  Recht  es  nicht  für  zweckmässig  gehal- 
ten einen  Leitfaden  wie  Wurst's  Sprachdenklehre  in  der 
Schule  zu  verwenden,  aber  die  in  Anwendung  kommenden 
Lehrbücher  der  Grammatik  sind  noch  weit  unpassender  und 
stellen  an  den  Knaben  Zumuthungen,  denen  er  schlechter- 
dings nur  in  den  seltensten  Fällen  gerecht  werden  kann. 
Diese  Bemerkungen  mögen  genügen.  Besser  kann  und  wird 
es  nur  werden,  wenn  unser  Lehrerstand  auf  eine  höhere  Stufe 
gehoben  wird*). 

Das  Gesetz  fordert,  dass  diejenigen  Kinder,  welche 
nicht  in  eine  Mittelschiüe  übertreten,  die  gemeine  Volksschule 
wenigstens  durch  sechs  volle  Jahre  zu  besuchen,  jedenfalls 
bis  zum  vollendeten  zwölften  Lebensjahre  darin  zu  verbleiben 
haben.  Schüler,  welche  vor  dem  vollendeten  sechsten  Jahre 
eintreten,  können  doch  erst  nach  Vollendung  des  zwölften 
Jahres  entlassen  werden;    die  später  eintretenden  haben  die 


*)  Vergl.  Stark  a    a.  0.  der  die  Mängel   der  Lehrmethode  an  den 
Volksschulen  einer  einschneidenden  Kritik  unterzieht. 
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Schule  aucli  längere  Zeit  nach  Massgabe  ihres  verspäteten 
Eintrittes  zu  besuchen.  Bei  Berechnung  der  Schulzeit  kann 
nur  der  wirkliche  Schulbesuch  in  Anschlag  gebracht  wer- 
den ;  die  straffällig  versäumten  Schultage  sind  insoweit  nach- 
zutragen, als  zur  Einholung  der  nothwendigsten  Schulbildung 
erforderlich  ist.  So  können  Schüler,  welche  aus  strafbarer 
Nachlässigkeit  zurückgeblieben  sind  und  eine  auffallende  Un- 
kenntnis aus  der  Religion  und  den  übrigen  Lehrgegenstän- 
den bei  den  jährlichen  Prüfungen  an  den  Tag  legen,  zu  einem 
fortgesetzten  Schulbesuche  verhalten  werden,  selbst  wenn  sie 
das  schulpflichtige  Alter  überschritten  haben. 

Die  Gesetzgebung  hat  sich  bemüht,  zu  wiederholten 
Malen  einzuschärfen,  dass  Kinder,  welche  die  Schule  zu 
besuchen  angefangen  haben,  dieselbe  auch  ununterbrochen 
zu  besuchen  fortfahren  müssen,  und  zur  Beförderung  des 
Schulbesuches  ist  eine  Anzahl  entsprechender  Vorschriften 
ertheilt  worden.  Davon  abgesehen,  dass  es  der  Schule  zur 
Aufgabe  gemacht  wurde  durch  ihre  Leistungen  Eltern  und 
Kinder  von  der  Nothwendigkeit  des  Unterrichtes  zu  über- 
zeugen ,  müssen  jene  Hindernisse  hinweggeräumt  und  jene 
Uebelstände  und  Missbräuche  beseitigt  werden,  welche  den 
Schulbesuch  hemmen  und  erschweren.  „Wo  die  häuslichen 
Verhältnisse  dem  Schulbesuche  hinderlich  sind,  ist  auf  eine 
zulässige  Weise  eine  für  die  Schule  günstige  Aenderung  zu 
bewirken,  bei  anerkannter  Armuth  ist  die  nöthige  Hilfe  zum 
Besuch  der  Schule  beizuschaften,  bei  häuslicher  Zerrüttung 
ist  nach  Umständen  zu  handeln.  Wo  die  Schulräumlichkeit 
zur  Aufnahme  schulpflichtiger  Kinder  unzulänglich  ist,  muss 
die  nöthige  Erweiterung  stattfinden,  indem  auf  einen  fleissigen 
Schulbesuch  dort  nicht  gedrungen  werden  kann,  wo  viele 
Kinder  nicht  einmal  einen  Platz  in  der  Schulstube  finden, 
sondern  gezwungen  sind,  durch  die  ganze  Schulzeit  entwe- 
der zu  stehen,  oder  auf  dem  Fussboden  sich  niederzulassen. 
Wo  der  Zugang  zur  Schule  unübersteigliche  Hindernisse 
bereitet,  sind  die  Gemeinden  zur  Herstellung  besserer  Wege 
zu  verhalten.  Der  Schulbesuch  entlegener  Ortschaften  muss 
dadurch  erleichtert  werden,  dass  schulfähige  Kinder,  die 
einen  weiten  Weg  zu  machen  haben,  nicht  nur  während  der 
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Mittagszeit,  sondern  auch  bei  ungünstiger  Witterung  über 
Nacht  bei  guten  Familien  Aufnahme  und  Verpflegung  finden." 

Diese  Vorsorge  der  österreichischen  Gesetzgebung  ist 
gewiss  in  jeder  Hinsicht  anerkennenswerth,  aber  noch  fehlt 
viel,  bis  ihr  vollständig  genügt  wird.  Dass  bei  einem  unregel- 
mässigen Schulbesuche  die  Leistungen  der  Schule  nur  ge- 
ringfügig sein  können,  ist  wohl  einleuchtend ;  allein  die  Mittel, 
welche  bislang  zur  Ueber wachung  des  Schulbesuches  ange- 
wendet werden,  können  nur  als  Palliative  gelten ;  eine  Beseiti- 
gung des  Uebelstandes,  dass  in  vielen  Gegenden  nur  allzu- 
häufig Kinder  aus  Absicht  von  derSchule  zurückgehalten  wer- 
den, „wo  ein  schulpflichtiges  Kind  nicht  in  die  Schule  ge- 
schickt wird,  so  oft  man  es  im  Hause  braucht,  oder  wo  man 
es  nicht  schickt,  weil  man  es  mit  Vortheil  im  Hause  ver- 
wenden kann,  wo  man  es  darauf  anlegt  zur  Verantwortung 
gezogen  zu  werden,  ehe  man  das  Kind  zur  Schule  schickt, 
und  wo  man  endlich  die  gesetzliche  Strafe  über  sich  ergehen 
lässt  und  das  Kind  doch  nicht  oder  wenigstens  nicht  regel- 
mässig zur  Schule  schickt",  wurde  durch  alle  diese  Vor- 
schriften nicht  bewerkstelligt.  Die  Schulversäumnisse  treten 
in  manchen  Gegenden,  besonders  im  Sommer,  wo  die  Kinder 
zur  Feldarbeit  verwendet  oder  im  Hause  beschäftigt  werden, 
zahlreich  ein,  so  dass  kaum  ein  Drittel  der  schulpflichtigen 
Kinder  die  Schule  besucht.  Es  kommen  nicht  allzuwenige 
Fälle  vor,  dass  Kinder  im  Durchschnitte  bloss  zwei  Jahre 
lang  die  Schule  frequentiren,  wenn  die  Unterbrechungen  hin- 
weggerechnet werden. 

Das  Gesetz  schreibt  Art  und  Anwendung  der  gesetz- 
lichen Zwangs-  und  Strafmittel  vor,  aber  eine  genaue  Durch- 
führung dieser  Normen  muss  vielfach  vermisst  werden.  Nicht 
immer  und  überall  werden  die  Schulvorstände  und  Lehrer 
von  den  politischen  Behörden  unterstützt,  denen  es  leider  oft 
sehr  angenehm  ist,  wenn  sie  mit  derartigen  Plackereien  ver- 
schont bleiben.  Und  die  geistlichen  Schulvorstände  haben 
auch  nicht  immer  und  überall  Selbständigkeit  genug,  um  mit 
voller  Energie  dem  Uebelstande  steuern  zu  können ;  die 
Wichtigkeit  und  Bedeutung  der  Volksschule  wird  nur  allzu- 
häufig   von    denselben    nicht    gehörig    gewürdigt.     Nur  die 
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Aenderung  des  ganzen  Systems  der  Schulaufsicht  könnte  hier 
belangreiche  Erfolge  erzielen.  Den  Gemeinden  muss  eine 
grössere  Einflussnahme  gewährt  werden  und  ein  Theil  der 
Verantwortlichkeit  für  die  Schulversäumnisse  denselben  zu- 
fallen. Freilich  ist  damit  nicht  Alles  gethan.  Man  bilde 
bessere  Lehrer  heran,  erziele  bedeutendere  Resultate  und 
wir  sind  dessen  gewiss,  die  Schule  wird  auch  besser  besucht 
werden. 

Die  Thätigkeit  selbst  des  tüchtigsten  Lehrers  wird  durch 
die  grosse  Anzahl  der  Schüler,  welche  er  in  der  Regel  zu 
unterrichten  hat,  in  bedeutendem  Masse  erschwert.  Bei  der 
grossen  Lücke,  welche  im  Volksschulwesen  im  Anfange 
unseres  Jahrhunderts  vorhanden  war,  kann  man  es  nicht 
ungerechtfertigt  finden,  wenn  die  politische  Schulverfassung 
bezüglich  einer  gesetzlichen  Beschränkung  der  Schülerzahl 
nur  höchst  laxe  Normen  aufstellte,  obzwar  man  sich  schon 
damals  nicht  verhehlte,  „dass  ein  Lehrer  zu  viele  Kinder  in 
einem  Lehrzimmer  nicht  hinlänglich  übersehen  und  so  frucht- 
bar, wie  weniger  nicht  unterrichten  könne"  und  desshalb  bei 
einem  ganztägigen  Unterrichte  auf  ein  Lehrzimmer  und  auf 
einen  Lehrer  nicht  über  80  Kinder  kommen  sollen*).  Steigt 
die  Menge  der  Schulfähigen  auf  mehr  als  100,  so  soll  die  Ab- 
theilung derselben  in  zwei  Lehrzimmer  und  die  Zugabe  eines 
Gehilfen  stattfinden;  beliefe  sich  die  Zahl  auf  mehr  als  200,  so 
soll  der  Unterricht  in  drei  Lehrzimmern  von  einem  Lehrer 
und  zwei  Gehilfen  ertheilt  werden.  Gegen  diese  Bestim- 
mungen Hess  sich,  wie  gesagt,  früher  bei  dem  Mangel  an 
Lehrern  und  Schulen  nichts  einwenden.  Das  Bessere  ist  der 
Feind  des  Guten  und  man  musste  eben  genügsam  sein,  wenn 
man  nicht  bedeutendere  Mittel  zur  Hebung  der  Schule  an- 
wenden wollte.  Aber  wie  wenn  diese  Schulzimmer  und  Ge- 
hilfen nicht  vorhanden  sind?  Auch  dieser  Fall  war  im  §.  348 
vorhergesehen:  es  sollte  der  Schuldistrictsaufseher  darauf 
antragen.  Jedoch  in  dem  folgenden  Paragraphe  wird  hinzuge- 
setzt: „Diese  Bestimmung,  d.  h.  der  Antrag  des  Schuldistricts- 
aufsehers,  ist  jedoch  mit  Bescheidenheit  so  zu  nehmen,  dass  * 


*)  Vergl.  §.  345  ff.  der  pol.  Schulverfassung. 
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auf  einen  Lehrer  die  Anzahl  von  80  Kindern  angenommen 
werde,  mithin  können  es  ebenfalls  10 — 20  darüber  sein. 
Wächst  die  Anzahl  über  100  d.  h.  120—130,  so  ist  schon 
ein  Schulgehilfe  erforderlich.  Bei  dem  halbtägigen  Unter- 
richte in  der  Trivialschule  können  noch  einmal  so  viel 
Schüler  auf  einen  Lehrer  und  ein  Lehrzimmer  gerechnet 
werden,  weil  nur  eine  Hälfte  der  Kinder  Vormittags,  die 
andere  Hälfte  aber  Nachmittags  die  Schule  besucht." 

Man  wird  zugestehen ,  dass  diese  Bestimmungen  den 
gegenwärtigen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  und  dem 
Lehrer  dabei  ein  erspriessliches  gedeihliches  Wirken  fast  zur 
Unmöglichkeit  wird.  Doch  lassen  wir  einen  österreichischen 
Schulrath  sprechen,  der  diese  Uebelstände  treffend  gegeisselt  hat, 
und  dem  man  zugestehen  wird,  dass  er  während  einer  mehr- 
jährigen Thätigkeit  Gelegenheit  hatte,  die  Erfolge  der  Volks- 
schule aus  eigenster  Erfahrung  kennen  zu  lernen.  In  dem 
trefflich  geschriebenen  „Gutachten  über  zwei  Schulfragen" 
spricht  sich  Becker  folgendermassen  aus : 

„Wer  heute  noch  die  Ueberzahl  von  Kindern  in  einem 
Schulzimmer  mit  der  Ansicht  vertritt,  es  sei  besser,  die  Kin- 
der sitzen  in  der  Schule  als  sie  laufen  auf  der  Gasse  herum, 
und  wenn  sie  auch  nicht  viel  lernen,  so  bliebe  doch  manches 
an  ihnen  hangen,  der  muss  sich  auch  den  Erfolg  gefallen 
lassen,  dass  die  Kinder  in  der  That,  so  lange  sie  in  der 
Schule  Sassen,  nicht  auf  der  Gasse  herumliefen,  und  dass 
allerdings  manches  an  ihnen  hangen  blieb.  Ob  aber  das 
Schulsitzen  unter  diesen  Umständen  einem  vernünftigen 
Zwecke  für's  Leben  dienen  und  ob  das  Hangengebliebene 
einen  fruchtbaren  Keim  für  eine  gesunde  Entwicklung  ab- 
geben könne,  das  ist  eine  andere  Frage,  die  der  Pädagog 
entschieden  verneint. 

^Concessionen  in  der  Beschränkung  der  Schülerzahl  für 
einen  Lehrer,  wenn  sie  durch  materielle  Hindernisse  ge- 
boten sind,  können  nur  auf  Grund  bestehender  didaktischer 
Verhältnisse,  aber  nie  auf  Grund  von  Zufälligkeiten  stattfinden, 
die  mit  dem  Zwecke  der  Schule  nichts  gemein  haben.  Weil 
viele  Kinder  für  eine  Stufe  des  Unterrichtes  vorhanden  sind 
und  das  Schulzimmer  sie  alle  fasst,    darum   ist   der  Lehrer, 
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auch  der  geschickteste  und  gewissenhafteste;  noch  nicht  im 
Stande,  sie  alle  gleichzeitig  mit  Erfolg  zu  unterrichten.  Wenn 
aber  eine  kleinere  Zahl  von  Schülern  eine  Zeit  lang 
auf  derselben  Stufe  des  Unterrichtes  geschult  wurde,  so  wird 
ein  Zufluss  von  Schülern,  die  gleich  geschult  sind,  dem 
Lehrer  nicht  wehthun  und  den  Lehrer  im  Wesentlichen  nicht 
beirren. 

„In  unseren  Schulen  entscheidet  der  Zufall  über  das 
Verhältnis  der  Leistungsfähigkeit  des  Lehrers  zur  Zahl  der 
Schüler,  und  in  den  meisten  Fällen  so,  dass  sich  der  Lehrer 
eine  Ueberzahl  von  Schülern  gefallen  lassen  muss.  Je  mehr 
er  den  Unterricht  individualisiert,  und  darin  eben  liegt  auf 
der  Elementarstufe  die  Bedingung  des  Erfolges,  desto  augen- 
fälliger wird  nachgerade  das  Missverhältnis  hervortreten  zwi- 
schen der  Zeit,  die  ihm  für  seine  Aufgabe  gegeben  ist  und 
den  Leistungen,  die  er  bei  seinen  Schülern  erzielt.  Die 
Praxis  lehrt,  dass  unter  solchen  Umständen  ein  Theil  der 
Schüler  mehr  oder  minder  verwahrlost  und  dieses  Schicksal 
trifft  in  der  Regel  die  lebhafteren  Geister,  deren  Zügelung 
Mühe,  Geduld  und  Zeit  erfordert,  während  an  den  sogenann- 
ten stillern,  leicht  anregbaren  und  eifrigen  der  Ehrgeiz  des 
Lehrers  seine  Befriedigung  sucht. 

„Die  Ueberbürdung  des  Lehrers  mit  Schülern  ist  nach 
meiner  Ueberzeugung  eine  der  wichtigsten,  aber  bei  uns  noch 
viel  zu  wenig  erforschten  und  gewürdigten  Ursachen  jener 
Verwahrlosung,  die  sich  in  den  unteren  Schich- 
ten des  Volkes  durch  Verbrechen  gegen  die  Si- 
cherheit der  Person  und  des  Eigenthums  kenn- 
zeichnet und  nach  einer  Seite  hin  durch  Ueber- 
füllung  der  Gefängnisse  rächt.  Unsere  sogenannten 
S  trab  an  z  er  und  Kappelbuben  mit  ihrem  cynischen 
Witz  und  der  raffinierten  Verschlagenheit,  die  vor  keinem 
Mittel  zurückschreckt,  sind  zum  grössten  Theil  Resul- 
tate von  Entwicklungen,  derer  Anfänge  an  der  überfüll- 
ten Schule  haften.  Der  nächstbeste  Gerichtsfall  bietet  Ge- 
legenheit, diese  Behauptung  zu  prüfen  und  ich  besorge  nicht, 
dass  sie  sich  als  unbegründet  erweisen  werde."  — 
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Nicht  in  allen  Gemeinden   ist  der  Volksschulunterricht 
an  die  Entrichtung   eines  Schulgeldes    gebunden.     Die  poli- 
tische  Schulverfassung  bestimmte   nur,    dass    dort,    wo  die 
Gemeinde   für    die  ausreichende  Dotation  des  Lehrpersonals 
nicht    in   anderer   Weise  genügend   sorgt ,    die   Entrichtung 
des  Schulgeldes   für   die  schulpflichtige  Jugend   einzuführen 
und     nach    den    Ortsverhältnissen    festzustellen    sei.       Die 
Unterrichtsbehörden    waren    im    vorigen   Jahrzehent    thätig, 
um  in  jenen  Kronländern,  wo  bisher  ein  Schulgeld  nicht  be- 
stand, die  Einführung   desselben   zur  theilweisen  Bedeckung 
des   Lehrergehaltes   anzuregen,     ohne  jedoch   irgend   einen 
Zwang  auszuüben.  Jene  Gemeinden,  welche  die  zum  Unter- 
halt   des  Lehrpersonales    festgesetzten  Gehaltsbeiträge    ganz 
bestreiten,  sind,  wenn  sie  es  verlangen,   von  der  Schulgeld- 
Entrichtung  befreit.  Das  Schulgeld  bildet  eine  Einnahmsquelle 
des  Lehrers,  welcher  den  Unterricht  ertheilt,  und  ist  für  jene 
Schule  zu  entrichten,    zu  welcher  die  Kinder  pflichtig  sind. 
Wenn  Eltern  die  Bewilligung  erhalten,   ihre  Kinder  in  eine 
andere  Schule  zu  schicken,  so  haben  sie,  abgesehen  von  den 
Verpflichtungen  für  die  von  ihnen  gewählte  Schule  das  Schul- 
geld   wie    die   sonstigen    Gebühren  an   den   eigenen    Lehrer 
fortan  zu  entrichten.     Dagegen    sind   Schüler,    welche    vor 
Zurücklegung  des  schulpflichtigen  Alters  in  eine  Mittelschule 
eintreten,  von  der  weiteren  Entrichtung  des  Schulgeldes  be- 
freit.    Kinder  armer  Eltern    erhalten   einen    unentgeltlichen 
Unterricht,   die  Befreiung   von  dem  Unterrichtsgelde  ist  bei 
den  Volksschulen  durch  einen  guten  Fortgang  nicht  bedingt, 
geht  daher  durch   eine   schlechte  Fortgangsciasse   nicht  ver- 
loren. Eigen thümlich  ist  die  Bestimmung,  dass  Fabriksarbeitern 
nur  dann  eine   Schulgeldbefreiung  zuzugestehen   sei ,    wenn 
die  Fabriksherren  sich  erbötig  machen,    einen  vollständigen 
Ablösungsbetrag  für  die  schulpflichtigen  Kinder,    von  deren 
Handarbeit  sie  Gewinn  ziehen,  zu  erlegen.  In  Dorfschulen  sind 
Eltern,     welche  schon    für  drei  Kinder   das   Schulgeld   be- 
zahlen, von  der  Entrichtung  desselben  für  die  übrigen  befreit. 
Bei  den  mit  einem  geringen  Einkommen  dotierten  Schulen 
haben  die  Schulgemeinden,  welche  die  nöthigen  Mittel  dazu 
besitzen  oder  leicht  aufbringen  können,  wenigstens  für  einen 
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Theil  der  armen  Kinder  das  Schulgeld  in  einem  Pauschal- 
betrage dem  Lehrer  zu  vergüten.  Verschiedene  Abstufungen 
in  den  Schulgeldleistungen,  welche  namentlich  in  Ungarn  eine 
Zeitlang  an  der  Tagesordnung  waren,  indem  zwischen  den 
Gemeinden  und  dem  Schullehrer  Contracte  geschlossen  wur- 
den, worin  die  Beträge  festgesetzt  waren,  je  nachdem  der 
Lehrer  den  einzelnen  Kindern  bloss  im  Lesen  oder  auch  im 
Schreiben  und  Rechnen  den  Unterricht  ertheilte,  sind  nicht 
gestattet,  „da  das  ohnehin  auf  das  Minimum  beschränkte  Mass 
des  in  den  Elementarschulen  zu  ertheilenden  Unterrichtes 
weder  im  Allgemeinen  noch  für  einzelne  Schüler  verringert 
werden  darf  und  es  dem  Ermessen  der  oft  urtheilsunfähigen 
Eltern  nicht  überlassen  werden  kann,  Beschränkungen  des 
Unterrichtes  auf  einzelne  Fächer  für  ihre  Kinder  zu  er- 
wirken" *). 

Die  Höhe  des  Schulgeldes  ist  nicht  an  allen  Trivial- 
schulen gleich,  es  wird  wie  schon  erwähnt,  nach  den  Ortsver- 
hältnissen bestimmt,  kann  nach  Classen  oder  Schulpflichtig- 
keitsjahren  abgestuft  und  wöchentlich  oder  monatlich  erhoben 
werden.  Der  mindeste  Betrag  war  früher  7,  10  und  14  kr. 
für  den  Monat  angesetzt;  ein  massigeres  Schulgeld  wurde 
nur  dort  belassen,  wo  die  Gemeinde  in  anderer  Weise  für 
den  Unterhalt  des  Lehrers  sorgt.  Eine  allgemeine  Erhöhung 
des  Unterrichtsgeldes  wurde  von  der  obersten  Unterrichts- 
behörde im  Laufe  des  letzten  Decenniums  vorgeschrieben  und 
als  Norm  festgesetzt,  das  dasselbe  3,  4  und  5  kr.  pr.  Woche 
zu  betragen  habe.  An  den  Hauptschulen  werden  höhere  Be- 
träge eingehoben  z.  B.  27  Kreuzer  in  den  beiden  ersten,  34 
in  der  dritten  und  42  in  der  vierten  Classe  monatlich.  In 
einzelnen  Gemeinden  ist  das  Schulgeld  noch  höher  bemessen, 
z.  B.  in  Wien  50  kr.  pr.  Monat.  Namentlich  wurde  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  Einführung  des  erhöhten  Schulgeldes  keineswegs 
dort  zu  unterlassen  sei,  wo  das  Einkommen  des  Lehrers  den 
Betrag  von  200  fl.  bereits  erreicht  hat;  nur  darf  die  Erhö- 
hung dort  unterbleiben,  wo  die  Gemeinde  in  anderer  Weise 
das  Einkommen  des  Lehrers  mindestens  bis  zu  dem  Betrage, 


*)  Ministerialeilass  vom  14.  Mai  1854. 
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welcher  durch  die  Erhöhung  des  Schulgeldes  erreicht  wer- 
den kann ,  deckt.  Es  ist  unstatthaft ,  dass  die  Lehrer  das 
Schulgeld  einheben,  nur  in  einzelnen  Fällen  sind  mit  Rück- 
sicht auf  die  bestehenden  Oitsverhältnisse  Ausnahmen  ge- 
stattet. In  der  Regel  ist  die  Einhebung  einem  Gemeinde- 
vorstande zu  übertragen,  und  selbst  dort,  wo  dem  Lehrer  die 
Schulgeldeinhebung  anheimfällt ,  ist  der  Geraeindevorstand 
verpflichtet  die  Schulgeldreste  der  zahlungspflichtigen  Par- 
teien einzuheben.  Das  böhmische  Landesgesetz  vom  10.  Oct. 
1863  verpflichtet  die  Gemeinde,  dem  Lehrer  das  Schulgeld 
für  alle  davon  befreiten  Kinder  zu  vergüten. 

Es  ist  schon  hervorgehoben  worden,  dass  die  Bestrei- 
tung aller  Kosten  einer  directivmässigen  Volksschule,  oder 
einer  Nothschule  in  erster  Linie  die  Gemeinde  zu  überneh- 
men hat.  Für  gewisse  Leistungen  wurde  bis  in  die  jüngste 
Zeit  der  Schulpatron  herangezogen.  Das  Schulpatronat  ist 
im  wesentlichen  eine  Schöpfung  Josefs  IL  Die  Pflicht 
einer  Beitragsleistung  zum  Schulgebäude  von  Seite  des 
Patronats  stand  mit  dem  Rechte  die  Pfarre  zu  besetzen  im 
Zusammenhange ,  sie  klebte  daher  dem  Pfarr  -  Patronate 
einzig  und  allein  an.  „Es  erwächst",  heisst  es  im  Gesetze, 
„durchaus  kein  neues  und  besonderes  Patronat  über  die 
Schule,  welches  man  erst  annehmen  oder  ausschlagen  könnte, 
sondern  derjenige ,  dem  das  Recht  zusteht ,  den  Pfarrer 
zu  bestellen,  ist  überall,  wo  sein  Recht  sich  hin  erstreckt 
und  eine  Schule  nach  den  directiven  Regeln  nöthig  ist,  ver- 
bunden, den  für  den  Patron  ausgemessenen  Beitrag  zu  leisten. 
Es  gibt  nicht  zwei  Patronate  bei  einer  Curat-Station,  so  dass 
eines  über  die  Kirche,  das  andere  über  Pfarre  und  Schulgebäude 
bestellt  wäre,  sondern  das  Patronat  über  die  Pfarrei  und  die 
Kirche,  über  Pfarr-  und  Schul-Gebäude  ist  eines  und  das- 
selbe". 

Zum  Schulbau  hatten  die  Grundobrigkeiten,  die  Patrone 
und  Gemeinden,  dem  Hofdecrete  vom  6.  Oct.  1787  zu  Folge, 
gemeinschaftlich  beizutragen,  dergestalt,  dass  die  Grundobrig- 
keiten die  Baumaterialien ,  die  Patrone  die  Auszahlung  der 
Professionisten,  die  Gemeinden  die  Hand-  und  Zugrobott  zu 
leisten  hatten,  wenn  nicht  andere  Stipulationen  vermöge  eines 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Untcrrichtsweseus  etc.  28 
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besonderen  Vertrages  zwischen  den  baupflichtigen  Theilen 
waren  festgesetzt  worden.  Die  Patrone  derjenigen  Pfarren, 
in  deren  Bezirk  abgesonderte  Schulen  zum  Besten  der  in 
einem  Umkreise  von  einer  halben  Stunde  vorhandenen  Kin- 
der errichtet  wurden,  sollten  auch  zum  Bau  dieser  Schule, 
wie  zum  Bau  derjenigen,  die  im  Pfarrorte  selbst  bestehen, 
die  minimalmässigen  Beiträge  leisten.  Die  Stiftungsklöster 
wurden  bei  Errichtung  der  Schulgebäude  nicht  anders  als 
jede  andere  Grundherrschaft  und  Patron  angesehen ,  und 
hatten  jenen  Verpflichtungen  gerecht  zu  werden  ,  welche 
das  Gesetz  für  Patrone  und  Schulobrigkeiten  vorschrieb. 
Die  innere  Einrichtung  der  Schule  musste  entweder  von 
der  Grundobrigkeit  oder  von  den  Patronen  bestritten  wer- 
den. Was  von  der  Bestreitung  der  Baukosten  galt ,  fand 
gleichfalls  auf  die  Erhaltung  und  Reparation  der  Schule  An- 
wendung. 

Auch  nach  Aufhebung  des  Unterthänigkeitsverhältnisses 
wurde  das  Schulpatronat  beibehalten,  und  es  sollte  bei  Er- 
richtung neuer  Schulen,  soweit  die  Verhältnisse  es  erlaubten, 
für  die  Aufstellung  eines  Schulpatrons  Sorge  getragen  werden. 
Bei  Landgemeinden  namentlich  suchte  man  dahin  zu  wirken, 
dass  der  Kirchen-  und  Pfarrpatron  auch  das  Schulpatronat  über- 
nehme. Man  ging  hierbei  von  der  Ansicht  aus,  dass  der 
grosse  Grundbesitzer  um  so  bereitwilliger  hiezu  sein  werde, 
als  er  schon  wegen  seines  Gütercomplexes  von  einer  verhält- 
nissmässig  grossen  Beitragsleistung  für  die  Schule  nicht  be- 
freit werden  kann.  Im  Nothfalle  hatte  hinsichtlich  des  Pa- 
tronatsrechts  die  Behörde  zu  entscheiden. 

Seit  dem  Jahre  1848  sind  mehrere  provisorische  Ver- 
fügungen erlassen  worden.  Mit  Decret  vom  10.  Juni  1849 
wurde  bekannt  gegeben  ,  dass  nach  der  historischen  und 
rechtlichen  Entwicklung  des  Patronatsverhältnisses  dasselbe 
mit  dem  durch  das  Gesetz  vom  7.  Sept.  1848  aufgehobenen 
Unterthänigkeitsverhältnis  in  keiner  Verbindung  stehe,  sondern 
es  beruhe  auf  Stiftungen  oder  Verträgen,  und  selbst  bei  den 
sogenannten  neuen  Pfarren  auf  der  freiwilligen  Annahme  der 
Grundobrigkeit.  Das  Patronat  kann  daher  durch  jenes  Ge- 
setz nicht  als  aufgehoben  betrachtet  werden.     Dagegen  sind 
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allerdings  die  durch  die  Gesetze  den  Grundobrigkeiten  als 
solchen  ohne  Rücksicht,  ob  sie  zugleich  Kirchenpatrone 
seien,  noch  besonders  auferlegten  Leistungen  beim  Baue 
oder  der  Reparatur  kirchlicher  Gebäude  ebenso  wie  die 
den  Gemeinden  in  dieser  Richtung  auferlegten  Verpflich- 
tungen insoweit  aufgehoben,  dass  ein  Unterschied  im  Betrag 
und  der  Art  der  Beitragsleistung  zwischen  Obrigkeiten  und 
Gemeinden  wegfällt  nnd  erstere  gleich  jedem  Mitglied  der 
Gemeinde  zu  jenen  Beiträgen  oder  Leistungen  zu  verhalten 
sind,  welche  sich  bei  gleicher  Vertheilung  der  Beitragslei- 
stung nach  dem  üblichen  Massstab  im  Verhältnis  zu  den 
übrigen  Gemeindegliedern  ergeben.  Es  sei  unerlässlich, 
hinsichtlich  des  Kirchen-Patronates  den  veränderten  Ver- 
hältnissen Rechnung  zu  tragen  und  bis  zur  definitiven 
Regelung,  welche  Gegenstand  einer  besonderen  Verhand- 
lung sein  wird,  haben  die  politischen  Behörden  in  jedem 
Falle  einer  Kirchen  -  Patronats  -  Belastung  im  Wege  des 
Ausgleiches  und  freiwilligen  Uebereinkommens  die  Verthei- 
lung der  Lasten  nach  einem  gerechten  Verhältnis  unter  allen 
Contribuenten  zu  versuchen.  Komme  eine  solche  Vertheilung 
nicht  zu  Stande,  so  seien  alle  mit  grossen  Auslagen  verbun- 
denen Bauten  und  Reparaturen  einzustellen  und  nur  die  noth- 
wendigsten  Reparaturen  und  laufenden  Auslagen  dem  Pa- 
tronat  aufzulegen.  Ferner  bestimmte  das  Ministerium  des 
Unterrichtes  durch  mehrere  Erlässe  vom  Jahre  1849  hinsicht- 
lich der  Schulbau-Concurrenz,  dass  sich  die  Behörde,  so  lange 
kein  neues  Gesetz  über  die  Concurrenz  bei  Schulbauten  er- 
schienen sei,  an  die  bestehenden  Vorschriften  zu  halten  habe, 
wobei  den  concurrenzpflichtigen  Parteien  der  allfällige  Regress 
an  jene  Baupflichtigen  vorbehalten  bleibe,  welchen  das  neue 
Gesetz  die  bezüglichen  Lasten  aufbürden  werde. 

Den  Landtagen  des  Jahres  1863  wurden  von  der  Re- 
gierung Gesetz  -  Entwürfe  über  Aufhebung  des  Schulpa- 
tronates  vorgelegt.  Fast  in  allen  Landtagen  wurde  der  Be- 
Bchluss  gefasst,  dass  jedes  Patronat,  welches  nicht  auf  einer 
Stiftung  oder  einem  sonstigen  privatrechtlichen  Titel  beruht, 
zu  entfallen  habe;  ebenso  auch  die  Verpflichtung  der  ehe- 
maligen Grundobrigkeiten    zur   Beistellung    des  Beheizungs- 

28* 
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Holzes.  Das  Ausmas  der  Leistungen  jener  Patrone ,  deren 
Verpflichtung  nicht  erlosch ,  wurde  in  der  Kegel  auf  ein 
Viertel  der  zu  deckenden  Kosten  festgesetzt.  — 

Die  Aufstellung  bestimmter  Normen  für  die  Einschulung 
d.  h.  die  Zuweisung  von  Ortschaften,  Ortstheilen  an  bestimmte 
Schulen  beschäftigte  vielfach  die  Staatsverwaltung.  Dieselbe 
sollte  nur  bei  directivmässigen  Schulen  stattfinden,  bei  „Noth- 
schulen  uneigentlich  nur  da,  wo  Wohnlichkeiten  für  eineeiniger- 
massen  geordnete  und  für  eine  längere  Dauer  begründete  Volks- 
schule vorhanden  sind".  Ortschaften,  wo  ein  excurrierender 
Lehrer  bestellt  ist,  gehören  zu  jener  Schule,  von  der  aus  der 
Unterricht  besorgt  wird.  Ausnahmsweise  können  Ortschaften 
und  Wohnstätten  der  näher  oder  besser  gelegenen  Schule 
eines  anderen  Pfarrbezirks,  als  dem  sie  angehören,  zugeschult 
werden.  Wo  durch  die  Orts  verhältnisse,  durch  Entfernung  oder 
Verkehrshemmnisse  die  Kinder  zum  Besuche  einer  Pfarr- 
oder Nebenschule  nicht  angehalten  werden  können,  und  die 
verfügbaren  Mittel  die  Errichtung  einer  Schule  nicht  ermög- 
lichen, ist  eine  blosse  Gehilfenstation  zu  errichten,  wo  ein 
von  der  Pfarrschule  abhängiger  exponirter  Unterlehrer  be- 
stellt wird,  bis  die  Möglichkeit  geboten  ist,  die  Schulstelle 
mit  einem  selbständigen  Lehrer  zu  besetzen.  In  Gegenden, 
wo  die  Wohnlichkelten  sehr  zerstreut  sind,  muss  der  Unter- 
richt durch  einen  excurrlerenden  Gehilfen  ertheilt  werden ; 
diese  Excurrendoschulen  sind  jedoch  nur  als  Theile  der 
Pfarrschulen  anzusehen.  Der  Gehilfe  wird  von  dem  Schul- 
lehrer verpflegt  und  besoldet,  wogegen  dieser  die  Einkünfte 
bezieht.  Die  nicht  directivmässigen  Schulen  sind  entweder 
Bequemlichkeitsschulen,  d.  h.  solche,  die  vorschriftsmässig 
eingerichtet  aber  nicht  nothwendig  sind,  oder  Nothschulen, 
welche  die  Mittel  zu  einer  directivmässig  eingerichteten 
Schule  nicht  besitzen. 

Das  Elnschulungssjstem  ist  noch  unvollendet.  Die 
grössten  Lücken  weist  Gallzien  auf,  wo  noch  30^  der  Be- 
völkerung uneingeschult  sind.  Volktändig  eingeschult  sind 
Oeeterreich  ob  und  unter  der  Enns,  Salzburg,  Tirol,  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien,  dagegen  sind  im  Küstenlande  20%',  in 
Dalmatien  und  Krain  fast  16.?^,    in  Steiermark  und  Karn- 
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ten  ß^'o  der  Bevölkerung  nicht  eingeschult;  der  Unterricht 
beschränkt  sich  hier  darauf,  dass  mancher  Seelsorger  bereit- 
willig neben  dem  ihm  obliegenden  Religionsunterrichte  auch 
in  andern  Lehrfächern  einige  Unterweisung  ertheilt.  Am 
schlechtesten  bestellt  sind  Dalmatien  und  die  Bukowina*). 

Die    angemessene  Erhaltung    der   Lehrer    ist    zunächst 
Sache  der   Schulgemeinden,    und   den  im  Jahr  1848  auftau- 
chenden  Ansichten ,    als   ob    der   Staat    die   Besoldung    der 
Lehrer   übernehmen  werde ,    trat    der    Ministerialerlass   vom 
10.   November    1849    und    20.    November     1850    entgegen, 
worin   davor  gewarnt    wurde ,     „dass    nicht    durch  Zusagen 
in    Betreff    der    wünschenswerthen  Verbesserung    der   Lage 
der   Schullehrer    die    Gemeinden    in    dem    Wahne   bestärkt 
würden,    dass  sie  nichts    zu  thun  brauchen,    weil  der  Staat 
helfen  werde  und  solle".     Die  Gemeinde  in  ihrer  Gesammt- 
heit  ist  verpflichtet  jedem  Lehrindividuum  das  zur  Deckung 
der  nothwendigen  Lebensbedürfnisse  erforderliche  Einkommen 
sicher  zu  stellen.      Als    besondere  Modalität  wurde  der  Ge- 
meinde empfohlen,  bei  der  Dotation  der  Schullehrer  vorzugs- 
weise   die    Zuwendung    von    tragbaren  Grundstücken    oder 
Nutzungen  anzustreben**).  Bestehen  die  Leistungen  der  Ge- 
meinden in  Geldbeträgen,    so  darf  eine  Repartierung  derselben 
unter  die  Steuerpflichtigen   nur   insoweit   eintreten ,    als    die 
Ausgaben  nicht  durch  die  currenten  Gemeindeeinnahmen  ge- 
deckt sind.     Wo   zur  Dotation  Naturalgiebigkeiten   gehören, 
sind   mit   dem  Schullehrer   die   schicklichsten  Zeitfristen  zur 
Abfuhr  zu  verabreden;  die  Gemeinde  hat  für  das  Mass  und 
die  gute  Beschaff'enheit  der  Beiträge  zu   haften.   Das  einmal 
ermittelte    Einkommen    des    Lehrpersonals    darf    nicht      ge- 
schmälert und  willkürlich  verändert  werden.   Die  bisherigen 
herkömmlichen  Gebühren  dürfen  demselben    nicht    entzogen 
werden,  wenn  auch  die  Verrichtungen ,    wofür    diese   bisher 
entrichtet  wurden,  durch  das  Gesetz  untersagt  wurden.    Das 
gilt  z.  B.  vom  Wetterläuten,  Räuchern  u.  dgl.  m.  Diejenigen 
Beiträge,  welche  Klöster  und  Stifte  leisteten,  sind  auch  dann 


*)  Ficker  Art.  Oesterreich  in  der  Encyklopädie  v.  Schmid  S.  231 
**)  Vergl.  Helfert  III.  §.  273  ff. 
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abzuführen,  wenn  die  unmittelbar  verpflichtete  geistliche  Cor- 
poration nicht  mehr  besteht. 

Regelmässige  Naturgiebigkeiten  in  Geldzahlungen  unter 
ihrem  wahren  Werthe  zu  reluieren  ist  nicht  gestattet.  Dort 
wo  die  Schullehrer  einen  bedeutenden  Theil  ihres  Einkom- 
mens durch  die  Grundentlastung  eingebüsst  haben,  sind  die 
Gemeinden  verpflichtet,  den  Ausfall  auf  andere  Weise  zu 
ersetzen.  Eine  allgemeine  Norm,  in  welcher  Weise  die  Er- 
satzleistung zu  bewerkstelligen  ist,  wurde  nicht  aufgestellt, 
es  wurde  den  Länderstellen  anheim  gegeben ,  von  Fall  zu 
Fall  nach  Beschaifenheit  der  Umstände  vorzugehen ,  wobei 
nur  möglichst  darauf  zu  sehen  ist,  dass  die  Dotationsergän- 
zung theilweise  durch  Grundstücke  oder  Naturalien  erzielt 
werde.  Es  steht  aber  auch  dem  Lehrer  nicht  zu,  auf  ein- 
zelne rechtmässige  Einkünfte  zum  Nachtheile  der  Schule 
und  der  künftigen  Lehrer  Verzicht  zu  leisten.  Die  Einkünfte 
der  Lehrer  sind  mit  unnachsichtlicher  Strenge  einzubringen, 
nach  Umständen  durch  Anwendung  der  politischen  Execu- 
tion  und  der  Militärassistenz.  Die  Gehalte  der  Schullehrer 
können  dem  Hofdecrete  vom  3.  Juli  1801  gemäss  nicht  mit 
einem  gerichtlichen  Verbote  belegt  oder  in  die  gerichtliche 
Execution  gezogen  werden. 

Wo  die  Mittel  der  Gemeinde  nicht  ausreichen  das  Lehr- 
personal in  genügender  Weise  zu  erhalten ,  tritt  gesetzlich 
der  Landesschulfond  zur  Ergänzung  zeitweilig  ein.  Dies 
gilt  nicht  bloss  für  Lehrer,  sondern  auch  für  die  bei  einer 
Schule  noth wendigen  Unterlehrer  oder  zeitweiligen  Gehilfen ; 
die  Entscheidung  hat  das  Ministerium  zu  treffen.  Doch  haben 
nur  directivmässig  und  behördlich  bestätigte  Schulen  auf 
eine  Unterstützung  von  Seite  des  Staates  Anspruch.  Die 
Verhandlungen  über  derartige  Aushilfen  hatten  und  haben 
der  Natur  der  Sache  nach  etwas  Schwerfälliges.  Erhebungen 
der  vorhandenen  Schuleinkünfte  und  der  Leistungskraft  der 
Schulgemeinden  müssen  voraus  gehen.  Die  Haltung  der  Lehrer 
ist  mit  Zeugnissen  der  Schulbezirksaufsicht  zu  belegen,  nur 
dann  findet  die  Berufung  auf  eine  zahlreiche  Familie  und  viele 
Dienstjahre  Beachtung.  Lehrer,  welche  bloss  in  den  Win- 
termonaten Unterricht  ertheilen,    sind  in  der  Regel  zur  Be- 
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theilung  mit  x^ushilfen  nicht  geeignet.  Der  Beitrag  von  Seite 
des  Landesschulfonds  ist  nur  ein  provisorischer,  der  zu  ent- 
fallen hat,  wenn  die  Mittel  der  Gemeinde  zur  Erfüllung  der 
Schulzwecke  sich  bessern.  „Es  ist  keine  Schule  berechtigt, 
einen  bestimmten  Schulfondsbeitrag  als  einen  fortdauernden 
Bezug  anzusehen,  der  ihr  ungeschmälert  verbleiben  mtisste, 
kein  Lehrer  kann  auf  den  Genuss  eines  solchen  gleichsam 
investiert  werden"*). 

Der  a.  h.  Bestimmung  vom  Jahr  1785  zu  Folge  ward 
der  Minimalgehalt  eines  Schullehrers  auf  dem  Lande  auf 
130  fl.  Conv.  Münze,  der  Gehilfen  auf  70  fl.  festgesetzt,  bis 
die  Zulänglichkeit  des  Fondes  es  gestatten  werde  die  Ge- 
halte der  erstem  um  20,  jene  der  letztern  um  10  fl.  zu  er- 
höhen. Das  Unterrichtsministerium  war  bemüht,  wenigstens 
theilweise  eine  Verbesserung  der  materiellen  Lage  der  Schul- 
lehrer anzubahnen.  Bezüglich  der  Sicherstellung  der  Gehalte 
aller  Lehrindividuen  und  insbesondere  der  Besserung  der 
Schulgehilfen bezüge  wurden  mehrere  Weisungen  erlassen. 
Als  Minimum  wurde  210 — 315  fl.  für  den  Lehrer,  die  Hälfte 
für  den  Unterlehrer  festgesetzt.  Bei  Beurtheilung  der  Frage, 
ob  eine  Schuldodation  als  genügend  anerkannt  werde,  soll 
nicht  eine  bestimmte  Gehaltsziff'er  als  Massstab  dienen, 
sondern  die  Beurtheilung  ist  der  Behörde  anheimgestellt, 
welche  den  durchschnittlichen  Betrag  der  Kosten  eines  Haus- 
haltes nach  den  Nahrungsverhältnissen  des  Dienstortes  in's 
Auge  zu  fassen  hat.  Wo  die  Schulmeister  zugleich  den  Chor- 
und  Messnerdienst  zu  besorgen  haben,  ist  auch  dahin  zu  wir- 


*)  Der  Normalschulfond  wurde  unter  Maria  Theresia  für  jede  Pro- 
vinz begründet,  die  Verwaltung  der  Provinzialschulcommission  übertragen. 
Er  sollte  zunächst  zur  Gründung  von  Kreishauptschulen,  zur  Heranbildung 
von  Lehrern  dienen,  eventuell  auch,  wenn  die  Mittel  zureichten,  zur  Er- 
richtung niederer  Trivialschulen.  Er  reichte  jedoch  für  die  Bedürfnisse 
nicht  aus  und  die  bezüglichen  Abgänge  wurden  aus  dem  Aerar  gedeckt« 
Das  Ministerium  befolgte  seit  1848  den'Grundsatz,  dass  dieNorraalschulfonde 
beziehungsweise  der  Staatsschatz  den  allseits  steigenden  Bedürfnissen  der 
Volksschule  nicht  gentigen  können,  daher  die  Normalschulfonde  ihrer  ur- 
sprünglichen Bestimmung  für  die  Zwecke  der  Lehrerbildung  vorbehalten, 
die  niedere  Volksschule  dagegen  der  Gemeinde  zugewiesen  werden  müsse. 
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ken,  dass  die  Dotationen  aus  dem  Kirchen  vermögen  oder 
durch  die  Kirchengemeinden  aufgebessert  werden.  Für  die 
Lehrer  in  den  Haupt-  und  grösseren  Städten  ist  ein  Mini- 
malgehalt nicht  festgestellt.  Man  muss  Gemeinden  und  Land- 
tagen nachrühmen,  dass  sie  in  dem  letzten  Decennium  viel 
zur  Verbesserung  der  materiellen  Lage  des  Lehrstandes 
gethan  haben.  Namentlich  das  musterhafte  Beispiel  der 
Wiener  Commune  verdient  alle  Anerkennung,  und  auch  ein- 
zelne Landtage  haben  während  der  kurzen  Zeit  ihrer  Wirk- 
samkeit fruchtbringend  gewirkt.  In  Folge  des  Gemeinde- 
rathsbeschlusses  vom  16.  Jänner  1863  beziehen  die  Lehrer 
in  Wien  folgende  Gehalte:  %  der  Oberlehrer  1000  ll.,  V? 
800  fl.,  beide  Kategorien  nebst  freier  Wohnung  oder  einem 
entsprechenden  Quartiergelde ;  die  Lehrer  erster  Classe  600  fl. 
und  500  fl.,  jene  der  zAveiten  Classe  400  fl.  und  300  fl.  Die 
Vorrückung  innerhalb  einer  Classe  findet  nach  dem  Dienst- 
alter statt,  aus  einer  Classe  in  eine  andere  mittelst  Ernen- 
nung*). Ein  weiterer  Beschluss  des  Wiener  Gemeinderathes 
vom  19.  Mai  1863  verfügte,  dass  zur  Erlangung  einer  Obei- 
lehrerstelle  der  Nachweis  einer  Eignung  für  den  Chordienst 
auch  dort  nicht  erforderlich  ist,  wo  noch  eine  Verbindung 
beider  Aemter  faktisch  besteht. 

Die  Besoldung  der  Lehrer  an  Hauptschulen  soll  dort, 
wo  diese  die  Stelle  von  Pflichtschulen  vertreten,  aus  Ge- 
meindemitteln bestritten  werden.  Nur  die  Kosten  der  Haupt- 
schulen, die  mit  einer  Lehrerbildungsanstalt  in  Verbindung 
stehen,  werden  vom  Schulfond  getragen. 

Nebenbeschäftigungen  sind  den  Lehrern  insoweit  gestat- 
tet, als  dadurch  weder  der  pflichtmässige  Schuldienst  noch 
das  Ansehen  derselben  leidet.  Die  Abhaltung  von  Nach- 
stunden ist  unter  gewissen  Bedingungen  erlaubt.  Die  Lehrer 
sind  verpflichtet,  die  unbemittelten  Knaben  unentgeltlich  an 
den  Nachstunden  theil  nehmen  zu  lassen,  „um  dadurch  den 
Verdacht  des  Eigennutzes  und  der  Parteilichkeit  zu  entfer- 
nen".    Die  bloss  zeitweilig  angestellten  Gehilfen  müssen  die 


*)  Trotz  dieser  namhaften  Verbesserung  stehen  die  Wiener  Lehrer 
gegen  jene  in  Berlin  zurück. 
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Honorare  an  die  Lehrer  abliefern,  „von  denen  erwartet  wird, 
dass  sie  keinen  Anstand  nehmen  werden,  jenen  einen  An- 
theil  daran  freiwillig  zuzuwenden".  Die  Lehrer  können  auch 
ein  Gemeindeamt,  z.  B.  die  Besorgung  der  Kanzleigeschäfte 
übernehmen;  endlich  ist  es  Gehilfen  und  Unterlehrern  ge- 
stattet, häuslichen  Unterricht  in  den  Lehrgegenständen  der 
Volksschule  zu  crtheilen.  Es  ist  ferner  nur  wünschenswerth, 
wenn  Schulleute  solchen  Oekonomiezweigen,  die  für  die  Ge- 
gend eine  besondere  Wichtigkeit  haben  und  deren  Hebung 
der  Bevölkerung  zu  statten  kommen  könnte,  ihre  Aufmerk- 
samkeit zuwenden,  wie  der  Obstbaumzucht,  dem  Gemüsebau, 
der  Rebencultur  u.  s.  w.  Die  Lehrer  wurden  auch  auf  die 
Wichtigkeit  der  Seidenzucht  in  Steiermark,  auf  die  Hebung 
der  Bienenzucht  in  Niederösterreich  aufmerksam  gemacht. 
Besonders  wurden  sie  auf  die  kirchendienstliche  Beschäf- 
tigung hingewiesen ,  indem  es  keine  Nebenbeschäftigung 
gäbe,  welche  mit  dem  eigentlichen  Berufe  des  Volksschul- 
lehrers in  einem  innigem  Zusammenhange  stünde  und  für 
deren  Besorgung  sich  der  Lehrer  besser  eignete ,  als  der 
Dienst  auf  dem  Chore  der  Kirche  in  der  Eigenschaft  als 
Cantor,  Chorregent,  Chorrector,  Organist.  Es  wird  desshalb 
von  jedem  Lehrer  der  Ausweis,  dass  er  für  den  Chordienst 
befähigt  sei,  verlangt.  Nur  an  jenen  Orten,  wo  der  Cantor 
durch  die  ihm  obliegenden  Beschäftigungen  zu  sehr  in  An- 
spruch genommen  wird,  und  wenn  die  Gemeinden  die  nöthi- 
gen  Mittel  besitzen,  um  sowohl  den  Cantor  als  auch  das 
Lehrpersonal  in  ausreichendem  Masse  zu  dotieren,  ist  eine 
Trennung  des  Schuldienstes  vom  Cantordienstc  gestattet.  Es 
bleibt  andererseits  dem  Lehrer  freigestellt,  ob  er  den  Messner- 
und  Glöcknerdienst  annehmen  will  oder  nicht.  Die  Dienst- 
leistungen der  Lehrer  in  der  Kirche  müssen  angemessen 
entlohnt  werden,  indem  kein  Lehrer  verpflichtet  werden  kann 
unentgeltlich  Dienste  zu  verrichten.  Bei  der  Verbindung 
des  Schuldienstes  mit  dem  Kirchendienste  bleibt  immer  zu 
berücksichtigen,  dass  das  Lehramt  Hauptsache  ist. 

Die  Vereinigung  eines  Lehramtes  mit  der  Leitung  einer 
Privatschule  oder  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  ist  nicht  ge- 
stattet.    Verboten   ist   jede   mit    der  Würde   des   Lehramtes 
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unverträgliche  Beschäftigung.  So  wurde  speciell  für  Schlesien 
das  Neujahrssingen  abgestellt.  Die  jüdischen  Lehrer  können 
mit  ihrer  Stellung  wol  die  Functionen  eines  Sängers  oder 
Vorbeters  in  der  Synagoge  vereinen,  auch  mit  der  Lösung 
der  Matriken  betraut  werden,  die  Betreibung  der  Schlächterei 
ist  ihnen  nicht  gestattet. 

Bezüglich  der  Ernennung,  Versetzung  oder  Entlassung 
der  Lehrer  gelten  folgende  Grundsätze:  Die  Bewerbung  um 
eine  erledigte  Volksschullehrerstelle  ist  an  den  Nachweis  einer 
genügenden  Befähigung  geknüpft.  Bei  Priestern  ist  ein 
Absolutorium  der  theologischen  Studien  und  ein  gutes  Zeugnis 
über  Methodik,  Pädagogik  erforderlich,  bei  den  anderen  ein 
Zeugnis  über  die  Befähigungsprüfung.  Lehrerstellen  an  Volks- 
schulen, welche  von  einem  geistlichen  Orden  besorgt  werden, 
werden  von  dem  Vorstande  desselben  besetzt.  Bei  erledigten 
Trivial'  und  Pfarrhauptschulen  prüft  der  Schulbezirksaufseher 
die  nach  erfolgter  Concursausschreibung  eingelangten  Ge- 
suche und  bezeichnet  dort,  wo  ein  Präsentations-  und  Vor- 
schlagsrecht besteht,  diejenigen  Candidaten,  welche  zur  An- 
stellung nicht  geeignet  sind,  übermittelt  sodann  die  Gesuche 
dem  Vorschlagsberechtigten,  dessen  Wahl,  an  keine  Bedin- 
gung geknüpft,  binnen  vier  Wochen  erfolgen  muss.  Die 
Diöcesanbehörde  genehmigt  die  Wahl  oder  leitet  erforder- 
lichen Falles  eine  neue  Verhandlung  ein.  Wo  ein  Vorschlags- 
recht nicht  besteht,  erfolgt  die  Anstellung  auf  Vorschlag  des 
Bezirksschulaufsehers  durch  die  Diöcesanbehörde ,  wobei 
jedoch  die  Ortsseelsorge  und  die  Gemeinde  zu  berücksichtigen 
sind.  An  evangelischen  und  israelitischen  Trivialschulen  hat 
die  Cultusgemeinde  das  Präsentationsrecht,  die  Entscheidung 
die  politische  Landesbehörde.  Die  Gehilfen  werden  durch 
den  Ortsschulaufseher  ernannt.  Die  Ernennung  aller  Lehrer 
und  Unterlehrer  an  den  eigentlichen  Hauptschulen  steht  der 
Landesstelle  zu.  Bei  Besetzung  der  Hauptschul-Lehrerstellen 
wird  ein  Concurs  durch  die  politische  Landesbehörde  ausge- 
schrieben ;  sie  sind  sonst  hinsichtlich  ihrer  Versetzung  und  Ent- 
lassung anderen  Staatsbeamten  gleichzustellen.  Die  an  einer 
Trivialschule  angestellten  Lehrer  können  nur  von  der  po- 
litischen Landesbehörde  im  Einvernehmen  mit  der  Diöcesan- 
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Behörde  entlassen  oder  versetzt  werden.  Im  Falle  ein 
Lehrer  wegen  vorgerückten  Alters  oder  Krankheit  den  Un- 
terricht nicht  mehr  selbständig  fortführen  kann,  ist  ein 
Personal  -  Gehilfe  oder  Schulprovisor  zu  bestellen.  Wegen 
Vergehen,  welche  Gefahr  für  das  Wolil  der  Jugend  mit  sich 
führen,  oder  eine  gerichtliche  Bestrafung  zur  Folge  haben 
können,  kann  eine  sofortige  Entfernung  vom  Schuldienste 
ausgesprochen  werden.  Gehilfen  können  nur  vom  Schulbe- 
zirks-Aufseher  versetzt  oder  entlassen  werden.  Die  Lehrer 
an  Trivial-  und  Pfarrhauptschulen  haben  keinen  Anspruch 
auf  Pension.  Die  Beigebung  eines  Personal -Gehilfen  oder 
die  Bestellung  eines  Provisors ,  in  Folge  der  Unfähigkeit 
des  Lehrers,  bietet  die  Möglichkeit,  dem  alten  Lehrer  wenig- 
stens eine  Minimaldotation  zu  verschaffen.  Bei  verdienten 
Lehrern  soll  darnach  gestrebt  werden,  ihnen  die  vollen  Be- 
züge zu  belassen.  Die  Lehrer  an  den  eigentlichen  Haupt- 
ßchulen  sind  pensionsfähig,  wobei  ihnen  auch  die  Jahre,  die 
sie  an  Trivialschulen  zugebracht  haben ,  angerechnet  werden 
dürfen.  Die  Witwen  derselben  erhalten  ebenfalls  eine  Pen- 
sion, sowie  die  unversorgten  minderjährigen  Kinder  bis  zum 
18.  Jahre,  wenn  ihrer  mehr  als  drei  sind,  einen  Erziehungs- 
beitrag. 

Zur  Hebung  des  Schullehrerstandes  hat  die  Regierung 
den  Lehrern  den  Charakter  von  Beamten  zugesprochen  und 
sie  in  eine  bestimmte  Diätenclasse  eingereiht.  Die  Directo- 
ren  der  Hauptschulen  stehen  in  der  9.,  die  Hauptschullehrer 
in  der  10.,  die  Trivialschullehrer  in  der  11.  Diätenclasse. 
Bei  Unterrichtsstipendien  soll  auch  auf  Söhne  geschickter  und 
eifriger  Schullehrer  Rücksicht  genommen  werden.  An  Tri- 
vialschulen gibt  es  nur  Lehrer  und  Unterlehrer.  Den  Titel 
Professoren  zu  führen  ist  ihnen  untersagt.  Trivialschullehrer, 
welche  sich  durch  vieljährige,  ausgezeichnete  Wirksamkeit 
hervorgethan  haben,  können  zu  Musterlehrern  ernannt  wer- 
den. Alle  mit  Anstellungsdecreten  versehenen  Schullehrer  sind 
vom  Militärdienste  befreit.  — 

Zur  Heranbildung  für  das  Lehramt  an  Volksschulen  be- 
stehen in  den  verschiedenen  Kronländern  Lehrerbildungs- 
Anstalten  (Präparandien)  für  Trivial-  und  vierclassige  Haupt- 
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schulen,  Bildungsanstalten  für  Mädchen-Lehrerinnen,  ferner 
Lehrerconvicte  (Pädagogien),  wo  die  Convictisten  Verpflegung 
erhalten,  den  Unterricht  aber  an  den  öffentlichen  Lehranstal- 
ten empfangen.  Die  Errichtung  der  letzteren  ist  überall  ohne 
Belastung  der  öffentlichen  Fonds  gestattet.  Die  ehemaligen 
Präparandien  in  den  deutsehslavi sehen  Provinzen  sind  seit 
1848  neu  organisiert  worden.  Diese  Lehrerbildungs- Anstalten 
stehen  unter  der  Leitung  des  vom  Minister  ernannten  Direc- 
tors  der  Hauptschule,  mit  welcher  sie  in  Verbindung  stehen. 
Den  Unterricht  leiten  der  Director  und  die  ihm  beigegebe- 
nen Lehrerbildner.  Als  Lehrerbildner  sollen  nur  mit  dem  Volks- 
schulwesen vertraute  Schulmänner  geistlichen  und  weltlichen 
Standes  angestellt  werden^  welche  schon  genügende  Beweise 
ihrer  Befähigung  zur  Heranbildung  von  Lehramtszöglingen 
an  den  Tag  gelegt  haben.  Die  Ernennung  derselben  erfolgt  auf 
Vorschlag  des  bischöflichen  Ordinariats  und  derLandesstelle  vom 
Ministerium.  Falls  diese  Kräfte  nicht  ausreichen,  werden  auch 
noch  geeignete  Hauptschullehrer  beim  Unterricht  verwendet. 
Den  Religionsunterricht  ertheilt  der  Hauptschul-Katechet  oder 
ein  anderer  dazu  bestellter  Priester,  den  Musikunterricht  ein 
Nebenlehrer,  wenn  an  der  Hauptschule  kein  dazu  geeigneter 
Lehrer  vorhanden  ist.  Lehrer  an  anderen  Schulen  oder  wis- 
senschaftlich gebildete  Männer  aus  anderen  Ständen  können 
nur  ausnahmsweise  beim  Unterricht  verwendet  werden. 

Zur  Aufnahme  in  den  Präparandencurs  ist  erforder- 
lich :  Ein  Zeugnis  über  die  mit  gutem  Erfolge  beendete  drei- 
oder  zweiclassige  Unterrealschule  oder  das  absolvirte  Unter- 
gymnasium, das  zurückgelegte  16.  Lebensjahr,  ferner  Nach- 
weis über  die  körperliche  Gesundheit  des  Bewerbers  und  dessen 
sittliches  Wohlverhalten,  endlich  über  musikalische  Vorkennt- 
nisse. Eine  Altersnachsicht  bis  zudreiMonaten  kann  in  berück- 
sichtigungswerthen  Fällen  von  der  Landesstelle  bei  einem  grös- 
seren Altersabgange  nur  vom  Ministerium  ertheilt  werden.  So 
lange  zureichende  Lehrerbildungsanstalten  für  die  Volksschulen 
anderer  Religionsgenossenschaften  nicht  bestehen,  können  in 
die  katholischen  Präparandencurs e  auch  Candidaten  anderen 
Olaubens  aufgenommen  werden.  Indessen  werden  diese  Vor- 
schriften bezüglich  der  Vorbildung  nicht  strenge  eingehalten 
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und  in  manchen  Kronländern  ist  es  theils  für  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren,  theils  für  die  Dauer  des  Bedarfs  gestattet, 
eine  Ermässigung  der  Aufnahmsbedingungen  eintreten  zu 
lassen.  Die  Bewerber  haben  sich  in  diesem  Falle  einer  Auf- 
nahmsprüfung zu  unterziehen*). 

Die  Unterrichtsgegenstände  sind:  Religionslehre  mit 
Einschluss  der  biblischen  Geschichte,  Erziehungs-  und  Un- 
terrichtslehre, das  Sprachfach,  d.  i.  der  Leseunterricht,  nebst 
der  Sprach-,  Rechtschreibe-  und  Aufsatzlehre,  das  Rechnen, 
Schön-  und  Fertigschreiben,  Zeichnen  und  Geometrie,  Ge- 
sang und  Orgelspiel,  endlich  die  Landwirthschaftskunde.  An 
einigen  Lehranstalten  werden  die  Candidaten  auch  noch  in 
der  Taubstummenlehrmethode,  in  der  Bienen-  und  Seiden- 
zucht ,  sowie  im  Turnen  unterrichtet.  In  wiederholten 
Ministerialerlässen  wurde  darauf  hingewiesen ,  dass  alles 
von  diesem  Unteiricht  auszuscheiden  sei ,  was  der  Lehrer 
in  seinem  Berufe  weder  für  sich,  noch  für  seine  Schüler 
brauchen  kann ,  und  dass  vor  Allem  dasjenige  mit  allem 
Fleisse  zu  behandeln  sei,  was  er  zur  geistigen  und  religiös- 
sittlichen Bildung  der  Jugend  vorzüglich  zu  wissen  nöthig 
hat ;  nicht  ein  über  die  Volksschule  weit  hinausgehendes  Fach- 
wissen mache  den  guten  Volksschullehrer,  sondern  die  Liebe 
zum  Beruf,  die  Tüchtigkeit  und  Fähigkeit  im  Unterricht  und 
im  Behandeln  der  Schüler  und  ein  religiös-sittlicher  Charak- 
ter. Der  Präparandenlehrer  hat  sich  demnach  fortwährend 
die  Bedürfnisse  der  Schule  vor  Augen  zu  halten  und  die 
Lehramtscandidaten  vorzüglich  in  dem  zu  üben ,  was  sie 
künftig  als  Volksschullehrer  zu  lehren  und  zu  leisten  haben 
werden.  Eine  Reihe  von  Vortragsgegenständen  wurde  dess- 
halb  nach  dem  neuesten  Lehrplane  gestrichen,  so  Vaterlands- 
kunJe,  Erdkunde,  populäre  Denklehre,  Körper-  und  Seelen- 
lehre. In  den  Religionsstunden  sollen  die  zukünftigen  Lehrer 
mit  den  wichtigsten  Stücken  der  katholischen  Glaubens-  und 
Sittenlehre  vertraut  gemacht  werden.  Hiebei  sollen  die  in 
den  katholischen  Volksschulen  eingeführten  Religionsbücher 
und  biblischen  Geschichten  zu  Grunde  gelegt  werden;  es  ist 


*)  Vergl.  die  Erlässe  bei  Helfert  III.  §.  54  Note. 
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den  Candidaten  die  nöthige  Anweisung  zu  ertlieilen,  wie  sie 
in  der  Schule  bei  der  Wiederholung  oder  selbständigen  Er- 
theilung  des  Religionsunterrichtes  vorzugehen  und  die  Schüler 
auf  die  Religionsstunden  vorzubereiten  haben.  Dem  Vortrag 
über  Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  ist  das  Methoden- 
buch zu  Grunde  zu  legen,  die  wichtigsten  Regeln  der  phy- 
sischen, geistigen  und  religiös-sittlichen  Erziehung  sollen 
hervorgehoben  und  durch  passende  Beispiele  erläutert  wer- 
den. Die  Lehramtszöglinge  sind  anzuleiten,  die  geistigen 
Fähigkeiten  der  Kinder  richtig  aufzufassen  und  zu  beur- 
theilen,  vornehmlich  ist  ihnen  klar  zu  machen ,  wie  der 
Unterricht  in  den  verschiedenen  Gattungen  der  Volksschulen 
nutzbringend  ertheilt  werden  könne.  Specielle  Methodik 
wird  nicht  gelehrt,  sondern  die  Präparanden  werden  bei  den 
einzelnen  Unterrichtsfächern  mit  der  besonderen  Methode 
eines  jeden  Gegenstandes  bekannt  gemacht,  ebenso  mit  dem 
Verfahren  der  Jugend  gegenüber  nach  Verschiedenheit  der 
Vorbereitung  und  der  Altersstufen,  so  wie  mit  dem  Gebrauch 
der  verschiedenen  Schulbücher.  Auch  die  Schulgesetze  bilden 
keinen  besonderen  Lehrgegenstand,  sondern  werden  nur  ge- 
legentlich bei  den  Vorträgen  über  Erziehungs-  und  Unter- 
richtslehre erwähnt.  Die  Candidaten  sind  anzuweisen,  sich 
die  nöthigen  Kenntnisse  der  Schulgesetze  durch  Privatfleiss 
zu  verschaffen.  Beim  Lese-  und  Sprachunterricht  kommt  zu- 
nächst das  Wesen  und  der  Nutzen  der  Lautir-  und  Buch- 
stabirmethode  in  Betracht,  sodann  der  rechte  Gebrauch  der 
Fibel,  der  Sprach-  und  Lesebücher;  die  Candidaten  sollen 
angewiesen  werden,  auf  welche  Weise  sie  beim  Leseunter- 
richt vorzugehen  haben  und  wie  damit  Rechtschreiben, 
Sprachlehre  und  Aufsatzübungen  verbunden  werden  können. 
Grammatik  ist  nur  gelegentlich  zu  wiederholen.  • 

Was  die  Unterrichtssprache  anbelangt,  so  richtet  sich 
diese  im  Präparandencurs  nach  der  Unterrichtssprache  der 
Trivial-  und  Hauptschulen,  für  welche  gesorgt  werden  soll. 
In  jenen  Kronländern,  wo  eine  sprachlich  gemischte  Bevöl- 
kerung besteht,  ist  für  die  Ausbildung  der  Lehramtscandi- 
daten  in  der  zweiten  Landessprache  „thunlichst  Sorge  zu  tra- 
gen." BezügHch  der  deutschen  Sprache,  wo  sie  nicht  Unter- 
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riclitssprache  ist,  ist  in  einigen  Ministerialerlässen  darauf  hin- 
gewiesen worden,  „dass  für  eine  ausgiebige  Berücksichtigung 
derselben  Sorge  zu  tragen ,  dass  der  Befestigung  und  fort- 
währenden Uebung  derselben  gehöriger  Bedacht  zuzuwen- 
den und  ferner  zu  erwägen  sei,  ob  es  nicht  thunlich  und 
räthlich  erscheine,  etwa  einen  oder  den  anderen  Gegenstand 
in  deutscher  Sprache  vorzutragen". 

Der  Unterricht  im  Rechnen  umfasst  das  Kopf-  und 
Zifferrechnen,  die  im  gewöhnlichen  Leben  vorkommenden 
Rechnungsfälle  in  ganzen  und  gebrochenen  Zahlen,  endlich 
die  Methodik  des  Rechnungs-Unterrichtes.  Die  Candidaten 
des  Lehramts  sind  anzuhalten,  sich  eine  schöne  und  fertige 
Handschrift  anzueignen.  Im  Zeichen-Unterricht  hat  man  sich 
auf  das  geometrische  Zeichnen  der  Linien,  Flächen  und  Kör- 
per, auf  die  richtige  Auffassung  der  Formen  wirklicher  Ge- 
genstände zu  beschränken.  Geographie,  Geschichte,  Natur- 
lehre und  Naturgeschichte,  Technologie  bilden  keine  beson- 
dern Vortragsgegenstände,  sondern  das  wichtigste  und  noth- 
wendigste  ist  bei  der  Erklärung  der  Lesestücke  oder  bei 
anderen  Anlässen  hervorzuheben ;  es  ist  darauf  hinzuwirken, 
dass  sich  die  Lehramts- Candidaten  durch  Privatfleiss  in  die- 
sen Fächern  die  nöthigen  Kenntnisse  im  erforderlichen  Masse 
aneignen.  In  Bezug  auf  die  Landwirthschaftskunde  sind  vor- 
nehmlich jene  landwirthschaftlichen  Zweige ,  welche  den 
Landesverhältnissen  gemäss  eine  besondere  Beachtung  ver- 
dienen, ausführlich  zu  behandeln. 

Neben  dem  theoretischen  Unterricht  sollen  die  Candi- 
daten auch  in  der  praktischen  Ausbildung  als  Lehrer  geübt 
werden.  Sie  haben  zu  diesem  Behufe  dem  Unterrichte  der  Lehrer 
sowie  des  Katecheten  in  den  verschiedenen  Schulclassen  der 
mit  den  Präparandien  verbundenen  Hauptschulen  nach  einer 
bestimmten  Ordnung  beizuwohnen,  durch  geeignete  schrift- 
liche Ausarbeitungen  sich  im  richtigen  Denken,  im  schrift- 
lichen Ausdruck,  in  der  Ausarbeitung  der  im  gewöhnlichen 
Leben  vorkommenden  Aufsätze  zu  üben,  mündliche  Vorträge 
unter  der  Leitung  des  Directors  und  der  Lehrer  zu  halten, 
um  sich  hierin  die  nöthige  Gewandtheit  und  Sicherheit  an- 
zueignen.    Für  die   religiös-sittliche  Bildung  der  Candidaten 
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ist  dadurch  Sorge  getragen,  dass  das  Geeignete  wegen  Be- 
suches des  öffentlichen  Gottesdienstes  und  wegen  Empfangs 
der  heiligen  Sacramente  festgesetzt  ist ;  ihr  Verhalten  in  und 
ausserhalb  der  Schule  ist  zu  beobachten,  für  eine  angemes- 
sene Beschäftigung  zu  sorgen,  durch  Wort  und  Beispiel  zur 
Religiosität,  zur  Verträglichkeit  und  Bescheidenheit,  zur  Ord- 
nungsliebe und  Genauigkeit  anzuhalten,  darauf  zu  sehen,  dass 
sie  an  jenen  Orten ,  wo  für  ihre  gemeinschaftliche  Unter- 
kunft nicht  gesorgt  ist,  bei  ehrbaren  christlichen  Familien 
wohnen,  dass  sie  den  Besuch  der  Wirthshäuser ,  sowie  alle 
verderblichen  Spiele  und  jeden  sittenverderbenden  Umgang 
meiden. 

Der  Präparandencurs  dauert  zwei  Schuljahre.  Der 
Lehrplan  ist  alljährlich  vom  Lehrkörper  auszuarbeiten,  von 
der  Stalthalterei  im  Einvernehmen  mit  dem  Ordinariat  zu 
bestätigen,  und  darüber  zu  wachen,  dass  darnach  gewissen- 
haft vorgegangen  werde.  Am  Ende  eines  jeden  Schuljahres 
wird  eine  Jahresprüfung  vorgenommen;  die  mit  gutem  Er- 
folg abgelegte  Prüfung  des  ersten  Schuljahres  befähigt  zum 
Aufsteigen  in  den  2.  Jahrgang,  die  Schlussprüfung  am  Ende 
des  zweiten  Jahres  ist  zugleich  die  Befähigungsprüfung.  Jene 
Zöglinge,  welche  in  Hinsicht  auf  ihre  Gesinnung  und  ihr 
moralisches  Verhalten  zur  selbständigen  Leitung  einer  Tri- 
vialschule geeignet  erkannt  werden,  erhalten  das  Befähigungs- 
zeugnis als  Trivialschullehrer,  die  nicht  in  gleichem  Masse 
entsprochen  haben  bloss  als  Unterlehrer.  Lehramtszöglinge, 
die  während  des  zweijährigen  Studiencurses  ein  tadelloses 
religiös-sittliches  Verhalten  und  ausdauernden  Fleiss  an  den 
Tag  gelegt  und  die  Schlussprüfung  aus  allen  Lehrfächern 
zur  vollen  Zufriedenheit  abgelegt  haben,  können  allsogleich 
das  Befähigungzeugnis  als  Hauptschullehrer  erhalten.  Jene 
Candidaten,  welche  bloss  das  Zeugnis  als  Unterlehrer  erhal- 
ten, können  durch  nachträgliche  Ablegung  der  Lehrerprü- 
fung die  Lehrerbefähigung  erlangen.  Es  sind  jedoch  nur 
solche  zuzulassen ,  welche  als  Unterlehre/  wenigstens  ein 
Jahr  lang  gedient  und  das  zwanzigste  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben.  In  ähnlicher  Weise  können  auch  Trivialschul- 
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lehrer    durch    eine  Nachtragsprüfung   das  Fähigkeitszeugnis 
als  Hauptschullehrer  erhalten. 

Bei  dem  Mangel  an  tüchtig  gebildeten  oder  auch  nur  massi- 
gen Anforderungen  entsprechenden  Volksschullehrern  sind  „für 
die  Dauer  erwiesen  vorhandenen  Mangels"  Erleich teiningen 
und  Nachsichten  gewährt  worden,  bis  die  Lehrerbildungsan- 
stalten einen  zureichenden  Lehrernachwuchs  liefern.  So  wur- 
den in  einigen  Kronländern  auch  einjährige  Bildungscurse 
organisiert;  ferner  den  Candidaten  eines  zweijährigen  Curses 
gestattet  schon  nach  Beendigung  des  ersten  Jahres  die  Be- 
fähigungsprüfung abzulegen.  Zur  Aufnahme  in  den  „ver- 
kürzten Präparandencurs"  ist  ein  Alter  von  siebzehn  Jah- 
ren erforderlich  ,  Altersdispensen  sind  nur  bis  zu  drei 
Monaten  zulässig;  die  Vorbildung  ist  dieselbe  wie  für  den 
zweijährigen  Curs.  Solche  einjährige  Präparandencurse  sind 
errichtet  worden  in  Böhmen,  Tirol  und  Voralberg,  Mähren, 
im  Küstenland,  in  Niederösterreich,  Steiermark  und  Galizien. 
Die  Zöglinge  erhalten  bei  ihrem  Austritte  nach  abgelegter 
Prüfung  ein  Zeugnis  als  Unterlehrer  für  Trivialschulen  und 
durch  eine  spätere  Nachtragsprüfung  als  Lehrer.  Die  Befä- 
higung als  Hauptschullehrer  wird  solchen  Candidaten  in  der 
Regel  nicht  ertheilt,  sie  können  jedoch  um  diese  zu  erlangen 
in  den  zweiten  Jahrgang  einer  Präparandie  übertreten. 
Ausnahmsweise  können  im  praktischen  Schuldienste  erprobte 
Männer  zur  Prüfung  für  Hauptschulen  mit  Nachsicht  vom 
Besuche  des  zweiten  Jahrganges  eines  Präparandencurses 
zugelassen  werden. 

Es  erscheint  uns  als  eine  wichtige,  unabweisbare  Aufgabe 
des  Staates  für  die  Heranbildung  einer  tüchtigen  Lehrerwelt  in 
ernster  Weise  Sorge  zu  tragen.  Dass  die  bisherigen  Lehrer- 
bildungsanstalten nur  höchst  unvollkommen  sind  und  das 
vorgesetzte  Ziel  kaum  erreichen,  wird  von  intelligenten  Volks- 
schullehrern selbst  zugestanden  und  dass  Abhilfe  dringend 
Noth  thut  kann  kaum  in  Abrede  gestellt  werden.  Selbst  in 
Regierungskreisen  hat  man  endlich  die  Ueberzeugung  erlangt, 
dass  sc;hlechterdings  etwas  geschehen  müsse.  Wir  gehören 
nicht  zu  den  idealen  Schwärmern,  welche  die  äussere  Stel- 
lung des  Volksschullehrers  und  die  innere  Bildung  desselben 

Beor  und   Hoohpg.'or,  die  Tortsohritte  des  Unterrichtswescns  etc.  29 
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hoch  hinaufschrauben  wollen ,  wir  sind  uns  wohl  hewusst, 
dass  die  Anforderungen  nur  bescheiden  sein  können  und 
lange  Zeit  wohl  bleiben  werden.  Aber  man  erfülle  endlich 
diese  bescheidenen  Forderungen.  Man  hört  die  Klagen^  gibt 
ihre  Berechtigung  in  gewisser  Beziehung  zu  und  —  Alles 
bleibt  beim  Alten.  Das  Wissen  des  Volksschullehrers,  so 
weit  es  die  Lehrerbildungsanstalten  vermitteln,  ist  für  die 
Landschulen  nicht  vertieft  genug,  viel  weniger  reicht  es  für 
die  Stadtschulen  aus.  In  zwei  Jahren  kann  die  Lehrerbildungs- 
anstalt ihrer  Aufgabe  nicht  gerecht  werden,  eine  Erweiterung 
auf  drei  oder  vier  Jahre  ist  eine  Nothwendigkeit.  Bezüglich 
der  praktischen  Uebungen  im  Schulhalten  müssen  andere  Mass- 
nahmen an  Stelle  der  bestehenden  treten.  Die  Heranbildung 
praktisch  und  theoretisch  durchgebildeter  Directoren  wird 
nur  dadurch  erzielt  werden  können,  wenn  tüchtige  Lehrer 
ins  Ausland  gesendet  werden,  um  mit  der  gesammten  Or- 
ganisation der  Schullehrerseminarien  sich  vertraut  zu  machen. 

Es  ist  eine  oft  ausgesprochene  Ansicht,  dass  die  eigent- 
liche Wirksamkeit  der  Schule  bloss  von  den  Lehrern  abhängt. 
Was  fruchten  die  besten  Gesetze,  was  nützen  die  bis  ins 
kleinste  Detail  gehenden  Vorschriften,  wenn  es  an  den  nö- 
thigen  Kräften  zur  Durchführung  fehlt.  Jene  bleiben  ein 
todter  Buchstabe  und  bloss  der  Geist  macht  lebendig,  dieser 
aber  ist  nicht  vorhanden.  Eine  jede  Reform  der  Volksschule 
ist  in  die  Luft  gebaut,  wenn  nicht  geeignete  Massnahmen  für 
die  Lehrerbildung  getroffen  werden.  Man  kann  es  bereitwilligst 
als  ein  Verdienst  der  Regierung  preisen,  dass  sie  beim  Be- 
ginn der  neuen  Aera,  welche  mit  dem  Jahre  1848  über 
Oesterreich  heranbrach,  der  Bildung  der  Schullehrer  gehö- 
rige Sorgfalt  zuwendete  und  die  tiefeinschneidende  gewichtige 
Aufgabe  richtig  erkannte,  welche  der  moderne  Staat  in  dieser 
Beziehung  zu  lösen  hat.  Aber  eine  andere  Frage  ist  es,  ob 
seitdem  die  nöthigen  Vorkehrungen  zur  Hebung  und  Ent- 
wickelung  des  Lehrstandes  getroffen  worden  sind.  Dies  muss 
leider  geläugnet  werden. 

Wir  wollen  auf  eine  Zergliederung  der  oben  dargeleg- 
ten Normen  nicht  eingehen  und  nicht  betonen,  „dass  sie  der 
Willkür  Thür  und  Thor  öffnen,   die  Schule   auf  das  schäd- 
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lichste  berühren"*).  So  viel  ist  gewiss,  der  in  dem  Präpa- 
randencurse  ertheilte  Unterricht  ist  ein  mangelhafter.  Dies 
gestehen  unsere  Lehrer,  die  wenigstens  in  den  Hauptstädten 
einen  regen  Eifer  das  Versäumte  nachzuholen  an  den  Tag  legen. 
Geographie,  vaterländische  Geschichte,  Elemente  der  Natur- 
lehre und  Naturgeschichte  dürfen  in  keiner  Lehrerbildungs- 
anstalt, welchen  Namen  sie  auch  führen  mag,  fehlen,  wenn 
der  Lehrer  nur  das  allerdürftigste  Wissen  für  „die  Erklärung 
der  Lesestücke"  besitzen  soll.  Das  hervorragend  wichtigste 
soll  aber  nach  den  gang  und  gäben  Bestimmungen  bloss  „bei 
der  Erklärung  der  Lesestücke"  mitgetheilt  werden  und  dies 
ist  blutwenig. 

Man  kann  doch  gegenwärtig  unmöglich  noch  der  An- 
sicht huldigen,  dass  der  Volksschullehrer  bloss  mit  dem 
unmittelbar  Nothwendigen  vertraut  zu  machen  sei.  Selbst 
wenn  man  das  gegenwärtig  gebotene  Ausmass  von  Wissen 
weit  überschreiten  würde,  hätte  man  die  so  oft  verschriene 
Vielwisserei  noch  nicht  zu  fürchten.  Fast  aller  Orten  hat 
man  bezüglich  der  Lehrerbildung  grössere  Fortschritte  ge- 
macht als  in  Oesterreich,  wenn  auch  zugegeben  werden  soll, 
dass  die  unter  dem  Ministerium  Thun  vorgenommenen  Re- 
formen, verglichen  mit  den  frühern  Zuständen,  alle  Aner- 
kennung verdienen.  Wir  begrüssen  die  Aeusserung  des 
Ministeriums  mit  Freuden,  welches  in  einer  Zuschrift  an  den 
Wiener  Gemeinderath  hervorhob,  dass  es  „von  der  Noth- 
wendigkeit  einer  bessern  Ausbildung  des  Lehrstandes  ganz 
durchdrungen  sei,  und  auch  umfassende  Arbeiten  eingeleitet 
habe". 

Weder  die  Anzahl  der  in  Oesterreich  vorhandenen  Prä- 
parandien ,  noch  die  Zahl  der  Curse  genügt  massigen  An- 
sprüchen. Vergleichen  wir  erstere  mit  denen  der  übrigen 
Länder,  so  haben  diese  einen  bedeutenden  Vorsprung,  und 
daraus  erklärt  sich  die  verhältnissmässig  hervoiTagende  Stel- 
lung der  Volksschule  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz.  Frank- 
reich hat  seit  183.^  ungemein  viel  für  die  Heranbildung  von 


*)  Franz  Stark  in  der  tüchtigen  Arbeit  „die  Volksschule  in  Oester- 
reicb*  S.  65. 
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Lehrern  gethan,  der  Staat,  die  Gemeinde  und  die  einzelnen 
Departements  wirken  dabei  gemeinschaftlich  und  tragen  die 
Lasten.  Ein  ähnliclies  Gesetz  wäre  auch  für  Oesterreich 
wünschenswerth.  Es  nützt  nichts  immer  und  immer,  so  oft 
es  sich  um  die  Schule  handelt,  auf  die  Finanzlage  hinzu- 
weisen und  damit  die  Indolenz  und  Unthätigkeit  erklären  und 
zum  Theil  rechtfertigen  zu  wollen.  Die  grosse  Aufgabe  der 
Volksschule  kann  dadurch  nicht  für  Decennien  lang  beein- 
trächtigt bleiben,  wenn  Oesterreich  in  wirthschaftlicher  Be- 
ziehung gleichen  Schritt  mit  den  übrigen  Culturvölkern  hal- 
ten will.  Nur  ein  tüchtiger  Lehrerstand,  der  den  mannig- 
fachen Bedürfnissen  der  Schule  gerecht  zu  werden  im  Stande 
ist,  kann  zum  Gedeihen  derselben  am  meisten  beitragen. 
Es  genügt  im  Wesentlichen  an  den  Aufnahmsbedingungen 
festzuhalten ,  dabei  aber  die  stricte  Einhaltung  zu  fordern, 
Ausnahmen  in  keiner  Weise  zu  gestatten.  Man  mache  von 
einer  strengen  Aufnahmsprüfung  den  Eintritt  in  die  Lehrerbil- 
dungsanstalten abhängig.  Die  Erörterung  wie  diese  zu  orga- 
nisieren sei,  gehört  nicht  hieher.  Ferner  dürfte  jedenfalls  ein 
grösserer  Zeitraum  für  die  Heranbildung  der  Lehrer  bestimmt 
werden  müssen. 

Mit  den  Lehrerbildungsanstalten  allein  ist  es  nicht  ge- 
than.  Auch  die  Fortbildung  der  Schullehrer  ist  eine  wich- 
tige, dringliche  Aufgabe,  wenn  eine  geistige  Verkümmerung, 
die  meist  nach  mehrjährigem  Aufenthalt  auf  dem  Lande  den 
Lehrer  heimzusuchen  pflegt,  von  demselben  so  viel  als  mög- 
lich ferngehalten  werden  soll.  Ein  mächtiger  Sporn  ist  die 
Aussicht  auf  eine  gerechte  Beförderung.  Blosse  Belobungen 
und  anderweitige  Belohnungen  reichen  nicht  aus ,  es  muss 
dem  Lehrer  die  Möglichkeit  geboten  sein  auch  in  materieller 
Hinsicht  eine  bessere  Stellung  zu  erreichen.  Man  eröffne 
dem  Lehrer  die  Möglichkeit  auf  weiteres  Fortkommen,  selbst 
auf  die  Erlangung  eines  Postens  als  Volksschulinspector,  und 
es  wird  vielen  an  Eifer,  Fleiss  und  Strebsamkeit  nicht  fehlen. 
Durch  Lehrerversammlungen  und  Lesevereine  in  den  ver- 
schiedenen Bezirken  und  Städten  kann  unendlich  viel  ge- 
wirkt werden.  Namentlich  letztere  erweisen  sich  schon  dess- 
halb  als  rathsam,  weil  die  Lehrer  Gelegenheit  erhalten,  Zeit- 
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Schriften  und  Bücher  gemeinsam  zu  halten  und  die  Mittel 
der  Einzelnen  nicht  ausreichen  mit  den  Fortschritten  der 
pädagogischen  Literatur  sich  vertraut  zu  machen.  In  vielen 
Staaten  hat  die  Regierung  die  Kosten  der  Lehrerconferenzen 
und  Lesecirkel  ganz  oder  theilweise  übernommen  und  es  ist 
nicht  einzusehen ,  wesshalb  in  Oesterreich  nicht  dasselbe 
möglich  sein  soll.  Das  Gapital,  welches  der  Staat  hierauf 
verwendet,  trägt  reichliche  Zinsen.  Der  Anfang  ist  in  ein- 
zelnen Gegenden  gemacht  und  es  bedürfte  nur  einer  Auf- 
munterung von  massgebender  Seite,  um  in  vielfacher  Weise 
erspriessliches  zu  Tage  zu  fördern.  Namentlich  den  Districts- 
schulaufsehern  eröffnet  sich  hier  ein  weites  Feld  fruchtbrin- 
gender Thätigkeit,  nur  mttssten  es  freilich  überall  Männer 
sein,  welche  auf  der  Höhe  der  pädagogischen  Wissenschaft 
stehen,  um  anzuspornen,  anzuregen  und  vor  etwaigen  Fehl- 
griffen zn  warnen. 

Das  österreichische  Gesetz  gestattet  den  Lehrern  zeitweise 
Versammlungen  zu  gegenseitiger  Belehrung  und  Besprechung, 
zur  Aufmunterung  in  ihrem  Berufe,  sowie  zum  Austausche  der 
gesammelten  Erfahrungen  *).  Es  ist  dem  Lehrer  jedoch  nicht 
gestattet,  eine  Kritik  der  bestehenden  Schulgesetze  und  Schul- 
einrichtungen zu  üben,  Anträge  auf  Abänderung  zu  stellen. 
Dies  ist  eine  Beschränkung,  welche  nicht  gerechtfertigt  wer- 
den kann.  Es  kommt  nur  auf  die  Form  an,  in  der  dies  ge- 
schieht, und  Ausschreitungen  sind  um  so  weniger  zu  be- 
fürchten, als  die  Lehrerversammlungen  nur  unter  der  Lei- 
tung des  Schulbezirksaufsehers  oder  des  von  ihm  bestellten 
Stellvertreters  und  daher  immer  nur  über  seine  Einladung 
oder  mit  seiner  Genehmigung  abgehalten  werden  dürfen.  Ein 
weiterer  Mangel  ist,  dass  eine  Verpflichtung  zur  Theilnahme 
nicht  vorgeschrieben  ist,  weil  man  von  der  Ansicht  geleitet 
war,  dass  das  Gedeihen  eines  Instituts,  wie  die  Lehrercon- 
ferenzen, vorzugsweise  von  der  freien  Entwicklung  abhänge 
und  dass  von  jenen ,  welche  sich  fernhalten ,  eine  er- 
spriessliche  Theilnahme  nicht  zu   erwarten  ist.     „Gerade  für 


*)  Vergl.  die  Normalvorschriften  vom  2.  Sept.  1848,    vom  26.  Mai 
1851,  vom  14.  Jänner  1857. 
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solche  Lehrer",  bemerkt  ein  scharfer  Beurtheiler  österreichi- 
scher Volksschulverhältnisse  treffend,  „die  ihrem  Berufe  nicht 
gewachsen  sind,  sollen  die  Conferenzen  mächtige  Hebel  der 
Fortbildung  und  eine  Schule  sein,  in  welcher  sie  die  rechte 
Einsicht  und  das  Geschick  erlangen  können,  die  dargebote- 
nen Lehrmittel  gehörig  zu  behandeln,  aber  auch  mit  aner- 
kennenswerther  Belehrung  dahin  geführt  werden,  ein  ein- 
heitliches Ziel ,  eine  stufengemässe  Abgrenzung  des  Lehr- 
stoffes nach  den  Schuljahren ,  beziehungsweise  Altersclas- 
sen  und  eine  pädagogische  Anleitung  für  eine  richtige 
Verwerthung  der  einzelnen  Unterrichtsgebiete  und  zweck- 
mässige Classenbeschäftigung  als  die  wichtigsten  Anhalts- 
punkte für  jeden  Unterricht  zu  erkennen*).  — 

Die  Nothwendigkeit  selbständiger  Mädchenschulen  „in 
Hinsicht  auf  die  Beförderung  der  Sittlichkeit  und  auf  die 
Verschiedenheit  des  Bedürfnisses  im  Unterrichte"  hat  schon 
die  politische  Schulverfassung  anerkannt  und  die  Consi- 
storien  wurden  angewiesen ,  dass  in  den  grösseren  Städten 
und  Vorstädten  die  für  beide  Geschlechter  bestimmten  Schulen 
entweder  sogleich,  oder  sobald  es  thunlich  ist,  so  vertheilt 
werden,  daas  in  der  einen  nur  Mädchen,  in  der  andern  nur 
Knaben  unterrichtet  werden.  (§.  18  und  19.)  Spätere  Ver- 
fügungen bestimmten,  dass  dort,  wo  eigene  Mädchenschulen 
zu  gründen  nicht  recht  durchführbar  sei,  die  Mädchen  jeden- 
falls in  den  oberen  Classen ,  nach  Umständen  auch  in  den 
unteren  Classen  von  den  Knaben  getrennt  werden.  Auch  sol- 
len thunlichst  höhere  der  vierten  Classe  für  Knaben  gleich- 
stehende Classen  für  Mädchen  eingerichtet  und  mit  Indu- 
dustriallehrerinnen  versehen  werden.  Bei  Pfarrhauptschulen 
ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  vierte  Classe,  sobald  die  Ver- 
hältnisse es  nur  gestatten,  für  Knaben  und  Mädchen  abge- 
sondert bestehen**).  In  den  für  beide  Geschlechter  gemein- 
samen Schulen  sollen  die  Mädchen  auf  eigenen  Bänken  sitzen. 
In  den  Hauptstädten  sollen  auch  Mädchenschulen  für  gebil- 


*)  Stark  a.  a.  0.  S.  75.     Vergl.    auch    den    Art.    Fortbildung    des 
Volksschullehrers  in  der  Eücyklopädie  von  Schmid. 

**)  Ministerialerlässe  vom  Jahr  1859.  26.  Mai  und  3.  October. 
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dete  Stände  bestehen,  „wo  namentlich  die  Regeln  der  Sprach- 
lehre in  solcher  Art  gelehrt  werden,  um  die  Mädchen  zur 
Erlernung  fremder  Sprachen  vorzubereiten".  Zeit  und  Art 
und  Weise  des  Unterrichtes,  so  wie  die  Unterrichtsgegenstände 
sind  dieselben  wie  an  den  Knabenschulen.  Nur  kommt  die 
Anleitung  zur  weiblichen  Handarbeit  hinzu,  da  jede  gut 
organisierte  Mädchenschule  auch  Industrialschule  sein  soll. 
Als  wünschenswerth  wurde  bezeichnet,  dass  auch  Gesang  in 
alle  Classen  der  Mädchenschulen  aufgenommen  werde;  Zeich- 
nen, französische  und  italienische  Sprache  können  in  der 
obersten  Classe  wohl  gelehrt  werden,  aber  nur  als  freie  Lehr- 
gegenstände und  die  Theilnahme  ist  dem  Uebereinkommen  der 
Eltern  mit  den  Lehrerinnen  zu  überlassen.  Die  Bestimmungen 
bezüglich  des  Schulgeldes,  der  Schulpflicht,  des  Wiederho- 
lungsunterrichtes sind  dieselben,  wie  bei  den  Knabenschulen. 

Bezüglich  des  Unterrichtes  ist  als  Grundsatz  ausge- 
sprochen, dass  Lehrerinnen  denselben  ertheilen  sollen;  doch 
kann  derselbe,  die  Klosterschulen  ausgenommen,  von  Männern 
besorgt  werden ;  den  Religionsunterricht  ertheilt  ein  Katechet. 
Die  männliche  Schuljugend  darf  weiblichen  Lehrindividuen 
nicht  anvertraut  werden.  Für  die  Anstellung  der  Lehrkräfte, 
für  Erhaltung  und  Errichtung  der  Schule  gelten  die  allge- 
meinen bei  Volksschulen  überhaupt  giltigen  Normen. 

Für  die  Lehrerinnen  sind  an  einigen  Mädchenschulen 
Curse  eröffnet  worden,  u.  z.  sind  dieselben  in  Steiermarlc, 
Kärnten,  Mähren  und  Schlesien  in  den  Händen  der  weib- 
lichen Orden,  in  Dalmatien  fehlt  noch  jede  gesetzliche  An- 
ordnung für  derartige  Curse.  Als  Leiter  dieser  Bildungs- 
Anstalten  fungiert  derDirector  oder  der  dirigierende  Lehrer 
der  Mädchenschulen.  Der  Lehrcurs  soll  auch  hier  in  der 
Regel  zwei  Jahre  dauern,  und  nur  ausnahmsweise  können  ein- 
jährige Curse  gestattet  werden.  Nur  für  Tirol  ist  ein  Schul- 
jahr als  Regel  bestimmt  und  für  die  Diöcese  Trient  mit  dem 
Ministerial-Erlass  vom  31.  August  1853  sogar  ein  halbjähriger 
Lehrcurs  zur  Bildung  von  Lehrerinnen  für  Trivialschulen 
gestattet.  Als  Zweck  desselben  wird  angegeben,  dass  in 
der  ersten  Hälfte  des  Lehrcurscs  eine  vollständige  und  rich- 
tige Kenntnis  der  in  den  Mädchenschulen  vorgetragenen  Lehr- 
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gegenstände  erzielt  werde ,  und  dass  in  der  zweiten  Hälfte 
eine  überwiegend  praktische  Richtung  einzuschlagen  sei,  in- 
dem die  Zöglinge  durch  Beispiel  und  Uebung  mit  dem  me- 
thodischen Verfahren  beim  Unterrichte  und  mit  einer  den 
Grundsätzen  der  christlichen  Erziehung  entsprechenden  Be- 
handlung der  Kinder  vertraut  zu  machen  seien.  Die  Auf- 
nahmsbedingungen sind  fast  dieselben  wie  bei  den  männli- 
chen Lehrerbildungsanstalten,  doch  genügt  bei  jenen  Auf- 
nahmswerberinnen,  welche  keine  Gelegenheit  hatten,  eine  vierte 
Hauptschulclasse  zu  besuchen,  eine  mit  entsprechendem  Er- 
folge bestandene  Aufnahmsprüfung  über  die  in  diese  Classe 
gehörigen  Gegenstände.  Der  Unterricht  erstreckt  t;ich  auf 
die  Befestigung  und  Vervollkommnung  der  Gegenstände, 
welche  in  den  vier  Classen  der  Hauptschiile  vorgetragen 
werden,  ferner  auf  weibliche  Handarbeiten;  Gesang,  Orgel- 
spiel und  Land  wir  thschaftslehre  werden  nicht  berücksich- 
tigt. Bei  Behandlung  der  einzelnen  Gegenstände  ist  vor- 
nehmlich das  Bedürfnis  des  künftigen  Lehramtes  in's  Auge 
zu  fassen  und  der  Unterricht  hat  sich  demnach  auf  die  vor- 
geschriebenen Schul-  und  Lehrbücher  zu  gründen*). 

Am  Schlüsse  des  Bildungscurses  wird  eine  Qualifica- 
tions- Schlussprüfung  mit  den  Candidatinnen  abgehalten.  Die 
Prüfung  selbst  leitet  der  betreffende  Schulenoberaufseher  oder 
dessen  Vertreter.  Jene,  welche  einen  zweijährigen  Bildungs- 
curs  absolviert  haben,  erhalten  ein  Zeugnis  als  Lehrerinnen  an 
Mädchenschulen,  höheren  Mädchen-  oder  sogenannten  Töch- 


*)  Der  Lehrplan  ist  folgender:  Religionslehre  und  deren  Methode 
in  Verbindung  mit  biblischer  Geschichte,  dem  Evangelium  und  der  Er- 
klärung der  Kirchencereraonien  und  Feste,  2  Stunden;  allgemeine  Erzie- 
hungs-  und  Unterrichtskunde,  2  Stunden;  Lautieren,  Buchstabieren,  Sylla- 
bieren,  Richtig-  und  Schönlesen,  Behandlung  des  Gelesenen,  2  Stunden; 
Sprachlehre  nach  dem  in  der  Fibel  enthaltenen  und  in  den  Lesebüchern 
angedeuteten  Anschauungs-  und  Sprachunterrichte,  verbunden  mit  Recht- 
schreibung und  Methode  dieses  Gegenstandes,  3  Stunden;  schriftliche  Auf- 
sätze und  Methode  derselben,  2  Stunden ;  Kopf-  und  Ziflferrechnen  und  Me- 
thode derselben  nach  dem  vorgeschriebenen  Lesebuch,  2  Stunden;  Schön - 
und Fertigschreibeu  und  dessen  Methode,  1  Stunde.  Die  wöchentliche  Stun- 
denzahl für  weibliche  Handarbeiten  bleibt  dem  Ermessen  der  Direction 
überlassen. 
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terschulen,  oder  als  Lehrerinnen  an  Mädchenschulen  oder  als 
Unterlehrerinnen.  Letztere  können  in  der  Regel  erst  nach 
dreijähriger  Probezeit  zur  Ablegung  einer  Lehrerin-Prüfung 
zugelassen  werden.  Die  Abgangs-Zeugnisse  des  k.  k.  Civil- 
mädchen-Pensionates  in  Wien  und  des  k.  k.  Officierstöchter- 
Instituts  in  Hernais,  welche  hauptsächlich  die  Bildung  von 
Lehrerinnen  bezwecken,  ersetzen  das  Zeugnis  einer  Präpa- 
randen-Anstalt.  Jene  Individuen,  welche  sich  nur  zu  Lehrerinnen 
in  weiblichen  Handarbeiten  ausbilden  wollen ,  erhalten  ein 
Befähigungs-Zeugnis  als  Industrielehrerinnen,  wenn  sie  an  einem 
pädagogischen  lichrcurse  den  Lehrstunden  über  Religion, 
allgemeine  Erziehungs-  und  Unterrichtskunde  und  über  weib- 
liche Handarbeiten  beigewohnt,  oder  wenn  sie  sich  die  erfor- 
derlichen Kenntnisse  in  diesen  Gegenständen  auf  andere  Weise 
eigen  gemacht  haben  und  durch  eine  Befähigungs-Prüfung 
ihre  Qualification  nachweisen. 

Candidatinnen  solcher  Klöster  und  Orden,  welche  sich 
mit  der  Bildung  der  weiblichen  Jugend  befassen,  sollen  vor 
ihrer  Aufnahme  den  pädagogischen  Lehrcurs  zurückgelegt 
haben.  Jene,  welche  ausnahmsweise  mit  Nachsicht  des  Prä- 
parandencurses  eine  Aufnahme  als  Novizinnen  nachsuchen, 
sollen  sich  einer  Prüfung  an  der  für  Volksschul- Candidatin- 
nen bestehenden  pädagogischen  Bildungsanstalt  unterziehen, 
um  nachzuweisen,  dass  sie  sich  die  in  Mädchenschulen  vor- 
zutragenden Lehrfächer  angeeignet  haben  und  mit  den  wich- 
tigsten Grundsätzen  der  Erziehungs-  und  Unterrichtskunst 
und  Schulzucht  vertraut  sind.  Während  des  Noviziats  ist 
die  weitere  Vorbereitung  und  Fortbildung  für  den  Beruf 
einer  Lehrerin  vorzüglich  in's  Auge  zu  fassen.  Ordens-No- 
vizinnen und  Professen,  welche  sich  einer  Befähigungs- Prü- 
fung als  Mädchenlehrerin  unterziehen  wollen,  werden  abge- 
sondert von  den  Laien  durch  den  Schulenoberaufseher  und 
einen  geistlichen  Fachmann  geprüft.  — 

Das  grösste  Verdienst  erwarb  sich  das  Ministerium  Thun 
um  die  Organisierung  des  Volksschulwesens  in  Ungarn,  und 
die  wahrhaft  schöpferische  Wirksamkeit  desselben  ist  um  so 
anerkennenswerther,  je  grösser  die  zu  überwindenden  Schwie- 
rigkeiten waren.  Die  ungarischen  Volksschulen  waren  früher 
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sich  selbst  überlassen  und  es  erregt  ganz  eigenthümliche  Vor- 
stellungen von  dem  Bildungsgrade  der  Bevölkerung,  wenn 
man  liest,  dass  auf  den  Comitats Versammlungen  jeder  Ver- 
such die  obligatorische  Erhaltung  der  Volksschule  zu  re- 
geln ,  vom  niederen  Adel  mit  Entschiedenheit  abgelehnt 
wurde.  Die  katholischen,  griechisch- orientalischen  und  israe- 
litischen Volksschulen  erhielten  wenigstens  in  dem  Systema 
Scholarum  elementarium  eine  Normalvorschrift,  welche  frei- 
lich bei  der  Indifferenz  und  theilweisen  Opposition  der  Mu- 
nicipien  wenig  fruchtbringend  war.  Für  die  evangelischen 
und  reformierten  Schulen  dagegen  war  nicht  einmal  eine  bin- 
dende Vorschrift  vorhanden.  Schulzwang  bestand  nicht,  es  war 
ganz  dem  Belieben  der  Eltern  anheimgestellt,  ob  sie  ihre 
Kinder  in  die  Schule  schicken  wollten  oder  nicht  und  in 
vermöglichen  Häusern  wurde  ein  Hauslehrer  gehalten ,  der 
allzuhäufig  selbst  der  Schulung  sehr  bedürftig  gewesen  wäre. 
Es  ist  schwer,  genau  anzugeben,  wieviel  Procent  der  schul- 
pflichtigen Jugend  eine  Schule  besuchten,  man  dürfte  jedoch 
der  Wahrheit  am  nächsten  kommen,  wenn  man  40"/„  als  die 
möglichst  höchste  Ziffer  in  Anschlag  bringt  *).  Die  Lehrer- 
bildung war  ausserordentlich  mangelhaft.  Handwerk  und  Un- 
terricht war  häufig  in  einer  Person  vereinigt.  Heruntergekom- 
mene Individuen,  die  in  anderen  Erwerbszweigen  Schiffbruch 
gelitten  hatten,  griffen  zum  Schulamte  und  bildeten  ein  nicht 
unbeträchtliches  Contingent.  Die  ungarischen  Kirchenfürsten 
zu  Gran,  Raab,  Fünf  kirchen,  Veszprim,  Erlau  u.  a.  m.  fühlten 
tief  den  Mangel  an  Lehrerschulen  und  errichteten  auch  einige ; 
im  Jahre  1845  beschloss  endlich  der  ungarische  Landtag 
auf  Staatskosten  für  einige  Präparandien  Vorsorge  zu  treffen. 
Es  ist  überhaupt  eine  gewiss  eigenthümliche  Erscheinung, 
dass  die  magyarische  Vertretung  seit  1825  so  wenig  Auf- 
merksamkeit der  einer  Reform  so  dringend  bedürftigen  Schule 
zuwendete.     Von  tiefeingreifender  Bedeutung  war  bloss  das 


*)  Ficker  in  dem  a.  Art.  Oesterreich  S.  535  ff.  nimmt  37 ,V  als 
Durchschnitt  an  und  zwar  47X  bei  der  katholischen  Bevölkerung,  8V2X 
bei  der  griechisch-katholischen  (meist  Ruthenen,  Slovaken  und  Romanen 
Oberungarns),  14X  ^^^  <^er  griechisch-orientalischen  Bevölkerung;  56X 
Augsburger  Confessiou ;  48X  helvetischer  Coufession,  endlich  7o/b   Juden. 
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Sprachgesetz  vom  Jahre  1844,  wornach  die  ungarische  Sprache 
Geschäftssprache  des  Reiches  sein  sollte  und  im  Art.  II.  be- 
stimmt wurde,  „die  Sprache  des  öffentlichen  Unterrichtes  wird 
gleichfalls  ausschliesslich  die  ungarische  sein"  ;  nur  für  Croa- 
tien  war  im  Art.  VII.  insoferne  eine  Ausnahme  gestattet,  als 
die  ungarische  Sprache  wol  nicht  Unterrichtssprache  sein, 
aber  an  allen  öffentlichen  Schulen  regelmässig  gelehrt  wer- 
den sollte.  Den  zahlreichen  deutschen  und  slavischen  Schulen 
Ungarns  und  Siebenbürgens  wurde  keine  Berücksichtigung  zu 
Theil,  und  gerade  in  den  deutschen  Distrikten,  besonders  im 
Sachsenlande,  war  der  Volksunterricht  noch  am  meisten 
massigen  Anforderungen  entsprechend. 

Die  Sonderstellung  Ungarns  hörte  nach  der  Niederwer- 
fung der  Revolution  auf.  Das  Unterrichts wesen  Ungarns  be- 
schäftigte vielfach  die  Regierung.  Man  schritt  an  die  Ernen- 
nung von  provisorischen  Volksschulinspectoren ,  welche  eine 
ganz  bedeutende  Wirksamkeit  in  den  ersten  Jahren  entfal- 
teten. Vermehrung  der  Schulen  und  Classen,  Erweiterung 
der  Schulhäuser  und  soweit  als  thunlich,  eine  erhebliche  Ver- 
besserung der  Gehalte  musste  ein  Hauptaugenmerk  der  Schul- 
verwaltung sein  und  das  Ministerium,  sowie  die  ihm  unter- 
stellten Beamten  haben  redlich  das  ihre  gethan.  Die  Ge- 
meinden suchten  Versäumtes  nachzuholen,  Kirchenfürsten  und 
die  hervorragendsten  adeligen  Familien,  Industrielle  gingen 
mit  leuchtendem  Beispiele  voran.  Die  politischen  Behörden 
wurden  vielfach  in  Anspruch  genommen  zur  Hebung  der 
Volksschule  beizutragen,  eine  Anzahl  Uebelstände,  welche 
früher  einer  regeren  Betheiligung  der  Jugend  entgegenstan- 
den, beseitigt.  Zuzüge  aus  den  westlichen  Kronländern  sollten 
dem  erheblichen  Mangel  an  Lehrkräften  abhelfen,  Biblio- 
theken eine  regere  Strebsamkeit  in  dem  heimischen  Lehr- 
stande erwecken  helfen.  Ein  slavisches  und  ein  magyarisches 
Schulblatt  sorgte  für  die  Verbreitung  besserer  Methoden.  Die 
bisher  unbekannte  Sonntagsschule  und  der  Wiederholungs- 
unterricht fanden  Theilnahme  und  Anklang.  Nach  dem  Mu- 
ster Schwedens  wurden  sogenannte  Puszta-  und  Tanyaschulen 
eingeführt,  um  den  Kindern  auf  den  Gehöften  die  Möglich- 
keit zu  eröffnen,  sich  die  elementarsten  Kenntnisse  anzueig- 
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nen,  und  wo  stabile  Lehrer  nicht  angestellt  werden  konnten, 
halfen  ambulante  aus*).  Aehnliche  Fortschritte  machte  man 
im  Banate,  in  Croatien,  Slavonien,  etwas  später  (seit  1855) 
in  Siebenbürgen. 

In  recht  anerkennenswerther  Weise  war  die  Regierung 
für  geeignete  Lehr-  und  Lesebücher  thätig,  was  um  so  grös- 
sere Schwierigkeiten  bot ,  wenn  man  das  Gemisch  von  Na- 
tionalitäten in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  in's  Auge 
fasst.  Die  hervorragendste  Thätigkeit  entfaltete  die  Regie- 
rung bezüglich  der  Heranbildung  von  Lehramtscandidaten 
für  die  Volksschule.  Man  musste  sich  anfangs  mit  Privat- 
prüfungen begnügen  und  den  ohne  Lehrfähigkeitszeugnisse 
angestellten  Lehrern  gestatten,  ohne  Besuch  eines  Präparan- 
dencurses  eine  derartige  Prüfung  abzulegen.  Den  Anfang  zu 
selbstständigen  Lehrerbildungsanstalten  machte  die  griechisch- 
orientalische Präparandie  zu  Arad  (21.  December  1853),  vier 
Monate  darauf  folgte  die  katholische  zu  Werschez  im  Ba- 
nate  (11.  Februar  1854)  und  am  Schlüsse  des  Jahres  (14.  De- 
cember 1854)  die  Begründung  von  eilf  Lehre»  bildungsanstal- 
ten  zu  Pest,  Gran,  Fünfkirchen,  Oedenburg,  Raab,  Tyrnau, 
Neusohl,  Kaschau,  Grosswardein,  Szathmar,  Kalocsa  und  eine 
Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  zu  Pest.  Die  GcBtattung  von 
Privatprüfungen  wurde  1856  aufgehoben.  Auch  in  den  Neben- 
ländern rief  man  ähnliche  Anstalten  in's  Leben,  zu  Agram 
und  Diakovar,  Hermannstadt.  Für  die  griechisch-katholischen 
Lehrer  wurden  auch  die  Anstalten  zu  Grosswardein,  Ungh- 
vär,  Naszod  gegründet. 

Ein  weiterer  Schritt  zur  definitiven  Organisation  des 
Volksschulwesens  in  den  ungarischen  Ländern  war  durch 
die  definitive  Einsetzung  von  Schulräthen  gegeben.  Die  Schul- 
verwaltung sollte  in  Ungarn,  der  Woiwodschaft,  Croatien  und 
Slavonien  nach  den  Grundsätzen  der  politischen  Schulver- 
fassung eingerichtet  werden.  Es  wurde  die  obligatorische  Ein- 
führung der  weltlichen  Ortschulaufseher  ausgesprochen  ,  die 
katholischen  und  israelitischen  Volksschulen  eines  Bezirkes 
dem   Dechant   untergeordnet    und    für   sämmtliche   DiÖcesen 
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*)  Manches  beachtenswerthes  Detail  bei  Ficker  a.  a.  (j  S.  540  £F. 


Schulenoberautselier  ernannt.  Aehnliclie  Einrichtungen  sollten 
auch  für  Siebenbürgen  angebahnt  werden.  Dieselben  Grund- 
sätze, welche  bezüglich  der  Privatprüfungen  an  Volksschulen 
in  den  Ländern  diesseits  der  Leitha  vorherrschten,  wurden 
auch  auf  Ungarn  ausgedehnt ;  ebenso  auch  die  Normalvor- 
schriften hinsichtlich  der  Lehrerconferenzen,  der  Privatanstal- 
ten. Die  griechisch-orientalischen  Volksschulen  sollten  nach 
den  Grundsätzen  der  politischen  Schulverfassung  beaufsich- 
tigt werden.  Dagegen  enthielt  sich  die  Regierung  einer  direc- 
ten  Einflussnahme  auf  die  evangelischen  und  unitarischen 
Schulen;  nur  einzelne  Uebelstände  wurden  abgestellt,  so 
z.  B.  erklärte  man  die  zeitweise  Anstellung  von  Lehrern 
für  unzulässig. 

Es  lässt  sich  durchaus  nicht  verkennen,  dass  durch  alle 
diese  Massnahmen  in  Ungarn  das  Volksschulwesen  ganz 
ausserordentliche  Fortschritte  machte,  wenn  man  die  statisti- 
schen Erhebungen  des  Jahres  1850  mit  denen  des  Jahres 
1860  vergleicht*).  Fast  bei  allen  Confessionen  machte  sich 
ein  neuer  Geist  bemerkbar,  nicht  bloss  katholische  und  evan- 
gelische Gemeinden  betheiligten  sich  an  dem  Aufschwünge, 
die  Israeliten  gingen  in  allen  Ländern  der  ungarischen  Krone 
mit  gutem  Beispiel  voran,  die  griechisch-orientalischen  Ge- 
meinden rüttelten  sich  aus  ihrer  bisherigen  Unthätigkeit 
empor.  So  viel  Verdienste  sich  Gemeinden,  Corporationen 
und  Einzelne  erwarben,  der  Regierung  muss  es  zugeschrie- 
ben werden,  wenn  das  Volksschulwesen  ein  neues,  frisches 
Leben  kund  gab. 

Durch  das  Diplom  vom  20.  October  1860  wurde  der 
gesammte  alte  Verwaltungsorganismus  hergestellt  und  das  Un- 
terrichtswesen den  betreffenden  Hofkanzleien  übermittelt.  Man 
schritt  sogleich  an  die  Restaurierung  der  frühei'en  Schulver- 
waltung. Das  ganze  Land  wurde  in  fünf  katholische  Schul- 
districte  eingetheilt  und  ein  königl.  Studienoberdirector  an 
die  Spitze  gestellt.  Die  evangelischen  Schuldistricte  fallen 
mit  den  Sprengein  der  Superintendenturen  zusammen,  deren 
es  für  Augsburger  und  helvetische  Confession  je  vier  gibt, 


"■)  Vergl.  unten  die  statistischen  Nachweise. 
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die  griechisch-orientalischen  Volksschulen  dagegen  wurden 
der  Statthalterei  unmittelbar  unterstellt.  Die  viel  geschmähten 
und  gelästerten  fremden  Lehrer,  welche  sich  im  Laufe  der 
Zeit  in  Ungarn  eingebürgert  und  für  das  Aufkommen  des 
Schulwesens  daselbst  so  Ausserordentliches  gewirkt  und  dem 
Lande  nur  grosse  Vortheile  gebracht  hatten,  mussten  im  Jahr 
1861  das  Land  verlassen.  Für  das  Volksschulwesen  wurde 
innerhalb  der  letzten  sechs  Jahre  wenig  oder  nichts  gethan.  In 
manchen  Gemeinden  wurden  Elementarschulen,  welche  unter 
der  früheren  Regierung  eingerichtet  waren,  als  illegal  besei- 
tigt, besonders  in  den  nordöstlichen  Theilen  des  Landes 
unter  der  ruthenischen  und  romanischen  Bevölkerung,  und 
aus  übertriebener  Legalität  und  aus  Hyperpatriotismus  Hess 
manche  Gemeinde  die  Schule  eingehen. 

Viel  weniger  einschneidend  waren  die  Veränderungen 
in  Croatien  und  Slavonien,  die  hier  eingeführten  Schulein- 
richtungen blieben  mit  wenigen  Modificationen  aufrecht  er- 
halten. Dasselbe  gilt  von  Siebenbürgen,  welches  dem  Ma- 
gyarismus bisher  wenigstens  erfolgreich  widerstand.  — 

Für  den  Privatunterricht  gelten  folgende  Bestimmungen : 
Die  Privatanstalten  sind  entweder  Privatschulen  oder  Privat- 
Lehr-  und  Erziehungs- Anstalten ,  welche  letztere  auch  die 
Erziehung  besorgen  und  die  anvertrauten  Zöglinge  in  Woh- 
nung und  Verpflegung  übernehmen.  Die  Privatlehr-  und 
Erziehungs-Anstalten  für  Mädchen  können  nur  Frauensper- 
sonen anvertraut  werden.  Eine  Vereinigung  beider  Gattungen 
von  Privatanstalten  ist  nicht  erlaubt;  Privatlehr-  und  Erzie- 
hungs-Anstalten dürfen  daher  keine  externen,  Privatschulen 
keine  internen  Zöglinge  aufnehmen.  Die  Bewilligung  zur 
Errichtung  von  derartigen  Anstalten  im  Gebiete  der  Volks- 
schule ertheilt  die  Landesstelle  im  Einvernehmen  mit  der 
betreflfenden  Diöcesanbehörde ,  und  zwar  nur  auf  Grund 
des  genau  nachgewiesenen  Bedürfnisses.  Sie  sollen  nicht 
ohne  Noth  vermehrt  werden  und  die  Concession  sei  nur 
dort  zu  ertheilen,  wo  über  das  Vorhandensein  der  festge- 
setzten Bedingungen  nicht  der  mindeste  Zweifel  obwaltet. 
Sie  sind  strenge  zu  überwachen. 
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Um  die  Bewilligung  zur  Errichtung  einer   Privatlehr- 
anstalt zu  erhalten,  muss  man  die  österreichische  Staatsbür- 
gerschaft nachweisen,  in  religiöser,  sittlicher  und  bürgerlicher 
Beziehung  unbescholten  sein  und  jene  theoretische  und  prak- 
tische Befähigung ,    welche   zur  Anstellung   als  Lehrer  oder 
Lehrerin  an    einer  Öffentlichen  Schule  erforderlich    ist ,    be- 
sitzen, ferner  nachweisen,  dass  man  das  zur  zweckmässigen 
Einrichtung  einer  Privatschule  nothwendige  Vermögen  habe 
und  endlich  den  Ausweis  liefern,  dass  man  wegen  Ertheilung 
des  Religionsunterrichtes  bereits  die  nothwendigen  Vorkehrun- 
gen getroffen   habe.     Die  Bewilligung    zur  Errichtung  einer 
Privatschule  gilt  bloss  für  eine  bestimmte  Stadt  oder   einen 
bestimmten  Pfarrbezirk.  Verlegung  an  einen  andern  Ort  ohne 
besondere  Zustimmimg   der  Landesstelle  ist    nicht   gestattet, 
ebenso  wenig  eine  Uebertragung  des  Rechtes  an  eine  andere 
Persönlichkeit.     In  den  Privatschulen  können  nur   geprüfte, 
in  moralischer  und  politischer  Beziehung  unbescholtene  Per- 
sonen, welche  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  besitzen, 
verwendet    werden.     Von   dem    letzteren   Erfordernis    kann 
jedoch  in  besonders  berücksichtigenswerthen  Fällen  die  Lan- 
desstelle dispensiren.     Die   innere   Organisation    der  Privat- 
schulen muss   eine  den  öffentlichen   gleicher  Gattung  homo- 
gene sein ;  es  sind  in  denselben  die  gleichen  Lehrfächer  auf- 
zunehmen und  die  fär  öffentliche  Schulen  vorgeschriebenen 
Schulbücher  zu  gebrauchen.  Das  Recht  zur  Abhaltung  Öffent- 
licher Prüfungen  und  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse 
kann  einigen  Privatschulen,   welche  sich  durch  ihre  vorzüg- 
liche Einrichtung  und   hervorragenden  Leistungen  auszeich- 
nen, zuerkannt  werden.  Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch 
für  die  Privatlehr-  und  Erziehungs- Anstalten.     Die  Conces- 
sion  zur  Errichtung    derselben  wird  Männern   nach  zurück- 
gelegtem 30.,    weiblichen  Bewerbern    nach  zurückgelegtem 
24.  Lebensjahr    ertheilt.     Die   Inhaber    derartiger  Anstalten 
haben  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Zöglinge  nicht 
bloss  fiir  häusliche  Andachtsübungen,  sondern  auch  dafür  zu 
sorgen,    dass   sie  dem   Öffentlichen  Gottesdienste  beiwohnen, 
zu  welchem  sich  die  Inhaber  mit  dem  Seelsorger  des  Spren- 
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gels,  in  welchem  die  Anstalt  besteht^  in's  Einvernehmen  zu 
setzen  haben. 

Wir  können   den  Normen   bezüglich    der  Privatlehran- 
stalten nicht  unbedingt  bestimmen.   Die  Wichtigkeit  solcher 
Schulen  wird  von  allen  Männern,    welche  in  der  modernen 
Zeit  der  Schule  ein  aufmerksames  Studium  zuwendeten,  an- 
erkannt.    Den  individuellen  Bedürfnissen,    die  beim  Unter- 
richte gewiss  ihre  unbedingte  Berechtigung  haben,    können 
nur  von  Privaten  ins  Leben  gerufene  Lehranstalten  abhelfen*). 
Auch  haben  Privatschulen  insoferne  einen  Vortheil,    als   sie 
eine  grössere  Freiheit  der  Bewegung  bezüglich  der  Lehrme- 
thoden ermöglichen   und   in  dieser  Beziehung  hat  ein  geist 
voller  pädagogischer  Schriftsteller  sie   mit  Recht  „Exponen- 
ten des  didaktischen  Fortschrittes"  genannt.  Es  ist  desshalb 
nicht  einzusehen,  welche  zwingenden  Gründe  vorhanden  sind, 
die  Privatschule  zu  verhalten,    in  ihrer  innern  Organisation 
eine  der  öffentlichen  Schulen  homogene  Einrichtung  zu  tref- 
fen.  Man  kann  dies  von  jenen  Anstalten  verlangen,  welche 
das  Recht  erhalten  wollen,  öffentliche  staatsgiltige  Zeugnisse 
auszustellen,   kann  aber  allen  übrigen  gestatten,    sich  eigen- 
artig zu  entwickeln.  Auch  die  Beschränkung  auf  die  in  den 
Öffentlichen  Schulen    eingeführten   Schulbücher    scheint    uns 
nicht  gerechtfertigt.     Eine   zu   weit   gehende   Ueberwachung 
ist  vom  Uebel.     Der  Staat  stelle  an  die  Zöglinge  derartiger 
Anstalten  im  Prtifungsfalle  ähnliche  Anforderungen,    wie  an 
die  Schulen  der  Staatsanstalten,  störe  aber  ihr  Lebenselement, 
die  Unabhängigkeit,  in  keiner  Weise.     Dort   wo   ihnen  eine 
Freiheit  der  Bewegung   gestattet   wurde,    haben   sie  zumeist 
fruchtbringend   gewirkt    und  als  Pionniere    des  Fortschrittes 
selbst  den  öffentlichen  Lehranstalten  Dienste  geleistet.  — 

An  jeder  öffentlichen  Volksschule  soll  ein  Wiederho- 
lungs-  und  Fortbildungs-Unterricht  für  die  der  Schule  ent- 
wachsende Jugend  bestehen*).  Dieser  soll  in  der  Regel  an 
Sonn-   und   Feiertagen ,    die   hohen   Festtage   ausgenommen, 


*)  Vergl    Kolb  Art.  Schulwesen  in  Rottek  u.  Welker  Staatslexicon, 
Bluntschli  Staatsrecht  S.  575. 

**)  Ministerialverordnung  vom  Jahr  1864. 
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während  des  ganzen  Schuljahres  ertheilt  werden ,  doch 
ist  es  gestattet ,  nach  Massgabe  der  Ortsverhältnisse  auch 
andere  Tage  zu  wählen  und  Morgen-  oder  Abendstunden  in 
der  Woche  zu  bestimmen.  Der  Besuch  des  öiFentlichen 
Gottesdienstes  an  Sonn-  und  Feiertagen  darf  durch  den  Wie- 
derholungsunterricht nicht  gehindert  werden.  Knaben  und 
Mädchen  sind  abgesondert  zu  unterrichten.  Die  Unterrichts- 
zeit hat  zwei  und  wo  Zeichnungsunterricht  ertheilt  wird 
mindestens  drei  Stunden  zu  dauern.  Die  Wiederholungs- 
schule hat  das  bereits  Erlernte  tiefer  einzuprägen  und  auf 
die  verschiedenen  landwirthschaftlichen  oder  gewerblichen 
Beschäftigungen  anzuwenden.  An  Hauptschulen  mit  oder 
ohne  Unterrealschulen  soll  die  Wiederholungs-  und  Fortbil- 
dungsschule aus  3 — 4  Classen  oder  Abtheilungen  mit  einer 
gleichen  Anzahl  von  Lehrzimmern  bestehen.  Wo  die  Schü- 
lerzahl zu  gross  ist  —  sie  soll  in  der  Regel  80  in  einer 
Classe  nicht  übersteigen  —  sollen  die  erforderlichen  Parallel- 
oder Nebenclassen  errichtet  werden.  Die  Vorrückung  hat 
nach  halbjährigen  Cursen  zu  geschehen. 

In  den  ersten  drei  Classen  sind  die  Kenntnisse  der 
Schüler  im  Sprachfache,  im  Schreiben  und  Rechnen  zu  be- 
festigen und  zu  erweitern.  In  der  dritten  Classe  sollen  die 
Schüler  dahin  gebracht  werden,  dass  sie  leichtere,  besonders 
im  praktischen  Leben  vorkommende  Aufsätze  fehlerfrei  anfer- 
tigen können.  Im  Rechnen  soll  fertiges  Kopf-  und  Tafelrechnen 
in  den  vier  Grundrechnungsarten  in  ganzen  und  gebrochenen, 
benannten  und  unbenannten  Zahlen  angestrebt  werden.  In 
der  vierten  Classe  ist  das  Wichtigste  über  gewerbliche  Buch- 
führung und  über  Wechsel  vorzunehmen  und  das  Zeichnen 
als  Hauptgegenstand  zu  betreiben.  Dort,  wo  bloss  drei  Classen 
bestehen,  ist  dieser  Lehrstoff  in  der  dritten  Classe  zu  behan- 
deln. Dasselbe  Lehrziel  haben  auch  jene  Wiederholungs - 
schulen  möglichst  anzustreben ,  welche  nur  aus  zwei  oder 
einer  Classe  bestehen!  In  der  Regel  besteht  ein  Schulgeld 
für  Wiederholungsschulen  nicht.  Das  Lehrerpersonale  der 
Volksschule  ist  verpflichtet,  sich  an  dem  Wiederholungsun- 
terrichte zu  betheiligen.  Es  ist  thunlichst  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  Lehrer  für  ihre  Mühewaltung  entweder  jährlich  oder 

Beer  and  Hochcggcr,  die  Fortachritte  des  Unterrichtswesens  etc.  QQ 


in  andern  festgesetzten  Zeiträumen  aus  Gemeindemitteln  ent- 
schädigt werden.  Die  Behörden  der  Volksschule  führen  auch 
die  Aufsicht  über  Wiederholungs-  und  Fortbildungsschulen ; 
für  den  Zeichenunterricht  sind  besondere  Zeichnungsinspec- 
toren und  zur  Förderung  dieser  Schulen  Inspectoren  aus 
dem  Gewerbestande  zu  bestellen.  Die  Verpflichtung  zum 
Eintritte  in  die  Wiederholungsschule  beginnt  nach  dem  Aus- 
tritte aus  der  Werktags  schule  und  währt  bis  zum  vollende- 
ten 15.  Lebensjahre;  bei  Gewerbelehrlingen,  wenn  dieselben 
nicht  in  eine  gewerbliche  Fachschule  übertreten,  durch  die 
ganze  Dauer  der  Lehrzeit.  Befreit  sind  nur  jene  Knaben 
und  Mädchen,  welche  nach  dem  Austritt  aus  der  Werktags- 
schule ihre  Bildung  ununterbrochen  in  höheren  Lehranstalten 
fortsetzen,  sowie  jene,  welche  einen  fortlaufenden  häuslichen 
Unterricht  geni essen,  ferner  Knaben,  welche  eine  zweiclassige 
Realschule  oder  zwei  Classen  eines  Gymnasiums  mit  genü- 
gendem Erfolge  zurückgelegt  haben.  Eltern,  Vormünder, 
Dienstgeber,  Lehrherren  und  Fabrikanten  sind  verpflichtet,  die 
Lehrlinge  und  schulpflichtigen  Arbeiter  zum  Schulbesuche 
anzuhalten;  wenn  sie  die  Schuld  der  Schul  Versäumnisse 
tragen,  treffen  sie  Geldstrafen  (bis  400  fl.),  oder  im  Falle 
des  Zahlungsunvermögens  Arrest.  Gegen  Gewerbelehrlinge, 
welche  durch  eigene  Schuld  den  Schulbesuch  vernachlässigen, 
kann  Arreststrafe  verhängt  werden. 

Die  gewerblichen  Fachschulen  haben  den  Unterricht 
den  Bedürfnissen  der  einzelnen  Gewerbe  möglichst  anzu- 
passen. Für  schulpflichtige  Gewerbslehrlinge  beginnt  die  Ver- 
pflichtung zum  Besuche  der  Fachschule  mit  der  erlangten 
allgemeinen  Fachbildung.  Zur  Aufnahme  sind  jene  Gewerbs- 
lehrlinge befähigt,  welche  zwei  Classen  einer  Mittelschule 
mit  genügendem  Erfolge  absolviert  oder  bereits  eine  Wie- 
derholungsschule und  den  Religionsunterricht  mit  gutem 
Erfolge  zurückgelegt  haben,  endlich  jene,  welche  durch  einen 
Aufhahmsschein  eine  genügende  Vorbildung  nachweisen.  Die 
Gründung  und  Erhaltung  der  Fachschule  liegt  den  Genossen- 
schaften ob,  welche  auch  über  die  organische  Gliederung 
derselben  die  nöthigen  Bestimmungen  zu  treffen  und  der  Landes- 
stelle  zur  Genehmigung  vorzulegen  haben. 
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Leider  haben  diese  gewerblichen  Fachschulen  bei  Ge- 
nossenschaften und  Gemeinden  noch  nicht  jene  Unterstüt- 
zung gefunden^  welche  ihnen  unstreitig  gebührt,  und  nur  an 
wenigen  Orten  sind  im  letzten  Decennium  derartige  An- 
stalten in's  Leben  gerufen  worden,  jedoch  die  Organisation  der- 
selben entspricht  nicht  überall  auch  nur  massigen  Anforderungen. 
Wie  fruchtbringend  diese  gewerblichen  Fortbildungsschulen, 
wie  wir  sie  nennen  möchten,  für  die  Entwicklung  der  Ge- 
werbe werden  können,  zeigt  das  Beispiel  Badens,  Würtem- 
bergs  und  vornehmlich  das  musterhafte  Vorbild  Belgiens,  wo 
die  innere  Gliederung  derselben  sich  die  unbedingteste  Anerken- 
nung Aller,  welche  sich  damit  vertraut  gemacht,  errungen  hat. 

Die  mannigfachen  Zweige  der  Technik  erheischen  eine 
ganz  verschiedene  Vor-  und  Durchbildung.  Die  eine  hat  man 
treffend  die  praktische  oder  arbeitende  Technik  genannt.  Sie 
erfordert  Handfertigkeiten  und  praktische  Erfahrungen;  je 
grösser  die  Gewandtheit  und  technische  Fertigkeit  ist,  welche 
das  dieser  Richtung  angehörige  Individuum  sich  erwirbt,  mit 
desto  grösserem  Erfolge  wird  es  befähigt  sein,  die  ihm  über- 
tragenen Arbeiten  durchzuführen.  In  diese  grosse  Classe 
gehören  die  Arbeiter,  welche  sich  die  nothwendige  Hand- 
fertigkeit und  Geschicklichkeit  in  der  Lehre  aneignen, 
um  sie  als  Gesellen,  Gehilfen  oder  selbständige  Arbeiter 
weiter  auszubilden  imd  jene  Stufe  der  Vollendung  zu  er- 
reichen, welche  bei  dem  heutigen  Zustand  der  Industrie  ein 
unbedingtes  Erfordernis  für  den  Arbeiterstand  ist. 

Die  grossartigen  Fortschritte  im  Gebiete  der  Natur- 
wissenschaften und  Mechanik,  die  Umgestaltung  des  Welt- 
marktes, die  fabelhafte  Entwicklung  der  Fabrikindustrie 
zwingen  zur  Entfaltung  und  Anstrengung  aller  Kräfte,  um  an 
dem  grossen  industriellen  Wettkampf  sich  betheiligen  zu 
können.  Es  handelt  sich  nicht  bloss  um  eine  Classe  der  Gesell- 
schaft, sondern  um  den  Wohlstand,  die  Selbständigkeit  des 
Staates.  Mannigfache  Hemmnisse,  welche  der  freien  unge- 
hinderten Entfaltung  der  industriellen  Kräfte  entgegenstehen, 


*)  Vergl.  Steinbeis  die  Elemente  der  Gewerbeförderung.    Stutt- 
gart 1853. 
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müssen  beseitigt  werden  und  sind  auch  beseitigt  worden ;  aber 
der  Staat  hat  ausserdem  die  grosse  Aufgabe,  mit  aller  Ent- 
schiedenheit einzutreten  und  durch  positives  Eingreifen  die 
grössere  technische  und  geschäftliche  Bildung  anzuregen  und 
zu  befördern. 

Eine  geschickte  Benützung  der  productiven  Kräfte  ist 
gerade  bei  den  zum  Theil  anormalen  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen Oesterreichs  eine  Hauptaufgabe  der  Staatsregierung. 
Die  Bahn  der  Verbesserungen  darf  nicht  verlassen  werden. 
Für  die  arbeitenden  Classen  muss  aber  durch  die  fortschrei- 
tende Entwickelung  des  Volksschulunterrichtes  und  durch 
einen  auf  Grundlage  desselben  zweckmässig  organisierten  tech- 
nischen Unterricht  gesorgt  werden.  In  fast  allen  Staaten 
Europa' s  nimmt  die  Frage  der  Arbeit  und  Arbeiterbildung 
bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  arbeitenden  Classen  die 
hervorragendsten  Gelehrten,  die  tüchtigsten  Staatsmänner  in 
Anspruch,  die  Lösung  derselben  ist  eine  unaufschiebbare 
geworden.  Wenn  selbst  England  und  Frankreich,  welche 
einen  entwickelten  Arbeiterstand  besitzen,  die  Nothwendigkeit 
für  eine  intensivere  Bildung  Sorge  zu  tragen  einsehen,  um 
wie  viel  mehr  müssen  jene  Staaten,  welche  in  vielfacher  Be- 
ziehung die  volle  Concurrenz  der  vorgeschrittenen  Industrie- 
völker auszuhalten  haben,  darauf  Bedacht  nehmen,  zur  Ver- 
besserung des  Bildungsstandes  der  producierenden  Classen 
das  Möglichste  beizutragen. 

Die  Anstalten,  welche  zur  Heranbildung  der  gewerbe- 
treibenden Classen  dienen  sollen,  müssen  die  verschiedenen 
Bedürfnisse  der  industriellen  Bevölkerung  gleichmässig  nach 
ihrem  Umfang  und  ihrer  Wichtigkeit  mit  gehöriger  Sorgfalt 
berücksichtigen,  um  eine  gleichförmige  Entwicklung  der 
mannigfachen  productiven  Kräfte  anzubahnen  und  zu  ermög- 
lichen. Das  blosse  effectvoUe  Haschen  nach  dem  Glänzenden 
und  Schimmernden  muss  principiell  vermieden  werden,  das 
Nothwendige  und  Nützliche  ausschliesslich  massgebend  sein. 
Je  mehr  man  das  gesammte  Gefüge  des  technischen  Unter- 
richtes im  organischen  Zusammenhange  der  einzelnen  Theile 
zu  einander  in's  Auge  fasst,  desto  leichter  ist  es  möglich,  in 
einem  wohl  durchdachten  Plan  allen  Anforderungen  Rechnung 
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zu  tragen  und  Lücken  zu  vermeiden^  welche  sich  nur  zu 
leicht  ergeben,  wenn  man  bloss  einen  oder  den  anderen  tech- 
nischen Unterrichtszweig  isoliert  behandelt.  So  wie  in  der 
Volkswirthschaft  alle  Zweige  in  einem  organischen  Zusammen- 
hange stehen  und  ein  umfassender  Blick  zur  Beurtheilung  ge- 
hört, ob  und  in  wieferne  eine  Massregel  förderlich  oder  nachtheilig 
ist,  so  darf  man  auch  im  technischen  Unterrichte,  der  doch 
eigentlich  die  Förderung  der  Production  bezweckt,  nicht  ein- 
seitig das  eine  oder  das  andere  Gebiet  der  Production  in  bevor- 
zugender Weise  begünstigen.  „Die  zweckmässigsten  Anstalten," 
sagt  treffend  Nebenius,  einer  der  gründlichsten  Schriftsteller 
über  den  technischen  Unterricht,  „zur  Bildung  von  Technikern 
höheren  Ranges  im  Gebiete  der  Mechanik  werden  der  Pro- 
duction minder  nützlich  sein,  wenn  es  an  angemessenen 
Anstalten  zur  Bildung  tüchtiger  Handwerker  gebricht  oder  an 
der  Sorge  für  den  Unterricht  zum  tüchtigen  Arbeiter  jener 
Industriezweige,  welche  sich  mechanischer  Einrichtungen  als 
Hilfsmittel  ihrer  Production  bedienen.'-^ 

Für  uns  in  Oesterreich  ist  diese  Aufgabe  des  Staates 
eine  unaufschiebbare  geworden ,  seitdem  man  mit  dem 
Schutzsystem  gebrochen  und  dem  Freihandel  sich  zugewen- 
det hat.  So  vorgeschritten  unsere  Industrie  in  einzelnen 
Zweigen  auch  ist,  es  wird  eine  energische  Anspannung  aller 
Kräfte  erforderlich  sein ,  um  in  einigen  Zweigen  von  der 
übermächtigen  Concurrenz  nicht  erdrückt  zu  werden,  in  an- 
dern jene  Höhe  zu  erklimmen,  wodurch  erst  die  Arbeit  eine 
erspriesslich  lohnende  sein  wird.  Kunst  und  Wissenschaft 
müssen  im  Dienste  und  in  Verbindung  mit  dem  Gewerbe 
thätig  sein,  die  Schule  muss  uns  einen  Gewerbestand  her- 
anbilden helfen.  Die  Routine  ist  es  nicht  allein  ,  welche 
gegenwärtig  genügt,  die  praktische  Thätigkeit  muss  durch 
Kenntnisse  und  Bildung,  durch  Kunstsinn  und  Kunstfertig- 
keit fruchtbar  gemacht  werden. 

Die  Bildung  des  Arbeiterstandes  kann  auf  zweierlei 
Weise  angebahnt  und  weitergeführt  werden;  einmal  durch 
Schulen,  welche  demjenigen,  der  sich  künftighin  einem  Ge- 
werbe zu  widmen  gedenkt,  eine  grössere  Summe  Wissens  vor 
dem  Eintritte  in  ein  Gewerbe  oder  in  eine  W^erkstatt  vermit- 
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teln,  dann  in  Schulen,  welche  den  Arbeitern,  Lehrlingen  oder 
Gesellen  die  Mittel  der  Fortbildung  darbieten.  Die  erstge- 
nannten Lehranstalten  sind  Gewerbeschulen ,  die  letzteren 
Fortbildungsschulen. 

Wir  werden  über  die  eigentlichen  Gewerbeschulen  an 
einem  andern  Orte  sprechen,  hier  fassen  wir  bloss  die  ge- 
werblichen Fortbildungsschulen,  d.  h.  die  in  Oesterreich 
fälschlich  mit  den  Namen  „Gewerbeschulen''  bezeichneten 
Lehranstalten  ins  Auge.  Selbst  wenn  einmal  der  Zeitpunkt 
eintreten  sollte,  dass  die  Lehrlinge  mit  einer  ganz  genügen- 
den in  Bürger-  und  Gewerbeschulen  erworbenen  Vorbildung 
in  die  Praxis  treten,  erhalten  die  gewerblichen  Fortbildungs- 
anstalten eine  grosse  Aufgabe.  Es  bleibt  noch  viel  zu  thun 
übrig.  Abgesehen  vom  Zeichnen,  wofür  nicht  genug  gethan 
werden  kann ,  muss  das  erworbene  Wissen  erhalten,  befe- 
stigt und  weiter  ausgebildet  werden.  Bezüglich  der  Physik 
und  Mechanik  wird  die  Fortbildungsschule  an  die  bereits 
angeeigneten  Elemente  anknüpfen  können  um  namentlich  jene 
Partien  zu  berücksichtigen,  welche  für  den  speciellen  Beruf 
des  Lehrlings  nothwendig  sind.  Dazu  kommt  dieUebung  in 
geschäftlichen  Aufsätzen,  Geschäftsführung,  Buchführen  u.  s.  w. 
Eine  zweckmässige  Organisation  ist  desshalb  sehr 
schwierig,  weil  nicht  alle  Lehrlinge  aus  einer  höheren  Schule 
in  die  Werkstatt  treten.  Die  meisten  verfügen  nur  über  das 
Wissen,  welches  eine  Volksschule  zu  gewähren  im  Stande 
ist.  Die  Klagen  unserer  Handelskammern  über  mangelhaft 
vorbereitete  Schüler,  welche  unsere  sogenannten  Gewerbe- 
schulen besuchen,  die,  wie  gesagt,  aber  nur  gewerbliche  Fort- 
bildungsschulen sind  und  diesen  Namen  adoptieren  sollten, 
wiederholen  sich  alljährlich  und  die  Forderungen,  dass  unsere 
Volksschulen  endlich  dem  Bedürfnisse  der  Neuzeit  entspre- 
chen sollten,  sind  zu  wiederholten  Malen  betont  worden.  So 
bereitwillig  auch  die  Staatsregierung  sein  mag,  den  Volks- 
schulunterricht zu  heben  und  zu  bessern  ,  es  wird  längere 
Zeit  bedürfen,  ehe  die  Resultate  des  verbesserten  Volks- 
schulunterrichtes zu  Tage  treten  werden.  Bis  dahin  werden 
die  Sonntagsgewerbeschulen  sich  auch  mit  Beibringung  von 
Elementarkenntnissen  beschäftigen  müssen.  Aber  derlei  Schu- 
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len  sollten  von  jenen,  welche  schon  besser  vorgebildete  Lehr- 
linge aufnehmen,  streng  geschieden  werden.  Der  Unterricht 
muss  sich  innerhalb  bestimmter  enger  Grenzen  halten  und 
soll  hauptsächlich  durch  Wiederholung  und  neue  Anwendung 
das  in  den  früheren  Lehranstalten  erworbene  Wissen  zu  be- 
festigen und  fruchtbar  zu  machen  suchen.  Auch  in  den  Wie- 
derholungsschulen darf  die  Unterrichtszeit  sich  nicht  bloss  auf 
den  Sonntag  beschränken,  sondern  jeder  Lehrling  muss  gehal- 
ten sein,  mehrere  Lehrstunden  in  der  Woche  zu  besuchen. 
Derartig  zweckmässig  eingerichtete  den  mannigfachen  Bedürf- 
nissen entsprechende  Schulen  dürften  unserer  österreichischen 
Industrie  einen  nachhaltigen  Impuls  geben,  wie  es  ja  be- 
kannt ist,  dass  in  Belgien,  Würtemberg,  Sachsen  die  grossen 
industriellen  Fortschritte  der  letzten  Decennien  nicht  zum 
geringsten  Theil  durch  einen  derartig  zweckmässig  organi- 
sierten Gewerbeschulunterricht  hervorgerufen  worden  sind. 

Einzelne  Schulen  ausgenommen,  kann  die  Organisation 
des  österreichischen  Gewerbeschulunterrichtes  im  Allgemeinen 
eine  zweckmässige  nicht  genannt  werden.  Dass  die  gegenwärtig 
in  Wien  bestehenden  Fachschulen  dieser  Art  nicht  ganz 
zweckentsprechend  sind,  ist  in  den  zunächst  betheiligten 
Kreisen  schon  zu  wiederholten  Malen  hervorgehoben  worden. 
Directoren  und  Lehrer  thun  das  ihre,  die  Organisation  ist 
eine  verfehlte.  Die  Gewerbeschulen  müssen  nach  Genossen- 
schaften in  Gruppen  zerfallen  und  es  ist  gewiss  ein  bedeu- 
tender Fehler,  wenn  in  einer  Schule  die  verschiedenartigsten 
Gewerbe   vertreten   sind*).  Der  Unterricht   wird   nur  wenig 


*)  So  sind  jetzt  schon  in  der  Wiedner  Gewerbeschule  die  Schlosser, 
Drechsler  und  Tischler,  in  Gumpendorf  die  Weber,  bei  St.  Johann  die 
Baugewerbe  vertreten.  Die  Lehrgegenstände  der  Gewerbeschule  an  der  Wiedner 
Oberrealschule  sind  in  der  vorbereitenden  Abtheilung:  Geographie  1  Stunde 
wöchentlich,  vorbereitendes  Freihandzeichnen  2  St. ,  deutsche  Stilübung 
und  Geschäftsanfsäize  1  St.,  Physik  1  St.,  Rechnen  2  St.,  geometrisches 
Zeichnen  2  St.,  endlich  Religion  1  St.;  in  der  Fachabtheilung:  Maschin- 
zeichnen 2  St.,  Bauzeichnen  4  St ,  gewerbliches  Freihandzeichnen  2  St., 
aligemeine  Chemie  1  St.,  gewerbliche  Arithmetik,  Wechselkunde  und  ein- 
fache Buchführung  2  St.,  Modelliren  4  St.  Auch  wird  französische  und 
englische  Sprache  in  zwei  Abtheilungen  bloss  an  Sonntagen  während  je 
einer  Stunde  vorgetragen. 
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fruchtbringend  sein,  wenn  er  sich  bloss  auf  die  Sonn-  und 
Feiertage  erstreckt  und  es  liegt  gewiss  im  eigenen  Interesse 
der  Lehrherren,  ihren  Lehrlingen  und  Arbeitern  auch  den 
Besuch  an  Werktagen  zu  ermöglichen. 

Eine  Musterschule  dieser  Art  besitzt  Brunn.  Die  Ge- 
werbeschule daselbst  besteht  aus  der  vorbereitenden  Abthei- 
lung und  aus  den  Fachschulen.  Erstere  zerfällt  in  drei  Ab- 
theilungen. Die  Lehrgegenstände  sind:  Religion  (1  Stunde), 
Lesen  und  Schreiben  (2  Stunden),  Linearzeichnen  und  Frei- 
handzeichnen im  ersten  Jahre;  Religion,  Arithmetik  und 
Geometrie,  Anfangsgründe  der  Chemie,  Linear-  und  Freihand- 
zeichnen im  zweiten  Jahrgange,  wozu  im  dritten  noch  die 
Grundlehren  der  Physik  (2  Stunden)  hinzutreten.  Die  Lehr- 
zeit ist  eine  über  den  gewöhnlichen  Wiederholungsunterricht 
weit  hinausgehende. 

Die  Fachschulen  sind:  die  Baugewerbeschule,  die  Ma- 
schinengewerbeschulen, die  Webereischule,  die  Schule  für 
chemische  Gewerbe.  In  die  Fachschulen  werden  aufgenom- 
men :  jene  Gesellen,  die  ihre  Befähigung  für  den  Besuch  der 
Fachschule  durch  eine  Prüfung  dargethan  haben,  jene,  welche 
die  vorbereitende  Abtheilung  mit  gutem  Erfolge  besucht 
haben,  endlich  diejenigen,  welche  eine  vollständige  dreiclas- 
sige  Unterrealschule  mit  gutem  Erfolge  zm-ückgelegt  haben. 

Die  Baugewerbeschule  besteht  aus  drei  Classen,  welche 
in  drei  nach  einander  folgenden  Wintern  u.  z.  in  der  Zeit 
vom  L  November  bis  L  April  abgehalten  werden.  Die 
Unterrichtsgegenstände  an  denselben  sind:  Anfangsgründe 
der  Algebra  und  Geometrie  ,  populäre  Physik  und  Mecha- 
nik, das  Aufnehmen  von  Bauobjecten,  Baukunde,  Bauzeich- 
nen, Modelliren*). 

*)  Der  Lehrplan  ist  folgender:  C  u  r  s 

I.  II.  III. 

Anfangsgründe  der  Algebra  und  Geometrie 2  2  — 

Populäre  Physik  und  Mechanik 2  2  — 

Aufnahme  von  Bauobjecten 2  2  — 

Baukunde 2  2  2 

Bauzeichnen 7  7  7 

Modelliren —  —  4 

15  15  13"" 
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Die  Maschinengewerbeschule  besteht  aus  drei  Jahrgängen 
nnd  nimmt  auf:  Maschinenschlosser,  Drechsler,  Modelltischler, 
Maschinenheizer  und  Wärter,  Kesselschmiede*).  In  der 
chemischen  Abtheilung  werden  folgende  Gegenstände  ge- 
lehrt: Färberei  und  Druckerei,  Zuckerfabrikation,  Gährungs- 
chemie  überhaupt.  Geberei.  Für  den  Vortrag  sind  zwei 
Stunden  wöchentlich  bestimmt. 

Für  alle  Fachabtheilungen  wird  die  Buchführung  in 
doppelten  Posten  durch  eine  Stunde  wöchentlich,  die  Buch- 
führung in  einfachen  Posten  als  eigentliche  Gewerbsbuch- 
führung durch  zwei  Stunden  wöchentlich  nebst  dem  Wech- 
selrechte und  der  Aufsatzlehre  vorgetragen.  Als  freie  Lehr- 
gegenstände werden  ferner  populäre  Rechtskunde  und  Ge- 
werbewirthschaftslehre  für  alle  Abtheilungen  vorgetragen. 
Der  Unterricht  wird  zumeist  von  Lehrern  der  ßrünner  Ober- 
realschule ertheilt.  — 

Fassen  wir  den  gegenwärtigen  Zustand  der  österreichi- 
schen Volksschule ,  so  weit  er  sich  in  den  statistischen 
Daten  manifestiert,  in's  Auge,  so  werden  wir  auf  mancherlei 
Mängel  stossen,  welche  weit  schlagender  sprechen,  als  es 
die  wortreichste  Auseinandersetzung  zu  thun  vermöchte. 
Selbst  wenn  man  Ziel  und  Aufgabe  der  Volksschule  nicht 
hoch  hinauf  schrauben  will  und  bereitwilligst  zugestehen 
muss,  dass  die  österreichische  Volksschule  bei  der  Mannig- 
faltigkeit der  Sprachen,  der  culturlichen  Heterogennität  der 
verschiedenen  Völkerstämme  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat  und  deshalb  nicht  überall  auf  gleicher  Höhe 
stehen  kann,  wird  man  bedeutende  Forderungen  oder  ge- 
linde gesagt ,  Wünsche  nicht  unterdrücken  können ,  For- 
derungen, welche  sich  auf  Qualität  und  Quantität  der  Volks- 

*)  Der  Lehrplan  ist  folgender:  C  u  r  s 

I.  II.  III. 

Anfangsgründe  der  Algebra  und  Geometrie 2  2  — 

Maschinenlehre 2  2         

Maschinenbau 1  2 

Maschinenzeichnen 5  5  7 

Zusammen ...   9       10  9 

Die  Schüler  der  Maschinengewerbeschule  hören  wo  möglich  die 
Anfangsgründe  der  Algebra  und  Geometrie  zugleich  mit  den  Schülern  der 
Baugewerbeschule, 


474 

schule  beziehen.  Wenn  wir  auch  nicht  jenem  fernstehenden 
Beurtheiler  der  österreichischen  Volksschule  beistimmen 
können,  dass  das  Volksschulwesen  Oesterreichs  in  einem 
Processe  rasch  fortschreitender  Vervollkommnung  sich  be- 
findet*)", so  lässt  sich  dennoch,  ohne  gerade  zu  übertreiben, 
behaupten,  „dass  Keime  des  Fortschrittes  vorhanden  sind", 
und  daSvS  das  Ministerium  Thun  in  den  ersten  fünf  Jahren 
seines  Bestandes  viel  für  die  Volksschule  gethan  hat,  und 
wenn  diese  gegenwärtig  ein  ganz  anderes  Bild  bietet  als 
vor  1848,  dies  ein  ungeschmälertes  Verdienst  dieses  Staats- 
mannes bleibt  und  bleiben  muss. 

Um  die  Fortschritte  des  vorigen  Jahrzehends  richtig 
würdigen  zu  können  ist  es  nöthig,  einen  Blick  auf  die  Zeit 
vor  dem  Jahre  1847  zu  werfen.  Die  Zahl  der  österreichi- 
schen Volksschulen  hat  sich  in  dem  Zeitraum  von  !810 
bis  1840  verdoppelt,  die  der  Schüler  sich  verdreifacht, 
was  nach  einer  treffenden  Bemerkung  von  Gervinus  mehr 
Schatten  auf  die  Vergangenheit  als  Licht  auf  die  Gegenwart 
wirft.  Noch  im  Jahre  1808  zählte  man  in  Oesterreich  un- 
ter der  Enns  83,  in  Steiermark  und  Kärnthen  3769,  in 
Böhmen  1144,  in  Mähren  und  Schlesien  209  uneingeschulte 
Ortschaften,  und  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  der  schul- 
pflichtigen Jugend  besuchte  die  Schule  nicht.  Der  Schulbe- 
such war  von  1848  am  erfreulichsten  in  Nieder-  und  Ober- 
österreich, Tirol,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  wo  durch- 
schnittlich zwischen  90  —  99^^  der  schulpflichtigen  Jugend 
an  dem  Unterrichte  sich  betheiligten ;  dagegen  besuch- 
ten in  Krain  bloss  38^ — 43^  Knaben  und  in  Galizien, 
dem  Küstenland  und  anderen  Provinzen  noch  weniger  die 
Schule.  Erst  seit  dem  Jahre  1 828  besitzen  wir  genauere  Daten 
über  das  Schulwesen.  So  beträchtlich  die  Fortschritte  in  der 
Zahl  der  Schulen  in  dem  Zeiträume  von  1808  bis  1828  sind, 
so  unbedeutend  sind  dieselben  in  der  zwanzig  Jahre  umfas- 
senden Epoche  von  1828  —  1847.    An  Schulen  besass 


*)  Vergl.  Lüben  Pädagogischer  Jahresbericht  Bd.  XIII.  S.  649  ff., 
dessen  Ansicht  sich  auf  einige  im  österreichischen  Schulboten  erschienenen 
Artikel  vom  Jahr  1860  stützt. 
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8 
9 
10 
13 
15 
50 
27 
43 
7 


605 
611 


616 
627 


Hauptschulen   Trivialschulen  Mädchensch. 

1828  1847        1828     1847        1828  1847 

Oesterreich  unter  d.  Enns     22     18*)    1041   1098*)   34     20 
Oesterreich    ob    der  Enns 

7 
7 
9 
11 
12 
43 
25 
31 


336    380 
78     185 


7 

1 

9 

16 


8 
11 

8 
44 


1339  1421 
3121  3465 
1829  1888 
1616  2195 
16     182 


156  349 
37     46 

22  25 

23  42 
4     35 


63  109       3702  3615     954  1930 


und  Salzburg  .  . 
Steiermark  .  .  . 
Kärnthen  und  Krain 
Küstenland  .  .  . 
Tirol  und  Vorarlbnrg 
Böhmen  .... 
Mähren  und  Schlesien 
Galizien  und  Bukowina 

Dalmatien 

Lombardie  und  Venedig 
Militärgrenze      mit     Ein- 

sehluss    der    siebenbür- 

gischen 24     24         454  1131        17     40 

Seit  dem  Jahre  1848  ist  eine  stetige  Vermehrung  der 
Volksschulen  sichtbar.    Die  Anzahl  der  Schulen  betrug 

1851  25799  1855  26954 

1852  25882  1856  27321 

1853  26071  1857  27861 

1854  26681  1858  28354. 

Für  die  folgenden  Jahre  fehlen  uns  die  auf  Ungarn  bezüg- 
lichen Daten,  Im  Jahre  1864  zählte  man  Hauptschulen  für  Kna- 
ben in  Verbindung  mit  Unterrealschulen  143,  ohne  Unterreal- 
schulen 455,  für  Mädchen  266,  für  beide  Geschlechter  302; 
die  Zahl  der  erweiterten  Trivialschulen  (Pfarrhauptschulen) 
betrug  für  Knaben  231  ,  für  Mädchen  218,  für  beide  Ge- 
schlechter 1188;  Trivialschulen  für  Knaben  2535,  für  Mäd- 
chen 1601,  für  beide  Geschlechter  21559;  nicht  directivmäs- 
sig  begründete  und  Nothschulen  3091,  zusammen  3 1589.  Hier 
sind  nicht  einbezogen  die  siebenbürgischen  protestantischen 
Schulen,  über  welche  Nachweisungen  fehlen. 

Die  Schulen  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Provin- 
zen in  folgender  Weise: 


*)  Hiebei  sind  die  dreitslassigen  Wiener  Trivialschulen  und  die  Mäd- 
chenschulen, welche  den  Namen  Hauptschulen  führten,  nicht  inbegriffen. 
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Länder  S  ^ -^        §  [S     Bevölkerung  ^  g  |   ^  ;3 

Oesterreich  unter  d.  Enns .    1192     360.08  1,753.816  3.3i  14T1 
„         ob  der  Enns..     496     217.09      719.228  2.27  1450 

Salzburg 151     130.15      147.191  Li6     974 

Steiermark 725     407.84  1,087.508  1.77  1500 

Kärnten 339     188.42      342.469  1.79  1010 

Krain 233     181.42      373.393  1.28  2032 

Triest,  Görz  und  Gradisca 

(Istrien) 346     145.10      562.875  2.38  1626 

Tirol  und  Vorarlberg 1927     532.68      876.890  3.62     455 

Böhmen 3901     943.70  5,107.313  4.i3  1309 

Mähren 1762     403.77  1,990.775  4.36  1 129 

Schlesien 434       93.50     487.885  4.64  1 124 

Galizien 2704   1425.78  5,102.074  1.89  1886 

Bukowina 146     189.83      510.634  0.77  3497 

Dalmatien 194     232.36      440.705  0.83  2271 

Ungarn 11452  3896.33 10,684.354  2.94     933 

Croatien  und  Slavonien..     490     350.16      952.223  1.39  1943 

Siebenbürgen*) 1793     997.51  2,074.457  1.79  1157 

Militärgrenze 907     609.38  1,119.120  1.40  1234 

Diese  Tabelle  giebt  genügende  Anhaltspunkte  zur  Be- 
hauptung, dass  die  Anzahl  der  Schulen  in  einigen  Provinzen 
eine  ungenügende  ist.  Das  Verhältnis  der  Schülerzahl  zur  Be- 
völkerung und  zum  Flächenraume  ist  kein  gleichmässiges  und 
ein  Vergleich  mit  einigen  deutschen  Staaten  zeigt  auf  das 
klarste,  wie  weit  man  in  dieser  Hinsicht  hinter  dem  Auslande 
zurücksteht.  Hier  wäre  es  Aufgabe  der  Staatsregierung  dem 
Missstande  abzuhelfen.  Die  Bestimmung,  dass  die  Volks- 
schule Sache  der  Gemeinden  sei,  ist  allerdings  ein  bequemes 
Ruhekissen,  jedoch  für  das  Nichteingreifen  kein  stichhaltiger 
Grund.  In  vielen  Gegenden  muss  das  Bedürfnis  erst  geweckt  und 
angestachelt,  der  Wohlstand  selbst  gehoben  werden,  wenn  die 


*)  Ohne  die  evangelischen  Schulen,  über  welche  die  Nachweisungen 
fehlen;  auch  wurde  das  lombardisch -venetianische  Königreich  bei  dieser 
Uebersichtstabelle  ausser  Berechnung  gelasaen. 
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Communen  die  Mittel  gewinnen  sollen,    um  die  nicht  unbe- 
trächtliche Bürde  tragen  zu  können. 

Abgesehen  von  der  nicht  unerheblichen  Anzahl  nicht 
directivmässiger  Schulen  ist  das  Verhältnis  der  vollstän- 
digen Volksschule  (Hauptschule)  zur  unvollständigen  ein  un- 
günstiges ;  sodann  ist  die  Anzahl  der  selbständigen  Mädchen- 
schulen eine  winzige  *).  Selbst  in  Wien,  wo  doch  am  meisten 
die  Mittel  vorhanden  wären,  um  eine  Trennung  beider  Ge- 
schlechter durchzuführen,  gibt  es  noch  eine  nicht  unbeträcht- 
liche Anzahl  gemischter  Schulen.  Die  Anzahl  der  Haupt- 
schulen mit  und  ohne  Unterrealschulen,  sowie  der  Pfarrhaupt- 
schulen beträgt  in  Niederösterreich  12.835^  sämmtlicher 
directivmässiger  und  nicht  directivmässiger  Volksschulen, 
in  Oberösterreich  2.22^,  in  Salzburg  1.99^o,  in  Steiermark 
S.86%y  Kämthen  2.65%,  Krain  6%,  Triest,  Görz,  Gradiska, 
Istrien  11.84%',  Tirol  1.66^,  Böhmen  3.i7^,  Mähren  3.52%, 
Schlesien  2.97%,  Galizien2.95%,  Bukowina  4.79%,  Dalmatien 
7.22%,  Ungarn  17.83%,  Kroatien  und  Slavonien  6.73%,  Sie- 
benbürgen 2.28%,  Militärgrenze  2.75%. 

Was  die  Mädchenschulen  anbelangt,  so  gab  es  1864 
266  Hauptschulen,  218  erweiterte  Trivialschulen  und  1601 
Trivialschulen,  also  zusammen  1576  Mädchenschulen,  ausser- 
dem aber  1490  Haupt-  und  Pfarrhauptschulen  und  21559  Tri- 
vialschulen, wo  Knaben  und  Mädchen  gemeinschaftlichen  Un- 
terricht erhielten,  während  die  Anzahl  der  zum  Besuche  der 
Werktagsschulen  verpflichteten  Mädchen  1,686.244  ausmachte, 
von  denen  117.363  eine  Hauptschule,  1,140,789  die  Trivial- 
schule besuchten,  demnach  428.192  Mädchen  ohne  nachweis- 
baren Unterricht  blieben.  Wieviel  von  den  schulbesuchenden 
Mädchen  in  einer  Mädchenschule  unterrichtet  wurden ,  ist 
aus  den  uns  vorliegenden  statistischen  Daten  nicht  zu  er- 
weisen. 


*;  In  Niederösterreich  sind  3.95X  «^^r  Schulen  nicht  directivmäs- 
sig,  in  Oberösterreich  4.23X»  ^^  Salzburg  1.32 X>  Steiermark  19.03X)  Kärn- 
ten 8.55X>  Krain  23,06X»  ^^  Triest,  Görz,  Gradiska  und  Istrien  33.24X^ 
Tirol  und  Vorarlberg  6.09X  »  Böhmen  S.oöX  y  Mähren  4  93^  »  Schlesien 
l.lsX»  Galizien  32.06X>  Bukowina  Q.uXi  Dalmatien  28.86Xj  Ungarn  456X? 
Croatien  und  Slavonien  6.53X»  Siebenbürgf^n  30.29X>  endlich  in  der  Mi- 
litärgrenze 0.33X' 
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Die  Ziilil  der  zum  Sclmlbesuclie  verpflichteten  Kinder, 
Knaben  und  Mädchen,  betrug  1864  3.814  MilL,  von  denen 
die  Schule  2.:,  13  wirklich  besucht  haben^  1.3  Mill.  haben  einen 
öffentlichen  Unterricht  nicht  genossen.  Jedenfalls  eine  noch 
beträchtliche  Anzahl.  Diese  vertheilen  sich  nach  den  ver- 
schiedenen Religionsbekenntnissen  folgendermassen :  von  2.858 
Mill.  schulpflichtigen  Knaben  und  Mädchen  katholischer 
Confession  besuchten  die  Schule  2  Mill.,  griechisch-katholische 
Schüler  zählte  man  .383.534 ,  Avovon  1 40.030  an  dem  öfl'ent- 
lichen  Unterricht  theilnahmen.  Besser  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis bei  Protestanten;  von  224.971  Schülern  besuchten 
214.190  die  Schule;  bei  den  Juden  ist  das  Verhältnis 
33.804  und  18.936,  bei  der  griechisch  -  orientalischen  Con- 
fession 219.274  und  87.084.  Pliebei  ist  die  Militärgrenze 
ohne  Unterscheidung  der  Religionsbekenntnisse  nicht  mit 
eingerechnet;  von  94,170  Schülern  betheiligten  sich  hier 
52.077  am  Schulbesuch. 

Der  Schulbesuch  ist  ein   höchst  ungleichmässiger.     Es 

besuchten  im  Jahr  1864  von  der  schulpflichtigen  Jugend   in 

Procenten  die  Schule  in: 

Knaben       Mädchen 

Niederösterreich 98.89%'  97.57% 

Oberösterreich 98.19  „  96.66  „ 

Salzburg 99.69  „  100.88  „ 

Steiermark 94.01  „  89.93  „ 

Kärnten 83.15  „  82.10  „ 

Krain 59.02  „  52.93  „ 

Triest,  Görz,  Gradiska,  Istrien 53.19  „  39.62  ,, 

Tirol 103.32  „  101.94  „ 

Böhmen 96.78  „  95.76  „ 

Mähren 100.18  „  98.47  „ 

Schlesien 95.77  „  95.34  „ 

Galizien 32.71  „  20.95  „ 

Bukowina 18.57  „  7.94  „ 

Dalmatien 33.96  „  7-38  „ 

Ungarn 92.18  „  82.72  „ 

Croatien  und  Slavonien 63.72  .,  77.42  „ 

Siebenbürgen 73.50  „  57.90  „ 

Militärgrenze 67.48  „  50.13  „ 
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Ferner  bleibt  zu  berücksichtigen,  dass  nicht  an  allen  Orten 
ein  regelmässiger  Schulbesuch  stattfindet.  Der  Unterricht  ist 
entweder  ganzjährig  und  ganztägig,  oder  ganzjährig  oder  halb- 
tägig, oder  halbjährig  und  ganztägig,  endlich  halbjährig  und 
halbtägig.  Von  18.562  Schulen  liegen  die  hierauf  bezüglichen 
Nachweise  vor,  es  fehlen  dieselben  von  den  evangelischen, 
orientalischen  und  israelitischen  Schulen  im  Küstenlande, 
von  Ungarn,  Kroatien,  Slavonien,  Siebenbürgen  und  der 
Militärgrenze,  endlich  von  den  israelitischen  Schulen  in  Vorarl- 
berg. Ein  ganztägiger  Unterricht  während  des  ganzen  Jahres 
wird  ertheilt  in  9678  Schulen,  ein  ganzjähriger  halbtägiger 
Unterricht  in  2529,  ein  halbjähriger  und  ganztägiger  in  2063, 
ein  halbjähriger  und  halbtägiger  in  272  Schulen.  Die  ver- 
schiedenen Provinzen  weisen  hierin  mannigfache  Abwechs- 
lungen auf. 

Der  Unterricht  wurde  ertheilt: 

Gesjimmtzahl  ganzj.  u.     ganzj.  u.  halbj.  u.  halbj.  it. 
der  Schulen    ganztäg.      halbtäg.    ganztäg.    halbtäg. 

Oesterreich    unter 

der  Enns 1192  545  647  —  — 

Oesterreich  ob  der 

Enns 496           215  281  —  — 

Salzburg 151           132  19  —  _ 

Steiermark 725           534  161  13  17 

Kärnthen 339           298  29  10  2 

Krain   233           178  17  5  33 

Triest,  Görz,   Gra- 

diskau.  Istrien.  346           212  124  2  1 
Tirol    und   Voral- 

berg 1927           142  5  1755  24 

Böhmen 3901  3537  343  11  10 

Mähren 1762  1425  330  3  4 

Schlesien 434           234  198  —  2 

Galizien 2704  1922  346  262  174 

Bukowina 146           141  5  —  — 

Dalmatien 194           163  24  2  5 

Diese  Zahlen  sprechen  für  sich  selbst.  Am  günstigsten 

steht  Böhmen  und  Salzburg,   wo  also  der  grösste  Theil  der 
schulpflichtigen  Jugend  einen  regelrechten  Unterricht  erhält;  da- 
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gegen  sind  die  Verhältnisse  selbst  in  den  rein  deutschen  Pro- 
vinzen Oesterreichs  ob  und  unter  der  Enns  nicht  entsprechend ; 
in  mehr  als  der  Hälfte  aller  Schulen  wird  bloss  ein  halbtägiger, 
wenn  auch  ganzjähriger  Unterricht  ertheilt.  Höchst  ungünstig 
steht  Tirol,  wo  nur  in  einer  kleinen  Minderzahl  von  Schulen  ein 
regelmässiger  ganzjähriger  und  ganztägiger  Unterricht  statt- 
findet. Mannigfache  Ursachen  wirken  hiebei  mit.  In  einigen 
Gegenden  werden  die  Schulversäumnisse  durch  den  Winter 
veranlasst,  in  anderen  werden  die  Kinder  im  Sommer  durch 
Feldarbeiten  der  Schule  entzogen  und  selbst  im  jüngeren 
Alter  oft  während  des  ganzen  Sommers  zum  Hüten  des 
Viehes  verwendet.  Die  Kinder  von  Fabrikarbeitern  kommen 
häufig  das  ganze  Jahr  hindurch  in  keine  Schule,  wenn  nicht 
menschenfreundliche  Fabrikherren  durch  die  Errichtung 
eigener  Schulen  dem  Uebelstande  abzuhelfen  suchen*). 

Die  Volksschulen  nach  Sprachen  liefern  ein  ganz  eigen- 
thümliches  bezeichnendes  Bild.  Man  zählt  V433  deutsche 
Schulen,  8084  slavische,  5507  magyarische,  3378  italienische, 
2759  romanische,  4428  gemischte.  Die  rein  slavischen  Schulen 
theilen  sich  in  czechische  3254,  205  polnische,  984  ruthe- 
nische,  364  slovenische,  1085  serb.-kroatische ;  wobei  zu  be- 
merken, dass  bei  2192  slavischen  Schulen  Oesterreichs  die 
näheren  Angaben  des  Idioms  fehlen.  Die  gemischten  Schulen 
sind:  5  deutsch-romanische,  268  deutsch-czechische,  311 
deutsch -slovenische,  40  deutsch -italienische,  643  deutsch- 
polnische, 98  deutsch-ruthenische,  191  deutsch-serbo -kroa- 
tische, 476  deutsch-magyarische,  123  deutsch-slavische  ohne 
nähere  Bezeichnung  des  slavischen  Idioms,  23  slovenisch- 
italienische,  143  italienisch-serbo. -kroatische;  ruthenisch-pol- 
nische  408,  magyarisch  -  slavische  352,  deutsch  -  magyarisch- 
slavische  175,  magyarisch-serbo-kroatische  7,  magyarisch-roma- 
nische 41,  deutsch-italienisch  -  serbo-kroatische  1,  deutsch-pol- 


*)  Unter  den  Männern,  welche  sieh  in  dieser  Hinsicht  grosse  Ver- 
dienste erworben  haben,  nennen  wir  bloss  H.  D.  Schmid  in  Simmering 
bei  Wien ,  Rothschild  in  Witkowitz  in  Mähren ,  Herzog  von  Sachsen- 
Coburg-Gotha,  Liebig,  Stölzle's  Erben  in  Niederösterreich  und  Böhmen, 
L.  Mayer  u.  Comp.,  Graf  Harrach  u,  a.  m. 
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niscli-ruthenisclie  1099,  deutscK-polnlscli-romanlscheS,  deutsch- 
ruthenisch-romanische  15. 

Was  die  Betheiligung  der  Nationalitäten  an  der  Volks- 
schule anbelangt,  so  stehen  die  Deutschen  bezüglich  ihrer 
Bethätigung  an  der  Verbreitung  des  Elementarunterrichtes 
obenan.  Von  sämmtlichen  Volksschulen  Oesterreichs  sind 
7431  rein  deutsche  oder  25.46^,  8077  slavische  oder  27.69^,  ma- 
gyarische 5507  oder  18.35^,  italienische  (nach  Abrechnung  der 
lombardisch-venetianischen  deren  Anzahl  2388  ausmacht)  790 
oder  3.37%,  romanische  2759  oder  9.45^,  gemischte  Schulen 
4428  oder  15.16,''<^.  Selbst  in  den  gemischten  Bezirken  ist 
das  Verhältnis  der  deutschen  Schulen  im  Verhältnis  zur  Be- 
völkerung ein  beträchtlicheres.  Nur  in  einzelnen  Gebieten 
hat  der  deutsche  Unterricht  Einbusse  erlitten ;  so  im  Küsten- 
lande und  noch  bedeutender  in  Südtirol,  worauf  allerdings 
die  politischen  Verhältnisse  von  Einfluss  waren.  Unter  dem 
slavischen  Stamme  steht  der  czechisch-mährische  obenan  und 
entfaltet  namentlich  in  letzterer  Zeit  eine  grosse  Rührigkeit 
um  die  Volksschule  zu  beherrschen.  So  zählte  man  in  Böhmen : 


im  Jahre             slavische 

1860               1945 

deutsche 
Schulen 

1685 

gemischte 

199 

1862               2018 

1705 

142 

1863              2029 

1717 

136 

1864              2038 

1760 

103. 

In  Mähren  ergaben  sich 

im  Jahre             deutsche 
S 
1860              512 

folgende  Verhältnisse  : 

slavische         gemischte 
c  h  u  1  e  n 

1133             74 

1862               510 

1129 

88 

1863              510 

1143 

98 

1864              504 

1156 

102. 

Die  Anzahl  der  deutschen  Schulen  hat  demnach  abge- 
nommen; die  der  slavischen  und  gemischten  Schulen  zuge- 
nommen. Höchst  interessant  sind  die  Verhältnisse  in  Schle- 
sien.   Hier  gab  es  Schulen 


im  Jahre 

1860 

deutsche 

215 

slavische 

gemischte 
204 

1863 

220 

100 

109 

1864 

222 

46 

166. 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterriclitswesens  etc.  ^\ 
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Das  deutsche  Element  hat  sich  demnach  trotz  alledem 
behauptet,  während  diesen  Angaben  zu  Folge  das  slavische  " 
im  Rückzuge  begriffen  zu  sein  scheint.     In  Galizien   zählte 
man  Schulen 

im  Jahre  deutsche         slavische         gemischte 

1860  78  539  1805 

186:;  77  677  1887 

1864  62  551  2091. 

Der  Rückgang  der  Zahl  der  rein  slavischen  Schulen 
erklärt  sich  daraus,  dass  die  rutlienisch-polnischen  Schulen 
zu  den  gemischten  gezählt  werden.  Die  deutschen  Schulen 
haben  also  auch  hier  Einbusse  erlitten.  Dasselbe  ist  in  Krain 
der  Fall.  Noch  1861  zählt  man  hier  20  deutsche,  127  sla- 
vische und  115  gemischte  Schulen,  gegen  17  deutsche, 
163  slavische  und  53  gemischte  Schulen  im  Jahre  1864. 
Selbst  in  Oesterreich  unter  der  Enns  gab  es  1861  3  sla- 
vische und  6  gemischte  Schulen,  1864  5  czechische  und  4 
gemischte  Schulen.  Also  auch  hier  ist  die  deutsche  Sprache 
aus  der  Volksschule  verdrängt  worden ! 

Was  die  Rehgionsbekenntnisse  anbelangt,  so  stehen 
Evangelische  und  Katholiken  bezüglich  ihrer  Thätigkeit  bei 
Gründung  von  Schulen  im  Verhältnisse  zur  Bevölkerung 
obenan.  Dagegen  machen  die  Israeliten  von  dem  Rechte, 
selbständige  Lehranstalten  zu  gründen,  nur  sparsamen  Ge- 
brauch, und  bei  der  griechisch-orientalischen  Bevölkerung 
erwachte  erst  in  den  letzten  Decennien  ein  verhältnissmässig 
reges  Streben,  eigene  Volksschulen  in's  Leben  zu  rufen.  Eine 
Eigenthümlichkeit  ist  die  Volksschule  der  lippovanischen 
Familien  zu  Fontina  Alba  in  der  Bukowina. 

Vergleicht  man  das  Verhältnis  der  Schülerzahl  zu 
den  Lehrern,  so  ist  das  Ergebnis  kein  rosiges.  Wir  haben 
schon  oben  (Seite  428)  die  Misstände,  welche  aus  einer 
Ueberfüllung  der  Classen  resultieren ,  hervorgehoben ,  und 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  hiegegen  die  Tüchtigkeit 
des  Lehrers  durchaus  kein  Compelle  bietet.  Selbst  in  der 
Haupt  -  und  Residenzstadt  des  Reiches,  wo  das  Maximum 
der  Schülerzahl  für  ein  Lehrzimmer  auf  80  festgestellt  wurde, 
kamen  noch  vor  kurzer  Zeit  in  einigen  Schulen  100  bis 
1 98  Schüler  auf  einen  Lehrer.  In  den  Trivialschulen  sind 
150 — 200  Schüler ;  welche  einem  Individuum  anheim  fallen. 


nichts  seltenes.  Folgende  Angaben  dienen  zur  Erhärtung 
unserer  Behauptung.  Man  zählte  1864  60253  Lehrer  und 
3439  Lehrerinnen.  Hievon  lehren  an  römisch-katholischen 
Schulen  45012,  an  griechisch-katholischen  7191;  an  den 
evangelischen  Schulen  der  verschiedenen  Confessionen  1887, 
an  den  griechisch-orientalischen  Schulen  3769,  an  jüdischen 
658  und  in  der  Militärgrenze  ohne  Unterschied  der  Bekennt- 
nisse 1166. 

Wir  besitzen  leider  über  die  Dotation  der  Volksschul- 
lehrer keine  eingehenden  Ausweise,  welche  zur  sichern  Be- 
urtheilung  genügende  Anhaltspuncte  böten.  Es  ist  wohl  ein- 
leuchtend, dass  in  einem  Reiche  von  solcher  Ausdehnung 
und  Eigenthümlichkeit  wie  Oesterreich  die  materiellen  Ver- 
hältnisse nicht  nur  in  den  verschiedenen  Kronländern,  sondern 
auch  in  einem  und  demselben  Kronlande  sich  sehr  mannig- 
faltig gestalten  müssen.  Eine  hierüber  von  der  k.  k.  stati- 
stischen Centralcommission  am  3.  Juli  1864  beschlossene 
Enquete  ist,  soweit  uns  bekannt,  bisher  nicht  zum  Abschlüsse 
gelangt.  Die  Berechtigung  der  mannigfachen  Klagen  muss 
indes  zugestanden  werden,  wenn  die  aus  den  Landtagsver- 
handlungen bekannten  Schilderungen  nur  einigermassen  der 
Wirklichkeit  entsprechen.  In  Oberösterreich  befinden  sich 
viele  Unterlehrer  mit  einem  baaren  Einkommen  von  40  — 70  fl. 
nebst  freier  Wohnung  und  Verköstigung  bei  dem  Schullehrer, 
ebenso  in  Steiermark:  auch  in  Oesterreich  unter  der  Enns 
gibt  es  einen  verhältnismässig  noch  beträchtlichen  Theil  der 
Lehrer  mit  einem  Einkommen  von  weniger  als  200  fl. ,  ja 
sogar  Bezüge  bis  unter  100  fl.  Dass  in  andern  Kronländern 
die  materielle  Lage  keine  erheblich  bessere,  ja  nicht  selten 
sogar  eine  schlechtere  ist,  ist  ebenfalls  unbestritten.  Hiebei 
ist  zu  berücksichtigen  ,  dass  eine  Einnahmsquelle  auf  dem 
Lande  in  der  Verbindung  mit  dem  Messnerdienste  u.  s.  w. 
basiert.  Im  Allgemeinen  stehen  einige  ländliche  Schullehrer 
oft  besser  als  die  städtischen.  Diese  erhöhen  allerdings  ihr 
aus  dem  Schulamte  herrührendes  Einkommen  durch  allerlei 
Nebenbeschäftigungen,  welche  hie  und  da  auch  lohnend  ge- 
nannt werden  können.  Allein  was  der  Lehrer  auf  diese 
Weise  gewinnt,  verliert  nur  allzuhäufig  die  Schule.  Bedenkt 

31* 
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raan,  dass  es  gegenwärtig  selbst  für  Individuen  mit  jener 
durchschnittlichen  Bildung,  welche  die  Österreichischen  Schul- 
lehrer aufzuweisen  haben,  nicht  gerade  schwierig  ist,  rascher 
in  einem  andern  Berufe  eine  günstige  Position  zu  erlangen, 
so  kann  man  sich  über  die  Zukunft  der  österreichischen 
Volksschule  keiner  rosigen  Hoffnung  hingeben.  Hier  müs- 
sen Regierung  und  Landtage  entscheidend  eingreifen,  wenn 
eine  nachhaltige  Besserung  eintreten  soll.  Bei  der  gegen- 
wärtigen Steuerlast  dürfte  es  den  Gemeinden  schwer  fallen, 
viel  mehr  für  die  Erhaltung  der  Volksschule  aufzubringen, 
als  ohnehin  geschieht.  Aller  Orten  findet  der  Staat  Mittel, 
um  von  den  allgemeinen  Einnahmen  eine  Quote  für  die 
Volksschule  auszuwerfen,  sollte  dies  in  Oesterreich  in  der 
That  eine  Unmöglichkeit  sein? 

Nicht  alle  Lehrer  besitzen  eine  Pensionsberechtigung 
und  wenn  auch  anerkannt  werden  muss,  dass  Gemeinde 
und  Regierung  bereitwilligst  dem  unfähig  oder  alt  geworde- 
nen Schulmanne  unter  die  Arme  greifen,  so  bleibt  es  doch 
misslich,  ein  solch  verdientes  Mitglied  des  Staatswesens,  wie 
der  Volksschullehrer  ist,  auf  die  Gnade  und  Barmherzig- 
keit anzuweisen,  während  er  ein  Recht  zu  fordern  hat.  Die 
Pensionsinstitute  nützen  viel,  aber  reichen  nicht  aus. 

Die  Unterbringung  der  Schüler  in  eigenen  Gebäuden 
ist  nur  in  einigen  Provinzen  ziemlich  weit  vorgeschritten; 
so  besitzt  Oesterreich  unter  der  Enns  1068,  Oesterreich 
ob  der  Enns  450,  Salzburg  78,  Steiermark  555,  Kärn- 
then  233,  Krain  170,  das  Küstenland  191,  Tirol  und  Vorarl- 
berg 1405,  Böhmen  3422,  Mähren  1680,  Schlesien  407,  Ga- 
lizien  2165,  Bukowina  97,  Dalmatien  88  eigene  Schulge- 
bäude. Noch  immer  ist  jedoch  die  Anzahl  der  gemietheten 
oder  unentgeltlich  überlassenen,  ferner  der  in  mangelhaftem 
Bauzustande  befindlichen  Schulgebäude  eine  nicht  unbe- 
trächtliche. Am  schlechtesten  ist  es  mit  den  Baulichkeiten 
in  Krain,  in  Galizien  und  der  Bukowina  bestellt.  Hiebei  sind 
es  bloss  äusserliche  Momente,  welche  bei  der  Beurtheilung 
als  Anhaltspunkt  dienen,  aber  selbst  jene  Gebäude,  die  sich  in 
gutem  Bauzustande  befinden,  entsprechen  deshalb  den  Anfor- 
derungen der  Zweckmässigkeit  nicht.  Dass  z.  ß.  selbst  in  Wien 


iiocli  viel  in  dieser  Richtung  zu  thun  ist,  hat  die  Commune 
selbst  anerkannt  und  in  den  Provinzen  sieht  es  noch  trauri- 
ger aus.  Die  Mittel  der  Gemeinden  reichen  eben  bei  aller 
Bereitwilligkeit  nicht  aus  und  es  dürfte  lange  währen,  ehe 
Oesterreich  in  dieser  Hinsicht  einen  Vergleich  mit  den  deut- 
schen Staaten  wird  aushalten  können. 

Die  Anzahl  der  Lehrerbildungsanstalten  beträgt  112 
und  zwar  in  Oesterreich  unter  der  Enns  4,  ob  der  Enns  2, 
in  Salzburg  1,  in  Steiermark  4,  in  Kärnthen  2,  in  Triest, 
Görz,  Gradiska  und  Istrien  6,  in  Tirol  und  Vorarlberg  12, 
in  Böhmen  10,  in  Mähren  2,  in  Schlesien  1,  in  Galizien  8, 
Bukowina  3,  in  Dalmatien  1,  in  Ungarn  27,  in  Kroatien  3, 
in  Siebenbürgen  2,  in  der  Militärgrenze  3.  Der  Besuch  dieser 
Lehranstalten  war  folgender: 

männliche     weibliche 
Lehrerbildungsanstalten 

Oesterreich  unter  der  Enns 216  114 

Oesterreich  ob  der  Enns 57 

Salzburg 20  — 

Steiermark 75  — 

Kärnthen 32  11 

Krain 25  — 

Triest,  Görz,  Gradiska  und  Istrien  ....            24  45 

Tirol  und  Vorarlberg 181  186 

Böhmen 561  77 

Mähren 220  — 

Schlesien 63  — 

Galizien 198  41 

Bukowina 49  — 

Dalmatien 14  — 

Ungarn 843  *)  — 

Kroatien  und  Slavonien 71  — 

Siebenbürgen 29*)  — 

Mit  den  Volksschulen  sind  verbunden  Wiederholungs- 
schulen, Gewerbeschulen  für  Lehrlinge,  Obstbaumschulen, 
Bienen-  und  Seidenzuchtschulen,  endlich  Industrieschulen  für 


")  Die  weiblichen  Zöglinge  sind  nicht  ausgeschieden. 
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Mädchen.  Diese  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Provinzen 
folgendermassen : 

-3    ^3     ^-3      J-g       S  9    S  5 


n3    o 


tr 


Niederösterreich 109       3  1081     184     28       7 

Oberösterreich 40       1     477         4       3       1 

Salzburg 12       2     140         4       1       1 

Steiermark 56       9     613       33       5       1 

Kärnthen 7       2     298       55       9       6 

Krain 7       3     181       20       5       3 

Triest,  Görz,  Gradiskau.Istrien.   42       2     190         7     —     — 

Tirol  und  Vorarlberg 686     13  1516       40     —     — 

Böhmen   106     25  3801     913     49     30 

Mähren 84     15  1713  1020  157     55 

Schlesien 17     —     413     134     32     63 

Galizien 72     22   1220     362     63       4 

Bukowina 2—42         1     —     — 

Dalmatien 13     —         2       19     —     — 

Ungarn 208     59  2988       —     —     — 

Kroatien  und  Slavonien 4       6     244       —     —     — 

Siebenbürgen 4  218         6       —     _      __ 

Militärgrenze 1     —     810       —     —     — 

Auch  der  Besuch  der  Wiederholungsschule  ist  nicht 
überall  ein  befriedigender,  obwol  in  den  letzten  Jahren  eine 
nicht  unerhebliche  Besserung  eingetreten  ist.  Tirol  steht 
hier  obenan  mit  103^,  Salzburg  mit  99.9  %  und  Oesterreich 
unter  der  Enns  mit  99.38^  folgen.  Hieran  reiht  sich  Oester- 
reich ob  der  Enns  mit  98.7  %-,  Mähren  mit  97.29^,  Böhmen 
mit  91.22%.  In  Steiermark  sinkt  die  Zahl  auf  84.32%,  in 
Kärnthen  auf  71.18%',  in  der  Bukowina  auf  57.96%,  in 
Kärnthen  auf  54.65%  herab.  Am  tiefsten  stehen  Triest,  Görz, 
Gradiska  und  Istrien  mit  25.71%,  Galizien  mit  22.44%,  Dal- 
matien sogar  mit  nur  3.19%.  Diese  Ziffern  geben  aber  ander- 
seits noch  kein  getreues  Bild,  weil  der  Schulbesuch  unregel- 
mässiger ist,  als  in  der  Pflichtschule,  woran  Eltern  und 
Dienstherren  zumeist   die  Schuld  tragen.     Die  neueste  Ver- 


4^7 

fügung  des  Ministeriums  über  die  Gliederung  und  Ein- 
richtung des  Unterrichtes  entspricht  zwar  vielmehr  den  An- 
forderungen, als  die  früheren  Vorschriften,  es  lässt  sich 
jedoch  kein  Heil  erwarten,  so  lange  der  Wiederholungs- 
unterricht bloss  auf  die  Sonn-  und  Feiertage  beschränkt 
bleibt  und  nicht  eine  der  badischen  ähnliche  Institution  auch 
bei  uns  Platz  greift.  Es  sind  zumeist  die  jüngeren  Lehr- 
kräfte, welche  an  den  Wiederholungsschulen  verwendet 
Verden,  während  gerade  bei  diesem  Unterrichte  gewand- 
tere und  reifere  Individuen  am  Platze  sind.  Die  Lust 
zum  Schulbesuche  muss  durch  eine  zweckentsprechende 
Behandlung  des  Lehrstoffes  geweckt  und  eine  rege  Theilnahme 
hervorgerufen  werden.  Die  Wiederholungsschule  muss,  wie 
es  in  Baden,  Würtemberg  u.  a.  O.  geschieht,  eine  wahrhafte 
Fortbildungsschule  werden. 

Vergleicht  man  den  Zustand  der  Volksschule  in  der 
Gegenwart  mit  jenem  vor  1848,  so  lässt  sich  ein  Fortschiitt 
nicht  verkennen,  der  um  so  mehr  in  Anschlag  gebracht  wer- 
den muss,  wenn  man  die  grossen  Schwierigkeiten  berück- 
sichtigt, mit  denen  nicht  bloss  die  Volksschule,  sondern  die 
Organisation  Oesterreichs  überhaupt  zu  kämpfen  hat.  Man 
muss  indes  gestehen ,  dass  die  Opferfreudigkeit  der  Gemein- 
den viel  mehr  zum  Aufschwünge  des  Schulwesens  beigetra- 
gen hat,  als  die  anderen  Factoren  zusammengenommen.  Die 
Reformen,  welche  theils  wirklich  durchgeführt,  theils  wenig- 
stens angebahnt  worden  sind,  lassen  sich  in  Kürze  dahin  resü- 
mieren: Verbesserung  und  Erweiterung  des  Unterrichtes  durch 
Vermehrung  der  Classen  in  den  Trivial-  und  Hauptschulen, 
durch  Beseitigung  der  alten  fast  unbrauchbaren  und  Abfassung 
neuer  Schulbücher.  Die  Arbeit  war  keine  unbedeutende, 
besonders  für  jene  Sprachen,  deren  literarische  Entwicklung 
erst  in  den  Anfängen  vorhanden  war.  Hier  galt  es  nicht 
weniger  als  Alles  zu  thun.  Dagegen  bedürfen  die  deutschen 
Schulbücher  eine  Umgestaltung,  wenn  den  fortschreitenden 
Bedürfnissen  der  Schule  Rechnung  getragen  werden  soll. 

Die  Leistungen  der  österreichischen  Volksschule  können 
der  Natur  der  Sache  nach  nicht  überall  auf  gleicher  Höhe 
stehen.    Abgesehen    von    der  Verschiedenheit    der   Sprache 
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und  der  cvilturlichen  Heterogenität  der  verschiedenen  Völker- 
stäncime;  wirken  hiebei  mannigfache  Elemente  mit,  die  viel- 
fach die  tiefbedeutende  Aufgabe  der  Schule  erschweren.  Zu- 
nächst die  verschiedenartige  Vorbildung  der  Lehrer.  Neben 
Lehrkräften,  die  in  einem  einjährigen  oder  zweijährigen 
Präparandencurse  ihre  Berufsbildung  erhalten  haben,  wirken 
Lehrer,  die  in  neunmonatlichen,  sechsmonatlichen  und  drei- 
monatlichen Cursen  sich  die  allernothdürftigsten  Kenntnisse 
angeeignet  haben,  und  diese  älteren  Lehrer  stehen  nur  allzu- 
oft den  jüngeren  Lehrindividuen  in  einer  Art  Opposition 
gegenüber,  welche  für  die  Schule  nichts  weniger  als  gedeih- 
lich sein  kann.  Diese  Gegensätze  werden  sich  wol  mit  der 
Zeit  ausgleichen ,  aber  es  dürfte  doch  länger  dauern ,  als 
im  Interesse  der  Schule  und  Jugend  wünschenswerth  wäre. 
Die  Erfolge  der  Volksschule  werden  durch  die  geringe 
Anzahl  von  Classen  im  Verhältnis  zur  Schulpflicht  beein- 
trächtigt. Diese  dauert  sechs  Jahre ,  während  die  Schul- 
classen  in  Trivialschulen  drei,  in  Hauptschulen  bloss  vier 
ausmachen.  Namentlich  die  vierte  Hauptschulclasse  hat  hie- 
durch  mit  einer  Ueberhäufung  des  Lehrstoffes  zu  kämpfen, 
und  die  mangelhafte  Durcharbeitung  desselben  ist  die  Ursache 
jener  so  häufig  zu  Tage  tretenden  Erscheinung,  dass  die  in 
eine  Mittelschule  übertretenden  Schüler  nicht  jene  Vorbildung 
mitbringen,  welche  eine  Grundbedingung  für  einen  gedeihlichen 
Unterricht  ist.  Es  tritt  bei  der  Österreichischen  Einrichtung 
die  ganz  eigenthümliche  Erscheinung  hervor,  dass  für  den 
Lehrstoff  der  dreiclassigen  Trivialschule  sechs  Schuljahre 
zur  Verfügung  stehen,  während  ein  bedeutend  grösseres  Aus- 
mass  in  den  Hauptschulen  in  vier  Jahren  verarbeitet  werden 
soll.  Eine  einzig  in  ihrer  Art  dastehende  Anomalie.  Man  sollte 
meinen,  die  Ansicht,  so  viel  Schuljahre,  so  viel  Unterrichtsstu- 
fen oder  Classen,  sei  so  einleuchtend,  dass  sie  einer  weiteren 
Begründung  nicht  bedürfe  und  die  Folgen  einer  Classenwie- 
derholung,  d.  h.  das  Verweilen  auf  einer  und  derselben 
Unterrichtsstufe,  kann  durchaus  nicht  zum  Vortheile  der 
Jugend  gereichen.  Nach  der  gegenwärtigen  Organisation 
kann  die  Hauptschule  die  ihr  zugewiesene  Aufgabe  schlech- 
terdings nicht  lösen  und  eine  zweckmässige  Gliederung  des 
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Unterrichtsstoffes  gehört,  so  lange  diese  besteht,  zu  den 
frommen  Wünschen.  Es  ist  hiefür  gewiss  bezeichnend,  dass 
die  Ziffer  derjenigen,  welche  die  vierte  Hauptschule  wieder- 
holen, nahezu  50^  ausmacht,  wenigstens  in  Wien;  und  an- 
derswo dürfte  es  wohl  nicht  besser  bestellt  sein;  die  grössere 
Hälfte,  welche  genügende  Fortgangsnoten  erhalten  hat  und 
daher  in  eine  Mittelschule  aufzusteigen  berechtigt  ist,  verlässt 
mit  unzureichenden  Kenntnissen  die  Hauptschule.  Ehe  jene 
Forderungen,  welche  eine  erweiterte  Schulpflicht  bis  zum 
14.  Lebensjahre  als  das  einzige  Mittel  zur  Beseitigung  die- 
ser traurigen  Zustände  für  noth  wendig  halten,  erfüllt  werden, 
müsste  der  Versuch  gemacht  werden ,  die  Unterrichtszeit 
der  Hauptschulen  auf  5,  oder  gar,  was  noch  angezeigter  wäre, 
auf  6  Jahre  auszudehnen.  Nur  durch  eine  Veimehrung  der 
Classenzahl  ist  nicht  bloss  eine  vertieftere  Durcharbeitung  des 
Unterrichtsstoffes,  sondern  auch  eine  Erweiterung  und  Ver- 
mehrung desselben ,  besonders  durch  die  Aufnahme  von 
Realien  möglich.  Dies  ist  um  so  nothwendiger,  da  bisher 
das  Wissen,  welches  die  Volksschule  bietet,  für  die  meisten 
Schüler  die  einzige  Mitgift  für  das  Leben  ist  und  nur  eine 
verhältnismässig  geringe  Anzahl  in  den  Mittelschulen  eine 
Fortbildung  sucht  und  findet.  Aber  selbst  für  die  künftigen 
Gymasiasten  und  Realschüler  wird  ein  erweiterter  Volksschul- 
unterricht ein  unschätzbarer  Nutzen  sein. 


IV.  Die  Realschule. 

Oesterreich  besass  im  Jahre  1848  für  jene  grosse 
Classe,  welche,  ohne  sich  dem  gelehrten  Studium  widmen  zu 
wollen,  eine  höhere  Bildung  anstrebt,  keine  ganz  geeigneten 
Lehranstalten;  die  sogenannten  vierten  Classen  und  die  we- 
nigen theils  selbständig  theils  in  Verbindung  mit  technischen 
Lehranstalten  bestehenden  Realschulen  konnten  dem  immer 
mehr  sich  steigernden  Bedürfnisse  nicht  genügen.  Hier  eröff- 
nete sich  für  die  Organisatoren  des  österreichischen  Unter- 
richtswesens ein  weiter  lohnender  Wirkungskreis,  hier  galt 
es  eine  neue  Gattung  von  Schulen,  welche  das  Reich  bisher 
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nicht  besessen,  fast  vollständig  ans  dem  Nichts  zu  schaffen. 
Eigene  Erfahrungen  fehlten  und  es  hieng  wesentlich  davon 
ab,  nach  welchem  Vorbilde,  ob  nach  nord-  oder  süddeutschem 
Muster,  man  bei  der  Gliederung  und  Einrichtung  dieser 
Anstalten  vorgehen  würde.  Die  Kealschulfrage,  obwol  schon 
längst  an  der  Tagesordnung,  war  doch  nirgends  zum  Ab- 
schlüsse gekommen  und  für  mannigfache  Experimente  bot 
sich  Spielraum  genug.  In  den  Kealschulen  Süddeutschlands 
fanden  die  einen  die  humanistische  Richtung  viel  zu  wenig 
berücksichtigt,  die  andern  betonten  unaufhörlich,  die  nord- 
deutschen Lehranstalten  dieser  Art  sollten  praktischer  ein- 
gerichtet sein.  Diese  beiden  Richtungen  standen  einander 
mit  einer  Schroffheit  entgegen,  welche  erst  in  den  letzten 
Jahren  sich  abgeschliffen  hat,  seitdem  man  sich  über  die 
Grenzen  der  Wirksamkeit  der  Realschulen,  über  ihre  Ziele 
und  Tendenzen  klarer  geworden  und  wenigstens  über  einige 
Fragen  dieses  vielbestrittenen  Gebietes  im  Grossen  und 
Ganzen  Einmüthigkeit  der  Ansichten  erzielt  worden  ist. 

Jener  ausgezeichnete  Staatsmann,  der  eine  Zeitlang 
die  Unterrichtsangelegenheiten  in  seinen  Händen  hatte  und 
von  dem  der  noch  gegenwärtig  beherzigenswerthe  Entwurf 
der  Grundzüge  einer  Reorganisierung  sämmtlicher  Schul-  und 
Studienanstalten  herrührt,  Hess  die  Realschule  nicht  unbe- 
rücksichtigt. An  die  ganz  umgestaltete  Volksschule  sollte  sich, 
nach  dem  Plane  von  Feuchtersieben,  eine  dreiclassige 
Bürgerschule,  welche  an  Stelle  der  bisherigen  vierten  Clas- 
sen  treten  sollte,  anschliessen.  Die  Bürgerschule  erhielt  die 
Aufgabe  in  vorherrschend  populärer  und  unmittelbar  praktischer 
Weise  alle  Lehrgegenstände  der  Volksschule  fortzusetzen, 
nebst  einer  allgemeinen  Bildung  zugleich  eine  fachliche  für 
die  niederen  Kreise  der  ländlichen  und  städtischen  Gewerbe 
zu  ertheilen.  Sowohl  aus  der  Bürgerschule  als  aus  dem 
Untergymnasium  sollte  man  in  die  dreiclassige  Realschule 
eintreten  können,  welche  den  allgemein  bildenden  Unter- 
richt der  Bürgerschule  in  vorherrschend  wissenschaftlicher 
Weise  fortzuführen  und  die  specielle  Vorbereitung  für  die 
technischen   Studien    zu  besorgen   habe.    Jede     Stadt  sollte 
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eine  Bürgerschule,  jedes  Land  mindestens  eine  Realschule 
besitzen.  ^ 

Es  war  Feuchtersieben  nicht  beschieden ,  seine  Ideen 
praktisch  durchzuführen.  Exner  übernahm  die  Erbschaft 
und  der  unter  seiner  Leitung  entworfene  Plan  der  Real- 
schulen zeigt,  dass  er  sich  die  Gesichtspuncte  seines  Vor- 
gängers und  Mitgenossen  zu  eigen  gemacht  hatte.  Ihm  ist 
die  Realschule  keine  Fachschule,  sondern  eine  allgemein 
bildende  Anstalt,  welche  er  so  nahe  als  möglich  an  die 
Gymnasien  zu  halten  bestrebt  war.  „So  lange  die  gewerb- 
lichen Classen  fast  durchgängig  den  unteren  Schichten  der 
Bevölkerung  angehörten,  konnte  es  nicht  anders  geschehen, 
als  dass  sie  nur  einen  geringen  Grad  der  allgemeinen  hu- 
manen Bildung,  so  weit  diese  auf  Schulunterricht  beruht,  in 
Anspruch  nahmen ;  nachdem  aber  die  gesellschaftlichen  Ver- 
hältnisse sich  wesentlich  verändert,  wäre  es  einer  der  schlimm- 
sten Fehler,  wenn  man  die  grössere  Hälfte  der  Staatsbürger 
durch  die  Organisation  der  Schulen  von  einer  höheren  all- 
gemeinen Bildung  ausschliessen  und  dadurch  eine  wesent- 
lich verschiedene  zweifache  Art  von  Bildung,  eine  Spaltung 
erhalten  wollte,  welche  ebenso  verhängnissvoll  wäre  für  die 
allgemeinen  Zwecke  der  Menschheit,  wie  für  die  besonderen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft." 

„Zur  Grundlage  für  die  allgemeine  Bildung  ist  zumeist 
die  moderne  Literatur  genommen,  denn  es  handelt  sich  in 
diesen  Schulen  wesentlich  um  den  kürzesten  Weg  zum 
Ziele,  und  die  moderne  Literatur  hat  unbestreitbar  einen 
Stand  erreicht,  auf  welchem  auch  sie  Trägerin  acht  humaner 
Bildung  ist,  und  hinreichende  Mittel  bietet,  sie  zu  erzeugen." 

Der  oder  die  Verfasser  des  Entwurfes  sahen  wohl  ein, 
dass  eine  nur  einigermassen  tüchtige  allgemeine  Bildung  nur 
durch  die  vollständige  Realschule  vermittelt  werden  könne; 
aber  bei  dem  Mangel  an  Bürger-  und  Gewerbeschulen  han- 
delte es  sich  ,  den  neu  zu  schaffenden  Lehranstalten  eine 
solche  Einrichtung  zu  geben,  dass  ohne  Beeinträchtigung 
der  Hauptaufgabe  derselben  auch  andere  Bedürfnisse  befrie- 
digt, vielseitige  Forderungen  erfüllt  würden.  Dies  geschah 
in  verständiger  "Weise  durch  eine   wohlüberlegte  Abstufung 
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der  untern  Classen.  Die  Unterreal-  oder  Bürgerschule,  aus 
drei  Classen  bestehend,  erhielt  die  Aufg8,be,  für  die  Ober- 
realschule vorzubereiten  und  zugleich  eine  selbständige  Bil- 
dung für  die  niederen  Kreise  der  städtischen  und  ländlichen 
Bevölkerung  anzubahnen.  Für  jene  Schüler,  welche  aus 
der  Unterrealschule  in's  praktische  Leben  übertreten  woll- 
ten, sollte  ein  praktischer  Curs,  welchen  die  in  die  Ober- 
realschule übergehenden  Schüler  nicht  zu  frequentiren  brauch- 
ten, eingerichtet  werden.  Wegen  der  grossen  Verschieden- 
heiten, welche  in  den  Bildungsbedürfnissen  der  gewerblichen 
Stände  nach  der  Natur  der  Beschäftigungen,  der  Orts-  und 
Landesverhältnisse  obwalten,  sollten  neben  den  vollständigen, 
aus  den  allgemeinen  und  einem  praktischen  Jahrgange  be- 
stehenden Classen  auch  solche  Lehranstalten  organisiert  werden, 
bei  welchen  dem  praktischen  Jahrgange  ein  oder  zwei  theo- 
retische Jahre  vorangehen*).  Auch  dafür  wurde  Sorge  ge- 
tragen, dass  die  vollständige  Unterrealschule  als  Vorberei- 
tungsschule für  das  Obergymnasium  dienen  könne,  wenn  zu 
den  ihr  eigenthümlichen  Lehrgegenständen  die  alten  classi- 
schen  Sprachen  hinzugenommen  würden,  wodurch  eine  Com- 
binierung  der  Unterrealschule  und  des  Untergymnasiums  ent- 
steht, d.  h.  solche  Lehranstalten,  welche  wir  in  der  neuesten 
Zeit  nach  dem  Vorgange  der  Wiener  Commune  erhalten 
haben  und  Unterrealgymnasien  nennen.     Man  war  sich  dar- 


*)  Der  Lehrplan  der  Unterrealschule  war  folgender: 

I.C1.    II.  Cl.  III.  Cl.  IV.  CK 

(prakt.  Jahrg.) 

Religionslehre 2  2  2  2 

Muttersprache 4  4  4  5 

Zweite  lebende  Sprache 4  4  3  3 

Geographie  und  Geschichte 3  3  4  — 

Mathematik 4  4  4  — 

Angewandte  Arithmetik  nebst  Wech- 
sel- und  ZoUkunde —         —         —  3 

Naturgeschichte  und  Naturlehre ....       3  3  3  — 

Zeichnen 6  6  6  6  im  I.  Sem., 

8    „  II.     „ 

Waarenkunde —         —        —  2„I.     ;, 

Kalligraphie 2  2  2  — 

28        28        28  28 
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über  kLar,  dass  es  mclit  wünsclienswertli  sei,  dass  dies  häufig 
geschehe ,  „weil  es  überaus  schwer  ist ,  dass  eine  Schule, 
deren  Schüler  zwei  verschiedene  Richtungen  verfolgen,  die 
in  didaktischer  und  disciplinarer  Beziehung  so  nothwendige 
Festigkeit  des  Ganges  und  Charakters  bewahre;  doch  die 
Nothwendigkeit  kann  in  manchen  Fällen  ihr  Bestehen  recht- 
fertigen". Man  sieht,  ohne  das  Hauptziel  der  Realschulen, 
allgemeine  Bildung  in  den  weitesten  Kreisen  zu  verbreiten, 
preiszugeben ,  war  durch  eine  geschickte  Gliederung  den 
Hauptunterschieden  der  unzweifelhaft  sich  kundgebenden  Be- 
dürfnisse entsprochen,  und  innerhalb  des  festgesetzten  Rah- 
mens eine  mannigfaltigere  Gestaltung  möglich. 

Was  die  Oberrealschule  anbelangt,  war  ihr  Ziel  einfach 
und  klar  :  den  an  der  Unterrealschule  begonnenen  Unterricht 
in  mehr  wissenschaftlicher  Weise  fortzusetzen.  Sie  sollte  das 
auf  Grundlage  der  modernen  Bildung  zu  gebende  Mass  der 
allgemeinen  Bildung  vollenden  und  als  specielle  Vorberei- 
tungsschule für  die  technischen  Studien  dienen  *). 

Vergleicht  man  diesen  Lehrplan  mit  jenem  der  deutschen 
Realschulen,  welche  sich  damals  auch  noch  in  der  Häutungs- 
periode befanden,  so  lassen  sich  mannigfache  Abweichungen 
von  den  dort  herrschenden  Ansichten  nicht  verkennen.  Man 
wird  jedoch  bei  unbefangener  Erwägung  den  Verfassern  des 
Entwurfes  die  Anerkennung  zollen  müssen,  dass  in  die  ander- 
weitig gemachten  Erfahrungen  benutzt  und  einen  Plan  geliefert 
haben,  welcher  den  Anforderungen  der  Pädagogik  und  den 
praktischen  Bedürfnissen  gerecht  zu  werden  suchte.  Bei  dem 
Mangel  an  Schulen  für  den  Bürgerstand,  bei  dem  Mangel  an 

*)  Der  Lehrplan  der  Oberrealschule  sollte  folgender  sein: 

I.  Cl.  IL  Cl.  III.  Gl. 

Religionslehre 2  2  2 

Muttersprache 5  5  5 

Andere  lebende  Sprachen 5  5  5 

Geschichte  und  Geographie 3  3  3 

Mathematik   5  4  4 

Naturgeschichte 4  2  — 

Naturlehre —  4  5 

Zeichnen 6  6  6 

Kalligraphie (2)  (2)  — 

30  31  30 
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Lehranstalten  für  die  gcwerblicLen  Classen,  bei  den  liölieren 
Anforderungen,  welche  die  zu  reorganisierenden  technischen 
Lehranstalten  an  die  Hörer  zu  stellen  hatten,  bei  der  leidigen 
Nothwendigkeit ,  mit  geringen  financiellen  Mitteln  vielerlei 
in's  Werk  zu  setzen,  musste  eine  Combination  eintreten; 
aber  diese  musste  derart  sein,  dass  dadurch  der  Charakter 
der  Realschule  als  einer  allgemeinen  Bildungsanstalt  so  wenig 
als  möglich  verwischt  werde.  Dies  war  geschehen  und  gerade 
dass  es  auf  diese  Art  geschah,  zeigt  von  dem  grossen  orga- 
nisatorischen Talente  Pllxner's. 

Vergleicht  man  den  von  Exner  entworfenen  Lehrplan  mit 
dem  gegenwärtig  gültigen,  so  tritt  der  bedeutende  Unterschied 
klar  hervor.  Die  allgemein  bildenden  Fächer  sind  in  einer  grös- 
seren Ausdehnung  vertreten.  Von  der  zweiten  lebenden  Sprache 
abgesehen,  sollte  schon  im  zweiten  Jahre  der  Unterrealschule 
mit  dem  geschichtlichen  Unterricht  begonnen  werden.  Der 
Naturlehre  ist  das  zweite  Semester  des  zweiten  Jahres  und 
das  dritte  Jahr  zugewiesen,  eine  weit  einfachere  und 
natürlichere,  dem  jugendlichen  Geiste  dieser  Altersstufe  an- 
gepasste  Gliederung  und  Gruppierung  des  Stoffes.  Zeichnen 
überwiegt  nicht  und  was  nun  am  wichtigsten  scheint,  die 
rein  praktischen  Fächer  sind  in  einen  besonderen  Jahr- 
gang verwiesen.  Es  ist  erklärlich,  dass  bei  der  Beschränkung 
der    Re^vlschuie   auf   zwei  Jahrgänge    eine    theilweise   Mod 
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fication  in   der  Vertheilung  und  Gruppierung   des  Lehrstolfes 
eintreten  musste*).   Die  allgemein  bildenden  Lehrgegenstände 

*)     Der   Lehrplan    der  Unterrealschule   von    drei  Jahrgängen    war 

folgender:  Zahl  der  wöchcntl.  Lehrstnndea 

Gegenstände:  I.  Cl.  II.  Cl.  III.CI. 

(nrakt.  Jahrg.) 

Keligionslfhre 2  2  2 

Muttersprache 4  5  3 

Zweite  lebende  Sprache 4  3  3 

Geogra|ihie  und  Geschichte 2  2  3 

Mathematik 5  5  — 

Angewandte  Arithmetik —  —  3 

Naturgeschichte 4  4  — 

Technologie —  —  5 

Waarenkunde —  —  2  im  I.  Sem., 

Zeichnen 5  5  5„I.     „ 

Kalligraphie 2  2  2 

28  28  28 
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erscheinen  in  geringerem  Ausmasse.  So  wird  der  Vortrag  in 
der  Geschichte  auf  „historische  Bemerkungen" ,  welche  bei 
den  geographischen  Lehrstunden  eingeflochten  werden,  re- 
duciert;  Naturgeschichte  wird  bloss  im  ersten  Jahre,  Natur- 
lehre im  zweiten  Jahre  vorgetragen,  wobei  zu  bemerken, 
dass  trotzdem,  richtigen  pädagogischen  Grundsätzen  ent- 
sprechend, Naturgeschichte  und  Naturlehre  nicht  neben  ein- 
ander, sondern  nach  einander  gesetzt  werden.  Chemie  ist 
weder  bei  der  vierclassigen,  noch  bei  der  dreiclassigen  Real- 
schule als  selbständiger  Lehrgegenstand  aufgenommen;  die 
wichtigsten  Grundstoffe  und  chemischen  Verbindungen  sollen 
den  Vorträgen  über  Physik  vorangeschickt  werden.  Nur  im 
praktischen  Jahre  wird  Technologie  gelehrt.  Die  zweiclassige 
Realschule,  welche  nur  als  eine  theilweise  Erweiterung  der 
Volksschule  angesehen  werden  kann  und  auch  mit  derselben 
„zu  einem  grösseren  und  dadurch  auch  pädagogisch  kräf- 
tigeren Ganzen"  verbunden  werden  sollte,  wurde  bloss  „als 
eine  Localanstalt,  welche  zunächst  den  Bedürfnissen  eines 
einzelnen  Ortes  zu  genügen  bestimmt  ist",  hingestellt. 

Was  den  praktischen  Jahrgang  anbelangt,  so  bemerkt 
der  Entwurf  ganz  treffend,  dass  in  dem  Lehrplane  ausser 
den  von  Mathematik  und  Naturwissenschaften  abhängigen 
Fächern  diejenigen  herausgehoben  werden,  welche  für  die 
einfacheren  Fälle  des  Maschinen-  und  Bauwesens,  des  Handels- 
und Gewerbsbetriebes  besonders  wichtig  sind,  weil  eine  Aus- 
bildung hierin  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  dem 
praktischen  Bedürfnisse  der  Realschule  entsprechen  werde. 
Es  sei  aber  durchaus  nicht  die  Absicht,  den  praktischen 
Jahrgang  an  allen  Unterrealschulen  nach  einem  gleichmässigen 
Plane  einzurichten,  vielmehr  sei  es  dessen  Aufgabe,  sich  den 
speciellen  Bedürfnissen  der  Gegend,  in  welcher  die  Schule 
besteht,  möglichst  anzuschliessen ;  er  werde  daher  in  jenen 
Gegenden,  wo  eine  auf  Chemie  basirte  Fabrication  vor- 
herrscht, oder  wo  Bergbau  besteht,  eine  von  dem  vorge- 
zeichneten Plan  merklich  verschiedene  Gestalt  annehmen 
müssen  und  sich  überhaupt  dem  Charakter  einer  Gewerbe- 
schule anzunähern  haben.  Hie  und  da  werde  das  Modellieren 
einen    wünschenswerthen    Unterrichtsgegenstand    ausmachen. 


Die  weitere  Ausbildimg  dieser  Scliulen  sei  daher  ganz  "be- 
sonders von  dem  Rath  und  der  Mitwirkung  ausgezeichneter 
Praktiker,  welche  in  dem  Bezirke  einer  Schule  beschäftigt 
sind,  zu  erwarten. 

Wenn  der  Unterrealschule  verschiedene  Ziele  angewiesen 
werden  mussten,  so  war  dennoch  nach  dem  Entwürfe  die 
Oberrealschule  als  eine  für  die  höheren  technischen  Stu- 
dien vorbildende  Anstalt  hingestellt.  Die  Lehrgegenstände 
sollten  bloss  allgemein  bildender  Natur  sein.  Von  einer 
specifisch  technischen  Richtung  ist  nirgends  die  Rede.  Die 
Oberrealschule  sollte  mit  dem  Obergymnasium  auf  gleicher 
Linie  stehen  und  nur  das  ihr  vorgesteckte  Ziel  auf  einem 
anderen  Wege  als  vermittelst  der  classischen  Sprachen  er- 
reichen. Rein  fachliche  technische  Lehrfächer  sind  nicht  auf 
genommen,  sie  blieben  den  Specialschulen  vorbehalten. 

Die  Bestimmungen  über  Schulferien,  Lehrbücher,  Auf- 
nahme und  Versetzung  der  Schüler  u.  s.  w.  waren  jenen  des 
Gymnasiums  analog.  Am  Schlüsse  der  Oberrealschule  wurde 
es  den  Oberrealschülern  freigestellt,  sich  einer  Maturitäts- 
prüfung zu  unterziehen.  Dass  diese  bloss  facultativ  und  nicht 
obligat  werden  sollte,  findet  in  den,  den  technischen  Lehr- 
anstalten zugewiesenen  Aufgaben  seine  Erklärung,  „denn  so 
wünschenswerth  es  ist,"  heisst  es  im  Entwürfe,  „dass  zukünf- 
tige Techniker  diejenige  allgemeine  Bildung  besitzen,  welche 
die  Realschulen  in  ihrer  neuen  Organisation  zu  geben  be- 
stimmt sind,  und  dass  die  technischen  Anstalten  den  Haupt- 
staram ihrer  Zuhörer  aus  den  Realschülern,  welche  den 
ganzen  Cursus  mit  gutem  Erfolge  absolviert  haben,  erhalten, 
so  müssen  doch  die  technischen  Anstalten  auch  denen  zu- 
gänglich sein,  welche  nur  für  ein  specielles  Fach  genügend 
vorbereitet,  in  diesem  eine  genügende  Ausbildung  suchen." 
Die  technischen  Lehranstalten  befanden  sich  zur  damaligen 
Zeit  überall  in  einer  Uebergangsepoche  und  die  scharfe 
Trennung  der  unteren  Gewerbeschule  von  der  polytechnischen 
Schule  war  noch  nicht  aller  Orten  vollzogen,  so  dass  manches 
als  Aufgabe  der  letzteren  erscheint,  was  ausschliesslich  die 
höhere  Gewerbeschule  zu  lösen  hat. 
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Die  kaiserliche  Genehmigung,  nach  diesen  Grundsätzen 
die  Organisation  durchzuführen,  war  erfolgt;  nur  zögernd 
nahm  man  sie  in  Angriff.  Erneuerte  Berathungen  begannen, 
das  Statut  vom  Jahre  1851  ist  das  Product  derselben.  Man 
behielt  im  Wesentlichen  die  Grundprincipien  bei,  gab  ihnen 
aber  eine  solche  Richtung,  dass  die  nun  wirklich  in's  Leben 
gerufenen  Lehranstalten  einen  specifisch  verschiedenen 
Charakter  aufgeprägt  erhielten. 

Die  Realschulen  bezwecken  nach  den  gegenwärtigen 
Normen  ausser  einer  allgemeinen  Bildung,  welche  ohne  Be- 
nützung der  alten  classischen  Sprachen  zu  erzielen  ist,  einen 
mittleren  Grad  von  Vorbildung  für  die  gewerblichen  Be- 
schäftigungen und  die  Vorbereitung  für  die  technischen  Lehr- 
anstalten. Sie  zerfallen  in  Unter  -  und  Ober  -  Realschulen. 
Erstere  behandelt  die  Lehrgegenstände  in  populärer  Weise 
und  bezweckt  nebst  der  Vorbereitung  für  die  Oberrealschule 
zugleich  eine  selbständige  Bildung  für  die  Kreise  der  nie- 
dern  städtischen  und  ländlichen  Gewerbe.  Als  vollständige 
Unterrealschule  besteht  sie  aus  wenigstens  3  Jahrgängen, 
doch  können  dort,  wo  die  gewerblichen  Bedürfnisse  es  er- 
heischen, noch  weitere  Jahrgänge  in  einer  speciell  gewerb- 
lichen Richtung  beigefügt  werden.  Für  jene ,  welche  sich 
frühzeitig  den  Gewerben  zuwenden  und  nicht  in  der  Lage 
sind,  eine  dreiclassige  Unterrealschule  zu  besuchen,  sollen 
auch  Unterrealschulen  von  zwei  Jahrgängen  bestehen,  welche 
jedoch  nur  als  Erweiterung  der  Volksschule  zu  betrachten 
sind  und  in  ihrer  Verbindung  mit  derselben  zu  verbleiben 
haben. 

Die  specielle  Vorbereitungsschule  für  die  technischen 
Studien  ist  die  Oberrealschule,  welche  den  in  der  Unterreal- 
schule begonnenen  Unterricht  in  mehr  wissenschaftlicher 
Weise  fortsetzt;  sie  besteht  jedoch  nirgends  für  sich,  son- 
dern muss  überall  mit  einer  Unterralschule  verbunden  sein. 

Auch  an  den  Realschulen  kann  eine  jede  Landes- 
sprache, in  dem  Masse,  als  sie  hiezu  hinreichend  ausgebildet 
ist,  Unterrichtssprache  sein,  die  sich  überall  nach  dem  Be- 
dürfnisse der  Bevölkerung,  welche  bei  der  Anstalt  vorzugs- 
weise betheiligt  ist,   richten  soll;    dort,    wo  eine  gemischte 
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Bevölkerung  ist,  ist  nach  Möglichkeit  allen  Theilen  zu  ent- 
sprechen und  es  ist  deshalb  zulässig,  dass  der  Unterricht  in 
zwei  Sprachen  ertheilt  werde,  welche  entweder  für  verschie- 
dene Abtheilungen  oder  für  verschiedene  Lehrgegenstände 
in  Anwendung  kommen  können.  Bis  auf  die  Gegenwart  wird  in 
den  Kealschulen  die  deutsche  Sprache  als  Unterrichtssprache 
zumeist  gebraucht,  da  die  meisten  Realschulen  in  deutschen 
Gegenden  bestehen.  Die  magyarische  Sprache  ist  in  den 
meisten  ungarischen  Realschulen  seit  1 860  Unterrichtssprache ; 
neben  ihr  hat  sich  die  deutsche  erhalten,  in  den  Lehranstal- 
ten zu  Ofen,  Kaschau,  Pressburg,  Kremnitz;  ausschliesslich 
wird  die  deutsche  Sprache  nur  noch  in  Oedenburg  als 
Unterrichtssprache  angewendet.  Die  slavischen  Idiome  finden 
nur  in  wenigen  Anstalten  Anwendung ;  die  italienische  Sprache 
ist  in  Südtirol  und  Dalmatien  Unterrichtssprache.  Zwei  Un- 
terrichtssprachen finden  sich  in  Görz ,  an  den  czechischen 
Realschulen  in  Prag,  Rakonitz,  Pisek,  Kuttenberg,  Pilsen, 
Pardubitz,  drei  Unterrichtssprachen  zu  Kikinda  und  Zombor. 
Die  polnische  Sprache  ist  nur  an  der  Krakauerschule  Unter- 
richtssprache. Die  Regierung  hat  bislang  allen  turbulenten 
Forderungen  der  Polen,  in  allen  polnischen  Reallehranstalten 
die  deutsche  Sprache  als  Unterrichtssprache  zu  beseitigen, 
widerstanden,  und  auch  die  schon  im  Jahre  1856  von  dem 
damaligen  Statthalter  Goluchowski  gestellten  Anträge,  wenig- 
stens theilweise  die  polnische  Sprache  in  Anwendung  kom- 
men zu  lassen,  wurden  nicht  berücksichtigt*). 

*)  Graf  Goluchowski  erkannte  übrigens  an,  dass  die  deutsche  Sprache 
nicht  verdrängt  werden  solle,  sie  müsse  mitRücksicht  auf  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse der  technischen  Hochschulen  gelehrt  werden,  insbesondere  auch 
deshalb,  „um  den  höhern  Gewerbestand  in  die  Lage  zu  versetzen,  durch 
Vermittlung  der  deutschen  Sprache  die  industrielle  Einheit  der  Monarchie 
anzustreben".  Nur  in  der  Unterrealschule  wären  einige  Gegenstände  in 
polnischer  Sprache  zu  behandeln,  in  der  Oberrealschule  soll,  den  Religions- 
unterricht ausgenommen,  die  deutsche  Sprache  ausschliesslich  in  Anwen- 
dung kommen.  Das  damalige  Ministerium  verkannte  nicht  die  Schwierig- 
keiten, welche  sich  bei  Durchführung  dieses  Vorschlages  in  einem  Land 
von  solch  gemischter  Bevölkerung  wie  Galizien  entgegenstellen  würden, 
und  meinte ,  dass  man  sich  in  den  galizischen  Realschulen  auf  den 
neutralen  Boden  der  deutschen  Sprache  stellen  müsse.  An  dieser  An- 
schauung haben  auch  polnische  Schulräthe  in  späterer  Zeit  festgehalten. 
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Die  Unterrichtsgegenstände  der  Realschule  sind:  Re- 
ligion, die  Unterrichtssprache,  die  Landessprachen,  welche 
im  Kronlande  der  Realschule  neben  der  Unterrichts- 
sprache gangbar  sind ,  die  deutsche  Sprache ,  andere 
lebende  Sprachen ,  Geographie  und  Geschichte ,  Elementar- 
Mathematik,  angewandte  Arithmetik,  Naturgeschichte,  Phy- 
sik, Maschinenlehre,  Chemie,  Zeichnen  in  Verbindung  mit 
Baukunst,  Modellieren,  Schönschreiben,  Gesang,  Gymnastik, 
Stenographie. 

Das  Ziel  des  Unterrichtes  in  der  Muttersprache  ist  in 
der  Unterrealschule  geläufiges  und  reines  Sprechen,  Sicher- 
heit im  schriftlichen  Gebrauche  ohne  Fehler  gegen  Gram- 
matik, Orthographie  und  Interpunction,  Kenntnis  der  gewöhn- 
lichsten Geschäftsaufsätze ;  in  der  Oberrealschule  Sicherheit 
und  Gewandtheit  in  klarer  Darstellung  der  Gegenstände, 
welche  dem  Erfahrungs-  und  Gedankenkreise  des  Schülers 
angehören ,  Kenntnis  der  bedeutendsten  Erscheinungen  in 
der  neuen  deutschen  Literatur,  hauptsächlich  durch  passend 
gewählte  Lecture,  Bildung  des  Geschmackes  durch  Lesen 
gediegener  Uebersetzungen  aus  classischen  Werken  anderer 
Völker,  namentlich  des  Alterthums.  Dasselbe  Ziel  ist  auch 
fiir  die  zweite  Landessprache  festgesetzt.  Die  Anzahl  der 
Unterrichtsstunden  für  die  beiden  Sprachen  beträgt  in  der 
ersten  und  zweiten  Classe  8,  in  der  dritten  7;  an  den  rein 
deutschen  Realschulen,  wo  eine  zweite  Landessprache  nicht 
gepflegt  wird,  in  der  ersten  und  zweiten  Classe  5,  in  der 
dritten  Classe  4  Stunden.  In  der  Oberrealschule  sind  dem 
Sprachunterrichte  überhaupt  in  der  vierten  Classe  7,  in  der 
fünften  6,  in  der  sechsten  8  Stunden  zugewiesen,  wovon 
4,  3  und  5  Stunden  auf  die  deutsche  als  Unterrichtssprache 
entfallen.  Der  geographisch  -  historische  Unterricht  erstrebt 
in  der  Unterrealschule  eine  übersichtliche  Kenntnis  der  Erd- 
oberfläche nach  ihrer  natürlichen  und  politischen  Einthei- 
lung,  nach  ihren  für  Gewerbe  und  Handel  wichtigsten  Be- 
ziehungen, genaue  Kenntnis  des  österreichischen  Staates  mit 
besonderer  Berücksichtigung  des  speciellen  Vaterlandes.  Ein 
eigentlich  historischer  Unterricht  wird  in  der  Unterreal- 
schule nicht  ertheilt,    sondern    bei    der  Geographie    Erzäh- 
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lungen,  namentlich  biographischen  Inhaltes  aus  der  Geschichte 
der  europäischen  Culturvölker  und  besonders  jener  Völker- 
Stämme,  die  Oesterreich  angehören,  eingewebt.  In  der  Ober- 
realschule soll  eine  Uebersicht  der  geschichtlichen  Haupt- 
begebenheiten in  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange 
gegeben  werden ,  ferner  ein  erweiterter  Unterricht  in  der 
Geographie,  specielle  Geographie  Oesterreichs,  mit  besonde- 
rer Rücksicht  auf  Handels-  und  Gewerbestatistik  von  Oester- 
reich im  Vergleich  mit  den  übrigen  Hauptstaaten.  Der  histo- 
rische Unterricht  gliedert  sich  in  der  Regel  folgendermassen : 
vierte  Classe  alte  Geschichte  bis  zum  Jahr  800  v.  Christus, 
fünfte  Classe  bis  zum  zweiten  Pariser  Frieden,  endlich  in 
der  letzten  Classe  Geschichte  des  Heimatslandes  und  des 
Österreichischen  Kaiserstaates. 

Das  Ziel  des  mathematischen  Unterrichtes  in  der  Un- 
terrealschule ist  Sicherheit  im  Zahlenrechnen,  Durchfüh- 
rung der  praktisch  wichtigsten  Rechnungsarten,  vornehmlich 
sollen  die  wichtigsten  Münz-  und  Wechselrechnungen  geübt 
werden;  hiemit  ist  auch  die  einfache  Buchführung  in 
durchgeführten  Beispielen,  das  Wichtigste  aus  der  Staats- 
und Monopol-Ordnung  in  der  dritten  Classe  verbunden.  In 
der  Oberrealschule  wird  eine  gründliche  Kenntnis  und  sichere 
Durchführung  der  Elementar  -  Mathematik  als  streng  bewei- 
sender Wissenschaft  gefordert.  Der  Lehrstoff  ist  in  folgen- 
der Weise  vertheilt:  1.  Classe  der  Oberrealschule  bis  zu 
den  Gleichungen  des  zweiten  Grades  mit  einer  Unbekannten,, 
die  Planimetrie  mit  Inbegriff  der  Haupteigenschaften  der  Ke- 
gelschnittlinie, Stereometrie  wöchentlich  9  Stunden ;  2.  Classe  i 
Gleichungen  des  zweiten  Grades,  arithmetische  und  geometri- 
sche Reihen,  Kettenreihen ,  binomischer  und  polynomischer 
Lehrsatz,  ebene  und  sphärische  Trigonometrie,  Anwendung 
der  Algebra  auf  die  Geometrie  5  Stunden  per  Woche.  Durch 
spätere  Nachtragsverordnungen  (vom  15.  Jänner  1854)  wurde 
eine  Abänderung  insofern  gestattet,  als  auch  in  der  letzten 
Classe  der  Oberrealschule  2  Stunden  für  Mathematik  ange- 
setzt, und  die  analytische  Geometrie  (durch  Verordnung  vom 
17.  October  1856)  in  den  mathematischen  Unterricht  einbe-^ 
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zogen  wurde.  Die  analytische  Geometrie  in  der  Ebene  wird 
in  der  5.,  die  im  Räume  in  der  6.  Classe  gelehrt. 

Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  erzielt  in  der 
Unterrealschule  eine  auf  Anschauung  gegründete  im  Unter- 
scheiden geübte  Bekanntschaft  mit  den  namentlich  in  ge- 
werblicher Beziehung  wichtigsten  Gegenständen  aus  den 
drei  Naturreichen.  Für  die  Auswahl  des  Stoffes  in  der  Na- 
turgeschichte ist  die  Wichtigkeit,  welche  die  einzelnen  Ge- 
genstände für  Gewerbe,  Kunst  und  Handel  haben,  massge- 
bend. Die  Oberrealschule  erzweckt  einen  wissenschaftlichen 
Ueberblick  der  Naturreiche  und  eine  nähere  Bekanntschaft 
mit  den  im  gewöhnlichen  Leben  bei  Kunst  und  Gewerben 
vorkommenden  Naturpro ducten.  In  der  letzten  Classe  soll 
überdies  ein  kurzer  Ueberblick  der  Geognosie  gegeben 
werden.  In  der  Unterrealschule  erhielt  jedes  der  sogenann- 
ten drei  Naturreiche  Zoologie,  Botanik  und  Mineralogie  je 
ein  Semester  mit  zwei  Unterrichtsstunden,  in  der  Oberreal- 
schule je  ein  Jahr  zugewiesen. 

In  der  Physik  setzt  sich  die  Unterrealschule  als 
Ziel  die  Kenntnis  der  wichtigsten  Naturgesetze,  soweit  die- 
selben durch  Anschauung  der  Grund-Erscheinungen  ermittel- 
bar sind,  während  die  Oberrealschule  (5.  und  6.  Classe  mit 
je  vier  Stunden)  dieselben  auf  Versuche  gründet  und  durch 
strenge  Beweise  zu  sichern  sucht,  soweit  hierzu  die  Mittel 
der  Elementarmathematik  ausreichen. 

In  der  Chemie  soll  der  Schüler  in  der  Unterrealschule 
mit  den  wichtigsten  Lehren  derselben  bekannt  gemacht 
werden  u.  z.  fortwährend  auf  Versuche  gegründet  und  mit 
steter  Anwendung  auf  die  verschiedenen  Gewerbszweige. 
Der  Schüler  soll  sich  mit  den  Elementar  -  Grundlagen  der 
Chemie  so  vertraut  gemacht  haben,  dass  er  im  Stande  ist, 
die  wichtigsten  Fabricationen  zu  verstehen.  (6  Stunden 
wöchentlich.)  In  der  Oberrealschule  wird  eine  Erweiterung 
der  chemischen  Kenntnisse  durch  tiefere  wissenschaftliche  Be- 
gründung und  specielle  Auseinandersetzung  der  Anwendun- 
gen der  Chemie  auf  verschiedene  Gewerbe  erstrebt,  wo- 
durch zugleich  der  Schüler  befähigt  werden  soll,  chemische 
Werke  mit  Erfolg  zu  lesen.  Für  jede  Classe  2  Stunden  per 
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Woche  und  zwar  4.  Classe  ausführliche  Behandlung  der  Me- 
talloide und  Alkalien,  in  der  5.  Classe  die  übrigen  Metalle, 
organische  Verbindungen,  in  der  6.  Classe  erfolgt  der  Ab- 
schluss  der  organischen  Chemie.  Den  Schülern  wird  auch 
Gelegenheit  geboten,  praktisch  analytische  Uebungen  im 
Laboratorium  vorzunehmen;  vorzugsweise  soll  der  organi- 
schen Chemie  besondere  Aufmerksamkeit  zugewendet  und 
namentlich  jene  Fabricationszweige  eingehend  behandelt 
werden,  welche  in  dem  betreffenden  Kronlande  die  wichtig- 
sten sind. 

Eine  hervorragende  Stellung  nimmt  in  der  Realschule 
der  Zeichen -Unterricht  ein  u.  z.  ist  das  Ziel  desselben  in 
der  Unterrealschule  Uebung  in  der  Formen-Auffassung,  Ge- 
wandtheit in  der  Wiedergabe  derselben,  angestrebt  durch 
Unterricht  im  Zeichnen  geometrischer  Linien,  Flächen  und 
Körper,  durch  freies  Handzeichnen  nach  Vorlagen  von 
Theilen  des  menschlichen  Körpers,  von  Thieren  und  Pflanzen. 
In  der  Oberrealschule  soll  der  Schüler  in  der  Geschicklich- 
keit des  Freihandzeichnens,  in  der  Fertigkeit  der  Linear- 
Construction  fortgebildet  werden  und  ferner  auf  die  Bildung 
des  Geschmackes,  auf  die  Ueberwindung  der  Schwierigkeiten 
bei  dem  Linearzeichnen  nach  den  Regeln  der  Projection, 
der  Schattenlehre  und  der  Elemente  der  Linear-Perspective 
hingewirkt  werden.  In  der  letzten  Classe  tritt  Modellieren 
als  freier  Gegenstand  ein.  Dem  geometrischen  Zeichnen  sind 
in  Verbindung  mit  Geometrie  in  der  1.  Classe  10,  in  der 
2.  4  Stunden  zugewiesen;  in  der  4.  Classe  tritt  descriptive 
Geometrie  mit  2  Stunden,  in  der  5.  und  6.  Classe  mit  6  Stun- 
den per  Woche  ein ;  für  Handzeichnen  sind  in  der  2.  und  3. 
Classe  je  6,  in  der  4.  Classe  4,  in  den  beiden  letzten  Clas- 
sen  je  6  Stunden  angesetzt;  für  Linear-  und  Freihandzeich- 
nen demnach  in  der  ganzen  Realschule  52  Stunden!  Im 
letzten  Jahrgange  der  Realschule  soll  der  Zeichenunterricht 
nicht  gleichförmig  für  sämmtliche  Schüler  ertheilt,  sondern 
ohne  noch  so  speciell  zu  sein  wie  in  einer  Gewerbefach- 
zeichenschule doch  dem  künftigen  wahrscheinlichen  Berufe 
und  der  gewerblichen  Richtung  jedes  Einzelnen  eher 
angepasst    werden.      In    der    dritten    Classe    der   Unterreal- 
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schule  wird  Baukunst  vorgetragen.  Dieser  Unterricht  hat 
zu  umfassen  die  Beschaffenheit  der  Baumaterialien ,  die 
gewöhnlichen  Wohngebäude,  Wirthschaftsgebäude,  Remisen, 
Scheuern,  die  wichtigsten  Andeutungen  über  Verfassung  der 
Bauüberschläge.  In  der  dritten  Classe  der  Oberrealschule  wird 
Maschinenlehre  vorgetragen,  wobei  die  Schüler  mit  den  vor- 
züglichsten im  Leben  vorkommenden  Maschinen  bekannt 
gemacht  werden  und  diese  Kenntnis  auf  Elementar-Mathe- 
matik  und  auf  in  der  Physik  abgehandelte  Lehren  der 
Statik  und  Dynamik  gegründet  sein  soll.  Der  Baukunst  sind  4, 
der  Maschinenlehre  2  Stunden  zugewiesen.  Freie  Lehrgegen- 
stände sind  die  lebenden  Sprachen  u.  z.  die  französische, 
italienische  und  englische;  in  einigen  Unterrealschulen  hat 
ein  freier  Unterricht  im  Latein  Eingang  gefunden.  Ausser- 
dem wird  auch  noch  Gesang,  Turnen  und  Stenographie  ge- 
lehrt. An  einigen  Realschulen  wird  der  Unterricht  in  diesen 
Gegenständen  unentgeltlich,  an  andern  gegen  ein  bestimmtes 
festgesetztes  Honorar  ertheilt. 

Eine  Abweichung  von  dem  aufgestellten  Plan  ist  im 
wesentlichen  nicht  gestattet.  Es  ist  jedoch  zulässig ,  dass 
Versuche  gemacht  werden,  dasselbe  Ziel  auch  auf  andern 
Wegen  zu  erreichen;  deshalb  ist  den  Privatschulen  eine 
Abweichung  von  dem  allgemeinen  Lehrplane  innerhalb  der 
bezeichneten  Grenzen,  jedoch  bloss  mit  Genehmigung  der 
politischen  Landesstelle  gestattet. 

Dies  die  wichtigsten  Bestimmungen  über  den  Lehrplan. 
Diese  Normen  blieben  der  Hauptsache  nach  ohne  irgend  er- 
hebliche Aenderungen  intact,  selbst  jene  Vorschläge  der 
Lehrkörper,  welche  eine  nu^;  theilweise  Modification  bean- 
tragten und  im  Wesentlichen  an  den  erlassenen  Bestimmun- 
gen festhielten,  wurden  unberücksichtigt  gelassen.  Die  Lei- 
tung der  Realschulen  ruhte  in  den  Händen  M.  Koller's,  der 
mit  grosser  Zähigkeit  an  dem  Statute  von  1851  hieng  und 
sich  gegen  jede,  selbst  die  geringfügigste  Abänderung  stemmte. 
Sieht  man  von  einigen  Erlässen  ab,  welche  mehr  die  äus- 
sern Verhältnisse  der  Realschule  betreffen,  so  lässt  sich  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrzehends  ein  entschiede- 
ner Stillstand  in  der  Legislation  nicht  verkennen.  Man  gestat- 
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tete  eine  Abänderung  der  Stundenzahl  in  der  Mathematik 
an  einigen  Lehranstalten,  indem  man^  derselben  2  Stunden 
in  der  dritten  Classe  der  Oberrealschule  zuwies  (15.  Jän- 
ner 1854),  ferner  die  Aufnahme  der  analytischen  Geometrie 
(17.  Oct.  1856),  eine  Dispensertheilung  vom  Zeichnungsun- 
terrichte (26.  April  1852  und  20.  Oct.  1855),  regelte  den 
Unterricht  im  Gesänge,  den  praktischen  Unterricht  in  der 
Chemie  (4.  Sept.  1857)  und  im  Modellieren  (16.  April  1858), 
erliess  ein  Verbot  von  Hausaufgaben  in  den  Unterrealschulen 
(2.  Oct.  1856)  u.  dgl.  m.  Sonst  wurden  nur  unbedeutende 
Verfügungen  pädagogisch  -  didaktischen  Inhaltes  erlassen. 
Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  von  der  Erlaubnis, 
mit  den  Unterrealschulen  sogenannte  praktische  Curse  in 
Verbindung  zu  bringen,  nur  wenige  Lehranstalten  Gebrauch 
gemacht  haben.  So  weit  uns  bekannt,  bestehen  bloss  an 
der  Gumpendorfer  Realschule,  in  Prag  und  Pisek  derartige 
„praktische  Jahrgänge".  Hier  werden  zumeist  Technologie, 
Waarenkunde ,  angewandte  Arithmetik,  Buchhaltung,  Ge- 
schäfts- und  Correspondenzstil,  Geographie  und  Geschichte 
mit  Rücksicht  auf  Industrie  und  Handel,  Zeichnen,  Handels- 
wissenschaft, nebst  Handels-  und  Wechselrecht  gelehrt*).  — 

*)     Uebersicht  des  Lehrplanes: 

I.  IL  III.  IV.  V.  VI. 
Classe 

Religion 2  2  2  2  2        2 

Unterrichtssprache ) 

Zweite  lebende  Sprache  ..)   ^  ^  7  7  6        8 

Geographie  und  Geschichte    3  3  3  4  4        4 

Naturgeschichte 2  2I.Sem.  2  2  2  — 

Physik 2  21.  „    -  —  4        4 

4IL„ 

Chemie —  —  6  2  2        2 

Maschinenlehre —  —  —  —  —         2 

Arithmetik  nebst  Wechsel- 

und  Zollkunde 4  4  3  —  —  — 

Mathematik —  —  —  9  5         2 

Geometrie  u.  geom.  Zeichnen  10  4  —  —  —  -— 

Freihandzeichnen —  6  6  6  10  10 

Baukunst  und  Bauzeichnen .  —  —  3  —  —  — 

Kalligraphie 2  2  2  2  (2)  — 

"33  33  33  34  35  34 
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Mit  mehreren  Hauptschulen  sind  Bürgerschulen  (un- 
selbständige Unterrealschulen)  verbunden,  aus  zwei  bis 
drei  Classen  bestehend  und  hinsichtlich  des  Lehrganges  sich 
den  unteren  Classen  selbständiger  Realschulen  anschliessend. 
Sie  erstreben  eine  für  die  Kreise  der  niederen  städtischen  und 
ländlichen  Gewerbe  ausreichende  Bildung.  Sie  sind  im  We- 
sentlichen eine  Umgestaltung  der  nach  dem  früheren  System 
bestandenen  vierten  Classe  der  Hauptschulen  (vergl.  oben 
S.  315),  welche  aus  zwei  Jahrgängen  bestanden  und  in  denen 
die  Jugend  „zur  Vorbereitung  für  Künste  und  Handwerke  und 
für  die  Handlung  geringerer  Art  einen  ausführlichen  Unter- 
richt" erlangen  sollte.  Der  neuen  Organisation  zu  Folge 
beabsichtigte  man  nicht,  in  der  unselbständigen  Realschule 
Schüler  für  die  eigentliche  Realschule  und  die  technischen 
Studien  heranzubilden,  „sondern  vielmehr  der  männlichen 
Jugend,  welche  sich  den  bürgerlichen  Gewerben,  der  Land- 
wirthschaft  und  dem  Handel  zuzuwenden  gedenkt,  die  für 
diese  Berufszweige  geistige  und  sittliche  Ausbildung  zu  ver- 
schaffen". An  unvollständigen  Realschulen  können  auch  freie 
Fächer  gelehrt  werden,  namentlich  an  deutschen  Lehranstalten, 
wo  das  Bedürfnis  einer  zweiten  Landessprache  nicht  vorhan- 
den ist,  fremde  Sprachen,  wie  italienisch,  französisch  und 
englisch.  Im  Gesang  soll  an  allen  Bürgerschulen  Unterricht 
ertheilt  werden. 

Was  die  zweiclassigen  Unterrealschulen  anbelangt,  so 
sind  dieselben  bezüglich  des  Lehrziels  den  beiden  ersten 
Classen  einer  dreiclassigen  Schule  gleichzuhalten ,  so  dass 
Schülern,  welche  mit  genügendem  Erfolge  eine  derselben  ab- 
solviert haben,  möglich  gemacht  werden  soll,  unmittelbar  in 
die  dritte  Classe  einer  Realschule  einzutreten. 

Wo  die  landwirthschaftlichen  oder  industriellen  Bedürf- 
nisse es  erheischen,  können  den  vollständigen  Bürgerschulen 
noch  weitere  Jahrgänge  zum  Unterrichte  in  einer  speciellen 
Richtung  beigefügt  werden.  Derartige  Specialcurse  scheinen 
bisher  als  ein  dringendes  Bedürfnis  sich  nicht  erwiesen  zu 
haben.  Nur  in  Böhmen  regte  die  Statthalterei  den  Gedanken 
an,  landwirthschaftliche  Specialschulen  mit  den  Bürgerschulen 
in  Verbindung  zu  setzen.     Hierauf    ei^oss   die  ministerielle 
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Entscheidung ,  es  könne  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  landvvirthschaftliche  Lehrcurse  in  Landstädten ,  deren 
Bevölkerung  grösstentheils  den  Landbau  betreibe,  nützlich 
seien.  Die  Heranziehung  der  Söhne  von  Bauern  aus  den 
umliegenden  Ortschaften  unterliege  jedoch  nicht  geringen 
Bedenken.  Der  Bauernstand  bilde  die  festeste  Grundlage  der 
bürgerlichen  Ordnung  und  es  sei  von  höchster  Wichtigkeit, 
dass  er  nicht  aus  seinen  von  Jugend  an  auf  hinausgesetzter 
Arbeit  beruhenden  Lebensverhältnissen  gerissen  werde,  wo- 
mit es  nicht  im  Einklänge  stehe,  wenn  seine  Söhne  der  land- 
wirthschaftlichen  Beschäftigung  wegen  zwei  Jahre  in  einer  Stadt 
zubringen  und  nach  Studentenart  behandelt  werden  sollen.  Die 
projectierten  landwirthschaftlichen  Curse  sollen  deshalb  bloss 
in  Städten  errichtet  werden,  deren  Bevölkerung  sich  grossen - 
theils  mit  Landwirthschaft  beschäftige.  Die  Dauer  dieses 
landwirthschaftlichen  Unterrichtes  sei  auf  zwei  Jahre  zu  be- 
schränken. Mit  einer  Vervielfältigung  dieser  Lehranstalten 
solle  man  sich  nicht  beeilen. 

Das  Lehrpersonal  der  Bürgerschule  besteht  aus  dem  Director 
und  Katecheten  der  Hauptschule,  dann  aus  mehreren  für  die 
Bürgerschule  befähigten  Lehrern,  welche  jedoch  mit  jenen  der 
Hauptschule  einen  einzigen  Lehrkörper  bilden.  Die  Anstel- 
lung der  Lehrer  und  des  Directors  an  zweiclassigen  Bürger- 
schulen erfolgt  durch  die  Landesbehörde ,  bei  dreiclassigen 
durch  das  Ministerium.  Bezüglich  der  Besoldung  und  Pen- 
sionierung bestehen  dieselben  Grundsätze  wie  bei  den  Haupt- 
schulen. Das  Schuljahr  beginnt  wie  an  der  Hauptschule 
zugleich  mit  den  Gymnasien  und  Realschulen.  Die  Hauptferien 
dauern  am  Schlüsse  des  Schuljahres  sechs  Wochen.  Kein 
Gegenstand  darf  ohne  Benützung  des  vorgeschriebenen  Lehr- 
buches gelehrt  werden.  Die  im  k.  k.  Schulbücherverlage 
für  Lehrgegenstände  der  Bürgerschule  vorhandenen  Schul- 
bücher sind  im  Allgemeinen  als  vorgeschrieben  zu  betrach- 
ten, von  denen  ohne  specielle  Genehmigung  nicht  abgewichen 
werden  darf.  Bei  etwaigem  Abgange  nothwendiger  Lehrbücher 
schreibt  die  politische  Landesbehörde  aus  den  vom  Mini- 
sterium im  Allgemeinen  als  zulässig  erklärten  Lehrbüchern 
dasjenige  zum  Gebrauche  vor,  welches  verhältnismässig  am 
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meisten  den  Anforderungen  entspricht.  Die  Lehrer  sind  ver- 
pflichtet sich  an  das  vorgeschriebene  Lehrbuch  zu  halten 
und  zwar  der  Art,  dass  sie  durch  ihre  Vorträge  dasselbe 
den  Schülern  zum  Behufe  ihrer  häuslichen  Wiederholung  erst 
recht  brauchbar  machen.  Da  an  manchen  Schulen  Abwei- 
chungen stattfanden,  erliess  das  Ministerium  im  J.  1858  die 
Weisung:  „Was  die  Vermessenheit  einzelner  Unterrealschul- 
lehrer betrifft,  welche  sich  Abweichungen  von  den  zum 
Schulgebrauche  vorgeschriebenen  Lehrbüchern  erlauben  und 
hiedurch  diese  Bücher  in  den  Augen  der  Schüler  in  Mis- 
credit  bringen,  so  muss  selbe  nicht  nur  als  eine  offene  Pflicht- 
widrigkeit, sondern  auch  als  ein  der  jugendlichen  Bildung 
höchst  nachtheiliger  Unfug  bezeichnet  werden,  der,  wo  er 
zum  Vorschein  kommt,  allsogleich  mit  aller  Strenge  abzu- 
stellen ist.^   — 

Der  Lehrplan  der  Realschule  wurde  namentlich  in  jüngster 
Zeit  von  vielen  Seiten  einer  einschneidenden  Beurtheilung  unter- 
zogen und  die  Forderung  der  Lehrerwelt  nach  Reformen  im 
Gebiete  des  Realschulwesens  ist  einstimmig.  Fachkundige 
Stimmen  haben  mit  grosser  Sachkenntnis  auf  Mängel  und 
Uebelstände  hingewiesen,  die  einer  Abhilfe  dringend  bedürfen. 
Wir  fassen  im  Nachstehenden  nur  die  bedeutendsten  Puncte 
zusammen. 

Die  Realschulen  bezwecken  gegenwärtig,  wie  oben  dar- 
gelegt wurde,  ausser  einer  allgemeinen  Bildung,  welche  sie 
ohne  Benützung  der  alten  Sprachen  zu  geben  suchen,  sowol 
einen  mittleren  Grad  von  Vorbildung  für  die  gewerblichen 
Geschäftszweige  als  auch  eine  Vorbereitung  für  die  tech- 
nischen Lehranstalten.  Es  ist  ein  nicht  abzuleugnender  Fehler 
dieser  Organisation,  dass  auf  diese  Weise  durch  eine  Ver- 
quickung verschiedener  Ziele  in  einer  und  derselben  Lehr- 
anstalt die  Wirksamkeit  derselben  ungemein  beeinträchtigt 
wurde.  Es  ist  eine  schwierige  Aufgabe  für  eine  Schule 
mehreres  mit  denselben  Mitteln  zu  gleicher  Zeit  anstreben 
zu  wollen;  eine  Schule  kann  nicht  vielerlei  Aufgaben  zu 
gleicher  Zeit  lösen,  sie  wirkt  genug,  wenn  ihr  die  Erreichung 
einer  einzigen  zugewiesen  wird.  Der  Erfolg,  den  unsere 
Gymnasien    im    Grossen    und    Ganzen    aufzuweisen    haben, 


508 

beruht  nicht  zum  geringsten  Theile  in  der  Beschränkung  auf 
ein  Zieh 

Der  dritte  Jahrgang  der  Ünterrealschule  befriedigt  nach 
keiner  Richtung,  steht  mit  dem  Organismus  der  Schule  in 
keinem  Zusammenhange.  Die  Vorträge  über  Baukunst,  Zoll-  und 
Monopolordnung  u.  s.w.  repräsentieren  die  sogenannte  prak- 
tische Richtung.  Es  Hesse  sich  gegen  die  Aufnahme  der- 
artiger Lehrgegenstände  in  eine  Schule,  welche  eine  un- 
mittelbare Vorbereitung  für  das  praktische  Leben  anbahnen 
soll,  nicht  das  geringste  einwenden,  und  man  mag  es  dahin 
gestellt  lassen,  ob  diejenigen,  welche  nach  absolvierter  Unter- 
realschule ins  praktische  Leben  eintreten,  einen  erklecklichen 
Nutzen  aus  jenen  Disciplinen  ziehen.  Aber  auch  diejenigen, 
welche  die  Oberrealschule  zu  absolvieren  beabsichtigen, 
werden  ein  Jahr  lang  mit  Dingen  beschäftigt,  welche  für 
ihre  späteren  Studien  durchaus  nicht  nothwendig  sind.  In 
dieser  Beziehung  hat  der  Lehrplan  vom  J.  1849  das  Rich- 
tigere getroffen,  wenn  er  diese  sogenannten  praktischen 
Fächer  in  einen  eigenen  Jahrgang  nach  der  dritten  Unter- 
realclasse  verlegt,  ohne  die  Absolvierung  desselben  für  die- 
jenigen zur  Pflicht  zu  machen,  welche  auch  die  Oberreal- 
schule zu  frequentieren  beabsichtigen.  Auf  diese  Weise  war 
wenigstens  ein  organisch  gefugter  Lehrplan  möglich,  und  die 
Realschule  konnte  sich  viel  eher  die  eigentlich  wissenschaft- 
liche Vorbildung  für  die  höheren  Berufsgattungen  zur  Haupt- 
aufgabe machen,  auch  nebenbei  den  unmittelbaren  Forderungen 
des  praktischen  Lebens  Rechnung  tragen,  so  lange  nicht 
durch  besondere  Fachlehranstalten  diesem  dringenden  Be- 
dür&isse  abgeholfen  werden  konnte. 

Man  darf  gegenwärtig  wol  auf  allgemeine  Zustimmung 
rechnen,  wenn  man  den  Realschulen  die  Aufgabe  zuweist, 
dass  sie  vornehmlich  für  die  höheren  bürgerlichen  Kreise, 
welche  specielle  üniversitätsstudien  nicht  erfordern,  vorbilden 
und  vorbereiten  sollen.  Die  Realschulen  sind  Mittelschulen 
und  haben  mit  einer  bestimmten  Fachbildung,  welche  anderen 
Lehranstalten  überlassen  bleiben  muss,  nichts  gemein.  Bei 
der  Auswahl  der  Bildungsstoffe,  welche  sich  am  meisten  für 
eine    allgemeine   Mittelschule    eignen,    hat    man    nicht    den 
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unmittelbaren  Nutzen  zu  berücksichtigen  und  darf  das  ge- 
sammte  Lehrmaterial  nicht  mit  Bezugnahme  auf  die  Praxis 
zuspitzen,  sondern  muss  vorzugsweise  ins  Auge  fassen,  in- 
wiefern der  Bildungsstoff  für  die  Ausbildung  des  Geistes  und 
die  Entwickelung  des  Charakters  sich  als  brauchbar  erweise. 

Die  Aufnahme  der  praktischen  Disciplinen  in  die  Real- 
schule befriedigte  auch  keine  Partei.  Diejenigen,  welche  die 
Realschule  als  eine  höhere  Mittelschule  organisiert  wissen 
wollten,  betrachteten  jene  Gegenstände,  wie  Buchhaltung, 
Zoll-  und  Monopolordnung  u.  s.  w.  als  hemmenden  Ballast, 
und  wiesen  auf  den  in  der  That  geringfügigen  Nutzen  hin, 
den  Vorträge  solcher  Art,  in  dieser  Ausdehnung  gegeben, 
der  Jugend  bringen.  Anderen,  und  dies  war  in  den  ersten 
Jahren,  nachdem  unsere  Realschulen  ins  Leben  gerufen  wor- 
den waren,  keine  kleine  Partei,  schien  die  Organisation  zu 
wenig  das  Gepräge  des  Praktischen  an  sich  zu  tragen.  Sie 
hatten  insofern  Recht,  als  die  aufgenommenen  Gegenstände 
den  Standpunct  der  allgemein  bildenden  Schule  verrückten 
und  im  grösseren  Publicum  über  die  Wirksamkeit  der  Schule 
Illusionen  verbreiteten,  welche  nur  zu  bald  schwinden  mussten. 
Ein  Realschüler  soll,  so  hiess  es,  zu  Allem  brauchbar  sein; 
nach  absolvierter  dritter  Classe  soll  er  im  gewerblichen  oder 
geschäftlichen  Leben  verwendet  werden  können.  Die  einen 
sahen  in  der  so  organisierten  Unterrealschule  eine  Gewerbe- 
schule, die  anderen  eine  Handelsschule,  und  die  Oberreal- 
schule sollte  weiss  der  Himmel  welche  specielle  Richtung 
verfolgen.  Noch  jetzt  sind  die  falschen  Vorstellungen,  welche 
man  von  den  Realschulen  überhaupt  hatte,  nicht  ganz  ge- 
schwunden. Man  lese  einen  der  letzten  Berichte  der  Reichen- 
berger  Handelskammer,  nach  deren  Ansicht  die  Realschule 
eine  zu  ideale  Tendenz  habe  und  praktischer  eingerichtet 
werden  solle! 

Diese  Forderung  ist  insofern  eine  unbedingt  berechtigte, 
als  neben  den  Realschulen  auch  besondere  Gewerbeschulen 
gegründet  werden  sollen  und  müssen.  Sie  ist  anderseits  ein 
deutlicher  Beweis,  dass  unsere  Realschulen  den  streng  ge- 
werblichen Anforderungen  wenig  genügt  haben.  Die  Gewerbe 
haben,    so  scheint  es  wenigstens,   durch  unsere  Realschulen 
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nicht  so  viel  gewonnen,  als  man  anzunehmen  gewillt  war, 
und  es  wäre  ihnen  durch  Specialschulen  eine  intensivere  För- 
derung zu  Theil  geworden.  Durch  die  in  verhältnismässig 
geringem  Umfange  gelehrten  Disciplinen  im  dritten  Jahr- 
gang der  Unterrealschule  konnte  wol  eine  allgemeine  gewerb- 
liche Vorbildung,  aber  keine  Fachbildung  gewährt  werden, 
welche  gerade  bei  dem  Stande  der  österreichischen  Industrie 
ein  unbedingtes  Erfordernis  ist. 

Ueberdies  werden  unsere  Realschulen  von  denjenigen, 
welche  sich  einem  Gewerbe  widmen  wollen,  nicht  durch  drei 
Jahre  besucht,  sondern  diese  begnügen  sich  meist  mit  der 
F'requentation  zweier  Jahrgänge.  Für  diese  Behauptung  lie- 
fern die  statistischen  Tabellen  eines  jeden  Jahres  die  nöthigen 
Belege.  Der  Knabe  ist  nach  zurückgelegter  Volksschule  viel 
zu  jung,  um  in  die  Lehre  gegeben  zu  werden,  und  um  die 
Zeit  auszufüllen ,  wird  er  ein  oder  zwei  Jahre  lang  in  eine 
Kealschule  geschickt.  Für  diese  grosse  Classe  müsste  durch 
einen  specilisch  anderen  Unterricht  gesorgt  werden,  als  dies 
gegenwärtig  der  Fall  ist.  Auch  die  Erfahrungen,  welche 
man  in  anderen  Ländern  gemacht  hat,  bestätigen  das  Ge- 
sagte. In  Baiern  z.  B.,  dessen  Gewerbeschulen  gewisser- 
massen  die  Vorbilder  unserer  Realschulen  gewesen  sind,  sah 
man  sich  in  neuester  Zeit  genöthigt,  den  Uebelständen  ab- 
zuhelfen, welche  daraus  erwuchsen,  dass  die  Gewerbeschulen 
zu  gleicher  Zeit  zum  Nutzen  für  die  Gewerbe  und  zur  Vor- 
"bereitung  für  die  polytechnische  Schule  dienen  sollten.  Fast 
einstimmig  sprachen  sich  die  gewiegtesten  Schulmänner  dahin 
aus,  dass  diese  Gewerbeschulen  ihrer  Doppelstellung  entledigt 
und  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  wiedergegeben  werden 
müssen,  nämlich  blosse  Vorbereitungsanstalten  für  das  Ge- 
werbe zu  sein,  und  dass  die  Vorbildung  für  die  technischen 
Schulen  und  die  anderweitigen  bürgerlichen  Kreise  auf  an- 
derem Wege  erzielt  werden  müsse.  Einen  ähnlichen  Process 
machten  die  Realschulen  überall  durch,  wo  man  ihnen  An- 
fangs eine  Doppelstellung  vindicierte.  Die  Unsicherheit  in 
der  Organisation  der  Realschulen,  welche  Anfangs  fast  aller 
Orten  vorhanden  war,  wo  man  an  die  Organisierung  derar- 
tiger Lehranstalten  gieng,  schwindet  allmählich,    und  man 
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hat  sich  überzeugt,  dass  das  Mass  der  allgemeinen  Bildung 
bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Kreise,  für  wel(;he  die  Schule 
vorarbeiten  solle,  unmöglich  ein  gleiches  sein  kann,  so  wie 
auch  die  Fachbildung  eine  verschiedene  fiir  die  verschiedenen 
Lebensberufe  sein  muss.  In  Preussen  organisierte  man 
neben  den  Bürgerschulen  und  Realschulen  aller  Art  Gewerbe- 
schulen, indem  man  von  dem  richtigen  Grundsatze  ausgieng, 
dass  es  hier  von  Anfang  an  zu  scheiden  gilt,  was  nicht  zu- 
sammengehalten werden  kann,  und  nur  durch  Mannigfaltig- 
keit der  Schulen  den  mannigfachen  Bildungsbedürfnissen 
abgeholfen  werden  könne. 

Man  wird  bei  aufmerksamer  Prüfung  unserer  Real- 
schulnormen sich  leicht  die  Ueberzeugung  verschaffen,  dass 
die  Art  und  Weise,  wie  der  Lehrstoff  vertheilt  ist,  in  der 
Zuweisung  verschiedener  Aufgaben,  welche  eine  und  dieselbe 
Schule  lösen  soll,  wurzelt.  Bei  den  mangelhaften  Vorkennt- 
nissen, welche  unsere  Volksschulen  den  angehenden  Gymna- 
siasten und  Realschülern  mitgeben,  wird  den  letztern  zu  viel 
zugemuthet,  wenn  in  der  ersten  Classe  schon  Naturgeschichte 
und  Physik  zu  gleicher  Zeit  vorgetragen  werden  sollen. 
Dies  steht  in  dem  Realschulwesen  Deutschlands  beispiellos 
da,  wo  doch  die  Volksschule  eine  höhere  Stufe  der  Ausbil- 
dung und  Entwickelung  erlangt  hat,  als  bei  uns  in  Oester- 
reich.  Es  wird  niemand  in  Abrede  stellen  und  die  Lehrer- 
welt hat  es  fast  einstimmig  anerkannt,  dass  der  physikalische 
Lehrstoff  selbst  in  dem  Ausmasse,  wie  er  an  Unterrealschulen 
vorgetragen  werden  soll,  eine  grössere  Reife  des  Geistes  erfor- 
dert, als  die  Schüler  in  der  Regel  mitbringen,  abgesehen  davon, 
dass  eine  gleichzeitige  Einführung  in  Unterrichtsgebiete,  wie 
Naturgeschichte  und  Physik,  schon  didaktisch  nicht  zu  recht- 
fertigen ist.  Hier  ist  ein  nacheinander,  nicht  ein  nebeneinander 
dringend  geboten.  Man  sah  sich  zu  dieser  Einrichtung  be- 
stimmt, weil  man  in  die  dritte  Classe  der  Unterrealschule  die 
Chemie  aufgenommen  wissen  wollte,  und  zwar  auch  in  einem 
Umfange,  der  für  diese  Altersclasse  wenig  passend  ist.  Man 
berücksichtige  ferner  die  Stundenzahl.  Naturgeschichte  wird 
durch  zwei  Stunden  im  ersten  Jahrgange  und  durch  ebenso  viel 
Stunden  im  ersten  Semester  des  zweiten  Jahres  gelehrt,  eine 


gleiche  Stundenzahl  wurde  der  Physik  in  den  drei  ersten  Se- 
mestern zugewiesen ,  im  vierten  Semester ,  wo  die  Naturge- 
schichte entfällt,  erhält  die  Physik  vier  Stunden.  Die  Klagen 
der  Lehrer,  dass  sie  mit  diesem  Stundenausmass  bei  den 
vollgefüllten  Classen  nur  geringe  Resultate  erzielen  können, 
sind  nur  allzu  gerechtfertigt.  In  zwei  Stunden  in  der  Woche 
vortragen,  wiederholen,  prüfen,  um  die  Leistungen  nur  eini- 
germassen  richtig  beurtheilen  zu  können,  ist  selbst  bei  der 
gesetzlich  normierten  Schülerzahl  von  50  eine  factische  Un- 
möglichkeit. Und  nun  bedenke  man  erst  80 — 100,  ja  manch- 
mal noch  mehr  Schüler  in  einer  Classe  und  frage  sich,  ob 
selbst  der  tüchtigste  und  geübteste  Lehrer  am  Ende  eines 
Semesters  nur  mit  einiger  Beruhigung  einen  nur  oberfläch- 
lichen Ueberblick  über  die  Leistungsfähigkeit  seiner  Schüler 
erlangen  kann.  Dasselbe  gilt  natürlich  vielleicht  in  verstärk- 
tem Masse  von  der  Physik,  wo  die  Experimente  einen  gros- 
sen Theil  der  Zeit  ausfüllen  müssen,  wenn  bei  dieser  Alters- 
classe  etwas  erspriessliches  geleistet  werden  soll.  In  der 
dritten  Classe  der  Unterrealschule  wird  der  verhältnismässig 
noch  unreife  Schüler  mit  Chemie  allzusehr  überbürdet.  Das 
Ziel,  welches  der  bestehende  Lehrplan  der  Unterrealschule 
zuweist,  ist  mit  dieser  Altersclasse  nicht  zu  erreichen,  da 
nach  dem  Urtheile  einsichtiger  Schulmänner  ein  befriedigen- 
des Resultat  in  diesem  Wissenszweige  eine  grössere  Reife 
des  Geistes  erfordert,  als  die  Schüler  des  dritten  Jahrganges 
in  der  Regel  besitzen. 

Was  den  geschichtlich-geographischen  Unterricht  anbe- 
langt, so  müsste  die  Realschule  sich  dieses  Bildungsmittels 
in  weit  ausgedehnterem  Massstabe  bedienen,  als  dies  gegen- 
wärtig geschieht.  Der  geschichtliche  Lehrstoff,  auf  den 
unteren  Lehrstufen  unbedingt  wichtig,  liegt  ganz  brach.  Die 
Erzählungen  biographischen  Inhaltes,  welche  nach  dem  Lehr- 
plane von  1851  bei  den  Vorträgen  über  Geographie  einge- 
flochten werden  sollen,  sind  für  einen  geregelten  Geschichts- 
unterricht nur  ein  äusserst  problematisches  Ersatzmittel.  Da- 
gegen wird  Zeichnen  in  den  drei  unteren  Classen  mit  25  bis 
26  St.  gelehrt,    ein  Stundenausmass,    welches   in  einer  Ge- 


Werbeschule  vollkommen  gerechtfertigt  ist,  für  eine  Mittel- 
schule als  zu  hoch  gegriffen  bezeichnet  werden  muss. 

Diese  Bemängelungen  treffen  allerdings  bloss  die  Un- 
terrealschule. Aber  auch  die  oberen  Classen  einer  vollstän- 
digen Realschullehranstalt  entsprechen  den  strengen  Anfor- 
derungen der  Didaktik  nicht  ganz.  Maschinenkunde  und 
technische  Chemie  gehören  in  eine  Fachschule,  die  Verthei- 
lung  der  Mathematik  unterliegt  gegründeten  Bedenken  und 
einzelne  Lehranstalten  haben  in  der  That  theils  selbständig, 
theils  mit  Bewilligung  der  vorgesetzten  Behörden  Modifica- 
tionen  darin  vorgenommen.  Der  Schwerpunct  der  Mathe- 
matik ist  in  die  vierte  Classe  verlegt  und  bei  dem  massen- 
haften Stoff,  der  abgehandelt  werden  soll,  gelingt  es  nur 
den  besser  begabten  Köpfen,  denselben  innerlich  zu  verar- 
beiten, und  der  grosse  reale  und  formale  Nutzen,  den  gerade 
ein  gut  geleiteter  mathematischer  Unterricht  in  einer  Real- 
schule abwerfen  soll,  geht  theilweise  in  die  Brüche.  Auf 
diese  Weise  lässt  sich  diejenige  Sicherheit  und  Piäcision 
des  Wissens  in  der  Elementarmathematik,  welche  für  das 
weitere  Fortkommen  an  den  technischen  Lehranstalten  ein 
unbedingtes  Erfordernis  ist,  nur  schwer  erreichen  und  die  Kla- 
gen bewährter  Lehrer  sind  allgemein.  In  der  besseren  und 
intensiveren  Verarbeitung  der  mathematisch  -  naturwissen- 
schaftlichen Disciplinen  liegt  theilweise  die  Erklärung,  warum 
Gymnasialschüler  in  Bälde  an  der  Technik  ihre  Mitgenossen, 
die  eine  Realschulbildung  durchgemacht,  übertreffen.  Auch 
der  Zeichnungs  -  Unterricht  in  der  Oberrealschule  ist  mit 
26  Stunden  zu  hoch  bedacht.  Man  wollte  dadurch  die  an 
der  Kunstakademie  bestehenden  Elementarzeichnungsschulen 
überflüssig  machen ,  ohne  ganz  den  beabsichtigten  Zweck 
zu  erreichen,  trotzdem  unsere  Realschulen  im  Zeichnen  vor- 
treffliches leisten  und  die  verdiente  Anerkennung  gefunden 
haben. 

Durch  die  Auftiahme  eines  verhältnismässig  grossen 
Stoffes  aus  den  Realien  wurde  die  sogenannte  humanistische 
Bildung  mehr  beeinträchtigt,  als  dies  in  einer  allgemein 
bildenden  Mittelschule  der  Fall  sein  sollte.  Dieser  Uebel- 
stand  wurzelt  in  der  geringen  Berücksichtigung  der  sprach- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesena  etc.  33 
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lich-historischen  Gegenstände.  Eine  Beseitigung  desselben 
ist  schon  im  Interesse  der  Techniker  dringend  geboten^ 
welche  in  ihrer  socialen  und  staatlichen  Stellung  einer  ein- 
gehenderen humanistisch -wissenschaftlichen  Bildung  bedür- 
fen, als  die  Realschule  gegenwärtig  zu  gewähren  im  Stande 
ist  Was  z.  B.  die  Geschichte  anbelangt,  so  wurde  oben 
auf  ihre  mangelhafte  Vertretung  in  der  Unterrealschule  hin- 
gewiesen, und  doch  müsste  gerade  hier,  bei  der  Empfänglich- 
keit der  Jugend  für  das  geschichtliche  Studium ,  auf  diese  Dis- 
ciplin  und  die  damit  im  Zusammenhange  stehenden  sprachli- 
chen Fächer  ein  Hauptgewicht  gelegt  werden,  während  erst  in 
den  oberen  Classen  sich  die  Hauptthätigkeit  auf  die  mathema- 
tisch-naturwissenschaftlichen Fächer  concentrieren  müsste. 
Was  die  Sprachen  betrifft,  so  hat  sich  die  gesammte  Lehrer- 
welt Deutschlands  für  die  Aufnahme  fremder  Sprachen  in  die 
Realschule  mit  entschiedener  Einstimmigkeit  ausgesprochen, 
da  eine  einigermassen  belangreiche  Bildung  in  dem  Gebrauch 
der  Muttersprache  nur  vermittelst  des  Studiums  fi-emder 
Sprachen  möglich  ist.  Die  lateinischen  Schulen  verdanken 
ihren  gegründeten  Ruf  als  tüchtige  Vorbildungsanstalten  nur 
dem  Sprachstudium,  und  die  Realschüler  stehen  dort,  wo 
dieses  vernachlässigt  wird,  hinter  den  Gymnasiasten  zurück. 
Der  sprachliche  Jugendunterricht  ist  auch  für  die  ethische 
Bildung  ein  nicht  gering  zu  schätzendes  Förderungsmittel. 
Es  ist  bekannt  genug,  dass  man  das  Hereindringen  der 
naturwissenschaftlichen  Lehrfächer  mit  der  Behauptung  ab- 
wehren zu  können  glaubte,  dass  die  naturwissenschaftlichen 
Disciplinen  kein  ethisches  Bildungselement  involvieren.  So 
unrichtig  diese  Ansicht,  in  solcher  Schroffheit  aufgestellt,  sein 
mag,  so  sehr  man  daran  festhalten  muss,  dass  die  Natur- 
wissenschaften auf  Geist  und  Gemüth  der  Jugend  in  bedeu- 
tendem Masse  einwirken,  nur  in  ganz  anderer  Weise  als  die 
sprachlichen  Disciplinen ,  und  dass  beide  Richtungen  ,  die 
naturwissenschaftliche  und  die  sprachliche,  in  einer  allgemeinen 
Mittelschule  vertreten  sein  müssen,  so  lässt  sich  dagegen  wohl 
schwerlich  in  Abrede  stellen,  dass  in  den  untern  Classen  die 
sprachlich-historischen  Fächer  fiir  die  ethische  Bildung  be- 
langreicher sind   als   die  Naturwissenschaften.    Die   exacteu 
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Discipllnen  wirken  auf  die  Anschauung,  die  reproductive 
Einbildungskraft^  bilden  den  Verstand_,  mit  einem  Worte  die 
intellectuellen  Kräfte  des  Seelenseins.  Sie  üben  wohl  einen 
ethischen  Einfluss,  aber  in  indirecter  Weise,  während  eine 
directe  Förderung  der  ethischen  Erziehung  durch  die  Be- 
trachtung und  Erkenntnis  des  Menschlich  -  grossen,  wie  es 
sich  in  der  Geschichte  und  Literatur  offenbart,  hervorge- 
rufen wird. 

Nach  dem  gegenwärtigen  Organisationsplane  sollen 
fremde  Sprachen  an  der  Realschule  wohl  gelehrt  werden, 
aber  nur  als  unobligate  Fächer.  Was  dies  sagen  will,  wissen 
alle,  welche  den  Charakter  der  Jugend  richtig  beurtheilen 
können.  Unobligate  Lehrfächer  haben  nur  auf  höheren  Bil- 
dungsstufen die  wahre  Theilnahme  gefunden,  wo  die  Reife 
des  Geistes  sich  ein  klares  Urtheil  über  die  Nützlichkeit,  ja 
Nothwendigkeit  eines  Lehrfaches  bilden  kann.  Und  gesetzt 
auch,  die  fremden  Sprachen  als  unobligate  könnten  sich  als 
fruchtbringend  für  den  einsichtigeren  Theil  der  Jugend  er- 
weisen, so  ist  die  Art  und  Weise,  wie  dieser  Unterricht  bis- 
her ertheilt  wurde,  vom  Standpunkte  der  Schule  nicht  zu 
billigen.  Das  Ziel,  welches  gegenwärtig  bei  dem  Sprach- 
unterrichte angestrebt  wird,  ist  Leichtigkeit  der  Conversation, 
bekanntlich  das  Ideal  sprachmeisterlicher  Schulweisheit,  und 
da  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen^  dass  der  bedeutende 
bildende  Einfluss ,  den  ein  gut  geleiteter  Sprachunterricht 
gewähren  kann,  vollständig  in  die  Brüche  geht;  auch  lässt 
sich  nicht  läugnen^  dass  der  Schüler  einen  weit  grösseren 
Erfolg  in  Bälde  erzielen  kann,  wenn  er  sich  zu  Hause  unter- 
richten lässt. 

Wird  nun  die  Wichtigkeit  eines  obligatorischen  Sprach- 
unterrichtes zugegeben,  und  es  gibt  im  gesammten  Deutsch- 
land kaum  eine  Stimme,  die  sich  dagegen  erheben  dürfte, 
so  bleibt  bloss  zu  erörtern,  ob  sich  die  Realschule  auf  die 
modernen  Sprachen  zu  beschränken  habe,  oder  ob  auch  die 
classischen  Sprachen  des  Alterthums  oder  wenigstens  eine 
alte  Sprache,  und  zwar  die  lateinische,  in  den  Kreis  der 
Unterrichtsgegenstände  zu  ziehen  sei.     Dieser  Punkt  ist  ge- 
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genwäi'tig  noch  Gegenstand  einer  heftigen  Controverse,   wie 
vor  dreissig  Jahren*). 

Es    ist    eine    leider    nicht    wegzuläugnende  Thatsache, 
dass  unsere  Schulorganisationen  entweder  Erbschaften  einer 
durchaus   anders   denkenden  Zeit,    oder    aber    Schöpfungen 
eines   momentanen   tief  gefühlten   Bedürfnisses   sind.     Diese 
tragen    sodann    das  Gepräge   der  Hast  und  Eilfertigkeit  an 
der  Stirne,  aber  es  wäre  ein  unverzeihlicher  Fehler,  in  Folge 
der  Erkenntnis    einzelner  Mängel    das  Ganze  umstossen  zu 
wollen    und   anstatt  eine  Fortbildung   und  Fortentwickelung 
anzustreben,  eine  totale  Umbildung  vorzunehmen.  Sovielfache 
Uebelstände  unsere  Realschule  aufzuweisen  hat,  im  wesentlichen 
hat  man  das  richtige  getroffen,  wenn  man  den  Charakter  dieser 
Schulgattung  als  für  den  Bürgerstand  berechnet  ansieht  und 
dieselbe  auf  anderen  Grundlagen  aufgebaut  hat,  als  unsere  ge- 
lehrten Mittelschulen.   Durch  die  Aufnahme  des  lateinischen 
Sprachunterrichtes  würde  das  Wesen  der  Realschule  vollstän- 
dig verschoben.  Die  beiden  Hauptgattungen  der  Mittelschulen 
sollen  vom  Anfang  an  scharf  geschieden,  alle  vermittelnden 
Halbheiten  vollständig  vermieden  werden.     Die  Eintheilung 
der  Schulen   in  Realschulen  und  Gymnasien    ist  keine  will- 
kürlich ersonnene,  es  ist  eine  Scheidung  nach  dem  künftigen 
Stande  und  der  Lebensweise.  Es  gibt  nun  einmal  eine  grosse 
Classe,    welche,    ohne  gelehrtes  Wissen   zu   bedürfen,    eine 
grössere   allgemeine  Ausbildung    anstrebt,    und    man    kann 
nur  der  Ansicht   eines   bewährten  Schulmannes  beistimmen, 
der  das  Wesen  der  Realschule  darin   sucht,    dass   sie  allen 
denen  dienen  soll,    welche  nicht  auf  Handarbeit  oder  Kopf- 
arbeit ausschliesslich  angewiesen  sind,    sondern   eine  freiere 
Bildung  für  die  Gegenwart  beabsichtigen,   ohne  den  histori- 
schen Weg  über  Athen   und  Rom  einzuschlagen.     Ihr  Cen- 
trum haben  die  Realschulen  in  den  Naturwissenschaften  und 
neueren  Sprachen  zu  suchen**). 

*)  Vergl.  die  Verhandlungen  und  die  Denkschrift  des  Vereines 
Mittelschule  über  die  Reform  der  Realschule,  Wien  1865.  Theilweise  im 
Gegensatze  mit  den  gefassten  Beschlüssen  stehen  die  in  der  „Denkschrift 
über  die  Verhältnisse  der  österreichischen  Mittelschulen"  Wien  1862  auf- 
gestellten Ansichten  desselben  Vereines. 

**)  Vergl.  das  tüchtige  Buch:  die  Schule  und  das  Leben  von  Curtman. 
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Nur  dann  müsste  man  sich  mit  aller  Entschiedenheit 
für  die  Aufnahme  der  lateinischen  Sprache  in  den  Lehrplan 
der  Realschule  aussprechen ,  wenn  sich  in  der  That  strict 
beweisen  liesse,  dass  die  Lehrobjecte,  welche  die  Realschule 
in  bevorzugender  Weise  zu  berücksichtigen  hat,  wie  moderne 
Sprachen,  die  deutsche  Sprache,  die  Geschichte,  Mathematik 
und  die  Naturwissenschaften,  formelle  und  ideale  Humanitäts- 
bildung nicht  gewähren  können.  Wenn  die  Realschulen  bis- 
her hinter  den  durchschnittlichen  Leistungen  der  Gymnasien 
zurückgeblieben  sind,  so  lag  dies  zum  Theil  in  ihrer  Orga- 
nisation und  in  der  Neuheit  dieser  Anstalten.  Ihnen  steht 
nicht  eine  Jahrhundert  lange  Erfahrung  zur  Seite,  welche  es 
ermöglicht,  Einseitigkeiten  und  Misgriffe  zu  vermeiden;  sie 
mussten  sich  mühsam,  von  den  Regierungen  Anfangs  wenig 
unterstützt  und  begünstigt,  Bahn  brechen^  ehe  es  ihnen  ge- 
lang, jene  hervorragende  Stellung  einzunehmen,  welche  ihnen 
nun  und  nimmermehr  abgestritten  werden  kann.  Es  mag 
sein,  dass  eine  gewisse  Art  von  Bildung  nur  vermittelst  der 
classischen Sprachen  zu  erreichen  ist,  aber  sie  als  einzigesZiel 
des  Jugendunterrichtes  hinzustellen,  dürfte  eine  vollständige 
Verkennung  der  Interessen  der  Gegenwart  und  Zukunft  sein. 
Für  diejenigen  ,  welche  sich  dem  Gelehrtenstande  widmen, 
ist  gewiss  ein  Zurückgehen  auf  das  Alterthum  eine  Noth- 
wendigkeit,  nicht  dasselbe  lässt  sich  von  jenen  behaupten, 
welche  sich  irgend  einem  praktischen  Berufe  hinzugeben  ge- 
sonnen sind,  ein  em  Berufe,  der  mehr  ein  genaueres  Eingehen 
in  die  Verhältnisse  der  Gegenwart  erfordert,  ohne  eines  be- 
sonderen Vertiefens  in  die  Vergangenheit  zu  bedürfen. 

Die  Realschulen  haben  in  mehrfacher  Hinsicht  mit  gros- 
sen Uebelständen  zu  kämpfen  gehabt.  Man  betonte  in  der 
ersten  Zeit  ihres  Entstehens  meistens  die  praktische  Rich- 
tung und  wollte  den  verschiedenartigsten  berechtigten  und 
unberechtigten  Anforderungen  möglichst  gerecht  werden. 
Daraus  entstanden  die  buntscheckigen  Lectionspläne,  welche 
das  Gepräge  der  Unausführbarkeit  an  der  St  irne  tragen.  Diese 
Verirrung  hat  die  Realschule  glücklich  überwunden  und  der 
reine  Utilitätsstandpunct  verliert  an  Boden.  Nicht  dasselbe 
läset  sich  von  der  anderen  Richtung  behaupten,    welche  die 
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sogenannte  allgemeine  Bildung  allzusehr  berücksichtigend  für 
die  Aufnahme  des  lateinischen  Sprachunterrichtes  auftritt. 
Und  doch  ist  die  bevorzugende  Hervorhebung  des  Latein 
als  eines  zur  allgemeinen  Bildung  nothwendigen  Lehrstoffes 
eine  ebenso  grosse  Einseitigkeit,  wie  die  ausschliessliche  Be- 
tonung des  praktischen  Elementes. 

Welcher  Richtung  man  sich  auch  zuneigen  mag,  in  dem 
einen  Puncto  stimmen  die  meisten  Lehrer  überein,  dass  der 
obligatorische  fremde  Sprachunterricht  zur  Hebung  und  Ent- 
wickelung  unseres  Realschulwesens  nur  auf  die  wirksamste 
Weise  beitragen  kann.  Freilich  wird  sich  dies  in  dem  der 
Realschule  gegenwärtig  zugewiesenen  Zeiträume  von  sechs 
Jahren  nur  schwer  bewerkstelligen  lassen.  Wenn  auch  viel- 
leicht durch  das  Hinwegfallen  der  sogenannten  praktischen 
Diöciplinen  einige  Stunden  gewonnen  werden ,  so  reichen 
diese  für  den  Sprachunterricht  nicht  aus.  Auch  ist  eine  Be- 
schränkung der  Lehrstunden  eine  Noth wendigkeit,  da  unse- 
ren Knaben  mit  dreissig  bis  dreiunddreissig  Stunden  in 
der  Woche  schon  auf  den  untersten  Stufen  zu  viel  zuge- 
muthet  wird.  Durch  die  Vermehrung  der  Jahrescurse  ge- 
wänne unsere  Jugend  auch  zur  freiem  und  ruhigem  Ent- 
wickelung  der  körperlichen  Kräfte  an  Zeit.  Auch  ist  das 
frühzeitige  Verlassen  der  Schulen,  um  auf  Alcademien,  tech- 
nischen Anstalten  berufswissenschaftlichen  Studien  obzuliegen, 
durchaus  kein  Vortheil.  Um  bei  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Wissenschaft  den  Anforderungen  einer  technischen  Hoch- 
schule im  strengsten  Sinne  des  Wortes  genügen  zu  können, 
ist  eine  gewisse  Reife  des  Geistes  erforderlich ,  welche  bei 
dem  jetzigen  Zeitausmasse  der  Realschule  nur  schwer  erzielt 
werden  kann,  wie  es  ja  nach  dem  Ausweise  eines  bewährten 
Statistikers  bekannt  ist,  dass  ein  grosser  Theil  unserer  Real- 
schüler die  vollständige  Realschule  nicht  in  sechs,  sondern 
in  sieben  Jahren  absolviert*). 

In  Lehrerkreisen  wurde  die  ,.^ Reform  der  Realschule"  das 
Stichwort,   seitdem  man   in  gewissen  Richtungen  die  Unzu- 


*)    Vergl.    den    nächsten  Abschnitt.     Den   stringenten  Beweis   hat 
Ficker  geliefert. 
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länglichkeit  der  Leistungen  dieser  Lehranstalten  richtig  er- 
kannte, und  namentlich  die  von  Hornig  begründete;  später 
von  Warhanek  und  Schmitt  redigirte  „Zeitschrift  für  die 
österreichischen  Realschulen"  brachte  mehrere  Artikel,  welche 
sich  eingehend  damit  beschäftigten ,  und  die  Fehler  und 
Mängel  des  bestehenden  Lehrplanes  scharf  beleuchteten. 
Auch  der  Director  der  Landstrasser  Realschule  Weiser, 
welcher  längere  Zeit  entschieden  für  das  herrschende  System 
eintrat,  ging  später  in  das  Lager  der  Gegner  über  und  be- 
tonte entschieden  die  Nothwendigkeit  einer  Erweiterung 
des  Lehrstoffes  in  humanistischer  Richtung*).  Seit  der  Grün- 
dung des  Vereins  „Mittelschule",  zumeist  aus  Gymnasial-  und 
Reallehrern  bestehend,  bildete  die  Realschule  den  Mittelpunct 
eingehender  Debatten  und  die  Lateinfrage  den  Hauptpunct. 
Die  Resultate  dieser  Berathungen  lassen  sich  folgen- 
dermassen  zusammenfassen :  der  Zweck  der  Realschule  wurde 
dahin  präcisiert,  dass  sie  eine  weitere  allgemeine  Bildung 
gewähren  solle ,  als  die  Volksschule  und  die  niedere  Bür- 
gerschule zu  bieten  vermag,  und  hiernach  für  alle  jene 
höheren  ßerufszweige  vorzubreiten  habe ,  welche  wie  z.  B. 
die  technischen  auf  Mathematik  und  Naturwissenschaften  be- 
ruhen. Ein  und  dieselbe  Lehranstalt  könne  unmöglich  die 
Aufgabe  lösen,  für  das  niedere  Gewerbe  und  zugleich  für 
die  technische  Fachschule  vorzubereiten.  Als  vornehmlich 
der  Verbesserung  bedürftig  wurden  bezeichnet  eine  metho- 
disch richtigere  Vertheilung  und  Aufeinanderfolge  der  Lehr- 
gegenstände; eine  grössere  Berücksichtigung  der  humani- 
stischen Fächer  durch  Aufnahme  der  modernen  Culturspra- 
chen,  der  lateinischen  Sprache  als  obligate  Lehrgegenstände 
in  die  Unterrealschule;  die  Bestimmung  über  obligate  oder 
vollkommen  freie  Einführung  derselben  auch  in  die  obern  Clas- 
sen  sollte  denjenigen,  welche  die  Lehranstalt  erhalten,  anheira 
gegeben  werden.  Ferner  Berücksichtigung  des  geschichtlichen 
Lehrstoffes  in  der  Unterrealschule,  Beschränkung  des  Zeichen- 
unterrichtes  und  Beseitigung  der  Fachgegenstände ,    welche 


*)    Vergl.  die  Profjramme    der  Realschule    in    der  Vorstadt   Land- 
strasse  in  Wien  18G3  und  1864. 
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bestimmte  Fachschulen  zugewiesen  werden  sollen.  Zugleich 
fordert  der  Verein  Vermehrung  der  Lehrcurse  und  Maturi- 
tätsprüfung. 

Zu  gleicher  Zeit,  als  diese  Verhandlungen  in  dem  Ver- 
eine Mittelschule  geführt  wurden,  fanden  auch  im  Unterrichts- 
rathe  Berathungen  über  eine  etwaige  Reform  der  Realschule 
statt.  In  den  meisten  Puncten  stimmte  das  Elaborat  des 
Unterrichtsrathes  mit  den  oben  dargelegten  Gesichtspuncten 
überein,  nur  sprach  man  sich  gegen  die  Aufnahme  des  Latein 
aus.  Eine  Entscheidung  von  Seite  des  Ministeriums  ist  trotz 
aller  Eingaben  nicht  erflossen.  Die  Angelegenheit  ruht  seit 
Jahren  vollständig. 

Das  Zögern  und  Zaudern  ist  schwer  begreiflich.  Man 
kann  es  erklärlich  finden,  wenn  auf  dem  Gebiete  der  reinen 
Politik,  man  erlaube  uns  diesen  Ausdruck,  manches  vielleicht 
in  der  Gegenwart  Undurchführbare  der  Zukunft  überlassen 
werden  muss  und  die  Berücksichtigung  der  vielfachen  Fac- 
toren  des  Staatslebens  dem  Staatsmanne  es  unmöglich  macht, 
mit  energischer  Hand  einzugreifen;  aber  es  ist  ungerecht- 
fertigt und  nicht  zu  entschuldigen,  wenn  man  dort  nicht  Hand 
anlegt,  wo  die  Wünsche  so  laut,  die  Forderungen  so  be- 
rechtigt und  die  Vorschläge  so  leicht  durchführbar  sind. 
Wo  die  Schule  mit  anderen  erst  zu  lösenden  Fragen  des 
Staatslebens  eng  verflochten  ist,  wie  es  bei  der  Volksschule 
und  theilweise  auch  bei  der  Universität  der  Fall  ist ,  kann 
die  Bedächtigkeit  der  leitenden  Männer  wenigstens  erklärt 
werden.  Wo  soll  aber  die  Begründung  für  Verzögerungen 
von  Reformen  gesucht  werden,  welche  keine  Partei  verletzen, 
kein  Staatsprincip  gefährden,  deren  Realisierung  im  Gegen- 
theil  allen  Parteien  nur  willkommen  sein  kann.  Dies  ist  auf 
dem  Gebiete  des  Real-  und  Gewerbeschulwesens  der  Fall. 
Seit  Jahren  sind  die  Forderungen  präcisiert  und  formuliert, 
ohne  Beachtung  zu  finden.  Die  Schwierigkeiten  einer  durch- 
greifenden Reorganisation  sind  nicht  eben  bedeutend;  aber 
selbst  wenn  man  vor  einer  solchen  kühnen  That  zurück- 
schreckt, so  lassen  sich  einzelne  Modificationen,  welche  we- 
nigstens theilweise  mancherlei  Mängel  beseitigen  würden,  mit 
grosser  Leichtigkeit  anbringen. 
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Wir  erheben  nicht  im  Interesse  der  Bildung  allein  die 
Forderung,  dass  endlich  eine  Entscheidung  getroffen  werde, 
sondern  im  Interesse  der  Volkswirthschaft.  Die  Hebung  der 
unerschöpflichen  Hilfsquellen  Oesterreichs,  welche  doch  so  oft 
bei  uns  als  eine  wichtige  Aufgabe  hingestellt  wurde,  erheischt 
vor  allem  einen  höheren  Bildungsgrad  in  den  weitesten  Kreisen 
der  Staatsbürger,  und  wenn  schon  die  Volksschule  aus  viel- 
fachen Gründen  unberührt  bleiben  soll,  so  dürfte  es  wenig- 
stens angezeigt  sein,  durch  ein  treffliches  Mittelschulsystem 
die  in  den  elementaren  Lehranstalten  vorhandenen  Lücken 
und  Mängel  auszugleichen.   — 

Entspricht  nun  die  Organisation  der  selbständigen  Real- 
schulen nicht  allen  pädagogisch  didaktischen  Anforderungen, 
so  muss  die  Einrichtung  der  unselbständigen  mit  der  Volks- 
schule verbundenen  Realschulen  als  ganz  verfehlt  bezeichnet 
werden ;  sie  haben  auch  den  Erwartungen  nicht  entsprochen, 
obgleich  nicht  geläugnet  werden  kann,  dass  sie  bei  dem  voll- 
ständigen Mangel  von  sogenannten  höhern  Volksschulen  und 
Bürgerschulen  dennoch  Erspriessliches  geleistet  haben.  Schon 
die  Benennung  dieser  Lehranstalten  als  unselbständige  Real- 
schulen ist  eine  verfehlte.  Sie  sollen  eigentlich  eine  abge- 
schlossene Bildung  für  die  Kreise  der  niederen  städtischen 
und  ländlichen  Gewerbe  bezwecken  und  weisen  durch  ihren 
Namen  auf  einen  Uebergang  zu  höhern  Stufen  des  Unter- 
richtes hin;  auch  wurde  an  vielen  Orten  der  ganz  unberechtigte 
Wunsch  laut  die  Unterrealschule  dui'ch  Hinzufägung  der 
fehlenden  Classen  zu  einer  Oberrealschule  zu  erweitern.  Die 
Umgestaltung  dieser  Lehranstalten  in  Bürgerschulen,  wie  sie 
in  Deutschland  vielfach  bestehen,  ist  eine  Nothwendigkeit, 
der  man  sich  schwer  wird  entziehen  können ,  und  die 
grosse  Wichtigkeit  derartiger  Bürgerschulen  wird  auch 
allseitig  tief  gefühlt.  Die  meisten  Eltern,  welche  ihre  Kin- 
der, die  mit  dem  14  oder  15  Lebensjahre  ihre  Schulbildung 
abschliessen  sollen,  in  eine  Mittelschule  schicken,  thun  dies 
uur  deshalb,  weil  andere  Lehranstalten  fehlen.  Dort,  wo 
das  Bedürfnis  vorhanden  ist,  müssten  den  Bürgerschulen  be- 
sondere Classen  mit  gewerblicher  Richtung  angefügt  werden, 
welche  sich  mannigfaltig   und    eigenartig  gestalten  können, 
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je  nachdem  auf  den  einen  oder  andern  Industriezweig  Rück- 
sicht genommen  wird.  Eine  Umgestaltung  der  unselbstän- 
digen Realschulen  käme  auch  den  vollständigen  Realschulen 
zu  gute.  Gegenwärtig  werden  diese  Anstalten  in  den  unteren 
Classen  von  vielen  Schülern  besucht,  welche  noch  zu  jung 
sind,  um  in  die  Lehre  gegeben  zu  werden  und  denen  die 
Schule  nur  dazu  dient,  die  Zeit  von  dem  Austritt  aus  der 
Volksschule  bis  zum  Eintritte  ins  praktische  Leben  auszu- 
füllen. Sie  werden  als  Ballast  mitgeschleppt  und  erschweren 
auf  vielfältige  Weise  den  Unterricht.  — 

Schliesslich  noch  ein  Wort  über  das  Schulwesen  Un- 
garns. Dieses  ist  durch  den  Umschwung  der  politischen  Ver- 
hältnisse im  Jahre  1860  insoferne  empfindlich  berührt  wor- 
den, als  die  deutschen  Lehrer,  welche  die  Stützen  des  Real- 
Schulunterrichtes  bildeten,  meist  das  Land  verliessen  und 
heimischen  Elementen  Platz  machten.  Ungarn  besitzt  aber 
bezüglich  der  Realschule  nicht  die  genügende  Anzahl  von 
Lehrkräften  selbst  für  seine  spärlich  gesäeten  Reallehranstal- 
ten. An  manchen  Schulen  müssen  Supplenten  mit  zum  Theil 
ungenügender  Vor-  und  Durchbildung  die  Lücke  ausfüllen. 
Für  die  Prüfung  der  Lehramtscandidaten  ist  eine  besondere 
Prüfungscommission  bei  dem  technischen  Institute  in  Ofen 
creiert  worden.  Der  Lehrplan  hat  im  grossen  und  ganzen 
nur  geringere  Aenderungen  erfahren;  die  wesentlichsten  sind 
die  Aufnahme  der  magyarischen  Geschichte  in  die  untern 
und  obern  Classen  dei'  Realschule  und  der  Oekonomie  in 
die  dritte  Classe  der  Unterrealschule;  in  welchem  Umfange 
und  nach  welchem  Gesichtspuncte  die  letztere  betrieben 
wird,  ist  uns  nicht  bekannt.  Man  kann  den  deutschen  Real- 
schulen Ungarns  das  Zeugnis  nicht  versagen,  dass  sie  sich 
bemühen,  der  ihnen  gestellten  Aufgabe  im  vollsten  Masse 
gerecht  zu  werden.  Im  allgemeinen  aber  erfreut  sich  die  Real- 
schule von  Seiten  der  Gemeinden  und  Corporationen  nicht 
jener  besonderen  Pflege ,  die  im  Interesse  des  wirthschaft- 
lichen  Fortschrittes  wünschenswerth  w^äre.  — 

Die  Lehrer  für  vollständige  Realschulen  haben  ihre 
Befähigung  für  das  Lehramt  durch  eine  Prüfung  darzuthun. 
Früher  bestand  nur  eine  einzige  Prüfungscommission  in  Wien; 
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seit  1860  wurde  auch  für  Ungarn  eine  selbständige  Commission 
eingesetzt.  Der  böhmische  Landtag  befürwortete  eine  ähnliche 
Institution  für  Prag,  welche  demnächst  ins  Leben  treten  wird. 
—  Ein  Mitglied  der  Prüfungscommission  wird  zum  Director 
ernannt  und   mit  dem  Vorsitz    in    den    Verhandlungen,   der 
Führung,  der  Correspondenz  u.  s.  w.  beauftragt.  Jene  Schul- 
räthe,    welche    mit   der   Inspcction   der  Realschulen  am  Ort 
der  Prüfungscommission    betraut  sind,    sind    berechtigt   und 
verpflichtet,    den  mündlichen  Prüfungen   und  Probelectionen 
beizuwohnen.  Die  Candidaten,  welche  zur  Prüfung  zugelassen 
werden  wollen,  haben  ein  Zeugnis  über  das  absolvierte  Gym- 
nasium und  die  mit  gutem   Erfolge    bestandene  Maturitäts- 
Prüfung  nachzuweisen;    nur   bei  jenen  Candidaten,    welche 
die   Befähigung    aus    der    darstellenden   Geometrie  und   Ma- 
schinenlehre erlangen  wollen,  soll  von  Gymnasialstudien  abge- 
sehen werden  und  es  genügt  die  mit  gutem  Erfolge  absolvierte 
Realschule;     ferner  ist  der  Nachweis    zu  liefern,    dass  der 
Candidat  drei  Jahre  an  einer  Universität  oder  einer  technischen 
Anstalt  als  ordentlicher  Hörer  immatriculirt  war.  „Wenn  eines 
dieser  Zeugnisse  nicht  beigebracht  werden  kann,  jedoch  der 
Beweis  einer  erspriesslichen  Wirksamkeit   im  Lehramt   oder 
andere  Umstände   vorliegen ,    welche  zur  Annahme  berech- 
tigen,  dass  der  Candidat  eine  gründliche  und  geregelte  Bil- 
dung  erhalten   habe,    so    kann   die   Prüfungscommission   die 
Entscheidung  des  Ministeriums  über  die  Zulassung  zur  Prü- 
fung einholen."  In  der  That  wurde  auch,  namentlich  in   den 
ersten   Jahren,   hievon   grosser  Gebrauch  gemacht    und   den 
Lehrern,  welche  bisher  an  anderen  Lehranstalten,  z,  B.  den 
sogenannten  vierten  Classen,  beschäftigt  waren,  die  Erlaubnis 
zur  Ablegung  der  Prüfung  bereitwilligst  ertheilt.    Eine  Auf- 
hebung   dieser   Bestimmung  ist   aber  gegenwärtig  dringend 
geboten. 

Im  Allgemeinen  wird  bei  der  Prüfung  erfordert:  gründ- 
liche Kenntnis  in  denjenigen  Fächern,  für  deren  Unterricht 
die  Befähigung  erlangt  werden  will  und  eine  entsprechende 
allgemeine  Bildung.  Von  dem  Ergebnis  der  Prüfung  nach 
beiden  Richtungen  hängt  es  ab,  ob  der  Candidat  ein  Be- 
fähigungszeugnis   zur   Ertheilung    des    Unterrichtes    in    der 
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ganzen  Realschule  oder  nur  in  der  Unterrealschule  erhält. 
Die  HauptgebietC;  auf  welche  sich  die  Prüfung  zu  beziehen 
hat,  sind:  1.  Sprachen,  2.  Geographie  und  Geschichte,  3.  die 
mathematisch  -  naturwissenschaftlichen  Fächer,  und  zwar: 
a)  Mathematik,  b)  darstellende  Geometrie  mit  dem  dazu 
gehörigen  Linearzeichen,  c)  Physik  njit  theoretischer  Me- 
chanik, d)  Maschinenlehre,  e)  Naturlehre,  /)  Chemie. 

Wer  sich  für  die  Unterrichtssprache  befähigen  will,  hat 
sich  gleichzeitig  der  Lehramtsprüfung  wenigstens  für  die  Unter- 
realschule zu  unterziehen,  entweder  aus  einer  zweiten  öster- 
reichischen Landessprache  oder  aus  der  französischen  und 
englischen  Sprache,  wodurch  er  jedoch  nur  die  Befähigung 
zur  Anstellung  an  einer  Realschule  erhält,  an  welcher  die 
bezügliche  zweite  Sprache  gelehrt  wird,  oder  aus  der  Geo- 
graphie und  Geschichte,  oder  aus  der  Physik,  oder  aus  der 
Naturgeschichte,  oder  aus  der  Mathematik. 

Die  Befähigung  für  Geographie  und  Geschichte  allein 
genügt  nur  dann,  wenn  sie  sich  auf  die  Oberrealschule  er- 
streckt und  nur  zur  Anstellung  an  einer  solchen.  Ist  sie  auf 
die  Unterrealschule  beschränkt,  so  soll  damit  die  Befähigung 
für  die  Unterrichtssprache  verbunden  sein.  Wer  die  Befä- 
higung aus  den  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Gebieten 
erlangen  will,  muss  sich  einer  Prüfung  wenigstens  aus  zwei 
Pächern  und  zwar  mindestens  aus  einem  für  die  Oberreal- 
schule unterziehen. 

Das  Mass  der  Anforderungen  ist  in  den  einzelnen 
Fächern  im  Allgemeinen  normirt.  Bezüglich  der  deutschen 
Sprache  oder  der  anderen  Landessprachen  hat  der  Candidat 
für  Unterrealschulen  stilistische  Gewandtheit,  correcte  Dar- 
stellung und  eine  reine  Aussprache,  gründliche  Kenntnis  der 
Grammatik  und  der  Literaturgeschichte,  Bekanntschaft  mit 
den  Formen  und  Arten  der  Poesie  und  Prosa  nachzuweisen. 
Für  die  Oberrealschule  wird  überdies  bezüglich  des  Deutschen 
gefordert  ein  Verständnis  der  leichteren  mittelhochdeutschen 
Sprachdenkmäler,  Kenntnis  des  Inhaltes  der  wichtigsten  litera- 
rischen Denkmäler  älterer  Zeit  und  endlich  Bekanntschaft  mit 
der  Culturgeschichte  im  Allgemeinen  und  mit  der  griechischen 
und  deutschen  Mythologie.  Eine  weitere  Bestimmung,  die  jedoch 
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bloss  auf  dem  Papier  steht,  ist,  dass  der  Candidat  irgend 
einer  zweiten  lebenden  oder  todten  Sprache  mächtig  sei,  ihr© 
Grammatik  und  Syntax  kenne  und  wenn  sie  eine  lebende  ist, 
sie  correct  zu  schreiben  und  zu  sprechen  im  Stande  sei. 

In  der  Geschichte  muss  der  Candidat  für  Unterreal- 
schulen eine  chronologisch  sichere  Uebersicht  der  Welt- 
geschichte, Einsicht  in  den  pragmatischen  Zusammenhang 
der  Hauptbegebenheiten,  gründliche  Kenntnis  der  alten  Ge- 
schichte, insoweit  sie  zum  Verständnis  der  Weltgeschichte 
erforderlich  ist  und  insbesondere  noch  eine  ausführliche 
Kenntnis  der  Geschichte  des  österr.  Kais  er  Staates,  sowie 
dessen  Statistik  mit  Rücksicht  auf  Handel  und  Gewerbe  und 
auf  die  Handelsbeziehungen  zu  den  wichtigsten  Staaten  be- 
sitzen. Für  die  Oberrealschule  ist  noch  eine  besondere  Ver- 
trautheit mit  einer  beliebigen  Partie  der  Geschichte  zu  for- 
dern. In  der  Geographie  hat  der  Examinand  eine  sichere 
Uebersicht  über  die  gesammte  Erde  nach  ihren  natürlichen 
und  politischen  Verhältnissen,  eine  genaue  Kenntnis  der 
europäischen  Länder  und  eine  ganz  specielle  Bekanntschaft 
mit  der  Geographie  Oesterreichs,  ebenso  auch  Geübtheit  mit 
dem  Entwerfen  von  Karten  auf  der  Tafel  nachzuweisen. 

In  der  Mathematik  wird  gefordert:  sichere  Kenntnis 
und  Durchführung  der  gesammten  Elementar-Mathematik  und 
ihrer  praktischen  Anwendung,  Kenntnis  des  geometrischen 
Zeichnens,  soweit  es  in  der  Unterrealschule  gelehrt  wird, 
Geübtheit  in  der  analytischen  Geometrie,  Vertrautheit  mit 
den  Elementen  der  Integral-  und  Differential-Rechnung.  Bei 
der  Prüfung  für  die  Unterrealschule  ist  der  Prüfungsstoff 
auf  die  Elementar-Mathematik  beschränkt.  —  Zur  Befähigung 
für  den  Unterricht  der  Physik  an  der  Unterrealschule  wird 
die  Kenntnis  der  beweisenden  Physik  insoweit  gefordert, 
als  sie  auf  Elementar-Mathematik  beruht,  ferner  Experimental- 
physik und  Hauptpunkte  der  Chemie  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  wichtigeren  technischen  Anwendungen.  In  der 
Oberrealschule  kommt  noch  die  Kenntnis  der  theoretischen 
Mechanik  auf  Grundlage  der  Elemente  der  Differential-  und 
Integral-Rechnung,  eine  gewisse  Bekanntschaft  mit  der  Astro- 
nomie, der  mathematischen  Geographie  und  Meteorologie  hin- 
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zu.  —Aus  der  Maschinenlehre  wird  verlangt:  sichere  Kenntnis 
•der  theoretischen  Mechanik  auf  Grundlage  der  Elemente  der 
Differential-  und  Integral-Rechnung,  Construction,  Berech- 
nungsart  der  vorzüglichsten  Maschinen  in  ihrer  Anwendung 
als  Motoren  und  als  Arbeitsmaschinen,  Fertigkeit  im  Zeichnen 
von  Maschinen.  —  In  der  Naturgeschichte  muss  der  Candidat, 
um  für  Oberrealschulen  die  Befähigung  zu  erlangen,  vorge- 
legte Körper  zu  erkennen  und  zu  bestimmen  vermögen,  eine 
genaue  Kenntnis  der  altern  und  neuern  naturhistorischen 
Systeme  besitzen,  ferner  die  wichtigsten  Thatsachen  aus  der 
Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen  und  Thiere,  der  geo- 
graphischen Verbreitung  derselben  sich  angeeignet,  endlich  mit 
der  Geognosie  in  Verbindung  mit  Paläontologie  und  mit  den 
in  der  Geologie  herrschenden  Hauptansichten  sich  vertraut 
gemacht  haben.  Bei  der  Prüfung  für  Unterrealschulen  wird 
von  den  anatomischen  ,  physiologischen  und  geologischen 
Kenntnissen  abgesehen. 

Für  den  Unterricht  in  der  Chemie  wird  gefordert: 
sichere  Kenntnis  der  Experimental  -  Chemie  und  zwar  der 
unorganischen  und  der  organischen  Chemie,  der  chemischen 
Analyse  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht,  der  tech- 
nischen Proben  der  im  Handel  vorkommenden  Materialien, 
Anwendung  der  chemischen  Grundsätze  auf  die  darauf  be- 
ruhenden Fabrikationszweige.  —  Aus  der  darstellenden  Geo- 
metrie und  dem  Linearzeichnen  hat  der  Candidat  nachzu- 
weisen eine  Kenntnis  der  darstellenden  Geometrie  und  die 
wissenschaftliche  Begründung  ihrer  Lehren  mit  Benützung 
des  Gesammtgebietes  der  Geometrie ,  Gewandtheit  in 
der  Anwendung  auf  Schatten  und  perspectivische  Con- 
structionen,  auf  Durchführung  von  Zeichnungen,  vorzugs- 
weise auf  Mechanik,  Baukunst  und  praktische  Geometrie. 
Der  Candidat  muss  vertraut  sein  mit  der  Benützung  der  rein- 
geometrischen Lehrsätze  bei  der  Lösung  geometrischer  Pro- 
bleme wie  z.  B.  bei  Verzahnungen,  Steuerungen,  constructiven 
Ornamenten,  er  muss  Zeichnungen  von  Objecten  mit  Um- 
sicht zu  entwerfen  verstehen,  die  in  den  verschiedenen  Zwei- 
gen der  praktischen  Geometrie  üblichen  Bezeichnungen  der 
Pläne  und  Karten  kennen.     Für  den  Unterricht  in  der  Un- 
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terrealschule  genügt  eine  Kenntnis  der  minder  wichtiger^ 
Lehren  der  darstellenden  Geometrie,  in  soferne  sie  auf  em- 
pirischem Wege  durch  Anschauung  erläutert  und  mittelst  der 
Elementar-Geometrie  begründet  werden  können.  Doch  muss 
auch  hier  gefordert  werden,  dass  man  einfache  geometrische 
Schatten  und  perspectivische  Constructionen  bei  Zeichnungen 
richtig,  gewandt  und  schön  ausführe  und  eine  vollständige 
Kenntnis  der  geometrischen  Anschauungslehre  und  ihrer  An- 
wendung auf  den  Unterricht  im  Zeichnen  besitze.  Auch  muss 
derjenige,  der  die  Befähigung  für  das  Lehrfach  der  darstel- 
lenden Geometrie  und  Linearzeichnen  erlangen  will,  die  nÖ- 
thigen  Kenntnisse  aus  der  Baukunde  nachweisen ,  welche 
erforderlich  sind,  um  den  in  der  3.  Classe  zu  ertheilenden 
Unterricht  in  der  Baukunst  übernehmen  zu  können.  Bei 
Besetzung  erledigter  Stellen  für  Modellieren  und  Freihand- 
zeichnen werden  die  Leistungen  der  Bewerber  von  der 
k.  k.  Akademie  der  Künste  gewürdigt  und  auf  Grundlage 
des  von  derselben  abgegebenen  Votums  den  Candidaten  ein 
Befähigungszeugnis  ertheilt. 

Von  jedem  Candidaten  wird  überdies  noch  ein  gewisses 
Mass  allgemeiner  Bildung  gefordert  und  zwar  befriedigende 
Kenntnis  der  Unterrichtssprache,  indem  nämlich  der  Grad, 
in  dem  er  der  Sprache  mächtig  ist,  auf  Grundlage  der 
schriftlichen  Ausarbeitungen,  der  mündlichen  Prüfung  und 
der  Probelection  zu  beurtheilen  und  im  Zeugnis  zu  bezeichnen 
ist  Es  soll  in  dieser  Beziehung  eine  eindringliche  Beur- 
theilung  stattfinden ;  die  Prüfungscommission  ist  daher  er- 
mächtigt, jenen  Candidaten,  bei  denen  auffallende  Mängel 
der  erwähnten  Art  sichtbar  sind,  eine  bestimmte  Frist  zur 
Nachholung  des  Mangelnden  zu  gönnen  und  das  Zeugnis 
der  bestandenen  Lehrprüfung  nicht  früher  auszufolgen,  bis 
der  Candidat  die  nöthige  Sicherheit  im  Gebrauch  der  Unter- 
richtssprache nachgewiesen  hat;  dabei  ist  jedoch  bloss  die 
Correctheit  der  Sprache  und  Darstellungsweise  im  Allge- 
meinen zu  erproben.  Ferner  wird  gefordert  ein  solches  Mass 
von  Kenntnissen  aus  der  Religion,  Geographie,  Geschichte, 
Physik,  Naturgeschichte,  als  nothwendig  ist,  um  den  Schülern 
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gegenüber  nicht  als  unwissend  zu  erscheinen.  Diese  Kennt- 
nisse sind  jedoch  bloss  mündlich  darzuthun. 

Die  häusliche  Prüfungsarbeit  besteht  aus  zwei  Aufgaben. 
Eine  derselben  wird  aus  dem  Kreise  der  speciellen  Studien  des 
Candidaten  gewählt,  für  die  zweite  soll  in  der  Regel  ein  Auf- 
satz allgemeinen,  namentlich  pädagogischen  und  methodischen 
Inhalts  gegeben  werden.  Zur  Ausarbeitung  ist  ein  Termin  von 
6  bis  8  Wochen  bestimmt.  Die  Hilfsmittel,  welche  bei  der  Be- 
arbeitung benützt  worden  sind,  sind  gewissenhaft  anzugeben. 
Es  ist  jedoch  gestattet,  eine  schon  im  Drucke  erschienene 
Arbeit  des  Candidaten  als  eine  der  beiden  schriftlichen  Ar- 
beiten gelten  zu  lassen.  Die  Clausurarbeiten  (in  der  Regel 
zwei,  jede  zu  zwölf  Stunden)  sollen  nachweisen,  in  wie  weit 
der  Examinand  in  seinem  Studienkreise  auch  ohne  alle 
Hilfsmittel  ein  promptes  und  sicheres  Wissen  besitzt.  Die 
mündliche  Prüfung  soll  das  Ergebnis  der  schriftlichen  Prü- 
fung vervollständigen  und  sichern,  und  auch  ermitteln,  ob 
überhaupt  und  in  welchen  Gegenständen  und  bis  zu  welchen 
Classen  der  Realschule  dem  Examinanden  der  Unterricht 
auch  in  solchen  Fächern,  für  welche  er  die  Befähigung  nicht 
nachgesucht  hat,  nöthigen  Falles  kann  anvertraut  werden. 
Den  Schluss  des  Examens  bildet  eine  Probelection ,  worin 
der  Candidat  zu  zeigen  hat,  in  wie  weit  er  eine  natürliche 
Lehrgabe  besitzt  und  die  Anfänge  zu  ihrer.  Ausbildung  ge- 
macht hat. 

Das  Befähigungszeugnis  berechtigt  den  Candidaten  zum 
Abhalten  eines  Probejahres  an  einer  Realschule,  wonach  so- 
dann eine  wirkliche  Anstellung  als  Lehrer  erfolgen  kann.  Bei 
dem  grossen  Bedürfnisse,  welches  sich  im  vorigen  Jahrzehnt 
geltend  machte,  Lehrer  für  die  neu  gegründeten  Lehranstal- 
ten zu  gewinnen,  wurden  viele  Candidaten  oft  vor  abgeleg- 
ter Prüfung  als  Supplenten  verwendet,  wodurch  das  Probe- 
jahr und  bei  dem  Examen  auch  die  Probevorlesung  entfiel. 
Auch  konnte  man  es  mit  den  bezüglich  der  Zulassung  zur 
Prüfung  festgesetzten  Bedingungen  nicht  streng  nehmen.  Es 
wurde  Candidaten  mit  nicht  ganz  genügender  Vorbildung  die  Er- 
laubnis zur  Ablegung  der  Prüfung  gestattet,  so  wie  schon  er- 
wähnt den  Lehrern  an  den  ehemaligen  vierten  Classen,  ja  vielen 
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die  in  Ihrer  bisherigen  Lehrthätigkelt  sich  vielfach  bewährt 
hatten,  das  Examen  gänzlich  erlassen.  Dieser  allerdings  bei 
Uebergängen  zu  einem  neuen  Lehrsysteme  theil weise  zu 
rechtfertigende  Vorgang  blieb  nicht  ohne  Rückwirkung  auf 
die  Leistungen  vieler  Realschulen.  Durchaus  tadelnswerth 
ist  es  jedoch;  dass  noch  gegenwärtig  das  Gesetz  nicht  streng 
eingehalten  wird.  In  einzelnen  Fächern  wird  entschieden  zu 
wenig  gefordert,  z.  B.  in  den  humanistischen  Fächern  über- 
haupt. Die  Realschulen  erfreuten  sich  auch  bezüglich  der 
Lehrerbildung  nicht  jener  Unterstützung  von  Seiten  der 
Regierung,  wie  die  Gymnasien;  Seminare,  die  hier  noch  un- 
gleich nothwendiger  sind,  fehlen  ganz,  während  die  Gymna- 
sien an  den  historisch -philologischen  Seminaren  eine  tüch- 
tige Pflanzschule  besitzen.  Es  genügt  durchaus  nicht,  wenn 
der  angehende  Lehrer  sich  bloss  das  nöthige  Wissensmaterial 
angeeignet  hat,  auch  die  praktische  und  methodische  Vor- 
bereitung zum  Lehrerberuf  muss  in  zweckmässiger  Weise  an- 
gestrebt werden,  und  gerade  bei  der  eigenthümlichen  Or- 
ganisation unserer  Realschulen,  an  denen  der  Lehrer  schwie- 
rige didaktische  Probleme  zu  lösen  hat,  thut  dies  dringend 
Noth.  — 

Zur  Heranbildung  von  Lehrern  für  zwei-  und  dreiclas- 
sige  ünterrealschulen  sind  vom  Ministerium  einzelne  sechs- 
classige  Realschulen  bestimmt  worden,  an  denen  eigene  Bil- 
dungscurse  für  dieselben  eingerichtet  worden  sind.  Zur  Auf- 
nahme ist  das  zurückgelegte  17.  Lebensjahr,  der  Nachweis 
über  die  mit  gutem  Erfolge  absolvierte  sechsclassige  Real- 
schule erforderlich.  Ausnahmsweise  soll  auch  jenen  Candi- 
daten  die  Aufnahme  gestattet  werden,  welche  eine  bloss  drei- 
classige  Unterrealschule  und  den  zweijährigen  Präparandeii- 
curs  mit  gutem  Erfolg  zurückgelegt  haben  und  sich  im 
letzteren  mit  einzelnen  in  das  Realschulfach  einschlagenden 
Gegenständen  fleissig  beschäftigt  haben,  ferner  jene  Candi- 
daten,  welche  durch  eine  Aufnahmsprüfung  nachweisen,  dass 
sie  das  in  einer  sechsclassigen  Realschule  zu  erreichende 
Mass  von  Bildung  besitzen,  endlich  jene  Individuen,  welche 
diesen  Bedingungen  nachzukommen  zwar  nicht  in  der  Lage 
sind,  aber  für  die  Lehrfächer  der  Chemie  und  des  Zeichnens 
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bereits  eine  beachten swerthe  Thätigkeit  besitzen  und  sich 
deshalb  auch  für  andere  Fächer  zu  befähigen  wünschen. 
Der  Bildungscurs  ist  auf  zwei  Jahre  festgesetzt ;  die  Aufgabe 
desselben  ist  theils  eine  allgemeine,  theils  eine  fachliche  Bildung. 
Die  allgemeine  Bildung  soll  es  dem  Candidaten  ermöglichen, 
sich  nicht  bloss  an  Kenntnissen  zu  vervollkommnen,  sondern 
auch  die  wichtigsten  Grundsätze  der  Erziehung  und  des 
Unterrichtes  sowie  die  Einrichtung  der  Realschule  und  zu- 
gleich Alles,  was  zur  Religiosität  und  Sittlichkeit  gehört, 
kennen  zu  lernen.  Die  Fachbildung  umfasst  jene  Gegen- 
stände, für  welche  sich  der  Candidat  die  Lehrbefähigung 
erwerben  will.  Sämmtliche  Lehrgegenstände  zerfallen  in 
Gruppen  und  es  ist  dem  Candidaten  freigestellt,  sich  nach  Ta- 
lent, Neigung  und  Vorbereitung  für  eine  ganz  bestimmte 
Gruppe  die  Lehrbefähigung  zu  verschaffen.  Es  gibt  deren 
drei  u.  z.  für  das  Sprachenfach,  Geographie,  Geschichte  und 
Naturgeschichte;  für  Arithmetik,  Geometrie  und  geometri- 
sches Zeichnen,  Baukunst  und  Bauzeichnen,  Freihandzeichnen , 
dann  für  Naturlehre,  Naturgeschichte,  Chemie  und  Arithmetik. 
Im  Zeichnen  und  Schönschreiben  haben  sich  sämmtliche 
Candidaten  zu  üben,  selbst  jene,  welche  für  diese  Gegen- 
stände keine  Lehrbefähigung  zu  erwerben  gesonnen  sind.  Es 
ist  ihnen  auch  gestattet,  sich  zur  Erweiterung  ihrer  Lehr- 
befähigung noch  einigen  anderen  Gegenständen  ausser  jenen, 
die  nach  dem  normierten  Lehrplan  der  gewählten  Gruppe 
angehören,  zu  widmen. 

Die  Leitung,  Ueberwachung  und  Bildung  der  Candi- 
daten haben. der  Director  oder  Katechet  und  die  Lehrer  der 
Realschule  zu  übernehmen.  Jede  Abtheilung  wird  unter  die 
besondere  Leitung  eines  Lehrers  gestellt.  Die  Candidaten 
sollen  vornehmlich  mit  dem  zweckmässigen  Gebrauch  der 
Schulbücher  und  Lehrmittel  bekannt  gemacht  werden,  zu 
den  Vorbereitungen  der  physikalischen  und  chemischen  Ver- 
suche beigezogen  und  bei  Ausführung  derselben  verwendet 
werden.  Das  methodische  Verfahren  haben  die  Candidaten 
aus  den  Vorträgen,  denen  sie  beiwohnen,  durch  praktische 
Lehrübungen,  die  sie  unter  der  Leitung  der  Lehrer  der 
Realschule  vorzunehmen  haben,  zu  erlernen.  Es  ist  ausdrück- 
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lieh  darauf  hingewiesen,  dass  auch  der  Gemüths-  und  Cha- 
rakterbildung ein  besonderes  Augenmerk  zuzuwenden  sei 
und  dass  jeder  Lehrer  es  daher  als  seine  Pflicht  ansehen 
solle,  die  ihm  anvertrauten  Candidaten  durch  Wort  und 
Beispiel  zur  Religiosität,  zu  humanem  Betragen,  zur  Werth- 
schätzung  des  Lehrerberufes  und  zur  genauen  Erfüllung  der 
Berufspflichten  anzueifern.  Am  Schlüsse  des  zweijährigen 
Curses  haben  sich  die  Candidaten  einer  schriftlichen  und 
mündlichen  Befähigungs-Prüfung  zu  unterziehen,  wobei  nicht 
bloss  das  Wissen  und  Verstehen  der  Lehrgegenstände,  für 
welche  die  Befähigung  erlangt  werden  will,  genau  zu  erfor- 
schen, sondern  auch  die  Lehrergewandtheit,  d.  i.  Vortrag  und 
Methode  zu  beurtheilen  ist,  zu  welchem  Zwecke  der  Candidat 
in  einer  Classe  der  Realschule  über  ein  gegebenes  Thema 
einen  Probevortrag  zu  halten  hat.  Die  Prüfung  selbst  wird 
unter  Leitung  des  Schulinspectors  im  Beisein  des  Diöce- 
san-Schulenoberaufsehers  von  dem  Director  und  den  Lehrern 
vorgenommen.  Die  im  Zeichnen  erlangte  Geschicklichkeit 
ist  nach  den  Leistungen  des  ganzen  Curses  zu  ermitteln. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Lehrer  für  die  unselbstän- 
dige Realschule  herangebildet  werden,  unterliegt  gegründe- 
ten Bedenken.  Die  Voraussetzung,  dass  absolvierte  Gymna- 
siasten oder  Realschüler  zumeist  das  Contingent  für  unselbstän- 
dige Realschulen  liefern  werden,  war  eine  irrige.  Solche 
Schüler,  welche  eine  vollständige  Mittelschule  mit  gutem 
Erfolge  absolviert  haben,  wenden  sich  in  der  Regel  der  Tech- 
nik oder  Universität  zu,  den  wenigen,  welche  sich  dem 
Lehramte  an  unselbständigen  Realschulen  widmen  wollen, 
fehlt  Kraft  oder  Lust  zu  höheren  Studien,  Zumeist  werden 
diese  Curse  von  absolvierten  Präparandisten ,  deren  Vorstu- 
dien sich  bloss  auf  die  absolvierte  Unterrealschule  beschränken, 
besucht. 

Die  unselbständigen  Realschulen  bedürfen  dringend 
einer  Reform  und  auch  die  Vorbildung  der  Lehrer  muss  eine 
andere  w^erden.  Es  ist  jedenfalls  eine  Anomalie,  dass  Lehr- 
anstalten, welche  dasselbe  Lehrziel  verfolgen,  wie  die  selb- 
ständige Unterrealschule,  mit  geringer  vorgebildeten  Lehrern 
vorlieb  nehmen  sollen. 

34* 
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V.  Gymnasien. 

Die  Verhandlungen  über  die  Reform  der  österreichischen 
Gymnasien  hatten,  wie  oben  dargelegt  wurde,  bis  zum  Jahr 
1848  noch  kein  endgiltiges  Ergebnis  erzielt.  Der  im  Jahr 
1846  eingereichte  Reformentwurf,  welcher  im  wesentlichen 
auf  die  Einrichtungen  vom  Jahr  1 805  zurückgriff,  stiess  näm- 
lich im  Schosse  der  obersten  Studienbehörde  noch  immer 
auf  mancherlei  Bedenken,  und  so  wurde  die  Entscheidung 
über  dessen  Verwirklichung  aufgeschoben.  Dies  gereichte 
aber  der  Entwickelung  des  Österreichischen  Gymnasial wesena 
entschieden  zum  Heile.  Denn  da  man  auf  Beseitigung  der 
Hauptgebrechen  des  bisherigen  Systemes  einzugehen  sich 
nicht  entscheiden  konnte,  sondern  die  Classenlehrer  am  Gym- 
nasium fortbestehen,  die  philosophischen  Obligatcurse  als 
eine  vom  Gymnasium  getrennte  Vorstufe  für  das  Universi- 
tätsstudium aufrecht  lassen  wollte ,  auch  keine  geeigneten 
Mittel  zur  Heranbildung  eines  eigenen  Gymnasiallehrstandes 
in  Aussicht  nahm,  so  war  mit  einer  th  eilweisen  Aenderung 
des  Lehrplanes  allein  nichts  wahrhaft  förderndes  erzweckt. 
Gewonnen  war  durch  die  langen,  wenn  auch  vorläufig  frucht- 
losen Verhandlungen  nur  dies  Eine:  die  Ueberzeugung  von 
dem  unumgänglichen  Bedürfnisse  einer  gründlichen  Umge- 
staltung des  gesammten  Gymnasialwesens,  und  es  war  ein 
Glück,  dass  man  zu  deren  Durchführung  den  günstigen  Zeit- 
punct  geduldig  abwartete. 

Dieser  Zeitpunct  trat  mit  der  im  März  des  Jahres  1848 
erfolgten  Errichtung  eines  eigenen  Ministeriums  für  den 
öffentlichen  Unterricht  ein.  Schon  in  dem  „Entwurf  von 
Grundzügen"  für  die  Einrichtung  des  gesammten  Unterrichts- 
wesens ,  den  das  Ministerium  nach  seiner  Creirung  ver- 
öffentlichte, wurde  auch  eine  Neugestaltung  der  österreichi- 
schen Gymnasien  nach  jenen  Grundsätzen  in  Aussicht  gestellt, 
die  sich  bei  den  gebildetsten  Nationen  Europas  durch  die 
Erfahrung  bewährt  hatten.  Allerdings  enthielt  dieser  Entwurf 
nur  die  Hauptumrisse  der  beabsichtigten  neuen  Organisation, 
und   das  Ministerium    bekannte  selbst   offen ,    dass    erst   die 
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nöthigen  Lehrpläne,  Instructionen  und  Verordnungen  zu  deren 
Durchführung  erfolgen  müssten.  Aber  der  Uebergang  hiezu 
wurde  sofort  durch  eine  Reihe  von  Massregeln  vermittelt, 
aus  denen  das  volle  Bewusstsein  des  zu  erreichenden  Zieles 
und  der  ernste  Wille,  es  rasch  und  vollständig  zu  erreichen 
hervorleuchtete.  —  Durch  Erlass  vom  6.  April  1848  wurde 
den  Lehrkörpern  der  Gymnasien  die  unmittelbare  Leitung 
jener  speciell  auf  Unterricht  und  Disciplin  bezüglichen  An- 
gelegenheiten übertragen,  über  welche  bisher  die  Local-  und 
Provinzial-Directorate  zu  entscheiden  gehabt  hatten,  wodurch 
die  Wirksamkeit  dieser  letzteren  von  selbst  entfiel.  Ferner 
wurden  durch  Erlass  vom  28.  August  desselben  Jahres  in  all 
jenen  Städten,  wo  philosophische  Lehrcurse  bestanden,  die 
beiden  Jahrgänge  derselben  successive  den  Gymnasien  als 
siebente  und  achte  Classe  einverleibt,  die  Errichtung  dieser 
zwei  obersten  Classen,  somit  die  Erweiterung  und  Vervoll- 
ständigung der  Gymnasien  überhaupt  zu  acht  Classen  auch 
in  den  übrigen  Orten  grundsätzlich  ausgesprochen,  und  wo 
die  Mittel  dazu  vorhanden  waren,  auch  thatsächlich  ange- 
bahnt. Im  Zusammenhange  mit  diesen  Anordnungen  stand 
die  Vermehrung  der  Stundenzahl  für  Latein  und  Griechisch, 
so  wie  für  Geographie  und  Geschichte  in  den  oberen  Clas- 
sen, die  Einführung  der  Naturgeschichte  als  obligaten  Lehr- 
faches, das  successive  Aufgeben  des  Classenlehrersystemes, 
wodurch  der  definitiven  Neugestaltung  der  Gymnasien,  die 
Bahn  geebnet  wurde. 

Während  dieser  Uebergangsepoche  fanden  im  Unter- 
richtsministerium, damals  unter  der  provisorischen  Leitung 
des  hochsinnigen  Grafen  Stadion,  unausgesetzt  Berathungen 
über  die  definitive  Gymnasialreform  statt,  an  denen  Hofrath 
Franz  E  x  n  e  r  und  Professor  Hermann  B  o  n  i  t  z  den  hervor- 
ragendsten Antheil  hatten.  Die  Frucht  dieser  Berathungen 
war  der  mit  Allerh.  Genehmigung  am  16.  September  1849 
veröffentlichte  „Entwurf  der  Organisation  der  Gymnasien  und 
Realschulen  in  Oesterreich".  — 

Die  Grundzüge  dieses  Entwurfes  sind  im  kurzen  fol- 
gende: das  vollständige  Gymnasium  besteht,  unter  Einver- 
leibung der  ehemaligen    zwei   philosophischen  Obligatcurse, 
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aus  acht  Classen,  die  in  der  Weise  zwei  Abtheilungen  bil- 
den, dass  sich  die  vier  Classen  des  Untergymnasiums  in  allen 
Lehrfächern  als  die  Vorschule  für  die  weitere  Entwicklung 
derselben  Disciplinen  in  den  vier  Classen  des  Obergymna- 
siuras  darstellen.  Zweck  des  Gymnasiums  ist:  eine  höhere  all- 
gemeine Bildung  unter  wesentlicher  Benützung  der  classi- 
schen  Sprachen  und  ihrer  Literatur  zu  gewähren  und  hie- 
durch  zugleich  für  die  Universitätsstudien  vorzubereiten.  — 
Jener  Begriff  allgemeiner  höherer  Bildung,  wie  er  sich  durch 
historische  Entwickelung  gegenwärtig  bei  allen  europäischen 
Culturvölkern  festgestellt  hat,  bestimmt  zugleich  das  Ver- 
hältnis der  historisch- philologischen  zu  den  mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Disciplinen ,  so  dass  nicht  einseitig 
eines  dieser  beiden  Momente  allein  den  Schwerpunct  des 
Gymnasiums  bilden  kann.  Dieser  Schwerpunct  liegt  somit 
weder  in  den  classischen  Sprachen  allein  ,  noch  in  die- 
sen mit  der  Muttersprache  zusammengenommen,  sondern  in 
der  wechselseitigen  Beziehung  aller  Unterrichtsgegenstände 
auf  einander.  Um  seiner  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  kann 
das  Gymnasium  nicht  die  didaktische  Unmöglichkeit  des 
Classenlehrersystemes  versuchen;  es  darf  sich  aber  auch  nicht 
durch  allzu  strenge  Durchführung  des  Fachlehrersystemes 
den  Gefahren  der  Zersplitterung  preisgeben.  Deshalb  ver- 
einigt es  verwandte  Fächer  zu  Fachgruppen  in  einer  Hand 
und  schafft  durch  die  Classenvorstände  in  jeder  Classe  einen 
Einheitspunct.  Wie  die  Schüler  des  Gymnasiums  ihre  Reife 
zum  Uebertritt  in  ein  höheres  Fachstudium  durch  eine  eigene 
Maturitätsprüfung  zu  erweisen  haben,  so  haben  die  Lehrer 
des  Gymnasiums  ihre  Befähigung  zum  Lehramte  in  einer 
eigenen  Lehramtsprüfung  darzuthun.  Die  strenge  Einhaltung 
dieser  Prüfungen  ist  die  unerlässlichste  Bedingung  einer  all- 
seitig gedeihlichen  und  gerechten  Durchführung  des  neuen 
Gymnasiallehrplanes. 

Ueberblickt  man  diese  Grundzüge,  so  findet  man  fast  alle 
jene  Forderungen,  die  vor  dem  Jahr  1848  an  eine  wahre  Neuge- 
staltung der  österreichischen  Gymnasien  waren  gestellt  worden, 
nicht  nur  berücksichtigt,  sondern  auch  mit  grösserer  Schärfe  und 
Genauigkeit  formuliert.  Man  hatte  Einverleibung  der  philoso- 
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phischen  Curse,  Einführung  des  naturwissenschaftlichen,  Er- 
weiterung und  methodischere  Vertheilung  des  mathematischen 
und  historisch-geographischen  Unterrichtes  für  das  Gymna- 
sium begehrt;  und  diesem  Begehren  wurde  entsprochen.  Aber 
dadurch  unterschied  sich  der  neue  Entwurf,  und  zwar  zu 
seinem  grossen  Vortheile,  von  allen  seinen  Vorgängern,  dass 
er  sich  mit  sorgsamer  Bedachtnahme  auf  die  Ergebnisse  der 
wissenschaftlichen  Pädagogik  und  auf  die  anderwärts  gemachten 
Erfahrungen  unmittelbar  auf  die  Höhe  der  Zeit  stellte  und 
hiebei  einen  leitenden  Hauptgedanken  in  consequenter  me- 
thodischer Gliederung  durchführte.  Dieser  Vorzug  gab  ihm 
eine  Lebenskraft,  die  ihn  manche  wechselnde  Meinung  des 
Tages ,  manche  unklare  Bewegung  der  Zeit  bereits  über- 
dauern liess  und  wohl  noch  ferner  überdauern  lassen  wird. 
Der  Lehrplan  im  einzelnen  war  nach  dem  Organisa- 
tions-Entwurfe  ursprünglich  in  folgender  Weise  gegliedert. 
(Vgl.  den  Lehrplan  im  Anhange.)  Die  Gesammtzahl  der  wöchent- 
lichen Lehrstunden  am  vollständigen  achtclassigen  Gymnasium 
war  auf  186  angesetzt;  von  diesen  sollten  je  16  wöchentlich 
auf  die  Religionslehre,  47  auf  das  Latein,  28  auf  das  Grie- 
chische, 25  auf  die  Muttersprache,  25  auf  Geographie  und 
Geschichte,  22  auf  Mathematik,  21  auf  die  Naturwissenschaf- 
ten, 2  auf  die  philosophische  Propädeutik  entfallen.  Jedoch 
bald  fühlte  man  die  Nothwendigkeit,  diese  Stundenzahl  um 
etwas  zu  erhöhen,  und  zwar,  ohne  Rücksicht  auf  die  für  eine 
zweite  Landessprache  nöthigen  Lehrstunden ,  auf  188  im 
ganzen,  so  dass  in  den  zwei  untersten  Classen  die  wöchent- 
liche Lehrstundenzahl  auf  22,  in  den  sechs  folgenden  Classen 
auf  24  angesetzt  wurde.  Im  Vergleich  zu  der  an  den  mei- 
sten ausserösterreichischen  Gymnasien  giltigen  Einrichtung 
ein  sehr  bescheidenes  Stundenausmass,  das  sich  nur  durch 
die  allgemein  herrschende  Abneigung  gegen  eine  weitere 
Erhöhung  der  Lehrstunden  überhaupt,  dann  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  nothwendige  Pflege  der  Landessprachen,  ins- 
besondere der  deutschen  Sprache  an  den  nichtdeutschen 
Lehranstalten,  rechtfertigen  liess.  Gleichzeitig  war  die  löb- 
liche Absicht  nicht  zu  verkennen,  durch  eine  solche  Be- 
schränkung der    allgemein    obligaten  Lehrstunden  auch  den 
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sogenannten  freien  Lehrgegenständen,  als  welche  Kalligraphie, 
Gesang  und  Zeichnen  namentlich  bezeichnet  wurden,  so  wie 
der  körperlichen  Ausbildung  der  Jugend  entsprechenden 
Raum  zu  gönnen. 

Ein  Ueberblick  der  den  einzelnen  Lehrfächern  nach 
dieser  Eintheilung  zugewendeten  Lehraufgabe  und  Stunden- 
zahl gibt  zu  folgenden  Bemerkungen  Anlass. 

Das  Ausmass  der  wöchentlichen  Lehrstunden  für  die 
beiden  altclassischen  Sprachen  ist  an  den  österreichischen 
Gymnasien  beträchtlich  niedriger  angesetzt,  als  dies  an  den 
gleichartigen  Lehranstalten  Deutschlands,  Frankreichs  und 
Englands  der  Fall  ist ;  denn  wenn  auch  die  Lehrstundenzahl 
für  das  Griechische  im  Vergleich  zu  der  vor  1848  bestan 
denen  Einrichtung  namhaft  erhöht  und  diesem  Lehrzweige 
auch  in  den  beiden  obersten  Classen  die  nöthige  Geltung 
verschafft  wurde  ,  so  erreicht  sie  noch  immer  bei  weitem 
nicht  das  Ausmass,  das  dem  Studium  dieser  Sprache  an  den 
deutschen  und  englischen  Gymnasien  thatsächlich  eingeräumt 
ist.  Für  das  Lateinische  hingegen  wurde  die  Stundenzahl 
im  Vergleich  zu  dem  früher  bestandenen  Lehrplane  nicht 
unbedeutend  herabgesetzt  und  der  Versuch  gemacht,  durch 
Ausscheidung  unfruchtbarer  Uebungen  im  Sprechen  und 
Schreiben  eines  nicht  immer  classischen  Lateins  und  durch 
Anwendung  einer  zweckmässigeren  Lehrmethode  diese  Her- 
abminderung für  den  eigentlichen  Zweck  des  Lateinstudiums, 
gründliche  Leetüre  der  vorzüglichsten  lateinischen  Classiker, 
möglichst  unschädlich  zu  machen.  Im  Hinblick  auf  diese 
beschränkte  Lehrstundenzahl  musste  auch  das  Lehrziel  in 
den  classischen  Sprachen  an  den  österreichischen  Gymnasien 
theilweise  niedriger  angesetzt  werden,  als  an  den  verwandten 
ausländischen  Lehranstalten,  wobei  es  nur  galt,  vor  allem 
nicht  unter  jenes  Minimum  der  Anforderungen  herabzugehen, 
das  eingehalten  werden  muss,  soll  überhaupt  der  ganze  phi- 
lologische Unterricht  nicht  für  Lehrer  und  Schüler  zur  werth- 
losen  Last  werden. 

Demgemäss  wurde  für  die  lateinische  Sprache  als  Ziel 
gesetzt ,  am  üntergymnasium :  Grammatische  Kenntnis  der 
Sprache,  eingeübt  durch  mündliche  und  schriftliche  Ueber- 
setzungsübungen ;  dann  Fertigkeit  undüebung  im  Uebersetzen 
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eines  leichten  Schriftstellers  (Caesar  bellum  Gallicum,  Auswahl 
aus  Ovidius).  Am  Obergymnasium:  Kenntnis  der  römischen 
Literatur  in  ihren  bedeutendsten  Erscheinungen  und  in  ihr  des 
römischen  Staatslebens  (Leetüre  von  Livius^  Ovidius,  Sallustius, 
Cicero's  Reden,  Virgilius  Eklogen,  Georgicon  und  Aeneide, 
Tacitus,  Horatius);  ferner  Erwerbung  des  Sinnes  für  stili- 
stische Form  der  lateinischen  Sprache  und  dadurch  mittelbar 
für  Schönheit  der  Rede  überhaupt  (grammatisch  -  stilistische 
üebungen  und  auf  der  obersten  Stufe  zuweilen  lateinische 
Aufsätze).  Zu  Erreichung  dieser  Ziele  sind,  nach  dem  recti- 
ücierten  Lehrplane  des  Organisations- Entwurfes,  in  der  L 
und  2.  Classe  je  8,  in  der  3.  bis  6.  je  6,  in  der  7.  und  8. 
je  5  Lehrstunden  wöchentlich  angesetzt.  —  Eine  mehrjährige 
Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  dies  Ausmass  in  den  unteren  und 
mittleren  Classen  bei  sorgfältiger  und  methodischer  Benützung 
der  Zeit  im  allgemeinen  ausreicht;  in  den  oberen  Classen 
kann  aber  der  Forderung  einer  ausgiebigen  Leetüre  der 
Classiker  und  der  Bildung  des  lateinischen  Stiles  zugleich 
bei  so  ungemein  beschränkter  Stundenzahl  nur  sehr  schwer 
genügt  werden,  und  eine  Vermehrung  der  Lateinstunden  ist 
für  diese  Stufe  fast  unerlässlich,  will  man  anders  namentlich 
an  der  Forderung  stilistischer  Correctheit  im  Lateinschreiben 
festhalten. 

Für  das  Griechische  ist  als  Ziel  gesetzt,  im  Untergym- 
nasium :  Grammatische  Kenntnis  der  Formenlehre  des  atti- 
schen Dialektes  nebst  den  noth wendigsten  und  wesentlichsten 
Puncten  der  Syntax,  eingeschult  durch  mündliche  und  schrift- 
liche Uebersetzungsübungen  5  im  Obergymnasium :  Gründliche 
Leetüre  des  Bedeutendsten  aus  der  griechischen  Literatur, 
BO  weit  es  die  dem  Gegenstande  gestattete  beschränkte  Zeit 
zulässt  (Auswahl  aus  Xenophon,  Homers  Ilias,  wo  möglich 
vollständig,  die  Odyssee  in  geeigneter  Auswahl,  Herodot  die 
wichtigsten  Partien,  Demosthenes  kleine  Staatsreden,  So- 
phokles eine  oder  zwei  Tragödien,  Piaton  Apologie  und  einer 
der  leichteren  Dialoge,  wie  Protagoras  oder  Gorgias).  Lehr- 
stunden :  in  der  3.  Classe  je  5,  in  der  4.  je  4,  in  der  5.  und 
6.  je  5,  in  der  7.  je  4,  in  der  8.  je  5  wöchentlich.  —  Das 
Hauptgewicht  bei  diesem  Lehrgegenstand  ist  offenbar  auf  eine 
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möglichst  ausgedehnte  Leetüre  der  hervorragendsten  griechi- 
schen Meisterwerke  gelegt,  und  dieser  Lectüre  stehen  die 
grammatischen  Uebungen  nur  in  so  weit  zur  Seite,  als  dies 
zur  Vermittlung  eines  gründlichen  Verständnisses  unerläss- 
lich  ist.  Die  Auswahl  der  Werke  und  deren  Keihenfolge 
zeugt  von  tiefer  pädagogischer  Einsicht,  und  wenn  man  auch 
einzelnes,  wie  z.  B.  die  Lectüre  des  Thukydides  und  einer 
Auswahl  aus  den  Lyrikern  schwer  vermissen  mag,  so  muss 
man  doch  bekennen,  dass  für  die  bescheidene  Lehrstundenzahl 
des  Trefflichen  genug  geboten  und,  wie  die  Erfahrung  gerade 
bei  diesem  Gegenstande  zeigte,  von  den  Schülern  mit  dauern- 
dem Nutzen  für  ihre  Bildung  aufgenommen  wird. 

Ein  bedeutender  Vorzug  des  neuen  Lehrplanes  war 
die  Aufnahme  und  methodische  Regelung  des  Unterrichtes 
in  der  Muttersprache  ,  speciell  in  der  deutschen  Sprache. 
Als  Ziel  für  diesen  Unterricht  ist  angesetzt ,  im  Unter- 
gymnasium: Richtiges  Lesen  und  Sprechen,  Sicherheit  im 
schriftlichen  Gebrauch  der  Sprache  ohne  Fehler  gegen  Gram- 
matik und  Orthographie,  nebstbei  Kenntnis  der  gewöhnlichen 
Geschäftsaufsätze  und  Bildung  des  Geschmackes  durch  Me- 
morieren mustergiltiger  poetischer  und  prosaischer  Lesestücke. 
Im  Obergymnasium:  Gewandtheit  und  stilistische  Correctheit 
im  schriftlichen  und  mündlichen  Gebrauch  der  Sprache  zum 
Ausdruck  des  allmählich  sich  erweiternden  eigenen  Gedanken- 
kreises ;  historisch  erweiterte  Kenntnis  der  Sprache;  histo- 
rische und  ästhetische  Kenntnis  des  Bedeutendsten  aus  der 
Nationalliteratur ;  daraus  sich  entwickelnde  Charakteristik  der 
Hauptgattungen  der  prosaischen  und  poetischen  Kunstformen. 
Im  Untergymnasium  Grammatik  und  Lesebuch,  alle  14  Tage 
ein  schriftlicher  Aufsatz;  im  Obergymnasium  Lectüre  und 
Erklärung  einer  Auswahl  von  Musterstücken  aus  der  deutschen 
Literatur  von  Opitz  angefangen,  mit  besonderer  Hervorhebung 
von  Klopstock,  Lessing,  Herder,  Schiller,  Goethe ;  an  reindeut- 
schen Gymnasien  auch  eine  Auswahl  mittelhochdeutscher  Lese- 
stücke ,  insbesondere  aus  den  Nibelungen ;  schriftliche  Auf- 
sätze, Redeübungen.  Lehrstunden  je  durchschnittlich  3  in  jeder 
Classe.  —  Der  nachhaltige  Nutzen  dieses  Unterrichtes  für  die 
gesammte  Entwicklung  der  studierenden  Jugend  Oesterreichs 
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lässt  sich  nicht  bestreiten,  wenn  auch  die  methodische  Be- 
handlung desselben  schon  an  und  für  sich,  noch  mehr  aber 
im  Hinblick  auf  die  Mischung  der  Nationalitäten  an  der 
Mehrzahl  der  österreichischen  Gymnasien  fortwährend  be- 
deutenden Schwierigkeiten  unterliegt.  Aber  der  reiche  Strom 
deutscher  Bildung  und  Wissenschaft,  wenn  auch  nur  theil- 
weise  und  langsam  zugeleitet,  hat  seine  befruchtende  Wirkung 
dennoch  bereits  geübt  und  wird  sie  trotz  aller  Hemmnisse 
auch  ferner  üben,  wenn  anders  die  Schule  ihre  Aufgabe  fest 
im  Auge  behält,  mit  Beseitigung  aller  nationalen  Antipathien 
und  Sympathien  den  empfänglichen  Sinn  der  Jugend  durch 
treue  Vorführung  wahrer  Muster  alles  Schönen  und  Edlen 
zu  bilden. 

Einer  gänzlich  veränderten  Anordnung  bedurfte  der 
historisch  -  geographische  Unterricht;  die  Zersplitterung  des 
Lehrstoffes  in  eine  Menge  trockener  Staatengeschichten  ohne 
•organischen  Zusammenhang  musste  aufgegeben,  der  geogra- 
phische Unterricht  mit  dem  historischen  zweckmässig  ver- 
bunden, und  dieser  nach  zwei  wohl  zai  unterscheidenden 
Stufen  für  das  Unter-  und  für  das  Obergymnasium  gegliedert 
werden.  Das  Ziel  für  diesen  Unterricht  ist  in  folgender  Weise 
festgesetzt.  Im  Untergymnasium:  Uebersichtliche  Kenntnis  der 
Erdoberfläche  nach  ihren  natürlichen  und  politischen  Einthei- 
lungen;  Uebersicht  der  wichtigsten  Begebenheiten  aus  der 
Völkergeschichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  her- 
vorragendsten Persönlichkeiten  ,  und  Kenntnis  ihres  chrono- 
logischen Zusammenhanges.  Im  Obergymnasium :  Uebersicht 
über  die  Hauptbegebenheiten  der  Weltgeschichte  in  ihrem 
pragmatischen  Zusammenhange,  genauere  Kenntnis  von  der 
geschichtlichen  Entwickelung  der  Griechen  und  Römer,  und 
von  dem  gegenwärtigen  Zustande  des  österreichischen  Staates ; 
in  Verbindung  damit  sicheres  Wissen  der  hiezu  nöthigen 
geographischen  Verhältnisse.  Lehrstundenzahl  wöchentlich 
3  Stunden  in  jeder  Classe. 

Nach  diesem  Lehrplane  ist  im  Untergymnasium  vor 
allem  eine  sichere  geographische  Grundlage  für  den  gesamm- 
ten  historischen  Unterricht  zu  gewinnen,  dieser  letztere  selbst 
aber  vorerst  auf  lebendige  und  treue  Einprägung    der  wich- 
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tigsten  Ereignisse,  vermittelt  durch  die  Schilderung  beson- 
ders hervorragender,  typischer  Charaktere,  zu  beschränken- 
Im  Obergymnasium  hat  sich  darauf  eine  ausführlichere  Dar- 
stellung der  wichtigsten  geschichtlichen  Epochen  nach  ihrem 
pragmatischen  Zusammenhange  zu  gründen,  und  ist  hiebei 
auf  die  innere  Entwickelung  der  vornehmsten  Völker  und 
Staaten,  ihre  Verfassung  und  ihre  Cultur  eingehend  Bedacht 
zu  nehmen.  Die  besondere  Betonung  der  alten  Geschichte 
hiebei  ist  durch  den  Charakter  des  Gymnasiums  überhaupt 
bedingt,  sowie  es  hinwieder  die  Natur  der  Sache  mit  sich 
bringt,  dass  an  österreichischen  Gymnasien  bei  Behandlung 
der  neueren  Geschichte  auf  die  Hauptdaten  der  staatlichen 
Entwickelung  Oesterreichs  stete  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Eine  durchgreifende  neue  Regelung  erfuhr  ausserdem  der 
mathematiscne  Unterricht,  namentlich  in  Bezug  auf  eine  rationelle 
und  zweckmässige  Vertheilung  des  Lehrstoffes  auf  die  ver- 
schiedenen Lehrstufen.  Für  diesen  Lehrzweig  wurde  als  Ziel  ange- 
setzt, am  Untergymnasium :  Sicherheitim  Zahlenrechnen,  Durch- 
übung der  praktisch  wichtigsten  Rechnungsarten ;  Kenntnis  der 
geometrischen  Gestaltungen,  ihrer  Beziehungen  und  Gesetze, 
auf  methodisch  geleitete  Anschauung  basiert.  Ln  Obergym- 
nasium: Kenntnis  und  Durchübung  der  elementaren  Geo- 
metrie und  Algebra,  als  streng  beweisender  Wissenschaften. 
Lehrstundenzahl  in  jeder  Classe  wöchentlich  3,  mit  Aus- 
nahme der  5.  Classe,  in  welcher  zur  Bewältigung  des  ziem- 
lich ausgedehnten  Pensums  4,  und  der  8.  Classe ,  wo  zum 
Behufe  einer  zusammenfassenden  Wiederholung  des  gesamm- 
ten  Lehrstoffes  nur  1  Stunde  wöchentlich  angesetzt  ist. 
Entscheidend  für  die  Wirksamkeit  dieses  Lehrplanes  ist, 
ausser  der  streng  methodischen  Gliederung  des  Lehrganges 
überhaupt,  vor  allem  die  Aufnahme  des  vorbereitenden  geo- 
metrischen Anschauungsunterrichtes  in  das  Untergymnasium, 
dann  die,  gegenüber  der  früheren  Einrichtung,  viel  zweck- 
mässigere  Vertheilung  des  Lehrstoffes  im  Obergymnasium. 
Erwünscht  wäre  noch  die  Ausdehnung  des  planimetrischen 
Unterrichtes  über  die  5.  Classe  hinaus,  und  eine  Verstärkung 
der  mathematischen  Lehrstunden  in  der  obersten  Classe, 
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Ganz  neu  und  elgenthümlich  gestaltete  sich  nach  der 
ursprünglichen  Vorlage  des  Org.  Entwurfes  die  Gliederung 
und  Vertheilung  des  naturwissenschaftlichen  Lehrstoffes.  Dass 
sich  die  Mathematik  und  im  Anschlüsse  an  diese  die  Natur- 
wissenschaften in  einem  Lehrplane,  der  den  Anforderungen 
an  eine  höhere  allgemeine  Bildung  im  heutigen  Sinne  des 
Wortes  gerecht  werden  will,  nicht  ignorieren  lassen,  auch 
nicht  gestatten,  dass  man  die  Kraft  ihres  Lebens  zum  leeren 
Schatten  irgend  einer  anderen  von  ihnen  wesentlich  verschie- 
denen Disciplin  mache,  dies  ist  ein  offen  ausgesprochener 
Grundsatz  des  Org.  Entwurfes.  Aber  wenn  für  die  Begren- 
zung, Vertheilung  und  methodische  Gliederung  des  mathe- 
matischen Lehrstoffes  schon  ausreichende  Erfahrungen  zu 
Gebote  standen,  so  war  dies  in  Bezug  auf  die  Behandlung 
der  Naturwissenschaften  am  Gymnasium  nicht  in  gleicher 
Weise  der  Fall.  Daher  kam  es,  dass  die  ursprüngliche  Vor- 
lage des  Org.  Entwurfes  in  Bezug  auf  dieses  Lehrgebiet  einen 
zwar  der  Idee  nach  systematisch  wohl  gegliederten  Lehrplan 
hinstellte,  zu  dessen  erfolgreicher  Durchführung  in  der  Wirk- 
lichkeit aber  theilweise  die  nöthigen  Factoren  fehlten. 

Nach  dem  Org.  Entwürfe  war  nämlich  als  Ziel  dieses 
Unterrichtes  angesetzt,  im  Untergymnasium:  Eine  auf  An- 
schauung gegründete,  im  Unterscheiden  und  charakteristi- 
schen Bestimmen  geübte  Bekanntschaft  mit  dem  Wichtigsten 
aus  den  drei  Naturreichen ;  Kenntnis  der  leichter  fasslichen 
Naturerscheinungen  und  ihrer  Gesetze,  so  weit  diese  durch 
Versuche  ohne  besondere  Anw^endung  der  Mathematik  er- 
mittelbar sind,  und  der  verständlichsten  von  ihren  praktischen 
Anwendungen.  Im  Obergymnasium :  Systematische  Uebersicht 
der  drei  Naturreiche  ;  wissenschaftlich  begründete  Kenntnis  der 
Naturgesetze,  so  weit  hiezu  die  Mittel  der  Elementarmathematik 
hinreichen;  Anwendung  derselben  zur  Erklärung  der  Natur- 
erscheinungen. —  Lehrstundenzahl  in  der  L  und  2.  Classe 
je  2,  in  der  3.  und  4.  je  3,  in  der  5.  wieder  2,  in  der  6., 
7.  und  8.  hingegen  je  3  St.  wöchenthch,  somit  am  ganzen 
Gymnasium  2!   Lehrstunden. 

Schon  dieses  Stundenausmass  zeugt  für  den  hohen  Werth, 
den  dnr  Org.  Entwurf  auf  eine  ausreichende  Betreibung  der 
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Naturwissenschaften  legte^  denn  es  ist  grösser  als  an  irgend- 
welchen vergleichbaren  Lehranstalten  ausserhalb  Oesterreichs. 
Aber  auch  über  das  hohe  Ziel,  das  man  in  diesem  Lehrgebiete 
zu  erreichen  beabsichtigte,  gibt  die  stufenweise  Gliederung  des 
Lehrstoffes  im  Einzelnen  genaueren  Aufschluss.  Abgesehen 
vom  üntergymnasium,  in  welchem  nur  eine  elementare  Vor- 
schule für  die  weitere  Betreibung  eines  systematischen  Natur- 
studiums vornehmlich  durch  Anschauungsunterricht  bezweckt 
wurde,  sollte  in  der  5.  Classe  die  Naturgeschichte  der  drei 
Reiche  nach  wissenschaftlichen  Gesichtspuncten  wiederholt, 
in  der  6.  und  7.  Classe  der  physikalische  Unterricht  unter 
Anwendung  mathematischer  Beweisführung  abgeschlossen,  in 
der  8.  Classe  endlich  physische  Geographie,  Geognosie  und 
Petrefactenkunde ,  Lehre  von  den  Gebirgsformationen ,  Phy- 
siologie und  geographische  Verbreitung  der  Pflanzen,  dann 
der  Thiere  im  Vergleich  mit  dem  Menschen  gelehrt  werden. 
Fürwahr,  eine  umfassende  und  didaktisch  schwer  zu  bewäl- 
tigende Aufgabe!  Wie  eine  kurze  Erfahrung  lehrte,  war 
das  Ziel  theilweise  zu  hoch  angesetzt  und  es  fehlten  zu  dessen 
Erreichung  vor  Allem  die  zwei  wichtigsten  Factoren  :  Lehr- 
mittel und  Lehrer.  Ueberdies  litt  die  Vertheilung  des  Lehr- 
stoffes am  Obergymnasium  an  dem  Gebrechen,  dass  der 
physikalische  Unterricht,  wie  er  in  der  6.  und  7.  Classe  er- 
theilt  werden  sollte,  eine  grössere  Vorbildung  in  der  Mathe- 
matik voraussetzte ,  als  sie  von  den  Schülern  beim  Eintritt 
in  diese  Classen  mitgebracht  werden  konnte.  —  So  sah  man 
sich  denn  bald  genöthigt,  den  im  Obergymnasium  zu  behan- 
delnden Lehrstoff  theilweise  zu  beschränken  und  anders  zu 
vertheilen.  Dies  geschah  mit  Erlass  des  Unterrichtsministe- 
riums vom  18.  Juli  1853,  demzufolge  in  der  5.  Classe  in  je 
3  wöchentlichen  Stunden  im  1.  Semester  systematische  Mi- 
neralogie in  Verbindung  mit  Geognosie,  im  2.  Sem.  syste- 
matische Botanik  in  enger  Verbindung  mit  Paläontologie  und 
geographischer  Verbreitung  der  Pflanzen ;  in  der  6.  Classe  in 
ebenfalls  3  Lehrstunden  wöchentlich  in  beiden  Semestern 
systematische  Zoologie  in  enger  Verbindung  mit  Paläontolo- 
gie und  geographischer  Verbreitung  der  Thiere  gelehrt  wer- 
den sollte.     Und  so  wie   hiedurch  der  gesammte  naturhisto- 
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Tische  Unterricht  am  Obergymnasium,  mit  Ausschlus  einiger 
zu  weit  greifenden  Partien,  auf  die  5.  und  6.  Classe  concen- 
triert  wurde,  so  geschah  dasselbe  mit  dem  physikalischen 
Unterrichte  durch  Verlegung  auf  die  7.  und  8.  Classe  unter 
Beibehaltung  der  gleichen  Stundenzahl.  Immerhin  erfreute 
sich  aber  auch  in  dieser  Gliederung  der  naturwissenschaft- 
liche Unterricht  an  den  österreichischen  Gymnasien  einer  so 
besonderen  Beachtung,  wie  sie  ihm  an  den  gleichartigen 
Lehranstalten  des  Auslandes  bis  dahin  noch  nicht  war  zu 
Theil  geworden. 

In  Bezug  auf  den  philosophischen  Unterricht  hingegen 
trat  durch  den  neuen  Lehrplan  im  Vergleich  zur  früheren 
Gepflogenheit  eine  weise  Beschränkung  ein.  Mit  Recht  gieng 
man  bei  Beurtheilung  der  Frage,  in  wie  weit  die  Philosophie 
Gegenstand  des  Gymnasialunterrichtes  zu  sein  habe,  von  der 
Ansicht  aus,  das  Studium  der  Philosophie  als  eigentlich  wis- 
senschaftlicher Disciplin  setze,  wenn  es  eine  Einwirkung  auf 
die  ganze  Gedankenbildung  der  Studierenden  haben  und 
hierin  erst  seinen  wahren  Werth  gewinnen  solle,  ein  reiferes 
Urtheil  voraus,  als  es  das  durchschnittliche  Alter  von  Gym- 
nasiasten erwarten  lasse;  es  verlange  ferner,  wenn  es  nicht 
Gefahr  laufen  solle,  in  leeres  Gerede  auszuarten,  die  Herr- 
schaft über  positive  Kenntnisse,  mit  deren  Erwerbung  der 
Gymnasiast  eben  noch  beschäftigt  sei;  und  endlich  sei,  bei 
dem  Widerstreite  der  Ansichten  unter  den  Meistern  dieser 
Wissenschaft  über  die  wichtigsten  principiellen  Fragen,  zur 
selbständigen  und  unabhängigen  Entfaltung  dieses  Studiums 
eine  Freiheit  der  Forschung  noth wendige  Vorbedingung, 
welche  Freiheit  wohl  die  Universität  ihren  Hörern,  nicht 
aber  das  Gymnasium  seinen  Schülern  gewähren  könne.  Dem- 
nach wurden  Metaphysik  und  Ethik  als  Disciplinen,  die  über 
den  Bereich  des  Gymnasialunterrichtes  hinausgreifen,  aus  dem 
Lehrplan  der  ehemaligen  philosophischen  Curse,  nunmehrigen 
obersten  Classen  der  Gymnasien,  ausgeschieden  und  das  Ziel 
dieses  Unterrichtes  derart  festgesetzt :  Ergänzung  der  Erfah- 
rungskenntnisse von  der  Aussenwelt  durch  erfahrungsmässige 
Auffassung  des  Seelenlebens;  zusammenhängende  Kenntnis 
der  allgemeinsten  Gedankenformen  als  Abschluss  des  bishe- 


544 

rigen  und  als  Vorbereitung  des  bevorstehenden  strengeren 
wissenschaftlichen  Unterrichtes.  Somit  Aufgabe:  Empirische 
Psychologie  und  formelle  Logik  in  der  obersten  Classe  durch 
wöchentlich  2  Stunden. 

lieber  den  am  Gymnasium  zu  ertheilenden  Religions- 
unterricht enthielt  der  Org.  Entwurf  nur  die  Bestimmung^ 
dass  derselbe  durch  alle  acht  Classen  in  wöchentlich  je  2 
Lehrstunden  zu  ertheilen  sei;  die  Regelung  dieses  Unterrich- 
tes aber  für  die  verschiedenen  Confessionen  wurde  den  be- 
treffenden kirchlichen  Organen  im  Einvernehmen  mit  der 
Staatsregierung  vorbehalten.  Dieselbe  erfolgte  in  Bezug  auf 
den  katholischen  Religionsunterricht  durch  die  Verordnung 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  5.  Oct.  1850, 
mit  welcher  der  von  der  Versammlung  der  Bischöfe  in  Wien 
im  J.  1849  entworfene  Lehrplan  den  Gymnasien  zur  Dar- 
nachachtung  mitgetheilt  wurde.  Für  die  übrigen  Confessionen 
erfolgte  diese  Regelung  theils  nach  älteren,  theils  nach  neueren 
gesetzlichen  Normen ;  für  alle  gilt  aber  die  Bestimmung,  dass 
der  betreffende  Religionsunterricht  je  nach  Umständen  im 
Gymnasium  selbst  oder  ausserhalb  desselben  nur  von  gesetz- 
lich anerkannten  Lehrern  nach  dem  vorgeschriebenen  Lehr- 
plan zu  ertheilen,  und  nach  Verlauf  eines  jeden  Semesters 
die  Note  über  Fleiss  und  Fortgang  jedes  einzelnen  Schülers 
in  das  Gymnasialzeugnis  einzutragen  sei.  — 

Der  Gliederung  dieses  Lehrphines  und  der  Festsetzung 
der  Zielpuncte  für  die  einzelnen  Gegenstände  in  demselben 
entsprechend  wurde  auch  der  Vorgang  bei  den  Maturitäts- 
prüfungen geregelt.  Die  Einführung  dieser  Prüfungen  war 
eine  nothwendige  Folge  des  gesammten  neuen  Studiensyste- 
mes,  das  auf  dem  Grundsatze  der  Lehr-  und  Lernfreiheit 
beruhte.  Denn  wenn  der  Staat  jedem  Einzelnen  die  unbe- 
schränkte Freiheit  gewährte,  sich  für  die  höheren  Studien 
unabhängig  von  der  Schule  nach  eigenem  Ermessen  vorzu- 
bereiten und  während  der  Universitätszeit  die  Wahl  und  die 
Einrichtung  seiner  Studien  selbständig  zu  treffen,  so  war  die 
Institution  einer  eigenen  Prüfung,  um  die  Reife  des  Jüng- 
lings für  diese  Studienfreiheit  zu  erproben,  im  Literesse  einer 
gedeihlichen  Entwickelung  des  öffentlichen  Unterrichtes  ge- 
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nisches Memorieren  und  Reproducieren  von  Fragmenten  des 
Wissens  in  einzelnen  Lehrgegenständen,  sondern  auf  wirk- 
liches Können  und  geistige  Aneignung  des  gesammten  im 
Gymnasium  gebotenen  Unterrichtsstoffes  abzielte,  konnte 
hiefür  eine  blosse  Semestralprüfung  nach  Art  der  ehemals 
üblichen  nicht  genügen,  es  musste  das  Ergebnis  der  ge- 
sammten Gymnasialstudien  für  jeden  einzelnen  Schüler  in 
einer  allgemeinen  Schlussprüfung  constatiert  werden.  Dem- 
gemäös  hielt  der  Organisations-Entwurf  an  der  Institution  der 
Maturitätsprüfungen  grundsätzlich  fest  und  regelte  dieselben 
im  Einklänge  mit  jenen  Zielpuncten,  welche  der  Lehrplan 
in  den  einzelnen  Lehrgegenständen  verfolgte. 

Diese  Prüfungen  haben  an  jedem  öffentlichen  acht- 
classigen  Gymnasium  am  Schlüsse  jedes  Schuljahres  unter 
Leitung  des  Schulrathes  stattzufinden.  Sie  bestehen  aus  einem 
schriftlichen  und  einem  mündlichen  Theile.  Der  schriftliche 
Theil  umfasst  1 .  einen  Aufsatz  in  der  Muttersprache,  5  Stun- 
den Arbeitszeit,  2.  eine  Uebersetzung  aus  dem  Lateinischen,  2 
Stunden ,  3.  Uebersetzung  aus  dem  Griechischen,  3  Stunden, 
4.  Uebersetzung  ins  Lateinische ,  3  Stunden ,  5.  mathema- 
tische Arbeit,  4  Stunden,  6.  Aufsatz  in  einer  zweiten  leben- 
den Sprache  (in  Kronländern  gemischter  Nationalität),  3 
Stunden.  —  Der  mündliche  Theil  erstreckt  sich  auf  alle  die 
eben  genannten  Gegenstände,  ausserdem  auf  Physik  und 
nach  dem  Org.  -  Entwürfe  auch  auf  die  Naturgeschichte.  Je- 
doch wurde  diese  mit  Erlass  des  Unterrichtsministeriums  vom 
10.  September  1855  aus  den  Gegenständen  der  Maturitätsprü- 
fung ausgeschieden  und  nur  verordnet,  dass  die  Noten,  welche 
die  Schüler  aus  diesem  Lehrfache  in  der  5.  und  6.  Classe 
erhalten,  ihrem  Gesammtergebnisse  nach  in  das  Maturitäts- 
zeugnis aufzunehmen  seien.  Die  philosophische  Propädeutik 
ist  trotz  der  Verordnung  vom  16.  Dec.  1854  noch  nicht 
Gegenstand  der  Maturitätsprüfung. 

Das  Mass  der  Anforderungen  an  die  Abiturienten  in  den 
einzelnen  Prüfungsgegenständen  ist  nach  den  Zielen  bemessen, 
die  dem  Unterrichte  in  denselben  am  Obergymnasium  durch 
den  Lehrplan  gesteckt  sind.  Die  Forderungen  sind  daher  im 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtsweseus  etc.  35 
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einzelnen  folgende:  In  der  Muttersprache:  Correctheit  und  Ge- 
wandtheit im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdrucke  der  Ge- 
danken; Bekanntschaft  mit  den  hervorragendsten  Werken  der 
Nationalliteratur  auf  Grund  eigener  Leetüre,  und  eine  historische 
Uebersicht  über  die  Entwickelung  dieser  Literatur  in  ihren 
Hauptphasen.  —  In  den  classischen  Sprachen :  Fähigkeit  über  die 
am  Gymnasium  gelesenen  Werke  folgender  Schriftsteller,  als : 
Cäsar,  Livius,  Sallust,  Cicero's  Reden,  Tacitus,  Virgil,  Horaz, 
dann  Homer,  Herodot,  Demosthenes,  Plato,  Sophokles,  nach 
Inhalt  und  Form  Rechenschaft  zu  geben,  und  einen  in  der 
Schule  nicht  gelesenen ,  nicht  besonders  schwierigen  Ab- 
schnitt aus  denselben  auf  Grund  grammatisch  richtigen  Ver- 
ständnisses, ohne  specielle  Vorbereitung  gewandt  zu  über- 
setzen; für  das  Lateinische  ausserdem  grammatische  Sicher- 
heit und  einige  stilistische  Gewandtheit  im  schriftlichenUeber- 
setzen  ins  Latein.  —  In  Geschichte  und  Geographie :  Ueber- 
sicht über  die  allgemeine  Geschichte  nach  ihren  Haupt- 
epochen. Dabei  genauere  Bekanntschaft  mit  der  Geschichte 
der  Griechen  bis  Alexander  und  mit  jener  der  Römer  bis 
Augustus,  so  wie  mit  der  neueren  Geschichte  im  Anschlüsse 
an  die  Geschichte  Oesterreichs ;  Kenntnis  der  Hauptpuncte 
der  mathematischen  und  physischen  Geographie,  und  der  po- 
litischen Geographie  in  so  weit,  als  diese  für  ein  gründ- 
liches Verständnis  der  Geschichte  im  oben  bezeichneten 
Umfange  nöthig  ist.  —  In  Mathematik :  Auf  Verständnis  be- 
ruhende Bekanntschaft  mit  den  Hauptsätzen  der  Elemen- 
tarmathematik und  deren  Beweisen ,  nebst  Sicherheit  und 
Fertigkeit  in  deren  Anwendung;  speciell  Fähigkeit,  einfache 
Gleichungen  des  ersten  Grades  mit  einer  oder  mehi'eren 
Unbekannten  leicht  zu  lösen,  mit  Logarithmen  geläufig  zu 
rechnen,  und  in  den  übrigen  Gebieten  der  Arithmetik  und 
Algebra  Kenntnis  der  Hauptsätze  und  ihres  wissenschaft- 
lichen Zusammenhanges.  —  In  Physik:  Kenntnis  der  Fun- 
damentalerscheinungen und  Fundamentalgesetze  aus  den  ein- 
zelnen Gebieten  und  Fähigkeit,  einfache  damit  zusammen- 
hängende Naturerscheinungen  durch  sie  zu  erklären.  —  (Ueber- 
dies  wurde  ursprünglich  in  der  Naturgeschichte  gefordert: 
Bekanntschaft  mit  der  Systematik  der  drei  Naturreiche  und 
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Fähigkeit ,  vorgelegte  Natur  gegenstände  nach  Classe  und 
Ordnung  bestimmen,  so  wie  die  wichtigsten  thierischen  Le- 
bensprocesse  beschreiben  zu  können.) 

Als  Massstab  der  Beurtheilung  wurde  festgesetzt:  Bei 
dem  Umfange  und  der  Höhe  der  für  diese  Prüfung  im  all- 
gemeinen aufgestellten  Forderungen  kann  es  sich  bei  Beur- 
theilung der  Leistungen  der  Abiturienten  nicht  sowohl  um 
Erprobung  eines  Wissens  von  möglichst  vielen  Einzelnheiten 
handeln  ,  sondern  das  Hauptgewicht  ist  auf  den  Grad  gei- 
stiger Reife  zu  legen,  den  dieselben  durch  das  gesammte  Gym- 
nasialstudium überhaupt  erlangt  haben. 

Dies  im  kurzen  die  Grundzüge  des  neuen  Lehrplanes 
und  die  Zielpuncte ,  deren  Erreichung  er  sich  als  Aufgabe 
stellte.  Man  konnte  sich  die  Schwierigkeiten  nicht  verhehlen, 
die  der  Durchführung  der  so  vorgezeichneten  Gymnasial- 
reform bei  dem  eben  vorhandenen  Zustande  der  österreichi- 
schen Gymnasien  im  allgemeinen  entgegenstanden.  Denn 
wenn  auch  gegründete  Aussicht  vorhanden  war ,  dass  an 
einigen,  besonders  deutschen  Gymnasien  die  nöthigen  Lehr- 
kräfte und  Lehrmittel  sich  finden  würden,  um  den  neuen 
Lehrplan  sofort  ins  Leben  treten  zu  lassen,  so  musste  man 
sich  doch  gegenwärtig  halten,  dass  dies  bei  sehr  vielen, 
namentlich  nichtdeutschen  Gymnasien  nicht  der  Fall  war. 
Die  Einführung  neuer  Lehrfächer,  die  Hinzufügung  neuer 
Olassen  forderte  neue,  eigens  hiefür  befähigte  Lehrer,  und 
grossentheils  auch  neue  Lehrbücher.  Da  überdies  auch  in 
den  Fächern  y  die  an  den  österreichischen  Gymnasien  bis 
dahin  waren  gelehrt  worden ,  theils  eine  Veränderung  der 
Lehrmethode,  theils  eine  Erweiterung  des  Lehrstoffes  ein- 
treten sollte,  so  konnte  das  unmittelbar  vorhandene  Lehr- 
personale für  den  nöthigen  Unterricht  unmöglich  ausreichen. 
Man  darf  nur  in  Erwägung  ziehen,  dass  statt  der  bisherigen 
acht  Lehrer  an  jedem  Gymnasium,  von  denen  überdies  der 
Präfect  keinen  ständigen  Unterricht  zu  ertheilen  hatte,  nun- 
mehr bei  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Classen  auf  acht 
nach  der  neuen  Regelung  des  Personalstatus  wenigstens  je 
zwölf  Lehrer  für  jede  vollständige  Lehranstalt  nöthig  wur- 
den, um  das  dringende  Bedürfnis  einer  starken  Vermehrung 
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des  Lehrpersonales  zu  begreifen.  Die  Professoren  der  ehe- 
maligen philosophischen  Lehranstalten,  die  nunmehr  aller- 
dings mit  den  Gymnasien  vereinigt  wurden,  konnten  diesen 
Bedarf  nur  in  geringem  Masse  decken;  denn  erstens  gab 
es  in  den  deutsch-slavischen  Kronländern  im  Jahre  1847,  also 
unmittelbar  vor  der  Gymnasialreform ,  auf  eine  Anzahl  von 
80  Gymnasien  nur  18  solcher  Lehranstalten  mit  etwa  90 
Lehrern,  von  denen  jedoch  für  die  Verwendung  im  Gymnasial- 
unterrichte gar  manchem  entweder  die  Tauglichkeit  oder  die 
Neigung  mangelte.  Die  geistlichen  Corporationen  aber  waren 
selbst  bei  dem  besten  Willen  und  der  grössten  Anstrengung 
nicht  im  Stande,  den  vermehrten  Bedarf  an  Lehrern  für  ihre 
eigenen  Gymnasien  zu  beschaffen,  somit  um  so  weniger  in 
der  Lage,  den  Lehranstalten  des  Staates  Hilfe  zu  bringen. 
Der  vorhandene  weltliche  Gymnasiallehrstand  hingegen,  ohne- 
hin nicht  sehr  zahlreich,  hatte  bei  der  geringen  Aussicht, 
die  das  Lehrfach  weltlichen  Bewerbern  bis  dahin  geboten 
hatte,  auch  keinen  erheblichen  Nachwuchs  aufzuweisen. 
Wollte  man  daher  die  beabsichtigte  Gymnasialreform  wirk- 
lich ins  Leben  rufen  und  nicht  bloss  auf  dem  Papiere  ste- 
hen lassen,  so  galt  es  vor  allem  einen  neuen,  ausreichen- 
den weltlichen  Lehrstand  zu  schaffen,  und  zwar  einen  Lehr- 
stand mit  jener  wissenschaftlichen  Fachbildung,  wie  sie  der 
neue  Lehrplan  erforderte. 

Diese  Grundbedingung  für  eine  wahrhafte  und  rasche 
Durchführung  der  Gymnasialreform  erkannt  und  zu  deren 
Erfüllung  energisch  die  Mittel  ergriffen  zu  haben,  ist  das 
grosse  und  dauernde  Verdienst  des  Ministeriums  Thun. 

Um  sofort  dem  sehr  fühlbaren  Mangel  an  tüchtig  ge- 
bildeten Lehrern  der  classischen  Philologie,  dann  der  Ge- 
schichte abzuhelfen,  wurde  bereits  im  Jahre  1850  an  der 
Universität  zu  Wien  ein  philologisches  Seminar  gegründet, 
und  im  Jahre  1851  zum  philologisch -historischen  erweitert. 
Dies  Seminar  hatte  nach  seinen  definitiv  genehmigten  Sta- 
tuten vom  J.  1854  den  Zweck,  Studierenden  der  Philologie 
und  Geschichte  nach  Erlangung  der  erforderlichen  Vorbil- 
dung durch  Fachstudien  an  der  Universität  Gelegenheit  dar- 
^sQbieten,  durch  eigene  gemeinsame  Uebungen   auf  dem  Ge- 
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biete  ihrer  Studien  unter  Anleitung  von  Universitätslehrern 
Förderung  für  ein  gründliches  Eindringen  in  diese  Wissen- 
schaften und  namentlich  Vorbereitung  zu  ihrem  künftigen 
Berufe  als  Lehrer  an  höheren  Schulanstalten  zu  finden.  — 
Um  strebsamen  Männern  die  Theilnahme  an  diesen  Uebungen 
zu  erleichtern  und  die  Mittel  für  eingehende  Fachstudien 
an  die  Hand  zu  geben,  wurden  24  Stipendien  zu  je  60  fl.  C.  M. 
(später  je  80  fl.  Oe.  W.)  jährlich  für  die  wirklichen  Mit- 
glieder des  Seminares  ausgesetzt  und  ihnen  die  Benützung 
der  eigens  hiefür  erweiterten  Universitätsbibliothek  unter 
besonders  günstigen  Bedingungen  zugänglich  gemacht.  Auf 
diese  Weise  wuchs  das  Wiener  Seminar  unter  einer  ausge 
zeichneten  Leitung  bald  zu  einer  ausgiebigen  Pflanzschule 
trefflicher  Gymnasiallehrer  heran.  Und  ähnliche  Pflanzschu- 
len entstanden  nach  diesem  Muster,  wenn  auch  nicht  überall 
in  der  gleichen  Ausdehnung,  an  der  Universität  zu  Prag, 
ferner  zu  Krakau,  Lemberg,  Padua,  Pavia,  endlich  in  jüng- 
ster Zeit  zu  Innsbruck  und  zu  Gratz.  —  Zur  Heranbildung 
geeigneter  Lehrer  für  die  Naturwissenschaften  wurde  im 
J.  1850  mit  namhaftem  Aufwände  das  physikalische  Institut 
zu  Wien  gegründet,  mit  dem  Zwecke,  den  Lehramtscandi- 
daten  für  Physik,  Chemie  und  Physiologie  Gelegenheit  zu 
gründlichen  Fachstudien  in  diesen  Wissenschaften  und  zu- 
gleich zur  Aneignung  der  nöthigen  Geschicklichkeit  im  Ex- 
perimentieren zu  geben.  Die  Zahl  der  ordentlichen  Zöglinge 
dieses  Institutes  wurde  auf  12,  die  Zahl  der  Stipendien  auf  6 
zu  je  80  fl.  jährlich  festgesetzt.  —  Vermisst  wurde  und  wird  noch 
immer  die  Einrichtung  ähnlicher  Pflanzschulen  für  Heranbil- 
dung tüchtiger  Lehrer  der  Mathematik,  der  deutschen  Sprache, 
der  Naturgeschichte  und  der  Geographie ,  wenn  auch  für 
geeignete  Vertretung  dieser  Lehrfächer  an  den  Universitäten 
nach  manchen  Richtungen  hin  eifrig  Sorge  getragen  wurde. 
Anerkennenswerth  war  auch  das  Bemühen,  durch  Creirung 
eigener  Stipendien  für  Lehraratscandidaten ,  so  wie  durch 
Gewährung  ansehnlicher  Unterstützungen  an  verdiente  Sup- 
plenten  zum  Behufe  ihrer  vollständigen  Ausbildung  für  das 
Lehrfach,  dem  Mangel  an  geeigneten  Lehrkräften,  naracntlicli 
in   den    Kronländern    gemischter  Nationalität,    so   rasch    als 


550 

möglich  abzuhelfen.  Auch  war  es  sehr  löblich,  dass  manche 
geistliche  Corporationen  es  nicht  verschmähten ,  ihre  jün- 
geren für  das  Lehrfach  bestimmten  Kräfte  in  diese  Semi- 
narien  zur  Ausbildung  zu  senden. 

Auf  diese  Weise  entstand  gar  bald  ein  ansehnlicher 
Nachwuchs  geistlicher  und  weltlicher  Lehrer,  der  die  Ge- 
währ bot,  dass  die  angebahnte  Gymnasialreform  binnen  nicht 
zu  langer  Frist  mit  neuen  Kräften  durchgeführt  werden 
könnte.  Durch  die  Vervollständigung  der  meisten  bisherigen 
Gymnasien  zu  acht  Classen,  durch  die  Besetzung  einiger 
bisher  ausschliesslich  von  geistlichen  Corporationen  versehenen 
Anstalten,  wie  z.  B.  des  akademischen  und  theresianischen 
Gymnasiums  in  Wien,  dann  der  Gymnasien  zu  Innsbruck, 
Trient,  Roveredo,  Sandec ,  Tarnopol,  später  auch  jener  zu 
Salzburg  und  Linz,  mit  weltlichen  Lehrern  auf  Staatskosten, 
endlich  durch  Errichtung  ganz  neuer  weltlicher  Staatsgym- 
nasien in  den  ungarischen  Kronländern,  wie  zu  Pressburg, 
Leutschau,  Neusohl,  Ofen,  Pest,  Hermannstadt,  Agram, 
Fiume  u.  s.  w.,  wurde  diesem  Nachwüchse  auch  die  sichere 
Aussicht  auf  baldige  definitive  Anstellung  eröffnet. 

Dies  Zusammentreffen  so  günstiger  Verhältnisse  rief 
zu  Anfang  des  vorigen  Decenniums  eine  so  tiefgehende  und 
weitgreifende  Bewegung  auf  dem  Gebiete  des  Gymnasial- 
unterrichtes ins  Leben,  wie  sie  Oesterreich  bis  dahin  noch 
nie  erfahren  hatte.  Namentlich  aber  war  es  die  Wiener  Hoch- 
schule, von  der  aus  eine  neue,  befruchtende  Geistesströmung 
sich  bis  in  die  entlegensten  Theile  des  weiten  Kaiserreiches 
verbreitete.  In  Wien  trafen  die  lernbegierigen  Jünglinge 
Oesterreichs  sowol  deutscher  und  slavischer,  als  magyarischer 
und  italienischer  Zunge  zusammen,  um  alle  aus  derselben 
Quelle  deutscher  Wissenschaft  zu  schöpfen ,  und  dadurch 
erfrischt  und  gestärkt,  die  Segnungen  höherer  Bildung  mit 
in  ihre  engere  Heimat  zu  tragen.  In  dieser  Vereinigung 
strebsamer  junger  Männer  aus  den  Hauptstämmen  des  viel- 
sprachigen Kaiserstaates  um  einen  gemeinsamen  Herd  deut- 
scher Cultur  und  Gesittung  in  der  Reichshauptstadt  lag  aber 
auch  ein  wohl  zu  beherzigendes  Moment  von  hoher  politischer 
Bedeutung. 
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Hatten  auch  gemeinsame  Geschicke  und  gemeinsame 
Interessen  die  mannigfaltigen  Völker  -  Elemente  ,  aus  denen 
Oesterreich  zusammengesetzt  ist,  nach  aussen  zu  einem 
Staatsganzen  gestaltet,  so  machte  sich  doch  nach  innen 
die  Verschiedenheit  der  einzelnen  Staatstheile ,  wie  in  der 
politischen  Verwaltung,  so  in  Sitte  und  Bildung  noch  immer 
sehr  geltend.  Wollte  man  nun,  und  es  zu  wollen  war  ein 
Gebot  der  einfachsten  Staatsklugheit,  die  möglichste  Ge- 
meinsamkeit nicht  bloss  der  materiellen,  sondern  auch  der 
geistigen  Interessen  unter  den  Völkern  Oesterreichs  anbah- 
nen, so  erwies  sich  hiefür  gerade  die  Einrichtung  des  mitt- 
leren Unterrichtes,  und  zwar  des  gymnasialen  wie  des  realen, 
auf  Grundlage  deutscher  Wissenschaft  besonders  geeignet. 
Denn  erreichte  man  hiedurch  den  Zweck,  dass  die  Masse 
der  Gebildeten  sich  in  demselben  Ideenkreise  bewegte  oder 
doch  wenigstens  sich  wechselseitig  verstand,  so  war  für  die 
mannigfachen  Glieder  des  weiten  Keiches  ein  geistiges  Band 
der  Einheit  gefunden,  das  sie  fester  und  dauerhafter  an  ein- 
ander zu  knüpfen  geeignet  war,  als  blosse  Verwaltungs- 
massregeln es  je  vermochten.  Von  diesem  Gesichtspuncte 
aus  betrachtet  waren  die  Lehrerseminarien  nicht  bloss  Pflanz- 
schulen für  einen  tüchtigen  Lehrstand,  sondern  wahre  Pflege- 
ßtätten  grossösterreichischen  Bewusstseins.  Und  in  dieser  Be- 
ziehung wird  man  der  neuen  Organisation  des  mittleren  Unr 
terrichtes  den  Ruhm  nicht  streitig  machen  können,  das  grosse 
Werk  der  unvergesslichen  Kaiserin  Maria  Theresia,  die  durch 
Gründung  der  österreichischen  Volksschule  allen  ihren  Un- 
terthanen  die  Wohlthat  eines  möglichst  gleichmässigen  Ele- 
mentarunterrichtes zu  Theil  werden  liess,  auf  einer  höheren 
Stufe  wieder  aufgenommen  und  weiter  geführt  zu  haben. 

Aber  gross  waren  die  Hemmnisse,  die  sich  einer  raschen 
und  durchgreifenden  Verwirklichung  der  Gymnasial-Reform 
entgegenstellten.  Drei  Gegner  vornehmlich  hatte  sie  zu  be- 
kämpfen :  das  exclusiv  österreichische  Beamtenthum  im  Bunde 
mit  der  Aristokratie,  dann  einen  namhaften  Theil  der  katho- 
lischen, in  Ungarn  auch  der  protestantischen  Geistlichkeit, 
und  endlich  die  extrem-nationalen  Parteien.  Diese  Gegner 
richteten    vereint    ihre   Angriffe    gegen    das    verhasste    neue 
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Lebrsystem,  und  wiederholt  ertönten  in  öffentlichen  Blättern 
und  eigenen  Flugschriften  die  bittersten  Anklagen  gegen  die 
Regierung,  die  einen  so  vollständigen  Bruch  mit  jeder,  auch 
der  ehrwürdigsten  Tradition,  einen  so  gänzlichen  Umsturz 
alles  Bestehenden,  eine  so  höhnende  Nachäffung  des  Aus- 
landes im  Unterrichtswesen  Oesterreichs  protegiere.  Die  Lehr- 
und  Lernfreiheit,  hiess  es,  dies  Schiboleth  revolutionärer 
Neuerer  im  Fache  des  Unterrichtes,  sei  auch  auf  die  Gymna- 
sien ausgedehnt.  Die  guten  alten  Lehrbücher  seien  abge- 
schafft, dafür  neue  ausländische,  welche  Oesterreich  und  die 
Religion  höhnen,  eingeführt;  Preussen,  das  hochweise,  sei 
überall  als  Spiegel  hochgehalten,  die  Knaben  müssten  sich 
zu  Tode  lernen,  vielerlei  unverdautes  Zeug  werde  in  sie 
hineingestopft,  die  Religion  sei  im  Organisationsplane  ganz 
übergangen,  hingegen  der  griechischen  Sprache,  der  Lieb- 
lingssprache der  Reformatoren,  der  deutschen  Sprache,  in 
der  die  Protestanten  so  excellieren,  das  Uebergewicht  über 
jdie  officielle  Sprache  der  katholischen  Kirche,  die  lateinische, 
eingeräumt;  die  realistischen  Kenntnisse,  diese  Hefe  des  Ma- 
terialismus, nämlich  Naturgeschichte  und  Naturlehre,  würden 
zum  Ueberflusse  nun  auch  vorgetragen,  und  damit  der  Un- 
ordnung die  Krone  aufgesetzt  sei,  fehle  auch  die  Einheit 
des  Classenlehrcrs.  Ein  Fachlehrer  löse  den  andern  ab,  und 
der  Schüler  solle  nun,  statt  eines  Lehrers  und  eines  Kate- 
cheten, drei  bis  vier  Professoren  befriedigen.  Das  sei  der 
gerade  Weg  zur  Ueberstudiertheit,  zur  Zuchtlosigkeit,  zum 
Abfall  vom  Glauben,  Dazu  noch  die  Strenge  der  Professoren, 
die  geistige  Tortur  der  Maturitätsprüfungen,  das  absichtliche 
Erschweren  der  Universitätsstudien,  all  dies  zusammen  werde 
in  Zukunft  nur  der  Brut  der  Armuth  den  Weg  zum  Richter- 
stuhl und  Kanzel  offen  lassen,  die  besitzenden,  die  vorneh- 
men Stände  würden  ihre  Kinder  so  gefahrvollen  Quälereien 
nicht  preisgeben.  —  Zu  diesen  Klagen,  deren  Ursprung  sich 
aus  Ton  und  Inhalt  unschwer  erkennen  Hess,  gesellten  sich 
die  anfangs  zwar  nur  leise  und  gedämpft,  später  aber  immer 
stärker  und  heftiger  ertönenden  Schmerzensschreie  der  Na- 
tionalen   aller   nicht  rein   deutschen  Kronländer   über  syste- 
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matische  Unterdrückung  der  heimathlichen  Idiome,  über  mass- 
lose Germanisierung  durch  die  Schule. 

Wie  wenig  grundhältig  all  diese  Vorwürfe  und  Anklagen 
waren,  dies  Hess  sich  nun  allerdings  durch  unwiderlegliche 
Thatsachen  klar  beweisen,  und  sowol  Organe  der  Regierung 
als  auch  unabhängige  Stimmen  thaten  dies  in  ausführlichster 
Weise.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  die  neue  Gymnasial- 
einrichtung sei  keineswegs  eine  blosse  Nachahmung  irgend 
welches  preussischcn  Musters,  sondern  eine  durchweg  selbst- 
ßtändige  Schöpfung,  bei  deren  Entwurf  die  einstimmig  aus- 
gesprochenen Forderungen  und  Wünsche  österreichischer 
Fachmänner  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  einheimischen 
Verhältnisse  massgebend  gewesen  seien.  Die  Beseitigung 
der  ganz  unbrauchbaren  alten,  und  die  Einführung  neuer  ganz 
zweckmässigen  Schulbücher  wurde  mit  Recht  als  unerläss- 
liche  Bedingung  für  ein  wahrhaftes  Gedeihen  des  Unter- 
richtes bezeichnet.  Im  Vortrage  des  Unterrichtsministers  vom 
19.  Februar  1850,  mit  welchem  die  Aufhebung  des  bisheri- 
gen Monopols  des  Studienfondes  auf  den  Druck  und  Ver- 
kauf der  Gymnasialschulbücher  motiviert  wurde ,  wird  aus- 
drücklich auf  die  überall  gemachte  Erfahrung  hingewiesen, 
pdass  nur  der  andauernde  Wetteifer  der  Schriftsteller  so- 
wol als  der  Buchhändler  wohlfeile  und  zugleich  gute  Gym- 
nasialschulbücher hervorbringt,  und  dass  in  Ländern^  wo 
bei  mangel  ndcr  Freiheit  der  Erzeugung  solcher  Bücher 
dieser  Wetteifer  nicht  entstehen  kann,  die  Güte  und  Wohl- 
feilhcit  derselben  bei  aller  Sorgfalt  der  Regierung  nie  er- 
reicht worden  ist".  Und  in  der  That,  seit  Aufhebung  des 
Schulbücherzwanges  entwickelte  sich  in  Oesterieich  rasch 
in  fast  allen  Lehrfächern  eine  eben  so  reichhaltige  als  ge- 
diegene Schulliteratur,  und  wenn  hiebei  neben  den  theil- 
weise  vortrefflichen  einheimischen  Productionen  auch  die 
besten  des  ausseröstcrreichischen  Deutschlands  Eingang  in 
die  Gymnasien  fanden,  so  war  dies  eben  für  den  Unterricht 
selbst  nur  ein  unschätzbarer  Gewinn.  Die  Schule  aber  gegen 
das  Verderbnis  unzweckmässiger  oder  gar  anstössiger  Bücher 
zu  schützen,  dies  war  die  Aufgabe  der  Staatsregicrung,  welche 
sich  das  Recht  der  Genehmigung  zu  Einführung  von  Schul- 
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bttchern  überhaupt  vorbehielt.  Zugleich  war  durch  die  im 
J.  1850  erfolgte  Gründung  einer  eigenen  Zeitschrift  für  die 
österreichischen  Gymnasien  ein  Organ  geschaffen  worden, 
in  welchem  die  wichtigsten  Fragen  auf  dem  Gebiete  des 
Gymnasialunterrichtes  einer  eingehenden  fachmännischen  Be- 
sprechung, somit  auch  die  neuen  Lehrbücher  einer  freimü- 
müthigen  Kritik  unterzogen  werden  konnten,  während  bis 
dahin  selbst  die  schlechtesten,  durchaus  unbrauchbaren  Lehr 
bücher  vor  jedem  öffentlichen  Tadel  in  ihrer  Eigenschaft  als 
amtlich  autorisierte  Producte  durch  die  Censur  geschützt 
waren. 

Die  Nothwendigkeit  der  Institution  eigener  Prüfungen 
der  Keife  am  Schlüsse  des  Gymnasialcurses  ergab  sich,  wie 
schon  oben  dargethan  wurde ,  aus  dem  gesammten  Organis- 
mus des  neuen  Unterrichtssystemes  überhaupt.  Wie  grund- 
los aber  die  Klagen  über  die  angeblich  masslose  Strenge 
dieser  Prüfungen  war,  dies  gieng  aus  zifFermässig  constatierten 
Daten  hervor.  Es  legten  nämlich  vor  der  Gymnasialreform 
von  je  100  Studierenden,  die  in  den  ersten  Jahrgang  der 
philosophischen  Obligatcurse  eintraten,  ungeachtet  der  aus- 
gedehnten Gestattung  von  Nachtrags-  und  Wiederholungs- 
prüfungen, durchschnittlich  nur  40  den  zweiten  Curs  mit 
Erfolg  zurück,  so  dass  an  60^  eine  Zurückweisung  von  den 
höheren  Fachstudien  erfuhren.  In  der  Zeit  nach  der  Gym- 
nasialreform aber  legten  von  lOO  Schülern,  welche  in  die 
siebente  Classe  eintraten,  im  Durchschnitte  80  die  achte  Classe 
mit  Erfolg  zurück,  so  dass  also  in  der  Regel  nur  20%'  zu- 
rückblieben; von  je  100  Schülern  hingegen,  die  sich  der 
Maturitätsprüfung  unterzogen,  wurden  alljährlich  je  93  appro- 
biert und  nur  7  reprobiert :  ein  schlagender  Beweis,  dass  man 
wenigstens  über  zu  grosse  Strenge  bei  diesen  Prüfungen  nicht 
wohl  klagen  durfte. 

Ein  strengerer  Vorgang  bei  der  Classification  der  Gym- 
nasialschüler im  Allgemeinen  aber  war  mit  diesen  Prüfungen 
allerdings  eingetreten  und  zwar  mit  Recht  Denn  blickt 
man  auf  die  grosse  Zahl  von  Privatisten  vor  dem  J.  1848, 
namentlich  an  den  Gymnasien  mancher  Hauptstädte,  als  Wien 
Prag,  Biünn;  Graz,  Triest  u.  s.  w.,  so  findet  man;  dass  die 
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angehörten  und  fast  ohne  Ausnahme  mit  Vorzugsclassen  be- 
theilt wurden.  Man  begreift  sofort,  weshalb  dann  von  ge- 
wissen Seiten  her  gegen  das  neue  Lehrsystem  gar  so  geeifert 
wurde,  aber  auch,  wie  nothwendig  es  war,  wenigstens  durch 
die  Maturitätsprüfungen  dem  Misbrauche  zu  nachsichtiger 
Beurtheilung  einer  bis  dahin,  freilich  zum  Nachtheile  für  ihre 
geistige  Ausbildung,  gewissermassen  privilegierten  Classe  von 
Studierenden  engere  Schranken  zu  setzen.  Jedenfalls  war  es. 
eine  sehr  heilsame  Wirkung  der  neuen  Gjmnasialeinrichtungj 
dass  das  Privatstudium  von  Jahr  zu  Jahr  sich  verminderte,  und 
zwar  so  sehr,  dass  in  der  letzten  Zeit  in  den  oberen  Classen 
aller  deutsch-slavischen  Gymnasien  zusammengenommen  sich 
kaum  mehr  über  100  Privatisten  vorfanden. 

Geradezu  ungerecht  aber  war  der  Vorwurf,  als  wäre 
die  neue  Gymnasialeinrichtung  irgendwie  den  berechtigten 
Ansprüchen  der  katholischen  Kirche  zu  nahe  getreten.  Schon 
durch  die  Verordnung  vom  5.  Oct.  1850  wurde  der  katho- 
lische Religionsunterricht  in  den  Gymnasien  jedes  Kirchen- 
sprengels  nach  Wunsch  und  Anordnung  des  betreffenden 
ßiechofes  eingerichtet;  das  Recht  des  Episcopates  zu  kirch- 
licher Approbation  der  nöthigen  Lehrbücher,  zu  Bestellung 
der  erforderlichen  Religionslehrer ,  zu  Ueberwachung  des 
Unterrichtes  und  der  gottesdienstlichen  Uebungen  in  der  Re- 
ligion war  vollständig  anerkannt  und  gewahrt.  Ja  nur  zu 
bald  sollte  die  Staatsregierung,  wie  sich  später  zeigte ,  sich 
weit  eher  dem  Vorwurf  aussetzen,  den  Wünschen  des  katho- 
lischen Episkopates  in  manchen  Beziehungen  mehr  nachge- 
geben zu  haben,  als  die  wohlverstandenen  Interessen  der 
Schule  es  erheischten,  wogegen  sie,  bis  dahin  wenigstens, 
dem  Andrängen  der  nationalen  Parteien  noch  entschieden 
entgegentrat. 

Angesichts  so  unwiderleglicher  Thatsachen  gelang  es 
den  Gegnern  der  neuen  Studieneinrichtung  nicht,  den  Orga- 
nisations  -  Entwurf  von  1849  einfach  zu  beseitigen,  sondern 
dieser  wurde  durch  Allerh.  Entschliessung  vom  9.  Dec.  1854 
unter  Beibehaltung  der  an  den  Gymnasien  eingeführten  Lehr- 
methode und  der  derzeit  an  denselben  bestehenden  Einrich- 


tungen  überhaupt  genehmigt,  wobei  jedoch  folgende  Puncte 
besonders  hervorgehoben  wurden :  Erstens  sollte  „der  Ausbil- 
dung der  Schüler  in  der  lateinischen  Sprache  besondere  Sorg- 
falt zugewendet  und  die  philosophische  Propädeutik  mit  grös- 
serer Ausführlichkeit  behandelt  werden  als  bisher''  ;  —  ein  Zu- 
geständnis an  die  Forderungen  des  Episkopates.  —  Zweitens 
aber  wurde  in  Bezug  auf  die  Unterrichtssprache  als  oberster 
Grundsatz  aufgestellt,  „dass  der  Unterricht  immer  und  überall 
in  der  Sprache  zu  ertheilen  sei,  durch  welche  die  Bildung 
der  Schüler  am  besten  gefördert  werden  könne,  weshalb 
man  sich  unter  allen  Umständen  einer  Sprache  zu  bedienen 
habe,  die  den  Schülern  so  bekannt  und  geläufig  sei,  dass  sie 
den  Unterricht  mittelst  derselben  mit  ganzem  Erfolge  em- 
pfangen können;  aber  auch  da,  wo  in  Folge  dessen  die 
deutsche  Sprache  nicht  ausschliessliche  Unterriclitssprache 
sein  könne,  sei  der  Unterricht  in  allen  Gymnasien,  mit  Aus- 
nahme der  lomb.-venetianischen,  in  dem  Masse  als  es  gründ- 
licher Bildung  dienlich  sei,  und  daher  jedenfalls  in  den 
höheren  Classcn  verherrschend  in  deutscher  Sprache  zu  er- 
theilen". —  Ein  Beweis,  wie  fest  die  Regierung  damals  noch 
den  nationalen  Partcibestrebungeri  gegenüber  an  dem  Grund- 
satze eines  einheitlichen  Gymnasialunterrichtes  auf  vorherr- 
schend deutscher  Grundlage  festhielt.  —  Durch  diese  kaiserliche 
EntSchliessung,  die  in  mehreren  darauf  bezüglichen  Ministe- 
rialverordnungen  ihre  Durchführung  im  Einzelnen  fand,  wurde 
der  offene  Widerstand  gegen  das  neue  Lehrsystem  zunächst 
gebrochen;  der  Kampf  selbst  aber  war  nicht  aufgegeben, 
sondern  sollte  nur  auf  ein  den  Gegnern  günstigeres  Feld 
verlegt  werden. 

Schon  durch  Erlass  vom  16.  Jänner  1854  war  der  ge- 
sammte  Unterricht  an  den  katholischen  Gymnasien,  „um  das 
vorgesteckte  Ziel  ihrer  Christianisierung  zu  erreichen",  in 
allen  seinen  Zweigen  der  Aufsicht  der  Bischöfe  unterworfen 
und  deshalb  verordnet  worden,  dass  diese  Aufsicht  jeder  Bi- 
schof entweder  persönlich  oder  durch  einen  von  ihm  aufge- 
stellten Commissär  üben  könne,  und  dass  es  diesen  demnach 
freistehe,  bei  dem  Unterrichte  ohne  Unterschied  des  Gegen- 
standes zu  hospitieren  und  den  Prüfungen  beizuwohnen.-— 
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Durch  diese  Verordnung  wurde  neben  die  staatliche  Ober- 
aufsicht über  den  gesaramten  Gyranasi^lunterricht  eine  eben 
so  ausgedehnte  kirchliche  Oberaufsicht  hingestellt,  was  leicht 
Anlass  zu  den  bedenklichsten  Reibungen  u.  z.  zum  offenbar- 
sten Nachtheile  für  die  Schule  geben  konnte. 

Noch  schärfer  aber  wurde  der  Einfluss  des  Episkopates 
auf  das  gesammte  katholische  Gymnasialwesen  Oesterreichs 
durch  die  mit  dem  h.  Stuhle  getroffene  Vereinbarung  vom 
18.  August  1855  formuliert.  Denn  laut  Art.  5  dieser  Ver- 
einbarung steht  den  Bischöfen  das  Recht  zu,  „kraft  des  ihnen 
eigenen  Hirtenamtes  darüber  zu  wachen,  dass  in  keinem 
Lehrgegenstande  an  den  Mittelschulen  etwas  vorkomme,  was 
dem  katholischen  Glauben  und  der  sittlichen  Reinheit  zu- 
widerlaufe", und  Art.  7  verordnet:  „in  den  für  die  kath. 
Jugend  bestimmten  Gymnasien  und  mittleren  Schulen  über- 
haupt sollen  nur  Katholiken  zu  Professoren  oder  Lehrern  er- 
nannt werden  und  d^r  ganze  Unterricht  soll  nach  Massgabe 
des  Gegenstandes  dazu  geeignet  sein,  das  Gesetz  des  christ- 
lichen Lebens  dem  Herzen  einzuprägen." 

Hiemit  war  über  die  Verordnung  vom  J.  1850,  die 
den  Bischöfen  das  Recht  zu  Regelung  und  Beaufsichtigung 
des  Religionsunterrichtes,  aber  auch  nur  des  Religionsunter- 
richtes, und  zwar  in  ausgedehntestem  Masse  eingeräumt 
hatte,  bei  weitem  hinausgegangen.  Die  letztgenannten  Ver- 
ordnungen gaben  nämlich  dem  österreichischen  Episkopate 
auf  Richtung  und  Gestaltung  des  gesammten  Gymnasialunter- 
richtes einen  so  überwiegenden  Einfluss,  dass  wenn  er  seine 
nunmehr  gesetzlich  ihm  zustehenden  Befugnisse  bis  zu  den 
äussersten  Consequenzen  ausdehnen  wollte,  der  Staat  ihn 
kaum  hindern  konnte,  sich  thatsächlich  zum  Herrn  sämmt- 
licher  katholischen  Gymnasien  zu  machen.  Denn  abgesehen 
von  den  zahlreichen  Gymnasien  geistlicher  Corporationen, 
die  noch  näheren  Anlass  hatten,  sich  der  bischöflichen  Au- 
torität zu  fügen,  lag  es  ja  nur  am  Episkopate,  auch  bei  den 
Staatsschulen  sein  Recht  zur  Censur  über  Lehrbücher  und 
Lehrvorträge,  ja  selbst  über  Sitten  und  Meinungen  der  Leh- 
rer in  jeder  Beziehung  geltend  zu  machen,  und  demzufolge 
die  Beseitigung  von  Lehrbüchern,  so  wie  die  Entfernung  von 
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Lehrern,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  streng  katholischen 
Charakter  der  Schule  nicht  entsprächen,  bei  der  weltlichen 
Behörde  durchzusetzen. 

Diese  streng  kirchliche  Richtung  hatte  aber  gerade  für 
die  österreichischen  Gymnasien  speciell  noch  weit  bedenk- 
lichere Folgen.  Als  im  J.  1849  die  neue  Organisation  dieser 
Lehranstalten  ins  Leben  trat,  wurden  gleichzeitig  die  bis  dahin 
üblichen  concursartigen  Prüfungen  für  das  Lehramt  aufge- 
hoben und  an  deren  Stelle  eigentliche  Fachprüfungen  einge- 
führt. In  dem  Vortrage  vom  1.3.  Aug.  1849,  mit  welchem 
der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht,  Graf  Leo  Thun,  die 
Erlassung  eines  Gesetzes  über  die  Prüfung  der  Candidaten 
des  Gymnasiallehramtes  motivierte,  war  unverholen  der  Satz 
ausgesprochen,  „dass  durch  die  Activierung  der  Lehramts- 
prüfungen die  Ausführung  jeder  Verbesserung  der  Gymnasien 
erst  möglich  gemacht  werde".  Und  in  der  That,  wenn  die 
Regierung  die  ernste  Absicht  hatte,  das  österreichische  Gym- 
nasialwesen von  Grund  aus  zu  verbessern,  und  für  diese 
Absicht  sprachen  die  Anstalten,  die  sie  mit  Aufwand  bedeu- 
tender Summen  zur  Heranbildung  geeigneter  Lehrer  traf, 
so  war  es  nothwendig,  dass  fortan  nur  solche  Lehrer  an  den 
Gymnasien  dauernde  Verwendung  fanden,  deren  wissenschaft- 
liche Befähigung  zum  Lehramte  ausreichend  dargethan  war. 
Zu  diesem  Behufe  war  eine  gesetzliche  Regelung  der  Lehr- 
amtsprüfungen im  Einklänge  mit  dem  neuen  Studienplane 
und  die  Errichtung  eigener  wissenschaftlicher  Prüfungscom- 
missionen unerlässlich,  und  nach  beiden  Richtungen  entfaltete 
die  Staatsregierung  auch  sofort  ihre  Thätigkeit.  Im  August 
des  J.  1849  wurde  das  provisorische  Gesetz  über  die  Prü- 
fungen für  das  Gymnasiallehramt  kundgemacht  und  gleich- 
zeitig Prüfungscommissionen  an  den  Universitäten  zu  Wien, 
Prag,  Innsbruck  und  licmberg  errichtet,  denen  sich  später 
jene  zu  Padua  und  Pavia,  dann  zu  Graz  anschlössen. 

Das  erwähnte  provisorische  Gesetz,  dessen  wesent- 
liche Bestimmungen  ohne  bedeutende  Modificationen  in 
das  definitive  Prüfungsgesetz  vom  24.  Juli  1856  überge- 
gangen sind,  enthält  folgende  Hauptpuncte:  1.  Damit  ein 
Candidat  zur  Prüfung  zugelassen    werde ,    wird    erfordert, 
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dass  er  die  Maturitätsprüfung  bestanden  und  mindestens 
drei  Jahre  an  einer  Universität  als  ordentlicher  Hörer  zu- 
gebracht habe.  2.  Um  seine  wissenschaftliche  Befähigung 
für  das  Gymnasiallehramt  überhaupt  darzuthun  ,  muss 
jeder  Candidat  jene  allgemeine  philosophische  Bildung  nach- 
weisen, die  jedem  Gymnasiallehrer  ohne  Unterschied  des 
Faches  unentbehrlich  ist,  ferner  Correctheit  im  mündlichen 
und  schriftlichen  Gebrauche  der  Unterrichtssprache,  dann 
der  deutschen  Sprache,  und  endlich  das  erforderliche  Mass 
specieller  Fachbildung  in  einem  der  Gebiete  des  Gymnasial- 
unterrichtes. 

Diese  Gebiete  sind,  gruppenweise  zusammengestellt,  fol- 
gende: 1. Glas si sehe  Philologie,  aus  welcher  vom  Exami- 
nanden zur  Befähigung  für  den  Unterricht  am  ganzen  Gymna- 
sium gefordert  wird:  gründliche  und  sichere  Kenntnis  der 
Grammatik  beider  classischen  Sprachen,  für  die  lateinische 
ausserdem  stilistische  Gewandtheit;  vornehmlich  aber  umfas- 
sende Belesenheit  in  Cäsar,  Livius,  Sallust,  Cicero,  Tacitus, 
Ovid,  Virgil,  Horaz,  dann  in  Xenophon,  Herodot,  Demosthe- 
nes,  Plato,  Homer  und  Sophokles;  dazu  gründliche  Kenntnis 
der  alten  Geschichte  und  der  wesentlichsten  Puncte  aus  den 
Staats-  und  Privatalterthümern,  der  Mythologie,  der  Litera- 
turgeschichte und  der  Metrik.  —  2.  Aus  dem  Gebiete  der  G  e- 
schichte  und  Geographie  wird  zur  Befähigung  für  den  Un- 
terricht am  ganzen  Gymnasium  gefordert :  chronologisch  sichere 
Uebersicht  über  die  Weltgeschichte  und  Einsicht  in  den 
pragmatischen  Zusammenhang  der  Begebenheiten;  Vertraut- 
heit mit  einer  Hauptpartie  derselben  und  mit  der  Geschichte 
Oesterreichs  auf  Grund  specieller  Studien ;  gründliche  Kennt- 
nis  der  alten  Geschichte  und  Geographie  nebst  der  Fähig- 
keit, römische  und  griechische  Historiker  im  Urtexte  zu 
verstehen ;  sichere  Uebersicht  über  die  gesammte  Erde  nach 
ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  politischen  Eintheilung, 
genauere  Kenntnis  Europa's  und  insbesondere  Oesterreichs.  — 
3.  Mathematik  und  Naturwissenschaften:  aus  der 
ersteren  wird  gefordert  sichere  Kenntnis  und  Durchübung  der 
Elementarmathematik,  Geübtheit  in  der  analytischen  Geometrie 
und  Kenntnis   der  Differential-   und   Integralrechnung   in  so 
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weit,  als  deren  Anwendung  namentlich  für  Physik  nothwen- 
dig  ist ;  aus  der  Physik  sichere  Kenntnis  der  Thatsachen  mit 
experimenteller  und  mathematischer  Begründung;  Kenntnis 
der  Hauptpuncte  der  Chemie,  so  wie  der  Hauptlehren  der 
Astronomie  und  mathematischen  Geographie;  aus  der  Natur- 
geschichte Kenntnis  der  wichtigsten  Naturproducte  und  Fähig- 
keit sie  zu  bestimmen,  dabei  gründliche  Kenntnis  der  bedeu- 
tendsten naturhistorischen  Systeme  und  der  wichtigsten  That- 
sachen aus  der  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen  und 
Thiere.  Zu  verbinden  sind  als  Gruppen  aus  diesem  Prüfungs- 
gebiete entweder  Mathematik  und  Physik  für  das  ganze  Gym- 
nasium, oder  Naturgeschichte  im  bezeichneten  Umfange  mit 
Mathematik  und  Physik,  wenigstens  für  die  vier  Classen  des 
üntergymnasiums.  —  4.  Philosophie:  eingehendes  Studium 
der  Hauptwerke  eines  bedeutenden  Philosophen  der  alten  oder 
der  neueren  Zeit,  Kenntnis  der  Hauptpuncte  aus  der  Ge- 
schichte der  Philosophie,  Vertrautheit  mit  Logik  und  empiri- 
scher Psychologie.  —  5.  Deutsche  Sprache  und  Landes- 
sprachen: ausser  grammatischer  Correctheit  im  mündlichen 
und  schriftlichen  Gedankenausdruck  wird  gefordert  Kenntnis 
der  Literatur  und  ihrer  Geschichte  in  Verbindung  mit  der 
politischen  und  Culturgeschichte  des  betreffenden  Volkes,  dann 
Kenntnis  der  älteren  Zustände  der  Sprache  und  der  wich- 
tigsten älteren  Sprachdenkmäler,  endlich  die  nöthige  kritisch- 
ästhetische Bildung,  um  Werke  der  schönen  Literatur  zweck- 
mässig erklären  zu  können.  —  Philosophie  und  Landesspra- 
chen bilden  jedoch  für  sich  allein  keine  ausreichende  Gruppe 
zu  Erlangung  der  Lehrbefähigung,  sondern  das  Studium  der 
ersteren  muss  mit  einer  der  oben  bezeichneten  Gruppen,  und 
zwar  wenigstens  in  der  Ausdehnung  für  das  Untergymnasium, 
jenes  einer  Landessprache  mit  dem  Studium  der  classischen 
Philologie,  und  zwar  wenigstens  für  eine  der  beiden  alten 
Sprachen  in  dem  für  das  Obergymnasium  geforderten  Um- 
fange verbunden  sein. 

Die  Prüfung  zerfällt  in  schriftliche  Haus-  und  Clausur- 
arbeiten,  von  letzteren  für  jeden  Gegenstand  der  Prüfung 
eine  zu  je  12  Stunden  unter  unausgesetzt  strenger  Aufsicht, 
dann  in   die    mündliche  Prüfung  und   in  eine  Probelection. 


5BI 

Nach  bestandener  Prüfung  ist  jeder  Candidat  verhalten,  zu 
praktischer  Erprobung  seiner  Lehrthätigkeit  sich  ein  Jahr 
lang  an  einem  Öffentlichen  Gymnasium  verwenden  zu  lassen, 
um  Anspruch  auf  wirkliche  Anstellung  im  Lehramte  zu  er- 
langen.—  Die  Prüfungscommissionen  sind  aus  Männern  zu  bil- 
den, welche  die  verschiedenen  Hauptzweige  des  Gymnasialun- 
terrichtes nach  seiner  gegenwärtigen  Organisation  wissen- 
schaftlich vertreten.  Sie  bestehen  daher  in  der  Regel  aus 
Universitätsprofessoren,  und  zwar  für  classische  Philologie, 
für  Geographie  und  Geschichte,  für  deutsche,  je  nach  Um- 
ständen für  slavische,  ungarische,  italienische  Sprache  und 
Literatur,  fiir  Mathematik,  Physik,  Naturgeschichte  und  Phi- 
losophie. 

Die  eben  dargelegten  Bestimmungen  des  Prüfungsge- 
setzes standen  mit  der  neuen  Organisation  der  Gymnasien 
in  engstem  Zusammenhange.  Mit  Einführung  des  Fachlehrer- 
systemes  mussten  an  die  Stelle  der  bisherigen  concursartigen 
Prüfungen,  die  sich  für  jeden  Candidaten  auf  alle  Lehr- 
gegenstände, also  ausser  Latein  und  Griechisch  auch  auf 
Geschichte,  Geographie  und  Mathematik  erstreckten,  wahre 
Fachprüfungen  treten.  Nicht  ein  oberflächliches,  fragmen- 
tarisches Wissen  aus  allen  möglichen  Disciplinen,  sondern 
gründliche  und  umfassende  Kenntnis  aus  einer  Gruppe  eng 
verwandter  Lehrgegenstände  war  jetzt  als  Ziel  gesteckt.  Zu 
diesem  Zwecke  wurden  die  Prüfungsgegenstände  für  jeden 
einzelnen  Candidaten  der  Zahl  nach  beschränkt,  dagegen  die 
Forderungen  in  denselben  nach  Inhalt  und  Umfang  wesent- 
lich erhöht,  jedoch  nicht  über  jenes  Mass  hinaus,  das  für 
eine  gedeihliche  Entwicklung  des  Gymnasialunterrichtes  auf 
Grund  wahrhaft  wissenschaftlicher  Fachbildung  unerlässlich 
erschien. 

Wie  schon  oben  erwähnt  ist,  war  die  consequente  Durch- 
führung des  neuen  Prüfungsgesetzes  die  Grundbedingung 
für  eine  entsprechende  Neugestaltung  der  Gymnasien.  Die 
Grundsätze  des  Organisationsentwurfes  konnten  nur  in  dem 
Masse  verwirklicht  werden,  als  es  gelang,  für  sämmtliche 
Gymnasien  des  Reiches  nach  und  nach  Lehrer  zu  gewinnen, 
die  eine  tüchtige  fachwissenschaftliche  Bildung  an  der  Hoch- 
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schule  erworben  und  in  der  vorgeschriebenen  Lehramtsprü- 
fung thatsächlich  dargethan  hatten.  —  Die  Staatsregierung 
verkannte  keineswegs,  welche  Schwierigkeiten  bei  durch- 
greifender Anwendung  des  nunmehrigen  Prüfungsgesetzes 
auf  alle  öffentlichen  Gymnasial-Lehranstalten  zu  überwinden 
waren,  und  sie  fasste  hiebei  insbesondere  die  Stellung  der 
geistlichen  Corporationen  zur  neuen  Studienordnung  wohl 
ins  Auge.  Sie  nährte  aber  auch  die  Hoffnung,  dass  die  Or- 
densgymnasien ihre  Aufgabe  mit  der  Anstrengung,  welche 
der  Ernst  der  Zeit  gebot,  verfolgen  und  den  Wettlauf  mit 
den  bereits  vorhandenen  oder  den  noch  zu  errichtenden  welt- 
lichen Gymnasien  zum  Heile  der  Jugendbildung  „ehrenvoll 
und  würdig"  bestehen  würden.  Dieser  Hoffnung  wurde  denn 
auch  in  den  ersten  Jahren  der  neuen  Organisation  durch 
erfreuliche  Thatsachen  entsprochen.  Mit  anerkenn  enswerthem 
Eifer  und  namhaften  Opfern  suchten  manche  geistliche  Cor- 
porationen den  Anforderungen  des  neuen  Lehrsystemes 
gerecht  zu  werden ,  sandten  die  künftigen  Lehrer  ihrer 
Gymnasien  an  die  Universität  und  in  die  neugegründeten 
Seminarien,  um  dort  ihren  Fachstudien  obzuliegen.  Es  war 
also  Anfangs  von  einer  grundsätzlichen  Opposition  gegen 
die  gesammte  neue  Studienordnung  wenig  zu  verspüren.  Bald 
aber  trat  ein  Ereignis  ein,  das  ganz  geeignet  war,  eine  solche 
Opposition  selbst  dort  hervorzurufen,  wo  früher  der  will- 
fährigste Geist  obgewaltet  hatte. 

Die  ausgesprochene  Tendenz,  dem  gesammten  Studien- 
wesen Oesterreichs  einen  entschieden  confession eilen,  speciell 
streng  katholischen  Charakter  aufzuprägen,  gab  dem  Unter- 
richtsminister Grafen  Thun  schon  im  J.  1853Anlass  in  einem 
Schreiben  an  den  General  des  Jesuitenordens  die  bestimmte 
Frage  zu  stellen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  der 
Orden  in  der  Lage  wäre,  Österreichische  Gymnasien  nach 
der  neuen  Lehreinrichtung  zu  übernehmen.  In  seiner  erst 
am  20.  Juli  1854  erfolgten  Beantwortung  dieses  Schreibens 
ermangelte  der  Ordensgeneral  nicht  auf  bestimmte  Differenz- 
puncte  hinzuweisen,  die  zwischen  den  Institutionen  des  Je- 
suitenordens und  der  neuen  österreichischen  Gymnasialein- 
richtung bestünden.  „Nach  den  Ordensstatuten  sei  eine  Lei- 
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tiing  von  Ordensschulen  bloss  durch  Ordensobere  zulässig, 
denn  jede  Einmischung  von  aussen  führe  zur  Auflösung  des 
Ordens.  Es  könne  daher  eine  Oberaufsicht  des  Schulrathes 
über  Jesuitengymnasien  bezüglich  seiner  auctoritativen,  direc- 
tiven  und  entscheidenden  Wirksamkeit,  dann  des  Hospitierens 
und  der  Abhaltung  von  Conferenzen  nicht  geduldet  werden. 
Jedoch  sei  die  Gesellschaft  Jesu  bereit,  von  der  Regierung 
autorisierten  Männern  Einsicht  in  den  Gang  ihrer  Schulen 
zu  gestatten  und  deren  Bemerkungen  mit  Achtung  entgegen- 
zunehmen. Auch  könne  der  Provincial  an  die  Behörden  all- 
jährlich über  den  Zustand  der  seiner  Leitung  unterstehen- 
den Schulen  Bericht  erstatten.  —  Ferner  müsse  es  dem  Or- 
den anheim  gestellt  bleiben,  zu  Kectoren,  Präfecten,  Profes- 
soren an  seinen  Schulen  nach  freiem  Ermessen  jene  Ordens- 
glieder zu  bestimmen,  die  er  für  tauglich  erachte,  und  zwar 
ohne  vorhergegangene  ämtlich  abgelegte  Lehramtsprüfung. 
Denn  ein  nicht  von  seinem  Ordensoberen,  sondern  von  der 
Regierung  durch  den  Erfolg  einer  ämtlichen  Lehrfähigkeits- 
prüfung  angestellter  Lehrer  sei  nur  ein  halber  Religiosus; 
er  hätte  sich  nämlich  ausser  dem  Ordenskörper  gleichsam 
einen  selbständigen  Grund  und  Boden  erworben  und  so  einen 
Haltpunct  für  manche  Ausnahms-,  Vorzugs-  und  Unabhän- 
gigkeitsgelüste. —  Endlich  der  Zweck,  den  die  Jesuiten- 
gymnasien zu  verfolgen  haben ,  sei  nicht  die  Aneignung 
möglichst  vieler  Kenntnisse  in  möglichst  kurzer  Zeit,  son- 
dern die  Erzielung  eines  gründlichen  Wissens  des  Wichtig- 
sten in  angemessener  Zeit ;  daher  suche  die  Ratio  studioi'um 
die  Vielheit  der  Lehrgegenstände  sorgfältig  zu  vermeiden, 
lege  das  Hauptgewicht  auf  ein  gründliches  Studium  der  clas- 
sischen  Sprachen,  insbesondere  der  lateinischen,  als  der  all- 
gemeinen Sprache  der  katholischen  Kirche  und  der  gelehr- 
ten Welt,  dann  auf  ein  tieferes  Studium  der  Philosophie, 
wogegen  den  Realgegenständen  vornehmlich  in  den  unteren 
Classen  ein  viel  beschränkterer  Raum  angewiesen  sei  als  nach 
dem  Plane  des  Organisations-Entwurfes.  Denn  die  Geometrie 
finde  ihren  eigentlichen  Platz  erst  in  der  7.  und  8.  Classe, 
Naturgeschichte  aber  in  den  unteren  Classen,  auf  blosse  An- 
schauung beschränkt,  mache  die  Jugend  zerstreut  und  dabei 
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mit  Ideen  bekannt,  die  selbst  für  ilire  SittUchkeit  sebr  leicht 
verderblich  werden  könnten;  daher  sollten  Naturgeschichte, 
Algebra  und  Geometrie  aus  dem  Untergymnasium  ganz  weg- 
bleiben. —  Im  Zusammenhange  mit  dieser  Concentration 
des  Unterrichtes  nach  den  Vorschriften  der  Ratio  studiorum 
stehe  das  System  der  Classenlehrer,  wenigstens  für  das  Un- 
tergymnasium. Denn  der  Zweck  des  Gymnasiums  sei  nicht 
so  sehr  Beibringung  mannigfaltiger  Kenntnisse,  als  vielmehr 
moralische  und  vornehmlich  religiöse  Erziehung.  Wo  aber 
verschiedene  Lehrer  abwechselnd  in  einer  Schule  erscheinen, 
da  sei  es  nicht  möglich,  dass  Einheit  der  Ansichten  über 
Erziehung  und  Unterricht  stattfinde.  Demgemäss  seien  die 
Lehrgegenstände  im  Untergymnasium  derart  zu  beschränken, 
dass  ein  Lehrer  ausreiche,  um  in  ihnen  allen  mit  Erfolg 
zu  unterrichten.  Erst  im  Obergj'^mnasium  sollen  stufenweise 
auch  Fachlehrer  eintreten,  um  so  den  Uebergang  zu  den 
Fachstudien  an  der  Universität  zu  vermitteln.  —  Schliess- 
lich müsse  es  dem  Orden  freistehen,  sich  jener  Schulbücher 
zu  bedienen,  die  seiner  Schulverfassung  angemessen  seien, 
wogegen  er  sich  aber  auch  bereit  erkläre,  insofern  es  sich 
mit  seinem  Lehrplane  vereinbaren  lasse,  sich  an  die  allge- 
mein üblichen  Schulbücher  zu  halten.**  —  Wie  aus  dieser  Dar- 
legung  erhellt,  forderte  der  Jesuitengeneral  für  die  Gymna- 
sien seines  Ordens  eine  Ausnahmsstellung  gegenüber  den 
anderen  öffentlichen  Gymnasien  des  Reiches  in  folgenden 
vier  wesentlichen  Puncten:  erstens  selbständige  und  unab- 
hängige Leitung  dieser  Lehranstalten  durch  die  Ordensobern 
ohne  directe  Ingerenz  des  Landschulrathes ;  zweitens  freie 
Bestellung  des  Lehrpersonales  mit  Dispens  von  der  gesetz- 
lich vorgeschriebenen  Lehramtsprüfung ;  drittens  Einrichtung 
des  Lehrplanes  nach  den  Vorschriften  der  Ratio  studiorum; 
viertens  freie  Wahl  der  dem  Orden  eigenthümlichen  Lehr- 
bücher. —  Diese  Forderungen  standen  mit  der  neuen  Gym- 
nasialeinrichtung in  offenstem  Widerspruch  und  bezeichneten 
zugleich  zu  Gunsten  der  Lehranstalten  eines  einzigen  Ordens 
ein  Mass  von  Exemtionen,  das  diesem  selbst  vor  dem  J.  1848 
unter  ganz  anderen  Verhältnissen  und  Voraussetzungen  nie 
war  gewährt  worden.     Die  Gewährung  solcher  Forderungen 
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kam,  wenigstens  für  einen  Theil  der  österreichischen  Gym- 
nasien, einer  Aufhebung  des  eben  erst  eingeführten  und  mit 
vielen  Mühen  und  Opfern  verwirklichten  Lehrplanes  gleich 
und  musste  in  ihren  weiteren  Consequenzen  den  Bestand 
dieses  Systemes  überhaupt  gefährden.  Es  musste  daher 
billig  Wunder  nehmen,  dass  trotz  dieser  unverkennbaren 
Sachlage  selbst  nach  der  im  J.  1854  erfolgten  kaiserlichen 
Sanction  der  neuen  Gymnasialeinrichtung  die  Verhandlungen 
wegen  Uebernahme  von  Gymnasien  durch  den  Jesuitenorden 
vom  Unterrichtsministerium  nicht  abgebrochen  wurden,  son- 
dern man  noch  immer  zu  vermitteln  suchte,  wo  nichts  zu 
vermitteln  war.  Denn  die  Gegensätze  zwischen  den  abnor- 
men Ansprüchen  des  Ordens  und  den  klaren  Bestimmungen 
der  nunmehr  gesetzlich  feststehenden  Gymnasialeinrichtung 
waren  so  tiefgehend  und  durchgreifend,  dass  eine  aufrichtige 
Vermittlung  zwischen  ihnen  unmöglich  erscheinen  musste. 
Wenn  daher  gleichwol  im  J.  1856  ein  Vereinbarungs-Ent- 
wurf zu  Stande  kam,  der  die  Forderungen  des  Ordens  mit 
jenen  der  Staatsregierung  auszugleichen  bestimmt  war,  so 
zeigten  dessen  Hauptbestimmungen  sofort,  dass  im  Wesen 
die  Staatsregierung  nachgegeben  und  der  Orden  Recht  be- 
halten hatte.  Die  Jesuitengymnasien  wurden  nach  diesem 
Entwürfe  von  der  directen,  durch  den  Landesschulrath  zu 
übenden  Oberaufsicht  des  Staates  der  Hauptsache  nach  exi- 
miert,  die  Lehrer  an  denselben  von  der  Verpflichtung,  die 
gesetzliche  Lehramtsprüfung  abzulegen,  enthoben,  die  be- 
gehrten Abweichungen  von  dem  allgemein  vorgeschriebenen 
Lehrplane  gestattet,  die  Einführung  des  Classenlehrersystemes 
und  die  Ausscheidung  der  Realien  am  Untergymnasium  zu- 
gestanden, kurz,  nahezu  alles  bewilligt,  was  der  Jesuiten- 
general als  conditio  sine  qua  non  für  die  Uebernahme  öster- 
reichischer Gymnasien  durch  den  Orden  hingestellt  hatte. 

Besagter  Vereinbarungsentwurf  erhielt  nun  allerdings 
nicht  die  Kraft  einer  für  alle  Fälle  verbindlichen  gesetzlichen 
Verordnung,  jedoch  das  Verdienst,  dass  dies  nicht  geschah, 
gebührte  unstreitig  dem  festen  und  sicher  auf  sein  Ziel  los- 
steuernden Verhalten  des  weltklugen  Jesuitengenerals  in 
Korn,  der  selbst  in  Nebendingen  nicht  nachzugeben  gesonnen 


war,  nicht  dem  schwankenden  Benehmen  des  österreichischen 
Ministeriums  in  Wien,  welches  durch  den  Schein  gesetzlicher 
Bestimmungen  noch  ein  System  zu  retten  vermeinte,  das  es 
dem  Wesen  nach  bereits  preisgegeben  hatte.  —  Die  Bestim- 
mungen dieses  Entwurfes  fanden  zuerst  Anwendung  auf  das 
Staatsgymnasium  in  Feldkirch,  welches  den  Jesuiten  im 
J.  1856  übergeben  wurde,  dann  der  Hauptsache  nach  auf 
das  Gymnasium  in  Ragusa,  so  wie  auf  jenes  am  Freinberge 
in  Linz,  welche  alle  das  Recht  staatsgiltige  Zeugnisse  aus- 
zustellen und  Maturitätsprüfungen  abzuhalten  erhielten. 

Diese  auffallende  Bevorzugung  der  Gymnasien  des  Je- 
suitenordens vor  den  Lehranstalten  anderer  geistlicher  Cor- 
porationen,  von  denen  sich  manche  dem  neuen  Lehrsysteme 
mit  aufrichtiger  Hingebung  angeschlossen  hatten,  verfehlte 
nicht  nach  mehreren  Seiten  hin  ihre  nachtheilige  Wirkung 
zu  äussern.  Waren  schon  bisher  die  wiederholten  Mahnungen 
der  Regierung  an  die  säumigen  Corporationen  Ungarns,  sich 
innerhalb  einer  gegebenen  Frist  dem  Organisations-Entwurf 
anzubequemen  und  wenigstens  einen  Theil  des  Lehrpersonals 
zur  Prüfung  zu  stellen,  erfolglos  geblieben,  so  konnte  jetzt 
die  mit  Erlass  vom  2.  Febr.  1857  ausgesprochene  Drohung 
einer  eventuellen  Entziehung  des  Rechtes  Maturitätsprüfungen 
abzuhalten  keinen  besonderen  Eindruck  mehr  machen.  Man 
zog  es  daher  vor,  die  Sachen  einstweilen  ihren  Gang  gehen 
zu  lassen,  und  so  kam  es,  dass  z.  B.  an  die  geistlichen  Cor- 
porationen Böhmens,  die  sich  der  Mehrzahl  nach  eben  nicht 
sonderlich  beeilt  hatten,  ihr  Lehrpersonal  zur  vorgeschriebenen 
Lehramtsprüfung  zu  stellen,  vorerst  keine  weitere  Mahnung 
ergieng. 

Auf  diese  Weise  war  es  begreiflich,  dass  nach  einem 
vollen  Decennium  seit  Einführung  des  neuen  Lehrsystemes 
in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  fast  nur  an  jenen 
Gymnasien,  welche  der  Staat  neu  organisiert  und  besetzt 
hatte,  wie  in  Pressburg,  Leutschau,  Neusohl,  Kaschau,  Ofen, 
Pest,  Hermannstadt,  A  gram,  Fiume,  nach  der  neuen  Prüfungs- 
ordnung approbierte  Lehrer  wirkten,  in  den  deutschslavischen 
Ländern  aber  an  den  weltlichen  Gymnasien  55^,  an  den  geist- 
lichen Gymnasien  nur  17^  der  Lehrer  die  vorgeschriebene 
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Lehramtsprüfung  abgelegt  hatten.  Und  dennoch  genossen 
alle  diese  Lehranstalten  das  gleiche  Recht  staatsgiltige  Zeug- 
nisse auszustellen  und  Maturitätsprüfungen  abzuhalten. 

Durch  diese  mangelhafte  Beschaffenheit  so  vieler  Lehr- 
körper musste  in  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Gym- 
nasien nothwendig  bald  ein  auffälliges  Misverhältnis  ent- 
stehen, und  es  war  kein  Wunder,  wenn  die  Stimmen  über 
die  Unhaltbarkeit  des  neuen  Lehrsystemes  immer  lauter  er- 
tönten und  insbesondere  die  alten  Klagen  über  Vernachläs- 
sigung des  Lateinischen,  Ueberbürdung  der  Jugend,  Unzweck- 
mässigkeit  der  Fachlehrer  in  den  unteren  Classen  u.  s.  w. 
sich  wiederholten.  Bedeutsam  war  hiebei  nur  der  Umstand, 
dass  in  diese  Klagen  nunmehr  auch  ein  grosser  Theil  der 
Organe  der  Unterrichts  Verwaltung  in  den  einzelnen  Kronlän- 
dern mit  einstimmte  und  zu  Modificationen  der  neuen  Lehr- 
einrichtung drängte.  Einen  Rückhalt  fand  diese  Bewegung 
in  dem  Umstände,  dass  in  der  Allerh.  Entschliessung  vom 
J.  1854,  mit  welcher  der  Org.  Entwurf  vom  J.  1849  sanctio- 
niert  wurde,  zugleich  die  Anordnung  enthalten  war:  „Es  solle 
im  J.  1858,  wo  der  bestehende  Gymnasial  Lehrplan  während 
eines  achtjährigen  Curses  zur  vollständigen  Durchführung 
gekommen  sein  würde,  eine  Commission  aus  vertrauenswür- 
digen und  bewährten  Fachmännern  verschiedener  Kronlän- 
der gebildet  werden,  zu  dem  Zwecke,  die  Wirkungen  der 
jetzigen  Gymnasialeinrichtung  sorgfältig  zu  prüfen  und  An- 
träge über  etwaige  Verbesserungen  zu  erstatten." 

Um  dieser  Commission  eine  bestimmte  Vorlage  für  ihre 
Berathungen  zu  geben,  Hess  das  Ministerium  im  J.  1857 
einen  Modificationsentwurf  für  den  Gymnasiallehrplan  zusam- 
menstellen, in  welchem  insbesondere  jene  Bedenken  Aus- 
druck fanden,  die  in  den  seither  eingelangten  Amtsberichten 
über  den  Erfolg  der  neuen  Lehreinrichtung  am  häufigsten 
waren  angedeutet  worden.  Dieser  Entwurf  wurde  zuerst 
sämmtlichen  Gymnasialinspectoren  zur  Begutachtung  vor- 
gelegt ,  und  von  diesen  fast  ausnahmslos  gebilligt ,  was 
ein  um  so  eigenthümlicheres  Schlaglicht  auf  die  Ueber- 
zeugungstrcue  mancher  dieser  Regierungsorgane  wirft ,  als 
später,    wo  es  sich  um  die   öffentliche  Vertheidigung  dieser 
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von  ihnen  doch  gebilligten  Modiiicationen  handelte,  nur  ein 
einziger  unter  ihnen  für  sie  einzustehen  sich  entschloss. 
Trotz  dieser  ämtlichen  Billigung  Hess  Minister  Thun  mit 
lobenswerther  Unparteilichkeit  das  bezügliche  Modifications- 
Elaborat  vor  dessen  Approbation  in  der  Gymnasial-Zeitschrift 
veröffentlichen  und  forderte  zu  dessen  allseitiger,  freiraüthiger 
Besprechung  auf. 

Die  Modificationsvorschläge  enthielten  folgende  wesent- 
liche Puncto :  erstens  Vermehrung  der  Lateinstunden  im  Un- 
tergymnasium in  jeder  Classe  um  2,  dagegen  Verminderung 
der  griechischen  Stunden  im  Obergymnasium  im  Ganzen  um 
3;  zweitens  Ausscheidung  der  geometrischen  Anschauungs- 
lehre aus  den  drei  ersten  Classen  des  Untergymnasiums, 
dann  Verlegung  des  gesammten  naturwissenschaftlichen  Un- 
terrichtes ausschliesslich  auf  das  Obergymnasium.  Zwar  wurde 
zu  beruhigender  Erläuterung  dieser  Vorschläge  von  amtlicher 
Seite  ausdrücklich  bemerkt,  es  sei  mit  den  projectierten  Aen- 
derungen  durchaus  nicht  beabsichtigt,  irgend  eine  wesent- 
liche Einrichtung  des  bestehenden  Lehrsystemes  und  die 
Grundsätze,  auf  denen  es  beruhe,  aufzugeben,  da  hiezu  kein 
thatsächlicher  Grund  vorhanden  sei.  Aber  der  Widerspruch 
der  vorgeschlagenen  Modificationen  mit  den  Grundprincipien 
des  Org.  Entwurfes  und  die  Tendenz,  auf  die  Einrichtungen 
vor  dem  J.  1849  wenigstens  theilweise  zurückzugreifen,  lag 
zu  offenbar  am  Tage.  Auch  Hess  sich  eine  gewisse  verwandt- 
schaftliche Aehnlichkeit  zwischen  diesen  Vorschlägen  und 
den  oben  dargelegten  Forderungen  des  Jesuitengenerals  für 
die  Gymnasien  seines  Ordens  nicht  wohl  verkennen;  beider- 
seits stärkere  Betonung  des  Lateinischen,  beiderseits  Aus- 
scheidung des  geometrischen  und  des  naturwissenschaftlichen 
Unterrichtes  aus  dem  Untergymnasium  und  damit  Ermög- 
Hchung  des  Classenlehrersystemes,  kurz  beiderseits  Einleitung 
zur  Rückkehr  in  die  seit  einem  Decennium  glücklich  ver- 
lassenen Bahnen  des  ehemaligen,  allgemein  verurtheilten  Lehr- 
systemes. Eine  solche  Umkehr  hätte  nachgerade  auch  die 
Aenderung  des  bestehenden  Prüfungsgesetzes  zur  nothwen- 
digen  Folge  haben  müssen,  und  wenn  auch  die  Absicht  hiezu 
im  genannten  Entwürfe  nicht  deutlich  ausgesprochen  war,  so 
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Hess  sie  sich  doch  aus  dessen  Inhalt  unschwer  erkennen. 
Dies,  und  die  Rücksicht  auf  die  Gymnasien  geistlicher  Cor- 
porationen  mag  denn  auch  wohl  der  eigentliche  Grund  für 
die  Entstehung  der  beabsichtigten  Modificationen  gewesen 
sein.  Aber  gegen  deren  Annahme  erhob  sich  einmüthig  die 
Stimme  aller  Sachverständigen  und  protestierte  hiemit  feier- 
lich gegen  eine  Restauration  im  Sinne  des  vormaligen  Studien- 
systemes.  Diese  Einmüthigkeit  rettete  die  neue  Lehreinrich- 
tung und  ihre  Principien  wenigstens  zum  Theile  und  für 
den  Moment.  Denn  nur  zu  bald  sollten  die  politischen  Er- 
eignisse der  folgenden  Jahre  auch  auf  das  Gymnasialwesen 
Oesterreichs  ihre  zersetzende  Wirkung  ausüben. 

Schon  früh  nämlich  hatte  sich,  wie  bereits  oben  be- 
merkt wurde,  neben  der  clericalen  Opposition  gegen  das 
neue,  angeblich  germanisierende  Lehrsystem  eine  noch  weit 
heftigere  nationale  Opposition  gebildet,  die  zuerst  in  den  Ländei'n 
der  ungarischen  Krone,  später  auch  in  Böhmen  und  Galizien 
von  Tag  zu  Tag  mehr  Boden  gewann  und  immer  rückhalts- 
loser hervortrat.  Hiebei  wurde  die  für  die  Unterrichtsverhältnisse 
OesteiTcichs  so  schwierige  Frage  der  Gleichberechtigung  aller 
Landessprachen  namentlich  in  Bezug  auf  die  Mittelschulen  in 
den  Vordergrund  gestellt.  Der  Org.-Entwurf  enthielt  hierüber 
in  §.  17  die  an  sich  gewiss  richtige  Bestimmung:  „Jede  Lan- 
dessprache kann  Unterrichtssprache  an  Gymnasien  sein."  Aber 
die  praktische  Durchführung  dieses  theoretisch  so  gerechten 
Grundsatzes  musste  zahllosen  Schwierigkeiten  begegnen. 
War  es  schon  schwer  bei  der  grossen  Mischung  der  Völker- 
stämme in  manchen  Theilen  des  Reiches,  wie  z.  B.  in  Un- 
garn, wo  die  magyarische  Sprache  oft  in  einer  und  dersel- 
ben Gegend,  an  einer  und  derselben  Lehranstalt  mit  der 
slavischen  und  deutschen  oder  rumänischen  concurrierte,  in 
jedem  einzelnen  Falle  genau  zu  bestimmen,  ob  eine  oder 
mehrere  und  dann  welche  Sprachen  das  Medium  des  Un- 
terrichtes zu  bilden  hätten,  so  war  es  noch  schwerer,  einige 
dieser  Sprachen  überhaupt  als  Unterrichtssprachen  zu  ver- 
wenden. Denn  man  konnte  sich  unmöglich  verhehlen,  dass 
manchen  Landessprachen  die  nöthige  Ausbildung,  den  mei- 
sten die  erforderliche  Literatur  fehlte,  um  in  ihnen  den  für 
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ein  Gymnasium  erforderlichen  wissenschaftlichen  Unterricht 
mit  Erfolg  ertheilen  zu  können.  Wer  auch  nur  einige  Ein- 
sicht in  die  literarischen  Bedürfnisse  eines  Gymnasiums  im 
Sinne  und  Geiste  der  Neuzeit  hatte,  musste  bekennen,  dass  die 
etwa  vorhandenen  mageren,  dazu  oft  wenig  gelungenen 
Uebersetzungen  deutscher  Lehrbücher  in  die  magyarische, 
czechische,  polnische,  serbische,  slovenische  oder  gar  rumänische 
Sprache  selbst  für  eine  fruchtbringende  elementare  Behand- 
lung all  der  Gegenstände,  deren  Betreibung  der  neue  Lehr- 
plan forderte,  auch  nur  im  Untergymnasium  bei  weitem  nicht 
ausreichten.  Was  sollte  dann  erst  mit  der  ausgedehnteren, 
mehr  wissenschaftlichen  Behandlung  all  dieser  Disciplinen 
am  Obergymnasium  bei  solchen  Behelfen  werden?  Dazu  kam 
noch  der  fast  absolute  Mangel  an  solchen  Lehrern,  die  neben 
der  vollen  Kenntnis  der  eben  erforderlichen  Landessprachen 
auch  die  nöthige  Fachbildung  besassen.  Endlich  musste  auch 
der  Zweck  des  Gymnasialstudiums,  Gewährung  einer  höheren 
allgemeinen  Bildung  und  zugleich  Vorbereitung  für  die  Uni- 
versitätsstudien ins  Auge  gefasst  werden.  Tür  diese  Studien 
aber  war  nach  dem  Entwicklungsgange  der  Cultur  in  Oester- 
reich  nicht  nur  eine  ausreichende  Kenntnis  der  deutschen 
Sprache  unbedingt  nöthig,  sondern  auch  Schulung  des  Gei- 
stes nach  deutscher  Lehrmethode,  sollte  anders  zwischen  Gym- 
nasium und  Universität  überhaupt  noch  ein  organischer  Zu- 
sammenhang bestehen  und  nicht  zwei  Anstalten,  bestimmt  sich 
wechselseitig  zu  ergänzen,  in  divergierenden  Richtungen  aus- 
einandergehen. 

Wenn  daher  die  Regierung  in  Erwägung  dieser  Gründe 
der  deutschen  Sprache  an  den  gelehrten  Mittelschulen  be- 
sondere Sorgfalt  zuwendete,  so  konnte  sie  deshalb  kein  ge- 
gründeter Vorwurf  treffen,  und  die  Verordnung  vom  16.  Dec. 
1854,  „dass  an  allen  Gymnasien  ohne  Ausnahme  die  deutsche 
Sprache  als  obligater  Lehrgegenstand  zu  gelten  habe,  und 
auch  dort,  wo  sie  nicht  ausschliessliche  Unterrichtssprache 
sein  könne,  jedenfalls  beim  Unterricht  in  den  oberen  Classen 
in  Anwendung  kommen  solle''  —  diese  Verordnung  Hess 
sich,  abgesehen  von  allen  politischen  Rücksichten,  hinreichend 
durch  didaktische  Grunde  rechtfertigen.  Denn  mit  Ausnahme 
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der  italienischen  Landestheile ,  für  welche  jene  Verordnung 
ohnehin  nur  theilweise  Giltigkeit  in  Anspruch  nahm,  war 
und  ist  in  allen  übrigen  Theilen  des  Reiches  die  deutsche 
Sprache  thatsächlich  die  Sprache  aller  höher  Gebildeten; 
Handel  und  Verkehr  werden  durch  die  deutsche  Sprache 
vermittelt;  die  oberen  Behörden  verkehren  unter  sich  deutsch; 
an  allen  höheren  Lehranstalten  war  und  ist  der  Lehrvortrag 
noch  immer  überwiegend  deutsch;  kurz,  deutsche  Sprache 
und  deutsche  Wissenschaft  sind  ein  wesentliches  Glied  in 
der  Kette,  die  Oesterreichs  Völker  durch  Jahrhunderte  an- 
einander geschlossen  hat.  Es  war  daher  und  ist  noch  heute 
Pflicht  der  Staatsregierung,  der  studierenden  Jugend  aus- 
reichende Gelegenheit  zu  bieten,  sich  eine  Sprache  und  mit 
ihr  ein  Bildungselement  anzueignen,  dessen  sie  zu  ihren  fer- 
neren Studien  und  zu  ihrem  dereinstigen  Lebensberufe  un- 
umgänglich bedarf. 

Allerdings  mag  in  einzelnen  Fällen  unverständiger 
Pedantismus  in  der  Ausführung  die  löbliche  Absicht  der 
Regierung  entstellt  und  hiedurch  gegründeten  Widerwillen 
erzeugt  haben.  Nicht  immer  waren  die  Organe,  deren  man 
sich  zu  Verwirklichung  des  Gymnasiallehrplanes  auf  deut- 
scher Grundlage  bedienen  zu  können  glaubte,  glücklich  ge- 
wählt; vielleicht  hätten  auch  an  manchen  Orten  Zeit  und 
Ueberzeugung  mehr  bewirkt,  als  es  blosse  trockene  Verord- 
nungen vermochten.  Aber  im  ganzen  konnte  man  gegen  das 
System  der  Fünfzigerjahre  den  Vorwurf  absichtlicher  Unter- 
drückung der  Nationalitäten  und  exclusiver  Germanisierung 
nicht  schleudern,  ohne  den  Thatsachen  geradezu  gröblich  ins 
Gesicht  zu  schlagen.  Denn  einerseits  konnte  man  nicht 
leugnen,  dass,  mit  Ausnahme  der  italienischen  Schulen,  für 
die  übrigen  Gymnasien  des  Reiches  eine  Schulliteratur  fast 
nur  in  deutscher  Sprache  vorhanden  und  ein  geeigneter 
Lehrstand  fast  nur  aus  deutschen  oder  deutschgebildeten 
Lehrern  zu  gewinnen  war.  Anderseits  musste  man  einge- 
stehen, dass  den  Landessprachen  nach  dem  neuen  Lehr- 
systeme an  allen  öffentlichen  Lehranstalten  eine  so  ausge- 
dehnte und,  wie  der  Erfolg  zeigte,  eine  so  nachhaltige  Gel- 
tung eingeräumt  wurde,  wie  nie  früher  in  Oesterreich,  und 
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dass  die  Staatsregieruiig  überall  bemüht  war,  mit  beträcht- 
lichem Aufwände  an  Geldmitteln  die  unentbehrlichste  Schul- 
literatur und  das  unerlässlichste  Lehrpersonale  für  die  Lehr- 
anstalten nichtdeutscher  Zunge  nach  und  nach  zu  beschaffen. 
Aber  keiner  Regierung  der  Welt,  selbst  der  exclusivest  na- 
tionalen ist  es  möglich,  durch  blosse  Decrete  auf  einmal  mit 
einem  Federstrich  geeignete  Lehrbücher  und  Lehrer  für  alle 
möglichen  Lehrfächer  in  einer  Nationalsprache  hervorzuzau- 
bern, wenn  diese  bis  dahin  als  Cultursprache  zuföUig  noch  eine 
unbekannte  Grösse  war.  In  einem  solchen  Falle  ist  es  eben 
ein  Gebot  der  Nothwendigkeit  für  jede  Nation,  die  aufrichtig 
nach  einer  wahren  höheren  Bildung  und  nicht  nach  einem 
Phantome  strebt,  sich  einer  literarisch  bereits  ausgebildeten, 
für  wissenschaftliche  Zwecke  tauglichen  Sprache  anzuschlies- 
sen,  und  in  dieser  Beziehung  musste  z.  B.  namentlich  Ungarn, 
wollte  es  anders  gerecht  sein,  anerkennen,  dass  in  den  zehn 
Jahren  des  verhassten  deutschen  Schulregimentes  für  seine 
geistige  Cultur,  durch  die  ja  die  Entwickelung  einer  dauer- 
haften nationalen  Bildung  vorzugsweise  bedingt  ist,  mehr 
geleistet  worden  sei,  als  früher  unter  seinem  mittelalterlichen 
Priester-  und  Adelsregimente  in  Jahrhunderten. 

Doch  nationale  Leidenschaft  ist  für  Gründe  schwer 
empfänglich,  und  schon  im  J.  1859  konnte  man  leicht  vor- 
aussehen, welches  Schicksal  dem  bisherigen  deutschen  Unter- 
richtssysteme in  den  nichtdeutschen  Kronländern  Oesterreichs 
bevorstand.  Durch  Allerh.  Entschliessung  vom  20.  Juli  d.  Jahres 
wurde  nämlich  gestattet,  „dass  an  Gymnasien  in  Gegenden, 
deren  Bevölkerung  überwiegend  einer  anderen  als  der  deut- 
schen Sprache  angehöre ,  von  der  mit  Verordnung  vom 
9.  Dec.  1854  ausgesprochenen  allgemeinen  Regel,  der  zufolge 
die  Unterrichtssprache  in  den  höheren  Classen  überall  vor- 
herrschend die  deutsche  sein  solle,  Umgang  genommen,  und 
die  Beurtheilung  der  didaktischen  Mittel,  welche  nebst  dem 
in  allen  Classen  obligaten  deutschen  Sprachunterricht  anzu- 
wenden seien,  um  die  Schüler  dahin  zu  bringen,  dass  sie 
nach  Absolvierung  des  Gymnasiums  der  deutschen  Sprache 
in  Schrift  und  Rede  mächtig  seien,  denjenigen  anheim  ge- 
stellt werde;  welchen  die  Sorge  für  das  bezügliche  Gymn»- 
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sium  lind  die  Anstellung  der  Lehrer  an  demselben  obliege''. 
Hiemit  wurde  insbesondere  die  Verordnung  vom  1.  Jänner 
1855  über  die  Regelung  der  Sprachverhältnisse  an  den  Gym- 
nasien in  Ungarn,  Siebenbürgen,  Croatien  und  Slavonien, 
dann  in  der  serbischen  Wojwodschaft  mit  dem  Temeser  Ba- 
nate  ausser  Wirksamkeit  gesetzt,  und  in  diesen  Ländern  das 
Deutsche  als  Unterrichtssprache  aus  all  jenen  Lehranstalten 
verdrängt,  die  nicht  unmittelbar  aus  dem  Staatsschatze  do- 
tiert waren. 

Aber  den  vollen  Bruch  mit  dem  bis  dahin  auch  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  noch  immer  giltigen  deut- 
schen Gymnasial  -  Lehrsysteme  brachte  das  J.  1860.  Sofort 
nach  Aufhebung  des  gemeinschaftlichen  Unterrichtsministe- 
riums gieng  man  daran,  auch  die  bisherige  Gemeinsamkeit 
der  Studieneinrichtungen  zu  beseitigen.  Hiebei  war  für  Un- 
garn speciell  ein  Gesichtspunct  ausschliesslich  massgebend: 
Magyarisierung  sämmtlicher  Gymnasien  des  Landes.  Ob- 
gleich nämlich  auf  Grund  des  kais.  Diplomes  vom  20.  Oct. 
1860  in  Bezug  auf  die  Unterrichtssprache  an  den  ungarischen 
Gymnasien  verfügt  war,  es  sollten  vorerst  die  betreffenden 
kirchlichen  und  politischen  Organe,  dann  die  Lehrkörper 
dieser  Lehranstalten  über  die  Frage  vernommen  werden,  ob 
und  welche  Modificationen  in  der  bisherigen  Unterrichts- 
sprache erforderlich  seien,  ehe  man  definitiv  darüber  ent- 
scheide, so  wurde  doch  die  deutsche  Unterrichtssprache  an 
den  meisten  Gymnasien  tumultuarisch  abgeschafft,  und  in 
Folge  dessen  die  „fremden",  d.  h.  die  deutschen  oder  deutsch- 
gebildeten Lehrer,  welche  nicht  etwa  innerhalb  Ungarns  hei- 
raathsberechtigt  waren,  genöthigt  im  Laufe  des  J.  1861  das 
Land  zu  verlassen.  Man  schämte  sich  nicht,  auf  diese  Weise 
in  vielen  Fällen  das  Interesse  des  Unterrichtes  und  mit  ihm 
die  geistige  Bildung  einer  Generation  preiszugeben,  indem 
man  erprobte,  ihres  Faches  kundige  Lehrer  entfernte,  und 
an  ihre  Stelle  unerfahrene  Neulinge  setzte,  deren  ganze 
Wissenschaft  oft  nur  darin  bestand,  dass  sie  magyarisch  zu 
perorieren  verstanden. 

Um  in  dies  wirre  Chaos  nur  einigermassen  Ordnung 
zu  bringen,  berief  der  k.  ung.  Statthalte reirath  im  Aug.  1861 
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eine  Versammlung  von  Fachmännern,  welche  unter  Vorsitz 
des  Erzbischofes  Lonovics  einen  Entwurf  zu  einer  neuen 
Organisation  der  ung.  Gymnasien  ausarbeiten  sollte,  mit  dem 
ausgesprochenen  Zwecke,  diese  Organisation  mit  den  verän- 
derten politischen  Verhältnissen  in  Einklang  zu  bringen.  Auf 
Grund  dieses  in  einzelnen  Puncten  modificiertenEntwurfes  wurde 
noch  im  J.  1861  ein  provisorischer  Lehrplan  fiirdie  k.  ung.  Gym- 
nasien zur  Darnachachtung  publiciert,  dessen  Unterschiede 
gegen  den  bis  dahin  giltigen  österreichischen  Lehrplan  in  fol- 
genden Hauptpuncten  lagen :  An  die  Stelle  des  Fachlehrersy- 
stemes  trat  für  die  zwei  untersten  Classen  das  ehemals  übliche 
Classenlehrersystem ;  in  den  drei  folgenden  Gymnasialclassen 
wurde  das  Fachlehrersystem  theilweise,  in  den  drei  obersten 
sogenannten Lycealclassen  vollständig  in  Anwendung  gebracht. 
Im  Zusammenhange  damit  stand  eine  veränderte  Ver- 
theilung  der  Lehrfächer.  Die  geometrische  Anschauungs- 
lehre wurde  aus  den  drei  untersten  Classen  ausgeschie- 
den, der  mathematische  Unterricht  in  diesen  Classen  auf 
Arithmetik  beschränkt.  Die  Naturgeschichte  wurde  aus  der 
1 .  und  2.  Classe  entfernt,  und  auf  die  3.,  4.,  5.  und  6.  verlegt, 
und  dort  mit  einem  populären  Unterricht  in  Chemie  und 
Physik  verbunden.  Der  Geschichtsunterricht  wurde  aus  der 
L  und  2.  Classe  ausgeschieden,  in  der  3.,  4.,  5.  und  8.  Classe 
auf  die  Geschichte  Ungarns  beschränkt,  so  dass  für  die  ge- 
sammte  alte,  mittlere  und  neuere  allgemeine  Geschichte  nur 
je  3 — 4  Stunden  wöchentlich  in  der  6.  und  7.  Classe  verfügbar 
blieben.  Die  Stundenzahl  für  den  lateinischen  Unterricht 
wurde  in  den  oberen  Classen  wesentlich  reduciert,  das  Grie- 
chische aus  dem  Untergymnasium  völlig  ausgeschieden  und 
auf  je  2  Stunden  wöchentlich  im  Obergymnasium  beschränkt. 
Dagegen  erhielt  der  Unterricht  in  der  Philosophie  eine  unver- 
hältnissmässige  Ausdehnung ,  da  demselben  je  3  Stunden 
wöchentlich  in  den  drei  obersten  Classen  zugewiesen  und  die 
gesammte  theoretische  und  praktische  Philosophie  (Logik,  Meta- 
physik, Psychologie,  Ethik,  Geschichte  und  Philosophie)  in  den 
Lehrplan  aufgenommen  wurde.  In  sämmtlichen  k.  ung.  Gymna- 
sien wurde  das  Magyarische  als  Unterrichtssprache  eingeführt, 
ohne  Rücksicht  darauf,  wenn  selbst  die  Mehrzahl  der  Schüler 
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einer  anderen  als  der  magyarischen  Nationalität  angehört,  und 
mit  alleiniger  Beschränkung  in  dem  Sinne,  dass  an  einzelnen, 
sogenannten  gemischten  Gymnasien  neben  der  magyarischen 
Sprache  nach  Massgabe  der  localen  Bedürfnisse  die  übrigen 
Landessprachen,  wie  die  deutsche,  slavische,  rumänische,  als 
Hilfssprachen  beim  Unterrichte  verwendet,  theilweise  nach- 
Umständen  auch  als  obligate  Lehrgegenstände  behandelt  wer- 
den dürfen. 

Als  gemischte  Gymnasien  wurden  erklärt  die  k.  Gym- 
nasien zu  Ofen,  zu  Pest,  zu  Oedenburg,  zu  Pressburg,  zu 
Güns,  zu  Ung.  Altenburg  (für  mag.  und  deutsch);  jene  zu 
Skalitz,  Trencin,  Tyrnau,  zu  Levenz  (für  mag.  und  slova- 
kisch);  jene  zu  Neutra,  Schemnitz,  Neusohl,  Leutschau,  Epe- 
ries  (für  mag.,  slovakisch  und  deutsch);  das  zu  Unghvär 
(für  mag.  und  ruthenisch);  jene  zu  Szigeth,  Szathmdr  und 
Nagy-Banya  (für  mag.  und  rumänisch) ;  jenes  zu  Arad  (für 
mag.,  deutsch  und  rumänisch);  das  zu  Gross-Beckerek  (für 
mag.,  deutsch  und  serbisch) ;  endlich  jenes  zu  Temesvär  (für 
mag.,  deutsch,  rumänisch  und  serbisch*). 

Die  charakteristischen  Eigenthümlichkeiten  dieses  Pla- 
nes treten  in  folgenden  Zügen  hervor :  in  einer  überwiegen- 
den Betonung  des  Unterrichtes  in  der  magyarischen  Sprache, 
in  der  ungarischen  Geschichte  und  in  der  Philosophie.  Die- 
sen Lehrgegenständen    ist  an  Umfang  und   in  Folge  dessen 


*)  Der  Stundenplan  an  der  Mehrzahl    der  k.  ungarischen  Gymna- 
sien ist  seit  dieser  Umgestaltung  im  wesentlichen  folgender: 

Classe     I.  II.  III.     IV.     V.      VI.  VII.  VIII.  Stundz. 

Religion 2  2  2        2        2        2        2        2  16 

Latein 7  8  6         6         6         5         4         4  46 

Griechisch —  —  —       —         2         2         2         2  8 

Magyarisch 5  4  4         4         3        2         2         2  26 

Deut-ch 2  2  2         2         2        2         2         2  16 

Geographie 2  2  2       —       —       —  —       —  6 

Geschichte —  —  2         2         2         3         4         3  16 

Mathematik 2  2  2         2         3         3         2         3  19 

Naturgeschichte —  —  2222  —       —  8 

Physik —  _  —         2        2       —         3        4  11 

Philosophie —  •—  —       —       —         3        4         3  10 

Stundenzahl..  20  20  ^22       22       24       24  25       24"  182 
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auch  an  Lehrstundenzahl   bedeutend  zugelegt,    dagegen  den 
anderen    Fächern    unter    gleichzeitiger    Herabsetzung    ihrer 
Lehraufgabe  an  Stundenausmass  beträchtlich   entzogen  wor- 
den.    Die  Tendenz,  auf  diese  Weise  vor  allem  Ausbreitung 
des  Magyarischen  auch  unter  den  anderen  Nationalitäten  an- 
gehörigen  Bewohnern  Ungarns  und  möglichste  Beschränkung 
des    historischen  Interesses   auf  ungarische  Verhältnisse    zu 
erzielen,  liegt  offen  zu  Tage.     Ob  die  Verkürzung,  die  durch 
eine  solche  Bevorzugung  zweier  Fächer  im  Vereine  mit  einer 
über    die    Aufgabe    des  Gymnasiums    weit  hinausgreifenden 
Behandlung  des  philosophischen  Studiums  die  meisten  übri- 
gen Lehrfächer  erfahren  mussten,  zum  Vortheile  für  die  Er- 
werbung solider  positiver  Elementarkenntnisse  in  den  wich- 
tigsten   Wissenszweigen    dienen    könne ,    dies    muss    billig 
bezweifelt  werden.     Viel  näher  liegt  die  Gefahr,  dass  durch 
die  fast   ausschliessliche  Rücksichtnahme   auf  rein  nationale 
und  politische  Zwecke  die  Lösung  der  eigentlichen  Aufgabe 
des  Gymnasiums,  Vermittlung  einer  wahrhaft  humanen,  all- 
gemeinen höheren  Bildung,  wesentlich  beeinträchtigt  werde. 
Solchen  Erwägungen  verschloss  man  sich  auch  in  den  fach- 
männischen Kreisen  Ungarns  selbst   nicht.    Die  Erfahrung 
weniger  Jahre  reichte  hin,  um  die  Unhaltbarkeit  des  in  der 
Ueberstürzung  eines  unruhigen  Jahres  geschaffenen  proviso- 
rischen Lehrplanes   darzuthun.     Namentlich  hatte   sich  aber 
ein  Uebelstand  sehr   fühlbar  gemacht.     Bei  der  engen  Ver- 
bindung, in  welcher  trotz  der  politischen  Trennung  die  öst- 
liche Hälfte  der  Monarchie  mit  der  westlichen  steht,  ist  der 
Uebergang  von  Schülern  ungarischer  Gymnasien  an  deutsch- 
Österreichische    Gymnasien    und   umgekehrt    in    sehr    vielen 
Fällen  weniger    eine   Sache    beliebiger  Wahl    als    zwingen- 
der Nothwendigkeit.     Nun  war  aber  durch  die  nunmehr  ein- 
getretene Verschiedenheit  der  beiderseitigen  Lehreinrichtun- 
gen ein  solcher  Uebergang  nicht  nur  sehr  erschwert,  sondern 
theilweise  fast  unmöglich  gemacht.   In  Berücksichtigung  die- 
ses   Umstandes    wurde    der  k.   ung.  Statthaltereirath    durch 
Hofdecret  vom   10.  Juni  1864  beauftragt,  den  provisorischen 
Lehrplan  vom  J.  1861  durch  eine  fachmännische  Commissiou 
auf  Grund  der  bisher  gemachten  Erfahrungen  revidieren  zu 
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lassen.  Als  Hauptgesiclitspimct  für  diese  Revision  wurde 
bvezeichnet,  „bei  gehöriger  Berücksichtigung  der  eigenthüm- 
lichen  Landesverhältnisse ,  namentlich  der  nationalen  und 
sprachlichen,  die  Rücksichten,  welche  aus  dem  Reichsver- 
bande und  aus  der  Nachbarschaft  mit  den  anderen  Provinzen 
sich  ergeben,  sich  gegenwärtig  zu  halten  und  einen  solchen 
Entwurf  in  Antrag  zu  bringen,  nach  welchem  die  Möglich- 
keit des  Uebertrittes  der  Schüler  aus  den  Gymnasien  des 
einen  Landes  in  ein  Gymnasium  des  anderen  Landes  nicht 
ausgeschlossen  sei". 

Ueber  den  Entwurf,  der  in  Folge  dieses  Auftrages  von 
ungarischen  Fachmännern  ausgearbeitet  und  vom  Unterrichts- 
rathe  eingehend  begutachtet  wurde,  ist  eine  Entscheidung 
seither  nicht  erfolgt.  Nunmehr,  nach  Aufhebung  der  k.  ung. 
Hofkanzlei  und  Errichtung  eines  eigenen  Unterrichtsmini- 
steriums für  Ungarn  wird  es  Sache  dieses  letzteren  sein,  die 
Regelung  des  ungarischen  Gymnasialwesens  in  die  Hand  zu 
nehmen.  Ob  eine  solche  Regelung  sofort  in  Angriff  genom- 
men und  dann  im  Geiste  vorurtheilsloser  Anerkennung  euro- 
päischer Culturbedürfnisse  und  mit  Rücksichtnahme  auf  die 
gebieterisch  geforderte  Freizügigkeit  zwischen  den  Ländern 
diesseits  und  jenseits  der  Leitha  erfolgen  werde,  dies  wird 
sich  binnen  kurzem  offenbaren.  Aber  dass  überhaupt  eine 
durchgreifende  Regelung  unbedingt  Noth  thue,  das  wird  kein 
mit  den  bezüglichen  Verhältnissen  irgend  vertrauter  Fach- 
mann in  Abrede  stellen.  Der  oben  skizzierte  provisorische 
Lehrplan  hat  sich  durch  seine  wahrhaft  kläglichen  Erfolge 
bereits  selbst  gerichtet.  Zudem  aber  ist  er  factisch  nur  an 
den  katholischen  Gymnasien  Ungarns  in  Geltung.  Die  evan- 
gelischen Gymnasien  dieses  Landes  verharren  seit  dem  J.  1860 
in  einer  ganz  eigenthümlichen  Stellung.  Trotz  des  klaren 
Wortlautes  des  26.  Artikels  des  Landtagsgesetzes  vom  Jahre 
1790 — 1791,  der  zwar  die  volle  kirchliche  Autonomie  der 
Evangelischen  Ungarns  gewährleistet,  aber  in  Bezug  auf  ihr 
Schulwesen  ausdrücklich  festsetzt,  „dass  die  von  Sr.  Majestät 
zu  sanctionierende  Organisation  des  Unterrichtes,  abgesehen 
vom  Religionsunterrichte,  sich  auf  die  Schulen  der  Evange- 
lischen ebenso  wie  auf  die  katholischen  zu  erstrecken  habe, 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtsweaens  etc.  37 
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ferner  dass  das  königliche  Recht  der  Oberaufsicht  über  diese 
Schulen  eben  so  wie  über  die  katholischen  durch  die  gesetz- 
lichen Regierungsbehörden  auszuüben  sei"  —  trotz  dieser 
gesetzlich  noch  immer  vollkommen  giltigen  Bestimmungen 
hat  thatsächlich  der  für  die  übrigen  Gymnasien  Ungarns  vor- 
geschriebene Lehrplan  für  die  evangelischen  Gymnasien  keine 
Geltung,  auch  unterstehen  dieselben  nicht  jener  staatlichen 
Oberaufsicht,  welche  die  Regierung  in  Bezug  auf  die  übrigen 
Gymnasiallehranstalten  durch  die  von  ihr  bestellten  k.  Stu- 
dienoberdirectoren  ausübt,  noch  unterziehen  sich  die  Lehrer 
an  denselben  der  zu  Erlangung  der  Lehrbefähigung  vom 
Gesetze  allgemein  geforderten  Lehramtsprüfung  vor  einer 
hiefür  eingesetzten  wissenschaftlichen  Prüfungscommission. 
Trotzdem  aber  geniessen  diese  Gymnasien  dasselbe  Recht 
staatsgiltige  Zeugnisse  auszustellen  und  Maturitätsprüfungen 
abzuhalten  wie  die  übrigen.  Bei  aller  Achtung  vor  der  den 
Evangelischen  Ungarns  durch  die  Gesetze,  jedoch  nur  unter 
ganz  bestimmter  Begrenzung  gewährleisteten  Autonomie  in 
Schulangelegenheiten,  und  bei  vollster  Anerkennung  der  treff- 
lichen Erfolge,  die  einzelne,  aber  auch  nur  einzelne  evange- 
lische Gymnasien  Ungarns  aufweisen  können,  kann  ein  sol- 
cher Zustand  absoluter  Exemtion  von  allen  das  Unterrichts- 
wesen betreffenden  staatlichen  Gesetzen,  jedoch  unter  gleich- 
zeitiger Ausübung  aller  eben  an  die  Befolgung  dieser  Gesetze 
gebundenen  Rechte  nur  als  eine  traurige  Anomalie  bezeichnet 
werden,  eine  Anomalie,  welche  bei  fest  geordneten  staatlichen 
Verhältnissen  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  beseitigt  werden 
muss.  Auch  ist  der  grössere  Theil  der  evangelischen  Gym- 
nasien Ungarns  eben  in  Folge  dieser  auf  die  Spitze  getrie- 
benen Autonomie  in  einer  so  unzureichenden  Verfassung,  so- 
wohl in  Betreff  des  Lehrerpersonales  als  der  Lehrmittel,  dass 
ein  kräftiges,  unterstützendes  Eingreifen  der  Staatsregierung 
diesen  Lehranstalten  nur  zum  Heile  gereichen  kann. 

In  dieser  Beziehung,  so  wie  in  mancher  anderen  harrt 
des  neu  errichteten  k.  ung.  Unterrichtsministeriums  eine 
schwierige  Aufgabe.  —  Es  wird  vor  allem  nicht  umhin  kön- 
nen, den  Sprachverhältnissen  des  polyglotten  Landes  und 
hiebei  namentlich  der  Festsetzung  der  Unterrichtssprache  an 


579 

den  Gymnasien  sein  volles  Augenmerk  zuzuwenden.  Denn 
einerseits  wird  es  schwer  sein,  ohne  die  berechtigte  Erbit- 
terung der  nichtmagyarischen  Volksstämme  Ungarns  herauf- 
zubeschwören, die  ausschliessliche  Herrschaft  der  magyarischen 
Sprache  als  Unterrichtssprache  an  allen  Gymnasien  des  Landes 
für  die  Dauer  zu  behaupten.  Anderseits  sprechen  didaktische 
Gründe  von  entscheidendem  Gewicht  gegen  den  seither  ein- 
geführten Usus,  an  den  sogenannten  „gemischten"  Gymnasien 
thatsächlich  zwei,  ja  selbst  drei  oder  vier  Sprachen  gleich- 
zeitig zum  Medium  des  Unterrichtes  zu  machen.  Denn  wie 
soll  ein  einheitlicher  Unterricht  auch  nur  annäherungsweise 
an  Anstalten  möglich  sein,  an  denen  nach  der  bezüglichen 
Vorschrift  der  Regierung  zwar  auch  die  magyarische  Sprache 
eigentliche  Unterrichtssprache  zu  sein  hat,  aber  zugleich  ge- 
stattet wird  „dass  nach  Massgabe  der  Orts-  und  Nationali- 
tätsverhältnisse die  Belehrungen,  Erklärungen,  Fragen  und 
Antworten  ausser  in  der  magyarischen  auch  in  anderen,  der 
Mehrheit  der  Schüler  verständlichen  Landessprachen  ohne 
jeden  Zwang  und  frei  ertheilt  werden  können,  ja  dass  an 
diesen  „gemischten"  Gymnasien  auch  in  Beziehung  auf  die 
Lehrbücher,  deren  sich  die  Schüler  bedienen  wollen,  jeder 
Zwang  ausgeschlossen  und  es  diesen  überlassen  bleiben  solle, 
ob  sie  sich  eines  magyarischen  Lehrbuches  bedienen  wollen 
oder  nicht".  Eine  solche  Einrichtung  führt,  wirklich  in  An- 
wendung gebracht,  entweder  zu  einer  babylonischen  Sprach- 
verwirrung in  der  Schule  und  hiemit  zum  Ruin  alles  und 
jedes  soliden  Lernens,  oder  unter  dem  Scheine  der  vollsten 
Gleichberechtigung  doch  wieder  zur  Herrschaft  eines  einzigen, 
des  magyarischen  Idioms. 

Endlich  wird  nicht  so  sehr  die  Entwerfung  eines  zweck- 
mässigen, alle  Verhältnisse  gehörig  berücksichtigenden  Lehr- 
planes eine  Hauptschwierigkeit  für  die  neue  Unterrichtsver- 
waltung Ungarns  bieten,  sondern  die  Schaffung  und  Ergän- 
zung eines  geeigneten  Gymnasiallehr  Standes.  —  Wie  schon 
oben  bemerkt  wurde,  griff  man  im  J.  1861  nach  Entfernung 
der  „fremden"  Lehrer  aus  Ungarn  nach  allen  möglichen  taug- 
lichen oder  nicht  tauglichen  Persönlichkeiten,  um  die  durch 
diesen  Abgang  entstandenen  Lücken  des  Lehrpersonales  für 
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die  k.  ung.  Gymnasien  auszufüllen.  Geprüfte  Leliramtscandi- 
daten  standen  nicht  zur  Verfügung;  man  musste  froh  sein, 
wenn  man  nur  überhaupt  Individuen  vorfand,  die  irgend  eine 
wissenschaftliche  Vorbildung  für  irgend  ein  Lehrfach  nach- 
zuweisen im  Stande  waren.  In  vielen  Fällen  geschah  es  da- 
her, dass  z.  B.  einem  Naturhistoriker  die  class.  Philologie, 
einem  Physiker  die  deutsche  Sprache,  einem  Philologen  die 
Naturgeschichte  u.  s.  w.  mit  zugewiesen  wurde,  weil  eben 
kein  Fachmann  für  die  betreffenden  Lehrgegenstände  zu 
finden  war.  Unter  solchen  Verhältnissen  bewahrheitete  sich 
denn  auch  nicht  selten  der  bekannte  Ausspruch,  dass  man- 
cher Lehrer  seinen  Schülern  höchstens  um  eine  Lection  vor- 
aus war,  ja  sogar  umgekehrt,  dass  manche  Schüler,  die  unter 
den  verdrängten  „fremden"  Lehrern  etwas  tüchtiges  gelernt 
hatten,  gar  wohl  in  der  Lage  waren,  ihren  neuen  Lehrern 
mit  Nutzen  einige  Vorlesungen  zu  halten.  Ein  dauernder 
Schaden  wurde  aber  der  Gymnasialbildung  in  Ungarn  da- 
durch zugefügt,  dass  manche  von  diesen  wissenschaftlich 
durchaus  nicht  erprobten  Lehrern  im  Gewirre  der  ersten 
Uebergangsepoche  nach  kurzer  Supplierung  entweder  wirk- 
lich angestellt  wurden  oder  die  amtliche  Zusage  wirklicher 
Anstellung  mit  Dispens  von   der  Lehramtsprüfung  erhielten. 

Nicht  minder  war  es  eine  beklagenswerthe  Concession 
an  einen  Theil  des  kath.  Clerus,  dass  mit  Hofdecret  vom 
29.  Nov.  1862  den  Priestern  jener  Orden,  welche  sich  mit 
dem  Lehrfache  befassen,  also  namentlich  den  Piaristen,  Bene- 
dictinern,  Prämonstratensern  u.  s.  w.,  die  Ablegung  der  Lehr- 
amtsprüfung für  das  Untergymnasium  erlassen  wurde.  — 

Das  Prüfungsgesetz  für  das  Gymnasiallehramt  vom  J. 
1856  wurde  übrigens  mit  wenigen  Modilicationen,  die  sich 
auf  die  von  jedem  Candidaten  geforderte  Kenntnis  der  ma- 
gyarischen Sprache,  dann  auf  Philosophie  und  Pädagogik 
beziehen,  aufrecht  erhalten  und  am  2.  Aug.  1862  eine  beson- 
dere wissenschaftliche  Prüfungscommission  bei  der  philoso- 
phischen Facultät  an  der  Hochschule  zu  Pest  errichtet.  — 

Aber  Prüfungsnormen  und  Prüfungscommissionen  sind, 
wenn  ordentlich  organisiert,  ihrer  Natur  nach  doch  nur  dazu 
bestimmt  und  dafür  geeignet,  die   bereits  erworbene  wissen- 


581 

schaftliche  Fachbildung  der  Candidaten  zu  erproben,  nicht 
aber  diese  Fachbildung  zu  gewähren.  Hiezu  ist  eine  aus- 
reichende Vertretung  all  der  wissenschaftlichen  Zweige,  welche 
auf  den  Gymnasialunterricht  Bezug  haben,  an  der  Univer- 
sität und  Betreibung  derselben  unter  erfahrener  Leitung  in 
eigenen  Lehrerseminarien  nöthig.  —  Bei  dem  niederen 
Stande  der  magyarischen  Literatur  aber  in  fast  allen  diesen 
Zweigen  und  bei  der  geringen  Anzahl  anerkannter  wissen- 
schaftlicher Capacitäten  für  dieselben  ist  eine  ausreichende 
Vorbildung  für  das  Gymnasiallehramt  mit  jenen  literarischen 
Hilfsmitteln  und  jenen  Vorträgen,  welche  die  Universität  in 
Pest  für  sich  allein  zu  bieten  vermag,  nicht  wohl  zu  erzie- 
len. —  Diesem  niederen  Stande  der  betreffenden  wissen- 
schaftlichen Literatur  und  Universitätsbildung  in  Ungarn  ent- 
spricht denn  auch  der  Umfang  und  Gehalt  der  meisten  an 
der  Hochschule  zu  Pest  für  die  einzelnen  Lehrfächer  abge- 
legten Lehramtsprüfungen.  Es  werden  nämlich  in  diesen 
Prüfungen  nachweisbar  nicht  selten  Candidaten  in  einzelnen 
Prüfungsgruppen  zum  Unterrichte  für  das  ganze  Gymnasium 
approbiert,  die  z.  B.  als  Abiturienten  eines  ordentlichen 
deutschen  Gymnasiums  beim  Examen  aus  denselben  Grup- 
pen schwerlich  ein  Zeugnis  der  Reife  erhalten  würden. 

Diesem  Haupthindernis  für  eine  gedeihliche  Entwicke- 
lung  des  ung.  Gymnasialwesens  gründlich  abzuhelfen  wird 
nimmermehr  gelingen,  wenn  Ungarn  dabei  verharren  sollte, 
in  seinem  Unterrichts wesen  sich  ausschliesslich  auf  sich  selbst 
zurückzuziehen  und  aus  einem  übertriebenen  Cultus  exclusiv- 
nationaler  Bildung  alles  Fremde,  namentlich  alles  Deutsche 
von  sich  zu  stossen.  Im  Gegentheile  wäre  es  eine  lohnende 
Aufgabe  für  das  neue  k.  ung.  Unterrichtsministerium,  diesen 
Bann  nationaler  Exclusivität  in  Ungarn  zu  brechen,  die  für 
den  geistigen  Fortschritt  dieses  schönen  Landes  so  nöthigen 
fremden  Bildungselemente  zu  hegen  und  zu  pflegen,  unga- 
rische Candidaten  des  Lehramts  zu  ihrer  Ausbildung  an 
deutsche  Hochschulen  zu  senden,  deutsche  Wissenschaft  an 
der  leider!  allein  und  vereinsamt  dastehenden  Universität 
in  Pest  zu  schützen  und  zu  fördern,  und  so  in  Wahrheit  für 
eine  dauernde  Nationalbildung    in  Ungarn    zu  wirken.     Ob 
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die  Einsicht  und  der  Wille  für  ein  solches  Verfahren  bei  den 
leitenden  Persönlichkeiten  vorhanden  ist,  und  ob  in  diesem 
Falle  der  magyarische  Stolz  ein  solches  Verfahren  zulässt, 
darüber  muss  die  nächste  Zukunft  entscheiden.  Aber  dass 
nur  durch  ein  solches  Verfahren  Ungarn  vor  geistiger  Ver- 
sumpfung bewahrt  werden  kann,  das  dürfte  jedem  parteilo- 
sen Beurtheiler  der  Verhältnisse  klar  sein. 

Länger  als  in  Ungarn  hielt  sich  das  österreichische 
Gymnasialsystem,  wenigstens  theilweise,  in  Siebenbürgen. 
Nicht  nur  dass  die  blühenden  Sachsengemeinden  an  der 
werthen  deutschen  Schuleinrichtuug  unerschütterlich  festhielten 
und  an  ihren  trefflichen  Gymnasien  unbeirrt  von  politischen 
wie  nationalen  Strömungen  echter  humaner  Bildung  pflegten, 
auch  die  Regierung  bot  nicht  sofort  allzu  bereitwillig  die 
Hand  zum  Umstürze  der  doch  an  einigen  Lehranstalten 
durchgeführten  Organisation.  Ebenso  blieb,  vornehmlich  durch 
die  Festigkeit  der  dortigen  Landesregierung,  das  Lehrsystem 
von  1849  der  Hauptsache  nach  in  Croatien  und  Slavonien 
so  wie  in  der  Militärgränze  aufrecht,  nur  dass  seit  dem  J. 
1860  in  den  meisten  der  bezüglichen  Gymnasien  anstatt  der 
deutschen  Sprache  die  illyrisch-croatische  zur  Unterrichts- 
sprache erklärt  wurde.  Auch  trug  es  zum  Gedeihen  dieser 
Lehranstalten  nicht  wenig  bei,  dass  die  Lehrer  an  ihnen 
ihre  Vorbildung  grösstentheils  an  deutschen  Universitäten 
erhalten  und  vor  deutschen  Prüfungscommissionen  ihre  wis- 
senschaftliche Lehrbefähigung  dargethan  hatten. 

Wie  lange  aber  auch  in  diesen  Theilen  des  Kaiserstaa- 
tes die  bisherige  Gymnasialeinrichtung  sich  noch  erhalten, 
oder  in  welcher  Richtung  sie  Modificationen  erfahren  wird, 
dies  hängt  zunächst  von  der  Entwickelung  der  dortigen  po- 
litischen Verhältnisse  ab.  Gründe  rein  didaktischer  und  scien- 
tifischer  Natur  werden  allem  Anscheine  nach  auf  die  Ge- 
staltung des  Schulwesens  in  diesen  Ländern  der  ungarischen 
Krone  erst  in  zweiter  und  dritter  Reihe  sich  Geltung  ver- 
schaffen können.  — 

In  den  deutsch-slavischen  Ki-onländern  des  Kaiserstaa- 
tes hat  die  neue  Gymnasialeinrichtung  trotz  der  mannigfa- 
chen   politischen   Wandlungen   seit   dem    J.    1860  in  ihrem 
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äusseren  Organismus  keine  wesentlichen  Veränderungen  er- 
litten. Aber  auf  ihren  inneren  Organismus  wirken  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  Potenzen  ein,  die  ihre  Lebenskraft  zu 
untergraben  und  ihren  ferneren  Bestand  zum  blossen  Scheine 
herabzusetzen  geeignet  sind.  Die  wiederholten  heftigen  natio- 
nalen Reibungen  in  den  sprachlich  gemischten  Ländern,  wie 
zumal  in  Böhmen,  Mähren,  Galizien,  Krain,  haben  manches 
polyglotte  Gymnasium  daselbst  bereits  mehr  zu  einem  wilden 
Tummelplatz  für  politische  Agitationen  unter  Lehrern  und 
Schülern  gemacht,  als  zu  einem  neutralen  Boden  für  Ver- 
mittlung einer  allen  Nationalitäten  gleich  nöthigen  und  gleich 
heilsamen  humanen  Bildung.  Unter  Berufung  auf  den  für 
das  ganze  Reich  proclamierten  Grundsatz  der  Gleichberech- 
tigung aller  Landessprachen  gieng  die  Tendenz  der  natio- 
nalen Parteiführer  offen  darauf  hinaus,  die  deutsche  Sprache 
als  Medium  des  Unterrichtes  aus  den  polyglotten  Gymnasien 
wo  möglich  zu  verdrängen,  und  die  Regierung  Hess  sich,  um 
die  aufgeregten  Leidenschaften  zu  beruhigen,  zu  einer  Reihe 
von  Concessionen  herbei,  die  den  eigentlichen  Zwecken  des 
Gymnasialunterrichtes  gefährlich  werden  mussten. 

So  war  für  Böhmen  bereits  durch  Ministerialerlass  vom 
9.  März  1856  verordnet  worden,  dass  der  Unterricht  in  der 
czechischen  Sprache  an  allen  Gymnasien  dieses  Landes,  also 
auch  an  jenen  mit  Schülern  deutscher  Muttersprache  als  all- 
gemein obligater  Lehrgegenstand  zu  behandeln  sei.  Diese 
Verordnung  liess  sich  nun  durch  die  Forderungen  des  Gym- 
nasialzweckes an  und  für  sich  gewiss  nicht  rechtfertigen, 
denn  man  wird  doch  wol  nicht  im  Ernste  behaupten  wol- 
len, dass  die  Kenntnis  der  czechischen  Sprache  und  Litera- 
tur für  Gymnasialschüler  deutscher  Zunge  einen  nothwen- 
digen  Bestandtheil  der  höheren  allgemeinen  Bildung  aus- 
mache. Jedoch  man  konnte  für  diese  Anordnung  wenigstens 
den  Gesichtspunct  des  praktischen  Nutzens  geltend  machen 
und  statuierte  für  deren  Durchführung  im  einzelnen  billige 
Ausnahmen  von  der  Regel.  Und  in  ähnlicher  Weise  gieng 
man  Anfangs  in  Bezug  auf  die  mährischen  Gymnasien  vor, 
wo  ebenfalls  die  czechische  Sprache  grösstentheils  obligater 
Lehrgegenstand  wurde,  ferner  in  Bezug  auf  die  deutsch- ti- 
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roiischen  Gymnasien,  an  welchen  die  italienische  Sprache 
dieselbe  Behandlung  erfuhr,  und  so  anderwärts.  Aber  bald 
bildete  sich  aus  dieser  Gepflogenheit  eine  neue,  den  Zwecken 
des  Gyuniasiuins  viel  schädlichere  Einrichtung,  der  sprachliche 
Utraquismus.  Unter  dem  Verwände,  die  zweite  Landessprache 
wo  möglich  praktisch  einzuüben,  brachte  man  sie  nach  und 
nach  in  steigender  Progression  bei  mehreren  Lehrgegen- 
ständen als  Unterrichtssprache  in  Anwendung,  und  kam  so 
zu  dem  Resultate,  dass  an  sehr  vielen,  namentlich  böhmi- 
schen, mährischen,  galizischen  Gymnasien  thatsächlich  zwei 
Unterrichtssprachen,  und  zwar  in  buntester  Abwechslung 
nach  Gegenständen  und  Classen,  neben  einander  in  Uebung 
kamen.  Ein  Zustand,,  ähnlich  demjenigen,  dessen  Schilderung 
oben  in  Bezug  auf  die  sogenannten  „gemischten"  Gymnasien 
Ungarns  gegeben  ist.  Natürlich  entspringen  aus  den  gleichen 
Ursachen  auch  die  gleichen  Wirkungen  hier  wie  dort.  Wo 
man  in  Lehranstalten,  deren  wahrer  Zweck  die  Vermittlung 
solider,  positiver  Kenntnisse  sein  soll,  als  Hauptaufgabe  den 
sprachlichen  Utraquismus  hinstellt,  dort  ist  es  kein  Wunder, 
wenn  die  Unterrichtserfolge  von  Jahr  zu  Jahr  abnehmen 
und  die  Schüler  es  am  Ende  zwar  vielleicht  in  zwei,  ja  so- 
gar in  drei  Landessprachen  zu  ziemlicher  Geläufigkeit  bringen 
dafür  aber  in  allen  übrigen  Lehrgegenständen  auf  einer  Stufe 
bedauerlicher  Mittelmässigkeit  stehen  bleiben.  Auf  diese 
Weise  drückt  man  die  Gymnasien  schliesslich  zu  blossen 
Sprachschulen  herab,  hebt  sie  aber  nicht  auf  die  Hohe  von 
fruchtbaren  Stätten  allgemeiner  menschlicher  Bildung. 

Die  Tendenz,  an  sämmtlichen  Gymnasien  Böhmens  die 
möglichste  Verbreitung  des  czechischen  Idiomes,  beziehungs- 
weise die  Czechisirung  der  Mehrzahl  dieser  Lehranstalten 
durchzusetzen,  fand  in  dem  vom  böhmischen  Landtage  vor- 
gelegten und  am  18.  Jänner  1866  sanctionierten  Sprachen- 
gesetze ihren  vollsten,  unzweideutigsten  Ausdruck.  Welche 
Folgen  die  consequente  Durchführung  dieses  Gesetzes  für 
die  zweisprachigen  Gymnasien  jenes  Landes  haben  muss, 
dies  lässt  sich  zwar  noch  nicht  zifFermässig  genau  nach- 
weisen ,    aber   doch   annäherungsweise  richtig    berechnen  *). 

*)  Vergl.  die  sUtistischea  Belege  im  nächsten  Abschnitt. 
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Ob  die  durch  diese  Massnahmen  hervorgerufene  Verdrän- 
gung des  deutschen  Culturelementes  für  die  Dauer  haltbar 
sein  und  nicht  einen  um  so  stärkeren  Rückschlag  veran- 
lassen wird,  darüber  muss  die  nächste  Zukunft  entscheiden; 
dass  der  Bildung  des  nachwachsenden  Geschlechtes  in  Böhmen 
und  Mähren  aber  schon  jetzt  durch  diese  sprachliche  Par- 
teiagitation der  empfindlichste  Nachtheil  zugefügt  wurde,  dies 
lehrt  bereits  die  Gegenwart  durch  den  entschiedenen  Rück- 
gang der  dortländigen  Gymnasien.  —  Noch  rücksichtsloser  wird 
das  Ziel  einseitig  nationaler  Ausbeutung  der  Schule  neuester 
Zeit  in  Galizien  verfolgt.  Dort  hatte  die  Regierung  seit  dem 
Jahre  1860  der  polnischen  Nationalität,  die  in  der  West- 
hälfte des  Landes  vorherrscht,  durch  erweiterten  Gebrauch 
des  Polnischen  als  Unterrichtssprache  an  den  Gymnasien  all 
jene  Rücksicht  angedeihen  lassen,  die  möglich  war,  ohne  den 
eigentlichen  Gymnasialzweck  zu  gefährden.  In  der  Osthälfte 
des  Landes,  wo  die  ruthenische  Nationalität  vorherrscht,  wurde 
das  Deutsche  vor  der  Hand  als  Unterrichtssprache  beibe- 
halten, da  die  Verwendung  des  Ruthenischen  für  den  wissen- 
schaftlichen Unterricht  bei  dem  fast  vollständigen  Mangel  der 
nöthigen  Lehrmittel  sich  als  unmöglich  darstellte.  Das  von 
der  polnischen  Majorität  des  galizischen  Landtages  im  Jahre 
1867  votierte  Sprachengesetz  aber  tritt  mit  der  unverkennbaren 
Absicht  auf,  nicht  nur  das  Ruthenische,  sondern  auch  das 
Deutsche  als  Unterrichtssprache  aus  den  Gymnasien  des 
Landes  vollkommen  zu  verdrängen  und  anstatt  dessen  an 
allen  Lehranstalten  die  Alleinherrschaft  des  Polnischen  zu 
begründen.  Zur  Rechtfertigung  einer  so  extremen  Massregel, 
deren  Ungerechtigkeit  in  politischer  Beziehung  in  die  Augen 
springt,  eine  Ungerechtigkeit,  die  nachgerade  die  dortige  Be- 
völkerung nichtpolnischer  Zunge  erbittern  muss,  lassen  sich 
keine  irgend  wie  haltbaren  Gründe  didaktischer  Natur  bei- 
bringen; denn  mag  man  auch  einräumen,  dass  die  polnische 
Nationalliteratur  auf  manchen  Gebieten  treffliche  Werke  auf- 
zuweisen hat,  so  muss  man  doch  anderseits  zugeben,  dass 
ihr  für  den  Zweck  eines  wahrhaft  wissenschaftlichen  Unter- 
richtes in  den  mannigfachen  Fächern,  die  der  Lehrplan  eines 
Gymnasiums  umfasst,  namentlich  aber  zu  einer  erweiterten 
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und  vertieften  Betreibung  dieser  Fächer  über  die  engen 
Grenzen  des  Gymnasiums  hinaus  fast  alle  literarischen  Hilfs- 
mittel fehlen.  Diese  Hilfsmittel  nebst  einer  reichen  und  ge- 
diegenen Schulliteratur  bot  bis  jetzt  den  galizischen  Gym- 
nasien die  deutsche  Unterrichtssprache.  Es  ist  mehr  als 
wahrscheinlich,  dass  mit  dem  vollständigen  Aufgeben  dieser 
Unterrichtssprache  ein  grosser  Theil  jener  gründlichen  und 
allseitigen  Bildung  aufgegeben  werden  muss,  deren  Galizien 
zur  Hebung  seiner  intellectuellen  wie  materiellen  Cultur  im 
Vergleich  zu  den  benachbarten  Ländern  im  Westen  mehr 
als  je  bedarf,  soll  es  nicht  für  die  Dauer  im  Stande  einer 
Inferiorität  verharren,  die  seinen  Bewohnern  weder  zur  Ehre 
noch  zum  Heile  gereichen  kann. 

Ueberblickt  man  den  Gang,  welchen  das  österreichische 
Gymnasialwesen  seit  seiner  Reform  im  Jahre  1849  genommen 
hat,  mit  vorurtheilsfreiem  Auge,  so  sieht  man  sich  folgenden 
Endergebnissen  gegenüber.  Dass  die  Reform  eine  nothwen- 
dige  und  im  Grossen  und  Ganzen  eine  durchweg  heilsame 
war,  dies  wird  wol  von  keinem  einsichtigen  Schulmanne 
bestritten.  Mit  kühnem  und  glücklichem  Griffe  wusste  der 
neue  Lehrplan  die  bewährten  Traditionen  der  altclassischen 
Schulen  mit  den  realen  Forderungen  moderner  Cultur  in 
Einklang  zu  bringen.  Ohne  von  den  classischen  Studien 
irgend  etwas  zu  opfern,  was  für  die  humane  Bildung  der 
Jugend  von  dauerndem  Werthe  ist,  ja  unter  stärkerer  Be- 
tonung des  eigentlichen  Zweckes  dieser  Studien,  als  welcher 
mit  Recht  eine  fruchtbringende  Kenntnis  des  classischen 
Alterthumes  durch  umfassende  Leetüre  der  classischen  Schrift- 
steller bezeichnet  wird,  nahm  er  doch  von  modernen,  be- 
sonders von  realen  Bildungselementen  so  viel  auf,  als  sich 
mit  der  Oekonomie  des  Ganzen  irgend  vereinen  liess,  ohne 
an  die  Zeit  und  die  Fähigkeiten  der  studierenden  Jugend  zu 
grosse  Ansprüche  zu  stellen.  Gerade  in  dieser  Beziehung 
kann  der  österreichische  Gymnasiallehrplan  ohne  Uebertrei- 
bung  als  musterhaft  bezeichnet  werden. 

Allerdings  sind  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  na- 
turwissenschaftlichen, theilweise  auch  des  mathematischen 
Lehrstoffes,  ferner  auf  eine  nachdrücklichere  Betreibung  der 
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Geographie,  auf  Vermehrung  der  Lateinstunden  in  den  ober- 
sten Classen,  auf  Einführung  eines  obligatorischen  Zeichnungs- 
unterrichtes in  den  unteren  Classen  u.  s.  w.  manche  nicht 
unberechtigte  Wünsche  hiut  geworden.  Aber  all  dies  betrifft 
nur  einzelne,  untergeordnete  Puncte,  die  sich  bei  ruhiger 
Abwägung  aller  hiebei  zu  berücksichtigenden  Momente  un- 
schwer entsprechend  regeln  lassen,  ohne  dass  deshalb  an 
den  leitenden  Grundsätzen  des  Ganzen  ii'gend  gerüttelt  wer- 
den müsste.  Schon  die  weise  Sparsamkeit,  mit  welcher  an 
den  österreichischen  Gymnasien  die  Lehrstunden  für  die  ein- 
zelnen Fächer  bemessen  sind,  lässt  Raum  für  mannigfache 
Aenderungen  und  Zusätze,  ohne  dass  sofort  eine  Ueberspan- 
nung  der  Leistungsfähigkeit  der  Schüler  zu   besorgen  wäre. 

Dass  aber  der  neue  Gymnasiallehrplan  kein  blosses 
Ideal  war,  dessen  Verwirklichung  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen sich  als  unmöglich  erwiesen  hätte,  dies  lehrte  der 
Erfolg  der  ersten  Jahre  nach  dessen  Einführung.  Der  Auf- 
schwung, den  die  österreichischen  Gymnasien  in  den  Jahren 
1850 — 1855  nahmen,  muss  im  Verhältnis  zu  den  bedeuten- 
den Schwierigkeiten,  die  zu  überwinden  waren,  ein  über- 
raschend grosser  und  theil weise  gründlich  durchgreifender  ge- 
nannt werden.  Nicht  nur  in  den  Ländern  deutscher  Zunge, 
wo  die  Vorbedingungen  für  eine  raschere  Durchführung  der 
Reform  günstiger  lagen,  auch  in  jenen  anderer  Sprachstämme 
selbst  Ungarn  nicht  ausgenommen,  zeigte  sich  ein  erfreu- 
liches Streben  auf  dem  wissenschaftlichen  und  pädagogisch- 
didaktischen Gebiete  des  Gymnasialwesens ,  allerdings  zu- 
nächst und  zumeist  auf  deutscher  Grundlage. 

Aber  schon  mit  dem  Jahre  1855  trat  ein  bedauerlicher 
Umschwung  ein.  Das  Vorherrschen  clericaler  Einflüsse  auf 
das  gesammte  Österreichische  Studienwesen,  das  in  dem  Ab- 
schlüsse des  Concordates  seinen  entschiedenen  Ausdruck  fand, 
hatte  für  die  Gymnasien  speciell  nicht  nur  die  bedenkliche 
Folge^  dass  die  Aussichten  auf  eine  rasche  und  ausgiebige 
Vermehrung  des  weltlichen  Lehrstandes  eine  nicht  unwesent- 
liche Beschränkung  erfuhren,  sondern  die  noch  bedenklichere, 
dass  die  thatsächlichen  Exemtionen  des  geistlichen  Lehr- 
personales   von   der   gesetzlich  vorgeschriebenen   Lehramts- 
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prüfiing  immer  grössere  Dimensionen  annahmen  und  dadurch 
die  Grundfesten  des  neuen  Lehrgebäudes  erschüttert  wurden. 

Einen  noch  empfindlicheren  Schlag  aber  brachte  dem 
österreichischen  Schulwesen  und  dem  Gymnasialwesen  ins- 
besondere die  politische  Wandlung  des  Jahres  1860  bei. 
Sie  entfesselte  mit  einem  Male  die  bis  dahin  zurück- 
gehaltenen nationalen  Leidenschaften  und  versetzte  den 
unheilvollen  politischen  Parteikampf  unmittelbar  auf  das 
Gebiet  der  Schule.  An  den  ungarischen  Gymnasien  wurde 
das  „deutsche  Lehrsystem  mitsammt  den  deutschen  Leh- 
rern" tumultuarisch  beseitigt  und  so  für  die  eine  Hälfte 
der  Monarchie  der  heilsame  Grundsatz  gleichartiger  Schul- 
einrichtungen und  mit  ihnen  jener  der  Freizügigkeit  für 
Lehrer  und  Schüler  auf  lange  Zeit,  vielleicht  für  immer  auf- 
gegeben. Aber  auch  in  den  deutsch-slavischen  Kronländern 
waltet  seitdem  derselbe  Geist  des  nationalen  Separatismus 
vor,  und  wenn  auch  äusserlich  die  Formen  des  „deutschen" 
Lehrsystemes  noch  aufrecht  erhalten  sind,  das  Wesen  des- 
selben ist  durch  das  unselige  Hervorkehren  einseitig  sprach- 
licher Tendenzen ,  durch  die  unzweideutig  kundgegebene 
Sucht  wirklicher  oder  gemachter  nationaler  Majoritäten  an 
den  Minoritäten  ohne  Rücksicht  auf  Recht  und  Billigkeit 
sprachliche  Tyrannei  zu  üben,  in  seinem  innersten  Kern  ge- 
troffen und  geschädigt.  Wo  über  Schuleinrichtungen  schliess- 
lich nicht  der  durch  sie  zu  erreichende  Bildungszweck,  son- 
dern vorwiegend  politische  und  nationale  Parteirücksicht 
entscheidet,  dort  kann  das  Gymnasium,  diese  eigentlichste 
Schule  höherer,  allgemein  menschlicher  Bildung,  unmöglich 
gedeihen.  Soll  daher  das  österreichische  Gymnasialwesen 
trotz  der  trefflichen  Grundsätze,  auf  denen  seine  Organisa- 
tion beruht,  trotz  der  theilweise  ausgezeichneten  Lehrkräfte, 
die  für  Verwirklichung  dieser  Grundsätze  thätig  sind,  nicht 
dennoch  nach  und  nach  versumpfen  und  durch  die  Ungunst 
äusserer  Verhältnisse  unrettbarem  Verfalle  entgegengehen, 
so  ist  Abhilfe  in  folgenden  Puncten  unbedingt  geboten. 

Der  Einfluss,  den  Staat  und  Kirche  auf  die  Gymnasien 
auszuüben  berufen  sind,  rauss  in  einer  W^eise  endgiltig  ge- 
regelt werden ,    die    den    einzelnen  Confessionen  ihr  unver^ 
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äusserllclies  Recht,  der  Schule  aber  jene  freie  und  selbstän- 
dige Bewegung  sichert,  deren  sie  zu  ihrer  Entwickelung  im 
Einklänge  mit  den  Fortschritten  der  Wissenschaft  bedarf. 
Ferner,  das  Verhältnis  der  geistlichen  Gymnasien  zum  all- 
gemein giltigen  Lehrplan  und  zu  dem  allgemein  giltigen  Ge- 
setze über  die  Ablegung  der  Lehramtsprüfung  muss  klar 
festgestellt  werden.  Die  Regierung  ist  es  ihrer  Würde 
schuldig  und  durch  das  Gebot  gleicher  Gerechtigkeit  für 
alle  dazu  verpflichtet,  entweder  dem  bestehenden  Gesetze 
ausnahmslose  Geltung  zu  verschaffen ,  oder  vermag  sie  dies 
wirklich  nicht  —  was  jedoch  sehr  zu  bezweifeln  ist  —  das 
Gesetz  zu  ändern.  Ein  ewiges  Schwanken  zwischen  Aus- 
nahme und  Gesetz  führt  zum  Verderben.  Endlich,  bei  aller 
schuldigen  Rücksicht,  die  das  nationale  Element  in  den  ge- 
lehrten Schulen  Oesterreichs  anzusprechen  berechtigt  ist, 
darf  doch  der  eigentliche  Zweck  dieser  Schulen  dadurch 
nicht  beeinträchtigt,  ihr  neutraler  Boden  nicht  zum  Kampf- 
platz politischer  Leidenschaften  gemacht  werden.  Es  ist  eine 
heilige  Aufgabe  des  Staates,  die  Interessen  wahrer  mensch- 
licher Bildung  gegen  die  destructiven  Tendenzen  nationaler 
Vergewaltigung  zu  schützen  und  nicht  zu  dulden,  dass  durch 
unseligen  Separatismus  die  werthvolle  Errungenschaft  gleich- 
artiger Einrichtungen  im  höheren  Schulwesen,  und  mit  ihr 
die  Verständigung  aller  Gebildeten  in  den  durch  Sitte  und 
Sprache  so  mannigfach  gestalteten  Theilen  des  Reiches,  so 
wie  das  köstliche  Gut  der  Freizügigkeit  auf  geistigem  Ge- 
biete preisgegeben  werde.  In  all  diesen  Puncten  Abhilfe  zu 
schaffen  und  zwar  so  rasch  und  so  durchgreifend  als  mög- 
lich, dazu  gehört  allerdings  ein  entschiedener  Wille  von  un- 
beugsamer Festigkeit.  Aber  wo  die  höchsten  Lebensinteressen 
des  Staates  auf  dem  Spiele  stehen,  da  dürfte  man  schliesslich 
doch  wohl  zur  Einsicht  gelangt  sein,  dass  mit  halben  Mass- 
regeln nichts  gewonnen  ist  und  dass,  wer  für  echte  Wissen- 
schaft und  Bildung  muthig  und  entschlossen  einsteht,  auch 
die  ganze  Macht  dieser  geistigen  Potenzen  auf  seiner  Seite 
hat.  Dass  aber  diese  Macht  keine  geringe  ist,  das  hat  die 
Erfahrung  der  jüngsten  Zeit  eben  an  Oesterreich  schlagend 
bewiesen.  — 
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Im  Anschluss  an  diese  Darstellung  des  österreichischen 
Gymnasialwesens  möge  noch  km'z  einer  in  den  letzten  Jah- 
ren entstandenen  Schöpfung  gedacht  werden,  der  Realgym- 
nasien. Der  im  Org.  Entwürfe  von  1849  ausgesprochene  Ge- 
danke einer  Schule,  die  zugleich  für  das  Obergymnasium 
und  für  die  Oberrealschule  die  nöthige  Vorbereitung  zu  er- 
theilen  geeignet  wäre,  stellte  sich  zwar  theoretisch  sehr  an- 
sprechend dar,  stiess  aber  praktisch  auf  grosse  Hindernisse. 
Die  im  J.  1851  getroffene  Einrichtung  der  Unterrealschule 
machte  eine  auch  nur  theilweise  Aufnahme  der  classischen 
Sprachen  in  ihren  Lehrplan  bei  dem  Ueberwuchern  von 
Realien  zur  Unmöglichkeit.  Anderseits  hatte  der  Gymnasial- 
lehrplan den  realen  Disciplinen  auch  schon  in  den  unteren 
Classen  einen  so  weiten  Spielraum  eingeräumt,  dass  an  eine 
Vermehrung  des  bezüglichen  Lehrstoffes  am  Untergymnasium 
ohne  empfindliche  Störung  des  Gleichgewichtes  zwischen  der 
sprachlich-humanistischen  und  der  mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen Richtung  nicht  zu  denken  war.  Demnach  blieb 
der  Plan  einer  „Combination  der  vollständigen  Unterreal- 
schule mit  dem  Untergymnasium",  wie  er  im  §.  20  des  Org. 
Entwurfes  für  Realschulen  vom  J.  1849  im  einzelnen  ent- 
wickelt ist,  thatsächlich  bloss  auf  dem  Papier.  Trotzdem  wurde 
der  Gedanke  einer  Annäherung,  wenn  auch  nicht  Ver- 
schmelzung von  Gymnasium  und  Realschule  nicht  fallen  ge- 
lassen, sondern  namentlich  seit  der  Zeit,  als  die  Mängel  des 
Lehrplanes  für  die  Unterrealschulen  immer  deutlicher  her- 
vortraten, mit  grösserer  Lebhaftigkeit  verfolgt.  Zwei  Gründe 
vornehmlich  waren  es,  die  als  massgebend  für  die  gewünschte 
Annäherung  bezeichnet  wurden.  Erstens  machte  man  gel- 
tend, wie  erspriesslich  es  wäre,  wenn  die  schwierige  Wahl 
des  künftigen  Lebensberufes,  wie  sie  derzeit  durch  den  Ein- 
tritt entweder  in  die  praktische  Realschule  oder  in  das  hu- 
manistische Gymnasium  bezeichnet  wird,  nicht  schon  auf 
jener  Altersstufe  des  Knaben  getroffen  werden  müsste,  wo 
sich  Neigung  und  Talent  noch  nicht  entscheidend  genug  aus- 
gesprochen haben  können.  Zweitens  wurde  betont,  wie  es 
nicht  wünschenswerth  sei,  dass  die  gesammte  höher  gebildete 
Jugend  durch  vollkommen  getrennte  Studienrichtungen  schon 


so  frühzeitig  gleichsam  in  zwei  Lager  geschieden  werde,  die 
sich  späterhin  vielleicht  sogar  feindlich  gegenübertreten  könn- 
ten. Von  grösstem  Gewichte  aber  war  der  thatsächliche 
Umstand,  dass  insbesondere  kleinere  Städte  und  Gemeinden, 
bei  dem  lebhaftesten  Wunsche,  sowol  eine  Realschule  als 
auch  ein  Gymnasium  zu  besitzen,  beiden  Anforderungen  zu- 
gleich gerecht  zu  werden  sich  ausser  Stand  sahen,  daher  die 
Idee  des  „Realgymnasiums",  das  nach  beiden  Richtungen 
hin  zu  gentigen  versprach,  mit  Eifer  ergriffen.  So  kam  es, 
dass  zuerst  die  Stadtgemeinden  von  Tabor  und  Chrudim  mit 
der  Gründung  von  Realgymnasien  vorangiengen,  allerdings 
mit  einem  Lehrplane,  der  noch  eine  ziemlich  unharmonische 
Combination  von  Gymnasium  und  Realschule  darstellte.  Den 
entscheidenden  Schritt  von  nachhaltigen  Folgen  in  dieser 
Angelegenheit  that  aber  die  Gemeindevertretung  der  Reichs- 
hauptstadt Wien,  indem  sie  den  vom  Lehrervereine  „die 
Mittelschule"  ausgearbeiteten  Lehrplan  für  die  von  ihr  im 
J.  1864  gegründeten  zwei  Realgymnasien  adoptierte,  weichem 
Beispiele  bald  die  Landesrealschulen  zu  Baden,  St.  Polten, 
Stockerau  in  Niederösterreich,  später  jene  zu  Leoben  in 
Steiermark,  zu  Prachatitz  in  Böhmen,  zu  Brody  in  Galizien 
u.  a.  m.  mit  geringen  Abweichungen  nachfolgten  *).  —  Die 
Grundsätze,  auf  denen  die  Einrichtung  dieser  Lehranstalten 
im  wesentlichen  beruht,  sind  kurz  folgende.  Die  Realgym- 
nasien sind  der  Hauptsache  nach  Untergymnasien,  aber  der- 
art organisiert,    dass    sie  zugleich   der  Vorbereitung  für  die 


*)  Lehrplan  der  Wiener  Realgymnasien: 

L       II.  III.  IV.  Summe 

Religionslehre 2        2        2  2  8 

Latein 8  8         6  6  28 

Deutsch 3        3        3  3  12 

Französisch  oder  )     relativ                             4  4  ö 

Griechisch         j      obligat 

Naturgeschichte ..3         .3  —  —  6 

Physik,  Chemie —  —         3  3  6 

Mathematik    3        3        3  3  12 

Freihandzeichnen 4         4         4  4  16 

26  26  28  28  108 
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Oberrealscliule  zu  dienen  geeignet  sind.  Demnach  ist  an 
ihnen  der  bestehende  Lehrplan  des  Untergymnasiums  prin- 
cipiell  festgehalten^  jedoch  durch  die  Aufnahme  eines  metho- 
dischen Zeichnungsunterrichtes  unter  die  obligaten  Lehrfächer 
angemessen  ergänzt.  Vollkommen  gemeinsam  in  allen  Lehr- 
fächern ist  der  Unterricht  für  alle  Schüler  bis  zur  dritten 
Classe,  wo  der  Unterricht  im  Griechischen  beginnt.  Von 
dieser  Classe  an  tritt  eine  theil weise  Scheidung  der  Schüler 
nach  den  zwei  Richtungen,  der  realen  und  der  gymnasialen, 
und  zwar  derart  ein,  dass  die  künftigen  Realschüler,  welche 
vom  Griechischen  dispensiert  sind,  hiefür  entweder  eine  mo- 
derne Cultursprache,  wie  z.  B.  das  Französische,  als  Ersatz 
sich  anzueignen  haben,  oder  nach  besonderen  Localverhält- 
nissen  einen  vertiefteren  Unterricht  in  realen  Fächern,  wie 
z.  B.  im  Zeichnen,  in  der  Chemie  u.  s.  w.  erhalten.  —  Dass 
durch  eine  derartige  Einrichtung  nicht  allen  Wünschen  ge- 
nügt, nicht  allen  Bedürfnissen  abgeholfen,  namentlich  die 
Wahl  des  künftigen  Lebensberufes  nicht  um  viel  weiter  hin- 
ausgeschoben wird,  dies  liegt  in  den  nothwendig  sehr  engen 
Grenzen,  die  einer  solchen  Combination  zweier  Bildungsrich- 
tungen durch  die  Natur  der  Sache  gezogen  sind.  Lnmerhin 
aber  sind  die  Realgymnasien  als  ein  Gewinn  namentlich  für 
jene  Gegenden  zu  betrachten,  in  denen  die  Verhältnisse  den 
gleichzeitigen  Bestand  einer  realen  und  einer  gymnasialen 
Lehranstalt  nicht  gestatten ,  obwol  das  Bedürfnis  beider 
sich  fühlbar  macht.  Den  Mangel  an  tüchtigen  Bürgerschulen 
zu  ersetzen  sind  sie  allerdings  nicht  geeignet. 


VI.  Bestand  und  Erfolg  der  Mittelschulen. 

Die  Gymnasien  zerfallen  in  vollständige  und  unvoll- 
ständige Lehranstalten,  d.  h.  in  Obergymnasien  und  Unter- 
gymnasien. Die  erstem  umfassen  sämmtliche  acht,  die  letztern 
blos  vier  Classen.  Untergymnasien,  welche  auf  das  Obergym- 
nasium vorbereiten  und  zugleich  einen  für  gewisse  Lebens- 
verhältnisse ausreichenden  Grad  von  allgemeiner  Bildung  zu 
ertheilen   die   Aufgabe  haben,  daher  einen  jeden  der  Lehr- 
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gegenstände  zu  einem  relativen  Abschlüsse  führen;  können 
für  sich  allein  bestehen,  ja  nach  dem  Org.  Ent.  sogar  mit 
einer  Real-  oder  Bürgerschule  verbunden  werden.  Von  letz- 
terer Bestimmung  ist  indes  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 
Dagegen  soll  ein  Obergymnasium  nie  getrennt  vom  Unter- 
gymnasium bestehen.  In  einigen  Lehranstalten  bestehen  bloss 
sechs  Classen  (zu  Hall  in  Tirol ,  zu  Brzezan  und  Neu-  San- 
dec  in  Galizien),  sie  sollen  jedoch  in  Untergymnasien  ver- 
wandelt werden,  falls  ihre  Vervollständigung  nicht  ermög- 
licht wird.  Aehnliches  gilt  auch  von  den  Realschulen.  Auch 
diese  sind  vollständige  oder  unvollständige  selbständige 
Lehranstalten.  Die  Unterrealschule  kann  für  sich  bestehen, 
die  Oberrealschule  muss  immer  mit  einer  Unterrealschule  ver- 
bunden sein. 

Die  Gymnasien  sind  Öffentliche,  d.  h.  solche  deren  Zeug- 
nisse Staatsgiltigkeit  besitzen.  Den  Titel  k.  k.  Staatsgymna- 
sien führen  jene  Lehranstalten,  welche  ausschliesslich  oder 
doch  mindestens  zur  Hälfte  aus  dem  Studienfond  erhalten 
werden.  Eine  grosse  Anzahl  von  Gymnasien  gehört  geistlichen 
Corporationen,  welche  vom  Staate  nur  eine  verhältnismässig 
geringe  Subvention  empfangen;  sie  besitzen  das  Oeffentlich- 
keitsrecht,  wenn  ihre  Einrichtung  den  bestehenden  Vor- 
schriften für  Gymnasien  entspricht.  Von  den  deutsch-slavischen 
Lehranstalten  sind  15  in  Händen  der  Piaristen,  den  Benedic- 
tinern  gehören  9,  den  Franciscanern  5,  den  Prämonstratensern  3, 
den  Cisterciensern  2,  den  Augustinern  2,  endHch  3  Gymnasien 
befinden  sich  unter  Leitung  der  Jesuiten  (am  Freienberg  nächst 
Linz,  zu  Feldkirch  und  Ragusa).  Die  griechisch-katholischen 
Basilianer  haben  das  galizische  Gymnasium  zu  Buczacz.  Mit 
Ausnahme  der  Gymnasien  am  Freienberge,  zu  St.  Paul, 
Sign  und  Karlowitz  (letztere  eine  Anstalt  der  griechisch- 
orientalischen Metropolie  der  Serben)  führen  sämmtliche 
Gymnasien  den  Titel  k.  k.  Gymnasium.  Von  den  Communen 
wurden  nur  wenige  Gymnasien,  wohl  aber  Realgymnasien 
gegründet.  Zu  Capo  dTstria  werden  die  unteren  Classen  von 
der  Gemeinde,  die  oberen  Classen  vom  Staate  erhalten. 

Die    Leitung    der  Staatsgymnasien    liegt    ganz    und  in 
jeder  Beziehung  in  der  Hand  der  Staatsbehörden.     Auf  die 

B«er  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  38 
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andern  Lehranstalten  stellt  den  Blscliöfen,  Corporatlonen,  Ge- 
sellschaften oder  Individuen,  deren  Anstalten  sie  sind,  eine 
Einflussnahme  zu.  Der  Director  ist  der  öffentlichen  Behörde 
für  den  Zustand  der  Schule  verantwortlich.  Erreicht  die 
jährliche  Unterstützung,  welche  der  Staat  einem  Gymnasium 
gewährt,  den  Gehalt  eines  oder  mehrerer  Lehrer,  so  stellt 
der  Staat  die  Lehrer  auch  an,  in  manchen  Fällen  nimmt  er 
bloss  das  Recht  zur  Besetzung  des  Directorpostens  in  An- 
spruch. 

Alle  nicht  öffentlichen  Gymnasien  und  Realschulen  sind 
Privatanstalten  und  ihre  Schüler  müssen  sich,  um  staats- 
giltige  Zeugnisse  zu  erhalten,  an  den  öffentlichen  Lehranstal- 
ten prüfen  lassen.  Jedermann  kann  mit  Genehmigung  des 
Staatsministeriums  ein  Gymnasium  oder  eine  Realschule  er- 
richten. Das  Ministerium  hat  das  Recht,  einer  solchen  Lehr- 
anstalt das  Oeffentlichkeitsrecht  zu  ertheilen,  zu  entziehen 
oder  dieselbe  nach  Befund  zu  schliessen.  Der  Vorstand  ist 
den  Regierungsbehörden  für  den  Zustand  der  Anstalt  ver- 
antwortlich ;  er  muss  österreichischer  Staatsbürger ,  in 
moralischer  und  politischer  Beziehung  unbescholten  sein 
und  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  die  Bildung  eines  Lehrers 
an  einer  gleichartigen  Staatslehranstalt  nachweisen;  jedoch 
von  der  Bedingung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 
kann  die  Landesstelle  in  besonderen  Fällen  Dispens  erthei- 
len. Damit  aber  eine  Lehranstalt  den  Namen  eines  Gym- 
nasiums, einer  Realschule  oder  eines  Realgymnasiums  führen 
dürfe,  muss  ihre  Einrichtung  in  Bezug  auf  den  Lehrplan  und 
die  Lehrmittel  in  den  wesentlichsten  Puncten  den  Staats- 
lehranstalten entsprechen.  Sämmtliche  Lehrer  müssen  die  für 
öffentliche  Staatslehranstalten  geforderte  wissenschaftliche  Be- 
fähigung nachgewiesen  haben.  Veifinderungen  im  Lehrplane 
oder  Lehrpersonale  einer  solchen  Anstalt  müssen  jedesmal 
der  Landesstelle  angezeigt  werden.  Eine  Privatlehranstalt, 
die  in  den  Lehrgegenständen  einer  Mittelschule  Unterricht 
ertheilt,  aber  auf  den  Namen  Realschule  oder  Gymnasium  keinen 
Anspruch  macht,  ist  in  ihrer  Einrichtung  an  die  für  Staats- 
lehranstalten giltigen  Normen  nicht  gebunden.  Die  Eröffnung 
einer  solchen  Lehranstalt   muss  mindestens  3  Monate  zuvor 
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an  die  politische  Landesstelle  angezeigt,  der  Ort  der  An- 
stalt bezeichnet  und  ein  Programm,  das  den  Zweck  und  die 
Einrichtung  derselben  ausspricht,  vorgelegt  werden.  Die  Re- 
gierung übernimmt  keinerlei  Bürgschaft  für  die  wissenschaft- 
lichen und  pädagogischen  Leistungen  solcher  Privatlehran- 
stalten. — 

Die  Lehrer  an  den  Mittelschulen  sind  wirkliche  ordent- 
liche Lehrer,  wenn  sie  ein  obligates  Lehrfach  vertreten. 
Lehramtscandidaten,  welche  während  ihres  Probejahres  oder 
nach  demselben  als  Lehrer  verwendet  werden,  heissen  Hilfs- 
lehrer, die  Lehrer  technischer  Gegenstände,  wie  Zeichnen, 
Gesang,  Gymnastik  u.  s.  w.  und  der  neueren  Sprachen  sind 
Nebenlehrer.  An  jeder  Mittelschule  bestehen  ein  oder  meh- 
rere Religionslehrer  desjenigen  Glaubensbekenntnisses,  dem 
die  überwiegende  Mehrzahl  der  Schüler  angehört.  Die  Schüler 
der  anderen  Religionsbekenntnisse  werden  von  öfFentlich- 
autorisierten  Lehrern  unterrichtet,  die  jedoch  dem  Lehrkörper 
nicht  beigezählt  werden.  Den  Religionslehrern  ist  es  gestattet, 
wenn  sie  die  nöthige  Qualification  besitzen,  auch  in  andern 
Lehrgegenständen  zu  unterrichten. 

An  vollständigen  Gymnasien  sind  mit  Einschluss  des 
Directors  und  Katecheten  12,  an  Untergymnasien  6  Lehrer 
erforderlich.  Der  Director  an  den  Obergymnasien  ist  zu 
8 — 10  Stunden  wöchentlich,  an  Untergymnasien  zu  12 — 14 
Stunden,  jeder  andere  Lehrer  zu  18 — 20  Stunden  verpflichtet. 
An  Oberrealschulen  beträgt  die  Anzahl  der  systemisierten 
Lehrer  zwölf,  an  Unterrealschulen  sieben.  Den  Lehrern  an 
Mittelschulen  (Gymnasien,  Realschulen,  Realgymnasien)  wurde 
durch  allerh.  Entschl.  vom  6.  Februar  1866  der  Titel  Pro- 
fessor, den  sie  vor  1848  führten,  verliehen,  wenn  sie  an 
den  öffentlichen  Lehranstalten  nach  zurückgelegtem  Probe- 
triennium  auf  Grundlage  der  vollständig  abgelegten  Lehr- 
amtsprüfung die  definitive  Bestätigung  in  ihrem  Lehramte 
erhalten  haben. 

Die  unmittelbare  Leitung  der  Mittelschule  führt  der  Di- 
rector, dem  die  Lehrerconferenz  berathend  oder  beschliessend 
zur  Seite  steht.  Zwischen  den  Lehrern  einer  Anstalt  besteht 
kein  Unterschied  des   Titels  oder  des  Ranges,   sie   mögen 
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an  den  oberen  oder  unteren  Classen  beschäftigt  sein  und  die 
ehemalige  Unterscheidung  von  Grammatical-  und  Humanitäts- 
Lehrern,  Ober-  und  Unterlehrern  hat  aufgehört.  Auch  findet 
kein  Unterschied  zwischen  dem  Religionslehrer  und  den 
übrigen  Lehrern  in  Bezug  auf  Rang  und  Stellung  im  Lehr- 
körper statt.  Für  eine  jede  Classe  wird  vom  Director  ein 
Lehrer  zum  Classenlehrer  oder  Ordinarius  bestimmt,  in  der 
Regel  jener,  der  die  meisten  Unterrichtsstunden  hat.  Diesem 
fällt  die  Aufgabe  zu,  den  Einheitspunct  für  die  seiner  spe- 
ciellen  Leitung  anvertraute  Classe  in  wissenschaftlicher  und 
disciplinärer  Hinsicht  zu  bilden.  Er  soll  das  Organ  der  Ver- 
mittlung zwischen  seinen  Collegen  zum  übereinstimmenden 
Zusammenwirken  sein ;  seine  Aufgabe  ist  es,  so  oft  es  noth- 
wendig  ist,  Besprechungen  und  Vereinbarungen  über  das  Mass 
der  in  den  einzelnen  Lehrgegenständen  zu  ertheilenden  Ar- 
beiten zu  veranlassen  und  dadurch  einer  Ueberbürdung  der 
Schüler  mit  Aufgaben  vorzubeugen.  Der  Ordinarius  erhält 
von  seinen  Collegen  Mittheilungen  über  den  wissenschaft- 
lichen Fortgang  und  die  sittliche  Haltung  der  sämmtlichen 
Schüler  einer  Classe.  Den  Schülern  gegenüber  hat  der 
Classenlehrer  die  erziehende  Autorität  der  Schule  zu  ver- 
treten, seine  Pflicht  ist  es,  die  Entschuldigungen  der  Schüler 
über  vorgekommene  Versäumnisse  der  Lehrstunden  entgegen- 
zunehmen, den  Eltern  oder  deren  Stellvertretern  über  die 
Leistungen  der  Schüler  schriftlich  oder  mündlich  Auskunft 
zu  ertheilen. 

Der  Director  ist  der  nächste  Vorgesetzte  der  Anstalt. 
Er  führt  den  Vorsitz  in  den  Lehrerconferenzen ;  er  hat  das 
Recht  Gegenstände,  die  das  Wohl  der  Schule  oder  einzelner 
Schüler  betreffen,  in  Anregung  und  zur  Discussion  zu  brin- 
gen. Die  Conferenzen  der  Lehrer  sind  ordentliche  oder 
ausserordentliche.  Die  ordentlichen  werden  monatlich  abge- 
halten. Mitglieder  sind  alle  ordentlichen  und  supplierenden 
Lehrer;  letztere  haben  jedoch  nur  in  Angelegenheiten  ihrer 
Schüler  und  ihres  Lehrgegenstandes  eine  beschliessende 
Stimme;  dasselbe  gilt  von  den  Nebenlehrern,  welche  den 
Semestral-Schulconferenzen  beizuziehen  sind.  In  allen  übri- 
gen Angelegenheiten  haben  Hilfs-  und  Nebenlehrer  bloss  eine 
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berathende  Stimme.  Bei  den  Conferenzbeschlüssen  entscheidet 
die  Stimmenmehrheit;  bei  Gleichheit  der  Stimmenanzahl  hat 
die  Meinung,  der  sich  der  Director  angeschlossen  hat,  den 
Vorzug.  Die  Gegenstände  einer  jeden  ordentlichen  Conferenz 
sind :  Bekanntgebung  der  an  die  Direction  gelangten  Erlässe, 
Besprechungem  über  den  Zustand  der  Schule,  genaue  Angabe 
desselben  nach  einzelnen  Classen  im  Ganzen  und  im  Besonderen 
und  zwar  in  wissenschaftlicher  und  religiös  -  moralischer  Be- 
ziehung, ferner  Mittheilungen  über  die  Ergebnisse  der  vorge- 
nommenen Hospitierungen  von  Seite  des  I>irectors,  überhaupt 
Gegenstände,  welche  auf  das  Wohl  der  Schule  Bezug  haben» 
Ausserordentliche  Conferenzen  finden  statt,  so  oft  der  Direc- 
tor einen  dringenden  Anlass  dazu  findet  oder  über  Antrag 
zweier  ordentlicher  Lehrer.  Ferner  sind  Conferenzberathun- 
gen  einzuleiten  behufs  Vertheilung  der  Lehrfächer  unter  die 
Lehrkräfte  des  Gymnasiums  und  Verfassung  eines  neuen 
Lectionsplanes ,  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  behufs 
Fesstellung  der  allgemeinen  Zeugnisclassen  und  am  Ende  des 
zweiten  Semesters  bezüglich  der  Versetzung  der  Schüler  und 
zur  Vorberathung  des  Jahres-Hauptberichtes. 

Zur  Erlangung  eines  Lehramts  an  einer  Mittelschule 
sind  folgende  Eigenschaften  erforderlich :  Besitz  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft,  ein  Alter  unter  40  Jahren, 
die  für  jede  lehramtliche  Kategorie  nachgewiesene  Lehrbe- 
fähigung und  eine  untadelhafte  moralische  Haltung.  Von 
den  beiden  ersten  Erfordernissen  kann  an  den  Staatslehran- 
stalten nur  der  Kaiser  dispensieren.  Ordensgeistliche  haben 
bei  ihrer  Bewerbung  um  ein  Lehramt  die  Zustimmung  ihrer 
Ordensvorstände  beizubringen.  Die  erledigten  Posten  der 
ordentlichen  Lehrer  werden  in  der  Regel  im  Wege  der  Con- 
cursausschreibung  besetzt.  Nur  an  den  Ordensgymnasien 
wählt  der  Ordens  vorstand  nach  eigenem  Ermessen  den  be- 
treffenden Candidaten.  Die  Ernennung  der  ordentlichen  Leh- 
rer an  Staatslehranstalten,  so  wie  die  Bestätigung  derselben 
an  den  andern  Instituten  erfolgt  über  Vorschlag  der  poli- 
tischen Landesbehörde  durch  das  Ministerium.  Die  Ernen- 
nung der  Directoren  erfolgt  durch  den  Kaiser.  Die  Kate- 
cheten werden  vom  Bischöfe  unter  jenen  Candidaten,  welche 
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auf  Grundlage  einer  Concursprüfung  als  geeignet  erkannt 
worden  sind,  gewählt  und  im  Wege  der  politischen  Landes- 
behörde dem  Ministerium  unter  Mittheilung  der  Prüfungs- 
acten  bekannt  gemacht.  Im  Falle  letzteres  nicht  zustimmt, 
tritt  eine  neuerliche  Verhandlung  mit  dem  Bischof  ein.  Hilfs- 
und Nebenlehrer  werden  vom  Director  vorgeschlagen  und  von 
der  Landesbehörde  ernannt  oder  bestätigt.  Die  erste  Anstel- 
lung der  ordentlichen  Lehrer  ist  bloss  als  eine  provisorische 
auf  3  Jahre  anzusehen  und  erst  nach  Beendigung  dieses  Trien- 
niums  erfolgt  die  Definitiverklärung.  Die  drei  Jahre  des  Provi- 
soriums werden  jedoch  den  wirklichen  Dienstjahren  zugezählt. 
Der  Director  einer  Mittelschule  gehört  in  die  8. ,  die 
übrigen  Lehrer  in  die  9.  Diätenclasse.  Die  Bezüge  der  or- 
dentlichen Lehrer  an  den  achtclassigen  Staatsgymnasien  sind: 
an  den  Gymnasien  erster  Classe  und  zwar  Prag- Altstadt  und 
Prag-Kleinseite,  Brunn,  Olmütz,  Troppau,  Laibach,  Triest, 
Innsbruck,  Linz,  Salzburg,  Krakau,  Lemberg,  Czernowitz, 
Suczawa  und  Zara  945  oder  1050  fl.,  an  den  Gymnasien 
zweiter  Classe  Marburg,  Leitmeritz,  Iglau  und  Trient  840  oder 
945  fl.,  an  jenen  dritter  Classe  735  und  840  fl.  Am  theresia- 
nischen  und  akademischen  Gymnasium  in  Wien  beträgt  der 
Gehalt  1050  oder  1260  fl.,  und  einen  Quartiergeldbeitrag  von 
126  oder  157  fl.  50  kr.,  an  Untergymnasien  durchweg  735  fl. 
Die  Hälfte  der  ordentlichen  Lehrer  bezieht  den  höheren,  der 
Rest  den  niederem  Gehalt.  Die  Decennalzulagen  betragen 
je  105  fl.,  an  den  beiden  obgenannten  Gymnasien  in  Wien 
210  fl.  Seit  dem  Schuljahre  1864  erhielten  die  Lehrer  eine 
theilweise  Verbesserung  durch  den  Antheil  am  Schulgeld- 
drittel, Der  Katechet,  welcher  nebst  dem  Religionsunterricht 
noch  andere  obligate  Lehrfächer  versieht  oder  welcher  an 
einem  achtclassigen  Gymnasium  den  gesammten  Religions- 
unterricht ertheilt,  steht  einem  ordentlichen  Lehrer  gleich. 
Ausserdem  bezieht  er,  je  nach  der  Classe  der  Lehranstalt, 
840,  735,  630  und  525  fl. ,  jener  eines  Untergymnasiums 
nur  525  fl.  Auch  Katecheten  haben  Anspruch  auf  Decennal- 
zulagen, jedoch  auf  Schulgeld  -  Tantieme  nur  wenn  sie 
den  ordentlichen  Lehrern  gleichstehen.  Die  Directoren 
beziehen   an  vollständigen  Gymnasien  eine  Functionszulage 
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von  315,  an  Untergymnasien  von  210  fl.,  welche  gleichfalls 
dem  Gehalte  zuwachsen. 

Die  Bezüge  der  Lehrer  an  den  Realschulen  betragen 
in  Wien  1050  und  1260  fl.,  in  Prag  840  und  1050  fl.,  an 
den  übrigen  Lehranstalten  bis  zum  J.  1867  630  und  840  fl. 
Durch  allerh.  Entschliessung  vom  23.  Febr.  1866  wurde  den 
Lehrern  der  niedrigsten  Gehaltskategorie  der  Gehalt  um  lOO  fl., 
also  auf  735  fl.  erhöht.  Die  Decennalzulagen  betragen  210  fl. 
Zu  Wien  besteht  noch  ein  Quartiergeld  von  126  fl.  oder 
157  fl.  50  kr.,  in  Pancova  mit  140  fl.,  in  Rakovac  IIOV2  A- 
Die  Functionszulage  des  Directors  ist  auf  315  fl.  festgesetzt. 
Die  Dotation  der  Communalrealschulen  ist  nicht  überall  die 
gleiche,  wie  an  den  vom  Staate  erhaltenen  Lehranstalten,  au 
einigen  ist  der  Gehalt  der  Lehrer  mit  525,  ja  auch  mit  500  fl. 
fixiert.  Die  materielle  Stellung  des  Lehrpersonals  an  Realschulen 
ist  demnach  eine  vielfach  schlechtere  als  an  den  Gymnasien, 
von  denen  wenigstens  einige  durch  die  Schulgeldtantieme 
eine  nicht  unerhebliche  Verbesserung  ihrer  Bezüge  erhalten 
haben.  Durch  die  gewährte  Erhöhung  der  Gehalte  um  105  fl. 
ist  die  ökonomische  Lage  der  Lehrer  in  den  Provinzialhaupt- 
städten  keine  beträchtlich  bessere  geworden,  jene  in  Prag 
und  Wien  haben  dadurch  gar  nichts  gewonnen.  Durch  die 
Difi'erenz  der  Gymnasien  und  Realschulen  in  materieller  Be- 
ziehung ist  es  erklärlich,  dass  viele  der  besten  Lehrkräfte 
ihre  Verwendung  an  Realschulen  nur  als  eine  provisorische 
betrachten  und  eine  definitive  Anstellung  am  Gymnasium  zu 
erstreben  suchen. 

Die  Pensionsberechtigung  trat  bisher  mit  dem  vollendeten 
10.  Dienstjahre  ein  und  zwar  mit  dem  Anspruch  auf  ein  Drittel 
des  Gehaltes,  nach  zurückgelegten  25  Dienstjahren  auf  die 
Hälfte  (sammt  Decennalzulagen),  nach  30  Jahren  auf  den  ganzen 
Gehalt.  In  wie  weit  das  neueste  Pensionsnormale  hieran  Aende- 
rungen  bringt,  ist  noch  nicht  entschieden.  Wittwen  und  Waisen 
erhalten  ein  Drittel  des  jeweiligen  Gehaltes  des  Verstorbenen.  Als 
Maximum  ist  350  fl.  festgesetzt.  Bei  mehr  als  drei  unversorgten 
Kindern  bezieht  jeder  Knabe  unter  20,  jedes  Mädchen  unter 
1 8  Jahren  einen  Erziehungsbeitrag.  Die  Summe  dieser  Bezüge 
darf  den  halben  Gehalt  des  Verstorbenen  nicht  überschreiten. 


Für  nicht  obligate  Lehrfächer  bestehen  keine  systemi- 
sierten  Lehrerstellen.  Die  Lehrer  sind  entweder  auf  das  Ho- 
norar der  Schüler  angewiesen  oder  erhalten  eine  von  Fall 
zu  Fall  zu  bemessende  Remuneration;  lezteres  gilt  jedoch 
bloss  als  Ausnahme  und  ist  nur  „in  höchst  seltenen  Fällen 
zulässig'^ 

Die  Supplierung  eines  Lehramtes  findet  statt,  wenn  es 
erledigt  oder  wenn  ein  Lehrer  durch  ein  ganzes  Semester 
zu  lehren  verhindert  ist.  Bei  kurzen  Verhinderungen  haben 
Director  und  Lehrer  Aushilfe  zu  leisten;  eine  Substitutions- 
gebühr erfolgt  nur  dann,  wenn  die  Supplierung  über  drei 
Monate  ununterbrochen  gedauert  hat.  Supplenten  ,  welche 
weder  einen  Gehalt  noch  eine  Pension  aus  einem  öffent- 
lichen Fonde  beziehen,  erhalten  Q0%  von  dem  Gehalt  des 
supplierten  Lehramtes  und  der  untersten  Gehaltsstufe  nebst 
Vergütung  der  Reisekosten  zur  Uebernahme  der  Supplentur. 
Bei  anderweitig  bereits  Angestellten  beträgt  die  Gebühr 
lO^o  bei  jenen  ,  welche  während  der  Supplierung  eines 
Lehramtes  den  eigenen  Dienst  nicht  zu  besorgen  haben,  bei 
gleichzeitiger  Besorgung  dieses  Dienstes  30  —  50%.  Auf 
Quartiergeld  und  sonstige  Emolumente  hat  der  Supplent 
keinen  Anspruch.  Der  mit  der  provisorischen  Leitung  einer 
Lehranstalt  bestellte  Lehrer  erhält  die  volle  Functionszulage 
des  Directors  als  Remuneration. 

Das  Schulgeld  wurde  durch  Allerhöchste  Entschliessung 
vom28.Dec.  1851  in  den  Kronländern  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien, Ober- und  Nieder- Oesterreicb,  Salzburg,  Steiermark,  Krain, 
Kärnten,  Küstenland,  Galizien  und  Bukowina  mit  fl.  12.60 
für  die  Gymnasien  in  den  Landeshauptstädten,  mit  fl.  8.40  für 
die  übrigen  festgesetzt.  Durch  die  Allerhöchste  Entschliessung 
vom  21.  Februar  1863,  giltig  für  dieselben  Kronländer,  wurde 
bestimmt,  dass  das  Schulgeld  an  jenen  Gymnasien,  welche 
dasselbe  an  den  Studienfond  abführen,  um  50%',  das  heisst 
von  fl.  12.60  auf  fl.  18.90  und  von  fl.  8.40  auf  12.60  er- 
höht werde,  wovon  Vg  zur  Erhöhung  der  Einnahmen  für  die 
obern  Lehrstellen  an  den  Gymnasien  verwendet  werden  soll. 
Nach  dieser  Anordnung  haben  an  Obergymnasien  mit  Ein- 
schluss   des  Directors    sieben  Lehrer,  welche  vermöge  der 
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vorschriftsmäs8igen  Rangierung  als  die  obersten  anzusehen 
sind,  an  Untergymnasien  jedoch  mit  Einschluss  des  Directors 
die  vier  oberen  Lehrer  an  der  Schulgelderhöhung  zu  partici- 
pieren  u.  z.  an  Obergymnasien  der  erste  bis  einschiesslich 
sechste  Lehrer  mit  je  15^,  der  siebente  mit  10  %j  an  den 
Untergymnasien  sämmtliche  Lehrer  mit  je  25^^.  Doch  wird 
dieser  Masstab  der  Vertheilung  nicht  an  allen  Gymnasien 
eingehalten.  Im  akademischen  Gymnasium  in  Wien  z.  B. 
participieren  an  der  Tantieme  10  Lehrer;  6  mit  je  12, 
einer  mit  10,  3  mit  6^.  —  An  den  k.  k.  Realschulen  ist 
das  Schulgeld  verschieden  bemessen.  (Ministerialerlass  vom 
21.  August  1860.)  An  sämmtlichen  Unterreal-  so  wie  an  den 
Oberrealschulen  zu  Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg  beträgt 
dasselbe  fl.  10  jährlich,  an  den  Oberrealclassen  in  Wien, 
Prag,  Linz  und  Brunn  fl.  20,  in  Olmütz  und  Troppau  fl.  16. 
An  Lehranstalten,  welche  den  Ertrag  des  Schulgeldes  an  den 
Studienfond  nicht  abführen,  wurde  es  denjenigen,  welche 
das  Schulgeld  beziehen ,  überlassen ,  es  bis  zum  gleichen 
Masse  zu  erhöhen.  — 

Zur  Aufnahme  in  die  erste  Glasse  einer  Mittelschule 
ist  das  vollendete  neunte  Lebensjahr  und  ein  Schulzeugnis 
über  die  mit  genügendem  Erfolge  zurückgelegte  vierte  Haupt- 
schulclasse  erforderlich.  Aufnahmsprüfungen  werden  nach  Be- 
stimmung und  unter  Leitung  des  Directors  von  den  Lehrern  der 
Classe  abgehalten,  in  welche  die  Aufzunehmenden  voraussichtlich 
kommen  sollen.  Bei  der  Aufnahmsprüfung  für  die  erste  Glasse 
eines  Gymnasiums  wird  erfordert:  Aus  der  Religion  jenes  Mass 
von  Kenntnissen,  welches  in  der  Volksschule  erthellt  wird, 
die  Elemente  aus  der  Formenlehre  der  Muttersprache  (und 
zwar  fertig  analysieren,  orthographisch  richtig  schreiben,  gut 
interpungieren  und  lesen),  die  vier  Species  in  ganzen  und 
gebrochenen,  benannten  und  unbenannten  Zahlen  und  die 
einfachsten  Proportionsrechnungen,  ferner  eine  derartige  Vor- 
bildung in  der  theoretischen  und  praktischen  Kenntnis  der 
deutschen  Sprache ,  um  den  Unterricht  in  dieser  Sprache 
gemessen  zu  können.  Für  die  Aufnahme  in  eine  höhere 
Classe  hat  die  Aufnahmsprüfung  zu  documentieren,  dass  der 
Schüler  die  nöthige  Reife  besitze.  Die  Prüfung  kann  solchen 
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Schülern,  welche  von  einem  Öffentlichen  Gymnasium  an  ein 
anderes  übertreten,  erlassen  werden;  sie  muss  mit  jenen 
vorgenommen  werden,  welche  bisher  ein  öffentliches  Gymna- 
sium nicht  besucht  haben. 

Bis  zum  Jahre  1853  bestand  für  Gymnasien  die  Ver- 
ordnung, dass  in  keiner  Classe  mehr  als  höchstens  80  Schüler 
aufgenommen  werden  sollen,  1853  aber  wurde  die  Anzahl 
auf  50  festgesetzt.  Für  jene  Classen,  deren  Schüleranzahl 
das  Maximum  von  50  übersteigt,  ist,  wenn  die  Umstände  es 
erlauben,  eine  Parallelabtheilung  zu  errichten,  die  so  lange 
das  Bedürfnis  dauert  zu  bestehen  hat.  Diese  für  den  Erfolg 
des  Gymnasialunterrichtes  so  ungemein  wichtige  Bestimmung 
wurde  theil weise  durch  eine  spätere  Verordnung  vom  J.  1857 
paralysirt,  welche  dahin  lautet,  dass  wenn  an  einzelnen  Gym- 
nasien oder  Classen  die  festgesetzte  Schülerzahl  nur  von  we- 
nigen Schülern  überschritten  wird,  es  nicht  angezeigt  sei, 
deshalb  schon  Parallelclassen  zu  errichten;  auch  sei  dort 
die  Eröffnung  derartiger  Abtheilungen  nicht  vorzunehmen, 
wo  die  nöthigen  Localitäten  und  Lehrkräfte  nicht  vorhan- 
den sind.  In  derartigen  Fällen  muss  der  Ueberfüllung  durch 
eine  grössere  Strenge  bei  der  Aufnahme  entgegengewirkt 
werden.  Wenn  sich  die  Nothwendigkeit  zur  Errichtung  von 
Parallelclassen  bis  in  die  oberen  Classen  erstreckt,  so  ist  die 
Errichtung  eines  selbstständigen  Gymnasiums  vorzuziehen. 
Diese  gewiss  wichtige  Bestimmung  steht  blos  auf  dem  Papiere ; 
an  mehreren  Orten  gibt  es  Gymnasien  von  12 — 14  Classen 
ohne  dass  Anstalten  getroffen  werden,  diesem  Uebelstande 
abzuhelfen.  Für  Realschulen  ist  eine  ähnliche  Bestimmung 
eines  Maximums  von  bloss  50  Schüler  bisher  nicht  erflossen. 

Eine  fernere  Vorschrift  bestimmt  (Ministerialerlass  vom 
2.  September  1852  und  24.  Mai  1853),  dass  dort,  wo  bei 
den  Aufnahmsprüfungen  eine  grosse  Anzahl  der  für  die 
erste  Classe  aufzunehmenden  Schüler  unreif  befunden  und 
deshalb  zurückgewiesen  werden,  besondere  Vorbereitungs- 
classen  errichtet  werden  können ,  die  eine  solche  Ein- 
richtung erhalten  sollen,  dass  der  Unterricht  sich  auf  die 
Unterrichtssprache  des  Gymnasiums  imd  auf  das  Rechnen 
mit  8 — 10    Stunden  wöchentlich   zu   beschränken  hätte.    In 
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der  Religion,  Geographie  und  aucli  in  der  NaturgescKichte 
kann  ein  gemeinscliaftlieher  Unterricht  der  Schüler  der  er- 
sten Gymnasial  -  Classe  und  jener  der  Vorbereitungsciasse 
stattfinden.  Bei  der  verhältnismässig  geringen  Vorbildung, 
welche  im  Durchschnitte  die  Schüler  aus  der  Volksschule 
mitbringen,  hätte  sich  die  Errichtung  derartiger  Vorberei- 
tungsclassen  sehr  nützlich  erweisen  können.  So  viel  uns  be- 
kannt, ist  ein  solcher  Vorcurs  nur  im  Theresianum  in  Wien 
ins  Leben  gerufen  worden,  und  die  ersten  Classen  der  Mit- 
telschulen haben  beinahe  aller  Orten  mit  grossen,  fast  unüber- 
windlichen Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  In  der  mangelhaften 
Vorbildung  der  Schüler  ist  eine  der  Hauptursachen  zu  suchen, 
dass  das  dem  Untergymnasium  vorgeschriebene  Lehrziel  nur 
in  den  wenigsten  Lehranstalten  auch  wirklich  erreicht  wird. 

Ferner  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  eine 
Anzahl  Beschränkungen  aus  früheren  Jahren  beseitigt  wurden. 
So  verordnet  der  Min.  Erlass  vom  19.  Dec.  1848,  dass  Ju- 
denkinder zur  Aufnahme  in  Gymnasien  der  schriftlichen  Er- 
laubnis der  Landesstelle  nicht  bedürfen  und  dass  die  diesbe- 
zügliche Vorschrift  vom  7.  Jänner  1793  ausser  Wirksamkeit 
gesetzt  sei ;  ferner  nachdem  die  Vorschrift,  die  den  Inländern 
das  Studieren  im  Auslande  untersagt,  mit  dem  ausgesproche- 
nen Princip  der  Lernfreiheit  im  Widerspruche  steht,  so 
soll  dem  Wunsche  Einzelner ,  ausländische  Studien  -  An- 
stalten zu  besuchen,  nicht  entgegengetreten  werden;  indes 
haben  im  Ausland  erworbene  Studienzeugnisse  für  Inländer 
keine  praktische  Geltung.  — 

Die  Aufnahmstaxe  beträgt  2  fl.  10  kr.,  zu  deren  Ent- 
richtung auch  die  Privatisten  eines  Gymnasiums  bei  der  er- 
sten Einschreibung  verpflichtet  sind.  Diese  Aufnahmsgelder 
sind  ausschliesslich  zur  Anschaffung  von  Lehrmitteln  zu  ver- 
wenden und  können  nie  als  eine  Beisteuer  zur  Deckung  an- 
derweitiger Bedürfnisse  angesehen  werden.  Die  Verwendung 
dieser  Gelder  bestimmt  der  Director  im  Einvernehmen  mit 
dem  Lehrkörper.  Für  die  Bibliotheken  werden  ausserdem 
von  den  Schülern  Beiträge  gefordert,  die  zur  Erweiterung 
derselben  werwendet  werden,  — 
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Das  Schuljahr  beginnt  an  den  Mittelschulen  von  Nieder- 
und  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Tirol  mit  Ausnahme 
von  Botzen  und  Meran,  dann  in  Kärnten,  Krain,  Kroatien  und 
Slavonien,  mit  Ausnahme  von  Fiume,  ferner  in  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien,  der  serbischen  Woywodschaft  mit  dem  Temeser 
Banat,  Ungarn  und  Siebenbürgen  mit  dem  1.  October  und 
schliesst  mit  31.  Juli.  An  solchen  Lehranstalten  der  Woywod- 
schaft, des  Temeser  Banates,  Ungarns  und  Siebenbürgens, 
an  welchen  wegen  Geltung  des  doppelten  kirchlichen  Ka- 
lenders mehr  gebotene  Feiertage  sind ,  dauern  die  Haupt- 
ferien blos  6  Wochen,  es  beginnt  daher  das  Schuljahr  mit 
erstem  October  und  schliesst  mit  15.  August.  Im  Küsten- 
lande dann  in  Fiume  beginnt  das  Schuljahr  mit  1.  Novem- 
ber und  schliesst  mit  3 1 .  August,  im  Krakauer  Verwaltungs- 
gebiete, dann  in  Botzen  und  Meran  dauert  das  Schuljahr  vom 
ersten  September  bis  30.  Juni,  in  Lemberg  und  in  der  Bu- 
kowina vom  1.  September  bis  15.  Juni.  — 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  sind  sämmtliche 
Schüler  einer  Classification  zu  unterziehen.  Am  Schlüsse 
des  Schuljahres  muss  in  der  Conferenz  bestimmt  werden,  ob 
ein  Schüler  zum  Aufsteigen  in  die  höhere  Classe  reif  sei 
und  die  Gewährung  oder  Versagung  des  Fortrückens  ist  ab- 
hängig von  dem  Urtheile,  welches  die  sämmtlichen  Lehrer 
einer  Classe  über  die  Leistungen  der  Schüler  gewonnen 
haben.  Zur  Ergänzung  dieses  Urtheiles  kann  mit  jenen 
Schülern,  bei  denen  ein  sicheres  Urtheil  nicht  erzielt  wurde, 
eine  Versetzungsprüfung  im  Beisein  des  Directors  und  des 
Lehrers  des  betreffenden  Gegenstandes  in  der  nächst  höheren 
Classe  vorgenommen  werden.  Das  Aufsteigen  in  eine  höhere 
Classe  muss  jedem  Schüler,  welcher  auch  nur  in  Einem  Ge- 
genstande entschieden  unreif  ist,  versagt  werden,  nur  wenn 
zu  hoffen  steht,  der  Mangel  an  Kenntnissen  werde  durch  Pri- 
vatfleiss  in  kurzer  Zeit  sich  nachholen  lassen ,  kann  der 
Lehrkörper  eine  Wiederholungsprüfung  am  Schlüsse  der 
Ferien  gestatten.  Nachtragsprüfungen  werden  in  der  Regel 
erkrankten  Schülern  bewilligt. 

Die  Bezeichnungen  für  die  Leistungen  der  Schüler  in 
den  Mittelschulen  waren  in  den  verschiedenen  Lehranstalten 
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nicht  gleiclimässig.  Fast  in  jedem  Kronlande  war  die  No- 
tenscala  für  die  Classification  in  Fleiss,  Sitten  und  Fortgang 
eine  andere,  ja  oft  differierten  die  verschiedenen  Lehran- 
stalten eines  Kronlandes  von  einander.  Diesem  Uebelstande 
wm'de  durch  die  Ministerialverordnung  vom  2.  März  1866 
ein  Ende  gemacht,  wornach  behufs  einer  gleichartigeren  Form 
dieser  Documente  ,  um  dem  betheiligten  Publicum  sowie 
den  Behörden  feste  Anhaltspunkte  für  deren  Beurtheilung 
zu  bieten,  für  sämmtliche  Mittelschulen  in  den  deutsch- 
slavischen  Kronländern  eine  allgemein  giltige  Norm  zur 
Abfassung  von  Schulzeugnissen  vorgeschrieben  wird.  Die 
bisher  übliche  Classification  der  Aufmerksamkeit  soll  ent- 
fallen, jene  des  Fleisses  in  jedem  einzelnen  Gegenstande  be- 
seitigt werden.  Die  Notenscala  ist  folgende:  für  die  Sitten: 
musterhaft,  lobenswerth,  entsprechend,  minder  entsprechend, 
nicht  entsprechend ;  für  den  Fleiss  :  ausdauernd,  befriedigend, 
hinreichend,  ungleichmässig,  gering;  für  den  Fortgang:  aus- 
gezeichnet, vorzüglich,  lobenswerth,  befriedigend,  genügend, 
nicht  genügend,  ganz  ungenügend.  —  Auch  der  Misbrauch, 
dass  für  verschiedene  Partien  eines  Lehrgegenstandes  ein 
gesondertes  Urtheil  mit  einem  eigenen  hiefür  bestimmten 
Prädicate  abgegeben  wird,  wurde  durch  die  stricte  Vorschrift 
beseitigt,  dass  für  einen  Gegenstand  nur  eine  Gesammtnote 
gegeben  werden  solle ,  die  bei  Beurtheilung  der  Reife  oder 
Nichtreife  des  Schülers  zum  Uebertritte  in  die  höhere  Classe 
massgebend  zu  sein  hat.  — 

Was  die  Lehrbücher  anbelangt,  so  sollen  dem  Unter- 
richt an  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien  und  selbst- 
ständigen Realschulen)  solche  zu  Grunde  gelegt  werden,  welche 
den  durch  den  Lehrplan  vorgeschriebenen  Lehrstoff  in  der 
Vollständigkeit  enthalten,  dass  sie  den  Schülern  ohne  Hinzu- 
nahme von  Dictaten  zur  Grundlage  ihrer  häuslichen  Repe- 
tition  dienen  können.  Eine  Verordnung  des  Staatsministeriums 
vom  25.  Juni  1861  setzte  im  Einvernehmen  mit  dem  Un- 
terrichtsrathe  hierüber  Folgendes  fest :  Die  Schüler  sind  ver- 
pflichtet, die  an  einer  Mittelschule  für  eine  bestimmte  Classe 
gesetzlich  eingeführten  Bücher  zu  besitzen.  Die  Wahl  derselben 
(den  Religionsunterricht  ausgenommen,  wobei  die  Religions- 
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lehrer  den  Weisungen  Ihrer  zuständigen  klrcliliclien  Obern  Folge 
zu  leisten  und  der  Lelirerconferenz  Anzeige  zu  machen  haben) 
steht  einem  jeden  Lehrkörper  einer  Mittelschule  durch  Con- 
ferenzbeschluss  frei.  Ist  das  Lehrbuch  bereits  allgemein  zu- 
lässig erklärt,  so  ist  bloss  der  Beschluss  des  Lehrkörpers 
bei  Einreichung  des  Lehrplanes  für  das  folgende  Schuljahr 
der  Landesstelle  zur  Kenntnissnahme  anzuzeigen.  Soll 
jedoch  ein  Lehrbuch  eingeführt  werden,  welches  die  all- 
gemeine Zulässigkeit  noch  nicht  erhalten  hat,  so  hat  der 
Lehrkörper  ein  motiviertes  Gesuch  um  Zulassung  an  die 
höchste  Unterrichtsbehörde  zu  stellen.  Die  Zulässigkeit  er- 
folgt in  der  Regel  so,  dass  sie  für  den  fraglichen  Gegen- 
stand und  die  betreffende  Lehrstufe  allgemeine  Giltigkeit  hat 
und  wird  amtlich  bekannt  gegeben ;  nur  ausnahmsweise  kann 
aus  Berücksichtigung  besonderer  Verhältnisse  für  eine  ein- 
zelne Lehranstalt  die  Zulässigkeit  eines  Lehrbuches  gestattet 
werden.  Bei  einer  neuen  Auflage  eines  Buches  ist  die  Ap- 
probation seitens  der  Unterrichtsbehörde  neuerlich  einzuholen. 
Gesuche  um  Zulassung  von  noch  nicht  approbierten  Schul- 
büchern stehen  nur  den  Lehrkörpern  zu ;  bei  neuen  Auflagen 
ist  es  jedoch  auch  Verlegern  und  Verfassern  gestattet,  die 
Bestätigung  der  Approbation  nachzusuchen  *). 

Die  Lehrbücher  für  den  Religionsunterricht  können  erst 
dann  in  Verwendung  kommen,  wenn  hiezu  die  Beistimmung  von 
der  höchsten  Unterrichtsbehörde  ertheilt  wird.  Von  derLehrer- 
conferenz  wird  die  vom  Religionslehrer  gemachte  Anzeige  unter 
Mittheilung  des  zur  Einführung  vorgeschlagenen  Buches  im 
Wege  der  Landesstelle    an    die    oberste  Unterrichtsbehörde, 


*)  Innerhalb  eines  Schul curses  kann  eine  Aenderung  in  dem  Ge- 
brauche eines  Schulbuches  nicht  eintreten.  Ebenso  ist  jedes  Schulbuch, 
welches  bestimmt  ist,  dem  Unterrichte  durch  mehrere  auf  einander  folgende 
Curse  zur  Grundlage  zu  dienen  (z.  B.  Grammatiken,  mathematische  Lehr- 
bücher) ,  im  Gebrauche  derjenigen  Schüler  zu  belassen ,  mit  denen  der 
Unterricht  nach  Anleitung  des  betreffenden  Schulbuches  begonnen  hat,  und 
eine  Aenderung  darin  darf  für  die  regelmässig  in  die  höheren  Classen  auf- 
steigenden Schüler  nicht  stattfinden.  Eine  Ausnahme  von  diesen  beiden 
Verboten  der  Aenderung  tritt  dann  ein,  wenn  durch  Verordnung  der 
höchsten  Unterrichtsbehörde  die  sofortige  Beseitigung  eines  Lehrbuches 
verfügt  wird. 
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welche  über  die  Zweckmässigkeit  des  Buches  hinsichtlich 
der  Form  und  Methode  zu  erkennen  hat,  geleitet.  Woferne 
gegen  die  Zulassung  des  Buches  ein  Bedenken  obwalten 
sollte,  so  wird  hierüber  mit  dem  Bischöfe  oder  der  betreffen- 
den Kirchenbehörde  das  Einvernehmen  gepflogen,  immer 
jedoch  kann  nur  ein  von  dem  Bischöfe  oder  der  Kirchenbe- 
hörde approbiertes  Buch  zum  Gebrauche  beim  Religionsun- 
terrichte zugelassen  werden. 

Was  speciel  den  Unterricht  in  den  classischen  Spra- 
chen betrifft,  so  wird  die  bisherige  Verpflichtung  der  Gym- 
nasien, bei  der  classischen  Leetüre  die  approbierten  Aus- 
wahlen zu  gebrauchen,  aufgehoben,  und  den  Lehrkörpern 
frei  gestellt,  entweder  die  vollständigen  Texte  in  Gebrauch 
zu  nehmen,  oder  bei  den  bisher  ausschliesslich  approbierten 
Auswahlen  zu  verharren,  nur  die  Verpflichtung,  in  Betreff 
der  Leetüre  von  Ovidius  sich  einer  blossen  Auswahl  zu  be- 
dienen, wurde  aufrecht  erhalten.  Weder  die  blossen  Texte, 
noch  die  commentierten  Ausgaben,  noch  die  Lexika  be- 
dürfen einer  besonderen  Zulässigkeitserklärung.  Es  steht 
den  Lehrkörpern  nicht  zu,  für  die  Leetüre  der  Classiker 
von  den  Schülern  mehr  als  die  Anschaffung  blosser  Text- 
ausgaben zu  fordern,  auch  nicht  den  Gebrauch  von  Schulcom- 
mentaren,  auf  deren  passende  Wahl  sie  einzuwirken  haben, 
auszuschliessen.  Chrestomathien  und  Uebungsbücher  bedür- 
fen ebenso  wie  Grammatiken  der  ausdrücklichen  Approba- 
tion. —  Auf  dem  Gebiete  des  mathematischen  Unterrichtes 
bedürfen  Logarithmentafeln  keiner  ausdrücklichen  Approba- 
tion, doch  steht  es  keinem  Lehrkörper  zu,  grössere  als  fünf- 
stellige zu  fordern.  In  den  untern  Classen  der  Mittelschulen 
kann  für  den  Rechenunterricht  statt  eines  Lehrbuches  ein 
blosses  Uebungsbuch  eingeführt  werden.  Uebungsbücher 
ebenso  wie  Lehrbücher  bedürfen  einer  ausdrücklichen  Ap- 
probation. Für  den  historisch-geographischen  Unterricht  be- 
dürfen die  historischen  und  geographischen  Lehrbücher,  fer- 
ner die  geographischen  Atlanten,  deren  Anschaffung  von  den 
Schülern  beansprucht  werden  kann,  und  historische  Tabel- 
len, falls  deren  Anschaffung  den  Schülern  sollte  empfohlen 
werden,  der  ausdrücklichen    Approbation.     Die  Approbation 
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der  Lehrbücher  und  Lehrmittel  für  nicht  obligate  Lehrge- 
genstände  geschieht  durch  den  Schulrath  des  Kronlandes: 
Es  steht  den  Lehrkörpern  nicht  zu,  von  den  Schülern  die 
Anschaffung  anderer  Lehrbücher  oder  Lehrmittel,  als  der 
zu  dem  Unterrichte  unmittelbar  erforderlichen,  direct  oder 
indirect  zu  beanspruchen.  Wohl  aber  haben  dieselben,  wenn 
Schüler  selbst  Bücher  zu  weiterem  Studium  über  den  un- 
mittelbaren Bedarf  hinaus  (sogenannte  Hilfsbücher)  sich  an- 
zuschaffen wünschen,  auf  deren  passende  Wahl  durch  ihren 
Rath  einzuwirken.  Von  denjenigen  Lehrmitteln,  welche  nicht 
in  den  Händen  der  Schüler  sich  befinden,  sondern  welche 
die  Schulanstalt  selbst  zu  den  Zwecken  des  Unterrichtes  an- 
schafft, bedürfen  Wandkarten  (geographische,  historische, 
statistische  u.  a.),  naturhistorische  Bilder  und  Zeichnungs- 
vorlagen (insoweit  der  Zeichnungsunterricht  obligat  ist),  der 
Approbation  der  höchsten  Unterrichtsbehörde,  welche  auf 
dieselbe  Weise  wie  bei  Schulbüchern  nachzusuchen  ist.  Die 
höchste  Unterrichtsbehörde  behält  sich  jederzeit  vor,  un- 
zweckmässiges und  nachtheiliges  auf  dem  Gebiete  der  Schul- 
literatur ausser  Gebrauch  zu  setzen.  — 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Unterrichts- 
sprache an  den  Mittelschulen  und  die  folgenschwere  Be- 
deutung der  seit  1860  eingetretenen  Wendung,  welche  mit 
den  inneren  politischen  Fragen  im  innigsten  Zusammenhange 
steht,  ist  in  den  früheren  Abschnitten  ausführlich  dargelegt 
worden.  Es  ist  nun  nicht  ohne  Interesse  die  statistischen 
Daten  ins  Auge  zu  fassen.  An  den  Gymnasien  Oesterreichs 
ob  und  unter  der  Enns,  in  Salzburg,  in  Nordtirol  und  Vorarl- 
berg, in  Steiermark,  Kärnten  ist  die  Unterrichtssprache  die 
deutsche,  nur  an  einigen  Lehranstalten  der  letztern  Länder 
wird  der  Unterricht  in  der  zweiten  Landessprache  für  diejeni- 
gen Schüler,  deren  Muttersprache  sie  ist,  in  derselben  ertheilt, 
auch  wird  dieselbe  zu  Erläuterungen  in  Anwendung  gebracht, 
so  z.  B.  in  Marburg.  Unter  den  böhmischen  Lehranstalten 
war  1866  die  Unterrichtssprache  deutsch  in  Eger,  Leitmeritz, 
Böhmisch-Leipa,  Brüx,  Komotau,  Schlackenwerth,  Duppau  und 
am  Realgymnasium  in  Prachatitz.  In  Braunau  wird  die  czechi- 
sche  Sprache  von  der  3.  Classe,    in  Prag  (Kleinseite)   wird 
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dieselbe  in  allen  Classen  für  Cechen  cechisch,  für  Deutsche 
deutsch  gelehrt,  in  Saaz  von  der  6.  Classe  an,  in  Leitomischl 
in  sämmtlichen  Classen  cechisch  ertheilt,  in  allen  übrigen 
Lehrgegenständen  ist  die  deutsche  Sprache  in  Anwendung. 
In  Mähren  wird  deutsch  ausschliesslich  gebraucht:  in  Iglau 
Znaim,  Nikolsburg,  Mährisch-Trübau ,  Ungarisch-Hradisch ; 
von  den  3  Gymnasien  Schlesiens  gebraucht  nur  das  katho- 
lische Gymnasien  in  Teschen  bei  dem  Unterricht  der  cechi- 
schen  und  polnischen  Sprache  diese  Sprachen  in  der  3.  und 
4.  Classe.  An  diese  Gymnasien  schliessen  sich  jene  an,  welche 
auch  noch  den  Religionsunterricht  für  die  nichtdeutschen  Schüler 
in  der  zweiten  oder  dritten  Landessprache  ertheilen,  und  zwar 
entweder  bloss  in  den  untern  oder  auch  in  den  obem  Classen  wie 
z.B.  in  Laibach,  Krainburg,  Neustadtl,  Pilsen,  Strassnitz,  Czerno- 
witz,  Szuczava.  Mehrere  Gymnasien,  welche  noch  1863  eben- 
falls bloss  Religion  in  einer  andern  Sprache  als  der  deutschen 
lehrten,  haben  s  eitdem  in  utraquistischer  Hinsicht  Fortschritte 
gemacht.  Italienisch  ist  die  Unterrichtssprache  am  städtischen 
Gymnasium  in  Triest,  in  Zara,  Spalato,  Ragusa,  Trient  und 
Roveredo,  serbisch-croatisch  in  Sign,  cechisch  in  Chrudim. 
Die  übrigen  Gymnasien  in  Böhmen  und  Mähren  bieten  eine 
seltsame  in  ihrer  Art  einzige  bunte  Mannigfaltigkeit  dar. 
Die  Angaben  hierüber  „überwiegend  cechisch" ,  „cechisch 
und  deutsch",  »^überwiegend  deutsch",  lassen  schwer  erkennen, 
in  welchen  Lehrfächern  der  Unterricht  in  der  einen,  in  welchen 
in  der  andern  Sprache  ertheiltwird ;  an  einzelnen  Lehranstalten 
wird  hier  Geschichte  und  Geographie  in  den  untern  oder 
obern  Classen,  dort  Arithmetik,  Physik,  oder  Griechisch  und 
Latein  in  einer  andern  Sprache  als  der  deutschen  gelehrt  *). 


*)  Welch  eine  Verwin*ung  und  Anomalie  sich  factisch  besonders 
an  Gymnasien  eingeschlichen  hat,  geht  ans  einigen  aus  führlichen  Erläu- 
terungen der  Directoren  hervor.  So  heisst  es  1864  von  dem  Prag-Neu- 
städter Gymnasium :  die  beiden  Landessprachen  werden  durch  sich  selbst, 
die  Religionslehre  in  der  Muttersprache  gelehrt.  Bei  der  Geschichte,  Pro- 
pädeutik, den  classischen  Sprachen  und  den  Naturwiss  enschaften  ist  die 
Unterrichtssprache  deutsch,  jedoch  wird  durch  die  böhmische  Terminologie, 
so  wie  durch  Nachhilfe  in  der  Auffassung  mittelst  der  Muttersprache  der 
zweiten  Landessprache  Rechnung  getragen.  Mathematik  wird  in  der  3« 
Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  39 
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An  den  galizlschen  Gymnasien  wird  der  Unterricht  aus- 
schliesslich in  deutscher  Sprache  ertheilt  in  Stanislawow,  an 
einigen  Lehranstalten  kömmt  nur  bei  dem  Religionsunter- 
richt die  polnische  oder  ruthenische  Sprache  in  Anwendung, 
so  an  zwei  Gymnasien  Lembergs,  zu  Przemysl,  Buczacz,  Dro- 
hobycz,  Kolomyja,  Tarnopol.  An  den  andern  Gymnasien 
herrschen  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  Böhmen. 

An  den  meisten  ungarischen  Gymnasien  ist  die  magya- 
rische Sprache  Unterrichtssprache,  in  sehr  wenigen  kom- 
men die  slavischen  Sprachen  in  Anwendung,  in  anderen 
sind  die  Angaben  bezüglich  der  Unterrichtssprache  ähn- 
licher Natnr,  wie  jene  aus  Böhmen  und  Galizien,  „ma- 
gyarisch und  deutsch'^,  „einiges  deutsch",  „magyarisch 
mit  Aushilfe  des  Slavischen",  „magyarisch  und  slavisch", 
„slavisch,  magyarisch  und  deutsch",  „magyarisch  und  roma- 
nisch", „magyarisch  und  serbisch"  u.  s.  w.  In  den  croatisch- 
slavonischen  Schulen  ist  in  Agram,  Warasdin,  Poseg,  Carl- 
stadt die  Unterrichtssprache  die  croatische,  in  Esseg  wird 
nur  die  deutsche  Sprache  von  der  3.  an  deutsch  gelehrt,  in 
Fiume  ist  in  den  beiden  ersten  Classen  die  Lehrsprache 
croatisch  und  italienisch,  von  der  3.  an  ausschliesslich 
croatisch.  In  Zengg  und  Vinkovce  ist  die  Unterrichtssprache 
deutsch,  an  der  ersten  Lehranstalt  werden  Religion,  Geogra- 
phie und  Geschichte  croatisch,  an  der  zweiten  Religion  croatisch, 
Geographie  und  Geschichte    deutsch  und   croatisch   gelehrt. 


und  4.  Classe  böhmisch  mit  deutscher  Terminologie  und  Wiederhohmg  der 
Lehrsätae,  von  der  5.  Chisse  aufwärts  deutsch  gelehrt.  Obligat  ist  der  Unter- 
richt im  Böhmischen  für  alle  iminlande  gebornen  ohne  Rücksicht  der  Nationa- 
litäten, zeitweilig  dispensiert  sind  die  aus  einem  nicht  öecho-slavischen  Kron- 
lande angekommenen  und  erst  neu  eingetretenen  Schüler,  mit  der  Verpflich- 
tung, sich  durch  Privatunterricht  die  Kenntnisse  der  böhmischen  Sprache 
alsbald  anzueignen.  Prag  Altstadt :  Religion  in  allen  Classen  böhmisch ; 
Latein  und  Griechisch  im  Untergym.  vorwiegend  böhmisch,  im  Obergym. 
theils  böhmisch,  theils  deutsch;  Geschichte  und  Geographie  im  Untergym. 
böhmisch,  Wiederholung  bisweilen  deutsch,  im  Obergym.  deutsch,  Wie- 
derholung böhmisch;  Mathematik  im  Untergym.  cechisch ,  im  Obergym. 
deutsch,  Naturwissenschaften  böhmisch,  Wiederholung  bisweilen  deutsch. 
In  Jicin  wird  aus  den  classischen  Sprachen  zur  Hälfte  ins  Böhmische,  zur 
Hälfte  ins  Deutsche  Übertragenil 
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An  dem  dritten  Gymnasium  der  Militärgrenze  ist  die  Unter- 
richtssprache deutsch  und  serbisch. 

Von  den  selbständigen  Realschulen  liegen  aus  dem 
Jahre  1865  von  65  Lehranstalten  Ausweise  vor.  Hier  hat 
sich  doch  zumeist  selbst  in  den  letzten  Jahren  die  deutsche 
Sprache  als  Unterrichtssprache  erhalten;  der  Religionsunter- 
richt wurde  an  den  Realschulen  zu  Görz,  Lemberg^  Tarno- 
pol^  Sniatyn,  Rakovac,  Belovar  und  Petrinia  in  einer  anderen 
Sprache  als  der  deutschen  ertheilt;  die  italienische  Sprache 
wird  angewendet  in  Roveredo,  Triest,  Zara,  Spalato;  die 
cechische  Sprache  an  der  cechischen  Realschule  in  Prag,  nur 
werden  von  der  dritten  Classe  an  2 — 3  Gegenstände  deutsch 
gelehrt  ;  deutsch  und  cechisch  ist  Unterrichtssprache  in 
Rakonitz,  Pisek,  Kuttenberg,  Pilsen,  Pardubitz;  die  polnische 
Sprache  hat  in  Krakau  ausschliesslich  Besitz  ergriffen;  in 
UngaiTi  ist  an  einigen  Lehranstalten  das  Magyarische  ent- 
weder ausschliesslich  oder  nebst  dem  Deutschen  und  Ser- 
bischen Unterrichtssprache  ,  nur  in  Oedenburg  wird  in 
deutscher  Sprache  gelehrt.  — 

Das  Lehrpersonal  der  Gymnasien  in  den  deutsch-slavi- 
scben  Ländern  bestand  1865  aus  55  geistlichen  und  37  welt- 
lichen Directoren,  aus  424  geistlichen  und  382  weltlichen 
ordentlichen  Lehrern,  aus  104  geistlichen  und  221  weltlichen 
Supplenten,  aus  28  geistlichen  und  231  weltlichen  Nebenlehrern. 
Diese  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Provinzen  in  folgen- 
der Weise : 

Länder  Directoren   ord.  Lehrer       Suppl.     Nebenlehr, 

g.       w.        g.       w»        g.      w.       g.        w. 

Oesterreich  unt.  d.  Enns  7  2  70  21  16  5  6  44 

„           ob  d.  Enns  2  1  31  7  4  2  2  12 

Salzburg —  1  3  8  2  2  —  5 

Steiermark 1  2  14  22  1  8  —  14 

Kärnthen 1  1  18  —  2  2  1  6 

Krain 1  2  10  17  6  4  1  6 

Triest,  Görz,    Gradiska 

und  Istrien 1  4  12  26  14  10  2  10 

Tirol  und  Vorarlberg..  8  —  66  19  18  2  3  27 

Böhmen 19  6  94  87  19  59  3  58 
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Länder  t)irectoren   ord.Letrer       Suppl,    Nebenletf. 

g.       w.       g.       w.        g.       w.        g.       w. 

Mähren 5      4    38    39      5     28       1     27 

Schlesien 1       2      8     31     —       6       3     11 

Galizien 7      8    32     77      9     79       3     28 

Bukowina —       2      6     15     —     11       4       8 

Dalmatien 2       2     22     13       8       2       1     — 

Was  nun  das  procentuelle  Verhältnis  der  geistlichen 
zu  den  weltlichen  Lehrkräften  anbelangt,  so  machen  die  geist- 
lichen Leiter  60%,  die  weltlichen  40^0  aus,  von  den  ordentlichen 
Lehrern  sind  52^  weltlichen,  48  ^  geistlichen  Standes,  von  den 
Supplenten  sind  32^  Weltliche,  68^  Geistliche. 

Das  Verhältnis  der  Supplenten  zu  den  ordentlichen 
Lehrern  hat  sich  zwar  gebessert,  aber  noch  immer  ist  die 
Anzahl  der  ersteren  eine  beträchtliche.  Seit  1856  sind  von 
100  Lehrern  im  Durchschnitt  26^  Supplenten.  Die  ein- 
zelnen Länder  zeigen  in  dieser  Beziehung  ein  höchst  un- 
gleichförmiges Verhältnis  auf;  Supplenten  fehlen  in  keinem 
ganz,  während  sie  indes  in  Oesterreich  unter  der  Enns,  ob 
der  Enns,  Kärnthen,  Schlesien,  Siebenbürgen  nur  13—17^ 
betragen,  machen  sie  in  Tirol,  dem  Küstenlande,  Steiermark 
18 — 19^,  in  Salzburg  und  Krain  25^,  in  Böhmen  und 
Mähren  27^,  in  der  Bukowina  32%,  in  der  Militärgrenze 
31^,  in  Galizien  41  ^^  aus. 

Was  die  ungarischen  Kronländer  anbelangt,  so  ergeben 
die  neuesten  Ausweise: 

Directoren     ord.  Lehrer  Hilfslehrer  Nebenlehr, 
g.       w.         g.         w.        g.       w,         g.       w. 

Ungarn  (kath.  Gym.)  57   4  303   59  86  55  14  72 

„  (evang.  Gym.)  13  29   51  166   4  19   7  43 

Croatien  u.  Slavonien       2       3       10       25       221       111 

Siebenbürgen 14       8       62       99     13     11     11     32 

Militärgrenze 1       2       11       II     —     11     —       7 

Die  katholischen  Gymnasien  Ungarns  stehen  fast  durch- 
gängig unter  geistlicher  Leitung,  indem  bloss  6%  welt- 
liche Directoren  haben.  Die  Anzahl  der  ordentlichen  Lehrer 
geistlichen  Standes  beträgt  83%',  die  der  weltlichen  17^, 
und  nur  bei  den  Supplenten  ist  das  Verhältnis  der  weltlichen 
41^  zu  den  geistlichen  39^  fast  ein  gleichmässiges.    Die 
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Supplenten  machen  unter  den  katholischen  Lehrern  2b  %  aus, 
doch  muss  hier  in  Anschlag  gebracht  werden,  dass  ein 
grosser  Theil  der  wirklichen  Lehrer  ohne  genügenden  Nach- 
weis einer  Lehramtsbefähigung  angestellt  wurde.  Unter  dem 
Ministerium  Thun  wurde  die  Verordnung  erlassen,  dass  jedes 
Gymnasium  bis  zum  Jahre  1860  mindestens  vier  geprüfte 
Lehrer  besitzen  müsse  und  wenn  auch  die  meisten  Lehran- 
stalten dieser  ministeriellen  Vorschrift  nachgekommen  sein 
dürften,  so  scheint  es  doch,  dass  kaum  ein  Drittel  der  jetzt 
bestellten  wirklichen  Lehrer  eine  gesetzliche  Qualification 
nachzuweisen  in  der  Lage  ist*).  An  den  evangelischen  Gym- 
nasien überwiegt  das  weltliche  Element,  bloss  31^  der  Di- 
rectoren  und  23%  der  ordentlichen  Lehrer  sind  geistlichen 
Standes.  Die  Supplenten  machen  S%  aus;  doch  dürfte  an 
diesen  Lehranstalten  noch  eine  grössere  Zahl  ungeprüfter 
Lehrer  angestellt  worden  sein  als  an  den  katholischen  Gym- 
nasien. Auch  die  siebenbürgischen  Gymnasien  stehen  zu- 
meist unter  geistlicher  Direction,  die  Anzahl  der  Supplenten 
beträgt  \2%\  in  Croatien  33%.  — 

Das    Lehrpersonal    an  den    Realschulen  bestand  1865 

aus: 

Directoren  ord.  Lehrer  Hilfslehr.  Nebenlehr. 

g.  w,  g.  w.      g.  w.        g.  w. 

Oesterreich  unt.  d.  Enns  1  8  11  67       5  26    —  35 

„           ob  d.  Enns  —22  14—  5—  7 

Salzburg —  1  1  6     —  1     —  3 

Steiermark —  2  2  16       1  5     —  6 

Kärnthen —  l  1  9—  3—  7 

Krain —  1  2  6    —  3    —  4 

Küstenland —  2  3  8       1  7—  2 

Tirol  und  Vorarlberg..  2  1  4  12     —  5     —  4 

Böhmen 2  9  18  58     —  59      4  19 

Mähren -  5  6  25       1  21       1  12 


*)  Dass  nicht  sämmtliche  ungarische  Gymnasien  den  gesetzlichen 
Anforderungen  vor  dem  Jahre  1860  entsprochen  haben,  geht  daraus  hervor, 
dass  bloss  13  Staatsgymnasien,  8  communale,  erzbischöfliche  und  Stiftungs- 
Gymnasien,  36  Ordensgymnasien,  5  Gymnasien  augsburger  und  6  Gym- 
nasien helvetischer  Confession  Oeffentlichkeitsrecht  besassen. 


«14 

Directoren     ord.  Lehrer  Hilfslehr.  Nebenlehr, 
g'         w.       g.       w.        g.       w.       g.       w. 

Schlesien —       1       1     U     _       6     —     18 

Galizien —       5       7    22     -  -     17     —       8 

Bukowina —       1     —       8       2       1     —       1 

Dalmatien 11       2     26       1       8     —     — 

Ungarn*) 11       8     19     72     —     27     —     23 

Croatien 1—       2       9—       1-        2 

Siebenbürgen —       3       1      19     —       6       1      12 

Militärgrenze —       2       4     12     —       4     —       3 

Die  Betheiligung  der  Lehrer  geistlichen  Standes  ist  bei 
den  Realschulen  eine  verhältnissmässig  viel  geringere  als  bei  den 
Gymnasien,  sie  beträgt  6%  Directoren  und  18^  ordentliche 
Lehrer  geistlichen  Standes,  wobei  in  Anschlag  gebracht  wer- 
den muss,  dass  an  jeder  Realschule  mindestens  ein  Katechet 
nothwendig  ist.  Nur  in  Ungarn  steht  ein  Drittel  der  Lehr- 
anstalten unter  geistlicher  Leitung.  Von  den  geistlichen 
Lehrern  entfällt  der  grösste  Theil  auf  den  Weltpriesterstand. 
Das  Verhältnis  der  Supplenten  zu  den  wirklichen  Lehrern 
stellt  sich  in  dem  Jahre  1865  ungünstiger  als  an  den  Gymna- 
sien. In  den  deutsch -slavischen  Ländern  betrug  die  Zahl  der- 
selben 32%',  in  Ungarn  20^,  doch  sind  hier  die  Anforde- 
rungen an  die  Lehramtscandidaten  bei  der  Prüfung  geringer, 
wenn  auch  das  Prüfungsgesetz  vom  J.  1853  noch  in  Kraft 
besteht,  auch  wurden  im  Laufe  der  letzten  Jahre  hinsichtlich 
der  Zulassung  zu  den  Prüfungen  einzelne  Ausnahmen  ge- 
stattet. — 

Die  materielle  Stellung  der  Gymnasiallehrer  ist  nur  an 
einigen  Orten  in  den  letzten  Jahren  durch  die  Zuweisung  der 
Schulgeldtantieme  eine  bessere  geworden^,  nämlich  dort,  wo  auf 
den  Kopf  3 — 500  fl.  entfallen.  Dies  ist  aber  factisch  nur  in 
Wien  und  einigen  Landeshauptstädten  der  Fall.  An  den  meisten 


*)  Die  ungarischen  Realschulen  sind  vollständig  eine  Schöpfung 
des  Ministeriums  Thun.  Es  wurden  während  der  oOger  Jahre  zwei  voll- 
ständige Staatsrealschulen  in  Kaschau  und  Ofen,  3  Staalsunterrealschulen 
in  Kremnitz,  Kecskemet  und  Agram,  4  Communalrealschulen  und  6  von 
evangelischen  Gemeinden  begründete  Lehranstalten  ins  Leben  gerufen; 
seit  dem  Jahr  1860  scheinen  mehrere  hieven  eingegangen  zu  sein. 
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Gymnasien  übersteigt  die  auf  den  einzelnen  entfallende 
Quote  nicht  100  fl.,  an  vielen  sinkt  sie  bis  auf  50  fl.  herab. 
Auch  der  imPrincip  wohlgemeinte  Vertheilungsmodus  hat  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  bei  der  grossen  Anzahl  der  jüngeren 
Lehrkräfte  diese  nur  geringe  Aussicht  haben  bald  an  der 
Tantieme  zu  participiren,  manche  Inconvenienzen  zur  Folge 
gehabt  und  theilweisen  Widerspruch  hervorgerufen.  Aber  bei 
der  Finanzlage  des  Staates  war  der  eingeschlagene  Weg 
der  einzig  mögliche,  um  eine  erhebliche  Besserung  der  ma- 
teriellen Lage  herbeizuführen,  und  die  Abstellung  einzelner 
Unzukömmlichkeiten  dürfte  mit  der  Zeit  keinerlei  Schwie- 
rigkeiten unterliegen.  Ungünstiger  ist  die  materielle  Lage 
der  Realschullehrer  trotz  der  Aufbesserung  des  Gehaltes  um 
100  fl.  für  die  niedrigste  Gehaltsstufe,  besonders  in  den  Haupt- 
städten, wo  wie  wir  schon  erwähnt  die  Tantieme  für  die  Gym- 
nasiallehrer eine  nicht  unerhebliche  Zubusse  ausmacht,  und 
auch  die  aus  den  Privatisten-  und  Maturitätsprüfungen  ent- 
fallenden Taxen  nicht  unbeträchtlich  sind.  — 

In  der  österreichischen  Monarchie  bestanden   im  Jahre 
1865  237  Gymnasien  und  71  Realschulen. 

Länder  Gym.*)  Reals.  1  Gym.  1  Keals.     1  Gym.    1  Reals. 

auf  geo.  Q.  M.      a.  männl.  Bewoh. 

Oesterreich  u.  d.  Enns  12  9  30.01     40.01  72225     96299 

Oesterreich  0.  d.  Enns  3  2  72.63  108.95  118597  177895 

Salzburg 1  1  130.15  130.15  75182     75182 

Steiermark 3  2  135.95  203.92  177067  265601 

Kärnthen   2  1  94.21  188.42  82095   164189 

Krain   3  1  60.47  181.42  75725  227181 

Triest,  Görz,  Gradiska 

und  Istrien 5  2  29.42    72.55  55839  139324 

Tirol  und   Vorarlberg  8  3  66.58  177.56  53839  143572 

Böhmen  27  11  34.95     85.80  90596  222312 

Mähren 10  5  40.37    80.75  94875  189749 

Schlesien 3  1  31.17    93.50  77318  231956 

Galizien  17  5  83.87  285.15  146780  499086 

Bukowina 2  1  94.92  189.83  128175  256350 

*)  Die  in  jüngster  Zeit  gegründeten  Realgymnasien  sind  hier  mit- 
gerechnet. 


Länder  Gym.  Reals.  1  Gym.  l  Reals.      1  Gym.     1  Reals. 

auf  geo.  Q.  M.     a.  männl.  Bewoh. 

Dalmatien 4     2      58.09  1 16.18    54714  109427 

Ungarn*) 106  17       36.75  229.19     49637  309501 

Kroatien  u.  Slavonien      6     1       58.36  350.16     78750  472500 

Siebenbürgen 22     5       45.34  199.51     46620  205260 

Militärgrenze 3    2     203.13  304.69  189367  284200 

In  der  gesammten  Monarchie  kommt  durchschnittlich 
auf  47.07  geographische  Quadr.  Meilen  ein  Gymnasium.  Ein 
besseres  Verhältnis  weisen  Oesterreich  unter  der  Enns,  das 
Küstenland,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen auf.  Am  dürftigsten  ausgestattet  ist  Galizien,  Buko- 
wina, Salzburg,  Steiermark,  die  Militärgrenze.  Was  die  Real- 
schulen anbelangt,  so  kommt  in  der  ganzen  Monarchie  auf 
159.23  Meilen  eine  Realschule;  hier  treten  die  ungarischen 
Länder,  Galizien,  Krain  und  Tirol  am  meisten  zurück.  Das 
Bedürfniss  nach  derartigen  Lehranstalten  scheint  einerseits  bei 
dem  Mangel  einer  intensivisren  industriellen  Thätigkeit  noch 
nicht  vorhanden  zu  sein,  auch  besitzen  hier  die  Communen, 
welche  in  andern  Provinzen  zumeist  zur  Gründung  von 
Realschulen  beizutragen  haben,  nicht  die  nöthigen  Mittel  für 
Schulen  und  die  Regierung  hat,  wie  schon  erwähnt,  seit  1857 
nur  in  höchst  spärlicher  Weise  zur  Vermehrung  der  Reallehr- 
anstalten beigetragen.  Fasst  man  das  Verhältnis  der  Schüler 
zur  männlichen  Bevölkerung  ins  Auge,  so  kömmt  ein  Gym- 
nasium in  der  gesammten  Monarchie  auf  72.084  Bewohner, 
eine  Realschule  auf  240.619  Bewohner.  Noch  ungünstiger 
stellt  sich  das  Verhältnis,  wenn  man  Unter-  und  Oberreal- 
schule gesondert  in  Anschlag  bringt.  Auch  hier  weisen  nur 
wenige  Länder  ein  günstigeres  Verhältnis  nach,  und  wenn 
man  die  Anzahl  der  Mittelschulen  Oesterreichs  mit  jener 
in  Deutschland  vergleicht,  so  ergibt  sich,  welche  Thätigkeit 
Staat,  Landtage  und  Gemeindon  entfalten  müssen  um  das 
Schulwesen  bezüglich  der  numerischen  Anzahl  von  Lehran- 
stalten auf  ein  gleiches  Niveau  mit  dem  Auslande  zu  stellen. 


*)  Nach  officiellen  Angaben;  eine  in  jüngster  Zeit  erschienene 
Schrift  von  Julius  Schwarz  will  in  Ungarn  von  167  Gymnasien  und  29 
Bealschnlen  wissen. 
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Die  Anzahl  der  Oberrealschulen  bedarf  jedenfalls  beinahe 
in  allen  Kronländern  eine  Vermehrung,  indem  die  vorhan- 
denen höchst  ungleichmässig  vertheilt  sind.  Ob  die  so  viel- 
fach befürwortete  Umgestaltung  einzelner  Unterrealschulen 
in  Realgymnasien  einen  wirklichen  Vortheil  gewähren  wird, 
kann  erst  der  Erfolg  lehren.  An  jenen  Orten,  wo  bloss  eine 
Realschule  von  der  Commune  erhalten  wird,  kann  dieser 
Vorgang  gebilligt  werden.  Die  vorliegenden  Daten  aber,  so 
mangelhaft  sie  noch  sind  um  mit  annähernder  Sicherheit  zu 
irgend  einer  Conclusion  gelangen  zu  lassen,  scheinen  uns 
doch  schon  so  viel  sicher  zu  stellen,  dass  ganz  andere  Lehr- 
anstalten, nämlich  Bürgerschulen,  sich  als  ein  weit  grösseres 
Bedürfnis  herausstellen. 

An  dem  Mittelschulunterricht  betheiligt  sich  die  heran- 
wachsende Jugend  in  den  verschiedenen  Kronländern  nicht 
in  gleicher  Weise.  Im  Durchschnitte  der  Jahre  1861 — 65 
kam  in  Niederösterreich  auf  295  männliche  Bewohner  ein 
Gymnasialschüler,  in  Oberösterreich  auf  384,  in  Salzburg  ist 
das  Verhältnis  1:198,  in  Steiermark  1:408,  in  Kärnthen 
1  :  387,  in  Krain  1  :  230,  in  Küstenland  1  :  291,  in  Tirol  und 
Vorarlberg  1  :202,  in  Böhmen  1  :  329 ,  in  Mähren  1  :  303, 
in  Schlesien  1  :216,  in  Galizien  1  :  469,  in  der  Bukowina 
1  :  328,  in  Dalmatien  1  :  372,  in  Ungarn  J  :  425,  in  Croatien 
1  :  430,  in  Siebenbürgen  I  :  537,  in  der  Militärgrenze  1  :  1257. 
An  den  Realschulen  stellt  sich  das  Verhältnis  im  Durch- 
schnitte derselben  Jahre  folgendermassen  dar :  in  Niederöster- 
reich 1  :  443,  in  Oberösterreich  1:1161,  in  Salzburg  1  :  543, 
in  Steiermark  1  :1199,  in  Kärnthen  1:715,  in  Krain  1:1423, 
im  Küstenland  1  :  699,  in  Tirol  und  Vorarlberg  1  :  1779, 
in  Böhmen  1  :  745,  in  Mähren  1  :  557,  in  Schlesien  1  :  474, 
in  Galizien  1:3453,  in  der  Bukowina  1:1419,  in  Dalmatien 
1  :  2094,  in  Ungarn  1 :  2500,  in  Croatien  und  Slavonien  1 :  3872, 
in  Siebenbürgen  1 :  3175,  in  der  Militärgrenze  1 :  3564.  Trotz  der 
Steigerung  des  Realschulunterrichtes  überhaupt  ist  die  Theil- 
nahme  der  Bevölkerung  an  demselben  eine  viel  mindere,  was 
zum  Theil  wohl  in  der  geringeren  Anzahl  der  Realschulen 
seine  Erklärung  findet.  Vornehmlieh  ist  es  die  deutsche  Be- 
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völkerimg  Oesterreichs,  als  die  industriell  fortgeschrittenste, 
welche  sich  an  dem  Realschulunterricht  betheiligt. 

Was  die  Betheiligung  der  einzelnen  Nationalitäten  an 
den  Gymnasien  anbelangt,  so  ist  es  schwer,  trotzdem  dass 
seit  mehr  als  anderthalb  Decennien  die  Muttersprache  der 
Schüler  verzeichnet  wurde,  sichere  Anhaltspuncte  zu  gewin- 
nen. Im  Durchschnitte  der  Jahre  1863 — 65  betrug  die  Schü- 
lerzahl sämmtlicher  Gymnasien  56382*),  hievon  waren  Deut- 
sche 16454  oder  29.02  %,  Cecho-Slaven  8354  oder  14.82^, 
Polen  4210  oder  749^,  Ruthenen  2173  oder  3.86^,  Slovenen 
Croaten  und  Serben  4293  oder  7.6*4,  Italiener,  Ladiner, 
Friauler  1287  oder  2.33^,  Ostromanen  2426  oder  4.31,  Ma- 
gyaren 16984  oder  30.13  ^,  Andere  (meist  NichtÖsterreicher) 
120  oder  0.22  Procent. 

Wie  schwankend  jedoch  die  Angaben  sind,  geht  beson- 
ders aus  den  statistischen  Daten  Böhmens,  Ungarns  und  über- 
haupt aller  mehrsprachigen  Länder  hervor,  wornach  sich  auch 
der  unselige  Einfluss  der  Sprachenverwirrung  an  den  Gym- 
nasien ermessen  lässt.  Ueber  die  Muttersprache  der  Schüler 
in  Böhmen  liefern  die  Berichte  der  Gymnasialdirectoren  fol- 
gende Anhaltspuncte.    Es  gab 

in  Proc.     Zahl  d.  Deutschen    in  Proc. 


im  Jahre 

Zahl  d.  Cechen 

in  Prc 

1851/2 

2698 

55 

1856)7 

3169 

57 

1861/2 

4370 

63 

1862/3 

4807 

64 

1863/4 

5111 

64 

1864/5 

4981 

64 

2200 

45 

2359 

43 

2531 

37 

2654 

36 

2775 

36 

2669 

36 

Hiernach  hat  die  Theilnahme  der  cechischen  Bevöl- 
kerung an  dem  Gymnasialunterrichte  sich  seit  1851/2  in  be- 
trächtlicher Weise  gesteigert,  die  der  deutschen  Bevölkerung 
war  sich  fast  gleich  geblieben,  im  Verhältnis  zu  den  Cechen 
aber  entschieden  zurückgegangen.  In  Ungarn  gab  es  in 
Procenten 


*)   Hiebe!  sind  die  Schüler  der  lombardisch-venetianischen  Gymna- 
sien nicht  mit  eingerechnet. 
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ungarisch  deutsch  slav*  rom.  jüd. 

Schüler 

1859/60  63  18  14  4  1 

1863/4  64  11  13  5  7 

1864/5  64-5  12  12  4*5  7 

Vergleicht  man  das  Jahr  1851  mit  1865;  so  ergibt  sich 
der  grosse  Aufschwung,  den  die  Gymnasialstudien  seit  der 
neuen  Organisation  derselben  erlangt  haben*).  Die  Schüler- 
zahl betrug:  J.  1851     J.  1863      Zunahme  der  Schüler 

in  Percenten 

inOesterreichu.  d.  Enns  2194     3398  50 

„  Oesterreich  ob  d.  Enns 

und  Salzburg 863     1299  50 

„  Steiermark 939     1 303  38 

„  Kärnten  und  Krain  .     813     139 )  72 

„  Ktistenlande 566     107 1  89 

„  Tirol  und  Vorarlberg  2045     2043  — 

^  Böhmen 5669     7777  43 

„  Mähren  und  Schlesien  2751     4343  64 

„  Galizien  m.  d.ßukowina  4797     7359  53 

„  Dalmatien 538       588  8 

„  der  Militärgrenze  ...     312       468  50 

Für  die  Realschule  ist  eine  solche  Vergleichung  mit 
dem  J.  1851  von  keiner  Bedeutung,  weil  diese  Lehranstal- 
ten erst  damals  eigentlich  geschaffen  worden  sind.  Es  betrug 
die  Anzahl  der  Realschüler  im  J.  1851  3302,  1858  10431, 
1859  11693,  1864  14130,  1865  15219  Schüler,  was  1851  mit 
]  865  verglichen  eine  Steigerung  von  36  Proc,  im  Vergleiche 
mit  1858,  wo  die  meisten  der  jetzt  bestehenden  Realschulen 
schon  vorhanden  waren,  einen  Zuwachs  von  14  Proc.  ergibt. 
Was  die  Frequenz  der  einzelnen  Classen  der  Gymna- 
sien anbelangt,  so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
dieselbe  im  Allgemeinen  in  den  höheren  Classen  abnimmt, 
da  viele  Schüler  nicht  eine  Vorbildung  für  die  späteren  wis- 

*)  Bezüglich  der  Volksstämme  stellt  sich  bei  den  Cechoslaven, 
Slovenen  und  Juden  eine  bedeutende  Zunahme  heraus,  sie  beträgt  62  bis 
66 X,  bei  Deutschen  bloss  26X»  hei  den  Polen  46X>  hei  den  Ruthenen 
41  X>  am  geringsten  ist  der  Zuwachs  bei  den  Croaten  und  Serben  mit 
bloss  lOX« 
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senschaftlichen  Studien  zu  erlangen  streben,  sondern  nach 
Absolvierung  einiger  Jahrgänge  einen  praktischen  Lebensweg 
einschlagen.  In  den  untern  Classen  der  Gymnasien  entspricht 
der  jährliche  Abfall  so  ziemlich  der  Ziffer  der  ungünstig 
Classificierten,  während  in  der  5.  und  6.  Classe  derselbe  da- 
durch erklärt  wird,  dass  nun  die  Schüler  von  ihren  Eltern 
einem  anderen  Berufe  als  dem  gelehrten  zugeführt  werden. 
Seit  Jahren  sind  die  Klagen  bezüglich  der  überfüllten  Classen 
allgemein,  und  namentlich  in  den  der  österreichischen  Gymnasial- 
zeitschrift alljährlich  beigegebenen  statistischen  Tabellen  haben 
die  Herausgeber  zu  wiederholten  Malen  auf  diesen  Uebelstand 
und  auf  die  daraus  erwachsenden  Nachtheile  des  Unterrichts 
eindringlich  aufmerksam  gemacht.  Besonders  am  Anfange 
eines  jeden  Schuljahres  ist  die  Frequenz  in  einzelnen  Classen 
eine  so  grosse,  dass  sich  dem  Lehrer  fast  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  entgegenstellen,  wenn  die  der  Schule  zuge- 
wiesene Aufgabe  gelöst  werden  soll.  Treffend  wird  hierüber 
bemerkt:  „Welches  Unrecht  hierin  gegen  Schüler,  Eltern  und 
Lehrer  liegt,  lässt  sich  nicht  ermessen.  Für  Knaben  in  den 
unteren  Gymnasialclassen,  wenn  sie  bei  sonst  vorzüglichen 
Anlagen  nur  einige  Neigung  zur  Zerstreutheit  und  Unauf- 
merksamkeit haben,  sind  überfüllte  Classen  die  günstigste 
Gelegenheit,  um  diese  bösen  Neigungen  zu  unbesiegbarer 
Stärke  auszubilden  und  die  guten  Anlagen  wirkungslos  zu 
machen.  Die  Eltern,  deren  Söhne  den  Bildungsweg  der 
Mittelschulen  einschlagen,  sind,  wenn  sie  nicht  über  sehr  be- 
deutende Mittel  zu  gebieten  haben,  an  die  öffentliche  Schule 
angewiesen  und  können  durch  keine  ihrerseits  angewendete 
Aufinerksamkeit  das  Uebel,  das  die  Ueberfüllung  der  Classen 
für  die  Zucht  und  für  den  Fortschritt  im  Wissen  bringt, 
wieder  gut  machen."  Man  hat  wiederholt  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Gymnasien  vielfach  in  ihren  Leistungen  hinter  den 
berechtigten  Anforderungen  zurückbleiben;  der  Uebelstand 
überfüllter  Classen  hat  gewiss  einen  hervorragenden  Antheil 
an  dieser  Thatsache.  Noch  gegenwärtig  wird  das  gesetzlich 
zulässige  Maximum  von  Schülern  an  vielen  Lehranstalten 
überschritten,  und  dies  ist  nicht  bloss  an  den  unteren  Classen, 
sondern  auch  an  den  oberen  der  Fall.     Fast  allgemein  stimmt 
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man  princlpiell  zu,  wenn  man  die  Ueberfüllung  als  ein  Uebel 
von  grösster  Tragweite  bezeichnet,  aber  die  Beseitigung 
dieser  Hindernisse  kostet  Geld  und  das  österreicbische  ün- 
terrichtsbudget  zeichnet  sich  in  den  letzten  Jahren  in  der 
Regel  durch  alljährliche  Reduction  der  ohnehin  schmal  genug 
zugemessenen  Summen  aus*). 

Was  die  Realschulen  anbelangt,  so  verdient  der  Umstand 
Erwähnung,  dass  sie  in  dieser  Hinsicht,  wie  in  so  vielen 
anderen  ungünstiger  gestellt  sind  als  ihre  Schwesteranstalten ; 
der  Erfolg  des  Unterrichtes  ist  auch  ein  geringfügigerer  als 
er  der  Natur  der  Sache  nach  selbst  bei  dem  giltigen  Lehr- 
plane sein  müsste.  An  Gymnasien  ist  das  gesetzliche  Ma- 
ximum von  Schülern  auf  50  festgesetzt,  an  Realschulen  auf 
80,  und  bei  den  letzteren  wird  die  Bestimmung,  dass  Parallel- 
abtheilungen regelmässig  in  der  1.  und  4.  Classe  stattfinden 
sollen,  auch  nicht  eingehalten.  Welche  Gründe  für  eine  ver- 
schiedenartige Behandlung  der  Gymnasien  und  Realschulen 
sprechen,  dürfte  wohl  schwer  zu  begreifen  sein.  Man  erkennt 
auch  hier  den  Uebelstand,  ohne  die  Mittel  zur  Abhilfe 
zu  schaffen.  Besonders  für  die  unteren  Classen  der  Real- 
schule ist  die  Nothwendigkeit  einer  Aenderung  schon  längst 
anerkannt  und  hervorgehoben  worden.  Sehr  vielen  Zöglingen 
derselben  ist  es  mehr  um  eine  Vervollständigung  ihrer  in 
der  Volksschule  erworbenen  lückenhaften  Kenntnisse  zu  thun, 
als  um  eine  weitere  Fortsetzung  ihrer  Studien  in  der  Ober- 
realschule, und  gerade  bei  dieser  Sachlage  geht  bei  über- 
füllten Classen  die  Wirksamkeit  der  Lehrer  in  die  Brüche, 
müssen  alle  Anstrengungen  fruchtlos  bleiben.     Aus  der  Ver- 


*)  Noch  im  Schuljahre  1865 — 66  waren  in  der  ersten  Classe  des 
akademischen  Gymnasiums  zu  Wien  148  Schüler  in  zwei  Parallelclassen, 
also  74  per  Classe,  während  am  Josefstädter  Gymnasium  sogar  118  Schüler 
in  einer  Classe  Unterricht  erhielten  und  in  den  höhern  Jahrgängen  72  die 
niedrigste  Ziffer  war.  In  Brunn  waren  in  der  ersten  Classe  181  Schüler, 
und  obwol  in  den  höhern  Jahrgängen  die  Anzahl  derselben  eine  geringere 
ist,  so  erreicht  sie  doch  noch  immer  in  der  4.  Classe  100;  in  Olraütz 
waren  160  Schüler  in  zwei  Abtheilungen,  während  das  Gesetz  für  eine 
solche  Schülerzahl  3  Classen  fordert!  Die  Beispiele  Hessen  sich  leicht 
mehren. 


glelchung  der  Frequenz  der  Realschulen  und  dem  grossen 
Abfalle  in  den  höheren  Classen  geht  unwiderleglich  hervor, 
dass  die  Mehrzahl  der  Schüler  sich  den  verschiedenartigen 
bürgerlichen  Beschäftigungen  zuwendet  und  dass  für  diese 
Classe  durch  einen  specifisch  anders  eingerichteten  Unterricht 
gesorgt  werden  müsste. 

Die  Zahl  der  Privatstudierenden  hat  seit  der  Organi- 
sierung der  Gymnasien  abgenommen.  Im  Jahre  1847  machten 
diese  in  Oesterreich  unter  der  Enns  19.27o  ^^^)  i^  Oester- 
reich  ob  der  Enns  1.27o?  i^  Steiermark  997o?  ^^  Kärnthen 
und  Krain  LsVo?  i^  Küstenlande  10.3%,  in  Tirol  und  Vor- 
arlberg 10.27o?  i'i  Böhmen  4.5%)  ^^  Mähren  und  Schlesien 
4.8^0?  in  Galizien  und  Bukowina  4.2^/o,  in  Dalmatien  33.2  ^o. 
Durch  die  erhöhten  Anforderungen,  welche  an  die  Gymna- 
sien gestellt  wurden,  wurde  es  den  Privatisten  schwerer 
gemacht  die  geeigneten  Lehrkräfte  zu  beschaffen,  welche  für 
alle  Zweige  des  Gymnasialunterrichtes  geeignet  gewesen  wären, 
und  auch  in  den  mit  den  Privatisten  vorgenommenen  Prü- 
fungen herrschte  eine  grössere  Strenge,  das  Vertrauen  zu  den 
öffentlichen  Lehranstalten  nahm  in  erfreulicher  Weise  zu. 
Im  Jahre  1865  betrug  die  Anzahl  der  Privatisten  in  Per- 
centen : 

1851  1865 

in  Oesterreich  unter  der  Enns         15.2  7.1 

„  Oesterreich  ob  der  Enns  und 

Salzburg 0.7  0.39 

„  Steiermark 6.8  4.i 

„  Kärnthen  und  Krain 1.6  0.86 

im  Küstenlande 16.9  2.5 

in  Tirol  und  Vorarlberg 8.5  1.4 

„  Böhmen 3.6  2.2 

„  Mähren  und  Schlesien 2.5  2.3 

„  Galizien  und  der  Bukowina  4.0  2.5 

„  Dalmatien II.7  4.4 

„  der  Militärgrenze —  I.3 

An  der  Realschule  ist  die  Anzahl  der  Privatisten  eine 
sehr  unbedeutende.  Sie  betrug  im  Durchschnitte  der  letzten 
Jahre  1.519^  der  Gesammtzahl  der  Schüler. 
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Die  Klagen  hinsichtlich  der  Ueberbürdung  der  Schüler 
in  den  Mittelschulen  sind  von  den  Gegnern  der  bestehenden 
Gymnasialeinrichtung  in  so  vielfachen  Variationen  betont 
worden,  dass  es  für  jeden  Freund  und  Vertheidiger  des  Fort- 
schritts unstreitig  wichtig  ist,  nach  Anhaltspuncten  zur  Be- 
urtheilung  dieser  Frage  zu  suchen.  Man  gewinnt  diese  durch 
die  Untersuchung,  ob  die  Mehrzahl  der  Schüler  in  acht  oder 
mehr  Jahrescursen  die  Gymnasialstudien  zurücklegt.  Der 
Vorzug  des  gegenwärtigen  Studiensystemes  vor  dem  früheren 
wird  nun  dadurch  erhärtet,  dass  nach  den  vor  1849  giltigen 
Normen  von  100  Schülern,  welche  mit  genügendem  Erfolge 
die  sechste  Classe  zurückgelegt  hatten,  60 — 61  den  zweiten 
philosophischen  Jahrgang  absolvierten,  während  gegenwärtig 
80 — 81  %j  welche  die  sechste  Classe  zurücklegen,  auch  die  achte 
erfolgreich  absolvieren.  Aus  den  statistischen  Angaben  geht  bis 
zur  Evidenz  hervor,  dass  dies  in  der  Regel  der  Fall  ist,  und  die 
Ausnahmen  treffen  nur  die  polyglotten  Länder,  wo  einerseits 
aus  der  Volksschule  eine  mangelhaftere  Vorbildung  mitge- 
bracht wird,  andererseits  das  Studium  der  zweiten  und  oft  einer 
dritten  Landessprache  die  Kräfte  der  Schüler  zu  sehr  in  An- 
spruch nimmt.  Für  die  trefflichere  Organisation  des  Gymnasiums 
verglichen  mit  jener  der  Realschule  fällt  gerade  die  Thatsache 
ins  Gewicht ,  dass  diese  letztere  von  einem  grossen  Theile 
der  Schüler  nicht  in  sechs,  sondern  in  sieben  Jahren  absol- 
viert wii'd,  ein  Fingerzeig,  dass  eine  Vermehrung  der  Jahr- 
gänge der  Realschule  geboten  ist.  Es  sind  in  der  That 
didaktische  Monstrositäten,  mit  denen  der  Lehrer  an  der 
Realschule  zu  kämpfen  hat,  welche  den  Erfolg  des  Unter- 
richts a  priori  beeinträchtigen  müssen  und  auch  beeinträch- 
tigen, und  nur  eine  zweckmässigere  Vertheilung  des  Lehr- 
stoffes auf  eine  grössere  Anzahl  von  Jahren  dürfte  Abhilfe 
schaffen  können. 

Bezüglich  der  Ergebnisse  der  Maturitätsprüfungen  lie- 
fern die  alljährlich  in  der  Gymnasialzeitschrift  veröffentlich- 
ten Ausweise  genügende  Anhaltspuncte  zur  Beurtheilung.  Im 
Durchschnitte  verlassen  in  den  deutsch-slavischen  Kronländern 
1 4.05  Proc.  das  Gymnasium  ohne  sich  der  Maturitätsprüfung 
zu  unterziehen,  um  sich  grösstentheils  entweder  den  theolo- 
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gischen  oder  den  technischen  Studien  zuzuwenden,  Welche 
letztere  früher  die  Bedingungen  zur  Aufnahme  nicht  an  ein 
Zeugnis  der  Reife  knüpften.  Von  den  Abiturienten,  über  welche 
bezüglich  der  abgelegten  Maturitätsprüfung  Aus  weise  vorliegen, 
bestehen  diese  Prüfung  nach  einem  fün^ ährigen  Durchschnitte 
der  Jahre  1 861/5  93  % .  Die  Maturitätsprüfungen  liefern  allerdings 
nicht  in  allen  Ländern  dasselbe  gleichmässige  Resultat  und 
die  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Ländern,  ja  zwischen 
den  einzelnen  Gymnasien  fallen  hier  bedeutend  ins  Gewicht*). 

An  den  Realschulen  besteht  keine  gesetzliche  Norm 
für  Maturitätsprüfungen.  Facultativ  werden  sie  bloss  an  der 
Brünner  Oberrealschule  abgehalten,  doch  sind  es  in  der  Regel 
nur  sehr  wenige  Schüler,  die  sich  derselben  unterziehen. 
Die  Einführung  derartiger  Prüfungen  auch  an  Realschulen 
wurde  in  den  letzten  Jahren  von  vielen  Seiten  angeregt  und  es 
ist  im  Interesse  der  reorganisierten  technischen  Institute  drin- 
gend zu  wünschen,  dass  die  jedenfalls  schlüssig  gewordene 
Frage  endlich  erledigt  werde.  Hier  wie  bei  vielen  andern 
Dingen  ist  es  für  den  Laien  schwer  begreiflich,  welche  Gründe 
die  gesetzliche  Regelung  erschweren  oder  unmöglich  machen 
sollen. 

Die  Angaben  über  die  Wahl  des  Berufes,  dem  sich  die 
geprüften  Abiturienten  zuwenden,  weisen  nach,  dass  sich  im 
Durchschnitte  von  zehn  Jahren  etwas  über  40%  ^i®  theo- 
logischen Studien  ergreifen,  37%  treten  in  die  rechts-  und 
Staats  wissenschaftliche  Facultät,  etwas  über  13%  in  die  me- 
dicinische,  7%  i^  ^i®  philosophische  Facultät.  Nur  ein  Bruch- 
theil  wendet  sich  technischen  oder  anderen  Fachschulen  zu. 
Von  jenen  Gymnasialschülern,  die  sich  einer  Maturitätsprü- 
fung nicht  unterziehen,  widmet  sich,  wie  oben  erwähnt,  ein 
grosser  Theil  theologischen  oder  technischen  Studien. 

Die  absolvierten  Realschüler  wenden  sich  in  der  Regel 
zumeist  (fortan  über  66%')  den  technischen  Studien  zu,  ein 


*)  Vergl.  österreichische  Gymnasialzeitschrift  1863,  S.  683  ff.  763  ff. 
769  ff.  und  Jahrg.  1864  S.  175,  wo  die  Frage  ausführlich  erörtert  wird, 
ob  es  Behufs  grösserer  Gleichmässigkeit  nicht  angezeigt  sei,  eigene  Prü- 
fungscommissionen in  den  Hauptstädten  für  die  Vornahme  der  Abiturien- 
teuexamen  einzurichten. 
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geringer  Bruchtheil  schlägt  die  commercielle  Laufbahn  ein 
(4%),  ebensoviele  bereiten  sich  für  das  Lehramt  an  unselbst- 
ständigen  und  selbständigen  Realschulen  vor,  der  Rest,  also 
etwa  26 — 28^/o,  setzt  an  höheren  Fachschulen,  wie  Berg- 
akademien, land-  und  forstwirthschaftlichen  Lehranstalten 
seine  Studien  fort. 

Die  Lehrmittelsammlungen,  deren  Vermehrung  vornehm- 
lich durch  die  Aufnahm staxen  bestritten  werden  soll,  sind  meist 
noch  sehr  mangelhaft,  das  Ungenügende  der  Bibliotheken 
fällt  namentlich  in  den  Lehranstalten  auf  dem  Lande,  wo 
dem  Lehrer  die  Mittel  zur  weiteren  Fortbildung  fehlen, 
schwer  in  die  Wagschale.  Schülerbibliotheken  fehlen  an 
vielen  Schulen  fast  ganz  oder  sind  sehr  unbedeutend.  Auch 
die  naturhistorischen  Sammlungen,  die  physikalischen  Cabi- 
nete  u.  s.  w.  genügen  nicht  aller  Orten.  Der  Stand  der 
Lehrmittelsammlungen  an  den  Realschulen  steht  weit  hinter 
jenem  der  Gymnasien  zurück,  obgleich  manche  Communen 
eine  seltene  Opferwilligkeit  an  den  Tag  gelegt  haben.  Die 
für  Realschulen  so  wichtigen  physikalischen  Apparate  und 
naturhistorischen  Sammlungen  sind  an  vielen  Lehranstalten 
noch  sehr  lückenhaft,  was  für  Lehrer  und  Schüler  gleich 
nachtheilig  ist.  Man  muss  indes  berücksichtigen ,  dass 
diese  Sammlungen  grösstentheils  erst  seit  der  Organisation 
der  Mittelschulen  eingerichtet  worden  sind  und  mit  Rück- 
sicht auf  diesen  Umstand  in  der  That  nicht  Unbeträchtliches 
geleistet  wurde.  Nur  bedürfen  die  Lehranstalten  an  kleineren 
Orten  entschieden  einer  ergiebigeren  Einnahmsquelle  zur  Be- 
streitung der  Auslagen. 


VII,  Die  Universitäten. 

Die  österreichischen  Universitäten  waren  vor  dem  Jahre 
1848  weder  wahre  Bildungsanstalten  für  die  studierende  Ju- 
gend, noch  Sitze  und  Herde  deutscher  Wissenschaft.*^'  Ja 
man  musste  Bedenken  tragen  den  Hochschulen  Oesterreichs 
den  Namen  Universitäten  beizulegen.  Wenn  man  die  Auf- 
gabe der  Universität    in  dem    weitumfassenden  Sinn  nimmt 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  40 
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wie  Schleiermaclier,  dass  sie  nämlich  darin  bestehe,  die  Idee 
der  Wissenschaft  in  den  edlern,  mit  Kenntnissen  mancher 
Art  schon  ausgerüsteten  Jünglingen  zu  erwecken,  ihr  zur 
Herrschaft  über  sie  zu  verhelfen  auf  demjenigen  Gebiete  der 
Erkenntnis,  dem  jeder  sich  besonders  widmen  will,  so  dass 
es  ihnen  zur  Natur  verde,  Alles  aus  dem  Gesichtspuncte  der 
Wissenschaft  zu  betrachten ,  Alles  Einzelne  nicht  für  sich, 
sondern  in  seinen  nächsten  wissenschaftlichen  Verbindungen 
anzuschauen,  und  in  einen  grossen  Zusammenhang  einzu- 
fügen in  beständiger  Beziehung  auf  die  Einheit  und  Allheit 
der  Erkenntnis,  dass  sie  lernen  in  jedem  Denken  sich  der 
Grundgesetze  der  Wissenschaft  bewusst  zu  werden,  so  waren 
die  österreichischen  Universitäten  weit,  sehr  weit  davon  entfernt 
dieser  Aufgabe  auch  nur  im  geringsten  zu  entsprechen.  Nirgends 
kann  die  Wissenschaft  gedeihen,  wo  wie  in  Oesterreich  vor 
1848  eine  allgemeine  Misachtung  derselben  und  ihrer  Vertreter 
von  Seite  der  massgebenden  politischen  und  kirchlichen 
Würdenträger  fast  zur  Regel  geworden  war,  wo  eine  Be- 
vormundung krassester  Art  Platz  griff  und  der  Universität 
die  Aufgabe  zugewiesen  wurde  als  Abrichtungsanstalt  für  die 
mannigfachen  Kreise  weltlicher  Bureaukratie  oder  kirchlicher 
Hierarchie  zu  dienen,  die  strenge  wissenschaftliche  Behand- 
lung der  einzelnen  Disciplinen  aber  im  wahrsten  Sinne  des 
Wortes  verpönt  war.  Die  philosophische  Facultät,  welche 
nach  Schleiermacher  das  eigentliche  Wesen  der  Universität 
repräsentiert,  war  nicht  mehr  als  eine  höhere  Vorbereitungs- 
schule für  die  spätem  Brotstudien  und  sie  hatte  genug  ge- 
than,  wenn  sie  nur  die  Lücken  des  Gymnasialunterrichtes 
ausfüllte,  von  einer  streng  wissenschaftlichen  Behandlung 
der  Lehrfächer  war  ohnehin  nicht  die  Rede.  Die  juridischen 
Facultäten  waren  nicht  mehr  als  Dressuranstalten  für  den 
Staatsdienst  oder  die  Advocatur  und  nur  die  medicinischen 
Studien  konnten  mit  Recht  auf  ihre  auch  im  ausser- 
österreichischen  Deutschland  anerkannte  Bedeutung  hinwei- 
sen. Auch  dieses  Verdienst  konnte  nicht  die  Regierung  für 
sich  in  Anspruch  nehmen,  sondern  es  gebührt  einzig  und 
allein  den  Männern,  welche  trotz  der  Ungunst  der  Verhält- 
nisse an  dem  Aufbau  und  der  Entwickelung  der  Wissenschaft 
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rüstig  arbeiteten.  Was  fruchtete  es,  wenn  einzelne  Männer 
von  der  Untauglichkeit  der  bestehenden  Schulverfassung 
überzeugt  waren,  eine  Aenderung  war  bei  dem  Ueber- 
wachungssystem ,  welches  jeden  geistigen  Luftzug  ängstlich 
vermieden  wissen  wollte,  nicht  möglich,  und  man  ergab  sich 
einem  bequemen  Indifferentismus,  einer  trostlosen  Apathie. 
Wenn  in  einzelnen  Köpfen  der  studierenden  Jugend  hellere 
und  richtigere  Ansichten  über  Studium  und  Wissenschaft 
sich  trotz  alledem  festsetzten  und  ein  wissenschaftliches  Stre- 
ben sich  trotz  aller  Hemmnisse  Bahn  brach:  die  Schule  darf 
hievon  nichts  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  In  dem  mate- 
riell und  geistig  gegen  das  Ausland  abgesperrten  Oesterreich 
stand  der  Geistesschmuggel  in  eben  so  üppiger  Blüthe,  wie 
der  Schmuggel  mit  Waaren,  und  nur  auf  diesem  Wege  wurde 
der  Zusammenhang  mit  den  Bestrebungen  des  deutschen 
Geistes  wenigstens  theilweise  aufrecht  erhalten.  Wer  die 
Kämpfe  der  ringenden  Geister  in  Oesterreich  kennt,  wer  die 
zu  überwindenden  Schwierigkeiten  jener  Männer  mit  in  An- 
schlag bringt,  welche  im  späteren  Lebensalter  mühselig  nach- 
holten, was  anderswo  dem  Jünglinge  schon  in  den  unteren 
Classen  einer  Schule  geboten  wurde,  kann  in  gerechter  Wür- 
digung derartiger  Zustände  nicht  umhin  anzuerkennen,  dass 
in  diesen  österreichischen  „Autodidakten"  ein  tüchtiger  un- 
verbrauchter Stoff  vorhanden  war.  Bei  dem  durchgängigen 
Mangel  an  geistiger  Zucht  muss  man  die  Wenigen  bewun- 
dern, welche  in  dem  vormärzlichen  Oesterreich  dennoch  durch 
schwere  Geistesarbeit  sich  einen  wissenschaftlichen  Namen 
errangen.  — 

Dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  erwuchs 
aus  den  thatsächlichen  Verhältnissen  der  österreichischen 
Universitäten  eine  nicht  minder  schwere  Aufgabe,  wie  hin- 
sichtlich der  Organisation  der  Mittelschulen.  Es  galt  auch 
hier  einen  vollständigen  Neubau  aufzuführen ,  nicht  nur  die 
Einrichtung  und  Gliederung  der  Hochschule  in  einer  den 
Anforderungen  der  Neuzeit  entsprechenden  Weise  zu  gestal- 
ten, sondern  auch  für  die  nöthigen  Lehrkräfte,  die  auf  vielen 
Gebieten  fehlten,  Sorge  zu  tragen.  Niemand  war  zur  Lösung 
dieser  Fragen  geeigneter  als  Feuchtersieben  und  später  Exner, 

40* 


«28 

welche  jedenfalls  an  der  Neugestaltung  der  Universitäten  den 
hervorragendsten  Antlieil  hatten.  Das  Ministerium  entledigte 
sich  dieser  Aufgabe  eben  so  rasch  als  zweckentsprechend 
und  die  auf  diesem  Gebiete  entfaltete  Thätigkeit  bildet  jeden- 
falls eine  Glanzseite  des  Ministers  Thun.  Leider  wurde  auch 
hier  die  Bahn  des  Fortschrittes  nur  allzufrühe  verlassen,  und 
die  zweite  Hälfte  der  5()ger  Jahre  bildet  einen  traurigen  Ge- 
gensatz zu  dem  früheren  Reformeifer. 

Die  Organisierung  der  akademischen  Behörden  erfolgte 
durch  den  Ministerial  -  Erlass  vom  30.  Sept.  1849  für  die 
Universitäten  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg  und 
Krakau,  ferner  durch  die  Minist- Verordnungen  vom  15- Febr. 
1850  und  .31.  Oct.  1850  für  die  Pester  Universität*).  Jede 
Facultät  einer  Universität  besteht  demnach  aus  dem  Lehrer- 
collegium  und  den  immatriculierten  Studenten,  wozu  in  Wien 
und  Prag  auch  noch  die  Doctoren  -  Collegien  treten.  Das 
LehrercoUegium  bilden  die  sämmtlichen  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Professoren ,  die  Privatdocenten  und  die 
Lehrer  im  engeren  Sinne,  d.  h.  diejenigen,  welche  nicht  eine 
Wissenschaft  vertreten,  sondern  eine  Kunst  oder  Fertigkeit 
lehren.  Die  unmittelbar  leitende  Behörde  einer  jeden  Facultät 
ist  das  ProfessorencoUegium,  welches  aus  sämmtlichen  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Professoren  besteht,  doch  darf 
die  Zahl  der  letzteren  die  Hälfte  der  Zahl  der  ersteren  nicht 
überschreiten.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  treten  nur  die- 
jenigen ausserordentlichen  Professoren  in  das  Collegium  ein, 
welche  als  solche  eine  grössere  Anzahl  von  Dienstjahren 
zählen.  In  Wien  und  Prag  kommt  auch  noch  dem  Decan 
des  Doctorencollegiums  im  ProfessorencoUegium  Sitz  und 
Stimme  zu.  An  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Facultät  haben  zwar  die  Docenten  der  gerichtlichen  Me- 
dicin  und  Staatsrechnungs  -  Wissenschaft ,  insoferne  es  sich 
um  den  Unterricht  ihrer  Disciplin  handelt,  den  Sitzungen  mit 
Sitz  und  Stimme  beizuwohnen,  sind  aber  im  Uebrigen,  selbst 
wenn  sie  als  Professoren  angestellt  sind,  nicht  Mitglieder  des 


*)   Während  der  Dauer  des  Ausnahinszustandes  wurden  dieDecane 
der  Pester  Universität  durch  den  k.  k.  Commissär  ernannt. 
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Collegiums,  wenn  sie  nicht  zugleich  Doctoren  der  Rechte 
sind*).  Von  den  Privatdocenten  haben  je  zwei  Sitz  und 
berathende  Stimme  in  allen  zu  verhandelnden  Angelegen- 
heiten ,  ein  beschliessendes  Votum  steht  ihnen  nur  bei  der 
Wahl  des  Decans  und  Rcctors  zu. 

An   die»  Stelle  der  ehemaligen   Studiendirectoren  traten 
die  vom  Professorencollegium  alljährlich    zu  wählenden  De- 
cane.  Sie  werden  aus  den  ordentlichen  Professoren  gewählt, 
doch  ist  es  auch  gestattet  mit  dieser  Würde  einen  Mann  zu 
betrauen,    welcher    nicht    mehr    ordentlicher    Professor    der 
Facultät  ist,  es  aber  früher  gewesen.  Der  akademische  Senat, 
die  oberste  akademische  Behörde,    besteht  aus  dem  Rector, 
dem  Prorector,   den  sämmtlichen  Decanen  und  Prodecanen, 
wozu  in  Wien  und  Prag  auch  noch  die  Decane  der  Doctoren- 
Collegien  und   in  Wien  der  Kanzler    der  Universität  hinzu- 
kommen. Der  Wirkungskreis  des  Senates  umfasst  sämmtliche 
allgemeine  Angelegenheiten    der  Universität.    Ihm    steht   die 
Einsichtsnahme  in  die  Verhandlungen  der  ProfessorencoUegien 
zu,  er  entscheidet  Competenzstreitigkeiten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Lehrkörpern,    die    Correspondenz   der   Collegien 
mit  dem  Ministerium  geht  durch  seine  Hand.     Der  Vorstand 
des  akademischen  Senats  ist  der  Rector,  der  alljährlich  aus 
einer  anderen  Facultät   der  Reihe   nach   und  zwar   aus   der 
Zahl  der  ordentlichen  Professoren  oder  derjenigen  Personen, 
welche   ordentliche  Professoren  an   der  betreffenden   Hoch- 
schule waren,  gewählt  wird*). 

Das  Professorencollegium  leitet  alle  Unterrichts-  und 
Disciplinarangelegenheiten  seiner  Studienabtheilung,  es  hat 
für  eine  genügende  Vertretung  der  Lehrfächer  an  seiner 
Facultät  Sorge  zu  tragen  und  die  nöthigen  Anträge  zur  Be- 
setzung erledigter  Posten  an  das  Ministerium  zu  stellen.  Es 
soll  insbesondere  das  Verzeichnis  der  Vorlesungen  für  jedes 
Semester  derart  ordnen,  dass  jeder  Studierende,  der  die  ge- 
setzliche Zeit  an  der  Facultät  zubringt,  Gelegenheit  erhalte, 
die   sämmtlichen  Hauptfächer  und  zwar  bei  Professoren  zu 


*)  Minist.  Erlass  vom  2.  October  1855. 
*)  Minist.  Erlass  vom  16.  Februar  1850, 
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hören.  Am  Ende  eines  jeden  Studienjahres  beruft  der  Decan 
sämmtliche  Lehrer  mit  Einschluss  der  Privatdocenten  und  der 
Lehrer  im  engeren  Sinne  zu  einer  allgemeinen  Versammlung, 
um  alle  den  Unterricht  und  die  Disciplin  betreffenden  An- 
gelegenheiten zu  besprechen.  Die  Verantwortung  für  die 
Vollziehung  aller  Gesetze  und  Verordnungen  trägt  der  Decan. 
Er  ist  besonders  verpflichtet,  für  deren  Vollziehung  zu  sorgen, 
auf  Mängel  aufmerksam  zu  machen  und  sie  nöthigen- 
falls  dem  akademischen  Senate  und  dem  Ministerium  zur 
Kenntnis  zu  bringen.  Glaubt  er  die  Ausführung  eines  Be- 
schlusses des  Collegiums  nicht  verantworten  zu  können,  so 
hat  er  den  Fall  dem  akademischen  Senat  vorzulegen.  Alle 
jene  Geschäftsstücke,  welche  nur  einer  einfachen  Anwendung 
bestehender  Vorschriften  in  unzweifelhafter  Weise  bedürfen, 
erledigt  der  Decan  selbst,  er  darf  auch  dort,  wo  Gefahr  im 
Verzuge  ist,  selbständige  Anordnungen  treffen  und  bestraft 
durch  Ermahnung  oder  Rüge  leichtere  Disciplinarvergehen 
der  Studierenden. 

Die  Universitäten  sind  in  Studienangelegenheiten  unmit- 
telbar dem  Ministerium  unterstellt,  da  es  aber  dem  Landeschef 
obliegt,  in  seinem  Kronland  über  die  Befolgung  der  Gesetze 
zu  wachen,  so  unterstehen  ihm  auch  die  akademischen  Be- 
hörden. Der  Statthalter  kann  Weisungen  an  sie  erlassen,  Aus- 
künfte fordern,  die  Correspondenz  der  akademischen  Behörden 
mit  dem  Ministerium  ist  durch  seine  Hände  zu  leiten,  alle  Er- 
ledigungen und  Erlässe  kommen  denselben  durch  den  Lan- 
deschef zu.  Nur  in  Wien  correspondiert  das  Universitäts- 
Consistorium  unmittelbar  mit  dem  Ministerium*). 

Eine  vollständig  neue  Schöpfung  an  den  österreichi- 
schen Universitäten  ist  das  Institut  der  Privatdocenten,  und 
es  war  gewiss  theilweise  der  Mangel  dieser  Institution  vor  1848, 
dass  sich  in  Oesterreich  entsprechend  fähigeLehrer  nicht  her- 
anbilden konnten.  Ueberall  waren  und  sind  die  Privatdocenten 
eine  tüchtige  Pflanzschule,  welche  den  für  das  Lehramt  so 
wichtigen  Nachwuchs  liefern,  und  die  Einbürgerung  dieser 
Einrichtung  in  Oesterreich  war  eine   grosse  Errungenschaft 


*)  Minist.  Erlass  vom  24.  November  1849. 
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der  neuen  Geistesströmung.  Wer  als  Privatdocent  aufzu- 
treten wünscht,  hat  sich  deshalb  an  den  Lehrkörper  der  be- 
treffenden Facultät  zu  wenden  und  sein  Doctorsdiplom,  eine 
kurze  Skizze  seines  Lebens  und  ein  Programm  seiner 
Vorlesungen,  woraus  Gegenstand  und  Behandlungsweise  der- 
selben ersichtlich  ist,  einzureichen*),  ferner  eine  gedruckte 
oder  geschriebene  Abhandlung  über  ein  grösseres  Gebiet 
jener  Wissenschaft,  über  welche  er  lehren  will,  vorzulegen. 
Ergibt  sich  aus  der  Untersuchung  des  vorgelegten  Program- 
mes  und  der  wissenschaftlichen  Arbeiten,  dass  kein  Grund 
zur  Abweisung  des  Bewerbers  nöthigt,  so  veranlasst  der 
Lehrkörper  eine  wissenschaftliche  Besprechung  (Colloquium) 
mit  demselben,  welche  in  Gegenwart  des  Lehrkörpers  vor- 
genommen wird  und  die  theilweise  den  Inhalt  der  über- 
reichten Abhandlung  zum  Gegenstande  hat.  Ist  das  Resultat 
ein  befriedigendes,  so  hat  der  Bewerber  eine  öffentliche 
Probevorlesung  über  einen  vom  Lehrkörper  zu  bestimmenden 
Gegenstand  zu  halten.  Auf  Grundlage  der  Probevorlesung, 
des  Colloquiums,  der  vorgelegten  wissenschaftlichen  Arbeiten 
und  der  sonstigen  Kenntnis  von  der  Sittlichkeit  und  Ehren- 
haftigkeit des  Charakters  des  Bewerbers  gibt  der  Lehrkörper 
seine  Entscheidung  über  dessen  Zulässigkeit  oder  Nichtzulässig- 
keit  zum  Privatdocenten.  Bei  wissenschaftlichen  Celebritäten 
kann  von  Colloquium  und  Probevorlesung  abgesehen  wer- 
den. Die  Bestätigung  erfolgt  durch  das  Ministerium,  an 
welches  auch  gegen  einen  abweisenden  Beschluss  der  Recurs 
offen  steht.  Die  wirklichen  Mitglieder  der  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  Wien  und  die  ordentlichen  Mitglieder  der 
königlich  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften  in 
Prag  sind  als  solche  berechtigt,  an  jeder  österreichischen 
Universität  Vorlesungen  zu  halten.  —  Die  Privatdocenten 
sind  ermächtigt  Zeugnisse  auszustellen,  jedoch  werden  diese 
bei  jenen  Fächern,  welche  besondere  Lehrmittel  voraus- 
setzen, nur  dann  jenen  der  Professoren  gleichgestellt,  wenn 
der  Docent  den  Besitz  der  Lehrmittel  nachweist**).     Jeder 


*)  Minist.  Erlass  vom  19.  December  1848  und  1.  März  1849. 
**)  Minist.  Erlass  vom  16.    December    1848    und    vom   24.    Jänner 
1849,  und  27.  April  1850. 
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Privatdocent ,  welcher  seinem  Rechte  Vorlesungen  zu  hal- 
ten durch  vier  Semester  nicht  nachkömmt,  geht  desselben 
verlustig.  —  Eigenthümlich  erscheint  die  Bestimmung^  dass 
das  Professorencollegium  dafür  verantwortlich  gemacht  wird, 
dass  jeder  Docent  sich  „entsprechend"  benehme.  Ferner 
wurde  verordnet,  dass  der  Inhalt  der  Vorlesungen  nicht  auf 
geistreiche  Unterhaltung  oder  rednerische  Erregung  abziele, 
sondern  er  hat  wissenschaftlich  zu  sein  und  wissenschaftliche 
Einsicht  hervorzubringen. 

Von  demselben  liberalen  Geiste,  welcher  überhaupt  die 
damaligen  Massnahmen  des  Ministeriums  charakterisiert,  war 
auch  die  Studienordnung  vom  1.  October  1850  durchdrungen. 
Die  Immatriculation  an  der  Universität  wurde  an  ein  Ma- 
turitätszeugnis geknüpft;  die  Aufnahme  als  ausserordentlicher 
Hörer  wurde  allen  gestattet,  welche  wenigstens  16  Jahre  alt 
sind  und  jenen  Grad  geistiger  Bildung  besitzen,  die  zum  Be- 
suche der  Vorlesungen  wünschenswerth  erscheint.  Ein  Mini- 
sterialerlass  vom  17.  April  1855  modificierte  diese  Bestim- 
mung, indem  die  Decane  angewiesen  wurden,  jeden  Gymna- 
sialschüler, der  auf  Grundlage  seiner  Gymnasialzeugnisse,  aber 
ohne  Maturitätsprüfung  die  Aufnahme  als  ausserordentlicher 
Hörer  nachsucht,  über  seine  hiebei  gehegten  Intentionen  zu 
vernehmen  und  ihn  zu  warnen,  sich  der  Hoffnung  hinzugeben, 
dass  die  von  ihm  als  ausserordentlichen  Hörer  zugebrachte 
Studienzeit  gesetzlich  Geltung  erlangen  werde.  Die  Matrikeltaxe 
wurde  gleichartig  für  alle  Universitäten  mit  2  fl.  1 5  kr.  C.  M. 
festgesetzt,  wodurch  die  früher  bestandenen  Ungleichförmig- 
keiten,  wornach  an  einigen  Universitäten  doppelte  Matrikel- 
taxen, für  die  Universität  und  die  Facultät,  bestanden  und  an 
den  meisten  Hochschulen  sich  sogar  nach  den  Standesverhält- 
nissen abstuften,  beseitigt  wurden. 

Die  Studienordnung  sprach  als  Grundsatz  die  Lern- 
freiheit aus;  jedem  Studierenden  wurde  es  im  Allgemeinen 
freigestellt  zu  wählen,  welche  Vorlesungen  und  bei  welchem 
Lehrer  er  dieselben  hören  wolle  *j.   Der  Besuch  auswärtiger 

*)  Im  Zusammenhange  mit  der  eingeführten  Lehr-  und  Lernfreiheit 
stand  die  Aufhebung  mehrerer  beschränkenden  Verordnungen.  So  wurde 
durch  Min,  Erlass  vom  14.  Jüuner  1850  das  Verbot  israelitische  Studie- 
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Universitäten  wurde  freigegeben.  Behufs  Zulassung  zu  den 
strengen  Prüfungen  wegen  Erlangung  des  Doctorgrades  an  einer 
österreichischen  Universität  oder  zu  einer  Staatsprüfung  ist 
die  Nachweisung  eines  Universitätsbesuches  von  einer  be- 
stimmten Dauer  nothwendig,  und  zwar  für  das  philosophische 
Doctorat  von  drei,  für  das  medicinische  von  fünf,  für  das  juridi- 
sche von  vier  Jahren,  wovon  wenigstens  ein  Theil  an  einer 
österreichischen  Lehranstalt  zurückgelegt  werden  muss  und 
zwar  in  der  philosophischen  Facultät  ein  Jahr,  in  den  übrigen 
Facultäten  zwei  Jahre. 

Die  Beseitigung  der  Semestral-  und  Annualprüfung  war 
ebenfalls  ein  unbedingter  Fortschritt.  Wenn  ein  Studierender 
ein  Zeugnis  über  seine  wissenschaftliche  Bildung  von  irgend 
einem  Docenten  erlangen  will,  so  ist  dies  eine  Privatangelegen- 
heit beider.  Nur  die  Bestimmungen  bezüglich  des  Besuches  der 
Vorlesungen  unterliegen  in  vielfacher  Hinsicht  mancherlei  An- 
fechtungen, indem  es  in  der  That  sehr  schwierig  ist,  die 
Frequentation  der  Zuhörer  in  zahlreich  besuchten  Collegien 
zu  controliren  und  die  Besuchszeugnisse  factisch  nur  Be- 
stätigungen der  geschehenen  Einschreibung  in  die  Kataloge 
sind.  Trotz  der  Controle,  welche  für  den  Besuch  der  Colle- 
gien gesetzlich  normiert  wurde,  sind  Fälle  nicht  selten,  dass 
Studierende  die  Bestätigung  erhalten,  trotzdem  sie  nie  ein  Col- 
legium  besuchten,  weil  sie  fern  der  Universitätsstadt  eine  Hof- 
meisterstelle bekleideten.  Indes  muss  man  billig  anerkennen, 
dass  ähnliche  Bestimmungen  auch  an  einigen  deutschen  Uni- 
versitäten vorkommen. 

Die  Gehalte  der  Universitätsprofessoren  wurden  durch 
Ministerialerlass  vom  28.  October  1849  provisorisch  geregelt. 
Erfreulich  war  es,  dass  als  Grundsatz  aufgestellt  wurde,  bei 
Bestimmung  der  Gehalte  gelte  künftig  keine  allgemeine,  ins- 
besondere keine  die  Höhe  derselben  beschränkende  Vor- 
schrift, sondern  die  Bedingungen  der  Anstellung  sollten  im 
Wege  des  Uebereinkommens    festgestellt  werden.     In   sofern 

rende  zu  Prüfungen  aus  dem  Kirchenrecht  zuzulassen  oder  ihnen  Frequen. 
tati onszeugnisse  auszustellen,  aufgehoben.  Vorlesungen  zu  hören,  wurde 
den  Juden  durch  allerh.    Entschl.  vom  27.  Oct.  1820  und  28.  Febr.  J833 

gestattet. 
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es  sich  jedoch  nicht  um  Berufung  von  Männern  handelt,  die 
sich  bereits  an  andern  Universitäten  des  Aus-  oder  Inlandes  be- 
linden, sondern  um  eine  Auswahl  aus  mehreren  tüchtigen  um 
ein  erledigtes  Lehramt  sich  bewerbenden  Privatdocenten  oder 
Professoren,  wurden  die  Gehalte  der  Professoren  an  den  drei 
weltlichen  Facultäten  für  Wien  auf  1690,  für  Prag  auf  1365, 
für  Lemberg  und  Krakau  auf  1260,  für  Olmütz,  Graz  und 
Innsbruck  auf  1050  fl.,  mit  den  zwei  Vorrückungsstufen  nach 
zehnjähriger  Dienstleistung  von  je  315  fl.  in  Wien  und  Prag, 
in  den  anderen  Orten  mit  je  210  fl.  festgestellt.  Die  ausser- 
ordentlichen Professoren  werden  mit  fixem  Gehalte  ohne  Vor- 
rückungsrecht  angestellt.  Bei  vielen  Berufungen  aus  dein 
Auslande,  bei  einigen  Anstellungen  aus  dem  Inlande  sind 
vielfach  sehr  bedeutende  Gehalte  bewilligt  worden.  Die  ma- 
terielle Lage  vieler  nach  dem  allgemeinen  Normale  angestell- 
ter Professoren  kann  jedoch  eine  günstige  nicht  genannt 
werden,  da  die  Collegiengelder  nur  bei  den  Professoren  der 
juridischen  und  medicinischen  Facultät,  so  wie  bei  wenigen 
Lehrkanzeln  der  philosophischen  Facultät  eine  erträgliche 
Einnahmsquelle  bieten. 

Für  die  Pester  Universität  wurden  durch  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  19.  März  1851  ähnliche  Normen  erlassen.  Als 
Gehalte  wurden  an  den  drei  weltlichen  Facultäten  1365  fl. 
mit  den  Vorrückungsstufen  nach  zehnjähriger  Dienstzeit  auf 
1680  und  nach  zwanzigjähriger  auf  1995fl.  öst.  Währung  fixiert, 
für  die  theologische  Facultät  1260  fl.  mit  der  Vorrückung  in 
1365  und  1470. 

Durch  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli  1850  wurden 
nähere  Bestimmungen  über  die  Einführung  von  Collegien- 
geldern  an  den  österreichischen  Universitäten  erlassen.  Das 
geringste  Collegiengeld  wurde  auf  eben  so  viel  Gulden  fest- 
gesetzt als  das  Collegium  wöchentlich  Stunden  ausfüllt.  Doch 
ist  jeder  Professor  berechtigt,  ausser  den  Lehrfächern,  für  die 
er  speciell  angestellt  ist  und  denen  er  seine  Lehramtsthätigkeit 
vorzugsweise  zuzuwenden  hat,  noch  andere  Collegien,  wofür  er 
nicht  verpflichtet  ist,  zu  lesen  und  zwar  für  ein  höheres  von 
ihm  beliebig  festgesetztes  Collegiengeld.  Sämmtliche  Hörer 
sind  zur  Zahlung  verpflichtet  und  eine  volle  oder  halbe  Be- 
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freiung  soll  nur  in  besonders  berücksichtigenswerthen  Fällen 
stattfinden.  Man  kann  gegen  das  Honorarprincip  mancherlei 
Einwendungen  erheben,  man  wird  jedoch  bei  unbefangener 
Würdigung  gestehen,  dass  nicht  unwichtige  Gründe  für  diese 
Einrichtung  sprechen.  Das  Institut  der  Privatdocenten,  ein 
wichtiges  Element  der  Universität,  ist  ohne  Honorarien  kaum 
haltbar ,  da  den  meisten  die  nöthigen  Subsistenzmittel 
fehlen  und  eine  staatliche  Besoldung  gleich  nach  der  Ha- 
bilitierung wohl  nicht  gefordert  werden  kann.  Auch  für 
die  Professoren  sind  die  Collegiengelder  ein  Stachel,  ein 
wohlthätiger  Reiz,  da  es  mit  geistigen  Elementen  in  dieser 
Welt  allein  nicht  gethan  ist.  Die  Gebrechen,  welche  nur 
allzu  oft  an  den  Hochschulen  zu  Tage  treten,  Charlatanismus, 
unlautere  Künste,  um  volle  Hörsäle  zu  erzielen,  stehen  mit 
dem  Honorarienwesen  nur  in  äusserlicher  zufälliger  Verbin- 
dung. Der  Misbrauch  hebt  den  Gebrauch  nicht  auf,  hier 
ebensowenig  wie  auf  anderen  Gebieten. 

Durch  allerhöchste  Entschliessung  vom  29.  Juli  1850 
erfloss  eine  Vorschrift  über  die  Einrichtung  der  theoretischen 
Staatsprüfung  für  Studierende  der  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaften. Diese  Prüfung  sollte  bei  jenen  stattfinden,  welche 
in  einen  Staatsdienst,  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
liche Studien  voraussetzt,  einzutreten  beabsichtigten.  Diese 
sogenannte  „theoretische  Staatsprüfung^  sollte  in  drei  Ab- 
theilungen ,  die  allgemeine ,  die  staatsrechtlich-administrative 
und  die  judicielle  genannt  ,  und  zwar  die  erste  schriftlich 
und  mündlich,  die  zwei  letzten  bloss  mündlich  vorgenommen 
werden.  Es  wurde  dem  Studierenden  freigestellt,  welcher 
von  den  drei  Staatsprüfungen  er  sich  zuerst  unterziehen  wolle, 
und  gestattet  eine  oder  zwei  derselben  während  der  Studien- 
dauer abzulegen.  Vor  Ablauf  der  vier  Studienjahre  wurde 
Niemand  zur  dritten  Staatsprüfung  zugelassen;  doch  wurde 
dem  Studierenden  das  letzte  Semester  dieses  Quadrienniums 
in  der  Art  freigegeben,  dass  er  eventuell  in  der  Benützung 
der  Vorlesungen  des  achten  Semesters  vollkommen  unbe- 
schränkt war  oder  es  auch  ausschliessend  zum  Selbststudium 
und  zur  Vorbereitung  für  die  Staatsprüfung,  oder  für  das 
erste  Rigorosum  bestimmen  konnte.  Gegenstände  der  Prüfung 
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waren  bei  der  allgememen  Abtheilung:  Rechtsphilosophie 
innere  Verwaltungspolitik ,  Nationalökonomie,  Finanzpolitik, 
allgemeine  und  österreichische  Specialstatistik  und  ein  Um- 
riss  der  Welt-  und  österreichischen  Geschichte;  bei  der 
staatsrechtlich  -  administrativen :  österreichisches  Staatsrecht, 
Kirchenrecht,  Verwaltungs-  und  Finanzgesetzkunde;  bei  der 
judiciellen:  österreichisches  Strafrecht  und  Strafverfahren,  bür- 
gerliches Recht,  Handels-  und  Wechselrecht,  gerichtliches 
Verfahren  in  und  ausser  Strafsachen. 

Eine  Beseitigung  oder  Beschränkung  des  für  die  höhe- 
ren Studien  angenommenen  Princips  der  Lernfreiheit  wurde 
durch  diese  Vorschrift  nicht  beabsichtigt.  Studierende,  welche 
weder  den  Doctorgrad  erwerben,  noch  sich  einer  Staatsprü- 
fung unterziehen  wollen,  sollten  nur  durch  die  Studienord- 
nung in  der  Wahl  und  Zahl  der  Vorlesungen  beschränkt 
sein.  Die  Hörer  an  der  juridischen  Facultät  wurden  bloss 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  jene,  welche  sich  der  rich- 
terlichen Laufbahn  zu  widmen  gedenken,  ausser  jenen  Gegen- 
ständen, welche  bei  den  Staatsprüfungen  gefordert  werden, 
noch  CoUegien  über  römisches  Recht,  See-  und  Bergrecht, 
gerichtliche  Arzneikunde,  Rechtsgeschichte,  über  das  in  ein- 
zelnen Ländern  geltende  Privatrecht  hören  sollten,  „weil  es  in 
der  Natur  der  Sache  liege,  dass  die  Staatsbehörden  bei  der 
Aufnahme  in  die  Praxis  und  bei  Anstellungen  unter  Voraus- 
setzung einer  sonst  gleichen  Befähigung  auf  diejenigen  Com- 
petenten  besondere  Rücksicht  nehmen  werden,  welche  die  dem 
speciellen  Dienstzweige  am  meisten  einsprechenden  Collegien 
gehört  haben".  Die  Candidaten  der  Finanzbehörden  wurden 
aus  demselben  Grunde  auf  die  Staatsrechnungs Wissenschaft, 
jene  für  Anstellungen  in  Handels-  und  Gewerbesachen  auf 
Handels-  und  Gewerbegesetzgebung  u.  s.  w.  aufmerksam  ge- 
macht. Von  jedem  Candidaten  der  Staatsprüfung  oder  des 
Doctorats  musste  der  Nachweis  geliefert  werden,  dass  er  vier- 
zehn Lehrgegenstände  mit  mindestens  vier  Stunden  wöchent- 
lich, ferner  zwei  philosophische,  zwei  geschichtliche  Discipli- 
nen  gehört  habe. 

Die  juridischen  Studien  waren  es  vornehmlich,  welche 
von  den  Lobrednern  der  früheren  Einrichtungen  zu  Angriffen 
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gegen  das  neue  Princip  der  Lernfreiheit  benützt  wurden.  Er- 
fahrungen fehlten  zwar,  denn  der  Zeitraum  von  wenigen  Jahren 
reichte  nicht  aus,  um  darzulegen,  dass  unter  dem  ehemaligen 
Studiensystem  wirklich  gesinnungsgetreuere  Beamten,  bessere 
Prakticanten,  gewandtere  Advocaten  waren  herangebildet  wor- 
den. Man  berücksichtigte  nicht  die  wahrhaft  traurigen  Folgen 
der  Art  und  Weise,  wie  die  rechtswissenschaftlichen  Studien  in 
Altösterreich  betrieben  wurden,  dass  von  einer  wissenschaft- 
lichen Behandlung  gar  keine  Rede  war  und  das  sogenannte 
praktische  Bedürfniss  in  den  Vordergrund  gestellt  wurde.  Das 
Aufblühen  der  Rechtswissenschaft  in  Deutschland  während 
der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  war  in  Oesterreich 
ohne  Nachwirkung  geblieben.  Die  oberflächliche  Pflege  des 
Naturrechts  in  Form  eines  seichten  Kantianismus  bot  für  ein 
tieferes  Studium  des  römischen  Rechtes  nur  einen  traurigen 
Ersatz.  Dies  war  anders  geworden,  gerade  die  Rechtswissen- 
schaft feierte  ihre  Auferstehung  in  Neuösterreich.  Die  Gegner 
des  neuen  Lehrsystems  wurden  nicht  überzeugt,  dass  mancherlei 
Erscheinungen  die  fruchtbringende  Wirkung  der  Studienfrei- 
heit an  den  Tag  legten.  Graf  Thun  scheint  Jahre  lang  dem 
Andringen  widerstanden  zu  haben  ;  wenigstens  in  officiellen 
und  ofiiciösen  Artikeln  wiu"de  darauf  hingewiesen,  dass  das 
Ministerium  an  dem  Princip  der  Lernfreiheit  festhalte. 

Ein  Rückschlag  trat  dennoch  schon  seit  1853  ein.  Inder 
im  Jahre  1850  erlassenen  Studienordnung  war  verfügt  worden, 
dass  um  die  Mitte  und  noch  einmal  kurz  vor  dem  Schlüsse  des 
Semesters  sämmtliche  Professoren  sich  zu  einer  Besprechung 
zu  versammeln  hätten,  um  über  die  Frequentation  der  Stu- 
dierenden die  gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  auszutau- 
schen, auf  deren  Grund  mit  Ermahnungen  oder  Rügen  gegen 
die  Nachlässigen,  bei  beharrlichem  Unfleisse  auch  mit  der 
Wegweisung  von  der  Universität  vorgegangen  werden  kann. 
Die  zweite  am  Schlüsse  des  Semesters  abzuhaltende  Bespre- 
chung aber  habe  zum  Zwecke,  zu  berathen,  ob  einem  Stu- 
dierenden die  Besuchszeugnisse  zu  versagen  seien  oder  nicht. 
Diese  Bestimmung  wurde  als  unzureichend  befunden  und 
durch  Ministerialerlass  vom  3L  August  1853  angeordnet,  dass 
in  Hinkunft  das  Lehrercollegium  wenigstens  einmal  in  jedem 
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Monate  zusammentreten  solle,  um  über  den  Besuchsfleiss  der 
Schüler  die  gemachten  Beobachtungen  auszutauschen.  Die  Pro- 
fessoren wui'den  angewiesen,  besonders  jenen  Studierenden  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  welche  sich  im  ersten 
Jahre  der  Universitätsstudien  befinden,  oder  welche  ein  Sti- 
pendium gemessen,  oder  endlich  deren  Betragen  bereits  Ur- 
sache gegeben  hat ,  ihren  Fleiss  zu  bezweifeln ;  es  wurde 
ferner  in  Erinnerung  gebracht,  dass  es  Pflicht  der  Docenten 
sei,  sich  über  die  wissenschaftliche  Verwendung  der  Hörer 
ein  Urtheil  zu  bilden.  Zu  diesem  Behufe  wurde  die  Veran- 
staltung von  Colloquien  und  Disputatorien,  schriftlichen  Aus- 
arbeitungen, dringend  empfohlen. 

Es  ist  klar,  ein  Schritt  nach  rückwärts  war  geschelien, 
man  war  auf  dem  Wege,  den  reactionären  Tendenzen  auf 
dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens  eine  Hinterpforte  zu  öff- 
nen, welche  bequem  genug  war,  um  noch  manches  Andere 
durchzulassen.  Im  Grunde  genommen  hat  man  sich  nach 
kurzem  Rausche  mit  dem  Principe  der  Lehr-  und  Lernfrei- 
heit nie  ganz  befreundet,  man  befürwortete  Beschränkungen 
und  am  Bewundern  der  zopfigen  Einrichtungen  früherer  Tage 
fehlte  es  nie  ganz*). 

Zwei  Jahre  später  erflossen  jene  Normen,  welche  für  die 
Rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  die  Lernfreiheit  zu 
Grabe  trugen.  Es  gelten  hiefär  folgende  Bestimmungen.  Dieselben 
können  nur  in  8  Semestern  zurückgelegt  werden  und  sie  begin- 
nen mit  dem  Wintersem.  Folgende  Gegenstände  müssen  noth- 
wendig  in  der  bezeichneten  Reihenfolge  vorgetragen  und  gehört 
werden:  L  Jahr:  deutsche  Reichs- und  Rechtsgeschichte,  römi- 
sches Recht  und  Geschichte  desselben,  beide  ganzjährig.  2.  Jahr : 
im  Wintersemester :  gemeines  deutsches  Privatrecht ;  im 
Sommersemester:  Rechtsphilosophie  und  Encyclopädie  der 
Rechtswissenschaften;  ferner  durch  beide  Semester:  kanonisches 
Recht.  3.  Jahr:  österreichisches  bürgerliches  Recht,  ganz- 
jährig, ebenso  auch  politische  Wissenschaften;   ferner  öster- 


*)  Vergl.  die  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Oesterreich.  Von 
einem  emeritirten  Präses  der  juridischen  Facultät.  Wien  1851.  Die  öster- 
reichische Reichszeitung  vom  10.  Mai  1851  zollte  den  retrograden  An- 
schauungen des  Verfassers  das  unbedingteste  Lob. 
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reichisches  Strafrecht  im  Wintersemester  und  Strafproces  im 
Sommersemester,  4.  Jahr. :  österreichischer  Civilproces  nebst 
Verfahren  ausser  Streitsachen  ganzjährig,  dann  im  Winter- 
semester: österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht  und 
politische  Wissenschaften ;  im  Sommersemester :  österreichi- 
sche Statistik.  Nebst  den  bezeichneten  Fächern  sollen  an 
rechts  -  und  staatswissenschaftlichen  Facultäten  noch  über 
andere  Gegenstände  der  Rechts  -  und  Staatswissenschaften 
Vorträge  gehalten  werden,  insbesondere  über  Völkerrecht  und 
deutsches  Bundesrecht ,  Bergrecht ,  österreichische  Verwal- 
tungs-  und  Finanzgesetzkunde,  Practica  aus  dem  österreichi- 
schen Civil-  und  Strafrecht,  österreichisches  Lehnsrecht,  über 
Particularrechte  der  einzelnen  österreichischen  Länder  und 
deren  Geschichte,  Statistik  der  europäischen  Staaten,  gericht- 
liche Medicin  und  Staatsrechnungs Wissenschaft. 

Unter  den  gleichzeitigen  Collegien  über  die  Rechts- 
philosophie und  Encyclopädie  der  Rechtswissenschaften  steht 
den  Studierenden  die  Wahl  frei.  Das  Studium  des  gemeinen 
deutschen  Privatrechtes  ist  ihnen  als  Vorbereitung  für  das 
österreichische  Recht  besonders  zu  empfehlen.  An  der  phi- 
losophischen Facultät  sind  sie  ferner  zu  hören  verpflichtet: 
binnen  der  ersten  drei  Semester  ein  Collegium  über  prak- 
tische Philosophie,  im  3.  Semester  österreichische  Geschichte 
und  ferner  noch  ein  geschichtliches  Collegium  während  der 
vier  Studienjahre.  Abweichungen  von  dem  vorgezeichneten 
Studienplan  sind  nur  mit  besonderer  Bewilligung  des  Decans 
zulässig.  Die  Wahl  der  nicht  obligaten  Collegien  ist  inso- 
feme  unter  Aufsicht  des  Decans  und  der  betreffenden  Docen- 
ten  gestellt,  dass  den  Studierenden  die  Inscription  in  Vorträge, 
zu  deren  Verständnis  ihnen  offenbar  die  nöthigen  Vorkennt- 
nisse mangeln,  nicht  gestattet  ist*). 

Am  Ende  oder  nach  Ablauf  des  4.  Semesters  haben  die 
Studierenden  sich  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  welche  sich 

*)  Der  Eintritt  in  das  Universitätsstudium  hat  in  der  Regel  im 
Wintersemester  zu  erfolgen.  In  Folge  Min.  Erlasses  vom  8.  Febr.  1856 
ist  jedoch  der  Beginn  der  Universitätsstudien  mit  dem  Sommersemester 
nicht  untersagt ,  nur  sind  diese  Studierenden  bezüglich  ihrer  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Studien  so  zu  behandeln ,  als  ob  sie  erst  mit 
dem  nächstfolgenden  Wintersemester  eingetreten  wären.  Die  in  dem  Som- 
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über  römisches  Recht,  kanonisches  Recht,  deutsche  Reichs- 
und Rechtsgeschichte  in  Verbindung  mit  österreichischer  Ge- 
schichte erstreckt.  Wer  diese  Prüfung  nicht  vor  Beginn 
des  5.  Semesters  oder  im  Verlauf  desselben  mit  Erfolg  abgelegt 
hat,  dem  werden  die  Semester,  in  welchen  er  vor  Ablegung 
der  Prüfung  noch  inscribiert  ist ,  nicht  in  das  gesetzliche 
Quadriennium  eingerechnet. 

Zur  Erlangung  des  juristischen  Doctorates  ist  die  Ab- 
legung von  vier  Rigorosen  noth wendig  und  zwar  :  1.  aus  dem 
Vernunftrecht,  der  Statistik,  dem  allgemeinen  österreichischen 
Strafgesetz  und  dem  Strafverfahren ;  2.  aus  dem  römischen  und 
dem  kanonischen  Rechte,  ferner  dem  Lehnsrecht;  3.  aus  dem 
österreichischen  bürgerlichen  Rechte,  dann  dem  Handels-  und 
Wechselrecht ;  4.  aus  dem  gerichtlichen  Verfahren,  der  rationel- 
len Politik  und  der  österreichischen  *Verwaltungsgesetzkunde. 
Im  J.  1855  wurden  bloss  drei  strenge  Prüfungen  in  Aussicht 
genommen,  und  zwar:  Laus  dem  römischen,  dem  deutschen, 
dem  Lehns-  und  kanonischen  Recht ;  2.  aus  dem  Völkerrecht, 
der  politischen  Oekonomie ,  Rechtsphilosophie  und  endlich 
aus   dem  österreichischen  Civil-  und  Strafrecht  und  Proces. 

Diese  Bestimmungen  sind  indes  bisher  nicht  in  Wirk- 
samkeit getreten.  Zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  hat 
in  der  Regel  ein  Intervall  von  drei  Monaten  einzutreten. 
Nur  ausnahmsweise  kann  jenen  Candidaten,  welche  bei  den 
Prüfungen  mit  Stimmeneinhelligkeit  approbiert  worden  sind, 
eine  kürzere  Frist  vom  Professoren  -  CoUegium  zugestanden 
werden.  Nach  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegten  strengen 
Prüfungen  muss  der  Candidat  eine  Abhandlung  oder  die  von 
den  Professoren  aus  jedem  Lehrgegenstande  vorgelegten  Fra- 
gen schriftlich  ausarbeiten,  sodann  die  aus  allen  Rech  tstheilen 
aufgestellten  Streitsätze  öffentlich  vertheidigen.  Die  Dispu- 
tationsthesen müssen  vor  der  Drucklegung  vom  Lehrkörper 
begutachtet  werden ,    welcher  darüber  zu  wachen  hat ,  dass 

merseraester  gehörten  Collegien  haben  nur  die  Wirkung,  dass  ihnen  die 
Collegien stunden  in  den  folgenden  acht  Semestern  bei  Berechnung  der 
gesetzlichen  Stundenzahl  zu  Gute  kommen  und  dass  die  während  dieser 
Zeit  gehörten  Vorlesungen  über  praktische  Philosophie,  G  eschichte  u.  s.  w. 
als  die  diesfölligen  in  dem  Studienplan  vorgezeichneten  Obligatcollegien 
gelten  können. 
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In  demselben  nichts  enthalten  sei,  was  einerseits  mit  dem 
Principe  der  Wissenschaft  in  Widerspruch  steht,  anderer- 
seits aber  zur  Untergrabung  der  öffentlichen  Ruhe,  Ordnung 
und  Sicherheit  führen  könnte. 

Seit  dem  Erlasse  der  Studienordnung  vom  Jahre  1855 
und  des  Staatsprüfungsgesetzes  vom  Jahre  1856  ist  mehr  als 
ein  Decennium  verflossen  und  es  dürfte  wol  angezeigt  sein, 
die  während  dieses  Zeitraumes  gemachten  Erfahrungen  zu 
verwerthen  und  jene  Aenderungen  vorzunehmen,  deren  jene 
Normen  nur  allzu  bedürftig  erscheinen.  Die  allgemein  giltige 
Vorschrift  eines  bestimmten  nach  Jahrgängen  abgestuften  Stu- 
diencursus  hat  sich  nach  unserer  unmassgeblichen  Ansicht 
nicht  bewährt.  Die  unbedingte  Studienfreiheit  hat  sich  noch  an 
keiner  deutschen  Universität  als  schädlich  erwiesen  und  der 
Einfluss  in  die  Wirksamkeit  der  akademischen  Vorträge  ist 
dadurch  nicht  untergraben  worden,  trotzdem  dass  anderswo 
dieselben  Momente  wie  in  Oesterreich,  Unerfahrenheit,  Leicht- 
sinn, Bequemlichkeit  der  Jugend,  zwingen  würden,  das  Prin- 
cip  der  Lehrfreiheit  aufzugeben  und  dem  Lehrzwange  zu 
huldigen.  Hat  aber  das  System  der  Obligatcollegien  irgend- 
wo die  Hörsäle  gefüllt,  ein  wissenschaftliches  Streben  beför- 
dert? Ist  es  rathsam  und  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen 
Individualitäten  angezeigt,  stringente  Vorschriften  hinsichtlich 
der  Frequentation  bestimmter  Collegien  zu  erlassen?  Wir 
glauben  kaum  und  wir  sind  überzeugt,  dass  Freiheit  in  der 
Wahl  der  Collegien  ohne  irgend  erhebliche  Gefahr  für  den 
Erfolg  akademischer  Studien  gestattet  werden  kann.  Ein 
nicht  zu  unterschätzendes  Compelle  gegen  Masslosigkeit  der 
Studienfreiheit  liegt,  wenn  man  dies  für  nothwendig  hält, 
in  der  richtigen  Organisation  der  Staatsprüfungen ,  ohne 
dass  stricte  der  Nachweis  des  Besuches  bestimmter  Vor- 
lesungen gefordert  zu  werden  braucht,  wenn  nur  im  All- 
gemeinen festgesetzt  wird ,  dass  die  Zulassung  zu  den 
Prüfungen  an  den  Besuch  einer  Anzahl  Collegien  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  geknüpft  wird. 
Man  setze  zum  Ueberfluss  für  jedes  Semester  ein  bestimmtes 
Minimum  wöchentlicher  Stundenzahl  fest,  verordne  auch, 
dass   an   der   philosophischen    Facultät  Vorlesungen   gehört 
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werden  müssen,  und  man  hat  genug  gethan.  Es  ist  nicht 
nöthig ,  diese  Vorlesungen  genau  zu  specialisieren,  han- 
delt es  sich  doch  bloss  darum,  dass  durch  die  Frequentation 
derselben  die  allgemein  wissenschaftlichen  Studien  nicht  ver- 
nachlässigt werden^  und  man  kann  es  getrost  der  Individua- 
lität des  einzelnen  Studierenden  überlassen,  ob  philosophische 
oder  historische  Vorträge  eine  grössere  Anziehungskraft  auf 
ihn  ausüben.  Viel  hängt  auch  hier  von  den  Professoren 
dieser  Lehrfächer  ab  und  es  ist  kein  Grund  Jemand  zur 
Frequentation  seichter  philosophischer  oder  nicht  ganz  genü- 
gender historischer  Vorträge  zu  nöthigen.  Sind  diese  an 
einer  oder  der  anderen  Universität  nicht  genügend  vertreten, 
so  dürften  Vorlesungen  über  Geschichte  der  Philosophie,  der 
classischen  oder  deutschen  Literatur,  bei  einem  Philologen 
gehört,  fruchtbringender  sein.  Die  blosse  Inscription  genügt 
wol  nicht  und  die  Frequentation  kann  bloss  durch  den  In- 
halt der  Vorlesungen,  durch  die  Art  und  Weise  derselben 
erzwungen  werden.  Wozu  nützt  es  Studierende,  denen  von 
Hause  aus  Neigung  und  Trieb  zur  Philosophie  nicht  inne 
wohnt,  nöthigen,  gerade  philosophische  Lehrfächer  zu  hören, 
wenn  bisweilen  auch  der  Lehrer  derselben  nicht  jene  Bega- 
bung besitzt,  um  eine  Anziehungskraft  auszuüben.  Es  ist 
wol  selbstverständlich,  dass  wir  einer  imperativen  Verord- 
nung hinsichtlich  einer  bestimmten  Studienordnung  das  Wort 
nicht  reden  können.  Wird  die  Anzahl  der  Obligatcollegien 
festgesetzt,  so  kann  man  alles  Uebrige  dem  Studenten  über- 
lassen und  braucht  MisgrifFe  nicht  zu  fürchten,  da  Profes- 
soren und  Decane  ohnehin  die  Pflicht  haben,  auf  eine  ver- 
kehrte Wahl  von  Vorlesungen  aufmerksam  zu  machen.  An 
den  deutschen  Universitäten  hat  sich  traditionell  ein  bestimm- 
ter Stufengang  in  der  Reihenfolge  der  Vorlesungen  festge- 
setzt und  auch  in  Oesterreich  vor  1855  bürgerten  sich  im 
Allgemeinen  in  dieser  Beziehung  Grundsätze  ein,  deren  un- 
bedingte Verwerflichkeit  erst  nachgewiesen  werden  muss. 
Für  Mediciner  ist  eine  Studienordnung  nicht  erflossen  und 
der  natürliche  Verstand  der  Studenten  hat  das  Richtige  ge- 
troffen. Niemand  wird  es  beifallen,  klinische  Vorlesungen  vor 
den   grundlegenden   Vorträgen   über  Anatomie,   Physiologie, 
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pathologische  Anatomie  zu  besuchen.  Ein  nutzloses  Bevor- 
mundungssystem  ist  überall  vom  Uebel,  wo  es  sich  geltend 
zu  machen  sucht ^  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft  eben 
so  gut  wie  auf  jenem  der  Volks wirthschaft. 

Auch  die  Freiheit  hat  ihre  Gefahren^  dies  ist  nicht  in 
Abrede  zu  stellen.  Namentlich  in  Hauptstädten  sind  es 
Lockungen  in  Hülle  und  Fülle  ,  welche  den  Studieren- 
den von  der  Wissenschaft,  die  mit  einem  gewissen  Ernste 
betrieben  werden  will,  abziehen,  und  der  Zerstreutheit,  dem 
Genüsse,  der  geistigen  Ungebundenheit  Thür  und  Thor  öffnen. 
Allein  alle  diese  Gefahren  werden  durch  den  Studienzwang 
in  keiner  Art  beseitigt  und  die  Vorschrift,  diese  oder  jene 
Collegien  in  der  einen  oder  anderen  Reihenfolge  zu  hören, 
hat  vor  jenen  vermeintlichen  und  wirklichen  Gefahren,  welche 
zu  beseitigen  oder  zu  vermindern  man  stets  bereitwillig  ge- 
sonnen war,  nie  bewahrt.  Um  Unheil  abzuhalten  sind  die  ge- 
troffenen Massregeln  doch  viel  zu  schwach.  Die  schirmende 
Macht  der  Freiheit  liegt  ganz  anderswo,  in  der  tüchtigen 
Schulung,  der  gehörigen  Reife,  der  sittigenden  Zucht,  welche 
aus  dem  Gymnasium  mitgebracht  werden  muss,  wenn  der 
akademische  Unterricht  seine  befruchtende  Wirlmng  auszu- 
üben nicht  verfehlen  soll.  Das  Gefühl  der  Selbständigkeit 
und  Männlichkeit,  das  charaktervolle  Selbstbewusstsein  will 
ebenfalls  gehegt  und  gepflegt  werden  und  fällt  nicht  ohne 
Mühe  und  Arbeit  als  reife  Frucht  dem  in  fortwährender  Un- 
mündigkeit Belassenen  in  den  Schooss,  und  die  Freiheit  des 
akademischen  Lebens  trägt  vielmehr  dazu  bei,  jene  für  den 
Fortschritt  eines  Volkes  unentbehrlichen  Güter  zu  entfalten, 
als  die  Beschränkung  und  Bevormundung  es  je  gethan  hat. — 

Die  Veränderungen  in  der  medicinischen  Facultät  sind 
ohne  Belang.  Der  Studienordnung  vom  1.  Oct.  1850  zufolge 
ist  zur  Erlangung  des  medicinischen  Doctorgrades  ein  Fa- 
cultätsstudium  von  fünf  Jahren  erforderlich,  wovon  vier  Jahre 
an  der  medicinischen  Facultät  zugebracht  und  zwei  zum  Be- 
suche der  Kliniken  verwendet  werden  müssen.  Der  Besuch 
auswärtiger  Universitäten  ist  gestattet,  nur  zwei  Jahre  müssen 
an  einer  österreichischen  Hochschule  absolviert  werden.  Die 
Anzahl  der  Rigorosen  ist  auf  zwei  festgesetzt,  zwischen  wel- 
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chen  in  der  Regel  ein  Zwischenraum  von  drei  Monaten  ein- 
treten soll.  Eine  kürzere  Frist  kann  nur  ausnahmsweise 
jenen  Candidaten,  welche  bei  der  ersten  Prüfung  mit  Stim- 
meneinhelligkeit approbiert  wurden,  gestattet  werden.  Die 
Prüfungsgegenstände  blieben  dieselben  wie  früher,  nur  patho- 
logische Anatomie  kam  durch  Ministerialerlass  vom  11.  Sept. 
1851  hinzu.  Hinsichtlich  der  Wundarzneikunde  unterscheidet 
man  Doctoren,  Magister  und  Patrone  der  Chirurgie.  Die 
Doctoren  müssen  sich  zwei  strengen  Prüfungen  unterziehen. 
Wir  hatten  schon  Gelegenheit  auf  einen  Krebsschaden 
der  Österreichischen  Universitäten  hinzuweisen  und  hervor- 
zuheben, dass  die  philosophische  I'acultät  kein  selbständiges 
Glied  der  Universität  war,  sondern  einen  Durchgangspunct 
für  die  späteren  Brodstudien  bildete.  Von  den  Männern, 
welche  an  den  beiden  philosophischen  Jahrgängen  lehrten, 
haben  sich  nur  wenige  über  die  Mittelmässigkeit  erhoben, 
und  auch  im  „Auslande",  das  heisst  im  ausserösterreichischen 
Deutschland,  einen  geachteten  Namen  sich  erworben.  Die 
philosophische  Facultät  erhielt  durch  die  neue  Universitäts- 
einrichtung eine  selbständige  Wirkung,  nur  wäi'e  es  aus 
vielfachen  Gründen  rathsam  gewesen,  die  naturwissenschaft- 
lichen Lehrfächer  einer  besonderen  Facultät,  wie  dies  vor 
Kurzem  in  Tübingen  geschah,  zuzuweisen.  Berufungen  aus 
Deutschland  erfolgten,  nm  namentlich  in  den  historisch- 
philologischen Gebieten  die  Lücken  in  Oesterreich  auszu- 
füllen. Das  Hereinziehen  von  geistigem  Capital  konnte  nur 
als  ein  unschätzbarer  Gewinn  angesehen  werden.  Die  philo- 
sophischen und  naturhistorischen  Disciplinen  erhielten  gröss- 
tentheils  durch  Inländer  geeignete  Vertreter.  Die  historischen 
und  philologischen  Seminare  in  Wien,  Prag,  Krakau,  Lem- 
berg,  Innsbruck  und  seit  jüngster  Zeit  auch  in  Graz  haben 
für  die  Heranbildung  von  Lehrern  an  den  österreichischen 
Mittelschulen  ungemein  segensreich  gewirkt,  das  physikalische 
Institut  in  Wien  eine  Anzahl  tüchtiger  Männer  herangebildet. 
In  vielen  Gebieten  entfaltete  sich  eine  wissenschaftliche 
Selbstthätigkeit ,  welche  in  dem  vormärzlichen  Oesterreich 
ein  Analogen  nicht  findet.  Bezüglich  der  Erlangung  des 
Poctorats  gelten   an   der   philosophischen  Facultät  noch  die 
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alten  Bestimmungen,  wornach  sich  jeder  Candidat  aus  der  Ma- 
thematik und  Physik,  Philosophie  und  allgemeinen  Geschichte 
einer  Prüfung  unterziehen  muss.  (Hofdekret  vom  Jahre  1809.) 
Eine  Aenderung  wurde  vielfach  angeregt  und  ist  auch  drin- 
gend zu  wünschen. 

Hier  mögen  auch  die  Bestimmungen  über  die  theolo- 
gischen Studien  ihren  Platz  finden.  Während  die  theologischen 
Facultäten  vor  1848  wie  die  vielen  Diöcesanlehranstalten 
lediglich  die  Aufgabe  hatten,  den  Candidaten  des  geistlichen 
Standes  die  ihnen  für  ihren  praktischen  Beruf  nöthige  Bil- 
dung zu  geben,  wurde  ihr  Wirkungskreis  dahin  erweitert, 
dass  sie  auch  die  Wissenschaft  ins  Auge  zu  fassen  haben, 
und  die  Regierung  sprach  ihre  Geneigtheit  aus,  nach  Zulass 
der  Umstände  für  die  zu  dem  Behufe  erforderliche  Ver- 
mehrung der  Lehrkräfte  Sorge  zu  tragen.  Der  Studiencurs 
dauert  vier  Jahre. 

Die  theologischen  Vorträge  erstrecken  sich  über  he- 
bräische Sprache,  von  deren  Studium  jedoch  befreit  werden 
kann,  nur  nicht  in  dem  Falle,  wenn  man  die  theologische 
Doctorswürde  erlangen  will,  über  Bibelkunde  des  alten 
und  neuen  Bundes,  Kirchengeschichte,  Patrologie,  Kirchen- 
recht, Dogmatik,  Moral,  Pastoraltheologie,  Katechetik  und 
Unterrichtslehre.  Eine  neue  Einrichtung  ist  es,  dass  das 
Kirchenrecht  an  theologischen  Facultäten  speciell  für  Theo- 
logen vorgetragen  werden  soll,  da  es  ein  in  der  Natur  der 
Sache  begründetes  Bedürfnis  ist,  dass  das  Kirchenrec^ht  den 
Theologen  in  einer  anderen  Weise  vorgetragen  werde,  als 
den  Juristen ,  theils  wegen  der  Verschiedenheit  ihrer  juri- 
dischen Vorbildung,  theils  weil  ihnen  manche  Partien  aus- 
führlicher vorgetragen  werden  müssen. 

Die  Wahl  von  anderen  Vorträgen  an  der  theologischen 
Facultät  steht  den  Studierenden  frei,  jedoch  haben  sie  die 
Erlaubnis  desjenigen,  welcher  mit  der  Leitung  ihrer  Studien 
von  dem  Bischöfe  oder  Ordensvorstande  beauftragt  ist,  ein- 
zuholen. Die  Theologen  aus  dem  Regular-Säcularclerus  sind 
auf  Verlangen  den  Semestral-  oder  Annualprüfungen  zu 
unterziehen.  Unterrichtssprache  ist  theilweise  die  lateinische. 
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Zur  Erlangung  des  theologischen  Doctorats  haben  sich 
die  Candidaten  nach  zurückgelegten  Studien  vier  strengen 
Prüfungen  zu  unterziehen  und  zwar  aus  der  Kirchengeschichte, 
dem  Kirchenrechte,  aus  dem  gesammten  biblischen  Studium 
des  alten  und  neuen  Bundes,  aus  den  biblischen  Sprachen, 
der  Dogmatik,  der  Moral-  und  Pastoraltheologie.  Niemand 
kann  die  theologische  Doctorswürde  erlangen,  der  nicht  vor 
dem  Bischöfe  oder  dem  von  ihm  Beauftragten  das  triden- 
tinische  Glaubensbekenntnis  abgelegt  hat.  Jene,  welche  an 
einer  gesetzmässig  organisierten  Diöcesan-  oder  Klosterlehr- 
anstalt die  Theologie  absolviert  haben,  können  zur  Doctors- 
würde nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  in  das  Studium 
der  Theologie  auf  Grundlage  eines  Maturitätszeugnisses  auf- 
genommen worden  sind*).  Zu  den  strengen  Prüfungen  er- 
nennt der  Bischof  die  Hälfte  der  Prtifungscommissäre  aus 
Männern,  welche  selbst  den  theologischen  Doctorsgrad 
erlangt  haben. 

Was  die  Seminarien  anbelangt,  so  stellt  der  1 7.  Artikel 
des  Concordates  es  den  Bischöfen  frei,  den  Unterricht  der 
Zöglinge  an  denselben  mit  voller  Freiheit  zu  lenken.  Die 
Bischöfe  haben  jedoch  auf  der  zu  Wien  1856  abgehaltenen 
Versammlung  es  als  heilsam  erkannt,  die  Einrichtung  ihrer 
theologischen  Diöcesanlehranstalten  gemeinsam  zu  ordnen. 
Es  sollen  hiernach  nur  solche  Candidaten  aufgenommen  wer- 
den, welche  das  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge 
zurückgelegt  haben.  Der  Studiencurs  dauert  vier  Jahre.  An 
allen  theologischen  Lehranstalten  müssen  Dogmatik,  Moral  und 
Pastoral,  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht,  die  heilige  Schrift 
des  alten  und  neuen  Bundes  und  hebräische  Sprache  gelehrt 
werden ;  doch  kann  der  Bischof  die  Zöglinge  von  Erlernung 
der  hebräischen  Sprache,  insoweit  es  ihm  zweckmässig  er- 
scheint, befreien.  Die  Reihenfolge  der  ordentlichen  Lehr- 
fächer wurde  folgendermassen  vertheilt:  Im  ersten  Jahrgang 
allgemeiner  Theil  der  Dogmatik,  Einleitung  in  die  heilige 
Schrift,  Erklärung  der  heiligen  Schrift  des  alten  Bundes  aus 
der  Vulgata,  hebräische  Sprache.     Zweiter  Jahrgang:  Beson- 

*)  Ministerialerlass  vom  16,  September  1851. 
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derer  Theil  der  Dogmatik,  Erklärung  der  heiligen  Schrift 
des  neuen  Bundes  aus  der  Vulgata,  mit  fortlaufender  Rück- 
sicht auf  die  Begründung  der  Glaubenslehre,  Erklärung  des 
Urtextes.  Dritter  Jahrgang :  Kirchengeschichte  mit  vorherr- 
schender Rücksicht  auf  Dogmen  und  Verfassungsgeschichte, 
Moraltheologie.  Vierter  Jahrgang :  Pastoraltheologie  im  enge- 
ren Sinne,  Liturgik,  geistliche  Beredsamkeit,  Katechetik, 
ünterrichtslehre,  Kirchenrecht.  — 

Auch  an  den  Universitäten  hat  sich,  wenn  auch  nur 
theilweise,  der  sprachliche  Utraquismus  eingenistet,  und  die 
weitgehendsten  Forderungen  sind  namentlich  in  dem  kühnen 
Cechenlande  zu  Tage  getreten*).  Es  ist  hier  nicht  die 
Wissenschaft ,  welche  den  Ausschlag  gibt ,  sondern  die 
Parteiagitation.  Die  an  der  Prager  Universität  lehrenden 
Nationalen  documentieren  zur  Genüge ,  dass  man  den 
Cechen  die  Lehrkanzeln  nicht  vorenthielt,  wenn  sich  ge- 
eignete Bewerber  vorfanden  und  wissenschaftliche  Leistun- 
gen die  Gewähr  für  eine  erspriessliche  Vertretung  des  Lehr- 
faches boten.  Man  spricht  so  gern  von  einem  Bedürfnisse. 
War  dies  in  dem  Maasse  vorhanden,  wie  die  Partei- 
führer glauben  und  andere  glauben  machen  wollen,  so  bot 
die  Privatdocentur  die  Gelegenheit,  dasselbe  vorübergehend 
zu  befriedigen,  und  eine  Beförderung  zur  ausserordentlichen 
oder  ordentlichen  Professur  ist  noch  Niemandem  versagt  wor- 

*)  Der  Antrag  wurde  gestellt  und  von  dem  frühern  Unterrichts- 
minister,  Grafen  Thun  unterstützt,  1.  Für  jeden  Gegenstand,  aus  wel- 
chem die  vorgeschriebenen  Prüfungen  (Rigorosen,  Staatsprüfungen  oder 
Prüfungen  der  Gymnasiallehramtscandidaten  u.  s.  w.)  abgelegt  werden 
müssen,  sei  wenigstens  ein  Professor,  Avelcher  die  festgesetzte  Anzahl  von 
Stunden  in  böhmischer  Sprache  vorzutragen  hätte,  und  wenigstens  einer, 
welcher  über  denselben  Gegenstand  durch  dieselbe  Anzahl  von  Stunden  in 
deutscher  Sprache  vorzutragen  hätte,  zu  bestellen.  Ausgenommen  sind 
diejenigen  Gegenstände ,  welche  nur  in  lateinischer  Sprache  vorgetragen 
werden.  2.  Alle  vorgeschriebenen  Prüfungen  können  entweder  in  der  böh- 
mischen oder  in  der  deutschen  Sprache  abgelegt  werden,  insofern  deren 
Ablegung  nicht  In  lateinischer  Sprache  vorgeschrieben  ist.  Sollte  für 
irgend  einen  Gegenstand  mit  böhmischer  oder  aber  deutscher  Unterrichts- 
sprache ein  ordentlicher  Professor  nicht  bestellt  sein,  so  ist  die  Prüfung 
in  dieser  Sprache  von  dem  für  die  Vorlesungen  über  denselben  Gegenstand 
in  derselben  Sprache  bestellten  ausserordentlichen  Professor  vorzunehmen 
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den,  der  in  einer  oder  der  anderen  Landessprache  Vor- 
lesungen hielt,  deren  Erfolg  unzweifelhaft  feststand.  Ja,  an 
der  Prager  Universität  lehren  Männer,  mit  denen  ein  Habi- 
tilationsact  nicht  vollzogen  wurde  und  deren  Ernennung  zu 
ordentlichen  Professoren  erfolgte,  trotzdem  sie  in  cechischer 
Sprache  Vorträge  halten.  Es  stand  und  steht  nichts  im  Wege, 
dass  ein  Professor  in  deutscher  oder  cechischer  Sprache 
lehrte  und  nicht  wenige  haben  von  dieser  Licenz,  welche 
ihnen  Vortheil  brachte ,  Gebrauch  gemacht.  Die  Klagen 
über  Beeinträchtigung  der  Nationalitäten  auf  dem  Gebiete 
der  Wissenschaft  sind  leere  Phrasen,  deren  Grundlosigkeit 
einleuchtend  ist.  Das  Ministerium  hat  sogar  die  Cechen 
in  vielfacher  Weise  begünstigt.  Oder  ist  es  etwa  keine 
Begünstigung ,  wenn  (24.  October  1864),  bei  Besetzung 
der  Lehrkanzeln  als  Grundsatz  ausgesprochen  wurde,  dass 
die  Fähigheit  zum  böhmischen  Vortrage  bei  gleicher  wis- 
senschaftlicher Befähigung  einen  Vorzug  begründe?  Soll 
der  Vorzug  auch  bei  ungleicher  wissenschaftlicher  Befähigung 
eingeräumt  werden?  Die  cechischen  Studierenden  haben 
allerdings  Grund  genug ,  sich  über  den  Mangel  cechi- 
scher Vorträge  zu  beschweren,  aber  nicht  die  Regierung  trägt 
die  Schuld,  sondern  jene  Professoren,  welche  für  cechische 
Vorträge  angestellt  sind  und  es  aus  pecuniärem  Vortheile 
vorziehen  in  deutscher  Sprache  zu  lesen.  Es  ist  eine  That- 
sache,  dass  von  allen  Cechen,  welche  sich  der  Universitäts- 
laufbahn widmeten,  fast  alle  ausnahmslos  zu  ordentlichen 
oder  ausserordentlichen  Professoren  befördert  worden  sind 
und  mehrere  auch  die  nöthigen  Unterstützungen  zur  weiteren 
Vorbereitung  als  künftige  Professoren  an  auswärtigen  Uni- 
versitäten erhielten.  Nicht  dieselbe  Begünstigung  ward  den 
Deutschen  in  Prag  zu  Theil.  Von  einer  Beeinträchtigung 
der  cechischen  Nationalität  kann  bei  dieser  Sachlage  wol 
nicht  die  Rede  sein.  — 

Durch  die  allerhöchste  Entschliessung  vom  4.  Februar 
1861  wurde  die  Unterrichtssprache  an  den  drei  weltlichen 
Facultäten  der  Krakauer  Universität  geregelt.  Die  wesent- 
lichsten Bestimmungen  sind  folgende :  An  der  medicinischen 
Facultät  soll   in  Zukunft   die  polnische  Sprache  die  Unter^ 
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richtssprache  sein.  Um  aber  auch  der  deutschen  die  wün- 
schenswerthe  Berücksichtigung  zu  Theil  werden  zu  lassen, 
sei  jeder  Docent  verpflichtet,  seine  Zuhörer  mit  der  ge- 
sammten  deutschen  Fachliteratur  des  Gegenstandes  bis  auf 
die  neueste  Zeit  eingehend  vertraut  zu  machen,  und  um  die 
studierende  Jugend  in  der  deutschen  Sprache  geübt  zu  er- 
halten und  einen  engen  Verband  zwischen  der  polnischen 
und  deutschen  Literatur  zu  ermöglichen,  die  CoUegia  publica, 
welche  mindestens  in  jedem  3.  Semester  gelesen  werden  sollen, 
in  deutscher  Sprache  zu  lesen.  Der  Professor  der  Staats- 
arzneikunde wurde  angewiesen,  praktische  Collegia  als  pu- 
blica in  deutscher  Sprache  zu  halten  und  auch  praktische 
Uebungen  im  Abfassen  ärztlicher  Parero  und  Gutachten  in 
deutscher  Sprache  vorzunehmen,  endlich  den  Vortrag  über 
Encyclopädie  der  medicinischen  Wissenschaften  und  Ge- 
schichte der  Medicin  in  deutscher  Sprache  zu  halten. 

An  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät 
soll  die  polnische  Sprache  als  Unterrichtssprache  für  die  all- 
gemeinen Lehrfächer  des  römischen  und  kanonischen  Rech- 
tes, der  Rechtsphilosophie^  der  rechtswissenschaftlichen  Ency- 
clopädie, der  politischen  Oekonomie  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange, der  Verwaltung  und  Culturpolitik ,  der  allgemeinen 
Statistik,  des  europäischen  Völkerrechtes,  des  französischen 
und  ehemaligen  polnischen  Rechtes,  endlich  für  die  Civil-  und 
Strafprocess-Practica  angewendet  werden,  dagegen  die  deut- 
sche Sprache  als  Unterrichtssprache  für  österreichisches 
Civilrecht,  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprocess,  civil- 
gerichtliches  Verfahren,  österreichische  Statistik,  Bergrecht, 
Handels-  und  Wechselrecht,  Verwaltungs-  und  Finanzgesetz- 
kunde, für  deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  und  ge- 
meines deutsches  Strafrecht.  Bei  den  theoretischen  Staats- 
prüfungen sollen  die  Rechtshörer  in  derselben  Sprache  geprüft 
werden,   in  welcher  die  Gegenstände  vorgetragen  wurden. 

An  der  philosophischen  Facultät  wurde  grundsätzlich 
die  polnische  Sprache  als  Unterrichtssprache  bestimmt;  da 
jedoch  die  philosophische  Facultät  auch  als  Bildungsanstalt 
für  Gymnasial  -  Lehramtscandidaten  ins  Auge  zu  fassen  ist 
und  die  Gelegenheit  geboten  werdeu  soU,    sich  die  nöthige 


wissenschaftliche  Vorbildung  zur  Ertheilung  des  theil weisen 
Unterrichtes  in  der  deutschen  Sprache  am  Gymnasium  zu 
erwerben,  so  wurde  angeordnet,  dass  nebst  den  Vorträgen 
über  die  deutsche  Sprachwissenschaft  und  Literatur  in  deut- 
scher Sprache  von  den  zwei  für  jedes  der  Lehrfächer  der 
Geschichte  und  classischen  Philologie  angestellten  Professoren 
der  eine  die  Vorträge  in  polnischer,  der  andere  in  deutscher 
Sprache  abhalte,  dass  die  Uebungen  an  dem  philologischen 
Seminar  in  Krakau  von  dem  einen  Professor  in  polnischer, 
von  dem  anderen  in  deutscher  Sprache  vorzunehmen  sind, 
endlich  dass  die  Collegia  publica  der  mathematisch  -  natur- 
wissenschaftlichen Fächer  in  deutscher  Sprache  gelesen  wer- 
den sollen. 

Die  an  den  österreichischen  Universitäten  im  J.  1849 
vorgenommenen  Reformen  haben  sich  als  wahrhaft  frucht- 
bringend und  fördernd  erwiesen,  und  wenn  gegenwärtig  in 
den  weitesten  Kreisen  der  studierenden  Jugend  ein  ganz  an- 
derer Geist  sich  eingebürgert  hat,  als  er  vor  1848  zu  finden 
war,  80  hat  die  Reform  der  Gymnasien  und  der  Universitäten 
mit  dazu  beigetragen.  Die  wissenschaftlichen  Leistungen  der 
Oesterreicher  haben  auch  auf  anderen  als  naturhistorischen 
Gebieten  sich  eine  gewisse  Anerkennung  erworben,  ein  rege- 
res Streben,  ein  intensiver  wissenschaftlicher  Geist  ist  viel- 
fach sichtbar.  Freilich  kann  man  nicht  mit  einem  Schlage 
bahnbrechende  Arbeiten  erwarten,  aber  auch  diese  werden 
nicht  ausbleiben,  wenn  von  Seiten  der  massgebenden  Organe 
jene  Mittel  ergriffen  werden,  die  zur  Förderung  wissenschaft- 
lichen Aufschwunges  beitragen  können.  Mit  allgemeinen 
Verordnungen  ist  hier  nicht  geholfen,  diese  fruchten  wenig. 
Die  Hebung  der  Universität  hängt  fast  einzig  und  allein  von 
den  Lehrkräften  ab,  von  der  genügenden  Vertretung  der 
Lehrfächer  und  Wissenszweige,  von  der  Fürsorge  für  die 
mannigfachen  Bedürfnisse,  welche  an  einer  Hochschule  Be- 
friedigung suchen.  Es  ist  in  dieser  Beziehung  nicht  alles 
geschehen,  was  geboten  war.  Wol  ist  eine  Anzahl  hervor- 
ragender Capacitäten  aus  dem  „Auslande"  herbeigerufen 
worden,  aber  in  den  letzten  Jahren  ist  in  dem  Zuzüge  nicht 
bloss  eine  Stockung  eingetreten,  eine  unglückselige  Verwal- 
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tung  der  Unterrichtsangelegenheiten  hat  auch  einzelne  Nota- 
bilitäten,  ohne  einen  Ersatz  zu  suchen  und  zu  finden,  ziehen 
lassen.  Das  Gedeihen  der  Universitäten  hängt  so  sehr  von  dem 
Einflüsse  tüchtiger  Lehrer  ab,  und  die  Regierung  hat  in  dieser 
Richtung  für  nichts  dringender  zu  sorgen,  als  für  solche  Lehrer, 
dass  man  sich  über  die  eigenthümliche  Weisheit  jener  Staats- 
männer billiger  Weise  verwundern  muss,  die  einen  ausge- 
zeichneten Professor  eben  so  leicht  zu  ersetzen  glauben,  wie 
einen  tüchtigen  Administrativbeamten.  Es  ist  freilich  nicht 
Jedermanns  Sache  zu  beurtheilen,  welche  Kräfte  gewonnen, 
welche  Einrichtungen  gepflegt  werden  müssen,  wenn  die  Uni- 
versitätsstudien inBlüthe  stehen  sollen,  es  gehört  dazu  Kenntnis 
von  dem  Stande  der  Wissenschaften,  Nüchternheit  und  Unbe- 
fangenheit des  Urtheils,  stete  Aufmerksamkeit  auf  die  Bedürf- 
nisse der  Lehranstalten  und  andere  derartige  Eigenschaften, 
und  diese  finden  sich  nicht  so  leicht  in  einer  Person  ver- 
einigt. Aber  gewiss  ist  es,  dass  in  einem  Staate,  wo  das 
Unterrichtswesen  als  Aschenbrödel  behandelt  wird  und  die 
Leitung  desselben  Jedermann  übernehmen  zu  können  glaubt, 
der  in  irgend  einem  Zweige  der  Verwaltung  wenn  auch  in 
tüchtiger  Weise  thätig  gewesen,  die  geistigen  Interessen  in 
Gefahr  kommen  vernachlässigt  zu  werden.  Mit  einer  Anzahl 
von  Verordnungen,  Vorschriften,  Befehlen  u.  dgl.  m.,  so  löb- 
lich diese  an  sich  sein  mögen,  ist  noch  keine  Anstalt  empor- 
gebracht oder  auf  einer  bestimmten  Höhe  erhalten  worden.  — 
Eine  Frage  von  grosser  Tragweite,  welche  in  jüngster 
Zeit  auch  die  OefFentlichkeit  in  vielfacher  Weise  in  Anspruch 
genommen  hat,  ist  die  des  stiftungsmässigen,  d.  h.  katholisch- 
kirchlichen Charakters  der  Wiener  Universität.  Man  beruft 
sich  zur  Erhärtung  dieser  Ansicht  auf  längstvergangene  Zu- 
stände ,  welche  nur  in  kümmerlichen  Resten  sich  erhalten 
haben.  Eine  Umbildung  hat  sich  im  Laufe  der  Zeiten  voll- 
zogen und  den  Process  gewaltsam  zurückzudämmen  dürfte 
wol  hier  wie  anderweitig  eine  unmögliche  Aufgabe  sein,  wenn 
man  sich  auch  noch  lange  dagegen  sträuben  mag,  die  Con- 
sequenzen  des  factisch  Bestehenden  zu  ziehen,  und  sich  lieber 
in  die  vorhandenen  zwitterhaften  Zustände  zu  fügen  als  eine  ent- 
schiedene Reform  auf  die  Dauer  unhaltbarer  Verhältnisse  anzu- 
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bahnen  und  durchzuführen  bereit  ist.  Man  wird  auch  hier  genö- 
thigt  sein  den  Mächten  der  Zeit,  ihren  Forderungen  zu  weichen. 
Die  Universität  hat  weder  die  exclusive  Aufgabe  der  Kirche 
zu  dienen,  wie  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  ihrer  Grün- 
dung, noch  ist  sie  eine  Magd  des  Staates,  wie  vor  dem  Jahre 
1848,  ihr  Charakter  ist  ein  streng  wissenschaftlicher,  kein 
kirchlicher  oder  staatlicher.  Die  Confession  kann  nicht 
darüber  entscheiden,  ob  Jemand  zu  den  höchsten  akademi- 
schen Würden  zugelassen  werden  könne.  Wenn  Protestanten 
unter  den  Männern,  welche  an  den  österreichischen  Univer- 
sitäten lehren,  mit  in  erster  Reihe  bezüglich  ihrer  wissen- 
schaftlichen Leistungen  stehen,  wenn  Juden  zum  Lehramte 
zugelassen  und  zu  Professoren  ernannt  werden,  so  ist  ein 
genügender  Grund  wol  nicht  zu  finden,  sie  vom  Decanate 
oder  Rectorate  auszuschliessen.  Dieser  leidigen  Consequenz 
kann  man  sich  unmöglich  bei  unbefangener  Würdigung  der 
vorhandenen  Verhältnisse  entziehen. 

Jene,  welche  sich  auf  den  Stiftsbrief  der  Universität 
berufen,  mögen  sich  billig  fragen,  ob  die  Hochschule  gegen- 
wärtig noch  das  clericale  Gepräge  an  sich  trägt  und  ob  die 
Abhängigkeit  der  Wissenschaft  von  der  Kirche  in  dem  Maasse 
behauptet  und  festgehalten  werden  kann,  als  im  13.  oder 
14.  Jahrhundert.  Die  Verweltlichung  der  Universität  ist  eine 
unbestreitbare  Thatsache  und  Kink  ist  gewiss  in  vollem 
Rechte,  wenn  er  diese  Richtung  seit  dem  16.  Jahrhundert 
herauswittert.  Der  staatliche  Charakter  wurde  der  Uni- 
versität durch  den  Schützer  und  Schirmer  des  katholischen 
Glaubens,  durch  Ferdinand  I.  aufgeprägt*),  und  selbst  die 
spätere  Uebergabe  der  Universität  an  die  Jesuiten  änderte 
an  diesem  Thatbestande  nichts.  Besonders  aber  seit  Maria 
Theresia  sind  es  die  an  der  Universität  gelehi-ten  Wissen- 
schaften, die  in  den  Dienst  des  Staates  traten.  Die  Supre- 
matie des  Staates  über  die  Kirche  manifestiert  sich  in  vielen 
Verordnungen,  welche  die  Monarchen  der  Auf  klärungsepoche 
erliessen,  in  der  Beseitigung  des  vor  der  Promotion  abzulegen- 
den  Eides   auf   die   unbefleckte  Empfängnis  Maria   eben  so 


*}  VergL  Kink  Geschichte  der  Wiener  Universität  I,  257  ff. 
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sehr,  wie  in  der  Zulassung  von  Akatholiken  und  Juden  zum 
Doctorate.  Ja,  nach  den  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts  giltigen  Normen  las  st  sich  nicht  einmal  strict 
beweisen,  dass  Protestanten  und  Israeliten  von  den  akade- 
mischen Würden,  vom  Rectorate  und  Decanate,  ausgeschlos- 
sen waren,  und  erst  im  Jahre  1834  erfloss  die  allerhöchste 
Entschliessung,  „da  den  Rectoren  und  Decanen  an  den  höhe- 
ren öffentlichen  Unterrichtsanstalten  die  Verpflichtung  ob- 
liegt, bestimmten  gottesdienstlichen  Feierlichkeiten  beizu- 
wohnen, am  grünen  Donnerstage  mit  den  akademischen 
Mitgliedern  das  Altarssacrament  zu  empfangen ;  da  dieselben 
bei  sich  ergebenden  Gelegenheiten  Berathungen  vor-  oder 
beisitzen  und  eine  gutachtliche  Meinung  abzugeben  haben, 
in  welchen  es  sich  um  die  Einrichtung  des  katholischen  Re- 
ligionsunterrichtes und  um  die  Förderung  desselben,  um  die 
Wahl  katholischer  Religionslehrbücher  u.  dgl.  handelt,  so 
kann  das  Amt  eines  Rectors  und  eines  Decans  an  Univer- 
sitäten und  eines  Rectors  an  Lyceen  niemals  einem  Akatho- 
liken  übertragen  werden".  Aus  sehr  vielen  unwiderleglichen 
Thatsachen  geht  bis  zur  Evidenz  hervor ,  dass  die  Univer- 
sität schon  längst  ihren  stiftungsmässigen  Charakter  abge- 
streift hat  und  dass  kein  Recht  der  Kirche  verletzt  wird, 
wenn  eine  definitive  Regelung  eines  unhaltbaren  Zustandes 
gefordert  wird*). 


*)  Dies  geht  aus  vielen  Stellen  bei  Kink  a  a.  0.  hervor.  Aschbach 
bezeichnet  den  Stiftungsbrief  Herzog  Albrecht  III.  mit  Recht  nicht  bloss 
als  eine  Erweiterung  und  Ergänzung,  sondern  in  mehrfacher  Hinsicht  als 
eine  vollständige  Umarbeitung  des  Rudolfinischen  Stiftsbriefes.  Ferdinand  I. 
gab  1554  die  Erklärung,  dass  er  die  Reformation  der  Universität  vornehme 
„pro  praesentis  temporis  statu  et  conditione  de  plenitudine  polestatis  no- 
strae",  Vergl.  auch  die  Stellen  bei  Kink  II.  Nr.  77,  80  und  84  bei  Ueber- 
tragung  einiger  Lehrkanzeln  an  die  Jesuiten  durch  Mathias  11.  und  bei 
Incorporierung  der  Jesuiten  durch  Ferdinand  II,  —  Josef  II.  bestätigte  die 
Privilegien  „insofern  sie"  der  gegenwärtigen  und  künftigen  Landesverfassung 
und  zu  erlassenden  künftigen  höchsten  Anordnungen  nicht  entgegen  seien. 
Dies  unterliess  Franz  I,,  da  die  Privilegien  als  a.  h.  Anordnungen,  soweit 
sie  durch  die  nachfolgende  Gesetzgebung  nicht  aufgehoben  oder  mit  der 
sich  daraus  gebildeten  Verfassung  nicht  unverträglich  geworden  sind,  einer 
Bestätigung  nicht  bedürfen. 


Die  Organisation  der  evangelisch  -  theologischen  Lehr- 
anstalt in  Wien  erfolgte  durch  Erlass  des  Ministeriuras  vom 
8.  Oct.  1850.  Im  Allgemeinen  finden  die  für  die  Facultäts- 
studien  an  den  österreichischen  Universitäten  geltenden  Nor- 
men auch  auf  dieselbe  Anwendung.  Der  Lehrkörper  besteht 
auch  hier  aus  sämmtlichen  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Professoren ;  Privatdocenten  können  sich  nach  den 
für  die  Universitäten  giltigen  Vorschriften  habilitieren.  Zwei 
derselben  haben  im  Lehrkörper  berathende  Stimmen.  Anstatt 
des  bisherigen  Directors  wird  der  Vorstand  alljährlich  aus 
den  ordentlichen  Professoren  gewählt  und  führt  den  Namen 
Decan,  doch  ist  es  gestattet,  zu  dieser  Würde  einen  Mann 
zu  wählen^  der  ehemals  als  Professor  dieser  Lehranstalt  fun- 
giert hatte.  Die  Hörer  sind  immatriculierte  ordentliche  oder 
nicht  immatriculierte  ausserordentliche.  Die  Bedingungen  der 
Aufnahme  sind  dieselben  wie  an  der  Universität.  Die  Vor- 
träge sollen  nach  Semestern  geordnet  sein,  so  dass  mit  jedem 
Semester  ein  selbständiger  Cyclus  von  Vorlesungen  beginnt. 
Die  Aufnahme  der  Studierenden  findet  in  jedem  Semester 
statt.  Auch  für  diese  Lehranstalt  wurde  das  Princip  der  Lern- 
freiheit ausgesprochen,  d.  h.  dass  die  Studierenden  wählen 
können,  welche  Fächer,  ferner  zu  welcher  Zeit,  endlich 
bei  wem  sie  dieselben  hören  wollen;  nur  müssen  diejenigen, 
welche  sich  für  das  evangelische  Predigeramt  qualificieren, 
sich  über  die  Vollendung  eines  als  ordentlicher  Hörer  durch 
eine  bestimmte  Zeit  gehörten  theologischen  Curses,  über  die 
gehörige  Verwendung  dieser  an  der  Lehranstalt  zugebrachten 
Zeit,  sowie  über  den  Besuch  der  für  ihren  künftigen  Beruf 
nothwendigen  Hauptfächer  auszuweisen  im  Stande  sein ; 
auch  fordert  die  Zulassung  zur  Candidatur  für  das  evange- 
lische Predigeramt  den  Ausweis  von  3  Jahren  oder  6  Seme- 
stern, von  welchen  mindestens  zwei  Jahre  an  der  evange- 
lisch-theologischen Lehranstalt  in  Wien  zugebracht  sein  müs- 
sen. Nur  jene  Semester  sind  einzurechnen,  in  welchen  minde- 
stens 15  Stunden  in  der  Woche  frequentiert  werden,  von  denen 
zwölf  den  eigentlichen  theologischen  Collegien  gewidmet  sein 
müssen.  Es  ist  gestattet,  an  einer  auswärtigen  Facultät  oder 
an  einer  inländischen  evangelisch -theologischen  Lehranstalt 
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ein  Jahr  zuzubringen.  Die  Vorlesungen,  welche  gefordert 
werden,  sind:  Einleitung  in  die  Schriften  und  Exegese  des 
alten  Bundes,  ferner  des  neuen  Bundes,  biblische  Archäolo- 
gie, Kirchengeschichte,  Dogmatik  und  Symbolik,  theologische 
Moral,  Kirchenrecht,  praktische  Theologie,  ferner  ein  Colle- 
gium  über  Metaphysik,  sowie  über  praktische  Philosophie  an 
der  philosophischen  Facultät.  Semestral-  und  Annualprüfun- 
gen  werden  nicht  abgehalten.  Die  sonstigen  Bestimmungen, 
namentlich  die  Disciplinarordnung ,  sind  fast  dieselben  wie 
an  den  Universitäten.  — 

Was  Ungarn  anbelangt,  so  wurde,  wie  schon  erwähnt, 
die  Universität  zu  Pest  in  gleicher  Weise  wie  die  anderen 
Hochschulen  Oesterreichs  einer  Reorganisation  unterzogen.  — 
Die  an  einzelnen  Orten  Ungarns  vor  1848  vorhandenen  Rechts- 
akademien erhielten  1850  (durch  allerhöchste  Entschliessung 
vom  29.  Sept.)  eine  neue  provisorische  Einrichtung.  Bloss 
die  Lehranstalten  zu  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein 
und  die  Rechtsakademie  zu  Agram  wurden  einer  Reorgani- 
sation unterzogen,  die  Rechtsakademie  zu  Raab  bis  auf  Wei- 
teres geschlossen.  Wer  zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  den 
Staatsdienst,  in  die  Advocatie  oder  das  Notariat  oder  zur 
Erwerbung  des  juridischen  Doctorgrades  die  rechts-  und 
Staats  wissen  schaftlichen  Studien  zu  absolvieren  beabsichtigte, 
sollte  in  Zukunft  in  der  Regel  nur  zwei  Jahre  an  den  Rechts- 
akademien zubringen  können  und  der  Candidat  wurde  an- 
gewiesen ,  seine  an  diesem  Institut  vorgenommenen  Studien 
durch  Fortsetzung  an  einer  Österreichischen  Universität  zu 
vervollständigen.  Die  Lehrgegenstände,  welche  an  diesen 
Akademien  gelehrt  werden  sollten,  waren  folgende:  Rechts- 
philosophie nebst  einer  encyclopädischen  Einleitung  in  das 
rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studium  ,  das  bisher  gel- 
tende Privatrecht  samrat  dem  Bergrecht,  die  Theorie  der 
Statistik  und  die  europäische  Statistik ,  die  österreichische 
Statistik  mit  specieller  Beleuchtung  der  österreichischen 
Staatsverfassung  und  des  Verwaltungsorganismus,  das  öster- 
reichische Strafrecht  und  der  Strafprocess,  das  österreichische 
bürgerliche  Recht,  das  Handels-  und  Wechselrecht,  die  Theo- 
rie   des  Civilprocesses   mit  Rücksicht    auf    das    gerichtliche 
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Verfahren   in  Ungarn ,    die  Darstellung  der  für  Ungarn  er- 
folgten Finanz-  und  Administrativgesetze.   Die  Studierenden 
waren  entweder  öffentliche  oder  Privatstudierende.    Letztere 
wurden    bloss    vorläufig     zugelassen,   jedoch    nur    Landes- 
angehörige von  Ungarn,  Croatien,  Slavonien,  Siebenbürgen, 
der  Wojwodina  sammt  dem  Temeser  Banat.  Zur  Zulassung 
als  Privatist  war  die  Bewilligung  des  Landeschefs  nothwen- 
dig.    Die  Studierenden  genossen   insoferne  Lernfreiheit,   als 
ihnen  kein  bestimmter  Lehrplan  vorgezeichnet,    sondern  es 
ihrem  Ermessen  überlassen  wurde,  sich  die  Reihenfolge  der 
Lehrfächer    und   falls    mehrere  Professoren    über  denselben 
Gegenstand  lehren,  sich  den  Professor,  bei  welchem  sie  sich 
einschreiben    lassen    wollten ,    zu    wählen.     Der    Uebertritt 
von    einer    Rechtsakademie  an  eine    andere    oder    an    eine 
Universität   oder    umgekehrt    sollte  ihnen  in    der  Regel  nur 
nach  Ablauf  eines    ganzen  Jahrganges  freistehen.     Für  die- 
jenigen Studierenden,  welche  in  den  öffentlichen  Dienst,  die 
Advocatie  oder  das  Notariat  einzutreten,  oder  einen  gelehrten 
Grad  zu  erwerben  beabsichtigten,  waren  halb-  oder  ganzjährige 
Prüfungen  vorgeschrieben,  je  nachdem  der  betreffende  Lehr- 
gegenstand  in  einem  Semester  abgeschlossen   oder  in   zwei 
Semestern  vorgetragen  wurde.  Sonst  fanden  die  für  die  Uni- 
versitäten geltenden  Disciplinar-Vorschriften  im  Allgemeinen 
auch  Anwendung  auf  die  Akademien ;  als  Unterrichtsgeld  wur- 
den 8  Gulden  per  Semester  festgesetzt.     Das  Lehrpersonale 
sollte  aus  ordentlichen  und   ausserordentlichen    Professoren 
bestehen  und  dort,  wo  sich  das  Bedürfnis  herausstellte,   auch 
Adjuncten  und  Sprachlehrer  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Landessprachen  angestellt  werden.     Der  Gehalt  der  or- 
dentlichen Professoren  wurde  auf  1050  fl.   mit  dem  Rechte 
der  Vorrückung  in  1260  und  1470  fl.  von  10  zu  10  Jahren 
festgesetzt,  für  die  ausserordentlichen  Professoren  6 — 945  fl., 
für  die  Sprachlehrer   3—630  fl.,    für  die  Adjuncten  420  fl. 
ohne  Vorrückungsrecht.  Die  Professoren  erhielten  ausserdem 
einen  jährlichen  Pauschalbetrag  des  Unterrichtsgeldes,  welcher 
für  die  ordentlichen  Professoren  auf  jährlich  105  fl.,  für  die 
ausserordentlichen  auf  b2^l^  fl.  fixiert  wurde. 
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Der  Umschlag  von  der  Lernfreilieit  zum  Studienzwange 
an  den  Universitäten  führte  auch  zur  Regelung  des  Unter- 
richtes an  den  Rechtsakademien.  Im  Jahre  1855  (Min.  Erl. 
vom  2.  October)  wurde  für  die  Rechtsakademien  ein  drei- 
jähriger Curs  mit  nachstehendem  Studienplane  vorgeschrieben. 
i.  Jahr,  Wintersemester:  Geschichte  des  Österreichischen 
Rechts  und  Institutionen  ,  österreichisches  Strafrecht, 
österreichische  Geschichte;  Sommersemester  :  Kirchenrecht, 
Strafprocess ,  österreichische  Geschichte.  2.  Jahr,  Winter- 
semester: österreichisches  Civilrecht,  politische  Oekonomie; 
im  Sommersemester:  österreichisches  Civilrecht ,  ungari- 
sches, siebenbtirgisches  Recht,  österreichische  Statistik,  Berg- 
recht. 3.  Jahr:  Wintersemester:  Civilprocess  und  Verwal- 
tungsgesetzkunde ;  im  Sommersemester,  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen, Handels-  und  Wechselrecht,  Finanzgesetzkunde. 

Die  Schüler  wurden  ferner  verpflichtet,  sich  den  Prü- 
fungen aus  den  einzelnen  Fächern  zu  unterziehen,  und  wenn 
Jemand  bei  einer  der  vorgeschriebenen  Semestral-  oder  An- 
nualprüfungen  aus  einem  obligaten  Lehrfach  die  zweite  Fort- 
gangs-Classe  erhalten  hatte  und  diese  bei  einer  wiederholten 
Prüfung  nicht  verbesäerte,  so  konnte  er  weder  in  den  nächst- 
folgenden Jahrgang  aufsteigen,  noch  durfte  ihm,  falls  er  be- 
reits im  dritten  Jahre  war,  das  Absolutorium  ertheilt  werden, 
sondern  er  war  verpflichtet,  den  betreffenden  Jahrgang  zu 
wiederholen.  Bei  einem  Privatstudierenden  trat  der  Verlust 
der  Bewilligung  zum  Privatstudium  ein  und  der  Candidat 
konnte  den  betreffenden  Jahrgang  nur  als  öffentlicher  Stu- 
dierender wiederholen.  (Min.  Erl.  vom  25.  November  1856.) 

Die  Studirenden  an  den  Rechtsakademien  erlangen  durch 
Absolvierung  derselben  keinen  Anspruch,  sich  um  das  Doc- 
torat  zu  bewerben ,  und  sie  können  in  der  Regel  zu  den 
strengen  Prüfungen  an  den  Universitäten  nur  dann  zugelassen 
vv  erden,  wenn  sie  sich  ausweisen,  dass  sie  vier  Semester  an 
einer  Rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  unter  be- 
sonderer Leitung  des  Decans  gründliche  juristische  Studien 
gemacht  haben ;  doch  wurde  durch  allerh,  Entschliessung 
vom  14.  September  1860  gestattet,  dass  Studierende,  welche 
mit  ausgezeichnetem  Erfolge  das  Triennium  an  einer  Rechts- 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  ünterrichtswegens  etc.  42 
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Akademie  vollendet  und  sodann  zwei  Semester  rechts-  und 
staatswissenschaftliche  Studien  an  einer  Universität  mit  vor- 
züglicher Verwendung  zurückgelegt  haben,  von  den  übrigen 
zwei  Semestern  dispensiert  werden  können. 

An  der  Rechtsakademie  zu  Ilermannstadt  wurde  neben 
dem  Triennalcurse  durch  allerh.  Entschliessung  vom  30.  Sep- 
tember 1860  ein  vierjähriger  Curs  der  rechts-  und  staatswis- 
senschaftlichen Studien  angeordnet,  und  die  Studierenden 
haben  sich  vor  ihrem  Eintritte  in  den  ersten  Jahrgang  zu 
entscheiden,  ob  sie  ihre  Studien  in  drei  oder  vier  Jahren 
zurücklegen  wollen.  Diejenigen  ordentlichen  und  öffentlichen 
Rechtshörer,  welche  sich  mit  einem  Zeugnisse  über  die  mit 
gutem  Erfolge  abgelegte  Maturitätsprüfung  ausweisen  und 
den  vierjährigen  Curs  zurückgelegt  haben ,  sind  an  jeder 
österreichischen  Universität  zu  den  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Rigorosen  und  zur  Promotion  zuzulassen ,  und 
können  auch  ohne  Erwerbung  des  Doctorgrades  auf  Grund- 
lage der  abgelegten  drei  theoretischen  Staatsprüfungen  zur 
Advocatur  in  Siebenbürgen  zugelassen  werden. 

So  weit  uns  bekannt,  sind  in  neuester  Zeit  belang- 
reiche Aenderungen  in  den  Studieneinrichtungen  der  Univer- 
sität zu  Pest  und  der  Rechtsakademien  in  den  zur  ungarischen 
Krone  gehörigen  Ländern  nicht  vorgenommen  worden.  Die 
deutschen  Lehrer  mussten  allerdings  ihre  Vorträge  einstellen, 
denn  die  ungarische  Sprache  wurde  ausschliesslich  Unter- 
richtssprache an  den  höheren  Lehranstalten  Ungarns. 

Die  Zahl  der  Universitäten  beträgt  gegenwärtig,  nach- 
dem Olmütz  aufgehoben  wurde,  sieben,  nämlich  die  zu  A^^'ien, 
Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Krakau  und  Pest.  Die  Zahl 
der  Studierenden  betrug  an  diesen  Universitäten  (Padua  mit 
einbegriffen)  im  Durchschnitt  der  Jahre  1851 — 1855  7782, 
1856 — 1860  7396,  was  eine  Abnahme  von  1.05^  ergibt.  Aus- 
führlichere Angaben  stehen  uns  seit  dem  Jahre  1862  zu  Ge- 
bote. Das  Lehrpersonal  bestand  im  Sommersemester  1865 
an  den  sieben  oben  genannten  Lehranstalten  aus  267  ordent- 
lichen und  72  ausserordentlichen  Professoren,  21  Supplenten, 
83  Adjuncten  und  Assistenten,  101  Privatdocenten  und  30 
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Lehrern.  Die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren, 
sowie  die  Privatdocenten  vertheilen  sich  in  folgender  Weise : 

Theol.  Facult.     Jurid.  Facult.      Med.  Facult.      Phil,  Facult. 

^  tf^  tjj  «4^ 

?  o  o  o 

P_:0  o.o  o.o  o.o 

S-rp,^  Snrarö  S-n^rö  Ji  m  ra 

Ph^*-"  Qj'-'-»^  QjS+j  üj»-*a 

♦*>  ♦ai>-  .ojfc».  .i/>b>. 

Wien 9     1—  16     7     3  15  13  33  28     5  14 

Graz 6 842  92     1  11     22 

Innsbruck..      81—  933 12—2 

Prag 6—1  10     6     2  12     9  12  18     6     6 

Krakau...  .     3 711  10—3  12     13 

Lemberg.  ..5 93— 9—3 

Pest 7 7—2  12     29  934 

Die  Zahl  der  Studierenden  betrug: 

Wintersemester  Sommersemester 

ordentliche,  ausserord.        ordentliche,  ausserord. 

1862  4871  879  5131       1039 

1863  6004        1077  5666        768 

1864  6386         1212  6123         953 

1865  6490        1275  6239       1084. 
Auf  die  einzelnen  Universitäten  vertheilt,  im  Jahre  1865: 

Wintersemester  Sommersemester 

ordentliche,  ausserord.     ordentliche,  ausserord. 

Wien 2224       498  2123      436 

Graz 467       100  449         86 

Innsbruck 298         92  295         79 

Prag 1204       198  1166       146 

Krakau 272         55  268         41 

Lemberg 598       120  600         93 

Pest 1427      212  1338       203. 

Von  der  Gesammtzahl  der  Studierenden  im  Sommer- 
semester 1865  gehörten  14^  der  theologischen,  53^  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen,  24^  der  medicinischen 
und  9  %  der  philosophischen  Facultät  an ;  an  der  theologi- 
schen Facultät  waren  80^  ordentliche,  20^^  ausserordent- 
liche, an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  94  ^^  ord. 
6%  ausserordentliche,  an  der  medicinischen  Facultät  85^ 
ordentliche  und  15^  ausserordentliche,    an   der  philosophi- 
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sehen  Facultät  547o  ordentliche  und  467o  ausserordentliche. 
Hörer.  Nach  Nationalitäten  berechnet,  stellten  die  Deutsehen  das 
grösste  Contingent  41.07^^,  Magyaren  24.01%',  Cechoslaven 
waren  12.09%',  Polen  9^,  Kuthenen  4.68^,  Slovenen  3%, 
den  Rest  bilden  Italiener,  Ostroraanen  u.  s.  w. 

Die  Rechtsakademien  als  Staatsanstalten  bestehen  in 
Pressburg,  Kaschau,  Gross  wardein ,  Agram,  Hermannstadt 
und  Klausenburg  ;  aus  bischöflichen  Mitteln  werden  erhalten 
Erlau  und  Fünfkirchen.  Die  Reformierten  besitzen  juridisch- 
philosophische Collegien  zu  Klausenburg,  Maros - Väsärhely 
und  Sz^kely  -  Udvarhely ;  ferner  sind  mit  den  theologischen 
Collegien  der  Reformierten  zu  Saros-Patak,  Kecskem^t,  De- 
breczin  und  Nagy-Engyed  juridische  und  philosophische  Curse 
verbunden.  Die  Anzahl  der  Lehrer  beträgt  durchschnittlich 
an  jeder  Lehranstalt  5 — 7,  die  Anzahl  der  ordentlichen  Hö- 
rer an  11  Lehranstalten,  von  denen  Ausweise  vorliegen,  bei 
1100,  die  der  ausserordentlichen  und  Privatisten  bei  200.  Am 
besuchtesten  sind  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein. 

Die  Zahl  der  katholischen  theologischen  Lehranstalten 
betrug  1 865  85 ,  (die  lombardisch-venetianischen  nicht  ein- 
gerechnet 67)  mit  316  Professoren,  28  Supplenten,  19  Neben- 
lehrern, 2563  Alumnen,  641  Externen,  wozu  94  Professoren, 
3  Supplenten,  6  Nebenlehrer,  785  Alumnen  und  157  Externe 
in  den  lombardisch-venetianischen  Lehranstalten  kommen. 
Von  den  Eleven  waren  der  Muttersprache  nach :  828  Deutsche, 
512  Cechoslaven,  163  Polen,  35  Ruthenen,  507  Slovenen, 
Kroaten  und  Serben,  1103  Italiener,  Ladiner  und  Priauler, 
20  Ostromanen  und  478  Magyaren.  Die  Anzahl  der  griechisch 
katholischen  Lehranstalten  beträgt  fünf,  jene  der  armenisch- 
katholischen zwei  (seit  dem  Wegfall  Venedigs  bloss  eine). 
An  den  ersteren  lehrten  1 1  Professoren,  7  Supplenten,  3  Ne- 
benlehrer, die  Anzahl  der  Alumnen  betrug  154,  die  der  Ex- 
ternen 66,  wovon  65  Ruthenen  und  159  Ostromanen,  1  Ma- 
gyar. Griechisch-orientalische  Lehranstalten  zählte  man  9, 
evangelische  6  (die  evangelisch  -  theologische  Facultät  in 
Wien  mit  inbegriffen);  die  Unitarier  besitzen  eine  und  die 
Israeliten  im  Lombardisch- Venetianischen  auch  eine. 
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VIII.    Die  technischen  Institute  und  andere  Fach- 
schulen. 

Selbst  als  im  Jahre  1848  eine  neue  Aera  für  Oesterreichs 
Unterrichtswesen  anbrach  ,  nahmen  die  technischen  Lehr- 
anstalten die  Thätigkeit  der  Regierung  nicht  in  Anspruch» 
Während  die  Fragen  über  das  Gymnasial wesen  und  die 
gelehrten  Berufsstudien  zur  Lösung  vollständig  reif  waren, 
war  bezüglich  der  technischen  Studien  wenig  oder  nichts 
vorgearbeitet;  aber  auoh  in  andern  Ländern ,  Frankreich 
ausgenommen,  hatten  sich  die  Ansichten  über  die  zweck- 
mässige Einrichtung  derselben  nicht  vollständig  geklärt,  so 
dass  zu  einer  energischen  Initiative  nicht  einmal  durch  den 
Hinweis  auf  die  ausserösterreichischen  deutschen  Institute 
ein  Anlass  vorhanden  war.  Und  als  nach  vollständiger  Or- 
ganisierung des  mittleren  Unterrichtes  die  zwingende  Nothwen- 
digkeit  sich  geltend  machte,  auch  die  technischen  Hochschulen 
einer  Umgestaltung  zu  unterziehen ,  um  so  mehr  als  durch 
Creierung  von  Realschulen  den  polytechnischen  Instituten  tüch- 
tiger vorgebildete  Schüler  zuflössen,  war  der  Reformeifer  schon 
erkaltet  und  der  Mann,  dem  die  Leitung  der  technischen  Stu- 
dien anvertraut  war,  hatte  die  besten  Jahre  seines  Wirkens 
hinter  sich  und  konnte  sich  mit  einschneidenden  Massnahmen 
nicht  mehr  befreunden*). 

Die  einzige  wichtige  Veränderung  im  vorigen  Jahrzehend 
war  die  Creierung  eines  Vorbereitungsjahrganges,  der  (durch 
a.h.Entsch.  v.  2.  März  1851)  jungen  strebsamen  Männern  der 
gewerblichen  und  industriellen  Bevölkerung,  welche  bereits  eine 
praktische  Vorbildung  in  einem  technischen  Berufe  erlangt 
hatten  und  eine  gründliche  theoretische  Ausbildung  zu  er- 
streben suchten ,  Gelegenheit  bieten  sollte ,  sich  die  für  die 
technischen  Studien  nothwendigen  Vorkenntnisse  zu  verschaf- 

*)  Einzelne  Anläufe  wurden  allerdings  gemacht.  Im  September 
1848  kamen  auf  Anordnung  des  Ministeriums  Abgeordnete  der  technischen 
Lehranstalten  in  Wien  zusammen,  um  über  eine  zeitgemässe  Reorganisa- 
tion Berathungen  zu  pöegen.  Die  Commission  erstattete  Anträge  und 
diese  wurden  nun  den  Lehrkörpern  —  zu  einer  abermaligen  Begutachtung 
zugewiesen. 
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fen,  wobei  man  von  der  Ansicht  geleitet  war,  dass  es  Män- 
nern oder  Jünglingen  in  vorgerücktem  Alter  nicht  wohl  mehr 
möglich  sei;  zur  Aneignung  der  für  die  technischen  Wissen- 
schaften nöthigen  Vorbildung   eine  Mittelschule  zu  besuchen. 
Nach  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegtem  Vorbereitungsjahr- 
gange wurde  den  Schülern  gestattet,  die  weitern  Jahrgänge  der 
technischen  Institute  zu  frequentieren.    Auch  wurde  gestattet, 
dass  jene  Jünglinge,  welche  nicht  in  der  Lage  waren,  sich  die 
zu  den  technischen  Studien  nöthige  Vorbildung  an  einer  Ober- 
realschule oder  einem  Obergymnasium   zu  verschaffen ,    die 
sich  aber  dieselbe  durch  Privatfleiss  angeeignet  hatten,  durch 
eine  Aufnahmsprüfung   an  jenen   technischen  Instituten  ,    in 
welchen  sie  einzutreten  wünschten,  die  zu  ihrer  weitern  Fortbil- 
dung nöthigen  Vorkenntnisse  nachweisen  konnten.  Ein  späterer 
Min.  Erl.  vom  27.  März  1858  verordnete,  dass  in  den  Vor- 
bereitungsjahrgang   Niemand    aufzunehmen    sei,    der  ausser 
dem  Minimal- Alter  von  vollen  1 8  Jahren  nicht  zugleich  strenge 
nachweise,  dass  er  sich  einem  gewerblichen  oder  industriellen 
Geschäfte  während  eines  Zeitraumes  gewidmet  habe,  welcher 
zur  Erlernung  desselben  nach  dem  bestehenden  Gesetze  ge- 
fordert und  als  allgemein  noth  wendig  anerkannt  werde,  und 
welcher  Zeitraum  nie  weniger  als  zwei  volle  Jahre  betragen 
dürfe.  Diejenigen,  welche  sich  zur  Aufnahmsprüfung  an  tech- 
nischen Instituten  meldeten,  hatten  über  ihre  Beschäftigung  seit 
dem  vollendetem  10.  Lebensjahre  einen  genauen  Nachweis  zu  lie- 
fern und  namentlich  war  jenen,  bei  denen  sich  herausstellte,  dass 
sie  ihre  begonnenen  Studien  an  einem  Gymnasium  oder  einer 
Realschule  unterbrochen  hatten,  die  Aufnahmsprüfung  nur  dann 
gestattet,  wenn  seit  der  Unterbrechung  mindestens  jene  An- 
zahl von  Semestern  verflossen  war,   welche  zur  Absolvierung 
eines  Obergymnasiums   oder  einer  Oberrealschule  gesetzlich 
gefordert  wird.    Die  Lehrgegenstände  dieser  in  Wien,  Prag 
und  Ofen  eingerichteten  Vorbereitungscurse  waren :  Elemen- 
tarmathematik,    Physik,   Naturgeschichte,  Aufsatzlehre  und 
Geschäftsstil,  sowie  Freihand-  und  geometrisches  Zeichnen.  > 
Die  technischen  Institute  zerfielen  in  eine  technische  und 
eine  commercielle  Abtheilung.  Jene  gliederte  sich  nicht  in  Fach- 
schulen, sondern  die  Mehrzahl  der  Schüler  hörte  alle  ordent- 
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liehen  Lehrfächer,  welche  überhaupt  an  den  Lehranstalten  ge- 
lehrt wurden.  Fast  sämmtliche  Lehrgegenstände  wurden  in 
Jahrescursen  gelehrt.  Ausserordentliche  Lehrgegenstände,  wo- 
zu die  Sprachen  und  jene  Gegenstände  gehörten,  welche  man 
nicht  als  unbedingt  wichtige  Hilfs- oder  Fachwissenschaften  des 
Technikers  ansah,  waren  vornehmlich  in  Wien,  Prag  und  Ofen 
vertreten,  und  zwar  ausser  den  modernen  Sprachen  franzö- 
sisch, englisch  und  italienisch^  in  Wien  noch  mehrere  orien- 
talische Sprachen,  in  Prag  slavische  Sprachen,  ferner  Indu- 
striestatistik, Handelsgeographie,  Nationalökonomie,  Handels- 
und Wechselrecht  u.  dgl.  m. 

Der  Lehrplan,  wie  er  von  der  Mehrzahl  der  Schüler  ein- 
gehalten wurde,  war  folgender :  im  ersten  Jahre  Mathematik 
(niederer  Curs),  technisches  Zeichnen,  mechanische  Techno- 
logie ;  zweiter  Jahrgang :  Mathematik  (höherer  Curs),  beschrei- 
bende Geometrie,  Physik;  dritter  Jahrgang:  Mechanik  und 
Maschinenlehre,  praktische  Geometrie ;  vierter  Jahrgang :  Land- 
baukunst, Maschinenbau,  Mineralogie  und  Geognosie;  fünfter 
Jahrgang:  Wasser-  und  Strassenbau  und  Chemie.  Nur  jene, 
welche  sich  ausschliesslich  der  Chemie  zuwendeten,  verblie- 
ben in  der  Regel  bloss  drei  Jahre  an  der  Lehranstalt  und  wid- 
meten sich  in  den  beiden  letzten  Jahren  ausschliesslich  che- 
mischen Studien.  Von  diesen  Lehrgegenständen  waren  nur 
einige  neu  hinzugekommene,  wie  z.  B.  Maschinenbau. 

Die  gesammte  Organisation  der  technischen  Institute, 
wie  sie  von  Prechtl  in  Wien,  von  Gerstner  in  Prag  entworfen 
worden  war,  entsprach  nicht  mehr  den  zeitgemässen  Anfor- 
derungen. Indessen  hätte  es  im  Anfange  der  öOger  Jahre  nur 
einer  consequenten Entwicklung  jener  Bestimmungen  bedurft, 
welche  „in  der  Verfassung  des  k.  k.  polytechnischen  Instituts" 
ausgesprochen  waren,  um  diese  Institute  auf  der  Höhe  der  Zeit 
zu  erhalten.  Das  Princip  des  Fachschulensystems  war  in  den 
Organisationsbestimmungen  vorhanden,  nur  der  äussere  Appa- 
rat fehlte.  Durch  eine  entsprechende  Vermehrung  der  Lehr- 
kräfte wäre  mancher  Uebelstand  beseitigt  worden,  ferner  hätte 
der  Zwang ,  dass  Studierende  in  einem  Zeitraum  von  4 — 5 
Jahren  fast  alle  Lehrfächer  frequentierten,  aufhören  müssen.  Der 
Techniker  erhielt  an  den  österreichischen  technischen  Anstalten 
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keine  Fachbildung,  sondern  bloss  eine  encyklopädische  Bil- 
dung, welche  in  keiner  Weise  für  den  künftigen  praktischen 
Beruf  genügte.  Die  Stagnation  im  Unterrichtswesen  Oester- 
reichs  vor  dem  Jahr  1848  trug  auch  hier  die  Schuld,  wenn 
z.  B.  die  Wiener  Schule,  welche  in  den  ersten  Decennien 
ihres  Bestandes  einen  weitberühraten  Namen  sich  erworben 
hatte,  allraälig  von  den  deutschen  Lehranstalten  überflügelt 
imd  vollständig  in  den  Schatten  gestellt  wurde.  Gerade  die 
gewerblichen  Bildungsanstalten  erfordern  eine  fortdauernde 
Aufmerksamkeit  von  Seiten  der  leitenden  Organe,  um  so  mehr, 
je  rascher  sich  Industrie  und  Technik  entwickeln,  je  bedeu- 
tender der  Umschwung  ist,  der  sich  in  allen  Zweigen  des  ma- 
teriellen Lebens  vollzieht.  „Die  Schule"  heisst  es  treffend  in 
der  Rede  des  ersten  Rectors  des  Wiener  Polytechnikums,  „muss 
auf  der  Hoch  wacht  stehen,  den  Pulsschlag  der  Zeit  erkennen, 
dem  Fortschritt  huldigen  und  vor  Stagnation  sich  bewahren, 
wenn  sie  lebenskräftig  bleiben  und  befruchtend  in  das  Getriebe 
und  Geäder  der  Gegenwart  eingreifen  will." 

Dazu  kamen  in  Wien  noch  Uebelstände  anderer  Art. 
Im  Jahre  1849  erhielt  das  Professorencollegium  gleiche 
Rechte  und  Pflichten  wie  an  den  Facultäten;  aber  nur 
kurze  Zeit  erfreute  es  sich  dieser  Selbständigkeit.  Die  mili- 
tärische Direction,  welche  man  zur  Aufrechterhaltung  der 
Ruhe  und  Ordnung  für  nothwendig  hielt,  annullirte  eine  jede 
Einflussnahme  der  Professoren  auf  die  Leitung  des  Instituts, 
und  die  Restituirung  des  Collegiums  in  seine  Rechte  erfolgte 
selbst  1858  nicht,  wo  man  von  dem  Systeme  einer  mili- 
tärischen Ueberwachung  abgieng.  Ein  besonderes  Einschreiten 
der  Professoren  im  Jahre  1861  gab  ihnen  endlich  unter 
Schmerling  die  schon  einmal  gewährte  Selbständigkeit  zurück. 

Die  Organisation  des  technischen  Unterrichtes  war  in- 
des eine  dringliche  geworden,  und  auch  in  weitern  Kreisen, 
wo  man.  sonst  dem  Unterrichtswesen  nur  geringe  Aufmerk- 
samkeit zuwendet,  wurde  sie  urgiert.  Man  erkannte,  dass  es 
durchaus  nicht  genüge,  die  technischen  Lehranstalten  mit 
einzelnen  Lehrfächern  zu  bereichern  und  zu  erweitern, 
wenn  die  Gesammtorganisation  intact  blieb.  Der  böhmische 
Landesausschuss    charakterisierte     das     bestehende    System 
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in  seinem  Berichte  an  den  Landtag  scharf  aber  richtig: 
Das  bisherige  System  bilde  nur  Halbwisser  heran,  die 
vielerlei  aber  dabei  nicht  viel  wissen  und  die  beim  Ein- 
tritte in  die  Praxis  erst  mit  Mühe  nachholen  müssten,  was 
sie  brauchten  und  den  angesammelten  Ballast  über  Bord  zu 
werfen  hätten.  Auch  in  der  Presse  wurde  die  Nothwen- 
digkcit  einer  Reform  hervorgehoben*).  Nach  dem  Vorbilde 
der  Carlsruher  Lehranstalt ,  welche  zuerst  das  Fachschul- 
system in  Deutschland  eingeführt  hatte  und  deren  Ein- 
richtung für  die  übrigen  deutschen  Institute  mustergebend 
geworden  war,  mussten  auch  die  technischen  Hochschulen 
Oesterreichs  organisiert  werden.  Die  sogenannte  encyklopä- 
dische  Bildung  des  Technikers  genügte  nicht  mehr  den  For- 
derungen der  Zeit,  auch  hier  musste  eine  Arbeitsthcilung 
eintreten,  auch  hier  die  Heranbildung  von  Specialitäten  an- 
gestrebt werden,  wenn  Oesterreich  in  dieser  Beziehung 
hinter  dem  Auslande  nicht  zurückbleiben  sollte.  Die  Er- 
kenntnis dessen,  was  Noth  thut,  war  wol  schon  in  den 
öOger  Jahren  vorhanden^  aber  es  dauerte  doch  mehr  als  ein 
Decennium,  ehe  irgend  ein  greifbares  Resultat  zu  Tage  trat. 
Fast  zur  selben  Zeit  wurde  die  Reorganisation  dreier 
Lehranstalten  in  Angriff  genommen.  Zunächst  wurde  im 
Jahre  1863  vom  böhmischen  Landtage  das  vom  Landesaus- 
schusse vorgelegte  organische  Statut  für  das  polytechnische 
Institut  in  Prag  genehmigt,  einige  Zeit  später  schritt  der 
steierische  Landtag  an  die  Umgestaltung  des  Joanneums, 
und  das  Professorencollegium  der  Wiener  Lehranstalt  erhielt 
mit  Erlass  vom  8.  Jänner  1863  den  Auftrag,  den  Entwurf 
eines  Statuts  vorzulegen,  nachdem  dasselbe  aus  eigener  Ini- 
tiative bereits  im  Beginne  des  Schuljahres  1861/2  den  Be- 
schluss  gefasst,  ein  Organisationsstatut  zu  entwerfen,  und  in 
Folge  dessen  eine  Anzahl  von  allgemeinen  Grundsätzen  an- 
genommen hatte**). 

*)  Vergl.  Winkler  die  Reform  der  technischen  Lehranstalten.  Oesterr. 
Revue  1863. 

**)  Die  kaiserliche  Genehmigung  erfolgte  für  Prag  durch  Allerh. 
EntSchliessung  vom  23.  November  1S(J3,  für  Graz  18.  Oct.1864,  für  Wien 
am  18.  October  18ti5.  Der  neue  Lehrplan  trat  mit  dem  Beginn  der  Schul- 
jahre 1864—65  in  Prag,  1865—66  in  Graz  und  1866—67  in  Wien  in  Kraft. 
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Dje  technischen  Institute  in  Wien,  Prag  und  Graz 
haben  die  Aufgabe,  eine  gründliche  wissenschaftliche  und 
soweit  als  thunlich  auch  praktische  Ausbildung  zu  bieten. 
Der  Unterricht  wird  in  Fachschulen  ertheilt,  und  zwar  gibt 
es  deren  in  Wien  und  Prag  vier :  für  Strassen-  und  Wasser- 
bau, Hochbau,  Maschinenbau  und  technische  Chemie.  Es 
bleibt  hierbei  jedoch  die  Vor-  oder  Ausbildung  für  andere 
technische  oder  Industriezweige,  insoferne  die  dazu  nöthigen 
Gegenstände  in  den  verschiedenen  Fachgruppen  gelehrt 
werden,  nicht  ausgeschlossen.  In  Graz  fehlt  die  Fachschule 
für  Hochbau,  dagegen  besteht  daselbst  eine  land-  und  forst- 
wirthschaftliche  Schule,  ferner  ein  Curs  für  Geometer  und 
Wiesenbau  ,  und  ein  Curs  für  Werkmeister  und  Bau- 
unternehmer. In  Graz  und  Wien  werden  die  allgemeinen 
Hilfswissenschaften,  welche  als  gemeinsame  wissenschaftliche 
Grundlage  aller  darauffolgenden  Fachstudien  dienen,  wie 
Mathematik,  Physik,  Zeichnen,  in  zwei  allgemeinen  Classen 
zusammengefasst,  welche  den  Fachschulen  vorangehen. 
Die  andern  Lehrgegenstände  sind  theils  solche  ,  welche 
dem  Zwecke  der  Lehranstalt  entsprechend  an  den  Fach- 
schulen gelehrt  werden  müssen,  theils  andere,  welche  den 
Studierenden  zu  einer  weiteren  oder  vertiefteren  Ausbildung 
Gelegenheit  bieten. 

Die  Zuhörer  sind  entweder  ordentliche  oder  ausser- 
ordentliche. Zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Hörer  in  den 
ersten  Jahrgang  ist  in  Wien  und  Prag  erforderlich:  ein 
Zeugnis  der  Reife  von  einer  Oberrealschule  oder  einem  Obergym- 
nasium, wobei  Gymnasialschüler  noch  die  hinreichende  Fer- 
tigkeit im  geometrischen  und  Freihandzeichnen  nachzuweisen 
haben,  oder  eine  Aufnahmsprüfung.  Die  Gegenstände  dieser 
Prüfung  sind  in  Prag:  Elementar-Mathematik,  die  Elemente 
der  beschreibenden  Geometrie,  das  constructive  Zeichnen, 
die  Elemente  der  Physik,  der  Naturgeschichte  und  der 
Chemie ;  in  Wien :  Arithmetik,  Algebra,  Geometrie,  ebene  und 
sphärische  Trigonometrie,  analytische  Geometrie  in  der  Ebene, 
Geographie  und  Geschichte,  Physik,  Naturgeschichte,  Geo- 
metrie und  Freihandzeichnen,  Fertigkeit  im  deutschen  Style, 
zu  erweisen  in  einem  Aufsatze  über  ein  gegebenes  Thema, 
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Weit  geringer  sind  die  Anforderungen  bezüglich  der  Auf- 
nahme in  Graz.  In  die  erste  allgemeine  Classe  werden  da- 
selbst diejenigen  aufgenommen,  welche  die  6.  Classe  der 
Oberrealschule  oder  die  6.  Classe  des  Obergymnasiums 
vollständig  besucht  haben  ;  ferner  diejenigen,  welche  das 
17.  Lebensjtthr  zurückgelegt  und  die  Aufnahmsprüfung  gut 
bestanden  haben.  Diese  erstreckt  sich  auf  Arithmetik,  Al- 
gebra, Geometrie,  Geschichte  und  Geographie,  Naturgeschichte, 
deutsche  Sprache,  geometrisches  Zeichnen.  In  die  zweite 
allgemeine  Classe  werden  die  absolvierten  Schüler  der 
Oberrealschule  aufgenommen,  welche  die  erste  allgemeine 
Zeugnis-Classe  und  wenigstens  „genügend"  in  allen  mathe- 
matisch -  naturwissenschaftlichen  und  Zeichnungsfächern  er- 
halten haben;  ferner  alle  absolvierten  Schüler  des  Obergym- 
nasiums, welche  in  einer  Aufnahmsprüfung  die  Kenntnisse 
aus  den  genannten  Fächern  nachweisen,  endlich  diejenigen, 
welche  das  18.  Lebensjahr  vollständig  zurückgelegt  haben 
und  in  einer  Aufnahmsprüfung  die  Kenntnisse  an  den  Tag 
legen,  welche  in  der  ersten  allgemeinen  Classe  gelehrt  werden. 
Zur  Aufnahme  als  ausserordentlicher  Hörer  an  sämmtlichen 
Lehranstalten  ist  erforderlich:  das  zurückgelegte  17.  Lebensjahr, 
der  Nachweis  der  nothwendigen  Vorkenntnisse,  um  die  ge- 
wünschten Vorlesungen  mit  Erfolg  hören  zu  können,  welcher 
Nachweis  entweder  durch  legale  Zeugnisse  oder  durch  eine 
Aufnahmsprüfung  geliefert  wird. 

In  Wien  und  Graz  haben  die  ordentlichen  Hörer  in 
der  Regel  die  für  die  einzelnen  Jahrescurse  aufgestellten 
Lehrpläne  einzuhalten,  es  kann  ihnen  jedoch  gestattet  wer- 
den, sich  mit  Einwilligung  des  Collegiums  der  Abtheilung  einen 
anderen  Plan  zu  bilden.  In  Prag  ist  der  vom  Lehrkörper 
normierte  Lehrplan  nicht  verbindlich;  die  freie  Wahl  der 
Vorlesungen  ist  bloss  durch  die  für  dieselben  erforderlichen 
Vorkenntnisse  bedingt,  welche  durch  Prüfungs-  oder  Frequen- 
tationszeugnisse  nachzuweisen  sind.  Das  Unterrichtshonorar 
beträgt  für  die  ordentlichen  Hörer  in  Wien  und  Prag  50  fl., 
in  Graz  für  ordentliche  und  ausserordentliche  Hörer  30  fl.  ö.  W. 
Das  von  den  ausserordentlichen  Hörern  zu  entrichtende 
Honorar  wird  in  Wien  in  der  Weise  bemessen,  dass  für  jede 


Lehrstunde  in  der  Woche  pr.  Semester  1  fl.  50  kr.  zu  er- 
legen ist,  wobei  zwei  Uebungs-  oder  Zeichnungsstunden 
als  eine  gerechnet  werden.  Die  ausserordentlichen  Vorlesungen 
der  Professoren,  Privatdocenten  und  der  unbesoldeten  Lehrer 
sind  besonders  zu  honorieren.  Die  Zuhörer  können  bei  nach- 
gewiesener Mittellosigkeit  und  gutem  Fortgange  von  dem 
Schulgelde  ganz  oder  zur  Hälfte  befreit  werden. 

Die  wissenschaftliche  Leitung  der  Institute  steht  dem 
Lehrkörper  zu,  an  dessen  Spitze  der  Rector  steht  (in  Graz 
Director  genannt),  der  alljährlich  von  dem  Lehrkörper  aus 
der  Mitte  der  ordentlichen  Professoren  gewählt  wird.  Seine 
Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  der  Regierung.  In  Wien  ist 
der  abtretende  Rector  erst  nach  Ablauf  zweier  Jahre  wieder 
wählbar.  Die  Rectoren  in  Wien  und  Prag  beziehen  eine 
Functionszulage  von  1000  fl.  ö.  W. ,  der  Director  in  Graz, 
der  alljährlich  aus  einer  anderen  Fachschule  gewählt  und 
vom  Landesausschusse  bestätigt  wird,  500  fl.  *). 

Der  Lehrkörper  wird  gebildet  aus  sämmtlichen  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Professoren,  dann  aus  Vertretern 
der  Docenten.  In  Wien  haben  diese  nur  berathende  Stimme, 
in  Prag  werden  auch  Vertreter  der  honorierten  Docenten  hin- 
zugezogen und  sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrkörpers  haben 
gleiches  Stimmrecht.  Jede  der  Abtheilungen  hat  einen  Vor- 
stand, welcher  aus  der  Mitte  der  an  der  betreffenden  Fach- 
abtheilung wirkenden  ordentlichen  Professoren  gewählt  wird, 
u.  z.  in  Wien  auf  zwei  Jahre,  in  Prag  und  Graz  auf  ein  Jahr. 
Die  Vorstände  der  Abtheilungen  haben  die  Zweckmässigkeit 
des  gesammten  Unterrichtes  in  der  Abtheilung,  sowie  die  Stu- 
dien, den  Bildungsgang  und  die  disciplinare  Haltung  der  Zu- 

*)  Behufs  der  Directorswahl  wurden  die  Professoren  in  Graz  in  die 
Fachschulen  in  folgender  Ordnung  eingereiht.  Zu  der  Ingenieurschule  gehören : 
die  beiden  Professoren  des  Strassen-  und  Wasserbaues  I.  und  II.  Curs,  die 
Professoren  des  Hochbaues,  der  praktischen  Geometrie,  der  Elementarma- 
thematik; zu  der  Maschinenbauschule :  die  Professoren  des  Maschinenbaues, 
der  Mechanik,  der  höheren  Mathematik,  der  darstellenden  Geometrie;  zu 
der  chemisch-technischen  Schule :  die  Professoren  der  Chemie,  der  chemischen 
Technologie,  der  Physik,  der  Mineralogie  und  Geognosie ;  zu  der  land-  und 
forstwirthschaftlichen  Fachschule:  die  Professoren  der  Landvvirthschaft,  der 
Forstwirthschaft,  der  Botanik  und  Zoologie. 
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hörer  zu  überwachen.  Den  Collegien  der  Abtheilungen  liegt  ob  : 
Die  Gesuche  ordentlicher  Hörer  um  Bewilligung  eines  selbst- 
gewählten Studienplanes  oder  einer  Dispensation  von  einzelnen 
obligaten  Lehrfächern  zu  erledigen,  in  zweifelhaften  Fällen 
über  die  Aufnahme  von  Schülern  zu  entscheiden,  die  Fort- 
schritte und  das  disciplinare  Verhalten  der  Schüler  zu  be- 
sprechen und  am  Ende  des  Schuljahres  über  das  Vorrücken 
der  Zuhörer  zu  entscheiden. 

Die  Anzahl  der  systemisierten  Lehrkanzeln  beträgt  in 
Wien  21  und  zwar:  a)  zwei  ordentl.  Lehrkanzeln  für  Mathe- 
matik; h)  eine  für  darstellende  Geometrie;  c)  eine  für  Zoo- 
logie und  Botanik;  d)  eine  für  Mineralogie  und  Geologie; 
e)  eine  ordentl.  und  eine  ausserordentl.  Lehrkanzel  für  Physik  ; 
/)  eine  ordentl.  Lehrkanzel  für  Chemie;  g)  zwei  für  chemi- 
sche Technologie;  h)  zwei  für  technische  und  analytische 
Mechanik,  Maschinenlehre  und  allgemeine  Maschinenkunde; 
i)  eine  für  Maschinenbau;  k)  eine  für  mechan.  Technologie, 
l)  zwei  für  praktische  Geometrie,  höhere  Geodäsie  und  sphä- 
rische Astronomie;  m)  drei  für  allgemeine  Baukunde,  Hoch- 
bau und  Architektur ,  Bauordnung  und  Amtsmanipulation ; 
n)  zwei  für  Strassen-,  Wasser-,  Brücken-  und  Eisenbahnbau ; 
o)  eine  für  Land-  und  Forstwirthschaftslehre  ;  p)  zwei  für  Na- 
tionalökonomie und  Statistik,  Handels-,  Wechsel-  und  Seerecht, 
Verfassungs-  und  Verwaltungslehre;  q)Q'me  für  allgemeine  und 
österreichische  Geschichte.  —  Die  Zahl  der  systemisierten  Lehr- 
kanzeln kann  je  nach  Bedürfnis  vermehrt  werden.  Der  Unterricht 
über  Baumechanik,  Terrainlehre,  Waarenkunde,  Geschichte 
der  Baukunst,  Geschichte  der  inductiven  Wissenschaften, 
deutsche  Literatur,  Aesthetik,  Buchhaltung,  technisches  und 
Freihandzeichnen,  Ornamentik  und  Ornamentenzeichnen  wird 
entweder  von  Professoren  des  Institutes  oder  von  Docenten 
gegen  Remuneration  besorgt,  wenn  nicht  mit  Rücksicht  auf 
die  verfügbaren  Lehrkräfte  oder  bei  zulässiger  Verbindung 
verwandter  Gegenstände  die  Ernennung  eines  ordentlichen 
oder  ausserordentlichen  Professors  zweckdienlicher  erscheint. 
Für  das  Landschaftszeichnen,  Modellieren,  dann  für  die  eng- 
lische, französische  und  italienische  Sprache,  so  wie  für  die 


Stenographie  werden  Lehrer  mit  Gehalt  oder  Remuneration 
bestellt. 

In  Graz  besteht  das  Lehrpersonal  aus  IT  Professoren 
und  zwar :  1 .  der  elementaren  Mathematik,  2.  der  höheren  Ma- 
thematik, 3.  der  darstellenden  Geometrie  und  des  technischen 
Zeichnens,  4.  der  experimentalen  und  technischen  Physik,  5.  der 
praktischen  Geometrie  und  des  Situationszeichnens ,  6.  der 
Mechanik,  7.  der  reinen  technischen  und  analytischen  Chemie, 
8.  der  chemischen  Technologie,  9.  der  Mineralogie  und  Geo- 
gnosie,  10  der  Zoologie,  11.  der  allgemeinen  und  der  land- 
und  forstwirthschaftlichen  Botanik,  12.  des  Hochbaues,  13.  des 
Maschinenbaues,  14.  des  Wasser-  und  Strassenbaues  I.  Curs 
und  der  populären  Land-  und  Wasserbaukunde,  15.  des  Stras- 
sen- und  Wasserbaues  IL  Curs  und  der  Wiesencultur  und 
Drainagearbeiten,  16.  der  Land wirthschaft  und  17.  derForst- 
wirthschaft.  Ferner  sind  noch  ein  Lehrer  für  das  Figuren-  und 
Landschaftszeichnen  und  sechs  honorierte  Docenten  für  Ge- 
schichte und  Geographie  sammt  Statistik,  deutsche  Sprache 
und  Geschäftsstil,  landwirthschaftliche  Thierheilkunde,  Aesthe- 
tik  und  Geschichte ,  für  Baukunst ,  Volkswirthschaftslehre, 
Baugesetze  und  politische  Verwaltungsgesetze  angestellt. 

In  Prag  ist  die  Anzahl  der  Professoren  nicht  statuta- 
risch festgestellt.  Es  sollen  daselbst  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche Professoren,  honorierte  Docenten,  Constructeure, 
Assistenten  und  Lehrer  angestellt  werden,  deren  Zahl  vom 
Landtage  mittelst  Lehrplanes  bestimmt  und  nach  Bedarf  mit 
jedem  Landespräliminare  abgeändert   werden   kann. 

Die  Unterrichtssprache  ist  in  Wien  und  Graz  die  deut- 
sche, in  Prag  sind  beide  Landessprachen  gleichberechtigt; 
für  mehrere  Lehrfächer  sind  deshalb  zwei  ordentliche  Pro- 
fessoren bestellt,  wovon  der  eine  den  Gegenstand  in  deutscher, 
der  andere  in  böhmischer  Sprache  vorzutragen  verpflichtet 
ist,  und  zwar  für  Mathematik,  beschreibende  Geometrie,  Geo- 
däsie, Physik,  Naturgeschichte,  Hochbau,  Strassen-  und 
Wasserbau,  Mechanik,  Chemie. 

Eine  vollkommen  neue  Einrichtung  sind  die  zur  Er- 
langung eines  Diplomes  eingeführten  strengen  Prüfungen, 
wodurch  die  Befähigung  des  Candidaten  für  seinen  Beruf  er- 
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wiesen  werden  soll.  Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des 
Wiener  Statuts  sind  folgende:  Zur  Vornahme  der  strengen 
Prüfungen  wird  für  jede  der  vier  Fachschulen  eine  besondere 
Prüfungscommission  gebildet ,  welche  aus  den  ordentlichen 
Professoren  jener  Gegenstände,  über  welche  sich  die  Prüfung 
erstreckt,  und  aus  Fachmännern  zu  bestehen  hat,  welche  das 
Ministerium  zu  diesem  Behufe  ernennt.  Die  Leitung  der  Prü- 
fungen ,  so  wie  den  Vorsitz  in  den  Prüfungscommissionen 
übernehmen  die  Vorstände  der  betreffenden  Fachschulen. 
Wer  zur  strengen  Prüfung  zugelassen  werden  will,  hat  die 
mit  mindestens  genügendem  Erfolge  zurückgelegten  Studien 
der  sämmtlichen  in  dem  Lehrplane  der  betreffenden  Fach- 
schule aufgenommenen  Gegenstände,  ferner  der  Nationalöko- 
nomie, des  Handels-  und  Wechselrechtes  und  der  Buchhal- 
tung nachzuweisen. 

Für  die  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  ist  eine  Taxe 
zu  entrichten,  welche  unter  die  Mitglieder  der  Prüfungscom- 
mission gleichmässig  vertheilt  wird.  Der  Vorstand  der  Prü- 
fungscommission bezieht  nebst  seinem  Antheile  als  Prüfender 
noch  eine  gleiche  Quote  als  Vorsitzender.  Die  Taxe  beträgt 
in  den  Fachschulen  für  Strassen-  und  Wasserbau,  Hochbau 
und  Maschinenbau  für  beide  Prüfungsabtheilungen  zusammen 
150  fl.;  in  jener  für  technische  Chemie  80  fl.  ö.  W. 

Die  strengen  Prüfungen  für  Strassen-  und  Wasserbau, 
Hochbau  und  Maschinenbau  zerfallen  in  zwei  Abtheilungen. 
Jede  derselben,  ebenso  die  strenge  Prüfung  für  Chemie,  ist 
schriftlich  und  mündlich  abzulegen.  Die  schriftliche  Prüfung 
besteht  in  einer  Clausurarbeit,  wobei  die  Benützung  von  Bü- 
chern und  Schriften  mit  Ausnahme  von  Tafeln  nicht  gestat- 
tet ist.  Als  Grundlage  zur  Beurtheilung  für  die  praktische 
Befähigung  der  Candidaten  aus  dem  Strassen-  und  Wasser- 
bau, dem  Hochbau  und  Maschinenbau  dienen  die  in  dem 
letzten  Jahrgange  ausgearbeiteten  Entwürfe,  so  wie  ein  grös- 
seres Prüfungselaborat  nach  einem  gegebenen  Programme. 
Die  Diplomswerber  für  technische  Chemie  haben  vor  der 
Zulassung  zur  strengen  Prüfung  die  Anfertigung  von  minde- 
stens zwei  Präparaten  nachzuweisen  und  sich  noch  der  Lö- 
sung  einer  grösseren  praktischen  Aufgabe  zu  unterziehen. 
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Für  letztere,  so  wie  für  die  Ausarbeitung  der  oben  erwähn- 
ten grösseren  Prüfungselaborate  wird  eine  bestimmte  Frist  fest- 
gesetzt. Zwischen  beiden  Prüfungsabtheilungen  hat  in  der  Regel 
ein  Zeitraum  von  drei  Monaten  zu  verfliessen.  Diese  Frist 
kann  jedoch  auf  Ansuchen  des  Candidaten  über  Beschluss 
der  Prüfun/j^scommission  abgekürzt  werden,  wenn  derselbe 
bei  der  ersten  Abtheilung  die  Stimmen  aller  Prüfenden  für 
sich  hatte.  Die  Wiederholung  einer  Prüfung  ist  nur  einmal 
und  nicht  vor  Ablauf  jener  Frist  gestattet,  welche  die  Prü- 
fungscommission im  einzelnen  Falle  ausspricht. 

Die  Gegenstände ,  auf  welche  sich  die  strengen  Prü- 
fiingen,  und  zwar  in  dem  an  der  betreffenden  Fachschule 
gelehrten  Umfange  erstrecken,  sind  folgende :  I.  Für  Strassen- 
und  Wasserbau :  1.  Abtheilung:  Mathematik,  darstellende  Geo- 
metrie, technische  Physik,  Mechanik,  allgemeine  Maschinen- 
kunde, Geologie.  2.  Abtheilung:  Praktische  Geometrie  und 
höhere  Geodäsie,  Baumechanik,  Hochbau,  Strassen-  und  Was- 
serbau. II.  Für  Hochbau:  1.  Abtheilung:  Mathematik,  dar- 
stellende Geometrie,  technische  Physik,  Mechanik,  allgemeine 
Maschinenkunde,  Gesteinslehre.  2.  Abtheilung:  Praktische 
Geometrie,  Baumechanik,  Hochbau,  Geschichte  der  Baukunst, 
Strassen-  und  Wasserbau.  III.  Für  Maschinenbau :  1.  Abthei- 
lung: Mathematik,  darstellende  Geometrie,  technische  Physik, 
Mechanik,  praktische  Geometrie.  2.  Abtheilung:  Allgemeine 
Baukunde,  Maschinenlehre,  Maschinenbau  und  mechanische 
Technologie.  IV.  Für  technische  Chemie:  Mineralogie,  Bo- 
tanik und  Zoologie,  allgemeine  und  technische  Physik,  all- 
gemeine Maschinenkunde,  Chemie ,  chemische  Technologie 
und  Waarenkunde. 

Auch  im  Grazer  Statut  sind  die  Fachprüfungen  geregelt. 
Diplome  werden  ertheilt  für  Wasser-,  Strassen-  und  Eisen- 
bahningenieure ,  für  Mechaniker ,  für  technische  Chemiker, 
für  Land-  und  Forstwirthe.  Die  Prüfungen  sind  praktische 
und  theoretische.  Bei  jenen  wird  ein  detaillierter  Entwurf  eines 
grösseren  Projectes  sammt  Kostenberechnung  verlangt,  und 
erst  das  Ergebnis  desselben  entscheidet  über  die  weitere  Zu- 
lassung zur  theoretischen  Prüfung.  Diese  erstreckt  sich  über 
fast  alle  Gegenstände  der  Fachschule  und  wird  schriftlich  und 
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mündlich  abgehalten.  Die  Prüfungstaxe  beträgt  50  fl.  österr. 
Währung.  Eine  Befreiung  kann  jedoch  bis  zur  Hälfte  statt- 
finden. —  Den  Schülern ,  welche  den  Curs  für  Geometer 
oder  für  Werkmeister  besucht  haben,  wird  auf  Verlangen 
von  der  Direction  ein  Abgangszeugnis  ertheilt,  in  welchem 
die  betreffenden  Noten  aus  allen  von  denselben  besuchten 
Lehrgegenständen  zusammengestellt  werden. 

In  Prag  zerfallen  die  strengen  Prüfungen  ebenfalls  in 
zwei  Abtheilungen.  Abweichend  von  Wien  und  Graz  soll  die 
erste  Abtheilung  der  Prüfung  für  die  Fachabtheilung  der 
Chemie  nach  dem  zweiten,  in  den  übrigen  Fachschulen  nach 
dem  dritten  Jahre  abgelegt  werden  können.  Die  Prüfung  soll 
in  den  einzelnen  Gegenständen  in  jener  Sprache  stattfinden, 
in  welcher  der  Prüfungswerber  die  Gegenstände  am  poly- 
technischen Institute  gehört  hat.  Die  Taxe  beträgt  in  den 
Fachschulen  für  Strassen-,  Wasser-  und  Hochbau  für  jede 
der  beiden  Abtheilungen  25  fl. ;  in  der  Fachschule  für  Ma- 
schinenbau für  die  erste  Abtheilung  25  fl.,  für  die  zweite 
Abtheilung  15  fl.,  in  der  Fachschule  für  Chemie  für  jede 
Abtheilung  15  fl. 

Die  ordentlichen  Professoren  beziehen  in  Wien  einen 
Gehalt  von  2500  fl.,  mit  dem  Vorrückungsrecht  in  3000  und 
3500  fl.  nach  10,  beziehungsweise  20jähriger  Dienstzeit,  und 
ein  Quartiergeld  von  400  fl.  Die  ausserordentlichen  Pro- 
fessoren erhalten  1500  fl.  ohne  Vorrückungsrecht  und  ein 
Quartiergeld  von  300  fl.  In  Prag  sind  die  Jahresgehalte  der 
ordentlichen  Professoren  auf  2000,  2500  und  3000  fl.,  die 
der  ausserordentlichen  Professoren  auf  1000,  1200  und  1400fl. 
festgesetzt.  In  Graz  betragen  die  Besoldungen  der  Profes- 
soren 1600,  1800  und  2000  fl.,  die  Besoldungen  der  Lehrer 
800  fl.,  jene  der  honorierten  Docenten  werden  von  Fall  zu 
Fall  bestimmt.  In  Wien  hat  die  Lehrkanzel  für  Maschinen- 
bau zwei,  für  Chemie  einen  Adjuncten  zugewiesen.  Diese 
beziehen  einen  Gehalt  von  1200  fl.  mit  einem  Quartiergeld 
von  200  fl.,  die  Assistenten  erhalten  600  fl.  Gehalt  und  ein 
Quartiergeld  von  100  fl. 

Die  Bibliothek  des  polytechnischen  Instituts  in  Wien 
hat    eine   Jahresdotation  von  5000  fl.    Der  Bibliothekar  be- 

Beer  und  Hochogger,  die  Forlscliritle  des  Untenii-htsweseiis  etc.  43 
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zieht  1600,  der  Custos  1000,  der  Scriptor  700  fl.  Gehalt,  mit 
einem  Quartiergelde  von  15%  des  Gehaltes.  Die  Lehrmittel- 
sammlungen und  Laboratorien  erhielten  im  Statute  jährliche 
Dotationen  fixiert.  Auch  in  Prag  und  Graz  sind  für  Biblio- 
theken, Lehrmittelsammlungen  entsprechende  Beträge  fixiert. 

Dies  sind  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  in  Oester- 
reich  durchgeführten  Reform  der  technischen  Hochschulen*). 
In  Ofen,  wo  die  Josefs-Industrieschule  zu  einem  technischen 
Institute  unter  dem  Namen  Josefs-Polytechnikum  im  Jahre 
1856  erweitert  wurde  ,  hat  man  die  Reorganisation  nach 
denselben  Grundsätzen  theils  schon  durchgeführt,  theils  in 
Angriff  genommen.  Brunn  und  Lemberg  dürften  in  Bälde 
eine  Umgestaltung  erfahren.  Bezüglich  der  Brünner  Lehr- 
anstalt (gegründet  1849)  wurde  durch  kaiserliches  Hand- 
schreiben vom  18.  October  1866  festgestellt,  dass  daselbst 
zwei  auf  der  Stufe  der  Hochschulen  stehende  Fachschulen 
und  zwar  für  Maschinenbau  und  technische  Chemie,  fer- 
ner zwei  auf  einer  niedrigeren  Stufe  befindliche  Special- 
curse  für  kaufmännische  Wissenschaften,  sowie  für  Werk- 
und  Baumeister,  endlich  ein  Special curs  für  Montanistiker 
als  Vorbereitungsschule  für  den  Besuch  der  Bergakademie 
eingerichtet  werden  solle.  Lemberg  betreffend,  ist  eine  Ent- 
scheidung noch  nicht  erfolgt. 

Man  muss  die  Organisation  der  technischen  Lehran- 
stalten nur  freudig  begrüssen  und  die  Einbürgerung  des  Fach- 
schulsystemes  in  Oesterreich  als  einen  grossen  Fortschritt 
bezeichnen.  Dieses  hat  sich  in  Frankreich,  Deutschland  und 
der  Schweiz  vortrefflich  bewährt,  es  dürfte  in  Bälde  auch 
in  Oesterreich  seine  befruchtende  Wirkung  auszuüben  nicht 
verfehlen  und  die  heimische  studierende  Jugend  die  Concurrenz 
mit  den  an  auswärtigen  Anstalten  gebildeten  Technikern  nicht 
zu  scheuen  haben.  Eine  grosse  Errungenschaft  ist  es  ferner, 
dass  an  den  technischen  Instituten  auch  die  humanistischen 
Fächer  ein  Heimatsrecht  erhielten  und  die  früher  gäng  und 
gäbe  bureaukratische  Ansicht,  dass  nur  das  für  den  Techniker 
Allernothwendigste  an  den  Lehranstalten  vorgetragen  werden 
solle,  ein  überwundener  Standpunct  ist.  Die  Munificenz,  mit 
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der  die  Institute  bezüglicli  der  Gehalte  und  anderweitigen  Do- 
tationen bedacht  wurden,  verdient  ungeheuchelte  Anerkennung. 
Die  Regierung  hat  eine  grosse  Liberalität  hinsichtlich  der 
Wiener  Lehranstalt  an  den  Tag  gelegt.  Die  Landtage  Böh- 
mens und  Steiermarks  waren  mit  gutem  Beispiele  vorange- 
gangen. Die  technischen  Institute  Oesterreichs  können  sich 
in  Bezug  auf  Organisation  ebenbürtig  den  auswärtigen  Lehran- 
stalten an  die  Seite  stellen  und  werden  gewiss  zum  Auf- 
schwünge der  technischen  Wissenschaften  das  ihre  beitragen, 
wenn  man  nur  immer  rechtzeitig  die  gewonnenen  Erfahrungen 
benützt  und  eine  gewisse  Stagnation  zu  verhüten  sucht. 

Eine  Erweiterung  des  technischen  Unterrichtes  steht,  wie 
es  scheint,  in  Bälde  am  Wiener  Institute  bevor.  Um  dem 
Mangel  an  tüchtig  ausgebildeten  Marineingenieuren  abzuhelfen, 
soll  daselbst  eine  Lehrkanzel  für  Schiffsbaukunst  creirt  wer- 
den. In  keiner  österreichischen  Lehranstalt  wurde  bisher 
Schiffbau  auf  Grundlage  höherer  wissenschaftlicher  Vorbil- 
dung gelehrt,  wie  in  Preussen  und  Frankreich.  Dort  schuf 
man  bei  der  Reorganisation  des  Gewerbeinstituts  eine  Fach- 
schule für  Schiffsbau,  in  Frankreich  besteht  eine  solche  seit 
längerer  Zeit.  Der  bisher  mit  der  nautischen  und  Handels- 
akademie in  Triest  in  Verbindung  stehende  zweijährige  Curs 
für  Schiffsbau  genügt  nicht,  da  die  Vorbildung,  welche  die 
Schüler  in  den  grundlegenden  mathematischen  Wissenschaften, 
wie  Mathematik,  Physik  und  Mechanik  u.  s.  w.  erhalten, 
keine  entsprechende  *)  und  die  Praxis  den  Mangel  an 
Theorie  zu  ersetzen  nicht  im  Stande  ist.  Wenn  auf  Prak- 
tiker hingewiesen  wird,  welche  ohne  gründliche  theoretische 
Vorbildung  in  diesem  Fache  etwas  erspriessliches  leisten,  so 
ist  zu  bedenken,  dass  dies  nur  Ausnahmsfälle  sind,  indem 
das  besonders  hervorragende  Talent  alle  Schwierigkeiten  über- 
windet ;  auch  können  die  reinen  Praktiker  sich  höchst  selten  der 
Unterstützung  von  Seiten  der  Theoretiker  ganz  entschlagen. 

Oesterreich  besitzt  jedenfalls  eine  grössere  Anzahl  von 
technischen  Hochschulen  als  nothwendig  sind,  und  es  übertrifft 


*)   Vergl.  weiter  unten  die  bestehende  Einrichtung  in  Triest. 

43* 


676 

in  dieser  Hinsicht  alle  anderen  europäischen  Staaten.  Selbst 
Frankreich,  dessen  Industrie  die  österreichische  weit  überragt, 
besitzt  nur  eine  technische  Staatslehranstalt  ersten  Ranges.  Die 
^cole  polytechnique  und  die  sich  daran  reihenden  Fachschulen 
^cole  des  mines,   ^cole  des  ponts   et   des   chauss^es  machen 
gewissermassen  nur  eine  technische  Hochschule  aus,  welche 
die   für  den  Staatsdienst  nothwendigen   Techniker  heranzu- 
bilden  die  Aufgabe  haben ,    während   die    ecole   des  arts  et 
des  manufactures  den  deutschen  mechanisch-technischen  und 
chemisch-technischen  Fachschulen  entspricht  und  der  Privat- 
industrie dient.     Für  die  grosse  Industrie  ist  durch  die  vor- 
handenen polytechnischen  Hochschulen  Oesterreichs  in  genü- 
gender Weise  Sorge  getragen.  Dagegen  fehlt  es  an  Gewerbe- 
schulen mannigfacher  Art.     Es  ist  bekannt,  dass  die  gegen- 
wärtige Organisation  der  Realschule  auch    die    Aufgabe   zu 
lösen   sucht,    für   das    gewerbliche    Leben   und   die    niedern 
bürgerlichen  Stände  die  nöthige  Vorbereitung  zu  geben ,  es 
ist  aber  auch  anerkannt,  dass  dieses  Ziel  nicht  erreicht  wird. 
Der  Unterricht  muss  für  jene  Schüler,  welche  bloss  für  irgend 
einen  praktischen   Beruf  die   nöthige  Vorbereitung   suchen, 
eine  andere  Organisation  erhalten.   Der  Lehrstoff  muss   sich 
auf  das  für  das  praktische  Leben  noth wendigste   und  wich- 
tigste beschränken.  Den  niedern  Gewerbeschulen,  welche  in 
Oesterreich  fehlen,    muss  diese  Aufgabe  zugewiesen  werden. 
Es  besteht  ferner  in  Oesterreich   keine  Lehranstalt,   welche 
für   den   so    wichtigen   Stand    der  Werkmeister  die  nöthige 
Bildung  gewährt  und  zwar  weder  für  den  Werkführer  grös- 
serer Fabriken,  noch  für  den  kleineren  Fabriksunternehmer. 
Preussen  besitzt  derartige  Lehranstalten   an   den  Provinzial- 
gewerbeschulen.     Sie   sind   für   den  Gewerbestand   von  weit 
eingreifender  Wichtigkeit  und  nachhaltigem  Einflüsse.  Wäh- 
rend ihres  siebenzehnjährigen  Bestandes  haben  diese  Schulen 
sich  dort  erprobt  und  man  ist  in   den  einzelnen  Provinzen 
gesonnen,  auch  für  eine  specielle  Fachbildung  durch  Anwei- 
sung besonderer  Facheurse  Sorge  zu  tragen.  Derartige  höhere 
Gewerbeschulen,   wie    sie   am   trefflichsten    organisiert   auch 
Sachsen  in  Chemnitz  besitzt,  sind  ein  dringendes  Bedürfnis 
für  die  Österreichische  Industrie, 


•77 

Nicht  minder  dürfte  die  Einbürgerung  der  Baugewerks- 
schule  sich  als  erspriesslich  erweisen.  Ausser  den  Architekten, 
welche  an  der  technischen  Hochschule  gebildet  werden  und 
eine  umfassende  Bildung  benöthigen,  braucht  das  praktische 
Leben  für  Bauwesen  gebildete  Männer,  welchen  nicht  Ent- 
würfe grossartiger  architektonischer  Bauten  anvertraut  wer- 
den, sondern  denen  entweder  die  Leitung  oder  Ausführung 
übergeben  wird  oder  welche  kleine  Bauten  als  selbständige 
Unternehmer  ausführen. 

Die  statistischen  Daten  über  den  Besuch  der  technischen 
Institute  zu  Wien,  Graz,  Prag,  Brunn,  Lemberg,  Krakau  und 
Ofen  weisen  im  vorigen  Jahrzehnte  folgende  Ziffern  auf. 
Diese  Anstalten  wurden  in  den  Jahren  1851-55  durch- 
schnittlich von  2819  (ohne  Einbeziehung  der  Vorbereitungs- 
jahre), im  Durchschnitte  der  Jahre  1856  -  60  von  2542  Hö- 
rern besucht.  Die  stärkste  Ziffer  weist  das  Jahr  1852  mit 
3128,   die  schwächste    das  Jahr  1856   mit  2345  Hörern  auf. 

Seitdem  betrug  die  Anzahl  der  ordentlichen  Hörer: 

1861  2703  1864  2763 

1862  2705  1865  2731 

1863  2761 

Hiezu  kommen  noch  alljährlich  etwa  50 — 100  ausser- 
ordentliche Hörer  und  Gäste.  Die  Gesammtzahl  der  Studieren- 
den im  Jahre  1865  vertheilt  sich  auf  die  einzelnen  Lehran- 
stalten in  nachstehender  Weise : 

technische  Abtheilung      commercielle  Abtheilung 
ordentliche  ausserord.         ordentliche  ausserord.      Gäste 
Hörer  Hörer 

Wien 879  58  20  4  69 

Graz 179  7  —  —  6 

Prag 756  16  —  —  110 

Brunn 195  1  46  —  — 

Krakau 167  —  17  —  — 

Lemberg 154  —  59  2  — 

Ofen 259  11  —  —  — 

Hievon  waren  Deutsche  1243,  Cechoslaven  754,  Polen 
378,  Ruthenen  20,  Slovenen,  Croaten  und  Serben  69,  Ita- 
liener 21,  Romanen  8,  Magyaren  345,  Andere  2. 
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Die  höhere  landwirthschaftliche  Lehranstalt  zu  Unga- 
risch -  Altenburg  erhielt  im  Jahre  1850  eine  neue  Organisa- 
tion; eine  abermalige  Revision  des  Lehrplanes  trat  durch 
Ministerialerlass  vom  30.  April  1664  ein.  Die  Schule  be- 
zweckt, jungen  Männern,  welche  sich  für  die  Landwirth- 
schaft  ausbilden  wollen,  besonders  solchen,  welche  Besitzer, 
Pächter  oder  Verwaltungsbeamte  grösserer  Güter  werden 
wollen ,  die  Mittel  zu  einer  zeitgemässen  wissenschaft- 
lichen und  technischen  Bildung  zu  gewähren,  und  auch  den 
zukünftigen  Beamten,  welche  irgend  einem  Berufsfach  sich 
widmen ,  wozu  landwirthschaftliche  Kenntnisse  wesentlich 
nützlich  oder  noth wendig  sind ,  die  Gelegenheit  zur  Erwer- 
bung derselben  zu  bieten.  Die  Lehranstalt  untersteht  dem 
Handels-Ministerium.  Mit  der  Leitung  und  Verwaltung  ist  der 
Director  betraut.  Das  Lehrercollegium  bilden  die  ordent- 
lichen Lehrer  und  die  von  dem  Director  dazu  berufenen 
Hilfslehrer.  Zu  praktischen  Versuchen  und  Demonstrationen 
besitzt  dieselbe  einen  grösseren  Gütercomplex.  Die  Lehrfächer 
sind:  Arithmetik,  Geometrie,  Stereometrie,  allgemeine  Me- 
chanik verbunden  mit  einer  Einleitung  aus  der  elementaren 
Physik,  allgemeine  Mineralogie,  Geognosie,  Botanik,  Zoologie, 
Chemie  und  zwar  allgemeine  und  Agriculturchemie ,  Klima- 
tologie,  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen  und  Thiere, 
Nationalökonomie,  Landwirthschaftspflege  und  Thierproduc- 
tionslehre,  landwirthschaftliche  Betriebslehre,  Ertragsberech- 
nung und  Veranschlagung,  Rechnungsführung,  Wein-,  Obst- 
und  Gartenbau,  Forstwirthschaft,  die  landwirthschaftlich-tech- 
nischen  Gewerbe ,  d.  h.  Verarbeitung  der  Rohproducte 
in  Verbindung  mit  dem  landwirthschaftlichen  Betrieb,  Thier- 
heilkunde,  Zeichnen,  landwirthschaftliche  Baukunde  und  Con- 
struction  der  landwirthschaftlichen  Gebäude,  Statistik,  allge- 
meine Rechts-  und  Staatskunde,  Verwaltungslehre.  Auf- 
genommen werden  solche  Hörer ,  welche  den  Nachweis 
liefern  über  den  höheren  Gymnasial-  oder  Realschulunterricht 
oder  über  an  höheren  Lehranstalten  gemachte  naturwissen- 
schaftliche Studien.  Genügen  die  beigebrachten  Zeugnisse 
nicht,  so  hat  sich  der  Aufzunehmende   einer  Vorprüfung  zu 
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unterziehen.  Besondere  Berücksichtigung  sollen  in  dieser  Be- 
ziehung solche  junge  Männer  finden,  welche  bereits  alsWirth- 
schaftsbeamte  gedient  und  gute  Zeugnisse  erworben  haben. 
Ferner  ist  die  Beibringung  über  die  bereits  erhaltene  prak- 
tische Unterweisung  in  der  Landwirthschaft  nothwendig. 
Das  Lehrer-Collegium  kann  ausnahmsweise  auch  Personen 
reiferen  Alters,  welche  sich  bisher  praktisch  nicht  bethätigt 
haben,  zulassen. 

Die  k.  k.  Forstakademie  in  Mariabrunn  hat  mancherlei 
Phasen  durchgemacht,  ehe  sie  ihre  neue  Organisation  im  Jahre 
1866  erhielt.  Zugleich  wurde  sie,  nachdem  sie  bis  dahin  in 
das  Ressort  des  Ministeriums  der  Finanzen  gehört  hatte,  dem 
Ministerium  für  Handel  und  Volkswirthschaft  unterstellt.  Sie 
bezweckt  eine  gründliche  theoretische  und  praktische  Ausbil- 
dung im  Forstfache,  wozu  ihr  die  in  der  Umgebung  befind- 
lichen Staatsforste  zur  Verfügung  gestellt  sind.  Der  Unter- 
richt wird  in  3  Jahrescursen  ertheilt*).  Mit  dem  theoretischen 
Unterrichte  sind  die  noth wendigen  Excursionen  unter  Führung 
eines  Professors  verbunden. 

Die  Zuhörer  an  der  Forstakademie  sind  entweder  or- 
dentliche ,  welche  an  dem  vollständigen  Unterrichte  theil- 
nehmen,  oder  ausserordentliche,  welche  nur  einzelne  Lehr- 
gegenstände frequentiren.  Zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Zu- 
hörer ist  die  Beibringung  eines  Zeugnisses  der  Reife  von 
einer  Realschule  oder  einem  Gymnasium  erforderlich,  nur 
müssen  die  Gymnasialschüler  noch  insbesondere  eine  hinrei- 
chende Fertigkeit  im  geometrischen  Zeichnen  bekunden.  So 
lange  Maturitätsprüfungen  an  den  Realschulen  nicht  allgemein 
eingeführt  sind ,  haben  jene ,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife 
nicht  vorweisen  können,  sich  einer  Aufnahmsprüfung  zu  un- 
terziehen, welche  sich  auf  alle  jene  Lehrgegenstände  erstreckt, 
die  auch  bei  der  Aufnahmsprüfung  am  polytechnischen  In- 
stitute in  Wien  gefordert  werden.  In  der  Regel  haben  sämmt- 
liche  Aufnahmswerber   eine  einjährige  Verwendung  bei  der 


*)   "Vergl.  Schindler   die   Geschichte   der  Mariabrunner  Lehranstalt 
(Wien  1863),  ein  in  mancher  Beziehung  lehrreiches  Buch. 
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Forstwirthschaft  nachzuweisen.  Zur  Aufnahme  als  ausserordent- 
licher Zuhörer  ist  das  zurückgelegte  18.  Lebensjahr  und  der 
Nachweis  der  zum  Verständnis  der  Vorlesungen  nöthigen 
Vorkenntnisse  erforderlich.  Dieser  Nachweis  wird  entweder 
durch  legale  Zeugnisse  oder  durch  eine  Aufnahmsprüfung 
geliefert.  Die  bisherige  Bestimmung ,  dass  die  Zuhörer  ge- 
halten sind,  im  Akademiegebäude  zu  wohnen  und  sich  dort 
zu  verpflegen,  wurde  aufgehoben. 

Ordentliche  Zuhörer,  welche  die  Akademie  vollständig 
mit  genügendem  Erfolge  absolviert  haben,  können  zu  einer 
strengen  Fachprüfung,  welche  die  mit  Verordnung  vom  16. 
Jänner  1850  vorgeschriebene  Staatsprüfung  für  Forstwirthe 
vertritt,  zugelassen  werden.  Diese  Prüfung  wird  von  einer 
besonderen  Prüfungscommission  abgehalten.  Die  strenge 
Fachprüfung  besteht  in  zwei  Abtheilungen.  Die  Gegen- 
stände ,  auf  welche  sich  dieselbe  zu  erstrecken  hat ,  sind 
folgende:  1.  Abtheilung:  Mathematik,  Geodäsie,  Holzmess- 
kunde, Mechanik  und  Maschinenkunde,  Baukunde,  Chemie, 
Forstbotanik ,  Bodenkunde  und  Klimatologie,  Forstinsecten- 
kunde ;  2.  Abtheilung :  Waldbauforstbenützung,  Forsttech- 
nologie, Forstschutz,  Forstertragsbestimmung  und  Werthbe- 
rechnung,  Forstbetriebseinrichtung  und  Verfassung  von 
Werthanschlägen ,  Forstdiensteinrichtung,  Volkswirthschafts- 
lehre,  Gesetzkunde,  Geschäfts-  und  Normalienkunde,  Verrech- 
nungskunde. Die  Prüfung  ist  eine  schriftliche  und  mündliche. 
Mit  der  Leitung  der  Akademie  ist  ein  von  dem  Ministerium 
ernannter  Director  betraut,  der  zugleich  Professor  ist,  das 
übrige  Lehrpersonale  besteht  aus  4  Professoren  und  3  Assi- 
stenten. Die  Gehalte  der  Professoren  wurden  entsprechend  erhöht 
und  für  den  Director  mit  .3000  fl. ,  für  jeden  der  übrigen 
Professoren  mit  1500  und  dem  Vorrückungsrechtc  in  2000 
und  2500  fl.  nach  10-,  beziehungsweise  20jähriger  Dienstzeit 
festgesetzt.  Die  Assistenten  beziehen  einen  Jahresgehalt  von 
500  fl.  Der  Director,  die  Professoren  und  Assistenten  erhal- 
ten ferner  insgesammt  freie  Wohnung  im  Akademiegebäude.  — 

Das  nautische  Schulwesen  hat  im  vorigen  Jahrzehent 
die  Regierung  vielfach  beschäftigt.  Bis  zum  Jahre  1850  be- 
standen in  Oesterreich  folgende  nautische  Schulen:  Der  Bien- 


681 


nalcurs  in  Triest  an  der  Handels-  und  nautischen  Akademie, 
die  Biennalschulen  zu  Fiume ,  Buccari ,  Rovigno ,  Spalato 
und  Cattaro,  und  der  Annualcurs  in  Zara.  Die  Organisation 
dieser  Lehranstalten  war  keine  gleichmässige.  An  der  nau- 
tischen Akademie  zu  Triest  fanden  nur  jene  Aufnahme,  welche 
den  Vorbereitungscurs  an  derselben  Lehranstalt  besucht  oder 
jene,  welche  eine  Aufnahmsprüfung  mit  gutem  Erfolge  be- 
standen hatten*). 

Die  nautische  Schule  zu  Fiume,  deren  Organisation  in 
das  Jahr  1777  hinaufreicht,  bestand  aus  zwei  Jahrescursen 
mit  2  Professoren.  Die  Zahl  der  Unterrichtsstunden  betrug  18, 
die  Unterrichtsgegenstände  waren  Religion  ,  Geographie, 
Physik  und  die  slavische  Sprache,  welche  sämmtlich  in  bei- 
den Jahrgängen  vorgetragen  wurden.  Ausserdem  wurde  noch 
im  L  Jahrgange  gelehrt :  Arithmetik,  Algebra ,  Geometrie, 
Trigonometrie,  Mechanik ;  im  2.  Jahrgange  :  Schifffahrtskunde, 
nautische  Astronomie,  Steuermannskunde  und  Schiffsbau.  Die 
aufzunehmenden  Schüler  mussten  das  13.  Lebensjahr  erreicht 
haben.  Die  nautische  Schule  zu  Buccari  wurde  im  Jahre  1849 
eröffnet,  und  hatte  eine  ähnliche  Organisation  wie  jene  zu 
Fiume,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  viel  jüngere 
Schüler  aufgenommen  wurden.  Die  Schulen  zu  Rovigno, 
Spalato  und  Cattaro  wurden  mit  dem  Schuljahr  1849  und  1850 


■)  Die  Unterrichtsgegenstände  waren  folgende: 


1.  Jahrgang 


Religion 

Arithmetik 3 

Mathematik 7 

Nautik 5 

Schiffszeichnen — 

Physik .3 

Geographie 2 

Kalligraphie  .......  1 

Italienische  Sprache  2 

Deutsche  Sprache.  .  3 


Semester 
1.     IL 
wöch.  Stund. 
.      1       1 


Französische 
F'.nglische 


2.  Jahrgang        Semester 
I.     II. 
wöch.  Std. 

Religion 1        I 

Astronomie 2 

Schiffshandhabung.  .     7 

Schiffsbau 5 

Zeichnen — 

Seerecht.  . 2 

Physik 2 

Geographie 2 

Buchführung 3 

Italienische  Sprache  .  2 
Französische  „  .  .  3 
Englische  „      .  .     3 


Summe.  33     33 


Summe.  32    32 
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eröffnet,  nachdem  am  24.  September  1849  ein  neuer  Orga- 
nisationsplan für  die  nautischen  Schulen  die  allerhöchste  Ge- 
nehmigung erhalten  hatte.  Der  Zweck  der  nautischen  Schulen 
war  diesem  Organisationsplan  zufolge  der,  denjenigen,  die  sich 
der  Schifffahrt  widmen,  Unterricht  in  allen  Gegenständen  zu 
ertheilen,  deren  Kenntnis  sowol  zur  Küstenfahrt,  als  auch 
zur  weiteren  Seefahrt  theils  nothwendig,  theils  wünschens- 
werth  ist.  Es  sollten  demnach  zwei  Arten  von  nautischen 
Schulen  bestehen  u.  z.  nautische  Schulen  mit  zwei  und  solche 
mit  einem  Jahrgange.  Die  Gegenstände  waren  in  folgender 
Weise  vertheilt*). 

In  einigen  Fächern  wurde  der  Unterricht  den  Zöglingen 
der  Seeschule  mit  jenen  der  am  Orte  bestehenden  Bürger- 
schulen (Realschulen)  gemeinschaftlich  ertheilt.  In  den  See- 
schulen von  einem  Jahrgange  wurden  nur  die  Gegenstände 
des  1.  Jahrganges  der  zweijährigen  Schulen  gelehrt.  An  dem 
Biennalcurse  w^urden  zwei,  an  dem  Annalcurse  nur  ein  Lehrer 
beschäftigt.  Der  zur  Aufnahme  in  die  Seeschulen  erforder- 
liche Bildungsgrad  wurde  auf  ein  Minimum  festgesetzt  und 
ausser  einem  Alter  von  wenigstens  14  Jahren  nur  Kenntnisse 
im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  also  eine  Vorbildung  wie 
sie  die  Volksschule  gewährte,  gefordert.  Die  Capitäne  der 
Hochschifffahrt  (di  lungo  corso)  sollten  die  nothwendige  Bil- 
dung in  dem  zweijährigen  Curse,    und  die  Führer  der  die 


*)    1.  Jahrgang  wöch.  Stdn. 

Religionslehre 2 

Ital.  SpracLe 3 

Schriftliche  Aufsätze 3 

Geographie  der  österreichischen 

Monarchie 2 

Schönschreiben 2 

Zeichnen 4 

Mathematik 8 

Nautik  und  Steuermannskunst .   5 
Summe.   29 


2.  Jahrgang  wöch.  Stdn. 

Religionslehre 2 

Ital.  Sprache    2 

Schriftliche  Aufsätze 1 

Geographie  der  fremden  Staaten  2 

Naturlehre 2 

Naturgeschichte 2 

Schönschreiben 1 

Nautische  Astronomie 2 

Manövrirkunst  sammt  dem  damit 

verbundenen  Zeichnen 5 

Mechanik,  Schiffsbau  sammt  dem 

dazu  gehörigen  Zeichnen  ...   8 

Seerecht  2 

Summe.  29 
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Küstenfahrt   betreibenden    Schiffe   dieselbe  im   ersten    Jahr- 
gange dieses  Cursus  erhalten. 

Die  am  30.  Jänner  1850  genehmigte  Centralseebehörde 
in  Triest  erhielt  nach  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  von  dem 
k.  k.  Minister  für  Handel  und  öffentliche  Bauten  den  Auftrag, 
einen  Plan  zur  Organisierung  der  nautischen  Schulen  mit  Be- 
rücksichtigung der  obwaltenden  Bedürfnisse  vorzulegen,  da  die 
Organisation  der  nautischen  Schulen  mit  mancherlei  Mängeln 
behaftet  war.  Die  Centralseebehörde  machte  darauf  aufmerk- 
sam, „dass  die  Seeschulen  sich  zwar  zur  Bildung  von  Capi- 
tänen,  aber  nicht  von  Schiffsführern  der  grossen  Küstenfahrt, 
von  Steuermännern  und  Directoren  der  Schiffe  für  die  kleine 
Küstenfahrt  eignen.  Der  auf  zwei  Jahre  festgesetzte  Unterricht 
dauere  für  die  Bedürfnisse  der  Handelsmarine  zu  lange,  ent- 
halte viele  Nebengegenstände,  die  bei  den  Befähigungs- 
prüfungen der  Schiffsführer  nicht  gefordert  werden;  der  im 
Schiffsbaue  ertheilte  Unterricht  sei  zu  beschränkt ;  es  fehle 
diesen  Schulen  an  populären  Vorträgen  über  das  Verhalten  bei 
Erkrankungen  und  Verletzungen  der  Schiffsmannschaft,  in 
Fällen,  wo  sich  kein  Arzt  auf  dem  Schiffe  befinde.  Die  Pilo- 
tage  werde  im  1.  Jahrgange  gelehrt,  wo  die  Sphüler  noch 
zu  wenig  mathematische  Kenntnisse  besitzen  und  endlich 
seien  die  Gehalte  der  Lehrer  zu  gering  bemessen." 

Ein  von  der  Centralseebehörde  neu  vorgelegter  Organi- 
sationsplan erhielt  auf  Antrag  des  Unterrichtsministeriums  am 
26.  Juli  1852  die  allerhöchste  Genehmigung;  diesem  noch 
jetzt  bestehenden  Organisationsplane  zufolge  bestehen  die 
nautischen  Schulen:  a)  in  einem  zweijährigen  Curse  für  die 
Capitäne  der  Hochschifffahrt  und  die  Schiffslieutenants ;  h)  in 
einem  halbjährigen  Curse  für  den  praktischen  Unterricht  der 
Capitäne  der  weiten  Seefahrt  und  insbesondere  zum  Unter- 
richte für  die  Capitäne  der  grossen  Cabotage;  c)  in  einem 
Abendeurse  für  den  Unterricht  der  Directoren  der  kleinen 
Cabotage  und  der  Steuermänner;  endlich  d)  in  einem  ein- 
jährigen Curse  für  Schiffsbauer.  Nautische  Schulen  mit  allen 
diesen  vier  Cursen  heissen  obere  nautische  Schulen.  Jene 
Seeschulen  aber,  an  welchen  nur  die  drei  erstgenannten  Curse 
bestehen,  führen  den  Namen  untere  nautische  Schulen, 
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Der  Unterriclit  selbst  wird  auf  allen  Seeschulen  nach 
demselben  Systeme  und  in  demselben  Umfange  ertheilt; 
keiner  dieser  Curse  ist  obligat  und  jeder  kann  ohne  Nach- 
weis absolvierter  Studien  in  Seeschulen  die  angesuchte  Schiff- 
fahrtsbefugnis erhalten,  wenn  er  die  vorgeschriebene  Befä- 
higungsprüfung mit  gutem  Erfolge  besteht. 

In  den  Biennalcurs  werden  alle  jene  Schüler  aufge- 
nommen, die  das  14.  Lebensjahr  erreicht  haben  und  des 
Lesens  und  Schreibens  und  der  vier  Rechnungsarten  kundig 
sind.  Die  Lehrgegenstände  sind  auf  folgende  Weise  vertheilt : 

I.  Jahrgang.  I.  Sem.  II.  Sem. 

Religion   c.  .     2  2 

Arithmetik  und  Algebra  sammt  den  Elementen 

des  Handels 6  — 

Fortsetzung  der  Algebra  und  Geometrie —  5 

Seerecht —  1 

Summa     8  8 

II.  Jahrgang.  I.  Sem.  II.  Sem 

Religion 2  1 

Ebene  Trigonometrie  und  Pilotage 5  — 

Sphärische  Trigonometrien,  nautische  Astronomie  —  5 

Elemente  des  Schiffbaues 3         — 

Manövrierkunst —  3 

Summa  10  9 

Der  Semestral-  oder  halbjährige  Curs  sollte  bloss  zur 
Sommerzeit  bestehen.  Die  Lehrfächer  sind :  Religion,  gemein- 
schaftlich mit  den  Schülern  des  II.  Jahrganges,  1  Stunde; 
Manövrierkunst,  ebenso,  3  St.;  Seerecht,  gemeinschaftlich 
mit  den  Schülern  des  I.  Jahrganges,  1  St.;  vollständiger 
Lehrcurs  der  praktischen  Nautik,  5  St.  In  diesen  Semestral- 
curs  werden  alle  jene  aufgenommen,  die  nebst  dem  Nachweis 
des  vollendeten  14.  Lebensjahres  die  Kenntnis  der  italienischen 
Sprache  in  dem  Grade  besitzen,  um  dem  im  Semestralcurse 
zu  ertheilenden  Unterricht  folgen  zu  können  und  ferner 
genügende  Rechnungsfertigkeit  in  den  4  Species  mit  ganzen 
Zahlen  und  einen  zweijährigen  Seedienst  nachweisen.  Ueber- 
dies  wurde  speciell  hervorgehoben,  dass  der  Zutritt  zu  diesem 
Curse  möglichst  zu  erleichtern  sei.  Der  Unterricht  im  Abend- 
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curse  wurde  durch  3  Stunden  wöchentlich  gegeben  und  der 
Besuch  derselben  Jedermann  ohne  vorausgegangene  Ausweise 
gestattet. 

Es  wurde  ferner  im  Organisationsplan  vom  J.  1852 
festgesetzt,  dass  zu  Triest  ein  höherer  nautischer  Curs  ge- 
gründet werde,  welcher  den  Zweck  haben  sollte,  jenen  den 
nöthlgen  Unterricht  zu  geben,  welche  eine  höhere  Ausbildung 
in  den  nautischen  Fächern  und  dem  Schiffsbaue  anstreben 
oder  sich  dem  Lehramte  in  den  Seeschulen  widmen  wollten. 
Dieser  Curs  wurde  sonach  im  J.  1853 — 54  eröffnet  und  der 
Unterricht  erstreckte  sich  bloss  auf  höhere  Mathematik  und 
Astronomie.  Vollständig  trat  er  erst  1856 — 57  ins  Leben  und 
bestand  aus  zwei  Abtheilungen:  die  nautisch-astronomische 
Abtheilung  und  die  Abtheilung  für  Schiffsbau.  In  der  ersten 
wurde  höhere  Mathematik  und  Mechanik  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Marine  mit  15  St.  im  1.  und  14  St.  im  2.  Sem. 
gelehrt  und  nautische  Astronomie  mit  5  St.  wöchentlich  ;  in 
der  zweiten  Abtheilung  genossen  die  Zöglinge  in  der  höheren 
Mathematik  mit  der  ersten  gemeinschaftlichen  Unterricht, 
dem  Schiffsbau  waren  6  St.  gewidmet.  Behufs  der  Heranbil- 
dung tüchtiger  Lehrkräfte  wurden  acht  Stipendien  mit  200,  300 
und  500  fl.  gegründet  und  die  Stipendisten  angewiesen,  einen 
VervoUkommnungscurs  (Corso  di  perfezionemento)  zu  hören. 
Beide  Curse,  der  höhere  und  der  VervoUkommnungscurs,  wur- 
den 1860  aufgehoben  und  mit  der  hydographischen  Anstalt 
vereinigt. 

Der  Besuch  der  nautischen  Schule  war  und  ist  ein  äusserst 
spärlicher;  sei  es,  dass  die  Lehrkräfte  nicht  entsprachen,  sei 
es,  dass  ein  Mangel  an  Lehrbüchern  vorhanden  war,  der 
Erfolg  war  ein  unbedeutender.  Die  indolente  Bevölkerung 
sieht  keinen  Grund,  ihre  Kinder  in  die  Seeschule  zu  schicken, 
da  man  bei  den  Prüfungen,  um  die  Befähigung  als  Tenente 
oder  Capitän  zu  erhalten,  den  Nachweis  eines  Schulbesuches 
durchaus  nicht  fordert  und  auch  sonst  sich  bloss  auf  Fragen 
beschränkt,  zu  deren  Beantwortung  bloss  die  Erfahrung  oder 
höchstens  ein  oberflächliches  Wissen  genügt.  Erst  1858 
wurde  das  Prüfungswesen  geregelt  und  zu  Gunsten  der  Schul- 
besucher einige  Bestimmungen  getroffen.  Der  Schulbesuch  ist 
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seit  Erlass  dieses  Gesetzes  allerdings  ein  besserer,  steht  aber 
noch  immer  in  keinem  Verhältnisse  zur  Zahl  jener,  welche 
sich  der  Prüfung  unterziehen,  ohne  vielleicht  je  eine  Schule 
gesehen  zu  haben.  Eine  noch  geringere  Frequentation  haben 
die  Curse  über  Schiffsbau  aufzuweisen.  Die  Zahl  jener,  welche 
auf  diesem  Wege  einen  eingehenden  theoretischen  Unterricht 
anstreben,  ist  eine  winzige.  So  z.  B.  schwankte  sie  in  Venedig 
in  manchen  Jahren  zwischen  1  und  0.  In  Folge  dieses  wahr- 
haft kläglichen  Besuches  wurden  die  nautischen  Schulen  zu 
Kagusa,  Zara  und  Rovigno  aufgelassen  und  die  Lehrkanzel 
für  Schiffsbau  in  Fiume  harrt  seit  1858  ihrer  Besetzung. 

Im  Jahre  1860  wurde  von  dem  damaligen  Director  der 
nautischen  und  Handelsakademie  in  Triest  die  Organisations- 
frage der  nautischen  Schulen  abermals  angeregt,  indem  er 
auf  den  vielfach  mangelhaften  Unterricht  hinwies,  den  die 
gegenwärtigen  nautischen  Schulen  gewähren.  In  Folge  dieser 
Anregung  entschloss  sich  die  Regierung,  eine  Commission  aus 
Fachmännern  zusammenzusetzen,  welche  die  Frage  einer 
abermaligen  Organisation  der  nautischen  Schule  erörtern 
sollte. 

Die  Bemühungen  der  Regierung  den  nautischen  Unter- 
richt in  einer  entsprechenden  Weise  zu  organisieren,  verdienen 
gewiss  alle  Anerkennung,  da  die  Anforderungen,  welche  durch 
die  Fortschritte  in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Technik 
und  Schifffahrtkunde  hervorgerufen  worden  sind,  jedenfalls 
auch  eine  Aenderung  des  nautischen  Schulwesens  erheischen. 
Dass  diese  Lehranstalten  nicht  ganz  entsprachen  und  fort- 
während Klagen  über  ihre  Einrichtung  laut  wurden,  lag  nicht 
so  sehr  in  ihrer  Organisation.  Der  Uebelstand,  dass  die  Te- 
nenti  und  Capitäne  auch  elementaren  Bildungsanforderungen 
nicht  genügen  ,  kann  den  bestehenden  Einrichtungen  der 
nautischen  Schulen  nicht  ausschliesslich  zugeschrieben  werden. 
Der  Uebelstand  liegt  weit  tiefer;  in  dem  mangelhaften  Volks- 
schulunterrichte, der  im  Küstenland  und  in  Istrien  weit  hinter 
dem  des  Binnenlandes  zurücksteht,  wo  bekanntlich  auch  noch 
Vieles  zu  wünschen  übrig  bleibt.  So  lange  diejenigen,  welche  in 
eine  Fachschule,  und  als  solche  müssen  auch  die  nautischen 
Schulen  betrachtet  werden,  eintreten,  die  elementarsten  Vor- 
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kenntnisse  wie  richtiges  Lesen  und  Schreiben  nicht  mitbringen, 
werden  alle  Anstrengungen,  den  nautischen  Unterricht  zu 
heben,  geringe  Erfolge  erzielen.  Die  Hebung  des  Volksschul- 
unterrichtes in  den  Küstengebieten  ist  eine  nothwendige  Vor- 
bedingung für  ein  gedeihliches  Wirken  des  nautischen  Schul- 
wesens. 

Ein  weiteres  sehr  beachtenswerthes  Moment  ist  der 
Mangel  tüchtiger  Lehrer,  welche  jenen  Grad  didaktischer 
Durchbildung  besitzen,  wodurch  allein  die  Garantie  für  eine 
erspriessliche  Wirksamkeit  geboten  wird.  Zwar  hat  das  ehe- 
malige Unterrichtsministerium  es  nicht  an  Bemühungen  fehlen 
lassen ,  um  dem  fühlbaren  Mangel  abzuhelfen ,  aber  die  ge- 
troffenen Massnahmen  scheinen  nicht  vom  Erfolg  gekrönt 
worden  zu  sein. 

Es  ist  ferner  in  Anschlag  zu  bringen,  dass  die  Resul- 
tate bei  den  Tenenti-  und  Capitänprüfungen  nur  geringfügig 
sein  können,  so  lange  der  grösste  Theil  der  Examinanden 
eine  nautische  Schule  nicht  besucht  und  sich  begnügt,  vor 
Ablegung  des  Examens  auf  primitivem  Wege  das  allernö- 
thigste  Wissen  zusammenzuraffen.  Ueberblickt  man  die  sta- 
tistischen Ausweise  über  die  Frequentation  der  nautischen 
Schulen  in  Oesterreich  und  vergleicht  sie  mit  jener  in  andern 
Ländern ,  z.  B.  Preussen ,  so  muss  der  ungemein  kärgliche 
Besuch  der  österreichischen  Schulen  auffallen*).  Seit  dem 
Erlass  der  neuen  Verordnung  über  die  Prüfung  im  Jahre  1858 
haben  bis  Ende  1863  526  die  Tenentiprüfung  abgelegt.  Die 
Hälfte  derselben  besuchte  eine  nautische  Schule,  der  Rest 
wurde  durch  Privatlehrer  gebildet.     Es  zeigt  sich,  dass  das 

*)  Es  ist  von  Interesse,  den  Besuch  der  preussischen  Navigationa- 
schulen  mit  jenem  der  österreichischen  zu  vergleichen. 


Oesterreich 

Preussen 

Jahr  1860—61 

64 

292 

„      1861-62 

53 

331 

„      1862—63 

44 

404; 

also  bei  uns  eine  fortwährende  Abnahme,  in  Fr>  ussen  eine  Steigerung.  Der 
Zuwachs  an  Schilfern  und  Steuerleuten,  welche  mit  nur  wenigen  Ausnah- 
men ihre  Vorbildung  in  den  Navigationsschulen  erhalten  haben,  betrug 
dort  1861  164,  1862  300,  1863  310,  also  in  drei  Jahren  mehr  als  bei  uns 
in  5 — 6  Jahren. 
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Gesetz  vom  Jahre  1858  über  die  Prüfungen  doch  einiger- 
massen  von  Einfliiss  war,  indem  es  jenen,  welche  eine  öffent- 
liche Schule  besuchten,  einen  Nachlass  an  praktischer  Dienst- 
zeit auf  einem  Handelsschiffe  gewährte,  während  früher  ein  weit 
grösserer  Theil  der  Examinanden  durch  Privatunterricht  für 
die  Prüfung  vorbereitet  wurde.  Ein  Fingerzeig,  nach  welcher 
Richtung  überhaupt  geweckt  werden  muss,  um  entsprechende 
Resultate  zu  erzielen*). 

Aus  den  statistischen  Daten  lässt  sich  mit  Evidenz  die 
Richtigkeit  der  Ansicht  erhärten,  dass  die  nautischen  Schulen 
Oesterreichs  lang  nicht  den  Einfluss  auf  die  Bildung  der 
Führer  von  Handelsschiffen  haben,  den  man  ihnen  gewöhn- 
lich zuschreibt.  Unserer  Küstenbevölkerung  wohnt  nicht  der 
Trieb  inne  den  Kindern  eine  genügende  Ausbildung  zu  geben, 
der  Erwerbsinn  ist  einerseits  zu  überwiegend ,  anderseits 
zwingt  die  harte  Noth  eine  Verwendung  zu  finden,  ehe  man 
sich  noch  die  nothwendigsten  Kenntnisse  angeeignet  hat.  Der 
Privatunterricht  kann  den  Mangel  an  Fertigkeiten  und  Ele- 
mentarkenntnissen nicht  beseitigen  ;  auch  reicht  die  Zeit, 
w^elche  für  die  Aneignung  des  allernothdürftigsten  Wissens 
verwendet  wird,  hierzu  nicht  aus.  In  dieser  Beziehung  schei- 
nen die  Modalitäten  der  Prüfung  selbst  dringend  einer  Ab- 
hilfe zu  erheischen. 

Die  neu  im  Zuge  befindliche  Organisation  dürfte  sich 
als  ein  Fortschritt  erweisen.  Die  Anzahl  der  Lehrgegenstände 


*)  DieTriester  nautische  Schule  ward  in  14  Jahren  von  133  Schülern 
besucht,  also  durchschnittlich  von  9  Schülern  im  Jahre ;  in  den  Jahren 
1849  —  56  war  die  Zahl  derselben  sogar  unter  diesem  Durchschnitt  und 
betrug  z.  B.  1856—57  nur  4;  erst  seit  1857—58  ist  eine  Besserung  ein- 
getreten, die  Zahl  betrug  im  Durchschnitte  jährlich  10;  die  höchste  Ziffer  weist 
1860 — 61  auf  mit  19  Schülern.  Triest  am  nächsten  steht  Lussinpiccolo  mit 
98  Schülern  in  acht  Jahren,  also  fast  13  Schüler  im  Durchschnitte,  und 
Fiume  mit  67  Schülern  in  dreizehn  Jahren,  also  im  Durchschnitte  5  Schüler 
jährlich  ;  in  manchem  Jahre  war  nur  1  Zuhörer  vorhanden.  An  sämmt- 
liclien  nautischen  Schulen  waren  seit  1849/50  bis  1862/63  543  Frequen- 
tanten.  Vergleicht  man  damit  die  Anzahl  jener,  welche  sich  seit  der  Er- 
richtung der  Centralseebehörde  bis  Ende  1863  den  Prüfungen  als  Mer- 
cantil-Capitäne  unterzogen  haben,  so  ergibt  sich,  dass  nur  ein  geringer 
Theil  der  Geprüften  eine  öffentliche  Schule  frequentiert  hat. 
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muss  vermehrt  werden,  da  die  Schüler  aus  den  Elementar- 
schulen,  wie  schon  erwähnt,  nur  eine  winzige  Vorbildung  mit- 
bringen und  sich  dem  Lehrer  fast  unüberwindliche  Schwie- 
rigkeit entgegenstellen,  um  einerseits  die  Lücken  elementaren 
Wissens  auszufüllen,  anderseits  den  vorgeschriebenen  Lehr- 
stoff durchzuarbeiten.  Die  Semestral-  und  Abendeurse,  welche 
während  ihres  Bestandes  keinen  Anklang  bei  der  Bevölke- 
rung gefunden  haben,  indem  sie  nicht  besucht  wurden,  sollen 
aufgehoben  werden.  Der  bestehende  Schiffsbauannualcurs, 
welcher  nicht  so  entsprechend  eingerichtet  ist,  um  dem  Be- 
dürfnisse nach  Schiffsbaumeistern  zu  genügen,  und  noch  weit 
weniger  um  Ingenieure  heranzubilden,  wird  durch  einen  zweck- 
mässig organisirten  Unterricht  im  Schiffsbau  am  polytech- 
nischen Institute  zu  Wien  überflüssig  und  durch  Einbürgerung 
eines  praktischen  Fortbildungscurses,  wie  er  in  Stettin  be- 
steht, wird  dem  Bedürfnisse  nach  Werkmeistern  und  Werk- 
führern in  den  Werften  abgeholfen  werden.   — 

Unter  den  Lehranstalten,  welche  die  Bildung  von  Ar- 
beitern sich  zur  Aufgabe  machen,  müssen  wir  nun  die  treff- 
lich geleitete  Schule  zu  Steinschönau  erwähnen,  welche,  für 
Glasraffineure  bestimmt,  eine  Specialschule  im  vollen  Sinne 
des  Wortes  ist  Dieselbe  wurde  1856  ins  Leben  gerufen. 
Die  Erhaltung  wird  von  dem  Landesfonde  und  dem  Stein- 
schönauer  Handelsstande  bestritten.  Der  Staat  gibt  eine  jähr- 
liche Subvention  von  500  fl.  Am  Unterrichte  betheiligen  sich 
Meister,  Gesellen,  Lehrlinge  und  Schulknaben  in  Steinschö- 
nau und  den  benachbarten  Ortschaften.  Die  Frequenz  betrug 
im  Jahre  1856  258,  1864/5  384,  die  höchste  Ziffer  weist 
das  Jahr  1863/4  mit  481  Schülern  auf.  Der  Unterricht  wird 
in  fünf  Abtheilungen  ertheilt.  Besondere  Verdienste  um  die 
Lehranstalt  haben  sich  Schulrath  Maresch  und  der  Leiter  der 
Lehranstalt  Dworsazek  erworben.  — 

Eine  grosse  Wirksamkeit  entfaltete  früher  die  mit  dem 
polytechnischen  Institute  in  Wien  in  Verbindung  gestandene 
Gewerbezeichnungsschule,  die  gegenwärtig  der  Reorganisa 
tion  bedarf.  — 

Die  Vorbildung  für  die  commerciellen  Beschäftigungen 
vermittelten  bis  in  die  jüngste  Zeit  die  mit  den  technischen 

Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  44 
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Instituten  in  Verbindung  stehenden  commerciellen  Abtheilun- 
gen und  die  Handelsakademie  in  Triest.  Erst  seit  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrzehends  traten  durch  die  Bemühungen  des 
Kaufmannsstandes  in  Prag,  Wien,  Graz  Handelsakademien 
ins  Leben  ,  welche  schon  während  der  kurzen  Zeit  ihres 
Bestandes  eine  nicht  unbedeutende  Wirksamkeit  entfalteten. 
Auch  die  Regierung  hat  in  jüngster  Zeit  die  Handels- 
akademie in  Triest  einer  Reorganisation  unterzogen  und  mit 
dem  technischen  Institute  in  Brunn  soll,  wie  schon  erwähnt, 
ein  Handelscurs  in  Verbindung  gebracht  werden. 

Die  Handelsakademie  in  Triest  besteht  aus  drei  Jahr- 
gängen. Aufnahme  finden  jene,  welche  eine  Mittelschule  voll- 
ständig zurückgelegt  haben,  oder  bei  einem  Alter  von  14 
Jahren  durch  eine  Aufnahmsprüfung  die  nothwendige  Vor- 
kenntnis aus  der  Religion,  der  italienischen  und  deutschen 
Sprache,  der  Geographie,  Arithmetik  und  Geometrie,  Natur- 
geschichte und  Physik  an  den  Tag  legen.  Auch  werden 
ausserordentliche  Hörer  zugelassen*). 

Die  Handelsakademie  in  Wien  (eröffnet  im  Jänner  1858) 
besteht  aus  vier  Jahrgängen,  von  denen  zwei  Vorbereitungs- 


*)  Der  Lehrplan  ist  folgender: 

Jahrgang 

I.  II.  III. 

Religion 1  1  1 

Handelswissenschaft  und  Nationalökonomie  ....  —  2  3 

Merkantilrechnen 4  3  2 

Buchhaltung 2  3  — 

Handelsgeographie  und  Statistik 3  2  2 

Handelsgeschichte ;     2  3  3 

Deutsche  Sprache  und  Geschäftsstil 4  3  2 

Italienische  Sprache  und  Geschäftsstil 3  3  2 

Handels-,  Wechsel-  und  Seerecht 3  2  — 

Naturgeschichte I.  Sem.  2  2  — 

II.     „       3  2  - 

Physik 2  2  2 

Chemie 3  2  — 

Waarenkunde —  2  3 

Mustercomptoir ,.,.   —  —  8 

Ausserdem  noch  fremde  Sprachen,  Französisch,  Englisch  und  Neu- 
griechisch, endlich  Kalligraphie. 
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jähre  sind*).  In  die  1.  Classe  der  eigentliclien  Akademie  wer- 
den aufgenommen:  a)  Jünglinge,  welche  die  Ober- Realschule 
oder  das  Obergymnasium  oder  den  Vorbereitungscursus  der 
Handels- Akademie  mit  gutem  Erfolge  absolviert  haben  j  ferner 
jene,  welche  durch  eine  strenge  Aufnahmsprüfung  nachweisen, 
dass  sie  jenen  Grad  von  allgemeiner  Vorbildung  besitzen, 
dessen  Erlangung  das  Ziel  des  Vorbereitungscursus  der  Aka- 
demie ist.  Zur  Aufnahmsprüfung  werden  in  der  Regel  nur 
jene  Leute  zugelassen,  welche  das  16.  Lebensjahr  angetreten 
haben.  Zum  Eintritte  in  die  2.  Classe  der  Akademie  ist  ent- 
weder die  absolvierte  1.  Classe  oder  eine  strenge  Aufnahms- 
prüfung nothwendig.  In  den  L  Jahrgang  des  Vorbereitungs- 
cursus werden  aufgenommen :  a)  Jünglinge,  welche  die  drei- 
classige  Unter- Realschule  oder  das  Unter-Gymnasium  absol- 
viert haben;  b)  jene,  welche,  sie  mögen  den  Unterricht  wo 
immer  erhalten  haben,  durch  eine  strenge  Aufnahmsprüfung 
denjenigen  Grad  der  Reife  nachweisen,  welcher  durch  Ab- 
solvierung der  Unter-Realschule  oder  des  Unter-Gymnasiums 
erreicht  zu  werden  pflegt.  Zu  einer  solchen  Aufnahmsprüfung 
werden  nur  junge  Leute  zugelassen,  welche  das  14.  Lebens- 
jahr angetreten  haben.  In  den  2.  Jahrgang  des  Vorbereitungs- 
cursus werden  diejenigen  aufgenommen,  welche  entweder  die 
L  Classe  desselben  absolviert  haben,  oder,  sie  mögen  wo 
immer  ihre  Vorbildung  erlangt  haben,  denjenigen  Grad  der 
Reife  nachweisen,  welcher  zum  Verständnisse  der  Lehrgegen- 
stände der  2.  Classe  erforderlich  ist.  Zur  Aufnahmsprüfung 
für  diese  Classe  werden  in  der  Regel  nur  Jünglinge  zuge- 
lassen, welche  das  15.  Lebensjahr  angetreten  haben.  Jeder 
Schüler  ist  verpflichtet,  alle  im  Lehrplane  als  obligat  bezeich- 
neten Lehrfächer  seiner  Classe  zu  hören.  Ausserordentliche 
Schüler  für  einzelne  Fächer  werden  in  der  Regel  nur  in  den 
höheren  Classen,  und  zwar  in  so  weit  zugelassen,  als  es 
sich  mit  den  Schulräumlichkeiten  und  mit  den  nöthigen  didak- 
tischen und  disciplinaren  Rücksichten  verträgt. 


*)  Das  grösste  Verdienst  um  diese  Wiener  Lehranstalt  erwarb  sieh 
der  unermüdlich  thätige  Fabrikant  Ohligs, 

44* 
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Das  Schulgeld  der  ordentlichen  Schüler  beträgt  für  jede 
Classe  jährlich  157  fl.  50  kr.  Oe.  W.  Jeder  Schüler  hat 
ausserdem  für  die  Sammlungen  5  fl.  25  kr.  Oe.  W.  beim  Ein- 
tritte in  die  Lehranstalt  zu  erlegen.  Das  Unterrichtsgeld  der 
ausserordentlichen  Schüler  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  wöchentlichen  Lehrstunden ,  welche  sie  besuchen ,  be- 
messen. 

Die  Lehrgegenstände  sind  folgende:  Religion^  deutsche 
Sprache  ,  Handelscorrespondenz  ,  Arithmetik ,  Buchhaltung, 
Geographie,  allgemeine  und  Handels-Geschichte,  Physik,  Natur- 
geschichte, Chemie,  Waarenkunde,  Nationalökonomie,  Handels- 
und Wechselrecht,  Handels-  und  Gewerbegesetzkunde,  Muster- 
comptoir,  ferner  werden  noch  fremde  Sprachen,  Französisch, 
Italienisch  und  Englisch  gelehrt  und  jeder  Schüler  wird  ver- 
pflichtet mindestens  eine  fremde  Sprache  zu  hören.  Zeichnen, 
Stenographie  gehören  zu  den  vollkommen  freien  Lehrgegenstän- 
den *). —  Fast  dieselbe  Organisation  wie  die  Wiener  Handelsaka- 
demie besitzt  die  Lehranstalt  in  Prag  (eröfiiiet  October  1856). 
Sie  besteht  aus  drei  Classen,  Unter-^  Mittel-  und  Oberclasse.  Die 
französische  Sprache  ist  ein  allgemein  verbindlicher  Gegen- 
stand, Englisch  und  Italienisch  dagegen  bloss  freie  Unter- 
richtsfächer. Chemische  Hebungen  im  Laboratorium  sind  nur 
facultativ,  der  theoretische  Unterricht  obligatorisch. 

Die  Frequenz  beider  Lehranstalten  ist  eine  beträcht- 
liche. Die  Anzahl  der  Schüler  betrug  im  Eröffnungsjahr  der 
Prager  Lehranstalt  185,  erreichte  1858 — 59  297,  hat  aber 
seitdem  abgenommen  und  betrug  1865-66  162.  Im  Durch- 
schnitte der  Jahre  1856 — 61  war  die  Anzahl  der  Schüler  246, 
1861 — 66  204.  Die  Wiener  Handelsakademie  zählte  im  Er- 
öffnungsjahre 1858  59,  1865—66  447,  1866—67  423  Schüler. 
Im  Durchschnitte  der  Jahre  1856 — 62  betrug  die  Schülerzahl 
241,  in  den  nächstfolgenden  Quinquennium  425  Schüler. 

Die  beiden  Handelslehranstalten  zu  Graz  und  Pest  haben 
insoferne  eine  etwas  abweichende  Einrichtung,  als  sie  Schüler 
mit  geringerer  Vorbereitung  aufnehmen.  Die  Handelsschule 
zu  Reichenberg  in  Böhmen  ist  zweijährig. 


693 


Schlusswort. 

Während  des  Druckes  hat  sich  eine  für  das  Unterrichts- 
wesen in  Oesterreich  hochwichtige  Veränderung  vollzogen. 
Das  Staatsministerium,  welchem  seit  1860  die  Unterrichts- 
angelegenheiten zugewiesen  waren,  wurde  aufgehoben,  für 
die  politische  Verwaltung  der  deutsch-slavischen  Länder  ein 
Minister  des  Innern  bestellt  und  das  Ministerium  für  Cultus 
und  Unterricht  rehabilitirt.  Möge  es  sich  eines  dauernden 
Bestandes  erfreuen! 

Der  Mann,  dem  die  grosse  Aufgabe  zufallen  soll,  in 
den  nächsten  Jahren  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die 
geistige  Entwickelung  der  deutsch-slavischen  Länder  auszu- 
üben, scheint  noch  nicht  gefunden  zu  sein.  Es  fällt  demselben 
wahrlich  eine  beneidenswerthe  Thätigkeit  zu,  eine  Thätigkeit, 
die  seinen  Namen  dauernd  verewigen  kann,  wenn  er  für  die 
allerdings  schwierige  Stellung  die  nöthigen  Eigenschaften,  das 
richtige  Verständnis  mitbringt.  Auf  den  meisten  Gebieten  des 
Unterrichtswesens  hat  in  den  letzten  Jahren  eine  bedauerns- 
werthe  Stagnation  Platz  gegriffen,  welche  zu  den  bahnbrechen- 
den Reformen  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Decenniums 
einen  traurigen  Gegensatz  bildet.  Hier  muss  Schutt  wegge- 
räumt, dort  ein  vollständiger  Neubau  aufgeführt  werden. 
Wer  unserer  Darstellung  österreichischer  Schulverhältnisse 
mit  Aufmerksamkeit  gefolgt  ist,  wird  gewiss  von  der  Ueber- 
zeugung  durchdrungen  sein,  dass  es  fast  kein  Gebiet  gibt, 
wo  eine  bessernde  Hand  nicht  nothwendig  ist.  Von  der 
Volksschule  bis  zur  Universität  lechzet  mancherlei  nach 
Reform.  Die  elementare  Bildung  muss  auf  ganz  anderen 
Grundlagen  stehen,  als  es  nach  der  giltigen  Schulgesetz- 
gebung möglich  ist,  die  Lehrerbildungsanstalten  erheischen 
eine  radicale  Aenderung,  für  die  Bildung  der  Mädchen  muss 
in  geeigneter  Weise  Sorge  getragen  werden.  Die  Realschulen 
fordern  dringend  eine  Umgestaltung,  welche  mit  den  wich- 
tigen Grundprincipien  der  Pädagogik  und  Didaktik  im  bes- 
seren Einklänge  steht,  als  es  bei  der  gegenwärtigen  Orga- 
nisation der  Fall  ist.    Die  unselbständigen  Unterrealschulen 
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können  den  Mangel  von  Bürgerschulen  nicht  ersetzen.  Der 
gewerbliche  Unterricht  muss  eigentlich  erst  geschaffen  wer- 
den, die  vorhandenen  Einrichtungen  genügen  in  keiner  Weise 
den  erhöhten  Anforderungen  der  Zeit.  An  den  Universitäten 
sind,  abgesehen  von  der  juridischen  Facultät,  wo  die  Besei- 
tigung der  gegenwärtigen  Studienordnung  wünschenswerth 
wäre,  neue  Normen  bezüglich  der  Erlangung  des  Doctorats 
nothwendig.  Eine  thatkräftige  Unterstützung  muss  diesen 
Hochschulen  durch  Verbesserung  der  materiellen  Stellung  der 
Professoren ,  namentlich  in  den  Provinzialhauptstädten ,  zu 
Theil  werden. 

Möge  der  neue  Unterrichtsminister  von  der  Ueber- 
zeugung  durchdrungen  sein,  dass  Schule  und  Wissenschaft 
bedeutende  Mächte  im  Staatsleben  sind,  welche  gehoben  und 
gepflegt  werden  wollen,  —  die  Zukunft  Oesterreichs  hängt 
davon  ab. 


ANHANG. 


Oesterreich. 

I. 

Einführung    des   literarischen   Theiles    des 
Gymnasial-Planes. 

(Zu  Seite  324.) 

Sc.  Majestät  haben  zu  befehlen  geruhet,  dass  der  neue  Gymnasial- 
Plan  auch  in  Ansehung  seines  literarischen  Theiles  mit  dem  Anfange  des 
Schuljahres  1806/7   in  den  Provinzen   überall  unfehlbar  einzuführen  sei. 

Decret  der  vereinigten  Hof  kanzlei  vom  16.  August  an  sämmtliche 
Länderstellen. 

Beilage. 
Literarischer  Theil  des  Gymnasial  -  Planes. 

Zur  Erlernung  der  für  die  Gymnasien  vorgeschriebenen  Gegenstände, 
mit  denen  in  dem  nächsteintretenden  Schuljahre  der  Anfang  nur  an  dem 
hiesigen  akademischen  und  Kremser  Gymnasium  gemacht  werden  soll,  sind 
in  Zukunft  nach  den  beiliegenden  drei  Plänen  theils  sechs,  theils  fünf  Jahre 
bestimmt. 

Diesen  Planen  gemäss  sind  in  den  Gymnasien  folgende  Gegenstände 
zu  lehren ,  ausser  welchen  da  keine  anderen  eingeführt  werden  dürfen  : 

].  Das  Studium  der  lateinischen  Sprache  nach  der  bisher  gewöhn- 
lichen Abtheilung,  in  die  Principia,  Grammatica  und  Syntaxim,  nur  mit 
der  Wiederaufnahme  der  bisher  weggelassenen  und  nur  an  den  deutschen 
Hauptschulen  gelehrten  Infima.  Nach  diesem  Sprachstudium  folgt  in  der 
Ordnung  die  Poetik ,  dann  die  Rhetorik  oder  die  beiden  humanistischen 
Lehrgegenstände. 

Das  Sprachstudium  wird  mit  beständiger  Rücksicht  auf  die  deutsche, 
jedem  Gymnasial -Schüler  schon  bekannt  sein  müssende  Sprachlehre  ge- 
lehret, und  muss  von  den  Schülern  nicht  nur  als  eine  Gedächtnissache 
und  mechanisch,  sondern  so  betrieben  werden,  dass  sie  dadurch  zugleich 
das  Allgemeine  aller  menschlichen  Sprachen,  die  Natur  und  Bestimmung 
aller  Redetheile,  ihr  Verhältniss  gegen  einander,  die  Art,  die  Bestimmungen 
der  Gedanken  durch  Stellungen  und  Aenderungen  an  den  Wörtern  auszu- 
drücken, u.  s.  w.  gründlich  kennen  lernen,  und  auf  diese  Art  ihre  Kennt- 
nis der  Muttersprache,  indem  diese  bei  der  Erlernung  der  lateinischen 
Sprache  überall  Licht  gibt,  selbst  berichtiget  und  erweitert,  und  so  auch 
zugleich  der  Grund  zur  Erlernung  aller  in  Zukunft  ihnen  etwa  noch  nütz- 
lich befundenen  lebenden  oder  todten  Sprachen  gelegt  werde. 
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Das  Humanitäts-Studium  soll  dem  Gymnasial- Schüler  durch  die  Ein- 
leitung zur  Lesung  der  römischen  Classiker,  verglichen  mit  deutschen  clas- 
sischen  Aufsätzen  derselben  Art,  die  Regeln  der  Dicht-  und  Redekunst 
anschaulich  machen,  und  seinen  Geschmack  nach  richtigen  Grundsätzen 
zu  bilden  anfangen. 

Damit  sich  aber  die  Gymnasial-Schüler  ausser  diesen  auf  Sprache  • 
und  Stil  Bezug  habenden  Kenntnissen,  über  welche  der  Unterricht  an 
Gymnasien,  wo  keine  Universität  ist,  drei,  und  an  Gymnasien  des  Ortes, 
wo  zugleich  eine  Universität  besteht,  vier  Classenlehrern  (die  zugleich 
wöchentlich  sechs  Stunden  für  den  Unterricht  in  dem  Griechischen  zu  über- 
nehmen haben)  anvertraut  ist,  auch  nützliche  Sachkenntnisse  erwerben 
sollen,  sind  noch  überdies  bei  allen  Gymnasien  theils  zwei,  theils  drei 
Fächerlehrer  angestellt ,  welche  über  die  Naturlehre  und  Geschichte,  über 
die  Geographie  und  Weltgeschichte,  über  die  Mathematik  und  griechische 
Sprache,  wo  diese  nicht  den  Humanitäts- Lehrern  zugewiesen  ist,  endlich 
über  die  Religionslehre  Unterricht  ei-theilen  werden. 

Der  Unterricht  in  diesen  Lehrfächern  wird  so  systematisch  und 
vollständig,  als  dem  Alter  und  den  Fähigkeiten  der  Gymnasial-Schüler  an- 
gemessen, überall  brauchbar  und  so  gedrängt  sein,  dass  ihn  jeder  Schüler, 
nebst  den  Classen-Gegenständen,  zu  umfassen  im  Stande  sein  wird ;  dafür 
wird  er  aber  auch  grösstentheils  durch  alle  Gymnasialjahre  dauern,  und 
erst  zusammen  genommen  Alles  enthalten,  was  einem  für  die  höheren 
Stände  sich  bildenden  Jünglinge  nothwendig  ist  und  ohne  vorausgesetzte 
wissenschaftliche  Kenntnis  begriffen  werden  kann. 

Durch  die  Anstellung  nicht  nur  der  Classen-,  sondern  auch  der 
Fächerlehrer,  und  durch  diese,  jedem  nach  dem  Verhältnisse  der  Noth- 
wendigkeit  zugetheilte  Stundenanzahl  muss  bewirkt  werden  ,  dass  keiner 
der  nothwendig  befundenen  Lehrgegenstände  vernachlässiget,  aber  auch 
keiner  auf  Kosten  der  übrigen  betrieben  werde,  und  dass  jeder  Lehrer  in  dem 
ihm  angewiesenen  Fache  auf  eine  ausgezeichnete  Art  sich  vervollkommne, 
die  für  dasselbe  zum  Unterrichte  etwa  nöthigen  Apparate  beischaffen  zu 
lassen  besorge,  und  so  seinen  Schülern  desto  nützlicher  werden  könne. 

Bei  dem  fünfjährigen  Lehrcurse  muss  nothwendig  ein  oder  anderer 
Gegenstand  kürzer  gegeben,  aber  doch  keiner  ganz  weggelassen  werden, 
denn  alle  Gegenstände,  auch  die  griechische  Sprache,  sind  unentbehrlich, 
weil  diese  Anstalten  auch  in  der  Absicht,  künftige  Theologen  zu  bereiten, 
die  doch  einen  Geschmack  vom  Griechischen  haben  sollen,  angelegt  wer- 
den; der  lateinische  Lehrer  muss  diese  Kürze  zum  Theil  durch  Schul- 
Themata,  Lesebücher,  Chrestomathien  u.  s.  w.  ersetzen;  auch  in  der  Geo- 
graphie ,  welche  überall  gelehret  werden  soll ,  lässt  sich  von  Naturlehre 
und  Geschichte  Vieles  einbringen. 

Bei  denen  mit  fünf  und  sechs  Lehrern  hat  der  Religionslehrer  wö- 
chentlich 18  Lehrstunden  und  noch  überdies  an  Sonntagen  die  Exhorta- 
tion ;  an  den  Hauptanstalten  hingegen,  wo  sieben  Lehrer  sind,  wird  er  er- 
leichtert, und  hat  wöchentlich  nur  12  Stunden  und  mit  der  sonntäglichen 
Exhortation  deren  13. 
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Diesen  Vortheil  göniessen  auch  die  Lehrer  der  Poetik  und  Rhetorik, 
weil  die  humanistischen  Studien  an  Universitäten  höher  getrieben  werden 
sollen,  eben  desswegen  mehr  Gelehrsamkeit  von  Seite  des  Lehrers  vor- 
aussetzen und  auch  mehr  Zeit  zur  Correctur  der  Aufgaben  fordern. 

Uebrigens  soll  diese  Stunden  -  Eintheilung ,  wie  viele  Lehrstunden 
wöchentlich  auf  einen  Gegenstand  zu  verwenden  sind  ,  nur  das  Verhältnis 
der  Wichtigkeit  und  Extension  der  Lehrgegenstände  gegen  einander  zeigen. 
Sie  wird  daher  hier  noch  nicht  als  unveränderlich  angenommen,  sondern 
muss  erst  bei  dem  bevorstehenden  Versuch  berichtiget  und  Sr.  Majestät 
mit  dem  weiteren  Gutachten  zur  Genehmigung  für  sämmtliche  Gymna- 
sial -  Anstalten  vorgelegt  werden. 

Lateinisch  muss  Niemand,  als  die  Sprach-  und  Humanisten-Lehrer 
lehren,  damit  die  Eintheilung  nach  Fächern  rein  bleibe,  und  nicht  etwa  der 
Lehrer  der  Geschichte  oder  der  Religion  unter  dem  Titel ,  einen  Classiker 
oder  eine  lateinische  Chrestomathie  zu  erklären,  seinen  Hauptgegenstand 
vernachläs  sige. 

Von  den  in  der  Frage  stehenden  drei  Planen  ist  der  erste  mit  fünf 
Lehrern  nach  dem  fünfjährigen  Curse  an  den  Gymnasien  einzuführen,  wo 
weder  ein  Lyceum,  noch  eine  Universität  besteht;  der  zweite  in  sechsjähri- 
gem Curse  an  Lyceen,  und  der  dritte  vom  nämlichen  Curse,  aber  mit  sieben 
Lehrern,  an  Universitäten,  und  folglich  dieser  bloss  an  den  Gymnasien  in 
Wien,  Prag,  Innsbruck,  Krakau  und  Padua ;  der  zweite  in  Lemberg,  Olmütz, 
Linz,  Graz,  Laibach  und  Kremsmünster,  wenn  dort  die  vormalige  Akademie 
wieder  hergestellt  wird,  und  der  erste  an  allen  übrigen  Gymnasien. 

In  den  fünf  oder  sechs  Jahren  sind  jedem  der  festgesetzten  Lehr- 
gegenstände von  den  öffentlichen  Unterrichtsstunden  so  viele  zugetheilt 
worden,  als  für  jeden  nach  seiner  Wichtigkeit,  seinem  Umfange  und  sei- 
nem Verhältnisse  zu  dem  doppelten  Zwecke  der  Gymnasial-Schulanstalten, 
theils  den  Schüler  zu  den  höheren  Wissenschaften  vorzubereiten,  theils 
ihm  ohne  weitere  Rücksicht  mit  jedem  Jahre  so  viele  nützliche  Kenntnisse 
zu  verschaffen,  als  seine  Fassungskraft  zulässt,  nöthig  befunden  werden, 
wie  das  Verzeichnis  der  Lehrgegenstände  sowol  als  die  Stunden-Abtheilung 
ausweiset. 

Da  alle  Gymnasial  -  Lehrgegenstände  ihrem  Zwecke  nach  auf  das 
engste  mit  einander  verbunden  sind  und  zugleich  darauf  gesehen  worden 
ist,  dass  der  Schüler  ausser  dem  Sprachstudium,  ohne  Ueberladung,  auch 
aus  allen  übrigen  Gegenständen  während  des  fünf-  oder  sechsjährigen 
Curses  ein  seinem  Alter  angemessenes,  zusammenhängendes,  selbst  für 
den  Fall,  dass  er  nach  vollendetem  Gymuasialcurse  die  Studien  verlassen 
und  austreten  wollte,  brauchbares  Ganze  erhalte;  da  endlich  nach  dieser 
Einrichtung  erst  durch  die  Aufnahme  aller  dieser  Gegenstände  die  öffent- 
lichen Unterrichtsstunden  ganz  ausgefüllt  werden ;  so  ist  jeder  Gymnasial- 
Schüler,  welcher  in  die  höhern  Wissenschaften  zu  treten  gedenkt,  ohne 
Ausnahme  verpflichtet,  alle  diese  für  Alle  vorgeschriebenen  Gegenstände 
in  den  dazu  bestimmten  öffentlichen  Unterrichtsstunden  zu  erlernen. 
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Wo  weder  öffentliche  Bibliotheken  ,  noch  die  nach  diesem  Plane 
zum  Studium  der  Geographie,  der  Geschichte  und  der  Mathematik  erfor- 
derlichen Apparate  vorhanden  sind,  wird  die  An-  und  Nachschaffung  der 
geographischen  Globen,  Landkarten  und  einiger  mathematischen  Körper 
und  Instrumente  nothwendig  sein,  wobei  jedoch  alle  Male  nur  auf  das 
unentbehrlichste  zu  sehen  und  über  jede  dergleichen  Beischaffung  von  dem 
Professor  die  höhere  Genehmigung  einzuholen  ist. 

Was  die  Naturgeschichte  insbesondere  betrifft,  ist  der  zum  Unter- 
richte und  zur  Erlernung  derselben  gleich  nothwendige  Apparat  nach  und 
nach  von  Lehrern  und  Schülern  grösstentheils  selbst  zu  sammeln  und  her- 
beizuschaffen ,  weil  in  der  Naturgeschichte  für  Gymnasial- Schüler  nur 
.solche  Gegenstände  zu  behandeln  sind ,  die  ihrem  Gesichte  und  Gebrauche 
in  der  Nähe  liegen. 

I. 

Schema  für  die  Gymnasien  mit  fünf  Lehrcursenj  fünf  Lehrern 

tmd  einem  Katecheten. 

Wöchentl.  Lehrstunden  in 

jedem  Curse  für  Jeden 

Lehrer, 

ind.Huma 
in  den  Gramraa-       nitäts- 
tical-Classen,        Classen. 
].    2.     3.       1.    2. 

1.  Lehrer  lehret  die  Elemente  der  lateinischen  Sprache       9     9   —      —   — 

2.  „  „  (a)  die  lateinische  Grammatik —  —  9  —  — 

»  »  (^)  griechische  Sprache —  —  2  2  2 

3.  „  „  den  Stil,  oder  Poetik  u.  Rhetorik ...  —  —  —  9  9 

4.  „  „  Geographie  und  Geschichte 3  3  3  3  3 

5.  „  „  (a)  Mathematik 2  2  2  2  2 

(6)  Naturgeschichte 2     2   —      —   — 

Der  Katechet  lehret  die  Religions-  und  Sittenlehre  .222        22 

18    18   18      18    18" 
II. 
Schema  für  die  Gymnasien    mit  sechs  Lehrcursen   und    sechs 

Lehrern. 

Wöchentl.  Lehrstunden  in 

jedem  Curse  für  jeden 

Lehrer, 

in  d.  Huma- 
in  den  Grammatical-       nitäts- 
Clnssen,  Classen. 

1.    2.     3.    4.      1.     2. 

1 .  Lehrer  lehret  die  Elemente  der  latein.  Sprache       9     9   —   —      ~    — 

2.  ,,  „  die  lateinische  Grammatik    ....  —  —  9  9  —    _ 

3.  „  „  den  Styl,  oder  Poetik  u.  Ehetorik  —  —  _  _  99 

4.  „  „  Geographie  und  Geschichte 3  3  3  3  3     3 

5.  „  „  (a)  Mathematik 2  2  2  2  2     2 

(b)  griechische  Sprache —    —  —     2       2      2 

6.  „  „       (a)  Religions-  und  Sittenlehre .  .        2     2     2     2        2     2 

{b)  Naturgeschichte  u.  Naturlehre       2     2     2   —      —   — 

1§   18  18    18     18   X8 
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Anmerkung. 
Der  Unterricht  in  der  griechischen  Sprache  ist  nicht  unabänderlich 
mit  dem  Unterrichte  in  der  Mathematik  verbunden,  auch  nicht  die  Naturge- 
schichte mit  der  Religions-  und  Sittenlehre,  daher  können  die  zwei  Lehrer 
der  Mathematik  und  Religion  sich  von  diesen  zwei  Lehrgegenständen  den- 
jenigen wählen,  zu  dem  sie  mehr  Neigung  haben. 

UI. 
Schema  für  die  Gymnasien   mit  sechs  Lehrcursen  und  sieben 

Lehrern. 

Wöchentl.  Lehrstunden  in 

jedem  Curse  für  jeden 

Lehrer, 

ind.Huma- 
in  den  Grammatical-       nitäts- 
Classen,  Oassen. 

1.    2.     3.     4.       1.    2. 

1 .  Lehrer  lehret  die  Elemente  der  latein.  Sprache       9     9   —    —      ~    — 

2.  „  „         „    latein.  Grammatik —    —     9      9     ■ — •   — 

3.  „  „     (a)  die  Poetik  od.  Anleitung  z.  Stil     —   —    —    —      10   — 

(5)    „  griechische  Sprache —    —   —    —     —     2 

4.  „  „     (a)    „  Rhetorik  od.  Anleit.  z.  Stil     —    —   —    —      —    10 

(b)    „  griech.  Sprache —   —   —      2       2    — 

5.  „  „     Geographie  oder  Geschichte  ....       3333       22 

6.  „  „     (a)  Mathematik 2     2     2     2       2     2 

(/>)  Naturgeschichte  u.  Naturlehre       2     2     2   —      —   — 

7.  „  „     die  Religions-  und  Sittenlehre ...       2222       22 

18   18   18    18     18    18 

n. 

Studien-Hofcommissions-Decret  vom    28.  Sep- 
tember 1819,  an  sämmtliche  Länderstellen» 

(Zu  Seite  329.) 

I.  Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  und  Naturlehre  hat  in  den 
Gymnasien  gänzlich,  in  der  Buchstaben -Rechnung  oder  Algebra  aber  in 
den  Grammatical-Classen  aufzuhören.  Anstatt  der  letztern  sind  die  Gram- 
matical -  Schüler  in  der  gemeinen  Arithmetik,  deren  Kenntnis  sie  schon 
aus  den  deutschen  Classen  mitgebracht  haben,  zu  unterrichten,  zu  üben 
und  weiter  zu  führen.  Die  Algebra  ist  erst  in  den  Humanitäts-Classen  an- 
zufangen und  in  derselben  Sprache  vorzutragen  ,  in  welcher  sie  in  der 
Philosophie  gelehrt  wird. 

Der  Unterricht  in  der  Geographie  und  Geschichte  ist  folgender- 
massen  zu  ordnen:  dass  in  der  ersten  Gramraatical-Classe  aus  der  Geo- 
graphie die  Einleitung  und  nebst  der  Lehre  von  der  Erdkugel  eine  kurze 
Uebersicht  von  Europa,  in  der  zweiten  Classe  die  Geographie  und  Ge- 
schichte des  österreichischen  Kaiserstaates,  in  der  dritten  und  vierten  Classe 
die  Geographie  und  Geschichte  des  übrigen  Europa,  endlich  in  der  eisten 
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HuraanitSts-Classe  die  übrigen  Welttheile  kurz  abgehandelt  werden.  Diu 
alte  Geographie  und  Geschichte  ist  in  die  zweite  Humanitäts  -  Classe  zu 
verlegen,  und  in  jener  Sprache  vorzutragen,  in  welcher  über  dieselbe  in 
der  Philosophie  vorgelesen  wird. 

Der  Unterricht  in  der  griechischen  Grammatik  ist  auf  zwei  Jahre 
zu  vertheilen,  und  mit  derselben  in  der  dritten  Grammatical-Classe  anzu- 
fangen. 

II.  Die  Stifts-  und  Ordensgeistlichen,  welche  zu  Lehrern  an  den 
Stifts-  und  Ordens-Gymnasien  bestimmt  werden,  sind  einer  ähnlichen  Prü- 
fung zu  unterziehen,  der  jene  Geistliche  sich  unterziehen  müssen,  welche 
Professoren  an  den  theologischen  Hausstudien  werden  wollen. 

Den  Vice-Directoren  ist  ihre  Amts-Instruction  zu  republiciren ,  und 
da  die  Rectoren  der  Piaristen  -  CoUegien  zugleich  Vice-Directoren  ihrer 
Gymnasien  sind,  so  ist  auch  diesen  die  genaue  Beobachtung  derselben 
einzuschärfen. 

III.  Um  fähige  und  moralische  junge  Männer  zur  Uebernahme  von 
Gymnasial-Lehräratern  zu  gewinnen  und  dabei  zu  erhalten,  haben  Se.  Ma- 
jestät allen  aus  öffentlichen  Fonden  besoldeten  Gymnasial  -  Lehrern  und 
Präfecten  mit  Einschluss  der  Katecheten,  nach  jedem  zur  Zufriedenheit 
zurückgelegten  Decennium  im  Lehramte ,  ihren  Gehalt  durch  Zulegung 
eines  Drittels  desselben  zu  vermehren,  und  wenn  sie  30  Jahre  und  dar- 
über, ohne  gerade  die  normalmässigen  40  Jahre  erreicht  zu  haben,  mit 
gleichem  Lobe  im  Lehramte  ununterbrochen  gedient  haben ,  sie  bei  ihrer 
Deficienz  mit  ihrem  vollen  vermehrten  Gehalte  in  die  verdiente  Ruhe  zu  ent- 
lassen allergnädigst  bewilliget. 

IV.  Aus  eben  diesem  Grunde  haben  Se.  Majestät  auch  den  Stifts- 
und Kloster  -  Individuen ,  welche  an  den  ihnen  üb  ergebenen  Gymnasien 
lehren  und  sich  nach  dem  Zeugnisse  des  Directors  beim  Lehramte  durch 
mehrere  Jahre  mit  Auszeichnung  verwenden,  und  denen  ihr  Oberer  zu- 
gleich das  Zeugnis  genau  beobachteter  Instituts- Satzungen  gibt ,  eine  an- 
gemessene Remuneration  aus  den  öffentlichen  Fonden  von  Zeit  zu  Zeit  zu 
bewilligen  geruhet. 

V.  Der  von  dem  Domscholaster  und  Oberaufseher,  Michael  Leon- 
hard,  verfasste  Leitfaden  zum  katholischen  Religionsunterrichte  in  den 
Grammatical-Classen  ist  indes  bei  dem  Unterrichte  zu  gebrauchen,  bis  ein 
Lehrbuch  ordentlich  vorgeschrieben  wird. 

VI.  Die  bisher  vorgeschriebenen  gemeinschaftlichen  Beichten  und 
der  gem-rdnschaftliche  Genuss  des  Altars  -  Sacramentes  werden  dahin  be- 
schränkt ,  dass  sich  jeder  Schüler  fünf  Mal  des  Jahres,  nämlich :  zu  An- 
fang des  Schuljahres,  zu  Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten  und  zu  Ende  des 
Schuljahres  über  die  abgelegte  Beicht  innerhalb  14  Tagen  mit  einem  Beicht- 
zettel ausweise. 

VII.  Bei  der  Classification  haben  in  Zukunft  bei  der  ersten  Classe 
drei  Abstufungen  stattzufinden,  nämlich :  prima  classis  cum  eminentia,  prima 
classiM  accedens  ad  eminentiam  und  prima  classis. 
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VIII.  Die  Privat  -  Studierenden  sind  ausserdem  für  alle  bestimmten 
Prüfungstage  vor  dem  Director  oder  Vice-Director  an  ihrem  Gymnasium 
zu  prüfen,  ohne  dass  jedoch  diese  Prüfungen  an  einem  Tage  vollendet 
sein  müssen ,  sondern  es  ist  zu  denselben  so  viele  Zeit  zu  verwenden,  als 
die  Anzahl  der  zu  Prüfenden  erfordert;  die  Zeugnisse  derselben  sind  von 
dem  Director  oder  Vice-Director  mit  zu  unterfertigen. 

m. 

Lehrplan  des  Anonymus. 

(Zu  Seite  336.) 
I.  C  1  a  s  s  e. 

Latein.  1,  Curs.  Die  Etymologie  hauptsächlich  der  veränderlichen 
Kedetheile,  die  Regeln  vom  Geschlecht  der  Hauptwörter,  Lectiones  latinae, 
Comenius.  2.  Curs.  Rest  der  Etymologie,  die  Syntaxis  bis  zur  Regierung 
der  Endungen,  Ausnahmen  der  Regeln  vom  Geschlechte  der  Hauptwörter, 
die  Praeterita  und  Supina,  Lectiones  latinae,  (Fabellae)  Comenius. 

Rechenkunst.  1.  Curs,  Die  4  Species  in  ungenannten  und  ge- 
nannten Zahlen,  in  wie  fern  die  letzteren  blos  Rechnungen  mit  den  all- 
gemein bekannten  Münzen,  Gewichten  und  Massen  betreffen,  Rechnungs- 
vortheile  und  Abkürzungen  der  Manipulationen.  2.  Curs.  Die  allgemeinen 
Eigenschaften  und  Theilbarkeit  der  Zahlen. 

Naturgeschichte.  1.  Curs.  Einleitung,  das  Thierreich.  2.  Curs. 
Das  Pflanzen-  und  Mineralreich. 

IL  C lasse. 

Latein,  1.  Curs.  Regierung  der  Endungen,  Wiederholung  der  Prae- 
terita et  Supina,  Lectiones  latinae.  Comenius,  Aurelius  Victor  de  viris  illu- 
stribus.  2.  Curs.  Syntax  der  Supina,  Gerundia,  Participia,  Rest  des  Co- 
menius, Anfang  der  Antiquitates,  Aurelius  Victor  de  Caesaribus. 

Rechenkunst.  Die  Lehre  von  den  Brüchen,  Tabellen  der  Ge- 
wichte, Münzen  und  Masse  und  Reductionen  deren  eines  Landes  auf  die 
eines  andern,  besonders  auf  die  österreichischen.  2.  Curs.  Die  Decimalen, 
Elemente  der  Buchstabenrechnung,  insofern  sie  fernerhin  zur  Deduction 
von  Regeln  nöthig  sind. 

Geschichte,  österreichische  und  zwar  im  1.  Curs  bis  Kaiser  Ma- 
ximilian I. 

Geographie  des  österreichischen  Kaiser  Staates. 
in.  Classe. 

Latein.  1.  Curs.  De  usu  Pronominum,  imprimis  relativi.  De  tem- 
porum  et  modorum  natura  et  recto  usu.  De  usu  Conjunctionum.  Pompo- 
nius  Mela  mit  den  entsprechenden  Fächern  des  altern  Plinius.  Ein  Theil 
des  Plinius  kann  der  Privat  -  Leetüre  überlassen  werden.  Antiquitates, 
2.  Curs,  De  puritatae  et  elegantia  sermonis.  Die  Lehre  de  puritate  ist 
kurz;  die  de  elegantia  bestände  grösstentheils  in  der  Phraseologie.  In  ihr 
ist  auch  die  de  copia,  de  brevitate,  in  wiefern  dies  Eigenheiten  der  Sprache 


und  nicht  Eigenheiten  der  Schreibart  sind,  begriffen.  De  tropis  grarama- 
ticae.  Julius  Cäsar,  die  antiquitates  vollendet. 

Griechisch.  1.  Curs.  Die  Grammatik  bis  einschliesslich  des  Zeit- 
wortes ftfii.  2.  Curs.  De  verbo  regulari.  Lectiones  graecae. 

Rechenkunst.  1.  Curs.  Die  arithmetische  und  geometrische  Pro- 
gression, die  Verhältnisse.  2,  Curs.  Die  arithmetische  und  geometrische 
Proportion,  Regula  de  tri  und  ihre  verschiedenen  Anwendungen. 

Geschichte.  Die  alte  Geschichte  im  1.  Curse  bis  zur  römischen, 
im  2.  bis  zur  Völkerwanderung. 

Geographie.  Deutschland,  Preussen,  Italien.  2.  Curs.  Die  Schweiz, 
Frankreich. 

IV.  Classe. 

Latein.  1.  Curs.  Praeexercitamenta*),  Prosodie.  Metrik  mit  entspre- 
chenden poetischen  Stücken  Julius  Caesar:  Epistolae.  2.  Curs.  Fortge- 
setzte Uebung  der  Praeexercitamenta.  De  proprietatibus  styli  generalibus. 
De  numero,  de  ornatu  et  tropis.  Sallustius.  Livius. 

Griechisch.  1.  Curs.  De  verbis  in  co.  De  verbis  irregularibus. 
De  Particulis.  Lectiones  graecae.  2.  Curs.  De  Syntaxi.  Lectiones  (Aesop 
Erzählungen). 

Rechenkunst.  1.  Curs.  Die  Gleichungen,  die  Proportionen,  inso- 
fern sie  der  Lehre  von  den  Gleichungen  bedürfen.  2.  Curs.  Die  Potenzen 
und  Wurzeln. 

Geschichte   des  Mittelalters,  im  1.  Curse  bis  zu  den  Kreuzzügen. 

Geographie.  1.  Curs.  Spanien,  Portugal,  England,  die  nordischen 
Königreiche.  2.  Curs.  Russland,  Griechenland,  die  Türkei. 

V.  Classe. 

Stylistik.  1.  Cur«.  De  ornatu  et  figuris.  De  generibus  dicendi**).  De 
poetica  et  prosaica  dictione.  Livius  u.  a.  Autoren.  2.  Curs.  De  generibus 
poeseos,  de  didactico,  (mit  Einschluss  der  Fabel  und  Satyren),  de  epigram- 
matico,  elegiaco  et  lyrico.  Autoren. 

Griechisch.  1.  Curs.  De  phrasibus  et  adagiis  graecis  ***).  De  ac- 
centu.  2.  Curs.  De  dialectis.  In  beiden  Cursen  classische  Leetüre,  dar- 
unter Homer. 

Arithmetik.  Die  quadratischen  Gleichungen.  2.  Curs.  Elemente 
der  Logarithmen  der  unbestimmten  Gleichungen. 

Geschichte.  Die  neuere,  im  1.  Curse  bis  zum  spanischen  Suc- 
cessionskriege. 

Geographie.  1.  Curs.  Asien,  Afrika.  2  Curs.  Amerika,  Australien. 
VL  Classe. 
Stylistik.   1.  Curs.  De  locis  communibus *).  De  Chria.  De  oratoribus 


*;  Sie  begreifen  haupt.sächlich  die  Beschreibung,  die  Erzälilung,  das  Gespräch,  den 
Brief.  Ihre  Theorie  ist ,  etwa  die  des  Briefes  ausgenommen ,  sehr  kurz,  Beispiele  und 
Uebungen  sind  die  Hauptsache. 

**)  Hier  wird  der  Platz    sein  :    de  ornatu  et  copia,  de  brevitate    dicendi  zu  handeln. 
***)    Es  wird  genügen,  diesen  Abschnitt  mit  den  Schülern  zu  lesen  und  zu  unterpretiren. 
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minoribus  et  majoribus.  Classische  Leetüre,  Cicero.  2.  Curs.  Fortsetzung 
de  oratione.  De  genere  draraatico,  de  epico.  Classische  Leetüre. 

Griechisch.  Griechische  Autoren,  darunter  Demosthenes. 

Geometrie,  In  beiden  Classen  Euklides. 

Erdkunde.  1.  Curs  physicalische;  2.  Curs  astronomische  oder  An- 
fangsgründe der  Himmelskunde 

Aus  der  bisherigen  Darlegung  scheint  sich  zu  ergeben,  dass  auch 
bei  einer  grösseren  Anzahl  von  Gegenständen  und  bei  einer  grösseren  Aus- 
dehnung einiger  derselben  ein  sechsjähriger  Gymnasial  -  Curs  vollkommen 
ausreicht  und  es  scheint  unnöthig,  zu  diesem  Zweck  den  Curs  auf  7  Jahre 
zu  verlängern. 

Ein  siebenter  Curs,  den  wohl  der  Präfect  zum  Theil  übernehmen 
müsste,  könnte  allenfalls  einzelnen  Schülern,  die  entweder  zu  jung  sind, 
um  in  die  Philosophie  überzutreten  oder  denen  es  ihre  Verhältnisse  sonst 
erlauben,  Gelegenheit  verschaffen,  sich  mit  Ruhe  zum  philosophischen  Stu- 
dium vorzubereiten,  in  welchem  Falle  als  Gegenstände  dienlich  wären :  Fort- 
setzung und  freiere  Uebung  der  lateinischen  und  griechischen  Philologie» 
zum  Theil  in  philosophischen  Schriften  ,  Geschichte  der  Literatur  über- 
haupt und  der  deutschen  insbesondere,  Dialektik  als  Verbindungs-Glied 
zwischen  Rhetorik  und  Logik  ,  Fortsetzung  der  Mathematik ,  Anweisung 
zur  Lebensklugheit ;  doch  wäre  ein  solcher  Curs  in  keinem  Falle  an  allen 
Gymnasien  nothwendig  oder  irgend  einem  aufzudrängen. 

IV. 

Der  gegenwärtige  Lehrplan  für  die  öster- 
reichischen Gymnasien. 

(Zu  Seite  535.) 
I.  C  l  a  s  s  e. 

Religion:  2  Stunden.  Katholischer  Lehrbegriff  nebst  kurzem  Ab- 
risse der  Religionsgeschichte. 

Lateinisch:  8  Stunden.  Formenlehre  der  wichtigsten  regel- 
mässigen Flexionen,  eingeübt  in  beiderseitigen  Uebersetzungen  aus  der 
Chrestomathie.  Memorierep ,  später  häusliches  Aufschreiben  von  Ueber- 
setzungen. 

Muttersprache:  (Beispielsweise  ist  die  deutsche  Sprache  ange- 
nommen.) 4  (3)  Stunden.  Grammatik,  zusammengesetzter  Satz,  Formenlehre 
des  Verbum  1  St.  Ortographische  Uebungen  1  St.  Lesen ,  Sprechen ,  Vor- 
tragen 1  St.  Aufsätze  1  St.  Im  2.  Semester  1  Aufsatz  jede  Woche  oder 
alle  zwei  Wochen  als  häusliche  Arbeit. 

Zweite  Landessprache:  3  (2)  Stunden.  Regelmässige  Formen- 
lehre, Memorieren  von  Vocabeln  und  einfachen  Sätzen.  Orthographische 
Uebungen. 

*)  Wenn  sie  nicht  zweckmässiger  nach  dem  Beispiel  der  Alten  unter  den  Praeexer- 
citamentis  behandelt  wird. 
Beer  und  Hochegger,  die  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  etc.  45 
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Geschichte  und  Geographie:  3  St.  Topische  Geographie  der 
ganzen  Erde.  Hauptpuncte  der  politischen  Geographie,  als  Grundlage  des 
geschichtlichen  Unterrichtes. 

Mathematik:  3  Stunden.  1.  Semester:  3  Stunden  Rechnen.  Er- 
gänzung zu  den  4  Species  und  den  Brüchen.  Decimal-Brüche.  2.  Se- 
mester: 2  Stunden  Anschauungslehre;  Linie,  Winkel,  Parallel-Linien,  Con- 
struction  von  Dreiecken  und  Parallelogrammen  und  dadurch  Veranschau- 
lichung ihrer  Haupteigenschaften.  1  St.  Rechnen. 

Naturgeschichte:  2  Stunden.  Zoologie.  1.  Sem.  Säugethiere. 
2.  Sem.  Crustaceen,  Insecten  etc. 

II.  C lasse. 
Religion:  2  Stunden.  Erklärung  der  gottesdienstlichen  Handlungen 
der  katholischen  Kirche. 

Lateinisch:  8  Stunden.  Formenlehre  der  selteneren  und  unregel- 
mässigen Flexionen,  eingeübt  in  beiderseitigen  Uebersetzungen  aus  der 
Chrestomathie.  Memorieren,  später  auch  häusliches  Präparieren.  Alle  14  Tage 
ein  Pensum. 

Muttersprache:  4  (3)  Stunden.  Grammatik,  Satzverbindungen, 
Verkürzungen  etc.  Formenlehre  des  Nomen  1  Stunde.  Lesen,  Sprechen, 
Vortragen  1  Stunde.  Aufsätze  1  Stunde.  Im  2.  Semester  1  Aufsatz  wenig- 
stens alle  zwei  Wochen  als  häusliche  Arbeit. 

Zweite  Landessprache:  3  (2)  Stunden.  For  fcsetzung  der  regel- 
mässigen Formenlehre;  die  wichtigsten  unregelmässigen  Formen.  Memo- 
rieren und  orthographische  Uebungen. 

Geschichte  und  Geographie:  3  Stunden.  Alte  Geschichte  bis 
476  n.  Chr.,  mit  vorausgehender  Geographie  jedes  in  der  Geschichte  vor- 
kommenden Landes,  auf  Grundlage  der  in  Classe  I  vorgetragenen  Geographie. 
Mathematik:  3  Stunden.  1.  Semester:  2  Stunden  Rechnen,  1  Stunde 
Anschauungslehre.  2.  Semester:  1  Stunde  Rechnen,  2  Stunden  Anschauungs- 
lehre. Rechnen,  Proportion,  Regeldetri  mit  ihren  verschiedenen  Anwendun- 
gen, Maasskunde  etc.  Anschauungslehre,  Grössenbestimmung  und  Berech- 
nung der  drei-  und  mehrseitigen  Figuren.  Verwandlung  und  Theilung  der- 
selben. Bestimmung  der  Gestalt  der  Dreiecke. 

Naturgeschichte:  2  Stunden.  1.  Semes^r,  Vögel,  Amphibien, 
Fische.  2.  Semester:  Botanik. 

m.  Classe. 
Religion:   2  Stunden.  Biblische  Geschichte  des  alten  Testaments. 
Lateinisch:     6    Stunden.    2    Stunden    Grammatik,    Casuslehre. 
4  Stunden  Cornel.  Nepos.    Im  1.  Semester  alle  Wochen   ein  Pensum,  im 
2.  Semester  alle  14  Tage.  Präparation. 

Griechisch:  5  Stunden.  Regelmässige  Formenlehre  mit  Ausschluss 
der  Verba  in  fii.  Uebersetzungen  aus  dem  Lesebuche.  Memorieren,  Prä- 
parieren. Im  2.  Semester  alle  14  Tage  ein  Pensum. 

Muttersprache:  3  Stunden.  2  Stunden  Lesen  und  Vortrag  von 
memorierten  Gedichten  und  prosaischen  Aufsätzen.  1  Stunde  Aufsätze. 
Alle  14  Tage  ein  Aufsatz  als  häusliche  Arbeit. 
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Zweite  Landesspi'ache:  3  (2)  Stunden.  Satzlehre;  Lesen  und 
Vortragen -memorierter  Musterstücke;  alle  14 Tage  eine  schriftliche  Haus- 
aufgabe. 

Geschichte  und  Geographie  :  1.  Semester.  Mittlere  Geschichte. 
2.  Semester.  Neuere  Geschichte.  Beide  mit  Hervorhebung  der  Hauptereig- 
nisse  aus  der  Geschichte  des  österreichischen  Staates. 

Mathematik:  3  Stunden,  vertheilt  wie  in  Classe  H.  Rechnen,  4 
Species  in  Buchstaben,  Klammern,  Potenzieren,  Quadrat-  und  Kubikwurzeln, 
Permutationen,  Combinationen.  Anschauungslehre,  Der  Kreis  mit  mannig- 
fachen Constructionen  in  ihm  und  um  ihn.  Inhalts-  und  Umfangsberechnung. 

Naturgeschichte  und  Physik:  2  Stunden,  1.  Semester.  Mine- 
ralogie. 2.  Semester.  Physik.  Allgemeine  Eigenschaften,  Aggregations-Zu- 
stände,  Grundstoffe,  Wärmelehre. 

IV.  Classe. 

Religion:  2  Stunden.  Biblische  Geschichte  des  neuen  Testaments. 

Lateinisch:  6  Stunden.  3-2  Stunden  Grammatik,  Moduslehre. 
3 — 4  Stunden  Cäsar,  bellum  Gallicum.  —  Alle  Wochen  ein  Pensum. 
Präparation. 

Griechisch:  4  Stunden.  Verba  in  f^L ;  das  Wichtigste  der  un- 
regelmässigen Flexionen,  Uebersetzung  aus  dem  Lesebuche.  Memorieren, 
Präparieren.  Alle  14  Tage  ein  Pensum. 

Muttersprache:  3  Stunden.  2  Stunden  Lesen  und  Vortragen 
von  memorierten  Gedichten  und  prosaischen  Aufsätzen.  1  Stunde  Aufsätze. 
Alle  14  Tage  ein  Aufsatz  als  häusliche  Arbeit. 

Zweite  Landessprache:  3  (2)  Stunden.  Satzlehre;  Lesen  und 
Vortragen  memorierter  Musterstücke ;  alle  14  Tage  eine  schriftliche  Haus- 
aufgabe. 

Geschichte  und  Geographie:  3  Stunden.  1.  Semester:  Schluss 
der  neueren  Geschichte.  Zusammenfassende  und  ergänzende  Wiederholung 
des  geographischen  Unterrichtes.  2.  Semester:  Populäre  Vaterlandskunde; 
als  Einleitung  hiezu  eine  kurze  tabellarische  Zusammenstellung  der  Haupt- 
momente der  österreichischen  Geschichte. 

Mathematik:  3  Stunden,  vertheilt  wie  in  Classe  II.  Rechnen. 
Zusammengesetzte  Verhältnisse  mit  Anwendung.  Gleichungen  des  ersten 
Grades  mit  einer  Unbekannten.  Anschauungslehre.  Stereometrische  An- 
schauungslehre. Lage  von  Linien  und  Ebenen  gegen  einander,  körperliche 
Winkel,  Hauptarten  der  Körper,  ihre  Gestalt  und  Grössenbestimmung. 

Physik:  3  Stunden.  Gleichgewicht  und  Bewegung,  Akustik,  Mag- 
netismus, Elektricität,  Optik,  Hauptpuncte  der  Astronomie  und  physischen 

Geographie. 

V.  Classe. 

Religion:  2  Stunden.  Die  geschichtliche  Entwickelung  und 
die  Göttlichkeit  der  vorchristlichen  und  der  christlichen  Offenbarung. 

Griechisch:     5  Stunden.   Xenophon,  nachher  Homer's  Ilias.  Alle 

8  Tage  I  Stunde  grammatische  Uebungen,  Präparation  mit  Memorieren  der 

Vocabeln.     Alle  4  Wochen  ein  Pensum. 
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Lateinisch:  6  Stunden.  5  Stunden  Livius,  Ovid  Metamorph. 
1  Stunde  grammatisch  -  stilistische  Uebungen,  Präparation.  Alle  14  Tage 
ein  Pensum. 

Muttersprache:  2  Stunden.  1  Stunde  Lectüre  und  Erklärung 
einer  Auswahl  von  Musterstücken  aus  der  neueren  Literatur.  1  Stunde 
Aufsätze.     Alle  14  Tage  ein  Aufsatz  als  häusliche  Arbeit. 

Zweite  Landessprache:  2  Stunden,  Lectüre  einer  Auswahl 
poetischer  und  prosaischer  Musterstücke.  Alle  14  Tage  eine  schriftliche 
Hausaufgabe. 

Geschichte  und  Geographie:  2  Stunden.  Alte  Geschichte 
bis  zur  Unterjochung  Griechenlands  durch  die  Römer. 

Mathematik:  4  Stunden.  Algebra,  2  Stunden.  Zahlensystem,  Be- 
griff der  Addition,  Subtraction  etc.,  nebst  Ableitung  der  negativen,  irra- 
tionalen, imaginären  Grössen.  Die  vier  Species  in  algebraischen  Ausdrücken. 
Eigenschaft  und  Theilbarkeit  der  Zahlen.  Vollständige  Lehre  der  Brüche. 
Geometrie,  2  Stunden.     Longimetrie  und  Planimetrie. 

Naturgeschichte:  2  Stunden.  1.  Semester:  Mineralogie  in  enger 
Verbindung  mit  Geognosie.  2.  Semester:  Botanik  in  enger  Verbindung  mit 
Paläontologie  und  geographischer  Verbreitung  der  Pflanzen. 

VL  Classe. 

Religion:   2  Stunden.    Darstellung  der  besonderen  Glaubenslehre. 

Griechisch:  5  Stunden.  I.Semester:  Homer's  Hias.  2.  Semester: 
Herodot.  Alle  8  Tage  1  Stunde  grammatische  Uebungen,  Präparation. 
Alle  14  Tage  ein  Pensum. 

Lateinisch:  6  Stunden.  5  Stunden  Salust.,  Cic,  Caes.  bei.  civ., 
Virg.  Eclog.  Georg.  Aeneis.  1  Stunde  grammatisch-stilistische  Uebungen. 
Präparation.     Alle  14  Tage  ein  Pensum. 

Muttersprache:  3  Stunden.  2  Stunden  Lectüre  und  Erklärung 
einer  Auswahl  von  Musterstücken  aus  der  Literatur  seit  Opitz,  mit  gedräng- 
ter Uebersicht  des  Literarhistorischen.  1  Stunde  Aufsätze.  Alle  14  Tage 
ein  Aufsatz  als  häusliche  Arbeit. 

Zweite  Landessprache:  2  Stunden.  Lectüre  einer  Auswahl 
poetischer  und  prosaischer  Musterstücke.  Alle  14  Tage  eine  schriftliche 
Hausaufgabe. 

Geschichte  und  Geographie:  3  Stunden.  1.  Semester:  Rö- 
mische Geschichte  bis  zur  Völkerwanderung.  2.  Semester:  Mittlere  Ge- 
schichte, beiläufig  bis  Gregor  VII. 

Mathematik:  3  Stunden  (vertheilt  wie  in  Classe  II).  Algebra, 
Potenzen,  Wurzeln,  Logarithmen,  Gleichungen  des  1.  Grades  mit  einer  oder 
mehreren  Unbekannten,  Reduction  algebraischer  Ausdrücke.  Geometrie, 
Trigonometrie  und  Stereometrie. 

Naturgeschichte:  2  Stunden.  Zoologie  in  enger  Verbindung  mit 
geographischer  Verbreitung  der  Thiere. 

VIL  Classe. 
Religion:     2  Stunden.     Darstellung  der  katholischen  Sittenlehre. 
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Lateinisch:  5  Stunden.  4  Stunden  Cicer©  ©rat.,  Virgil's  Aeneis. 
1  Stunde  grammatisch-stilistische  Uebungen.  Präparation.  Alle  14  Tage 
ein  Pensum. 

Griechisch:  4  Stunden.  Demosthen.  kleine  Staatsreden.  So- 
phokles (daneben  auch  nach  Umständen  Homer),  Alle  14  Tage  1  Stunde 
grammatische  Uebungen.  Präparation,  zuweilen  ein  an  das  gelesene  sich 
anschliessendes  Pensum. 

Muttersprache:  3  Stunden.  Fortsetzung  und  Schluss  wie  das se 
VI.  Nach  Umständen  ausserdem  in  dieser  oder  in  der  VI.  Classe  Leetüre 
einer  Auswahl  aus  dem  Mittelhochdeutschen.  1  Stunde  Aufsätze.  Alle  14 
Tage  ein  Aufsatz  als  häusliche  Arbeit, 

Zweite  Landessprache:  2  Stunden.  Leetüre  und  Erklärung 
von  ausgewählten  Musterstücken  der  betreffenden  Literatur,  Alle  14  Tage 
oder  3  Wochen  ein  Aufsatz. 

Geschichte  und  Geographie:  3  Stunden.  1.  Semester:  Mitt- 
lere Geschichte  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters.  2.  Semester:  Neuere 
Geschichte  bis  zum  Schlüsse  des  XVII.  Jahrhunderts. 

Mathematik:  3  Stunden  (vertheilt  wie  in  Classe  II).  Algebra. 
Unbestimmte  Gleichungen  des  ersten  Grades.  Quadratische  Gleichungen 
mit  l  Unbekannten.  Progression,  Combinationslehre  und  binomischer  Lehr- 
satz. Geometrie.  Anwendung  der  Algebra  auf  Geometrie.  Analytische  Geo- 
metrie in  der  Ebene  nebst  Kegelschnitten. 

Philosophische  Propädeutik:  2  Stunden.  Logik. 

Physik:  3  Stunden.  Allgemeine  Eigenschaften.  Chemische  Ver- 
bindungen. Gleichgewicht  und  Bewegung,  Wellenlehre  und  Akustik. 

VIIL  Classe. 

Religion:     3  Stunden.     Geschichte  der  Kirche  Christi. 

Lateinisch:  5  Stunden.  4  Stunden  Tacitus,  Horatius  1  Stunde 
grammatisch-stilistische  Uebungen.  Präparation.  Alle  14  Tage  ein  Pen- 
sum, statt  dessen  zuweilen  ein  lateinischer  Aufsatz  in  Beziehung  auf  die 
Leetüre. 

Griechisch:  5  Stunden.  Piaton.  Sophokles.  Grammatik,  Fr'd^ 
paration  und  Pensum  wie  in  Classe  VII. 

Muttersprache:  3  Stunden.  2  Stunden  Leetüre  einer  nach  ästhe- 
tischen Gesichtspunkten  geordneten  Sammmlung  von  Musterstücken  in  Ver- 
bindung mit  analytischer  Aesthetik.  1  Stunde  Aufsätze.  Alle  14  Tage  oder 
3  Wochen  ein  Aufsatz  als  häusliche  Arbeit. 

Zweite  Landessprache:  2  Stunden.  Leetüre  und  Erklärung 
von  ausgewählten  Musterstücken  der  betreffenden  Literatur.  Alle  14  Tage 
oder  3  Wochen  ein  Aufsatz. 

Geschichte  und  Geographie:  3  Stunden.  I.Semester:  Schluss 
der  neueren  Geschichte.  Sowohl  die  mittlere  als  die  neuere  Geschichte  ist  mit 
besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  Geschichte  des  österreichischen  Staates 
zu  behandeln.     2.  Semester:  Kunde  des  österreichischen  Staates,  d.  h.  ge- 
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nauere  Kenntnis   der  wesentlichsten   erdkundlichen  und  statistischen  Ver- 
hältnisse dieses  Staates. 

Mathematik:  1  Stunde.  Uebungen  in  Lösung  mathematischer  Pro- 
bleme. Zusammenfassende  Wiederholung  des  mathematischen  Unterrichtes. 

Philosophische  Propädeutik:  2  Stunden.  Empirische  Psy- 
chologie. 

Physik:    3  Stunden.    Magnetismus,    Elektricität ,   Wärme.    Optik. 
Anfangsgründe  der  Astronomie  und  Meteorologie. 
Gesammt-Stundenzahl: 

Religion  17.  Griechisch  28.  Lateinisch  50.  Muttersprache  25.  (Zweite 
Landessprache  20.)  Geschichte  und  Geographie  24.  Mathematik  23.  Philo- 
sophische Propädeutik  4.  Naturgeschichte  und  Physik  19.  Zusam.  190  (210). 

Anmerkungen.  Der  Unterricht  in  der  zweiten  Landessprache 
entfällt  an  den  reindeutschen  Gymnasien;  auch  beginnt  er  an  einigen  po- 
lyglotten Lehranstalten  je  nach  den  Ortsverhältnissen  erst  in  der  2.  Classe. 

Kalligraphie,  Zeichnen,  Stenographie,  Gesang,  Turnen,  Französisch, 
Italienisch,  theilweise  auch  Englisch,  werden  als  freie  Gegenstände  in  der 
Regel  in  zwei  Cursen,  für  Anfänger  und  Vorgerückte,  zu  je  2 — 3  Stunden 
wöchentlich  crelehrt. 
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